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XXXIV. Versammlung des Deutschen Vereins 


Erste Sitzung. 

Mittwoch, den 8. September 1909, 9 Uhr vormittags. 

Vorsitzender, Ober- und Geheimer Baurat Dr. Stübben 
(Grunewald): „Die 34. Versammlung des Deutschen Vereins für öffentliche 
Gesundheitspflege erkläre ich hierdurch namens des Ausschusses für eröffnet» 

„Meine verehrten Damen und Herren! Wir haben diesmal abweichend 
von der Regel uns außerhalb der Grenzen des Deutschen Reiches versammelt 
und haben damit an einen Brauch angeknüpft, den wir seit langer Zeit ver¬ 
lassen hatten, seitdem nämlich der Deutsche Verein für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege in Wien getagt hat. Es ist das geschehen auf die liebenswürdige 
Einladung der Stadt Zürich selbst. Wir sind dieser durch unsere hiesigen 
Freunde und Berufsgenossen übermittelten Einladung um so lieber gefolgt, 
als diese ein sprechendes Zeugnis dafür ist, daß die humanitären, gemein¬ 
nützigen Bestrebungen und insbesondere unsere Bestrebungen auf dem 
Felde der öffentlichen Gesundheitspflege keinen unüberschreitbaren Wall 
finden an den politischen Grenzen der Länder, daß unsere Bestrebungen 
geteilt, unsere Ziele verfolgt werden auch in den dem Deutschen Reiche 
benachbarten Staaten, daß diese in gleichem Sinne denken und arbeiten, 
namentlich diejenigen Länder und Kommunen, deren Bevölkerung, wie in 
der Schweiz, zum größten Teil mit uns von derselben Urahne Germania 
abstammen. Wir sind aber auch deshalb gern hierher gegangen, weil 
uns, ich möchte sagen, vom Mutterschoße her die Liebe zur Schweiz, 
ihren Bergen und Seen, ihren blühenden Städten und glücklichen Land¬ 
schaften ins Herz gelegt ist, weil uns, die wir alljährlich oder in längeren 
Pausen in der Schweiz Erholung suchen von unserer täglichen Arbeit, die 
wir die Schweiz zudem aus der Lektüre und Geschichte kennen, dieses 
Schweizer Volk mit seinen Charaktervorzügen der Treue, der Heimatliebe, 
des Freiheitssinnes und des fortschrittlichen Gedankens so außerordentlich 
sympathisch ist. 

„Eine dritte Ursache, weshalb wir gern nach der Schweiz gegangen 
sind, das ist ein gewisses Gefühl des Dankes. Denn es sind nicht wenige 
Einrichtungen und nicht wenige Fortschritte, die wir in Deutschland der 
Schweiz zu verdanken haben, namentlich auch auf dem Gebiet der öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege und sonstigen gemeinnützigen Bestrebungen. Es 
ist ja der Vorzug der Länder von einem nicht zu großen geographischen 
Umfange, daß sie mit einer gewissen Leichtigkeit neue Wege zu wandeln, 
Fortschritte des Gedankens in die Tat umzusetzen vermögen, während man 
in Ländern von der Größe des Deutschen Reiches, ich möchte sagen, nur 
tastend und mit großer Vorsicht fortschreitet und es im allgemeinen liebt, 
die Erfahrungen anderer zu beobachten und sich dann erst danach einzu¬ 
richten. 
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„So sind wir denn gern nach der Schweiz gekommen und gern in 
diese herrliche Stadt Zürich eingezogen, und ich hoffe, daß die Tagung in 
dieser Stadt wie die früheren Tagungen, und vielleicht noch mehr als diese, 
gekrönt sein möge von einem bedeutenden Erfolge auf dem Gebiete, das wir 
beackern, und daß gleichzeitig allen Teilnehmern, sowohl den auswärtigen 
wie den heimischen, unsere Tage in Zürich zur Freude, zur Anregung und 
lieben Erinnerung werden mögen. 

„Damit eröffne ich die heutige Versammlung und habe mitzuteilen, daß 
von seiten der Bundesregierung, der Kantonsregierung, der Stadt Zürich 
und von seiten der hiesigen Hochschulen Vertreter zugegen sind, die einige 
Worte der Begrüßung an Sie zu richten wünschen. 

„Ich erteile Herrn Dr. Schmid das Wort, dem Direktor des Schweize¬ 
rischen Gesundheitsamtes, der namens des Bundesrat es der Schweiz Sie zu 
begrüßen wünscht.“ 

Direktor des Schweizerischen Gesundheitsamtes, Dr. F. Schmid 

(Bern): „Hochverehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Der Hobe Schweizerische Bundesrat hat mir den ehrenvollen Auftrag erteilt, 
die heutige Versammlung hier in seinem Namen mit einigen Worten zu be¬ 
grüßen und gleichzeitig dem Organisationskomitee und dem Verein für die 
freundliche Einladung zur heutigen Tagung zu danken. 

„Es iBt das erste Mal, daß der Deutsche Verein für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege der Schweiz die große Ehre erweist, auf ihrem Boden seine 
Jahresversammlung abzuhalten. Diese Ehre ist in den 36 Jahren des Be¬ 
stehens dieses Vereins nur zwei Städten außerhalb des Deutschen Reiches 
zugekommen, Wien und jetzt Zürich. Zweifellos hat unter den Städten 
unseres kleinen Landes Zürich das erste Anrecht auf diese Auszeichnung. 
Nicht nur deswegen, weil Zürich die größte und volkreichste Scbweizerstadt 
ist, die unter ihren 180000 bis 190000 Einwohnern etwa 35 000 Reichs¬ 
deutsche zählt, sondern auch deswegen, weil die Stadt Zürich auf dem Ge¬ 
biete der öffentlichen Gesundheitspflege, namentlich der Städtehygiene, der 
Schulhygiene und der sozialen Fürsorge für die Kinder, Armen, Kranken 
und Gebrechlichen an der Spitze steht. Ich kann im Hinblick auf die im 
Jahre 1903 erfolgte Veröffentlichung eines Werkes, »Die Assanierung von 
Zürich» (herausgegeben von Th. Wey 1), und im Hinblick auf die Ihnen 
heute überreichte Festschrift es unterlassen, hier auf Näheres einzugehen; 
um so mehr als die Regierung des Kantons und die Behörden der Stadt 
Zürich Ihnen reichlich Gelegenheit bieten werden, die hiesigen hygienischen 
und humanitären Einrichtungen genauer zu besichtigen und zu studieren. 

„Bei diesen Besichtigungen, meine Damen und Herren, werden Sie 
sicherlich manches verwirklicht finden, das Gegenstand der früheren Be¬ 
ratungen Ihres Vereins gewesen ist. Sie werden aber auch auf Einrich¬ 
tungen und Zustände stoßen, die voraussichtlich den in den Beratungen 
Ihres Vereins auf gestellten idealen Anforderungen nicht genügen. Ich bin 
jedoch der Hoffnung, daß Sie nichts desto weniger die Überzeugung erhalten 
werden, daß Zürich wohl würdig war, Ihren illustren Verein zu emp¬ 
fangen, und daß Ihr Ausschuß mit der Wahl des diesjährigen Versammlungs¬ 
ortes keinen Mißgriff getan hat 
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„Hochgeehrte Damen und Herren! Der Deutsche Verein fQr öffentliche 
Gesundheitspflege iBt uns Schweizern, wie der Herr Vorsitzende angedeutet 
hat, kein fremder, trotzdem er zum erstenmal auf unserem Boden tagt 
Vorerst möchte ich darauf hinweisen, daß ein kleines, aber treues Häuflein 
schweizerischer Mitglieder seit langen Jahren dem Verein angehört — der 
Sprechende hat die Ehre, auch zu denselben zu gehören — und ieh hoffe 
gleichzeitig und bin der Zuversicht, daß dieses Häuflein nach der heutigen 
Tagung an Zahl ganz gewaltig zunehmen wird. Sodann ist Ihr geschätztes 
Organ, »Die Deutsche Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege«, 
in welcher die Referate über Ihre Arbeiten und Verhandlungen jeweils ver¬ 
öffentlicht werden, in unserem Lande sehr bekannt. Sie gehört gewisser¬ 
maßen zum eisernen Bestand der Bibliotheken der schweizerischen und 
vieler kantonalen und städtischen Verwaltungen und bietet für diese Ver¬ 
waltungen eine wichtige Fundgrube der Belehrung und Anregung. In der 
Tat stellen die bis jetzt erschienenen 41 Bände der Vierteljahrsschrift eine 
reichhaltige hygienische Bibliothek dar, aus der man über fast alle Fragen 
der öffentlichen Gesundheitspflege Rat und Belehrung schöpfen kann. Es 
darf wohl mit Sicherheit angenommen werden, daß diese Publikationen, 
wenigstens in den Ländern und Landesteilen deutscher Zunge, einen großen 
Anteil haben an den verwirklichten Fortschritten und Verbesserungen auf 
dem Gebiete der staatlichen und kommunalen Gesundheitspflege. Auch 
unser Land erkennt mit warmem Danke die vielfachen guten Anregungen 
an, die aus diesen Veröffentlichungen für uns hervorgegangen sind. 

„Wenn Sie, meine Damen und Herren, unsere Gauen und Täler durch¬ 
wandern, was ja wohl in der schönen Jahreszeit Vorkommen mag, so werden 
Sie die Überzeugung gewinnen, daß die Schweiz nicht das wilde Land ist, 
wie unzufriedene, oberflächliche Besucher schon haben glauben machen 
wollen, sondern daß die Lehren der Hygiene in den meisten unserer städti¬ 
schen und vielen ländlichen Gemeinwesen auf fruchtbaren Boden gefallen 
sind und angefangen haben, da reichere, dort etwas bescheidenere Früchte 
zu zeitigen. Wenn ich das hervorhebe, so bin ich mir wohl bewußt, daß 
wir vielfach noch in den Anfängen stehen und daß das meiste noch getan 
werden muß. Es ist deshalb doppelt erfreulich, daß der Verein den Ent¬ 
schluß gefaßt hat, seine diesjährige Tagung nach Zürich zu verlegen. Denn 
aus dieser Versammlung, das ist mit Sicherheit zu erwarten, werden neue 
Impulse, neue Anregungen ausgehen und belebend und anregend auf die 
Entwickelung unserer öffentlichen Gesundheitspflege wirken. 

„Sämtliche für heute und die folgenden Tage zur Diskussion gestellten 
Themata sind von großem Interesse, einige darunter sind für uns von ganz 
besonderer Aktualität. So wird das Referat über die Hygiene der Heim¬ 
arbeit einen wohl vorbereiteten Boden bei uns finden, nachdem man in letzter 
Zeit den Verhältnissen der Heimarbeiter in unserem Lande eine ganz be¬ 
sondere Aufmerksamkeit zu schenken angefangen und sie zum Gegenstand 
einer besonderen Ausstellung und eines Kongresses im Laufe dieses Sommers 
gemacht hat. Auch die Frage der Konserven bietet für uns ein großes 
Interesse; denn sie fällt, wenigstens zum Teil, in ein Gebiet, das Behörden 
und Volk unseres Landes seit vielen Jahren intensiv beschäftigt hat. Ist 
doch im Jahre 1905 das neue schweizerische Lebensmittelgesetz erlassen 
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und vom Volke mit großer Mehrheit angenommen worden und im Laufe 
dieses Jahres mit seinen zahlreichen Vollzngsverordnungen in Kraft er¬ 
wachsen. Dieses Gesetz ist für unser Land eine große hygienische Er¬ 
rungenschaft, wenn auch jetzt für den Anfang, wie es ja nicht anders zu 
erwarten ist, die Ausführung hier und da noch auf einige Schwierigkeiten stößt. 

„Allgemeinstem Interesse wird der Vortrag über die Fürsorgestellen für 
Tuberkulöse begegnen. Der Kampf gegen diese weit verbreitete verderb¬ 
liche Volkskrankheit, den warmherzige Philanthropen und weitsichtige 
Hygieniker vor bald 20 Jahren in unserem Lande angeregt haben, ist nach 
und nach ein allgemeiner geworden, und an ihm beteiligen sich die weitesten 
Volksschichten, vorab die »gemeinnützigen» Schweizer Frauen. Zahlreiche 
Ferienkolonien, Kinderheime, Kindersanatorien, Volksheilstätten, Erholungs¬ 
stätten, Fürsorgestellen, Verpflegungsanstalten, sowie auch Spitäler oder 
Spitalabteilungen für schwer erkrankte Tuberkulöse legen Zeugnis ab von 
der regen Tätigkeit der verschiedenen großen und kleinen Antituberkulose- 
Vereinigungen unseres Landes, die ihren Zusammenschluß finden in der 
Schweizerischen Zentralkommission für die Bekämpfung der Tuberkulose. 
Es ist in den letzten Jahren auch eine Reihe von kantonalen Gesetzen 
und Verordnungen gegen die Tuberkulose erlassen worden, allein in der 
Kürze ihres Bestehens ist zurzeit von einer großen Wirksamkeit derselben 
wohl noch nicht zu sprechen. Es sind also die bis jetzt in der Bekämpfung 
der Tuberkulose erzielten Erfolge — ich will nur erwähnen, daß die Mor¬ 
talität der Lungentuberkulose in den letzten 20 Jahren von 223 auf 172 
auf 100000 Einwohner berabgegangen ist — ich sage, diese Erfolge sind 
zum größten Teil der Wirksamkeit der privaten freiwilligen Vereinigungen 
zuzugchreiben. Ich erachte es daher als eine Pflicht der Dankbarkeit, am 
heutigen Tage zweier Männer zu gedenken, welche in Verbindung mit 
Gleichgesinnten den Hauptanstoß zu der antituberkulösen Aktion in unserem 
Lande gegeben haben, des vor wenigen Tagen hier in Zürich in hohem 
Alter verstorbenen und gestern bestatteten hochherzigen Philanthropen 
Pfarrer Walter Bion, des Begründers der Ferienkolonien, und des ihm 
voran gegangenen trefflichen Hygienikers Dr. Laurenz Sonderegger, des 
Verfassers der bekannten »Vorposten der Gesundheitspflege». 

„Meine Damen und Herren! Ich darf Ihre Zeit nicht länger in An¬ 
spruch nehmen. Möge die 34. Versammlung des Deutschen Vereins für 
öffentliche Gesundheitspflege einen guten Verlauf nehmen und sich würdig 
den früheren Versammlungen anreihen, und möge sie diejenigen Erfolge 
zeitigen, die wir von ihr erwarten. Wir wollen auch gern hoffen, meine 
Damen und Herren, daß es Ihnen hier bei uns in der Schweiz gefällt und 
daß Sie dadurch ermutigt werden, später einmal wiederzukommen. Ich 
schließe mit einem Worte aus Sondereggers »Vorposten«: Die Hygiene, 
sagt er, steht nicht im Dienste der Makrobiotik für einzelne wenige, sondern 
im Dienste der Nationalökonomie und des Wohlwollens für alle. Wo einmal 
gute Schulen bestehen, da wächst das Verständnis und Bedürfnis dafür, und 
wo einmal, auch nur auf einem einzelnen Lebensgebiet, eine zielbewußte 
Gesundheitspflege eingerichtet ist, da entwickelt sie sich weiter, und jetzt 
unmittelbar aus den breiten Schichten des Volkes, in welchem ja die Wurzeln 
allen geistigen und leiblichen Nationalvermögens liegen. 44 


Digitized by 


Gougle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



6 XXXIV. Versammlung des Deutschen Vereins 

RegierungSrat Lutz (Zürich): „Herr Präsident, verehrte Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir, daß ich mich als Vertreter des Regierungsrates 
des Kantons Zürich der herzlichen Begrüßung Ihrer illustren Gesellschaft 
durch den verehrten Vorredner, Herrn Dr. Schmid, anschließe. Es ist für 
uns eine Freude und eine große Ehre, Ihre Vereinigung, die sich der sehr 
ernsten Frage, wie die Volksgesundheit gefördert und gehoben werden 
könne, mit so vielem und mit sichtbarem Erfolge widmet, in unserem lieben 
Zürich begrüßen und willkommen heißen zu dürfen. 

„Seien Sie alle, die Sie aus den nachbarlichen Gauen des großen ge¬ 
einten , uns freundlich gesinnten Deutschen Reiches zu uns gekommen sind, 
namens des Züricher Regierungsräts herzlich begrüßt und bestens will¬ 
kommen! Was Ihre Vereinigung in unseren Augen so eminent bedeutungs¬ 
voll erscheinen läßt, ist nicht sowohl das in ihr verkörperte reiche Maß von 
Intelligenz und Wissen, als auch die durch vielfache Beweise erhärtete Tat¬ 
sache, daß sie mit festem Willen und reichen Mitteln an einem sozial 
dringenden Problem, an der Förderung der Volksgesundheit arbeitet. Hoch¬ 
verehrte Anwesende! Sie wirken auf breiter Grundlage als Pioniere in 
hartem Kampf gegen Selbstsucht, Unwissenheit, Gleichgültigkeit und Leicht¬ 
sinn, die so viel menschliches Glück grausam zerstören, ganze Familien 
ruinieren und junge, viel versprechende Kräfte dem frühen Siechtum und 
Tode in die Arme treiben. Wahrlich, meine Damen und Herren, Sie haben 
sich ein großes und hehres Ziel gesteckt, und dafür schulden wir Ihnen 
Anerkennung und Dank. Möge Ihnen gegeben sein, durch die Förderung 
körperlicher Gesundheitspflege das mit ihr in engster Beziehung stehende 
geistige Wohl der Menschen zu heben, eingedenk des alten Spruches, in 
einem gesunden Körper wohnt eine gesunde Seele. Möge Ihnen vergönnt 
sein, Licht nicht nur durch die Gesetze der Gesundheitspflege in allen ihren 
weitverzweigten Disziplinen zu verbreiten, sondern damit in Verbindung 
auch das geistige Licht zu mehren, auf daß nicht nur ein körperlich ge¬ 
sundes und starkes, sondern auch ein geistig und sittlich starkes Geschlecht 
heran wachse, ein Geschlecht, das seine vornehmste Aufgabe erblickt in der 
Ausübung werktätiger Bruderliebe, in der Hilfe für Arme, Kranke und 
Bedrängte; und dazu möge kommen die unbegrenzte Freiheit der Forschung 
auf allen Gebieten des Lebens als dem Urquell menschlichen Strebens und 
Fortschreitens und so uns das hohe Ziel, wahre Menschenliebe und echte 
Religiosität, in allen Gauen und Völkern näher rücken. In diesem Sinne 
und Geiste nochmals Gruß, Willkommen und Dank für die Ehre Ihres Be¬ 
suches! Mögen Sie sich in unserem kleinen demokratischen Gemeinwesen 
recht wohl und heimisch fühlen« Ein frohes Glückauf Ihren edlen Be¬ 
strebungen in unserem freien und schönen Zürich ! u 

Stadtpräsident Billetter (Zürich): „Hochgeehrter Herr Präsident, 
hochgeehrte Damen und Herren! Meine verehrten Herren Vorredner haben 
mir meine Aufgabe leicht gemacht. Es bleibt mir gar nichts übrig, als 
Ihnen als Auftrag des Stadtrates von Zürich im Namen unserer Stadt einen 
herzlichen Willkommen entgegenzurufen und Ihnen zu danken für die hohe 
Ehre, die Sie unserer Stadt dadurch erweisen, daß Sie Ihre diesjährige Tagung 
in ihre Mauern verlegt haben. Gewiß ist es so, wie bereits gesagt wurde, 
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daß die nicht unbedeutende Anzahl von Freunden und Anhängern, die Sie 
in unserer Stadt besitzen, sich w&hrend dieser Tage stark mehren wird. 
Hochgeehrte Damen und Herren! Wir sind Ihnen hohen Dank schuldig. 
Viele von uns sind hinausgezogen zu Ihren Tagungen und sind voller Be¬ 
friedigung und reich an Erfahrungen und Anregungen zurückgekommen aus 
Ihren Verhandlungen und auch aus den schönen Orten, an welchen sie statt¬ 
fanden. Wir haben diesem Gefühl dadurch Ausdruck geben wollen, daß wir Sie 
veranl&ßten, Ihre diesjährige Tagung nach Zürich zu verlegen. Sie werden bei 
uns wohl manches einfacher finden, als Sie es anderswo gefunden haben, und 
bescheidener; aber der Willkommen, den wir Ihnen bieten, ist nicht weniger 
herzlich. Wir haben Ihnen durch ein ziemlich umfangreiches Buch mit unseren 
Einrichtungen zu imponieren gesucht. Wir haben getrachtet, Ihre Aufmerk¬ 
samkeit auf Dinge zu lenken, die ihrer wohl würdig sind, und wir hoffen, mit 
einigem Erfolg. Wir hoffen, Sie werden es unserer Stadt anmerken, daß sie 
Beziehungen hat zu aller Welt, daß ihre Kinder mächtig hinausstreben, um Er¬ 
fahrungen zu sammeln, vieles zu sehen, und was sie gelernt und gesehen haben, 
in ihrer Vaterstadt zu verwerten. Sie werden, wie ich hoffe, auch manches 
befriedigend finden in der Stadt, die gestern einen Walter Bion zu Grabe 
getragen hat, einen unserer Großen. Gestatten Sie, daß ihm auch von dieser 
Stelle aus Dank und Ehre zuteil werde. > Er gehört zu denen, deren Name 
goldig leuchten wird aus dem Grau der Vergangenheit. Und noch eines Mannes 
muß ich mit schmerzlichen Gefühlen gedenken, der statt meiner Sie an dieser 
Stelle hätte begrüßen sollen, unseres verstorbenen Stadtpräsidenten Pesta¬ 
lozzi, der unerwartet rasch vor wenigen Monaten ins Grab gesunken ist. 
Wie hätte es ihn gefreut, Sie hier zu empfangen, und wie sehr bedauern wir, 
daß es ihm nicht vergönnt war, das zu tun! Es sind das schmerzliche 
Gefühle, die sich in die Freude des Tages mischen, und Sie werden es wohl 
verzeihlich und begreiflich finden, wenn ich ihnen Ausdruck verleihe. 

„Seien Sie, verehrte Damen und Herren, nochmals herzlich willkommen! 
Mein Wunsch ist, daß, wenn Sie am Ende Ihrer Tagung unsere Stadt ver¬ 
lassen, Sie alle von der Überzeugung, von dem Gefühl beseelt sein mögen, 
hier war gut sein! tf 

Professor Dr. M. B. Schmidt (Zürich): „Hochgeehrte Anwesende! 
Empfangen Sie durch den Dekan der medizinischen Fakultät noch einen 
Willkommensgruß im Namen der Universität Zürich, ihrer medizinischen 
Fakultät, sowie der Ärzteschaft, derjenigen Körperschaften, welche den 
wissenschaftlichen Boden pflegen, den Sie hier betreten. 

„Das jüngste große Ereignis der Kunst, Max Klingers Wandgemälde 
in der Leipziger Universität, faßt den Wesensinhalt altgriechischer Kultur 
erschöpfend zusammen in zwei Hauptgruppen, deren eine Poesie und Kunst, 
deren andere Philosophie und Wissenschaft verkörpert. Unsere heutige 
Kultur sieht mannigfaltiger aus, und mit ihr sind die Gefahren für die Ge¬ 
sundheit emporgewachsen, vor welchen uns nicht der sonnige Himmel 
Griechenlands schützt, sondern menschliche Arbeit, eine von wissenschaft¬ 
licher Forschung durchdrungene und getragene praktische Tätigkeit. 

„Länder mit gleicher Kultur unterliegen den gleichen Gefahren, und 
es ist das Natürliche, daß Sie in der Bekämpfung derselben Hand in Hand 
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gehen. Und so ist der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege 
•in gern gesehener und geehrter Gast auf Züricher und Schweizer Boden. w 

Vorsitzender, Ober- und Geheimer Baorat Br. Stfibben: „Meine 
hochverehrten Herren aus Bern und aus Zürich, die Sie die Liebenswürdig¬ 
keit gehabt haben, an die Versammlung diese freundlichen Begrüßungsworte 
zu richten. Der Beifall, den sie ausgelöst, zeigt Ihnen, daß Sie znm Herzen 
der Versammlung gesprochen haben. Daß Sie gleichzeitig betont haben y 
auch bei Ihnen wäre ein gewisses Dankbarkeitsgefühl vorhanden gegenüber 
unserem Verein, während ich mir vorhin erlaubte, der Schweiz den Dank 
auszusprechen für die Anregungen, die wir von Ihnen empfangen haben, ist 
mir das beste Zeichen für den dauernden Bestand unserer Freundschaft. 
Nur solche Freundschaften halten ja dauernd, bei welchen beide Seiten nicht 
bloß Geber, sondern auch Empfänger sind. Wenn der verehrte Herr 
Dr. Schmid, Direktor des Eidgenössischen Gesundheitsamtes aus Bern, er¬ 
wähnte, es gäbe Leute, die auf den Gedanken kämen, die Schweiz für ein 
wildes Land zu halten, so glaube ich, werden wir alle hier den gegenteiligen 
Eindruck seit längerer Zeit und namentlich jetzt empfangen haben. Wenn 
man wenigstens dieses schöne, umfangreiche Buch durchblättert, das uns 
der Ortsausschuß gegeben hat, pnd wenn man die Fülle von gemein¬ 
nützigen, erzieherischen, lehrhaften und gesundheitlichen Anstalten sieht, 
wenn man alle diese Quellen der Gemeinnützigkeit und des Wissens vor 
seinen Augen vorüberziehen läßt, wenn man daB große eidgenössische 
Museum betrachtet, das hier in dieser Stadt seine Unterkunft gefunden hat, 
wenn man zuletzt nicht zum mindesten denkt an die beiden Hochschulen dieser 
Stadt, Universität und Polytechnikum, mit ihren zahlreichen Instituten und 
Sammlungen und Seminaren und Versuchsanstalten, und wie alle diese 
wissenschaftlichen Einrichtungen heißen mögen, diese großen Anstalten, die 
weit über die Grenzen der Schweiz ihre Bedeutung haben, die namentlich 
in ganz Deutschland begeisterte ehemalige Schüler und Verehrer zählen, 
dann haben wir umgekehrt vor uns ein Bild der Weisheitsquellen, wie es die 
griechischen Künstler symbolisch darzustellen versuchten, als sie die große 
Diana von Ephesus darstellten; und wie die Griechen riefen: Heil der großen 
Diana von Ephesus, so rufen wir: Heil der Schweiz, Heil dem Kanton 
Zürich und dieser herrlichen Stadt und namentlich doppelt Heil der geistigen 
Mutter dieser Stadt, den beiden Hochschulen, der alma mater Turicensis! 

„Meine Damen und Herren! Wir haben nunmehr das Bureau der 
heutigen Tagung zu bilden, und nach Rücksprache mit manchem unserer 
Teilnehmer und mit den Mitgliedern des Ausschusses schlage ich vor, daß 
wir das Bureau zusammensetzen aus den Herren Stadtpräsidenten Billetter 
als zweitem Vorsitzenden, Herrn Professor Dr. Zangger, dem Präsidenten 
der Gesellschaft Züricher Ärzte, als Stellvertreter des Vorsitzenden und 
Stadtbaumeister Fißler aus Zürich als Stellvertreter des Schriftführers, 
welche mit unserem ständigen Sekretär das Bureau der Versammlung bilden 
sollen. Ich nehme Ihr Einverständnis an und bitte die Herren, an diesem 
Tische gütigst Platz zu nehmen. 

„Dann erteile ich das Wort dem ständigen Sekretär Herrn Professor 
Dr. Pröbsting zur Erstattung des Geschäftsberichtes.“ 
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Rechenschaftsbericht 

des Ausschusses des Deutschen Vereins für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege für das Geschäftsjahr 1908/09. 

Durch Beschluß der Versammlung in Wiesbaden wurde der Ausschuß 
folgendermaßen zusammengesetzt: 

Oberbürgermeister Geh. Hofrat Dr. v. Borscht (München), 
Stadtbaurat Bredtschneider (Charlottenburg), 

Professor Dr. Erismann (Zürich), 

Oberbürgermeister Morneweg (Darmstadt), 

Geh. Obermedizinalrat Dr. Pistor (Berlin), 

Ober- und Geh. Baurat Dr. Stübben (Grunewald), 

Professor Dr. Pröbsting (Cöln), ständiger Sekretär. 

Nach Schluß der Versammlung trat der Ausschuß zu einer Sitzung 
zusammen und wählte gemäß § 7 der Satzungen Herrn Ober- und Geheimen 
Baurat Dr. Stübben zum Vorsitzenden für das Geschäftsjahr 1908/09. 

Der Ausschuß trat satzungsgemäß am 6. und 7. Februar zu einer 
Sitzung in Cöln zusammen, erledigte die laufenden Geschäfte, beschloß, die 
Einladung der Stadt Zürich für die diesjährige Versammlung anzunehmen, 
bestimmte als Zeit die Tage vom 8. bis 10. September und stellte die 
Tagesordnung in der den Mitgliedern zugegangenen Fassung auf. 

Für die Herstellung einer Varrentrappmedaille wurden 50 tM bewilligt. 

Bei der Enthüllung des Petteokoferdenkmals am 23. Mai war der Ver¬ 
ein durch den Berichterstatter vertreten, der einen Kranz am Fuße des 
Denkmals niederlegte. 

Die Rechnungsablage für das Jahr 1908 wurde von dem Ausschuß ge¬ 


prüft und richtig befunden. 

Es betrug danach: 

Kassenbestand am 1. Januar 1908 . 5 654,80 Jt 

Einnahmen durch Beiträge und Zinsen. 10 215,75 „ 

Mithin zusammen . . . 15 870,55 Jtt 

Ausgaben. 8 482,35 „ 

Somit Kassenbestand für 1909 . . . 7 388,20 e AL 


Die Mitgliederzahl betrug am Ende des Jahres 1908: 1651. Von diesen 
sind im Laufe des Jahres ausgeschieden 119, davon 23 durch Tod. Es sind 
dies die Herren: 

Statthaltereirat Dr. Adalbert Bohatta (Triest), 
Obermedizinalrat Prof. Dr. v. Bollinger (München), 
Regierungs- und Medizinalrat Dr. Doepner (Gumbinnen), 
Ingenieur Eug. Ehlers (Mannheim), 

Geb. Sanitätsrat Dr. Endemann (Kassel), 

Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Albert Guttstadt (Berlin), 
ökonomierat F. Grub (Berlin), 

Kommerzienrat R. Henneberg (Nikolassee), 

Geh. Medizinalrat Dr. Kirnberger (Mainz), 
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Zivilingenieur Kullmann (Nürnberg), 

Oberbürgermeister Morneweg (Darmstadt), 

Wirkl. Geh. Rat Dr. Neumayer (Neustadt a. d. H.), 

Kreisarzt Dr. Post (Straßburg), 

Eisenbahnbau- und Betriebsinspektor Roth (Fürstenwalde), 
Sanitätsrat Dr. Schneider (Krefeld), 

Apotheker Dr. Schlosser (Wien), 

Fabrikant Joh. Selwig (Braunschweig), 

Medizinalrat Dr. Siehe (ZQllichau), 

Geh. Hof rat Dr. Thumm (Pforzheim), 

Hofrat Dr. Karl Wacker (Ulm), 

Ingenieur Franz Zastrow (Bremen), 

Hofrat und Obersanitätsrat Prof. Dr. Aug. v. Vogl (Wien), 
Senator Ratssyndikus Zastrow (Rostock). 

Neu eingetreten sind bis heute 113 Mitglieder, so daß der Verein zur¬ 
zeit 1645 Mitglieder zählt, von denen 333 in Zürich anwesend sind. 

Vorsitzender, Ober- und Geheimer Baurat Dr« Stübben: 
„Meine verehrten Damen und Herren! Es ist eine lange und ernste Liste von 
verstorbenen Vereinsmitgliedern, die der ständige Sekretär soeben mitgeteilt 
hat. Wir werden ihnen allen ein herzliches Andenken bewahren. Einige von 
ihnen haben zu uns ein besonders enges Verhältnis gehabt. Zunächst Oberbürger¬ 
meister Morneweg, der als Mitglied Ihres Ausschusses in ähnlicher Weise 
aus seiner Tätigkeit allzu rasch und allzu plötzlich gerissen worden ist, wie 
aus seiner Tätigkeit als Oberbürgermeister der Stadt Darmstadt. Sodann 
möchte ich besonders erwähnen Herrn Obermedizinalrat Prof. Dr. v. Bollinger, 
der seit 1876 ein treues Mitglied unseres Vereins gewesen ist, der oft an 
unseren Verhandlungen teilgenommen hat und der besonders im Jahre 1890 
ein wichtiges und außerordentlich segensreiches Referat erstattet hat über 
die Verwendbarkeit des an Infektionskrankheiten leidenden Schlachtviehes. 
Ich habe sodann vor Ihre Seele zu rufen die beliebte Erscheinung unseres 
Freundes, des Geheimen Sanitätsrates Dr. Endemann aus Kassel, der selten 
in unseren Reihen gefehlt hat; ferner des Kommerzienrats Ingenieur Henne¬ 
berg aus Berlin, der namentlich in früherer Zeit durch Vorträge und Be¬ 
teiligung an der Diskussion an unseren Aufgaben lebhaft mitgewirkt hat, 
der als Präsident des Vereins der Deutschen Ingenieure, des Vereins der 
Heizungstechniker, als Vorsitzender des Vereins für den Schutz des gewerb¬ 
lichen Eigentums sich große Verdienste erworben hat, der auf unserem 
Gebiete namentlich fruchtbringend tätig gewesen ist als erster Schriftführer 
der hygienischen Ausstellung zu Berlin 1883. Noch habe ich hinzuweisen 
darauf, daß uns der Tod entrissen hat den Geheimen Medizinalrat Professor 
Dr. Guttstadt, der eines der allerältesten Mitglieder unseres Vereins ge¬ 
wesen ist, der schon 1875 in Gemeinschaft von Pettenkofer und Lent 
hier einen Antrag auf obligatorische Leichenschau gestellt hat; endlich Seine 
Exzellenz Herrn Neumayer, der nicht bloß als Begründer und Leiter der 
Deutschen Seewarte, sondern auch als Geograph und Meteorologe sich große, 
unsterbliche Verdienste erworben hat. 
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„Und zum Schloß, meine verehrten Herren, gestatten Sie mir, daß ich 
namens des Vereins der Deutschen Gesundheitspflege zurückkomme auf zwei 
schwere Verluste, die die Stadt Zürich in der letzten Zeit erlebt hat. Ich 
muß erinnern an den jüngst verstorbenen Oberbürgermeister dieser Stadt, 
Stadtpräsident Pestalozzi, der als Vorsitzender des Ortsausschusses unsere 
Tagung mit vorbereitet hat, dem es aber leider nicht beschieden war, unter 
uns zu weilen und unseren Dank und unsere Beglückwünschung entgegen¬ 
nehmen zu können; sodann aber des weit über die Grenzen der Schweiz 
bekannten und verehrten Pfarrers Bion, des bekannten Begründers der 
Ferienkolonien, die seit 1876 im Laufe eines Menschenalters ihre siegreiche 
Bahn gezogen haben, nicht bloß über das Deutsche Reich, sondern über die 
meisten Kulturstaaten, und die eine unendliche Fülle des Segens ausgebreitet 
haben auf schwächliche und kränkliche Kinder der städtischen Bevölkerung. 
Am Himmel der Volksschule wird der Name Bion immer einen der ersten 
Sterne bedeuten. Ich bitte Sie, zu Ehren der Dahingeschiedenen sich von 
den Plätzen zu erheben. Ich danke Ihnen. 

„Wir kommen nunmehr zu dem ersten Referat, und ich bitte Herrn 
Hofrat Dr. May, das Wort zu nehmen über: 

Fürsorgestellen für Lungenkranke. 

Es lauten die von den Referenten Hofrat Dr. F. May (München) und 
Geh. Regierungsrat Direktor Pütter (Berlin) aufgestellten 

Leitsätze: 

1. Wenn auch die Sterblichkeit an Tuberkulose wesentlich zurück gegangen ist, 
so ist sie doch noch die verheerendste Krankheit. Als volkswirtschaftlich 
besonders schwerwiegend kommt in Betracht, daß sie ihre Opfer aus der 
Zeit des erwerbfähigsten Alters — jeder dritte Todesfall im Alter von 
15 bis 60 Jahren kommt auf Rechnung der Tuberkulose — fordert. Eine 
Bekämpfung der Tuberkulose als Volkskrankheit unter Beteiligung aller 
Faktoren ist darum dringend geboten. 

2. Die Verbreitung der Tuberkulose erfolgt fast ausschließlich durch unmittel¬ 
bare und mittelbare Übertragung der Tuberkelbazillen (Typus humanus) 

. von Mensch zu Mensch. Erst in zweiter Linie kommt die Übertragung 
der bei Perlsqcht der Binder vorkommenden Bazillen (Typus bovinus) in 
Betracht. 

Bei der Bekämpfung der Tuberkulose als Volkskrankheit müssen darum 
die Maßnahmen in erster Linie auf die Verhütung der Ansteckung mit 
Tuberkelbazillen von Mensch zu Mensch sich erstrecken. 

3. Ansteckend auf seine Umgebung kann jeder Fall von «offener Tuberkulose« 
wirken. Im Sinne der modernen Seuchenbekämpfung müßte darum jeder 
Fall von offener Tuberkulose durch Isolierung (Absonderung in ein 
Krankenhaus) unschädlich gemacht werden. 

Es ist dies weder durchführbar noch notwendig, da auch die Kranken 
mit «offener Tuberkulose« in Verhältnisse gebracht werden können, in 
denen sie für ihre Umgebung ungefährlich sind. 

4. Dies in weitgehendster Weise durchzuführen sind die Auskunfts- und 
Fürsorgestellen berufen, indem sie 

a) allen, die lungenkrank zu sein glauben, Gelegenheit zur Untersuchung 
bieten und den dabei erkrankt Gefundenen die Wege zu derjenigen Be¬ 
handlung ebnen, die ihnen je nach dem Grade der Erkrankung gebührt; 
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b) bei »offener Tuberkulose« alle hygienischen Maßnahmen vornehmen, die 
sowohl die Person des Erkrankten, als seine Wohnung betreffen, um 
eine weitere Ansteckung der Familienglieder zu verhindern; 

c) sämtliche Angehörige des Erkrankten einer ärztlichen Untersuchung zu 
unterwerfen trachten; 

d) den wirtschaftlich Schwachen durch Erschließen aller in Betracht kom¬ 
menden Hilfsquellen oder durch Abgabe von Geld und Nahrungsmitteln 
über die Zeit der Not hinweghelfen. 

5. Die Fürsorgestellen sollen Zentralstellen der Tuberkulosebekämpfung dar¬ 
stellen und müssen darum in innigen Kontakt treten mit allen Anstalten 
und Verwaltungen, welche bei der Behandlung, Verpflegung und Unter¬ 
stützung der an Tuberkulose Erkrankten in Betracht kommen. 

6. In den Auskunfts- und Fürsorgestellen ist jede ärztliche Behandlung aus¬ 
geschlossen; dieselbe verbleibt den Polikliniken, Privatärzten und haupt¬ 
sächlich den Armen- und Kassenärzten, denen durch unsere sozialen Gesetze 
die Behandlung der ärmeren Bevölkerung übertragen ist. 

Den ärztlichen Untersuchungsdienst kann in kleinen Gemeinden der 
Kreisarzt versehen. 

7. Es ist nicht notwendig, daß die Auskunfts* und Fürsorgestellen durch eine 
Behörde errichtet werden, wohl aber, daß sie durch alle behördlichen 
Stellen in jeder Bichtung in ihrer Tätigkeit unterstützt und gefördert 
werden. Insbesondere ist ein planmäßiges Zusammenarbeiten mit der 
Armenverwaltung nötig. 

Es ist erwünscht, wenn Ober- oder Begierungspräsidenten auf die Ein¬ 
richtung von Fürsorgestellen und besonders in den kleinen Städten und 
Landgemeinden auf eine rationelle Desinfektion der von Tuberkulösen be¬ 
nutzten Bäume und Mobilien einwirken. 

8. Auskunfts- und Fürsorgestellen können mit verhältnismäßig geringen Geld¬ 
mitteln durchgeführt werden, da ihre Aufgabe in erster Linie eine ver¬ 
mittelnde ist. Insbesondere kann die Ausübung der Wohnungsfürsorge billig 
besorgt werden, wenn die Fürsorgeschwester gut eingearbeitet ist. 

9. Fürsorgestellen müssen an allen größeren Orten, Stadt- und Landgemeinden 
(Bezirksämtern oder dergleichen) errichtet werden. Um ein einheitliches 
Vorgehen und eine gleichmäßige Verteilung der Mittel zu erzielen, sind 
(womöglich im Anschluß an die Fürsorgestelle der Hauptstadt) in den ein¬ 
zelnen Ländern (Kontingenten, Provinzen, Kreisen) noch besondere Zentral¬ 
stellen der Tuberkulosebekämpfung zu schaffen. 

Hier soll auch insbesondere Gelegenheit geboten werden zum 8tudium 
der Einrichtungen und Aufgaben der Fürsorgestellen, namentlich auch zur 
Ausbildung von Gemeindeschwestern zu Fürsorgeschwestern.“ 

Referent, Hofrat Dr. F. May (München): 

„Seit dem Jahre 1877, besonders aber in den beiden letzten Jahrzehnten 
hat sich die Sterblichkeit im Deutschen Reiche wesentlich verringert 2 ). 

„Diese so erfreuliche Tatsache darf von dem Verein für öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege mit besonderer Genugtuung begrüßt werden. Kann er doch 
mit Fug und Recht darauf Anspruch machen, mit diesem Erfolge in 
ursächlichem Zusammenhänge zu stehen, indem er in ganz hervorragender 
Weise mitgewirkt hat bei der Verbesserung der hygienischen Verhältnisse, 
die im Verein mit der Hebung der sozialen Lage, der Arbeiterversicherungs¬ 
und Arbeiterschutzgesetzgebung als Grund für diese Abnahme der Sterblichkeit 
angesehen werden. 

„Um Ihnen, meine Herren, ein klares Bild der Mortalitätsverringerung 
vor Augen zu führen, habe ich nachstehende Tafel I fertigen lassen, welche die 

l ) Vgl. das Deutsche Beich in gesundheitlicher und demographischer Be¬ 
ziehung, Festschrift des Kaiserl. Gesundheitsamtes. Berlin 1907, 8 . 29. 
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Grade wahrscheinlich ist, daß die tuberkulöse Natur der Erkrankung oft nicht 
besonders diagnostiziert oder auf dem Totenscheine nicht angegeben worden ist. 

„Erst jetzt folgen in dieser Zusammenstellung die Erkrankungen des 
Nervensystems mit 56 997, an dem so gefürchteten Krebs mit 44213 Todesfällen, 
Tafel IV. also run< l nur die Hälfte 

Von je 10000 Lebenden starben: derjenigen an Tuberku- 

Jahre: 1895 96 97 98 99 1900 01 02 03 04 05 06 07 lose - Dw weiteren Todes- 

Ursachen finden Sie auf 

vorstehender Tafel II 
29 als von weit minderer 

Zahl und Bedeutung. 

„Und dabei ist auch 
dieTuberku los ©Sterblich¬ 
keit schon eine weit ge- 
27 ringere als früher. Diese 
Kurve (Taf. III), welche 
ich Herrn Prof. Kay ser- 
2 ® ling verdanke, verrät 

uns, daß die Sterblichkeit 
25 an Lungentuberkulose in 

den deutschen Orten mit 
15 000 und mehr Ein- 
24 wohnern von 37 auf 

10 000 Lebende im Jahre 
23 1877, auf 19 im Jahre 

1904 herabgesunken ist. 
Für mein engeres Vater- 
22 land Bayern konnte ich 

die Zahlen nur bis zum 
2 j Jahre 1895 zurück ver¬ 

werten; auch auf Taf. IV 
finden wir mit fast glei- 
20 chen Schwankungen ein 

Herabsinken der Sterb- 

ihre! 1895 96 97 98 99 1900 01 02 03 04 05 06 07 lichkeit an Lungentubfr- 

Sterblichkeit an Lungentuberkulose in Bayern kulose von 28 im Jahre 
in den Jahren 1895 bis 1907. 1895 auf 21 im Jahre 

1907 pro 10000 Lebende. 
„Von welch enormer Bedeutung in sozialer und volkswirtschaftlicher 
Beziehung die Tuberkulose als Todesursache ist, geht aus der Tafel V 
hervor, einer Zusammenstellung der Todesursachen im erwerbsfähigem Alter 
von 15 bis 60 Jahren. Die Säule der Tuberkulosesterbefälle steht hier gleich 
als erste — alle anderen weit und mächtig überragend. Von 276 839 in 
diesem Alter Gestorbenen sind im Jahre 1906 in Deutschland 80 809, also 
fast der dritte Teil an Tuberkulose zugrunde gegangen. Gerade darin liegt 
der Schwerpunkt und die große Verderblichkeit, daß diese Krankheit ihre 
Opfer in demjenigen Alter fordert, in welchem die Mehrzahl der von ihr Be¬ 
troffenen die Aufgabe hätte, zu erwerben und für ihre Familien zu sorgen. 


24,1 23,8 24,1 22,1 


Jahre: 1895 96 97 98 99 1900 01 02 03 04 05 06 07 


Digitized fr, 


Google 


Original from 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 





Fürsorgesteilen für Lungenkranke. 


17 


„Meine Herren! Diese 
wenigen statistischen Mit¬ 
teilungen dürften genügen, 
am Ihnen von neuem die 
Notwendigkeit der Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose 
als Volkskrankheit zu be¬ 
weisen und zu zeigen, mit 
welchem Rechte der Verein 
für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege alle diesbezügl¬ 
ichen Maßregeln immer 
wieder als einen der wich¬ 
tigsten Gegenstände seiner 
Tagesordnung zu betrach¬ 
ten hat. Wenn wir anderer¬ 
seits gehört haben, daß 
gerade in den beiden letzten 
Jahrzehnten eine Abnahme 
der Sterblichkeit an dieser 
so verderblichen Krankheit 
erreicht wurde, so kann 
d ies nur er m utigend wi r ken, 
mit den bereits begonnenen 
Maßnahmen fortzufahren. 

Es soll unsere heu¬ 
tige Aufgabe sein, Ihnen 
die Auskunfts- und 
Fürsorgestellen für 
Lungenkranke als 
diejenige Einrichtung 
vor Augen zu führen, 
welche bei der Bekämp¬ 
fung der Tuberkulose 
künftighin die wich¬ 
tigste Rolle zu spielen 
ausersehen sind. 

„Robert Koch hat 
uns im Jahre 1882 gezeigt, 
daß die Tuberkelbazillen, 
kleinste Lebewesen, nicht 
nur die Ursache der soge¬ 
nannten Lungenschwind¬ 
sucht oder Auszehrung, 
sondern auch einer Reibe 
anderer Erkrankungsfor- 
men sind, die man bis dahin 
als gesondert betrachtet 



| Traumatische Todesarten 
Krebs 

Lungenentzündung 
Krankheiten der Atmungsorgane 
Krankheiten .der Verdauungsorgane 
Krankheiten des Nervensystems 
Gehirnschlag 

Krankheiten der Harn- und Geschlechtsorgane 
| Folgen der Geburt (ohne Kindbettfieber) 

Neubildungen (ohne Krebs) 

Übertragbare Tierkrankhelten, Rose 
und Wundinfektionskrankheiten 



3 I Scharlach 


Diphtherie und Krupp 


& Masern und Röteln 


3 Keuchhusten 


Tafel V. 

Die bedeutendsten Todes¬ 
ursachen in Deutschland 
im Jahre 1906. 

(15. bis 60. Lebensjahr.) 


Vierteljahraschrift für Gesundheitspflege/ 1910 . 
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hatte: der Skrofulöse (der sogenannten Drüsenkrankheit der Kinder), des 
Lupus, gewisser Erkrankungen des Darmes, der Knochen (des sogenannten 
Beinfraßes), der Nieren und Blase und noch anderer Körperorgane. 

„Nach ihrem gemeinschaftlichen Erreger, den Tuberkelbazillen, ver¬ 
einigen wir heute alle diese Erkrankungen unter dem Sammelbegriffe der 
Tuberkulose. 

„Koch hatte gleichzeitig die Tuberkelbazillen auch als die Ursache der 
Perlsucht der Rinder und Schweine bezeichnet. Erst 1896 (und 1898) 
wurde durch Theobald Smith *) auf Grund vergleichender Untersuchungen 
die Identität der Menschen- und Tiertuberkulose in Frage gestellt. 

„Als dann auch Koch und Schüz auf Grund ihrer Versuche an 
Rindern, Schweinen und Schafen die Überzeugung aussprachen, daß mensch¬ 
liche Tuberkelbazillen und Perlsuchtbazillen verschieden seien, wurden 
weitergehende praktische Schlußfolgerungen gezogen und die bis dahin all¬ 
gemein angenommene Möglichkeit einer Übertragung von erkrankten Tieren 
auf den Menschen durch den Genuß perlsüchtigen Fleisches oder der Milch 
perlsüchtiger Kühe angezweifelt. Diese Frage ist auch heute noch nicht 
völlig klargestellt; sie war auf dem letzten Tuberkulosekongreß in Washington 
Gegenstand lebhafter Erörterungen und soll durch eine bei dieser Gelegenheit 
aufgestellte Kommission, die im nächsten Jahre auf einer Konferenz in 
Brüssel zu berichten hat, noch weiter experimentell geprüft werden. 

„Für unsere praktischen Maßnahmen bei der Bekämpfung der Tuberkulose 
dürfen wir als feststehend folgendes betrachten 2 ): 

„1. Die bei Mensch und Tier nachzuweisenden Tuberkelbazillen sind 
zwei verschiedene Typen der Tuberkelbazillen, die vorläufig als Typus 
humanus und Typus bovinus zu unterscheiden sind. 

„2. Die Tuberkulose der Menschen beruht in erster Linie, und 
zwar fast ausschließlich auf der Ansteckung mit den Tuberkel¬ 
bazillen des Typus humanus, die von Mensch auf Mensch bei ge¬ 
eigneter Disposition leicht übertragbar sind. 

„3. Beim Menschen können auch durch die Bazillen des Typus bovinus 
tuberkulöse Veränderungen hervorgerufen werden; es ist dies aber an¬ 
scheinend selten und scheint in der Regel nicht zu schweren Erkrankungen 
zu führen. 

„4. Die weitverbreitete Tuberkulose der Rinder, die Perlsucht, ist fast 
ausschließlich auf die Ansteckung mit dem Typus bovinus begründet. 

„Da hiernach die Tuberkuloseübertragung aus tierischer 
Quelle für die Ausbreitung der menschlichen Tuberkulose nur 
eine geringe Rolle spielt im Vergleiche zu der großen Gefahr, 
welche vom schwindsüchtigen Menschen ausgeht, müssen auch 
unsere Maßnahmen bei der Bekämpfung der Tuberkulose als 
Volkskrankheit in erster Linie auf die Verhütung der Ansteckung 
von Mensch auf Mensch sich erstrecken. Selbstverständlich sind da¬ 
neben die Maßnahmen, welche die Infektion mit Rindertuberkulose zu ver¬ 
hindern bezwecken, nicht zu vergessen. 

l ) Vgl. Kos sei, Rapports pr&entös au Congr&s, Paris 1905, p 118. 

*) Nach Kossel, 1. c. und Kochs Standpunkt usw. beim Kongreß 1908, 
Tuberkulosis 1908, S. 460. 
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„Meine Herren! Es drängt sieh uns die Frage auf, ob eine jede 
tuberkulöse Erkrankung eine Gefahr für den Nächsten bietet? Wir wollen 
dabei davon absehen, daß zu einer Erkrankung nach stattgehabter An¬ 
steckung auch eine gewisse Disposition gehört, und daß wahrscheinlich auch 
eine bestimmte, bei dem einzelnen Individuum schwankende, mehr oder 
minder große Menge von Tuberkelbazillen zu einer erfolgreichen Ansteckung 
notwendig ist. Es sind das noch nicht genügend bekannte Faktoren, auf 
deren Schutz wir uns nicht verlassen dürfen. Auch ist nicht jede tuberkulöse 
Erkrankung von vornherein ansteckend; sie wird es erst, wenn die Krank¬ 
heitsursache, die Tuberkelbazillen, aus dem menschlichen Organismus an die 
Außenwelt entleert werden können, indem die durch die Tuberkelbazillen 
hervorgerufenen Knötchen, die Tuberkeln, in Zerfall geraten. Erst wenn 
dies der Fall ist, werden die Bazillen bei Tuberkulose der Lungen, des 
Kehlkopfes, seltener anderer Organe, z. B. der Mundschleimhaut mit dem 
Auswurfe, bzw. mit dem Speichel nach außen entleert. Freilich ist zu be¬ 
achten, daß dazu die Ausbreitung der Erkrankung durchaus nicht immer 
eine große zu sein braucht, sondern daß dies auch schon im Beginne einer 
solchen Erkrankung vorkommt. Eine solche Erkrankung, bei welcher 
die Tuberkelbazillen nach außen entleert werden, nennen wir eine 
offene Tuberkulose. 

„Solange der bazillenhaltige Auswurf nicht vertrocknet, bietet er nur 
Gefahr bei direkter Berührung, z. B. beim Küssen, oder wenn er an Gegen¬ 
ständen haftend, z. B. an Eß- und Trinkgeschirren auf den Gesunden über¬ 
tragen wird. Die weit größere Gefahr ist dann gegeben, wenn der Auswurf, 
auf den Boden entleert, eintrocknet und mit dem Staube weitere Ver¬ 
breitung findet. 

„Außer mit dem Auswurfe werden auch, wie Flügge zuerst nach- 
gewiesen hat, von Kranken mit Lungen- und Kehlkopfschwindsucht Tuberkel¬ 
bazillen bei kräftigen Hustenstößen in feinsten Tröpfchen von Schleim um¬ 
hergespritzt, die, zu Boden fallend, auch wieder eingetrocknet Gelegenheit 
zur Weiterverbreitung bieten. 

„Die mit anderen Sekreten, z. B. mit dem Urin bei Blasen- und Nieren¬ 
tuberkulose, mit dem Eiter bei tuberkulösen Abszessen entleerten Tuberkel¬ 
bazillen sind weit weniger gefährlich, da sie zumeist noch in feuchtem Zustand 
abseits geschafft und unschädlich gemacht werden. 

„Das Eindringen der Tuberkelbazillen in den menschlichen Organismus 
kann auf dem Wege der Einatmung durch die Lungen oder der Aufnahme 
durch den Verdauungskanal geschehen. Es ist dies namentlich bei an¬ 
dauerndem Verkehr der Fall, wie z. B. zwischen Ehegatten, Eltern oder 
Kindermädchen mit Kindern, Arbeitsgenossen und ähnlichen Personen. Wie 
schon erwähnt, ist für das Gelingen der Ansteckung eine gewisse Ver¬ 
anlagung, eine »Disposition» notwendig. Die Annahme, daß die meisten 
Übertragungen bereits im Kindesalter erfolgen, hat vollste Berechtigung. 
Es kommt dabei neben der Einatmung auch die sogenannte Schmierinfektion 
in Betracht, auf die Feer 1 ) und V o 11 a n d 2 ) zuerst hingewiesen haben: 


l ) Therap. Monatshefte 1900, 8. 623. 

*) Zeitschr. f. klin. Medizin, Bd. XXIII, 8. 50. 
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Kinder, welche mit Vorliebe auf allen Vieren am Boden herumkriechen und 
mit den Händen nach allem greifen, ohne danach mit dem Waschen der 
Hände Bekanntschaft zu machen, sind in den Wohnungen unreinlicher 
Lungenkranker besonders gefährdet. Dieudonnö 1 ) hat experimentell 
nachgewiesen, daß mit dem Schmutz und Staub auch die auf den Boden 
verstreuten Tuberkelbazillen von den Kindern in Mund und Nase ge¬ 
schmiert werden. 

„Meine Herren! Wenn wir hören, daß jeder Fall von offener Tuberkulose 
eine Gefahr für seine Nebenmenschen sein kann, so erscheint es eigentlich 
nach dem Grundsätze unserer heutigen Seuchenbekämpfung notwendig, 
jeden derartigen Fall — man rechnet, daß es deren, entsprechend der Zahl 
von jährlich rund 100 000 Todesfällen an Lungentuberkulose, wohl 1 / 2 Mill. 
in Deutschland gibt — in einem Krankenhause abzusondern und unschädlich 
zu machen. 

„Es ist dies aber weder durchführbar noch unbedingt notwendig, da 
auch die Kranken mit offener Tuberkulose in Verhältnisse gebracht werden 
können, in denen sie für ihre Umgebung ungefährlich werden. 

„Die Belehrung über die Tuberkulosegefahr und die hygienische Er¬ 
ziehung der Tuberkulösen ist eine der Hauptaufgaben und Ziele der Volks- 
heilstätten, weit mehr aber noch und zwar in aller erster Linie sind die 
Auskunfts- und Fürsorgestellen dazu berufen, alle erforderlichen 
hygienischen Maßnahmen für Lungenkranke in weitgehendstem 
Maße durchzuführen. 

„Robert Koch 2 ) selbst hat in seiner Nobelvorlesung diese Einrichtung 
für eines der stärksten Kampfmittel, wenn nicht das stärkste bezeichnet, 
welches wir gegen die Tuberkulose zur Anwendung bringen können und 
glaubt, daß die Fürsorgestellen, wenn sie, wie zu hoffen ist, in dichtem 
Netze die Länder überziehen werden, berufen sind, eine überaus segens¬ 
reiche Tätigkeit auszuüben. 

„Dem praktischen Bedürfnisse entsprechend wurden gewissermaßen als 
Vorläufer der Fürsorgestellen um die Jahrhundertwende auf Veranlassung 
des preußischen Kultusministeriums eigene Polikliniken für Lungenkranke 
begründet. Dieselben bezweckten einerseits die richtige Auswahl der Kranken 
für die Heilstätten, andererseits aber auch schon eine hygienische und 
ärztliche Beratung ihrer Besucher 3 ). 

„Noch näher den Fürsorgestellen kamen jene Bestrebungen 4 ) ver¬ 
schiedener Frauenvereine vom Roten Kreuz in Berlin, Charlottenburg, Baden 
und anderwärts, welche teils zur Auslese der Kranken für die Heilstätten, 
teils zur Unterstützung ihrer Angehörigen dienten. So hat eine Abteilung 
des Vaterländischen Frauenvereins in Charlottenburg, unter Vorsitz der Frau 
Staatsminister von Thielen, Anfang Mai 1902 unter der Bezeichnung 
»Lungenkrankenfürsorge vom Roten Kreuz« eine Ermittelungs-, Beratungs¬ 
und Unterstützungsstelle für Lungenkranke eröffnet. In einem Rundschreiben 
an Ärzte, Krankenkassen und Schwesternstationen hat dieser Verein die 

l ) Münch, med. Wochenschr. 1901, Nr. 37. 

Ä ) Zeitschr. f. Tuberkulose, Bd.VIII, 8. 98. 

8 ) Wolff, Verhandlungen des deutschen Zentralkomitees 1904. 

4 ) Geschäftsbericht des deutschen Zentralkomitees 1904, S. 55. 
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möglichst frühzeitige Anzeige von Tuberkulosefällen erbeten, in denen ein 
Eingreifen des Roten Kreuzes wünschenswert und zweckdienend erscheint. 

„Es dürfte heute von historischem Interesse sein, zu erwähnen, daß in 
diesem Rundschreiben bereits als wünschenswerte Maßnahmen bezeichnet 
wurden: 

1 . Tunlichste Absonderung der Kranken innerhalb der Familien; 

2 . Fürsorge für erkrankte und gefährdete Kinder; 

3. Beschaffung von Spuckflaschen und anderen zur Krankenpflege und 
zum Schutze gegen eine Übertragung notwendigen Gegenständen; 

4. Gewährung von Milch und Stärkungsmitteln; 

5. Rechtzeitige Desinfektion bei Wohnungswechsel und Todesfällen; 

6 . Nutzbarmachung der verschiedenen Einrichtungen für Lungenkranke, 
wie Krankenhaus, Heilstätte, Erholungsstätte, Pflegestätte usw.; 

7. Belehrung über Tuberkuloseverhütung und Bekämpfung. 

„Auf Grund der eingehenden Meldungen hatte eine zu diesem Zwecke 
angestellte, mit der Fürsorge für Lungenkranke vertraute Yereinsschwester 
die Kranken aufzusuchen und unter Mitwirkung des behandelnden Arztes 
die jeweilig notwendigen Maßnahmen zu treffen. Durch die Mitarbeit 
der Ärzteschaft in ihrer Gesamtheit sollte die Zentralstelle auch die¬ 
jenigen Fälle kennen lernen, die sich bisher, obwohl Hilfe dringend notwendig 
war, der Kenntnis und damit der Möglichkeit, einzugreifen, zum großen Teil 
entzogen hatten. 

„Wenn auch diese Einrichtung mehr ch&ritativen Bestrebungen ent¬ 
sprungen war, so gereicht dieselbe doch ihren Schöpfern zu besonderem 
Ruhme und muß darum besonders erwähnt werden, da sie das gleiche Ziel 
mit fast gleichen Mitteln erstrebte, wie unsere heutigen Fürsorgestellen. 

„Zuerst planmäßig die Fürsorge auf die Wohnungen der Tuberkulösen 
ausgedehnt zu haben, ist das besondere Verdienst des Schwindsuchtsvereins 
in Halle unter Pütters Leitung. In einem Referate in der Generalver¬ 
sammlung des Deutschen Zentralkomitees im Jahre 1903 hat Pütter auf 
die Gefährdung der Gesunden und namentlich der Kinder in den Wohnungen 
Tuberkulöser ausdrücklich hingewiesen und gleichzeitig die Mitteilung über 
die von ihm in Halle geübte Wohnungsfürsorge gegeben: die besondere 
Anstellung städtischer Waisenpflegerinnen, die Untersuchung durch den 
eigens aufgestellten Vereinsarzt, die durch diesen erfolgende Auslese der 
Kranken, ihre möglichste Isolierung und die ausgiebigste Vornahme der 
Desinfektion der Wohnungen. Herr Pütter wird voraussichtlich die Güte 
haben, hierüber noch eingehend zu berichten. 

„Meine Herren! So hatten sich in Deutschland im Anschluß an die 
Volksheilstätten, die bis dahin bei uns den Schwerpunkt in den Ein¬ 
richtungen der Tuberkulosebekämpfung darstellten, bereits vereinzelte Aus¬ 
künfte- und Fürsorgestellen herausgebildet 

„Zu ihrer weiteren Ausbreitung und zu der allgemeinen richtigen Er¬ 
kenntnis, welche gewichtige Rolle dieser Einrichtung bei der Bekämpfung 
der Tuberkulose als Volkskrankheit zuzusprechen ist, kam es aber erst, als 
eine Kommission des Deutschen Zentralkomitees im Herbste 1903 sich 
persönlich in Brüssel und Lille von dem Umfange und der Bedeutung der 
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in Belgien und Frankreich unter dem Namen »Dispensaires antituberculeux« 
schon seit mehreren Jahren blühenden Stellen überzeugt hatte. 

In Ermangelung unserer deutschen sozialen Gesetzgebung, auf Grund 
deren allein in Deutschland die Volksheilstätten in so ausgedehnter Aus¬ 
breitung erstehen konnten, hatten sich in Belgien und Frankreich die 
antituberkulösen Bestrebungen mehr der prophylaktischen Richtung zu¬ 
gewendet. Durch Malyoz in Lüttich und Calmette in Lille hatten sich 
diese »Dispensaires« als Zentren der Tuberkulosebekämpfung eine derartige 
Bedeutung erworben, daß sie in der unter Casimir Perier im Früh¬ 
jahre 1904 stattgehabten großen Tuberkulosesitzung direkt als die »Formule 
frangaise« der Tuberkulosebekämpfung bezeichnet wurden*). Eine Be¬ 
schreibung der Dispensaires antituberculeux und ihrer Rolle »dans la lutte 
contre la Tuberculose« von Calmette aus dem Jahre 1901 (Paris, C. Naud) 
gibt uns eine geradezu vorbildliche Darstellung jener Zentren, deren Be¬ 
gründung wir jetzt durch unsere Auskunfts- und Fürsorgestellen ins Leben 
zu rufen für notwendig erachten. 

„Diese Dispensaires, das bekannteste und wohl auch bedeutendste ist 
das Dispensaire antituberculeux Emil Roux in Lille, das durch Calmette 
geschaffen wurde, sind in eigenen kleinen Gebäuden untergebracht, in denen 
die sich meldenden Lungenkranken von dem dort Sprechstunde haltenden 
Arzte untersucht aber nicht in ärztliche Behandlung genommen werden. 
Der Kranke erhält Rat und Auskunft, nach Bedarf auch von vornherein 
einige Milchmarken, die Weisung an einem bestimmten Tage sich wieder 
vorzustellen und seinen Auswurf in dem ihm eingehändigten Spuckglas mit¬ 
zubringen. Inzwischen begibt sich der sogenannte Ouvrier enqueteur, ein 
über Tuberkulosebekämpfung eingehend informierter Beamter der Anstalt, 
in die Wohnung des Erkrankten, um sich Einblick in seine sozialen Ver¬ 
hältnisse zu verschaffen. Auf Grund seines Gutachtens und der weiteren 
Ergebnisse der ärztlichen Untersuchung wird dann die Fürsorge im einzelnen, 
nach der prophylaktischen Seite eingeleitet. 

„Ein Rundschreiben a ) des preußischen Kultusministeriums forderte 
auf Grund der Ergebnisse der Informationsreise dazu auf, in Preußen 
möglichst zahlreiche ähnliche Einrichtungen zu schaffen. Wir sehen schon 
im gleichen Winter Fürsorgestellen unter ärztlicher Leitung nach fran¬ 
zösischem Muster ohne ärztliche Behandlung entstehen, so unter von Leyden 
in der Berliner Charite, von den Kassenärzten Berlins und andere. Um 
eine Zersplitterung der Kräfte der Großstadt zu vermeiden, bildete sich 
alsbald auf Anregung des so weitsichtigen Vorsitzenden der Landesver¬ 
sicherungsanstalt Berlin Dr. Freund unter Althoffs Vorsitz das Zentral¬ 
komitee für Auskunfts - und Fürsorgestellen für Lungenkranke in 
Berlin und Vororten. Diesem ist es zu danken, daß die in Deutschland bereits 
vorbereitete Einrichtung im Anschlüsse an die Erfahrungen im Auslande den 
deutschen Verhältnissen angepaßt und von der Landes Versicherungsanstalt 
Berlin durch freigiebig gewährte Geldmittel tatkräftig unterstützt, durch 


1 ) Bericht des Deutschen Zentralkomitees 1904, S. 55. 

2 ) Cfr. cit. Bericht des Deutschen Zentralkomitees 1904, Anhang, S. 22 # 
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Pütter und Kayserling 1 ) zu der jetzigen Gestaltung der Auskünfte- und 
Fürsorgestellen ausgebaut wurden. 

„Sie stellen das Zentrum dar, von welchem aus die zur Bekämpfung 
der Tuberkulose dienenden Maßregeln einheitlich geleitet werden und sowohl 
im Interesse der Kranken wie der Gesunden die bestmöglichste Ausnutzung 
sämtlicher, der Tuberkulosebekämpfung dienenden Einrichtungen gewähr¬ 
leistet wird (Kayserling). Von ihnen aus werden nach dem Kochscben 
Prinzip der Seuchenbekämpfung die einzelnen Seucheherde aufgesucht und 
assaniert. 

„Dieser Aufgabe gerecht zu werden, suchen die Auskunfts-und Fürsorge¬ 
stellen, indem sie 

1 . allen, die lungenkrank sind oder es zu sein glauben, Gelegenheit zu 
sachgemäßer Untersuchung bieten und den dabei erkrankt Gefundenen die 
Wege zu derjenigen Behandlung ebnen, die ihnen je nach dem Grade der 
Erkrankung gebührt; 

2 . bei »offener« Tuberkulose alle hygienischen Maßnahmen treffen, die 
sowohl die Person des Erkrankten als seine Wohnung erheischen, um eine 
weitere Ansteckung der Familienglieder zu verhindern; 

3. sämtliche Angehörige des Erkrankten zu einer Untersuchung heran¬ 
zuziehen suchen, um beginnende Tuberkuloseerkrankungen möglichst früh¬ 
zeitig festzustellen und einer Heilung bzw. geeigneten Behandlung zu¬ 
zuführen; 

4 . den wirtschaftlich Schwachen durch Erschließen aller in Betracht 
kommenden Hilfsquellen oder durch Unterstützung mit Geld und Nahrungs¬ 
mitteln über die Zeit der Not hinweghelfen. 

„Die Persönlichkeiten, welche die Bestrebungen der Fürsorgestellen 
durchzuführen haben, sind der Leiter derselben, der Fürsorgearzt und 
die Fürsorgeschwestejr 2 ). 

„Der Leiter der Fürsorgestellen muß mit allen lokalen und sozialen 
Verhältnissen fest vertraut sein: mit den Bestimmungen der Krankenkassen 
und Versicherungsanstalten, der Armenpflege, den vorhandenen charitativen 
und humanitären Vereinen. Es ist darum von besonderem Vorteil, wenn 
er mitten im bürgerlichen Leben und wenn möglich mit der Gemeinde¬ 
verwaltung in engerem Zusammenhänge steht. Wenn es dem Halleschen 
Schwindsuchtsverein gelungen ist, so vorbildlich zu wirken, so war dies 
nicht nur der so ausgezeichneten leitenden Persönlichkeit zu danken, sondern 
auch der glücklichen Konstellation, daß in derselben gleichzeitig der Vorsitz 
der Armendeputation vereint war. 

„Von mancher Seite hat man einen Vorzug darin zu sehen geglaubt, 
daß die Gemeinde selbst die Fürsorgestelle einrichtet, und ein Mitglied der 
Gemeindeverwaltung als Leiter an die Spitze der Fürsorgestelle tritt. Man 
wollte damit der Fürsorgestelle mehr Autorität und ein gesichertes Dasein 
verschaffen. Ich stimme jenen zu, welche glauben, daß die Fürsorgestelle 

l ) Vgl. Keyserling, Organisation der Auskunfts- u. Fürsorgestellen Tuber¬ 
kulöser. Bd. Y, Nr. 6. Die spezif. Bekämpfung der Tuberkulose, Tuberkulosis, 
Bd. VI, Nr. 4, 5, 7. Bericht über die Y. Yersamml. der Tuberkuloseärzte, S. 82. 

*) Vgl. Pütter und Kayserling, die Errichtung und Verwaltung von Aus¬ 
kunfts- u. Fürsorgestellen f. Tuberkulöse, Berlin 1905. 
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bei privatem Charakter eine unabhängigere, lediglich die Zwecke der 
Tuberkulosebekämpfung unentwegt verfolgende Institution ist und daß die 
Kranken und ihre Angehörigen leichter dazu bereit sind, ihre Hilfe in 
Anspruch zu nehmen, als wenn sie den behördlichen Charakter trägt 1 ). 

Das aber ist notwendig und unerläßlich, daß die Fürsorgestelle bzw. 
deren Leiter durch alle behördlichen Stellen in jeder Richtung in der Tätigkeit 
unterstützt und gefördert werde, daß ein planmäßiges, enges Zusammen¬ 
arbeiten mit den Behörden, namentlich der Armen Verwaltung erfolgt und 
last not least, daß Gemeinde und Staat, Versicherungsanstalten und 
Krankenkassen durch regelmäßige große Beiträge dem privaten 
Unternehmen eine feste und sichere Basis verleihen. 

„Von nicht geringerer Bedeutung ist die Persönlichkeit und Tätigkeit 
des Fürsorgearztes. Er hat zu entscheiden, ob der Untersuchte über¬ 
haupt krank ist, ob er an aktiver, frischer Tuberkulose leidet, die eine Heil¬ 
stättenkur erheischt, oder ob eine zurzeit nicht aktive Tuberkulose vorliegt, 
die lediglich der fortlaufenden Kontrolle bedarf, ob der Fall eine offene 
Tuberkulose ist, also für seine Umgebung ansteckend oder nicht, und noch 
anderes mehr —. Die Schwierigkeit der Anfangsdiagnose der Tuberkulose 
wurde von autoritativster Seite, von F. v. Müller, auf der vorjährigen 
Versammlung der Tuberkuloseärzte in München eingehend erörtert. Wer 
in der Fürsorgestelle zu untersuchen hat und rasch zu einem bestimmten 
Resultate kommen möchte, weiß erst die Ausführungen v. Müllers richtig 
zu werten; ich hatte in der von mir gegründeten und geleiteten Fürsorge- 
steile oft Gelegenheit zu beobachten, daß unsere ärztlichen Besuche hier¬ 
über überrascht waren, obwohl sie erfahrene und hervorragend tüchtige Ärzte 
waren. Nur zu oft führen erst wiederholte Untersuchungen unter Heran¬ 
ziehung aller Hilfsmittel, von denen wir fortlaufende Temperaturunter¬ 
suchungen als die allerwichtigsten betrachten, zum sicheren Ziele. Daß 
auch Tuberkulinreaktionen zu verwenden sind, brauche ich nicht erst zu 
erwähnen; doch möchte ich darauf hin weisen, daß hierbei das Einverständnis 
der Patienten und bei Kindern auch der Eltern eingeholt werden muß. 
Selbst bei der Pirquet sehen Reaktion halte ich dies für notwendig, um 
nicht Vorwürfen hinterher ausgesetzt zu sein. Als recht verwendbar haben 
wir gerade für unsere Zwecke die Morosche Hautreaktion gefunden. 

„Für eine große Fürsorgestelle in den Städten erscheint es darum 
dringend notwendig, daß der Fürsorgearzt sich eingehend mit den Unter- 
suchungsmethoden vertraut macht und mehr minder speziaüstisch aus¬ 
gebildet ist. Es erscheint uns auch als ein dringendes Gebot, daß das Amt 
eines solchen Fürsorgearztes nicht wie das des Leiters im Ehrenamte geübt 
werde, sondern daß die Stelle gut honoriert sei. Anders ist das an kleinen 
Orten, namentlich auf dem Lande, wo die Zeit in der weniger überfüllten 
Fürsorgesprechstelle nicht so drängt, die Tätigkeit eine geringere ist, die 
Ärzte den Einzelnen meist schon kennen und die Untersuchungen leichter 
wiederholen können. Ich hoffe, daß die Kollegen auf dem Lande sich durch 
die geschilderten Schwierigkeiten nicht werden abhalten lassen, diese so 
notwendige Funktion zu übernehmen. 


*) Frankenburger, Bericht der V. Versamml. der Tuberkuloseärzte, S. 60. 
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„Die ärztlichen Untersuchungen dürfen nicht durch einen oder mehrere 
Ärzte in ihren Sprechstunden im eigenen Hause vorgenommen werden; es hat 
sich dies, wie Kayserling aus der geringen Frequenz derartig eingerichteter 
Stellen schließt, nicht bewährt, sondern es ist nötig, daß ein besonderer Arzt 
jeweilig mit diesen Untersuchungen in einem bestimmten Raume betraut 
und auch für die Richtigkeit der Untersuchung verantwortlich gemacht 
wird 3 ). 

„Für ein ersprießliches Walten der Fürsorgestelle ist auch die Persönlich¬ 
keit der Fürsorgeschwester von größter Bedeutung. Ihr fällt es zu, in, 
den Wohnungen der in Fürsorge Genommenen Umschau zu halten, um sich 
über die persönlichen wie die Familienverhältnisse zu informieren, die 
weiteren Mitglieder der Familie zu bewegen, sich in der Fürsorgestelle 
untersuchen zu lassen, die hygienischen Mängel der Wohnung festzustellen 
und dann dem Leiter die notwendig erscheinenden Fürsorgemaßnahmen vor- 
zuschlagen. Es ist hierzu feiner Takt, rasphe Orientierungsgabe, eine ver¬ 
trauenerweckende Persönlichkeit, aber nicht weniger die Kenntnis aller 
hygienischen Anforderungen notwendig. 

„Diese so wichtige Rolle braucht nicht gerade einer Krankenschwester 
anvertraut zu sein. Es werden sich überall aufopferungsfreudige und in 
der Liebestätigkeit erfahrene Persönlichkeiten finden. Bedingung ist freilich, 
daß sie über das Wesen der Tuberkulose, die Wege ihrer Ausbreitung und 
die Quellen der Ansteckung genau unterrichtet sind und innige Fühlung 
mit allen im Orte charitativ wirkenden Organen halten. 

„An manchen Plätzen, z. B. in Regensburg, wirkt an Stelle der Fürsorge- 
schweater gleichwie in den französischen Dispensaires eine Person männ¬ 
lichen Geschlechtes. Die sogenannten »Sanitäter», Mitglieder der Sanitäts¬ 
kolonnen gelten hierzu als besonders geeignet. Von vornherein ist dieser 
Versuch nicht von der Hand zu weisen. Die »Fürsorgeschwester« erscheint 
aber im allgemeinen als unseren deutschen Verhältnissen und Sitten ent¬ 
sprechender, außerdem glaube ich, daß die Frau, ausgestattet mit dem 
zarteren Empfinden, dem feineren Taktgefühl, dem offenen Blicke und der 
leichteren Anpassungsfähigkeit bei der Fürsorgetätigkeit dem Manne weit 
überlegen ist. 

„In kleineren Orten kann die Stelle der Fürsorgeschwester von den 
Landkrankenpflegerinnen, den Gemeindeschwestern oder ähnlichen Persönlich¬ 
keiten, sofern sie in ihrem Hauptamte nicht zu überlastet sind, mit besorgt 
werden.’ 

„Als Räumlichkeiten, in denen die Fürsorgestelle einzurichten ist, eignen 
sich im Zentrum gelegene und leicht zugängliche, wenn möglich Parterre¬ 
wohnungen. Sie müssen zum mindesten drei getrennte Zimmer enthalten für 
den Leiter, den Fürsorgearzt und den Warteraum, in welchem die Schwester 
die Personalien auf den Fürsorgebogen auf nehmen kann. 

„Meine Herren 1 Ich muß es mir versagen, auf die Technik und die Einzel¬ 
heiten der den Auskünfte- und Fürsorgestellen zukommenden Maßnahmen 
eiuzugehen. Ich möchte das meinem verehrten Korreferenten Herrn Geheimrat 
Pütt er überlassen, der dazu weit mehr berufen ist als ich, da er als früherer 


l ) Kayserling, Bericht der V. Versammlung der Tüberkuloseärzte. 
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Vorsitzender des Halleschen SchwindsuchtsVereins und dann als langjähriger 
Vorsitzender des Berliner Fürsorgestellenkomitees an der Ausbildung der 
Auskunfts- und Fürsorgestellen ganz wesentlichen Anteil hat. Ohne an¬ 
maßend zu sein, möchte ich mir aber doch erlauben, noch kurz auf einige 
Punkte aufmerksam zu machen, auf Grund der Erfahrungen an meiner ja 
wesentlich jüngeren und kleineren, aber jetzt sich in vollster Entfaltung 
befindlichen Münchener Stelle, für welche mir in dem altehrwürdigen 
Augustinerstock von Seite des Bayerischen Staatsministeriums Räumlichkeiten 
zur Verfügung gestellt sind. 

„Als erste Grundregel für eine gedeihliche Entwickelung muß strenge 
darauf geachtet werden, daß man nicht nur von der so oft verlangten 
ärztlichen Behandlung völlig absieht, sondern auch jeden Kranken, der sich 
irgendwie in ärztlicher Behandlung befindet, nur mit schriftlicher Über¬ 
weisung von Seite des behandelnden Arztes annimmt. Jede Konkurrenz 
auf die ärztliche Praxis muß von vornherein auch dem Scheine nach aus¬ 
geschlossen sein. Wir haben es dadurch erreicht, daß uns die Ärzte ihre 
Kranken oft und gerne zuschicken, unsere Stelle als eine Art von »Consiliarius“ 
betrachten und namentlich auch bei Differenzen z. B. mit den Vertrauens¬ 
ärzten der Krankenkassen uns als Vermittler zuziehen. Freilich, mitunter 
keine leichte Aufgabe! Die Feststellung der Erwerbsfähigkeit eines Lungen¬ 
kranken, seine Aufnahmefähigkeit in eine Heilstätte und anderes haben 
weite und sehr labile Grenzen. 

„Mit vollem Rechte hat Calmette 1 ) auf der vorletzten internationalen 
Tuberkulosekonferenz die Tuberkulose als eine Krankheit der Unkenntnis 
bezeichnet: 

»On a souvent dit, que la Tuberculose est une maladie de misere parce 
qu’elle frappe surtout les pauvres gens; cependant eile n’epargne pas les 
classes sociales aisöes et il est plus juste d’affirmer, avec le professeur 
Landouzy, qu’elle est surtout un mal d’ignorance, puisqu’elle est övitable 
et que la connaissance exacte des conditions de transmissibilite, de ses modes 
de contagion et des moyens de dötruire le virus tuberculeux fraichement 
issu de l’homme ou des animaux malades, permet presque sürement de s’en 
preserver.« 

„Die Belehrung über die Tuberkulosegefahr muß darum von vornherein 
als eine Hauptaufgabe der Fürsorgestellen betrachtet werden. Neben der 
mündlichen Unterrichtung müssen belehrende Schriften jedem sofort bei der 
Meldung übergeben werden. Wir benutzen das Tuberkulosemerkblatt, für 
intelligentere Kranke auch die Knopf sehe Preisschrift. Meine bereits 
anderwärts ausgesprochene Meinung über das Bedürfnis nach einem ganz 
kurzen Merkblatte wurde mir nicht nur durch zustimmende Zuschriften 
bestätigt, sondern auch dadurch, daß fast jede FürsorgeBtelle sich bereits an 
einem solchen versucht hat. 

„Von unseren bayerischen belehrenden Schriften möchte ich den Ab¬ 
schnitt von v. Gruber in dem Büchlein des bayerischen Frauenvereins für 
die Mütter, sowie die treffende Belehrung über Tuberkulose von Dieudonne 
im bayerischen Soldatenkalender hervorheben. 


l ) Bericht der VII. Tuberkulosekonferenz 1908, Philadelphia. 
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Fürsorgestellen für Lungenkranke. 

n Da die Tuberkulösen mit Bazillen im Auswurf — die offenen Tuber¬ 
kulosen — für ihre Umgebung ungefährlich werden, wenn sie ihren Auswurf 
nicht verstreuen, sondern sorgsam in Spuckgl&sern oder Spucknäpfen sammeln 
und — wie jeder wohlerzogene Mensch — beim Husten und Räuspern die 
Hand oder das Taschentuch vor den Mund halten, wird unsere erste 
hygienische Maßnahme für die Person darin bestehen, den Kranken 
über die Gefahr seines Auswurfes zu belehren und ihn strenge dazu anzu¬ 
halten, sich eines Spuckglases zu bedienen. Wir geben jedem mit Auswurf 
Behafteten kostenlos ein Spuckglas oder wenn er bettlägerig ist, einen Spuck¬ 
napf und machen jede weitere Unterstützung von der Befolgung unserer 
Vorschrift abhängig. 

„Spucknäpfe und Spuckgläschen sind ein lebhafter Handelsartikel ge¬ 
worden; wir gebrauchen die billigsten und einfachsten. Die Firma Katsch 
in München liefert diese Gläschen an alle Fürsorgestellen zu dem Engros¬ 
preise von 45 Pfennigen, die Emaillespucknäpfe für Bettlägerige mit 
massivem Deckel um 70 Pfennige. Mer würdigerweise findet man selbst in 
gutgeleiteten Krankenhäusern noch Spucknäpfe mit durchlochtem Deckel, 
die den Fliegen freien Zutritt gestatten — ein recht unappetitliches und 
unhygienisches Instrument! 

„Durch die Fürsorgeschwester soll die Hygiene in die Wohnungen ge¬ 
tragen werden! — Wo Licht und Sonne, die größten Feinde der Tuberkel¬ 
bazillen, fehlen, wo viele Menschen in engen Wohnungen dicht zusammen¬ 
gedrängt leben, wo noch Mangel an Reinlichkeit, schlechte wirtschaftliche 
Verhältnisse und mangelhafte Ernährung hinzukommen, da ist der Aus¬ 
breitung der Tuberkulose Tür und Tor geöffnet. Bei Kindern aus diesem 
Milieu haben Hamburger und Monti in Wien 94 Proz., Ganghofner in 
Prag 70 Proz«, Schloßmann in Düsseldorf 50 Proz. aller Kinder im 
14. Lebensjahre bereits mit Tuberkulose angesteckt gefunden. Bei Kindern 
aus besitzenden Klassen fand Schloßmann dagegen unter 105 Kindern, die 
zumeist aus Furcht, tuberkulös erkrankt zu sein, zur Untersuchung kamen, 
nur 4 Kinder tuberkulös. 

„Man hat die Tuberkulose darum direkt eine Wohnungskrankheit 
genannt und eine erfolgreiche Bekämpfung nur in der Verbesserung 
der Wohnungen gesehen. So sehr wir diesen Bestrebungen zustimmen, 
und so notwendig wir ein energisches Eingreifen von Staat und Stadt in 
dieser Richtung betrachten, so werden wir nicht warten, bis diese enorme 
Geldmittel erheischenden Maßnahmen durchgeführt werden. Wir müssen 
trachten durch die Fürsorgestellen die Verhältnisse nach Möglichkeit zu 
verbessern. 

„Wenn wir den Kranken veranlassen, seinen Auswurf nicht mehr auf 
den Boden zu entleeren, und die Schwester es weiter fertig zu bringen sucht, 
der Reinlichkeit Einzug in die Wohnung zu verschaffen, wenn es gelingt, 
für den Tuberkulösen durch Mietzuschuß ein eigenes Zimmer oder durch 
Abgabe eines Bettes zum mindesten eine eigene Liegestätte zu verschaffen, 
die Wäsche getrennt zu sammeln und der Reinigung mit Lysoform zu¬ 
zuführen, dafür Sorge zu tragen, daß der Kranke ein eigenes Eßbesteck und 
Trinkgeschirr zu benutzen hat, dann kann die Gefahr der Ansteckung der 
Umgebung um ein Bedeutendes vermindert, ja fast aufgehoben werden. 
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„Zu Desinfektionsz wecken verabreichen wir in eigenen, mit Meßgefäß 
versehenen Gläsern Rohlysoform. 

„Schwerkranke ohne Pflege müssen in einem Krankenhause unter¬ 
gebracht werden — zumeist keine leichte Sache. Die Kranken lassen sich 
ja leicht bewegen zur Aufnahme, aber nach ein paar Wochen finden wir sie 
wieder zu Hause im alten Jammer und Elend. Sobald sie erkennen, daß 
das Krankenhaus keine Heilstätte für sie ist, drängen sie wieder beim, 
namentlich wenn sie fürchten, daß die Heimatgemeinde für die Kosten 
herangezogen wird. Die Unterbringung Schwerkranker in geeigneten Anstalten 
ist z. Z. wohl die brennendste Frage auf allen Tuberkuloseversammlungen; 
die eigenen Tuberkulosepavillons in den Krankenhäusern reichen nicht aus; 
nach unserer Ansicht kann nur dadurch abgeholfen werden, daß in den 
Heilstätten Abteilungen für die Schwerkranken eingerichtet werden. 

„Von weittragendster Bedeutung ist die Vornahme der Desinfektion 
der Wohnungen bei Sterbefällen an Tuberkulose und beim Wohnungswechsel 
schwerkranker Schwindsüchtiger. 

„Die Anzeigepflicht bei Todesfällen an Lungenschwindsucht und beim 
Wohnungswechsel vorgeschritten Erkrankter, sowie die Vornahme kostenloser 
Desinfektion sind dringliche Forderungen! In Preußen besteht die Anzeige¬ 
pflicht für Todesfälle an Lungen- und Kehlkopf Schwindsucht; in einzelnen 
Bundesstaaten fehlt auch diese. Erfreulicherweise wurde die Anzeigepflicht 
in mehreren Städten durch ortspolizeiliche Vorschrift geregelt* In Bayern 
ist Nürnberg auf Veranlassung des dortigen so rührigen Vereins zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose unter Flataus und Frankenburgers trefflicher 
Leitung musterhaft vorangeschritten; auch in Pirmasens hat sich die Stadt¬ 
verwaltung bereit erklärt, bei allen Todesfällen an Tuberkulose die Des¬ 
infektion zu übernehmen und in Zweibrücken geschieht dies für Arme 
und Kassenangehörige. 

„In München hat der Magistrat unserer Fürsorgestelle das Recht ein¬ 
geräumt, die Desinfektion durch die städtische Desinfektionsanstalt kostenlos 
in allen ihr notwendig erscheinenden Fällen zu veranlassen. Wir haben 
dies 1908 in 158 Fällen durchgeführt, freilich nur eine kleine Zahl im 
Vergleich zu den jährlich rund 1700 Todesfällen an Tuberkulose in München. 
Ich weiß, daß unser neuer Medizinalreferent, Ministerialrat Dr. Dieudonne, 
mit mir von der Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung der Anzeige wie 
der Desinfektion überzeugt ist, und zweifle nicht, daß er bald den Weg 
finden wird, dieser Überzeugung nachdrücklich Ausdruck zu verleihen. 

„Desinfektionsapparate sind in den meisten Bezirken eingeführt; es 
wird nicht schwer fallen, dieselben durch die Fürsorgestellen heranzuziehen 
oder die Desinfektion mit Autan auszuführen. Ich möchte aber darauf 
hinweiBen, daß auch durch Putzen des Fußbodens und der Möbel mit Seife 
und Cresolwasser und durch Tünchen der Wände gründliche Desinfektion 
erzielt wird — oft besser als mit dem kostspieligsten Apparate. 

„In Berlin hat die Landesversicherungsanstalt unter Kayserlings 
Leitung eine neue Form von Fürsorgestellen unter dem Namen »Tuberkulose- 
station« eingerichtet, über die wohl in der Diskussion direkt berichtet 
werden wird. Es sind daselbst eigene Leute angestellt, die in regelmäßig 
wiederkehrenden Zeiträumen die Reinigung aller von der Versicherungs- 
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Fürsorgestellen für Lungenkranke. 

anstalt in Fürsorge Genommenen besorgen — eine Maßregel die äußerst 
nachahmenswert erscheint. 

„Es hat an dem Ein würfe nicht gefehlt, daß jede Fürsorgestelle von 
vornherein bankerott ist, wenn sie nicht bloß die in Betracht kommenden 
Hilfsquellen zu erschließen sucht, sondern selbst helfend und unterstützend 
eingreift. Auch wir sind der Meinung, daß es Hauptaufgabe der Stellen 
sei, die Vermittlung und die Zuweisung an die humanitären und charitativen 
Vereine anzustreben. Trotzdem halten wir das persönliche Eintreten der Für¬ 
sorgestellen für dringend notwendig. Es muß als Prämie für die prompte 
Durchführung unserer hygienischen Forderungen gelten. Geldunterstützungen 
dürfen nur in den allerdringendsten Notfällen geleistet werden, sie führen 
rasch zum Bettel. Ausgiebigen Gebrauch muß man aber von der Abgabe 
von Lebensmitteln machen, insbesondere von Milch. Für verhältnismäßig 
wenig Geld kann dadurch viel Gutes geleistet werden! 

„Um erfolgreich zu wirken, müssen die Fürsorgestellen, wie Robert 
Koch sich ausdrückte, »das ganze Land in dichtem Netze überziehen«. 
Sie müssen darum möglichst an allen größeren Orten: Stadt- und Land¬ 
gemeinden, zum mindesten an allen Bezirksämtern errichtet werden 1 ). Es 
lassen sich keine bestimmten Vorschriften machen, jede Stelle muß individuell 
den jeweiligen Verhältnissen angepaßt werden. Um aber ein einheitliches 
Vorgehen zu erzielen, die bestehenden TuberkuloBeeinrichtungen richtig 
auBzunützen und die Geldmittel gleichmäßig ohne Zersplitterung zu ver¬ 
teilen, müssen die Auskunfts- und Fürsorgestellen in den Hauptstädten so 
ausgeataltet werden, daß sie nicht nur als mustergültiges Vorbild gelten 
können und Gelegenheit zur Ausbildung der Ärzte und Schwestern bieten, 
sondern auch als Zentralstellen der Tuberkulosebekämpfung mit den übrigen 
Fürsorgestellen der Provinz, des Kreises oder auch Kontingentes in festem 
organisierten Zusammenhang stehen. 

„Meine Herren! Ich bin am Schlüsse meines Referates. Ich hatte die 
Absicht, Ihnen die Bedeutung der Auskünfte- und Fürsorgestellen, insbesondere 
vom ärztlichen Standpunkte aus zu beleuchten. Mein verehrter Herr 
Korreferent will dies noch vom Gesichtspunkte der Verwaltungsbeamten tun. 

„Möge es uns gelingen, Sie alle, meine Herren, davon zu überzeugen, 
daß die Auskünfte- und Fürsorgestellen eine auf unseren Kenntnissen von 
der Art und Ausbreitung der Tuberkulose begründete Einrichtung sind, 
in allererster Linie dazu geeignet und berufen, um diese verheerendste aller 
Volkskrankheiten noch weiter erfolgreich zu bekämpfen und einzuschränken, 
zum Nutzen und Heil der Menschheit. u 

Korreferent, Güh. BegienmgSrat Pütter, Verwaltungsdirektor 
der Kgl. Charitd (Berlin): 

Auskunfts- und Pursorgestellen für Lungenkranke. 

„Wir stehen in einer neuen Periode unseres kommunalen Lebens. Wäh¬ 
rend bisher allerorten das Bestleben im Vordergrund stand, durch gute 
Kanalisation, zweckmäßige Bauordnungen, luftige Schulräume und saubere 

l ) Nach dem letzten Berichte des Deutschen Zentralkomitees bestehen zurzeit 
in Deutschland 244 Fürsorgestellen, außerdem in Baden 537 Ortsausschüsse, die 
dem gleichen Zwecke dienen sollen. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



80 XXXIV. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege in Zürioh. 

Straßen hygienische Verhältnisse um den Menschen herum zu schaffen, 
wenden wir uns jetzt dem Menschen selbst zu. 

„Wir betrachten ihn einerseits als Verbreiter ansteckender Krankheiten 
in seiner schädlichen Einwirkung auf seine Nebenmenschen und haben ihm 
mancherlei Beschränkung in seiner Bewegungsfreiheit auferlegt, wenn er 
z. B. an asiatischer Cholera, Pest, schwarzen Pocken, Typhus, Diphtherie 
oder Scharlach erkrankt ist, andererseits suchen wir nur seinen persönlichen 
Gesundheitszustand zu heben, wie bei Säuglingen, Alkoholkranken und zahn¬ 
kranken Schulkindern. 

„Oft sind beide Arten verbunden, wie bei geschlechtskranken und den 
an offener Lungentuberkulose leidenden Personen, wo wir sowohl die Heilung 
der einzelnen Person, wie die Verhütung der Weiterverbreitung ihrer Krank¬ 
heit auf andere ins Auge fassen müssen. 

„Wenn ich Cholera, Typhus, Diphtherie und Scharlach auf die eine und 
Syphilis und Tuberkulose auf die andere Seite stelle, so geschieht dies aus 
dem Grunde, weil die ersteren Krankheiten akute sind, die den Menschen 
mit einem Schlage aufs Krankenlager niederstrecken und in verhältnismäßig 
kurzer Zeit zum Abschluß mit dem Leben oder Tode gelangen, während 
Syphilis und Tuberkulose den Menschen lange Zeit in arbeitsfähigem Zu¬ 
stande belassen, allmählich seinen Körper vergiften und dann auf andere 
Personen übergehen. Der Kampf gegen diese muß naturgemäß ein anderer 
alB gegen die akuten Krankheiten sein. 

„Die Übertragung der Tuberkulose, welche heute den Gegenstand 
unserer Besprechung bildet, findet aber ausschließlich in geschlossenen 
Räumen statt. Man nennt deshalb die Tuberkulose auch eine »Wohnungs¬ 
krankheit». Damit soll nun nicht gesagt sein, daß die Infektion nur in 
den kleinen Wohnungen, in denen die Familie in ein Zimmer oder ein 
Zimmer und Küche zusammengepfercht ist, stattfindet, vielmehr kommen 
ebenso stark in Betracht die Schulklasse, in der ein Schüler oder gar der 
Lehrer Tuberkelbazillen aushustet, das Krankenhaus, welches erstens keine 
separierten Tuberkulosestationen besitzt und zweitens an anderen Krank¬ 
heiten, z. B. Arm- oder Beinbruch erkrankte Lungentuberkulose neben Nicht¬ 
tuberkulösen liegen läßt, desgleichen die Siechenhäuser und Asyle, welche 
diese Separationen nicht vornehmen, das Kontor und Bureau, in dem der 
gesunde Angestellte neben dem tuberkulösen Schreiber sitzt, die Werkstätte 
des Handwerkers und in der Fabrik, die Gefängnisse und zuweilen auch die 
Kasernen, obwohl in letzteren wohl die Untauglichkeit zum Felddienst schon 
von selbst zur Aussonderung der Kranken führt. 

„Eine unmittelbare Gefahr ist in den angeführten Beispielen nur dann 
vorhanden, wenn es sich um die sogenannte offene Tuberkulose handelt, 
d. h. die Fälle, in denen der Kranke Tuberkelbazillen aushustet, niest oder 
spuckt oder beim Sprechen von sich gibt. 

„Da wir wissen, daß Hunderttausende unserer Mitbürger lungenkrank, 
die meisten davon tuberkulös sind, daß die Tuberkulose ansteckend ist und in 
allen Ständen und allen Arbeitsgelegenheiten vorhanden sein kann, so drängt 
sich uns die Frage auf, wie wir ihr zweckmäßig entgegentreten können. 

„Ich möchte die Beantwortung der Frage mit möglichster Kürze unter 
folgenden drei Gesichtspunkten versuchen: 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



31 


Fürsorges teilen für Langenkranke. 

„1. Bekämpfung der Tuberkulose in geschlossenen Räumen. 

„ 2 . Heilung der Lungenkrankheit. 

„3. Vorbeugung gegen die Erwerbung der Tuberkulose. 

„ 1 . Was die Bekämpfung der Tuberkulose in geschlossenen Räumen be- 
trifft, so soll an erster Stelle die kleine Arbeiterwohnung besprochen werden. 
Zwar ist eine große Zahl von neuen kleinen Wohnungen teils vom Reich und 
Staat, teils von Fabriken, teils auf genossenschaftlichem Wege gebaut, aber 
die alten schlechten sind geblieben und werden zu gleichem oder höherem 
Preise weiter vermietet. Verwohnte Wohnungen bilden aber den Hauptherd 
für ansteckende Krankheiten, besonders für die Tuberkulose, deren Bazillen 
an Wänden und Fußböden, in den Ritzen und auf den Klosetts haften 
bleiben. Es würde der Bekämpfung der Tuberkulose ein wesentlicher Dienst 
geleistet, wenn die Herren Oberbürgermeister persönlich einen Nachmittag 
ihrer besetzten Zeit opferten und unter Führung der Fürsorgeschwester eine 
Anzahl »kleine Leute-Wohnungen« ihrer Stadt besichtigen wollten, sie würden 
sich mit einem Blick davon überzeugen, daß in vielen sogenannten Wohn- 
räumen kein Mensch gesund bleiben bzw. kein Kranker gesund werden kann. 
Hier sollen nur vier Beispiele aus Berlin, die denen anderer Städte sehr ähn¬ 
lich sind, angeführt werden: 

„a) Ein selbständiger Schuhmacher mit Frau und vier Kindern benutzt 
eine Wohnung, deren erstes von der Straße direkt zugängiges, mittelgroßes 
Zimmer zugleich Laden, Werkstatt und Wohnraum ist. Dahinter ist nach 
dem engen Hofe zu eine sehr schmale Küche, die gleichzeitig den Zugang 
zu dem eine halbe Treppe höher befindlichen Hängeboden bildet. Dieser 
hat ein ganz kleines Fenster nach dem Hofe, ist fast völlig dunkel und 
diente als Schlafraum für die sechsköpfige Familie in drei Betten. Vater 
und Mutter sind tuberkulös und schliefen mit je einem Kinde zusammen. 

„Wir ließen die Familie ans den Mitteln des Zentralkomitees im ersten 
Stockwerk des Hauses ein Zimmer hinzumieten und führten so eine Tren¬ 
nung der Tuberkulösen von den noch Gesunden herbei. 

„b) Es gibt in Berlin noch viele Kellerwohnungen, die 1,50 m und mehr 
unter dem Straßen- oder Hofniveau liegen. Manche Stellen in den Zimmern 
sind so dunkel, daß am hellen Tage die dort stehenden Gegenstände (es 
waren Betten) nicht erkannt werden konnten. Die Betten fühlten sich 
feucht an. ln einer einen solchen Keller bewohnenden Familie war ein 
Tuberkulöser; die Kinder sehr schwächlich. Die Kinder erhielten besondere 
Betten, die von dem des Tuberkulösen weit abgestellt wurden, und sind einer 
Erholungskur zugeführt worden. Eine Kündigung des Mietsverhältnisses 
war des bestehenden Vertrages wegen auf Monate hinauB nicht möglich. 

„c) ln einer Hofwohnung mit einem 4 m im Quadrat messenden Haupt- 
und einem 2 m breiten und 4 m langen Nebenzimmer, der sogenannten 
Küche, hausten 11 Personen, darunter drei Tuberkulöse. Alle schliefen 
leider unter Federbetten. Der Familie wurde ein Mietszuschuß gegeben, 
mit dem sie ein Zimmer in demselben Hause zumietete und eine Trennung 
der Tuberkulösen von den Gesunden herbeiführte. 

„d) In vielen älteren Häusern sind die Dachböden zu Wohnungen aus¬ 
gebaut. Schmale Gänge ohne die vorgeschriebenen Sicherheitsmaßregeln 
gegen Feuersgefahr führen zu Wohnungen, die jeder Hygiene spotten. Das 
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Dach ist schlecht verschalt und bietet weder gegen Kälte noch gegen Hitze 
Schutz, die Fenster sitzen oben im Dach, geben miserables Licht und können 
nur mit Hilfe einer Trittleiter geöffnet und geschlossen werden, die Fuß¬ 
böden des Dachgeschosses zeigen weite Ritzen, und die Wände sind dünn 
und lassen jeden Laut von der Nachbarwohnung durch. 

„Unter diesen vier Beispielen sind drei, bei denen eine wesentliche Besse¬ 
rung allein durch die Baupolizei herbeigeführt werden kann, nämlich 1. be¬ 
züglich der Benutzung des Hängebodens als Wohnraum, 2. des für eine 
Wohnung zu tief unter Straßen- oder Hofniveau liegenden Kellers und 
3. des vorschriftswidrig ausgebauten Dachbodens. Ferner finden sich bei 
solchen Revisionen noch später eingefügte Wände vor, durch die luft- und 
lichtlose Räume geschaffen sind, die aber als Wohn- oder Schlaf räume 
dienen. 

„Wenn durch die Baupolizei schon vieles geändert werden kann, so ist 
deren Macht allein doch lange nicht ausreichend, um gegen die Weiter¬ 
verbreitung der Tuberkulose wirklich durchgreifende Maßregeln zu treffen. 
Die Hauptschwierigkeit liegt außer in der beschränkten Wohnung in der 
Unsauberkeit der Leute. Je enger die Leute wohnen und je niedriger das 
Einkommen, desto abgestumpfter sind sie im allgemeinen gegen Reinlichkeit. 
Aber nicht die Armut allein ist es, die die Unreinlichkeit und schlechte Ver¬ 
sorgung des Hauswesens auch bezüglich der Ernährung verschuldet, son¬ 
dern auch die Unerzogenheit der Hausfrauen. Es besteht ein Unterschied 
zwischen zwei Bevölkerungsschichten mit etwa gleichem Einkommen: Wäh¬ 
rend nämlich die Wohnungen der kleinen Beamten (Postboten, Schutz¬ 
männer usw.) fast durchweg reinlich und die Kinder sauber gehalten sind, 
auch regelmäßig und verständig zu Mittag gekocht wird, ist dies bei der 
Mehrzahl selbst der gelernten Arbeiter nicht der Fall, obwohl das Ein¬ 
kommen der letzteren das der Beamten meistens übersteigt. 

„Der Grund liegt darin, daß die Arbeiter meistens Arbeiterinnen heiraten, 
die nach der Schule sogleich Fabrikarbeit verrichten und für Hausarbeit 
gar kein Interesse haben. Sie sind deswegen nicht müßig, sondern bleiben 
ihrer bisherigen Tätigkeit treu und verrichten, da sie durch die Kinder ans 
Haus gefesselt sind, Heimarbeit. Der doppelte Verdienst von Mann und 
Frau wird nun aber nicht zur Hebung der Wirtschaft verwandt, sondern 
anderweit verbraucht, selten gespart. Kochen ist der Arbeiterfrau ebenso 
ungewohnt wie Reinmachen, es geht morgens sofort an die Heimarbeit, und 
wenn man mittags die Leute besucht, ist die Stube unaufgeräumt und der 
Herd kalt. Die Familie genießt im besten Falle Essen aus der Volksküche, 
sonst Kaffee und Brot. 

„Ausnahmen bestätigen die Regel. 

„Die kleinen Beamten heiraten fast nie Mädchen aus dem Arbeiterstande, 
sondern Dienstmädchen und Töohter aus kleinen Beamten- oder Besitzer¬ 
familien. Diese Frauen sind an reinliche Wohnungen und geregeltes Essen 
gewöhnt, und wenn sie auch nicht alle Köchinnen gewesen sind, so lernen 
doch die der Heirat entgegengehenden Haus- und Kindermädchen usw. stets 
schnell das Kochen, um für den Ehestand leidlich gerüstet zu sein. 

„Diese aus dem Leben gewonnenen Erfahrungen nötigen dazu, die 
unhygienisch lebenden Leute zur Hygiene zu erziehen, und dazu ist vor 
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allem die FürBorgeschwester der Auskunfts- und Fürsorgestellen für Lungen¬ 
kranke in der Lage. 

„Wenn es auch verschiedene Faktoren gibt, z. B. außer der Baupolizei 
die Wolinungsinspektion mit besonderen Vorschriften für die Behandlung 
und Benutzung der Wohnungen, die hier eingreifen können, so ist es doch 
nötig, den umfangreichen und langwierigen Kampf gegen die Tuberkulose 
nicht zersplittert zu führen, sondern zu konzentrieren. Es ist unbedingt 
erforderlich, daß die verschiedenen amtlichen Stellen, die hier in Frage 
kommen können, mit der Anskunfts- und Fürsorgestelle für Lungenkranke 
Hand in Hand arbeiten, und zwar einerseits die sanitäts- und baupolizei¬ 
lichen, andererseits die Wohlfahrtseinrichtungen in der Stadt. 

„Von der Auskünfte- und Fürsorgestelle für Lungenkranke gehen alle 
für den Kampf erforderlichen Anregungen aus, sie stellt überhaupt erst die 
Fülle und Familien fest, in denen Tuberkulose herrscht, untersucht alle 
Familienmitglieder auf Tuberkulose, revidiert die Wohnungen, erzieht die 
Hausfrauen und Kinder zur Reinlichkeit und muß alle möglichen Hilfen 
heranschaffen, um die Familie in hygienische Verhältnisse zu bringen. Da¬ 
bei werden je nach Umständen Sanitätspolizei, Armenverwaltung, Stiftungen, 
Wohltätigkeitsvereine, Arbeitgeber und freie Liebestätigkeit in Anspruch 
genommen. 

„Der Auskunfts- und Fürsorgestelle für Lungenkranke soll nichts Bureau- 
kratisches anhaften, und das tut es auch nicht bei der von mir geschaffenen 
Organisation, aber andererseits hat sie so viele Beziehungen zu amtlichen 
Stellen, daß ich stets befürwortet habe, sie mit der Stadtverwaltung in mög¬ 
lichst nahe Beziehungen zu bringen und sie entweder dem Dezernenten für 
das Armen wesen oder den neuerdings vielfach geschaffenen Wohlfahrts¬ 
ausschüssen zu unterstellen oder sie durch einen Verein zu betreiben. 

„Die Maßnahmen, die in der Wohnung Tuberkulöser in Frage kommen, 
sind folgende: Trennung des Tuberkulösen von seiner Familie a) durch 
Aufnahme in ein Krankenhaus, oder, da dies in 90 Proz. der Versuche ab¬ 
gelehnt wird, b) Trennung innerhalb der Familienwohnung. 

„Dazu ist meistens nötig die Hinzumietung eines Zimmers oder die 
Ausmietung eines Schlafburschen. Die nötige Miete oder der entgangene Ge¬ 
winn müssen der Familie gezahlt werden. Bietet die Wohnung Räume ge¬ 
nug für Trennung, ist diese vorzunebmen und eventuell die genügende Zahl 
Betten, für jedes Familienmitglied eins, zu beschaffen, und zwar leihweise. 

„Sodann ist für regelmäßige Reinigung und Lüftung zu sorgen. Die 
Reinigung ev. durch Annahme von Reinmache- und Waschfrauen, wenn die 
Mutter das Reinmachen nicht versteht und es lernen soll, oder wenn sie 
krank ist. In den meisten Fällen ist zunächst eine von sachverständiger 
Hand vorzunehmende Desinfektion nötig, die natürlich von der Stadt im 
weitesten Umfange unentgeltlich geliefert werden muß. 

„Über die Durchführung der Reinlichkeit und Lüftung muß von der 
Fürsorgeschwester ständige Kontrolle geführt werden. 

„Wenn sich hiermit auch die Maßnahmen für die Besserung der Woh¬ 
nungsverhältnisse erledigen, so sind doch in den allermeisten Familien 
weitere Hilfen nötig, die sich einerseits auf die Ernährung der kranken 
Familienmitglieder, andererseits auf Vorbeugung gegen die Erwerbung der 
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Tuberkulose beziehen. Von letzterer soll weiter unten die Rede sein, die 
kräftigere Ernährung aber muß schon in der Familie einsetzen und durch 
Geldunterstützung oder direkte Gewährung von Speisung bewirkt werden. 
In Berlin hat eine Frau vom Rath eine besondere Rüche für Tuberkulöse 
errichtet und läßt den Schwerkranken das Essen durch ein Auto in die 
Wohnung bzw. in Abholungsstellen nahe den Wohnungen schicken. Da¬ 
neben leisten die Abraham sehen Volksküchen für Kinder Hervorragendes 
zur kräftigen Ernährung schwächlicher Kinder. Die Abrahamschen Volks¬ 
küchen sind über die ganze Stadt verteilt und werden nach Bedarf vermehrt; 
die Stadt Berlin beteiligt sich an der Finanzierung dieser Küchen. 

„Die Kosten, welche durch die reine Wohnungsfürsorge entstehen, sind 
gering und können leicht von jeder Gemeinde getragen werden, wenn die 
Fürsorgeschwester gut arbeitet und die Familien anhält, so viel für sich 
aus eigenen Kräften zu sorgen, als irgend möglich ist. Zum Teil werden 
die Kosten von der Armen Verwaltung getragen, doch ist es nötig, daß diese 
ihre Armenpfleger und -pflegerinnen anhält, die Art der Unterstützung dem 
Kampf gegen die Tuberkulose anzupassen, was gut geht und wenig Mehr¬ 
kosten verursacht. 

„2. Eine andere Stätte der Ansteckung kann die Schule sein. Erfreu¬ 
licherweise sind die Fälle von offener Tuberkulose bei Schulkindern nicht 
so häufig, wie bisher angenommen ist. Dieselbe bricht meist erst bei Mädchen 
in den Pubertätsjahren, bei Knaben unter der schweren Lehrlingsarbeit aus, 
der der schwächliche Körper des Knaben nicht standhalten kann. Deshalb 
soll der Schularzt prüfen, ob das die Schule verlassende Kind dem beabsich¬ 
tigten Beruf gewachsen ist 

„Die Schulärzte schicken massenhaft Kinder in die Auskunfts- und Für¬ 
sorgestellen zur Untersuchung, die zur Folge hat, daß, wenn ein Kind 
lungenkrank befunden wird, die ganze Familie mit untersucht, und wenn 
ein Schulkind mit Tuberkulose gefunden wird, hiervon umgehend dem 
Schularzt Mitteilung zugeht, damit er das Kind vom Unterricht entfernt 
und ev. weitere Untersuchungen der Nachbarkinder veranlaßt. — Sache der 
Schulleiter und Ärzte ist es, auf hustende Lehrer zu achten und deren 
Untersuchung und Beurlaubung je nach Umständen herbeizuführen. Im 
übrigen verweise ich bezüglich der Schulen auf die Aufsätze des Geheimen 
Ober-Medizinalrats Prof. Dr. Kirchner im Kultusministerium. 

„3. Eine dritte Forderung, die auf gestellt werden muß, ist die energische 
Separierung der Krankenhauspatienten von tuberkulösen Mitkranken. Es 
genügt nicht, daß eine sogenannte Tuberkulosestation, in welcher die Tuber¬ 
kulösen allein Aufnahme finden, geschaffen wird, sondern es müssen auch 
diejenigen Tuberkulösen, die wegen Frauenkrankheiten, Nerven- oder anderer 
Krankheiten auf die entsprechende Spezialstation kommen, von den übrigen 
Patienten separiert werden, damit diese sich nicht durch ihre Nachbarn eine 
Tuberkulose holen. 

„Genau so groß ist die Ansteckungsgefahr für das Pflegepersonal, das 
für die Tuberkulosestationen besonders ausgesucht und gewarnt werden 
muß, das aber großer Ansteckungsgefahr ausgesetzt ist, wenn sie von der 
Tuberkulose ihrer Patienten nichts wissen. 
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„Die häufige Desinfektion der Betten und Räume, in denen Tuberkulöse 
liegen, nehme ich in Krankenhäusern als selbstverständlich an. 

„Auch zwischen den Krankenhausverwaltungen und den Auskünfte- und 
FOrsorgestellen für Lungenkranke muß ein lebhafter Verkehr stattfinden. 
Es liegt im allgemeinen Interesse, daß die Wohnung, welche ein Tuber¬ 
kulöser verläßt, um ins Krankenhaus zu gehen, sofort desinfiziert wird. Be¬ 
sonders dringlich ist dies bei den Umzugsterminen. Die Desinfektion 
geschieht ohne Verzug, wenn die Krankenhausverwaltung am Tage der 
Aufnahme des Tuberkulösen Mitteilung davon an die Auskünfte- und Für¬ 
sorgestelle macht. Diese schickt die Fürsorgeschwester in die Wohnung, 
beantragt die Desinfektion und veranlaßt die Untersuchung der anderen 
Familienmitglieder. 

„Was von den Krankenhäusern hier gefordert wird, gilt mutatis mutandis 
auch von Asylen und Heimen aller Art. 

„4. An dieser Stelle mögen noch drei wichtige Einrichtungen erwähnt 
sein, die die Auskunfts- und Fürsorgestellen mit direkten Nachweisen von 
Tuberkulösen versehen: 

„a) Die Polizeiverwaltung, der alle Sterbefälle an Tuberkulose gemeldet 
werden müssen. 

„Leider ist ja in Preußen nur die Anzeigepflicht für Todesfälle an Tuber¬ 
kulose und nicht auch für Erkrankungen daran eingeführt, wie dies z. B. in 
Baden und vielen außerdeutschen Ländern Gesetz ist, und so müssen wir 
zum Schutze der Gesunden die an Tuberkulose Erkrankten mühsam zu¬ 
sammensuchen. 

„Die Polizeiverwaltung oder das Standesamt gibt den Auskunfts- und 
Fürsorgestellen durch Formular täglich oder alle zwei bis drei Tage Nach¬ 
richt von den an Tuberkulose gestorbenen Personen, die Fürsorgeschwester 
sucht die Familie auf, kontrolliert die Desinfektion und veranlaßt wiederum 
die Untersuchung der Hinterbliebenen. 

„b) Kommen in Frage die Landesversicherungsanstalten, bei denen alle 
Anträge auf Unterbringung in Lungenheilstätten eingehen; diese Anträge 
werden bei Besserungsfähigen berücksichtigt, bei aussichtslosen Fällen ab¬ 
gewiesen. 

„In beiden Fällen, sowohl bei Aufnahme eines Lungenkranken in eine 
Heilstätte, wie bei Zurückweisung desselben ist es nötig, den Auskunfts¬ 
und Fürsorgestellen Nachricht davon durch Formular zugehen zu lassen, 
denn die Besserungsfähigen stammen fast immer aus tuberkulösen Familien, 
für die die Auskunfts- und FürsorgesteUe sorgen muß, und für die als aus¬ 
sichtslos Abgewiesenen muß die Auskunfts- und Fürsorgestelle unbedingt 
eintreten, einmal, um für sie selbst zu sorgen, sodann aber besonders, um 
die Familie zu schützen und die Wohnungsfürsorge durchzuführen. 

„Die Landesversicherungsanstalt Berlin macht jetzt in der Millionenstadt 
Berlin die Probe, ob sie selbst Wohnungsfürsorge bei ihren Versicherten 
treiben soll. Sie hat zwei Bezirke der Auskunfts- und Fürsorgestellen aus¬ 
gewählt und richtet ihr Augenmerk auf die entlassenen Heilstättenpfleg¬ 
linge und besonders auf diejenigen Tuberkulösen, bei denen Tuberkulin¬ 
einspritzungen ev. noch helfen können. Alle Nichtversicherten, also auch 
die Frauen und Kinder der Versicherten, und aussichtslosen Versicherten, 
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die durch Tuberkulose bedroht sind, weist sie den Auskunfts- und Fürsorge¬ 
stellen zu. 

„c) Kommen die Krankenkassen in Betracht, deren Ärzte sehr viele 
Lungenkranke in die Auskunfts- und Fürsorgestellen schicken und um den 
Untersuchungsbefund bitten. Die Behandlung des Kassenpatienten erfolgt 
durch den Kassenarzt, der — meist dem Vorschläge der Auskunfts- und 
Fürsorgestelle folgend — den Patienten einer geeigneten Kur zuführt, wäh¬ 
rend die Auskunfts- und Fürsorgestelle die Wohnungsfürsorge und die Ver¬ 
sorgung der Familienmitglieder übernimmt. 

„Sie sehen, meine Herren, alle Mitteilungen über lebende oder soeben 
gestorbene Tuberkulöse laufen in der Auskunfts- und Fürsorgestelle zu¬ 
sammen. 

„Diese bildet daher in der Stadt ganz von selbst den Mittelpunkt der 
Tuberkulosebekämpfung und sucht ihrerseits Verbindung mit allen zustän¬ 
digen Amts- und hilfsbereiten Wohlfahrtsstellen, um den Kampf in geeig¬ 
neter Bahn zu halten und systematisch zu führen. Da in über 200 deut¬ 
schen Städten bereits Auskunfts- und Fürsorgestellen eingerichtet sind, kann 
ich deren Organisation als bekannt voraussetzen. Auch beziehe ich mich 
auf die Ausführungen meines Herrn Vorredners, sowie auf meine und andere 
Schriften, die dies Thema ausgiebig behandeln. 

„5. Was die Ansteckung in den Bureaus anlangt, so kann nur dringend 
empfohlen werden, nicht nur den Wünschen Angestellter, mit einem Bazillen¬ 
verbreiter nicht zusammen arbeiten zu müssen, Rechnung zu tragen, son¬ 
dern auch selbst ein Auge auf die hustenden Angestellten zu haben. 

„Eine entsprechende öffentliche Aufforderung an Rechtsanwälte, Kauf¬ 
leute und alle Sonstigen, die ein Bureau oder Kontor mit mehreren An¬ 
gestellten haben, ist durchaus am Platze, gleichzeitig unter Verweisung an 
die Auskunfts- und Fürsorgestellen für Lungenkranke. 

„6. Die Hotels, besonders die kleinen Gastwirtschaften, können durch 
die Meldung des Todesfalles an Tuberkulose kontrolliert werden, wenn die 
Polizei schnell zur Hand ist und sich überzeugt, daß die Wäsche gewechselt, 
Zimmer und Betten desinfiziert werden. 

„7. In den Werkstätten und Fabriken soll der Gewerbeinspektor ein 
wachsames Auge auch auf die Gefahr der Tuberkuloseübertragung haben. 
Auch er wird öfter getäuscht. So kenne ich einen Fall aus einer Tütenklebe- 
fabrik, in der zwar die offiziell vorgeschriebenen Anfeuchter vor jeder 
Arbeiterin stehen, wo diese aber doch genötigt werden, das Anlecken mit 
der Zunge zu besorgen, um schneller zu arbeiten. Ähnliches wird auch in 
anderen Betrieben Vorkommen. 

„8. Die Tuberkuloseübertragung in Gefängnissen ist meines Wissens 
schon einer Revision unterzogen, allerdings sind mir die getroffenen Maß¬ 
regeln nicht bekannt. 

„9. Bezüglich des Militärs wendet die Medizinalabteilung des Kriegs¬ 
ministeriums der Bekämpfung der Tuberkulose das lebhafteste Interesse zu 
und verfügt über viele auf diesem Gebiete spezialistisch ausgebildete Militär¬ 
ärzte. Auch in den Berliner Auskunfts- und Fürsorgestellen sind stets 
einige Militärärzte mit der Untersuchung betraut. 
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„Wir wollen nun mit wenigen Worten auf die 

Heilung der Lungenkrankheit 

ei ngehen. 

„Für die Heilung der Lungenkrankheit kommen einerseits die verschie¬ 
denen Heilstätten für Erwachsene und Kinder in Betracht, die im Besitz 
der Landesversicherungsanstalten, von Städten, Vereinen, Gesellschaften und 
Privatpersonen sind, andererseits die Krankenhäuser und Sanatorien. 

„Man hat über einige Landesversicherungsanstalten berechtigte Klage 
geführt, daß sie nur ganz leichte Fälle aufnehmen, um gute Resultate zu 
erzielen. Diesem Übelstand ist aber, soweit ich unterrichtet bin, jetzt wohl 
überall abgeholfen, und man nimmt weiter vorgeschrittene Fälle auf, die 
Aussicht auf Besserung bieten, und schickt die ganz leichten Fälle in die 
W alderholungsstätten. 

„Um die richtige Auswahl zu treffen, bedarf es bei den weiter vorge¬ 
schrittenen Fällen einer Beobachtungszeit, ob das Leiden gutartig oder 
bösartig verläuft, ln Berlin hatten die Auskünfte- und Fürsorgestellen 
festgestellt, daß von den Abgewiesenen bei 40 bis 50 Proz. das Leiden gut¬ 
artig verlief, was die Landesversicherungsanstalt Berlin veranlaßt hat, eine 
eigene Beobachtungsstation einzurichten. 

„Dazu sind die Landesversicherungsanstalten nicht überall in der Lage, 
es gibt auch noch andere Lungenkranke als Versicherte, und deshalb ist es 
notwendig, daß diese Beobachtungen in allen Krankenhäusern stattfinden 
können. Ein schattiges Plätzchen, Veranda oder dergleichen, wo eine 
Liegekur durchgeführt werden kann, muß natürlich dabei sein. 

„Selbstverständlich dürfen diese zur Beobachtung aufgenommenen 
Lungenkranken nicht mit den schwerkranken Tuberkulösen zusammengelegt 
werden, für die, wie oben erwähnt, eine besondere Tuberkulosestation in 
demselben Hause eingerichtet werden sollte. 

„Diese letztere gehört eigentlich gar nicht in ein Krankenhaus, aber da 
Spezialtuberkulosekrankenhäuser mit verschiedenen nach der Schwere der 
Krankheit gesonderten Abteilungen noch sehr selten sind, so bleibt bis auf 
weiteres nichts anderes übrig, als vorläufig in den allgemeinen Kranken¬ 
häusern solche Abteilungen zu gründen. 

„In den Beobachtungsstationen der Krankenhäuser müssen natürlich die 
ErruQgenschäften der wissenschaftlichen Forschungen verwertet werden. 

„In der Königlichen Charite sind schon vor drei Jahren zwei solcher Be¬ 
obachtungsbaracken für Männer und Frauen mit Liegehallen erbaut und 
ständig besetzt. Außerdem bestehen Tuberkulosestationen für schwerkranke 
tuberkulöse Männer und Frauen; auch findet die Separation der an anderen 
Krankheiten leidenden Tuberkulösen von den Mitkranken statt. 

„Wenn wir uns nun noch zu den 

Y orbeugungsmaßregeln 

wenden, so ist da folgendes zu erwägen. 

„Neben den mehreren hunderttausend Lungenkranken gibt es noch die 
vier- bis fünffache Zahl Gefährdeter, die jeden Augenblick angesteckt werden 
können, weil sie mit den Tuberkulösen beständig zusammen leben. Die In- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



38 XXXIV. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege in Zürich. 


fektionsgefahr ist nm so größer, je enger die Wohnung und je schwächlicher 
das gefährdete Individuum ist. 

„Bei den Wohnungsbesuchen, die die Fürsorgeschwester macht, findet 
sie fast in sämtlichen Familien, in denen eine oder zwei Personen tuberkulös 
sind, schwächliche, der Kräftigung sehr bedürftige Angehörige, besonders 
anämische, skrofulöse oder katarrhalisch infizierte Kinder vor. 

„Daß für diese Personen etwas geschehen muß, um sie widerstandsfähig 
gegen die Erwerbung der Tuberkulose zu machen, steht außer Zweifel, frag¬ 
lich ist nur, was geschehen soll, und diese Frage ist eine reine Geldfrage. 

„Das mindeste, was geschehen muß, ist, nachdem die Wohnungsverhält- 
nisse hygienisch gemacht, auch die Leute zum Schlafen bei offenem Fenster 
bewogen sind, daß eine kräftige Ernährung einsetzt. In vielen Fällen ist 
damit bei den dürftigen Einkommens- und sonstigen Verhältnissen nichts 
mehr zu erreichen, und es kann nur durch eine Kur außerhalb des Hauses, 
die dem Körper die nötige gute Luft, Ruhe und Kräftigung zuführt, ge¬ 
holfen werden, und dafür gibt es schon eine ansehnliche Zahl von Erholungs¬ 
stätten. 

„Wenn ich vorher die Wohnungspflege als billig bezeichnete, so muß ich 
die Heilungs- und Vorbeugemittel für teuer erklären, und wir müssen dahin 
streben, sie zu verbilligen. 

„Das kann auf zweierlei Weise geschehen, erstens dadurch, daß für die 
teureren Heilstätten, z. B. an der See, und überhaupt für die geschlossenen 
Heilstätten und Heime die richtige Auswahl der Kranken getroffen wird, 
und nicht Personen dahin kommen, denen nach ihrem Gesundheitszustände, 
ihren persönlichen und häuslichen Verhältnissen mit einer Walderholungs¬ 
stätte oder Ferienkolonie völlig gedient ist; zweitens dadurch, daß wir den 
Betrieb unserer geschlossenen Anstalten möglichst einfach und billig ge¬ 
stalten und, wo die gute Luft es irgend gestattet, in unmittelbare Nähe der 
Stadt legen. 

„Wer nach ärztlichem Rat See- oder Gebirgsklima haben muß, ist natür¬ 
lich dorthin zu entsenden. 

„An Vorbeugungsmitteln kommen nun in Betracht: 

„1. Die Walderholungsstätten. Sie liegen vor den Toren der Stadt und 
haben nur Tagesbetrieb, d. h. die Erwachsenen und Kinder fahren des 
Morgens heraus und kehren abends in ihre Wohnungen zurück. Die Kur 
ist ziemlich zwecklos, wenn die häuslichen Verhältnisse so schlecht sind, daß 
der Patient weder ein eigenes Bett noch gute Luft des Nachts hat. Hierfür 
hat die Fürsorgeschwester zu sorgen. 

„Für diese Kuren in den Walderholungsstätten kommen nur Personen 
in Frage, die noch leidlich bei Kräften sind und das Hin- und Herfahren 
nach den Walderholungsstätten, sowie einen kleinen Faßmarsch von der 
Bahn bis in die Walderholungsstätte aashalten können. 

„Dagegen ist es nicht so nötig, aof eine ängstliche Trennung von Tuber- 
kulösen und Nichttuberkulösen za sehen, da die Ansteckungsgefahr im 
Freien nicht vorhanden ist. Außerdem sondern sich die Kränkeren in den 
Walderholungsstätten ganz von selbst von den anderen ab, weil sie mehr 
Ruhe wünschen und die anderen lebhafter sind. 
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„Eine selbstverständliche Forderung ist die, daß die Verwaltung der 
Walderholungsstätte die von Tuberkulösen benutzten Geschirre, Decken usw. 
keinem anderen gibt, ohne daß eine sehr gründliche Desinfektion vor¬ 
genommen ist; aber das wird auch meines Wissens beobachtet; jeder Be¬ 
sucher hat für Geschirr und Decken seine Nummer und behält diese bei. 

„Aufnahme finden in den Walderholungsstätten sowohl Erwachsene wie 
Kinder. Die Trennung nach Geschlechtern ist nur bei Erwachsenen üblich. 
Mütter werden mit Säuglingen und größeren Kindern zusammen gelassen. 

„Eine Walderholungsstätte bei Berlin nimmt auch eine beschränkte An¬ 
zahl Säuglinge allein auf, da für Säuglinge in dieser Beziehung fast nirgend 
gesorgt ist. Leider gibt es ja noch immer eine große Zahl Mütter, die nicht 
selbst nähren können, deren Kinder daher doppelt sorgfältige Ernährung 
nötig haben, und die der frischen Luft in den engen heißen Stadtwohnungen 
völlig entbehren. 

„Anlage und Betrieb der Walderholungsstätten sind billig; auch hat sich 
schon ein System herausgebildet, mit dem verschiedene Faktoren zu stän¬ 
digen Beiträgen herangezogen werden, wie Krankenkassen, Landesversiche¬ 
rungsanstalten, die Gemeinden u. a. 

„Die Verpfiegungskosten für die einzelne Person zahlen die Kranken¬ 
kassen oder die Armenverwaltungen, oder sie werden durch die Auskunfts- 
und Fürsorgestellen aufgebracht. Die hygienischen Vorteile, die die Wald¬ 
erholungsstätte bietet, sind Trennung des Tuberkulösen von seiner Familie 
am Tage, sowie die Möglichkeit, den Kreis der Patienten hinsichtlich ihrer 
Krankheiten sehr weit zu ziehen. 

„Die Erfolge der Walderholungsstätten sind gut. Selbst bei schwerer 
Kranken hebt sich das Allgemeinbefinden, Appetit und Gewicht. Andere, 
besonders tuberkulös GefährdeteBlutarme, Leute mit Brustbeschwerden 
und katarrhalischen Erscheinungen, Rekonvaleszenten nach Brustfellentzün¬ 
dung usw. erholen sich oft derart, daß ihre Krankheitserscheinungen gänz¬ 
lich zum Schwinden kommen. 

„Ein Übelstand liegt im Wetter. Der Winter führt in vielen Fällen die 
Schließung der Walderholungsstätte herbei, bei Berlin bleiben mehrere auch 
während des Winters in Betrieb. Bei den Patienten selbst sind die Wald¬ 
erholungsstätten sehr beliebt und die Anträge um Verlängerung des Auf¬ 
enthaltes häufig. 

„2. Für diejenigen Personen, welche der geschlossenen Anstaltspflege 
bedürfen, kommen zwei Arten von Anstalten in Betracht: 

„1. solche, die Tuberkulöse auf nehmen, 

„2. solche, die sie nicht aufnehmen. 

„Beide sind gleich wichtig. Wenngleich die letzteren auch erst wenig 
eingeführt sind, so sind sie im Vorbeugungskampf gegen die Tuberkulose 
gar nicht zu entbehren, und zu den wenigen Heimen oder Anstalten, die 
bisher planvoll nur mit Tuberkulosegefährdeten, nicht -kranken, belegt 
werden, ist der Andrang ungeheuer; besonders trifft dies für schwächliche 
Kinder zu, die aus tuberkulösen Familien stammen. Die Kinder werden 
von den Auskünfte- und Fürsorgestellen ausgewählt, und die Anträge auf 
Bewilligung der Kosten von ihnen den Armen Verwaltungen und anderen 
Zahlenden unterbreitet. 
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„Ein solches Kindererholungsheim, das keine Tuberkulösen aufnimmt, 
befindet sich in Groß-Lichterfelde-West, Albrechtstraße 14a, mit 57 Betten« 
Dasselbe wird von den Armendirektionen Groß-Berlins mit schwächlichen 
Kindern, die in den Auskünfte- und Fürsorgestellen untersucht werden, auf 
mindestens acht Wochen belegt. Der Pensionspreis beträgt 1,75 pro 
Tag, womit sich das Heim selbst erhält. 

„Wie ich vorher erwähnte, kommen in dieses Heim nur Kinder, die so 
schwächlich sind, daß sie die Walderholungsstätten nicht mehr besuchen 
können; sie haben gute Pflege und viel Ruhe nötig und machen deshalb im 
Heim Liegekur durch. Die Kinder stehen um 8 Uhr auf, werden gründlich 
gewaschen bzw. waschen sich selbst unter Aufsicht, frühstücken Milch und 
Brötchen, bis sie satt sind, liegen in der Liegehalle von ^ll bis 12 Uhr« 
Um 12V 2 Uhr wird ein einfaches aber kräftiges Mittag gegessen, jeder ißt 
so viel, bis er satt ist. Dann ist von J / 2 2 bis 1 / 2 4 Uhr wieder Liegezeit. 
Um 4 Uhr wird Milch mit Brötchen gereicht, sodann Spielen unter Aufsicht, 
ev. Spaziergang. Um ß 1 /^ Uhr ist Abendbrot, um 7 Uhr geht es zu Bett. 

„Die Kinder tragen eigene Kleidung und Wäsche; was mitzubringen ist, 
wird den Eltern mitgeteilt, sonst würde der Betrieb viel teurer. 

„Die Erfolge sind gut; Verlängerungen der Kur werden von den Armen¬ 
verwaltungen auf Bescheinigung unseres Arztes stets bewilligt. 

„Wir haben die Erfahrung gemacht, daß die Kinder fast alle volle vier 
Wochen gebrauchen, um die mitgebrachte Schwäche zu überwinden, erst 
nach dieser Zeit setzt besserer Appetit ein, und nun erst beginnt die eigent¬ 
liche Kräftigung, die das Kind widerstandsfähig macht. 

„Zuweilen bekommen wir die Kinder noch ein zweites Mal zugeschickt, 
die Regel ist aber, daß sie kräftig genug werden, um im folgenden Jahre 
mit der billigeren Walderholungsstätte auszukommen. 

„Einen Haken hat diese Art Heime aber doch. Sie können nicht ohne 
ständige ärztliche Kontrolle existieren, weniger zur Behandlung der Kinder, 
als zur schärfsten Beobachtung, ob sich bei irgend einem Kinde eine an¬ 
steckende Krankheit, sei es welche es sei, zeigt. Sobald die Symptome einer 
solchen bemerkt werden, muß das Kind, zum Schutz der übrigen, umgehend 
isoliert und in wenigen Stunden aus dem Heim entfernt werden. 

„So oder ähnlich gestaltet sich der Betrieb der meisten geschlossenen 
Erholungsstätten. In vielen Fällen werden von größeren Städten oder an¬ 
deren Verbänden die in der Nähe liegenden Krankenhäuser kleiner Städte 
als Erholungsheime benutzt. 

„Je größer die Stadt, desto mehr Vereine usw. gibt es, die schwächliche 
Personen zur Kräftigung nach auswärts schicken, den Hauptsammelpunkt 
bildet aber naturgemäß die Auskünfte- und Fürsorgestelle mit ihren weit¬ 
verzweigten Verbindungen. 

„Welche Bedeutung die Auskünfte-und Fürsorgestellen schon in unserem 
Vaterlande errungen haben, geht daraus hervor, daß im April 1909 schon 
245 derartige Stellen in Tätigkeit waren. 

„Der Grund ihrer schnellen Verbreitung ist wohl hauptsächlich dem Um¬ 
stand zuzusebreiben, daß sie aus der kommunalen Arbeit heraus geschaffen 
und auf städtische Verhältnisse zugeschnitten sind. Ihren Ursprung nahmen 
sie bekanntlich um 1898 in Halle a. S., wo sich bei der reorganisierten Auf- 
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sicht über arme Säuglinge die Notwendigkeit ergab, in den Familien¬ 
wohnungen für die Säuglinge und ihre älteren Geschwister einen Schutz vor 
den Tuberkulösen zu schaffen: es wurde eine Absonderung der an offener 
Tuberkulose Leidenden von ihren Angehörigen in der Familienwohnung her¬ 
beizuführen gesucht. Da diese Aufgabe aber im Rahmen der Säuglings¬ 
fürsorge nicht zu lösen war, so wurde ein besonderer »»Verein zur Bekämpfung 
der Schwindsucht in Halle a. S.« gegründet, der durch Hinzumietung von 
Zimmern, Gewährung von Mietszuschüssen, Ausmietung von Schlafburschen 
und Desinfektion der Wohnungen, besonders durch Erziehung der Haus¬ 
frauen zu größter Reinlichkeit die Ansteckungsgefahr zu verringern suchte. 
Die Krankenhäuser waren und sind zur Aufnahme aller Tuberkulösen nicht 
annähernd in der Lage. Diese Arbeit wurde dann nach Berlin übertragen 
und wirkte von dort aus noch mehr vorbildlich als von Halle aus. 

„Bezüglich der von dem Herrn Vorredner angeführten französischen und 
belgischen Dispensaires, die den Berliner Auskunfts- und Fürsorgestellen 
zum Vorbilde gedient hätten, muß ich bemerken, daß letzteres nicht der 
Fall gewesen ist und sein konnte. Die Hallesche Fürsorgestelle für Lungen¬ 
kranke (von 1898) bestand früher, als die französischen Dispensaires (1903) 
bekannt wurden. Die Hallesche und die getreu nach deren Vorbild ein¬ 
gerichteten Berliner Auskunfts- und Fürsorgestellen haben von vornherein 
sich unter Ausschluß jeder Behandlung auf die Untersuchung der Patienten 
beschränkt, weil sie die sozialen Ärzte (Armen- und Kassenärzte) sowie die 
Polikliniken zur Behandlung neben sich hatten, und sie haben von vorn¬ 
herein Wohnungsfürsorge getrieben. Letztere war ja überhaupt der Anlaß 
zur Gründung der Auskunfts- und Fürsorgestellen für Lungenkranke. 

„Die französischen und belgischen Dispensaires waren, als sie im Herbst 
1903 den Teilnehmern der internationalen Tuberkulosekonferenz bekannt 
wurden, reine Polikliniken, die die Lungenkranken behandelten und ihnen 
einige Unterstützungen an Spuckt)aschen, Zahnpulver, Milch und ev. Geld zuteil 
werden ließen. Erst erheblich später ist die Wohnungsfürsorge dort hinzu¬ 
getreten. Der Ouvrier enqueteur hatte seine Wirksamkeit anfangs nur auf 
Männer, deren Kreis abgegrenzt war, zu beschränken; erst später, als die 
Wohnungsfürsorge in das Programm der Dispensaires aufgenommen wurde, 
erstreckte sich seine Fürsorge auch auf Frauen und Kinder. 

„Die deutschen Stellen, welche das Dispensaire von 1903 zum Muster 
genommen hatten, haben sich ebenso wie das französische Dispensaire selbst 
allmählich nach dem Vorbild der Halleschen und Berliner Auskunfts- und 
Fürsorgestellen umgewandelt, die von Anfang (1898) an bis heute die gleiche 
Organisation behalten haben. 

„Immerhin hat der Besuch der belgischen und französischen Dispensaires 
im Jahre 1903 unserer Fürsorgebewegung einen auch von mir lebhaft be¬ 
grüßten Impuls gegeben, wie ich stets die Arbeit der Dispensaires, die mit 
uns gleiche Ziele verfolgen, voll anerkannt habe. Nur glaube ich, gegen¬ 
über dem Irrtum des Herrn Vorredners einmal klarstellen zu sollen, warum 
die Dispensaires von 1903 gar nicht Vorbild der Halleschen und Berliner 
Fürsorgestellen sein konnten. 

„Schon in Halle trat die Prophylaxe hinzu, man versuchte die An¬ 
gehörigen der Tuberkulösen, besonders die Kinder, zu kräftigen, um sie 
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gegen die Ansteckung widerstandsfähig zu machen. Heute sind die Aus- 
kunfts- und Fürsorgestellen für Lungenkranke allgemein neben den Heil- 
und Erholungsstätten aller Art als die wirksamsten Einrichtungen zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose anerkannt. Man hat jetzt fast allgemein den 
schon erwähnten Grundsatz der Halleschen und Berliner Auskunfts- und 
Fürsorgestellen durchgeführt, daß in den Fürsorgestellen die Leute ärzt¬ 
licherseits nur untersucht und nicht behandelt werden, weil unsere sozialen 
Gesetze die Behandlung der ärmeren Bevölkerung in die Hände der Armen- 
und Kassenärzte gelegt haben, und die wenigen Fälle, die diesen Ärzten 
nicht zustehen, durch Privatärzte oder Polikliniken versorgt werden. 

„Wo an vereinzelten Stellen diesen Gesetzen und Verhältnissen nicht 
Rechnung getragen wurde, ist der Widerstand der Ärzte rege geworden, der 
für die Auskunfts- und Fürsorgestellen regelmäßig den sehr empfindlichen 
Rückschlag gezeitigt hat, daß die Ärzte, besonders die Armen- und Kassen¬ 
ärzte, die Befürwortung der Gewährung von Geldmitteln zu Kuren in 
Krankenhäusern und besonders in Heil-, Heim- und Walderholungsstätten 
bei ihren Kassenvorständen oder Armenbehörden ablehnten und dadurch 
viele Geldmittel unerhoben blieben. 

„Wo die »sozialen» Ärzte fehlen, muß behandelt werden; dieses Manko 
hat auch die amerikanischen Tuberkulosestationen zur »Behandlung» ver¬ 
anlaßt, die sonst von den deutschen Auskunfts- und Fürsorgestellen die 
Wohnungsfürsorge in viel größerem Umfange übernommen haben und ener¬ 
gischer betreiben als die Franzosen und Belgier. 

„Sie mögen daraus, meine Herren, den Schluß ziehen, daß die fremd¬ 
ländischen Organisationen für unsere deutschen Verhältnisse mit der sozialen 
Fürsorge lange nicht so geeignet sind als die rein deutschen, die aus 
unserer kommunalen Arbeit und Organisation erwachsen und auf sie zu¬ 
geschnitten sind. 

„Bei der Verheerung, welche die Tuberkulose unter unseren Mitbürgern 
anrichtet, bedarf es nüchterner Erwägung, wie wir zweckmäßig und billig 
der Tuberkulose entgegentreten können, und ich hoffe, Sie davon überzeugt 
zu haben, daß die Auskunfts- und Fürsorgestellen für Lungenkranke ein 
wichtiges Kampfmittel bilden.“ 

Der Vorsitzende eröffnet hierauf die Diskussion und erteilt zunächst 
das Wort Herrn 

Stadtarzt Sanitätsrat Dr. Rabnow (Schöneberg): „Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die beiden Herren Referenten haben in er¬ 
schöpfender Weise über die Aufgabe und über die Bedeutung der Aus¬ 
kunfts- und Fürsorgestellen für Tuberkulose gesprochen. Der eine der 
beiden Herren, der von mir verehrte Geheimrat Pütter, ist sogar weit 
über das hinausgegangen, was das Thema erwarten ließ. Er hat den ganzen 
Kampf gegen die Tuberkulose in den Kreis seiner Erwägungen gezogen und 
Forderungen aufgestellt, die wir als Ideal bezeichnen müssen, dessen Ver¬ 
wirklichung vorläufig nicht einmal wünschenswert wäre. Wenn wir uns das 
aneignen, was Herr Geheimrat Pütter über die Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose in den Bureaus, Werkstätten und Fabriken gesagt hat, nun so werden 
wir bald dahin kommen, daß wir Hunderttausende von Tuberkulösen auf 
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die Straße werfen werden, und daß wir damit keine Tuberkulose bekämpfen, 
sondern fordern werden. Ich weiß ganz genau, daß Herr Geheimrat POtter 
es nicht so gemeint hat; aber wenn von einer so maßgebenden Persönlich¬ 
keit wie Herrn Geheimrat Pütter eine solche These in die Öffentlichkeit 
gesetzt wird, so bedarf es, glaube ich, einer weiteren Erläuterung und 
gründlichen Erwägung ihrer Folgen. Ich möchte weiter auf eins aufmerksam 
machen, was Herr Geheimrat P Ott er gesagt hat, und was uns schließlich 
zu ganz wunderbaren Konsequenzen führen müßte, über die Bekämpfung 
der Tuberkulose in den Krankenhäusern. Nach seinen Ausführungen ge¬ 
nügt es also nicht, daß wir Tuberkuloseanstalten haben, sondern wir müßten 
noch innerhalb dieser Tuberkuloseanstalten eine Einteilung nach Stadien 
vornehmen. Die Unterbringung der Kranken müßte in besonderen Räumen 
nach den Stadien erfolgen. Des ferneren verlangt Herr Geheimrat Pütter, 
daß innerhalb der allgemeinen Krankenhäuser auch die Nervenkranken usw. 
und die mit Beinbrüchen und Gott weiß welchen Gebresten Eingelieferten, 
sobald sie tuberkulös sind, isoliert werden sollen. Wenn wir mit solchen 
Forderungen unseren Städten, die ja die Träger der Kosten für die Kranken¬ 
häuser sind, kommen, ich möchte wissen, wie sie die Mittel noch beschaffen 
sollen, um solchen Forderungen gerecht zu werden. Wenn wir ernstlich die 
Tuberkulose bekämpfen wollen, und wenn wir das große Verdienst des 
Geheimrat Pütter anerkennen, so wie ich es tue, müssen wir uns hüten, 
den Bogen zu straff zu spannen. 

„Ich komme nun aber auf die Normen zurück, die beide Referenten 
aufgestellt haben. Ich nehme an, daß sie Normen aufgestellt haben nicht 
in Anpassung an den augenblicklichen Stand der Dinge, sondern nach reif¬ 
licher Erwägung Normen für ein weiteres Ziel, dem wir nachstreben sollen. 
Denn über das, was heute hier und morgen da geschieht, können natürlich 
die Ansichten sehr geteilt sein; und ich möchte wiederum betonen als einer, 
der seit Jahren in der Tuberkulosebekämpfung steht, wir können es nicht 
wagen zu behaupten, daß die Resultate, die wir in den 10 oder 12 Jahren 
erzielt haben, nun maßgebend sein sollen für alle unsere Beschlüsse und 
Erwägungen. Was wir erzielt haben, haben wir mit großer Vorsicht vor¬ 
läufig aufzunehmen. Das sind wir auf Grund der wissenschaftlichen Er¬ 
kenntnis der Öffentlichkeit gegenüber zu betonen schuldig. Wenn wir also 
Normen aufstellen, so gestatte ich mir, das Hauptgewicht darauf zu legen, 
daß die Herren Referenten verlangen, daß die Auskunftsstellen Zentralen 
sein sollen für die Bekämpfung der Tuberkulose. Das ist ein Satz, den ich 
ohne Einschränkung unterschreiben würde, der mich aber zu ganz anderen 
Schlußfolgerungen führt als meinen sehr verehrten Kollegen May. Gestatten 
Sie mir, nicht aus Überhebung, Ihnen ein Bild zu geben von der zentrali¬ 
sierten Tätigkeit der Zweitältesten Auskünfte- und Fürsorgestelle in Groß- 
Berlin, der Schöneberger. Wir haben eine Auskunfts- und Fürsorgestelle, 
die eingerichtet ist vom Verein zur Bekämpfung der Tuberkulose, die aber 
seit zwei oder drei Jahren städtisch ist. Sie gehört also einer Behörde, es 
ist somit ein Typus, den Kollege May nicht ganz gelten lassen will und 
den ich als den einzig richtigen vielleicht betrachte. Also unsere Fürsorge¬ 
stelle ist eine städtische Einrichtung und ressortiert von der städtischen 
Deputation für Wohlfahrtspflege, weiche wiederum eine Deputation ist, die 
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vollständig getrennt ist von der Armenverwaltung und mit eigenem Etat 
arbeitet. An der Spitze der Fürsorgestelle steht der Stadtarzt, der Beamter 
ist, und der auch noch die gesamte Jugendfürsorge leitet und in erster 
Reihe die Geschäfte der städtischen Deputation für Wohlfahrtspflege, also 
auch der Wohnungshygiene zu führen hat; und ich darf vielleicht in einer 
Stadt wie Zürich, wo ein Bion gelebt hat, daran erinnern, daß wir in 
Schöneberg den Schwerpunkt der Fürsorgepflege in der Bekämpfung der 
Tuberkulose auf den Schutz der Jugend richten. Insbesondere ist der 
Stadtarzt Leiter aller Ferienkolonieangelegenheiten; er ist Leiter der Säug¬ 
lingsfürsorgestelle; er ist maßgebend bei allen Wohlfahrts- und Fürsorge¬ 
einrichtungen privater Natur, bei denen die Stadt Unterstützung gibt. Sie 
sehen also, meine geehrten Damen und Herren, daß durch diese Personal¬ 
union wirklich eine Zentralisierung möglich gewesen ist. Aber auch nach 
einer anderen Seite muß die Zentralisierung durchgesetzt werden und ist 
durchgesetzt. Daß unsere Fürsorgestelle mit den Landes Versicherungs¬ 
anstalten, den Krankenkassen und der Armen Verwaltung zusammen arbeitet, 
ist selbstverständlich. Daß wir uns in erster Reihe auf die Ärzteschaft 
stützen, ist auch selbstverständlich. Wir haben aber die Einrichtung ge¬ 
troffen, daß die Ärzte der Stadt Sputa auf Tuberkelbazillen in der Aus¬ 
künfte- und Fürsorgestelle in jedem Falle ohne Rücksicht auf die Ver¬ 
mögensverhältnisse der Betreffenden unentgeltlich untersuchen lassen können. 
Auf diese Weise haben wir die Möglichkeit gewonnen, Einsicht zu erhalten 
in die Tuberkuloseausbreitung, auch in den vermögenden Kreisen, die gar 
nicht so selten ist, wie man hier vielleicht nach den Referaten annehmen 
könnte. Es ist hier beklagt worden, daß wir in Preußen eine Anzeigepflicht 
für Erkrankungen an Tuberkulose nicht haben. Wir haben aber eine 
Meldepflicht bei sämtlichen Todesfällen an Lungen- und Kehlkopfkrank- 
heiten, und da haben wir mit der Polizeiverwaltung ein Abkommen getroffen, 
daß sie uns sämtliche Meldungen, die ja innerhalb 24 Stunden erfolgen 
müssen, unmittelbar nach Einlauf mitteilt. Wir kennen also sämtliche 
Todesfälle an Lungen- und Kehlkopftuberkulose in Schöneberg. Warum tut 
das die Polizei? Weil wir in jedem Falle wieder unentgeltlich von der 
städtischen Desinfektionsanstalt die Desinfektionen ausführen lassen ohne 
Rücksicht auf die Vermögensverhältnisse, und zwar nicht nur beim Todes¬ 
fälle unentgeltlich, sondern auch bei Wohnungswechsel und auch bei allen 
sonstigen Gelegenheiten während der Zeit der Krankheit. Ich möchte aber 
noch auf eins hinweisen: wir haben versucht, mit Hilfe der Polizei auch 
diejenigen Wohnungen festzustellen, die durch Wegzug eines Tuberkulösen 
frei werden und infolgedessen desinfiziert werden können. Wir haben leider 
damit kein Glück gehabt; es hat sich gezeigt, daß die polizeilichen Anmel¬ 
dungen bzw. Abmeldungen viel längere Zeit beanspruchen, als unsere Für¬ 
sorgeschwestern benötigen, um, dank einem angeborenen Schnüfflerinstinkt, 
die Fälle zu eruieren. 

„Sie sehen also die Arbeit einer zentralisierten Fürsorgestelle. Und 
wenn ich ohne Überhebung auf die Erfolge hinweisen darf mit der Bemer¬ 
kung, daß wir sehr vorsichtig sein müssen in der Beurteilung der Erfolge, 
so darf ich darauf hinweisen, daß wir in den sechs Jahren unserer Tätigkeit 
etwa 6000 Tuberkulöse in eigenen Anstalten untergebracht haben, darunter 
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vielleicht 2- bis 3000 Kinder. Eine solche Tätigkeit ist undenkbar, wenn 
nicht die Fürsorgestelle basiert auf der festen Grundlage unserer öffentlich 
rechtlichen Einrichtungen. Sie ist undenkbar, wenn wir nicht die Fürsorge¬ 
stellen emanzipieren von der schönen Willkür freiwilliger Wohltätigkeit; 
und diese öffentlich rechtliche Grundlage, auf der die Fürsorgestelle basiert 
sein muß, ist die Tätigkeit der Gemeinden. Und als wir im vorigen Jahre 
in Wiesbaden die Forderung aufgestellt haben, daß kommunale Gesundheits¬ 
ämter geschaffen werden sollen, und als ich die Forderung aufgestellt habe, 
daß diese Gesundheitsämter auch die soziale Hygiene umfassen sollen, in 
erster Linie die Tuberkulosebekämpfung, da fand diese Forderung allgemeine 
Zustimmung, und insbesondere war es Professor Erismann, der sich leb¬ 
haft dafür erklärt hat. Nun, wenn wir unsere Gesundheitsämter haben und 
die Tuberkulosebekämpfung als Alpha und Omega der sozialen Hygiene be¬ 
trachten, so verstehe ich nicht, wie man fordern kann, daß diese Einrich¬ 
tung getrennt sein soll von der städtischen Verwaltung. Denn das soll es 
doch wohl heißen, wenn in den Thesen gesagt wird, es ist nicht nötig, daß 
sie von einer Behörde eingerichtet werden; nötig ist es ja auch nicht, daß 
die Schulen öffentlich sind; es gibt ja auch gute Privatschulen, und trotzdem 
wird niemand von uns auf den öffentlichen Charakter der Schulen verzichten 
wollen. Die Herren haben aber offenbar selbst das Manko in diesem 
Postulat gefühlt. Sie haben erklärt, daß diese Einrichtungen unterstützt 
werden müssen von unseren Behörden, insbesondere der Armenverwaltung. 
Auch hier in bezug auf die Armenverwaltung möchte ich mich äußern ; ich 
habe das schon schriftlich wiederholt getan. Die Tuberkulosebekämpfung 
müssen wir meines Erachtens betrachten als einen Zweig der sozialen 
Hygiene, als einen Zweig der öffentlichen Wohlfahrt. Unsere Armenverwal¬ 
tungen, wenigstens im Reich, sind noch jetzt vielfach durch rechtliche Be¬ 
stimmungen und gesellschaftliche Anschauungen so eingeschränkt, daß sie 
den Aufgaben der sozialen Hygiene nicht gewachsen sind. Ich erinnere Sie 
nur an das Wahlrecht. Ich erinnere Sie ferner an die gesellschaftliche De¬ 
gradation desjenigen, der gezwungen ist, die Armenverwaltung in Anspruch 
zu nehmen. Ich erinnere Sie ferner daran, daß die Armen Verwaltungen 
nach dem Grundsatz der Befriedigung des Bedürfnisminimums arbeiten 
und arbeiten müssen. Ich bin also der Ansicht, so schön und so hoch an¬ 
zuerkennen die Leistungen der Armenverwaltungen sind, auf dem Gebiete 
der sozialen Wohlfahrt und sozialen Hygiene können sie höchstens accesso- 
risch wirken und nicht als Hauptträger, und das war ja mit ein Grund, 
warum bei uns in Deutschland die grandiose soziale Gesetzgebung ins Leben 
gerufen ist. 

„Daß die Wohnungshygiene in jeder Lebenslage bei uns eine Not¬ 
wendigkeit ist, daß wir uns nicht mit Palliativmitteln begnügen dürfen, 
sondern an eine gründliche Reform der Wohnungsfrage herantreten müssen, 
darüber herrscht ja in unserem Kreis keine Meinungsverschiedenheit. Be¬ 
tonen möchte ich aber, daß der von den Herrn Referenten ausgesprochene 
Satz: »die Tuberkulose ist eine Wohnungskrankheit«, in dieser Kraßheit 
unhaltbar ist. 

„Die Tuberkulosebekämpfung ist eine Sache, die außerordentlich wichtig 
ist und mit allem Ernst von uns angestrebt werden muß. Wenn wir Mittel 
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schaffen, so müssen sie so gestaltet sein, daß sie wirklich geeignet sind, da* 
zu bewirken, das wir wollen. Das Schwert, das wir gegen den tückischen 
Feind »Tuberkulose« führen, muß so scharf und schneidig wie möglich 
sein.“ 

Dr. med. Breul (Hannover): „Meine Damen und Herren! Ich möchte 
mir erlauben, einige Worte über Fürsorgestellen für Tuberkulöse auf 
dem Lande zu sagen. Man findet vielfach die Ansicht ausgesprochen, daß 
Fürsorgestellen wohl für Großstädte eine ganz schöne Sache seien, daß sie 
aber in kleinen Städten und auf dem Lande nicht existieren könnten. Diese 
Ansicht ist nicht richtig, freilich muß die Aufgabe auf dem Lande anders 
angegriffen werden, als in der Großstadt. Die großstädtischen Einrich¬ 
tungen dieser Art tragen in der Regel den Charakter der Zentralisation und 
der Spezifizierung: an einer Stelle werden besondere Sprechstunden ab¬ 
gehalten, ein Arzt oder auch einige zu diesem Zweck angestellte Ärzte 
untersuchen die Kranken, besondere Schwestern nehmen sich ihrer an. In 
ländlichen Bezirken mit ihren großen Entfernungen, ihrer zerstreut wohnen¬ 
den Bevölkerung wird sich die Zentralisation nicht in demselben Maße 
durchführen lassen, auch wird es im allgemeinen nicht zweckmäßig sein, 
Personen und Einrichtungen ausschließlich in den Dienst der Tuberkulose¬ 
bekämpfung zu stellen; man muß häufig an vorhandene Dinge anknüpfen, 
die zugleich auch noch anderen Wohlfahrtszwecken dienen, und man soll 
auch bei der Schaffung neuer Einrichtungen derartiges nicht ausschließen. 
Jedenfalls kann man auch auf dem Lande Organisationen schaffen, die man 
mit Fug und Recht als Fürsorgestellen für Tuberkulöse bezeichnen kann. 
Wir müssen dann als Fürsorgestelle ganz allgemein eine Einrichtung be¬ 
zeichnen, die in ihrem Arbeitsbezirk die Tuberkulösen zu ermitteln sucht 
und sich ihrer dauernd annimmt, sowohl im Interesse der Kranken selbst 
als derjenigen Personen, die mit den Kranken Zusammenleben. In welcher 
Form diese Aufgabe gelöst wird, wird je nach den örtlichen Verhältnissen 
verschieden sein können. 

„Es ist hier wohl nicht möglich, auf die Organisation der ländlichen 
Fürsorgestellen näher einzugehen, lassen Sie mich darüber nur einige Worte 
sagen. Wenn auch eine so straffe Zentralisation, wie in Großstädten, nicht 
möglich ist, so müssen doch auch auf dem Lande Zentralstellen geschaffen 
werden für bestimmte Bezirke, die nicht zu groß, aber auch nicht gar zu 
klein sein sollen, im allgemeinen können sie z. B. in Preußen etwa das 
Gebiet eines Kreises umfassen. An diesen Zentralstellen müssen die Mel¬ 
dungen von Tuberkulosefällen zusammenlaufen, die von allen in Betracht 
kommenden Faktoren, Ärzten, Krankenkassen, Landesversicherungsanstalten, 
herrühren. Diese Zentralen müssen aber in den einzelnen Ortschaften 
Unterorgane haben, seien es nun Ortsausschüsse oder einzelne Vertrauens¬ 
personen. 

„Am deutlichsten wird uns der Unterschied zwischen großstädtischen 
und ländlichen Fürsorgestellen werden bei der Betrachtung der ärztlichen 
Arbeit. Der ärztliche Befund muß ja die Grundlage des Vorgehens in 
jedem einzelnen Fall sein. Es muß festgestellt sein, ob der Kranke an 
Tuberkulose leidet, ob die Tuberkulose eine offene ist, wie weit die Erkran- 
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kung vorgeschritten ist, je nachdem sind die Fürsorgemaßnahmen ver¬ 
schieden. ln Großstädten wird die Feststellung des ärztlichen Befundes im 
allgemeinen ermöglicht durch die öffentliche Sprechstunde, die man 
vielfach als so charakteristisch für die Fürsorgestellen betrachtet, daß man 
Fürsorgestelle und öffentliche Sprechstunde schlechthin identi¬ 
fiziert. Ich halte die öffentliche Sprechstunde für nicht unbedingt 
zum Wesen der Fürsorgestelle gehörig; es gibt auch in Großstädten 
Fürsorgestellen, und zwar recht gut arbeitende Fürsorgestellen, die auf die 
öffentliche Sprechstunde vollständig verzichten, z. B. die Königsberger. Auf 
dem Lande wird man nun mit öffentlichen Sprechstunden im allgemeinen 
nicht viel Erfolg haben; das ist begründet in den örtlichen Verhältnissen, 
den großen Entfernungen, aber wohl auch, wenigstens trifft das bei uns in 
Niedersachsen zu, im Charakter der Landbevölkerung. Wie soll man nun 
Vorgehen? Die vollkommenste Lösung ist es meiner Ansicht nach, wenn die 
praktischen Ärzte in ihrer Gesamtheit an der Arbeit der Fürsorgestelle teil¬ 
nehmen. Nur so wird es möglich sein, von jedem in Fürsorge zu nehmenden 
Kranken den nötigen Befund so zeitig zu bekommen und die ärztliche 
Überwachung so regelmäßig zu gestalten, wie es nötig ist, wenn die ganze 
Einrichtung wirklich zweckmäßig arbeiten soll. Nur so wird es ferner mög¬ 
lich sein, zu erreichen, daß auch alle Angehörigen der Kranken untersucht 
und, soweit es nötig ist, fortlaufend ärztlich überwacht werden. Für die 
Zentrabtelle ist dann die Mitwirkung eines Vertrauensarztes nötig, der an 
der Hand der einlaufenden Befundscheine feststellt, was in jedem Falle 
geschehen soll. Durch eine solche Einrichtung: Teilnahme aller praktischen 
Ärzte, Mitwirkung eines Vertrauensarztes an der Tätigkeit der Zentrale, 
wird jedenfalls auch das Interesse der Ärzte am besten gewahrt, was 
durchaus nötig ist; denn die Tätigkeit der Fürsorgestelle ist von vornherein 
lahmgelegt, wenn die Ärzte ihr feindlich gegen überstehen. Daß aber die 
praktischen Ärzte zur Teilnahme an der Arbeit der Fürsorgestelle in der 
geschilderten Form leicht zu bewegen sind, dürfen wir mit Sicherheit er¬ 
warten; jedenfalls ist es bei uns in der Provinz Hannover überall, wo es 
ernstlich versucht ist, gelungen. 

„Anders ab in Großstädten muß auch die Frage des Fürsorge¬ 
personals geregelt werden; eine besondere Fürsorgeschwester anzustellen 
wird im allgemeinen nicht möglich sein. Wo in einzelnen Ortschaften 
Krankenschwestern vorhanden sind, mögen sie die Aufgaben der Fürsorge- 
schwester übernehmen; vielfach fehlen aber auch diese; dann wird es das 
Beste sein, wenn die gebildeten Elemente der Bevölkerung, Gebtliche, 
Lehrer, gebildete Frauen, sich dieser Arbeit annehmen. 

„Darf ich noch kurz eingehen auf die Frage des Rechtsträgers und 
der speziellen Organisation. Die Fürsorgestellen können kommunale Ein¬ 
richtungen sein, oder sie können von Korporationen errichtet werden, und 
zwar können das sein gemeinnützige Vereine allgemeinerer Art, Vater¬ 
ländische Frauenvereine, Kreiskranken vereine oder spezielle Vereine, die vor¬ 
wiegend der Tuberkulosebekämpfung dienen, oder es kann ausschließlich 
für die Zwecke der Fürsorgestelle ein besonderer Ausschuß, ein Komitee ins 
Leben gerufen werden. Leiter der Fürsorgestelle soll sein die dazu geeig¬ 
netste Persönlichkeit, mag es der Landrat sein, ein Geistlicher, ein Arzt, die 
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Vorsitzende des Vaterländischen Frauenvereins oder wer sonst am meisten 
geeignet erscheint. 

„Derartig eingerichtete Fürsorgestellen können dieselben Aufgaben er¬ 
füllen, wie die Fürsorgestellen in Großstädten; und wenn ich noch einmal 
zusammenfassen soll, welche Aufgaben d&8 sind, so wird das am besten klar 
werden durch eine historische Betrachtung. Die erste Aufgabe der Für¬ 
sorgestellen war wohl, sich derjenigen Tuberkulösen anzunehmen, die nicht 
in Heilstätten untergebracht werden konnten, die notgedrungen in ihrer 
Häuslichkeit verbleiben mußten, oder solcher, die aus Heilstätten zurück¬ 
gekehrt waren; das ist auch jetzt noch ein sehr wesentlicher Teil ihrer 
Arbeit; aber darüber hinaus haben sich ihre Aufgaben erheblich erweitert. 
Sie sollen sein die örtlichen Zentralen der Tuberkulosebekämpfung, sollen 
tunlichst alle Tuberkulösen ermitteln, jedem ermittelten Falle nachgehen 
und sich des Kranken selbst und der durch ihn Gefährdeten dauernd an¬ 
nehmen. Es ergibt sich dann ganz von selbst, daß sie bestrebt sein müssen, 
für Bedrohte prophylaktische Kuren zu ermöglichen, für bereits Erkrankte, 
bei denen Heilung möglich erscheint, die Einleitung eines entsprechenden 
Heilverfahrens zu bewirken; es ergibt sich endlich von selbst, daß sie be¬ 
strebt sein müssen, Schwerkranke dann aus der Wohnung heraus und in 
eine geeignete Anstalt zu bringen, wenn es nach den häuslichen Verhält¬ 
nissen oder wegen der Schwere der Erkrankung unmöglich erscheint, inner¬ 
halb der Häuslichkeit die Gefahr der Übertragung zu vermeiden. So sind 
die Fürsorgestellen die vornehmsten Organe einer wirklich rationellen 
Tuberkulosebekämpfung.“ 

I)r. med. Albert Steiner (Zürich): „Hochgeehrter Herr Vorsitzender! 
Hochgeehrte Damen und Herren! Die kurzen Worte, die ich an Sie zu 
richten die Ehre habe, sind rein lokalen Kolorits und mögen Sie orientieren 
über unsere kantonale und insbesondere städtische Tätigkeit im Kampfe 
gegen die Tuberkulose. 

„Das Wichtigste auf kantonalem Gebiet ist die im Herbst 1908 nach 
verschiedenen Propagandasitzungen gegründete Liga zur Bekämpfung der 
Tuberkulose. An ihrer Spitze steht die kantonale Tuberkulosekommission 
mit 15 Mitgliedern; unser Kanton zerfällt in 11 Kreise oder Bezirke. In 
allen diesen 11 Bezirken sollten Bezirks-Tuberkulose-Kommissionen gebildet 
werden. In 9 Bezirken sind dieselben bereits in Funktion; es fehlen noch 
Dielsdorf und Uster. Diese Bezirkskommissionen, die aus Mitgliedern der 
gemeinnützigen und ärztlichen Bezirksgesellschaften gebildet sind, formieren 
in den verschiedenen Gemeinden sogenannte Gemeindekommissionen, die 
Gemeindefürsorgestellen nach einheitlichen, durch die kantonale Tuberkulose¬ 
kommission aufgestellten Bedingungen errichten sollen. Der kantonalen 
Kommission steht es zu, sämtliche Fürsorgestellen zu kontrollieren. Für 
den Bezirk Zürich bestehen zwei Bezirkskommissionen; die eine für die 
Stadt, die andere für die ländlichen Gegenden des Bezirks. Die Organe 
einer ländlichen Fürsorgestelle sind: die Gemeindekommission, der be¬ 
handelnde Arzt, die Fürsorgerin oder die Gemeindekrankenschwester. Sie 
sehen, wie durch diese einfachen ländlichen Fürsorgestellen womöglich in 
jeder Gemeinde des Kantons das Interesse im Kampfe gegen die Tuberkulose 
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bis in jedes kleine Dorf hineingetragen werden soll, and es dürfte der 
Kanton Zürich, wenn dieser Plan durch geführt sein wird, eine einzig 
dastehende Institution besitzen. 

„Die Kosten dieser Fürsorgestellen sollen aus den Beiträgen der kanto¬ 
nalen Liga gedeckt werden. Der jährliche Beitrag pro Mitglied beträgt im 
Minimum 1 Fr. Die einzelnen Gemeindekommissionen besorgen das Ein- 
sammeln der Gelder und liefern 20 Proz. an eine Zentralkasse ab, die 
wiederum diese 20 Proz. mit Berücksichtigung örtlicher Bedürfnisse an die 
Gemeindekommissionen als jährlichen Beitrag verteilt. In der Stadt Zürich 
ist bereits im April 1908, ein halbes Jahr vor Gründung der kantonalen 
Liga unter der Ägide der Sektion Zürich des schweizerischen gemeinnützigen 
Frauenvereins die erste Fürsorgestelle gegründet und deren Leitung mir 
übertragen worden. Die Hilfsgesellschaft Winterthur eröffuete im Mai 1909 
eine Fürsorgestelle; ein Dorf am Zürichsee im Februar 1909 die erste länd¬ 
liche Fürsorgestelle. Die Eröffnung einer Fürsorgestelle in Hinwyl ist im 
Gange. In Affoltern besteht vorläufig eine Bezirksfürsorgestelle für sämt¬ 
liche Gemeinden dieses Bezirks, und so hoffen wir, werden immer mehr 
Gemeinden den Bestrebungen der kantonalen Liga Folge leisten. 

„Die kantonale Liga besitzt bereits eine Zentralabgabestelle für Kranken- 
utensilien, wo unentgeltlich den Fürsorgestellen im ganzen Kanton Husten- 
flaschen, Spucknäpfe, Thermometer, Wäschesäcke, die verschiedenen Formu¬ 
lare für ärztliche und soziale Kontrolle, Statuten und verschiedene Broschüren 
abgeliefert werden. 

„Die Sputumuntersuchungen für den ganzen Kanton Zürich besorgt in 
mustergültiger Weise das hygienische Universitätslaboratorium. Die Liga 
hat für sämtliche Fürsorgestellen einheitliche Statuten aufgestellt, einheit¬ 
liche Formulare für die Fürsorgeärzte, für Krankenkontrollen, für die Für¬ 
sorgerin, für soziale Erhebungen drucken lassen; ferner sind einheitliche 
Vorschriften zur Desinfektion des Sputums zu Händen der Fürsorgestellen 
zur Drucklegung bereit. Vorschriften zur Haus- und Wäschedesinfektion 
sind beim hohen Regierungsrat in Behandlung. Es soll ferner die Aus¬ 
bildung besonderer Desinfektoren an die Hand genommen werden, die die 
Wohnungsdesinfektion usw. nach Anordnung des Fürsorgearztes durch¬ 
zuführen haben. Auch mit geeigneten*Persönlichkeiten sind Abmachungen 
getroffen worden, durch Vorträge, Referate usw. in den Zeitungen Propa¬ 
ganda zu machen. — Sie sehen aus alledem, wie ungemein rührig auch bei 
uns der Kampf gegen die Tuberkulose geführt wird, und wie bis ins kleinste 
Detail der Schlacbtenplan entworfen ist. 

„Zur Bergung von Initialfällen steht uns das kantonale Lungensana¬ 
torium in Wald zur Verfügung für Erwachsene, und ebenfalls dessen Kinder¬ 
abteilung für Kinder. Ferner stehen uns zu Gebote eine Anzahl Betten im 
Kantonspital und in sonstigen Krankenhäusern und Bezirksspitälern; und 
damit man sofort erfahren kann, wo ein Kranker Aufnahme finden könnte, 
soll versucht werden, eine Zentralvermittelungsstelle für freistehende Betten 
zu gründen. Aber wie überall, die Anzahl der Betten reicht bei weitem 
nicht aus, und unsere Bemühungen müssen darauf gerichtet sein, so bald 
wie möglich eigene Spitäler für Tuberkulöse zu erhalten, ferner Erholungs¬ 
heime für Tuberkulöse zu gründen. Über letzteren Punkt sind bereits Ver- 
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handlangen mit den kantonalen gemeinnützigen Gesellschaften im Gange. 
Ferner sind wir tätig für baldige Einrichtung von Walderholungsstellen mit 
Waldschulen für Kinder. 

„Die so wichtige Frage der Beschäftigung der noch nicht oder nicht 
mehr ganz arbeitsfähigen Tuberkulösen soll durch Errichtung einer Arbeite- 
vermittelungsstelle für Tuberkulöse gelöst werden, und last not least, es soll 
ein spezielles Tuberkulosegesetz mit Anzeigepflicht für offene Tuberkulose 
erstrebt werden, um gegen Renitente eine gesetzliche Handhabe zu besitzen 
im Interesse der bedrohten Gesunden. 

„Lassen Sie mich mit einigen Worten noch unserer ersten Fürsorge¬ 
stelle im Kanton gedenken, die am 20. April 1908 eröffnet wurde. Der 
Stadtrat von Zürich hat uns hierfür in zentraler Lage, im Arbeiterviertel, 
ein passendes Lokal in einem Neubau gratis zur Verfügung gestellt, wo 
jeden Dienstag und Freitag Konsultationen erteilt werden. Meiner ärzt¬ 
lichen Tätigkeit daselbst sind behilflich eine Fürsorgerin und Kranken¬ 
schwester. 

„Bis Ende vergangenen Jahres, also innerhalb acht Monaten kamen 
248 Patienten zur Untersuchung, davon 99 männliche und 149 weibliche, 
darunter 48 Kinder. Jetzt hat die Anzahl der Patienten die Zahl von 500 
bereits überschritten. Es steht uns ein ziemlich großes Inventar an Wäsche 
und 20 aufgerüstete Betten zur Verfügung, die wir leihweise abgeben. Die 
Desinfektion der Krankenzimmer und Wäsche besorgt gratis die städtische 
Desinfektionsanstalt, indem an bestimmten Tagen durch deren Personal die 
in besonderen von uns den Kranken zur Verfügung gestellten Wäschesäcken 
aufbewahrte Wäsche abgeholt, sterilisiert und in die betreffenden Häuser 
zurückgebracht wird. Es sind Bestrebungen im Gange, die Wäsche auf 
unsere Kosten zu waschen und zu plätten. Die Kranken werden unterstützt 
durch Gratisabgabe von Milch, Kefir, Eiern, ganzen Mittagessen, durch Ab¬ 
gabe einer äußerst kräftigen Suppe mit Fleisch, die sie in der Genossen¬ 
schaftsküche Zürich III gratis gegen sogenannte Suppenkarten beziehen 
können. Eine medikamentöse Behandlung findet nicht statt. 

„Über die ärztlichen Maßnahmen und Ratschläge brauche ich Sie nicht 
weiter zu unterhalten; Sie kennen sie alle. Wir befolgen genau die Regeln 
unserer an Erfahrung reicheren Schwesterninstitute des Auslands. Auch 
wir gehen darauf aus, wo ein Fall von Tuberkulose festgestellt wurde, die 
ganze Familie zu untersuchen, und sind schon öfters so auf den eigentlichen 
Seuchenherd gestoßen. Unser Augenmerk geht auch namentlich dahin, die 
hygienischen Verhältnisse der Kranken in ihrer Heimstätte zu eruieren und 
da helfend und belehrend einzugreifen. Wir haben die Erfahrung gemacht, 
daß im großen und ganzen die Kranken gern unsere Ratschläge befolgen, 
und die steigende Frequenz der Hilfesuchenden spricht mehr als lange 
Worte dafür, wie sympathisch die Neuerung im Volke aufgenommen wird. 

„Der Verkehr mit den Armenbehörden ist ein sehr reger. Auch zeigen 
dieselben ein großes Verständnis für die Sache und bewilligen uns Zuschüsse 
für Sanatoriumkuren zum Beispiel mit nie geahnter Bereitwilligkeit. Mögen 
wir überall dieses Verständnis finden! Möge auch der behandelnde Arzt sich 
immer mehr bewußt werden, daß die Fürsorgestelle für ihn keine Kon¬ 
kurrenz bildet, sondern dazu berufen ist, mit ihm Hand in Hand helfend 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Fürsorgesteilen für Lungenkranke. 


öl 


und segenspendend ein zagreifen! Auf dieser Grundlage erst kann sie und 
wird sie Großes leisten. Unitis viribus vincimus ! u 

Professor Dr. ▼. Drigalski (Halle): „Meine Damen und Herren! Der 
Herr Kollege aus Schöneberg forderte, die ganze Einrichtung müsse un¬ 
bedingt eine kommunale sein. Ich habe nun Herrn Geheimrat Pütt er 
nicht dabin verstanden, daß er dagegen sei, sondern seine Ausführungen 
so aufgefaßt, daß er nicht gleich mit ungemessenen Anforderungen an die 
Kommune herantreten, sondern mit Unterstützung aller Faktoren eine Ein¬ 
richtung haben will, die nicht kommunal zu sein braucht, aber — ich weiß 
nicht genau, ob er es sich ebenso denkt — kommunal sein kann und sich 
wahrscheinlich jedenfalls zu einer kommunalen Einrichtung entwickeln wird. 
Ich begegne mich auch darin mit Herrn Kollegen Rabnow, wenn er sagt: 
»Spannen Sie den Bogen nicht zu straff.« Es wird schon kommen, wie er 
gesagt hat, aber die Entwickelung wird zweckmäßig so eingeleitet werden 
müssen, wie sie Herr Geheimrat Pütter in die Wege geleitet wissen will. 

„Unter den Ermittelungsapparaten erwähnte Herr Geheimrat Pütter die 
Krankenkassen. Ich möchte als ungemein wichtigen Ermittelungsapparat 
noch denjenigen der schulärztlichen Organe hinzufügen. Er ist unbe¬ 
dingt erforderlich. Wir hörten schon, offene Tuberkulose — Schwindsucht 
— ist bei Schulkindern sehr selten, aber geschlossene Tuberkulose finden 
wir bei ihnen, und das ist ein Punkt, über den wir uns unbedingt ver¬ 
ständigen müssen. Was heißt behandlungsbedürftige Tuberkulose 
eines Schulkindes? Ich habe Bchon in Berlin danach gefragt; es konnte 
damals schon von dem Herrn Referenten nicht ohne weiteres gesagt werden. 
Ich verstehe nach zweijähriger schulärztlicher Untersuchungstätigkeit darunter 
vorläufig einen Zustand schwerer Blutarmut und Schwäche, womöglich noch 
mit erheblicher Drüsenanschwellung verbunden, bei dem wir auf gewöhnliche 
Weise, mit Darbietung von Milch usw., nicht weiterkommen. Diese Fälle 
sammeln wir, und wir haben in Halle schon über hundert solcher Kinder. 
Sie werden weiter beobachtet und einer Behandlung unterzogen werden, 
die darauf gerichtet ist, der offenen Tuberkulose vorzubeugen. 

„Dann noch etwas, was zwar erwähnt, aber nicht genügend hervor¬ 
gehoben worden ist. Eine geeignete Ernährung im Kindesalter macht außer¬ 
ordentlich viel aus. Auch da kann der Schularzt erfolgreich wirken. 
Wir treffen immer wieder bis zu 20 und 30 Proz. der Schulkinder diese in 
einem Zustande von Blutarmut, der die Kinder zu 40 Proz. arbeitsunfähig 
macht und schließlich zu einem Zustande führt, der der Entwickelung be¬ 
denklicher Drüsentuberkulose Vorschub leistet. Fragt man nun nach der 
Ursache dieses Ernährungszustandes in der Familie nach, so erfährt man, 
daß die Kinder wegen Appetitlosigkeit usw. morgens nichts oder nur Kaffee 
und etwa ein halbes Brötchen frühstücken und so in die Schule geschickt 
werden. Das geht nicht. Milchnabrung ist da erforderlich und oft die Ur¬ 
sache wesentlicher Besserung. 

„Endlich möchte ich Herrn Dr. Breul gegenüber anführen, daß ich die 
Fürsorgeschwestern nicht ganz entbehren möchte. Ich halte die neuere 
Entwickelung der Hygiene, die dahin geht, daß sie aggressiv wird, in die 
Familien hineingeht, für sehr wichtig. Wenn Sie das Geistlichen an- 
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vertrauen wollen oder sonst Personen, die auf anderem Gebiete in ihrem 
Fache vielleicht vortrefflich sind, so halte ich das für bedenklich. Ich möchte 
Personen haben, die ich schulen und zu einem gewissen Sachverständnis 
bringen kann. Das würde aber mit einem größeren Apparat nicht voll¬ 
ständig aufgeklärter Personen nicht so leicht gelingen. Ich möchte also die 
im Hauptamt tätige Fürsorgeschwester nicht missen.“ 

Professor Dr. Petruschky (Danzig): „Meine Herren 1 Wir sind 
wohl alle darin einig, daß von der Fürsorgestelle ein großer Segen für die 
Bevölkerung ausgeht und jedenfalls bei verständnisvoller Leitung ausgehen 
kann. Ich möchte das vorausschicken, um nicht mißverstanden zu werden, 
wenn ich in folgendem eine gewisse Kritik an den Erfolgen dieser Ein¬ 
richtung üben möchte. Seit Immanuel Kant seine »Kritik der reinen 
Vernunft« schrieb, ist jeder Zweig der Wissenschaft verpflichtet, das In¬ 
strument, mit dem er arbeitet, auch kritisch zu betrachten, und so muß die 
Fürsorgestelle die reine Prophylaxis, die ihr Instrument ist, einer kritischen 
Betrachtung unterziehen. Darum wäre es zu wünschen, daß alle Fürsorge¬ 
stellen in ihren Berichten nicht nur die Zahl der versorgten Personen, die 
Zahl der Wohnungen, die sie in einen anderen Zustand versetzt haben, die 
Zahl der Speinäpfe, die sie abgeben, aufführen — man ersieht ja daraus 
nur den großen Umfang ihrer Tätigkeit, aber nicht den Erfolg — sie 
sollen auch angeben, in wie vielen Familien, die sie versorgt haben, die 
weitere Ausbreitung der Tuberkulose auch wirklich verhütet ist, 
und in wie vielen Familien die Tuberkulose trotz der Fürsorge doch 
weiter fortgeschritten ist. Nun sind ja viele Fürsorgestellen noch nicht 
so alt, um darüber schon jetzt ausgedehnte Erfahrungen aufweisen zu 
können, aber sie müssen Jahr für Jahr diese Erfahrungen sammeln. Es 
ist das eine unabweisbare Notwendigkeit, wenn wir wissen wollen, was 
wir mit der Fürsorge in bezug auf die Hemmung der Ausbreitung der Tuber¬ 
kulose wirklich erreichen. Ich kann nicht verhehlen, daß ich in bezug auf 
die reine Prophylaxis nicht nur beim Volke, sondern auch in besseren 
Familien im Laufe der 18 Jahre, die ich mich damit beschäftigt habe, recht 
skeptisch geworden bin. 

„Was zunächst die Isolierung der Kranken anlangt, so haben sich die 
Heimstätten für Schwerkranke leider nicht bewährt. Die Kranken weilen 
da nicht gern, sie sehnen sich nach Hause. Man begnügt sich nun mit 
der »Isolierung« der Kranken in der Familie. Diese ist aber außer¬ 
ordentlich schwer durchführbar. Jeder, der selbst einmal in einer solchen 
Familie verkehrt hat oder diese Isoliermaßnahmen beobachtet hat, wird das 
bestätigen. Man kann dem Kranken sein eigenes Bett, ja sein eigenes 
Zimmer geben, eigenen Spucknapf, eigenes Geschirr usw., aber man kann 
seine rechte Hand nicht isolieren, in die er fortwährend hinein hustet, öhne 
daß er sie etwa jedesmal wäscht. Das Brot, das er anfaßt, die Türklinken, 
die Stuhllehnen und tausend andere Gegenstände werden durch die Hand 
infiziert, nicht nur in Arbeiterfamilien, sondern auch in besser gestellten 
Familien trotz aller Unterweisungen. Ich gebe zu, es werden Milliarden von 
Bazillen durch Fürsorge vernichtet, aber andere Milliarden von Bazillen 
wandern weiter in den Familien. Man wird sagen können, die meisten der 
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Familienangehörigen eines an offener Tuberkulose Leidenden sind bereits 
infiziert, wenn man mit der Fürsorge beginnt, und die wenigen, die 
noch nicht infiziert sind, meistens junge Kinder, sind nach ein oder zwei 
Jahren auch infiziert, trotz aller Fürsorge. Wir haben in der Gutanprobe 
mit Tuberkulin ein sehr sicheres Mittel, den Zeitpunkt der Infektion fest- 
zustellen. 

„Nun die weitere Fürsorge! Man sucht die latent Tuberkulösen da¬ 
durch vor dem Ausbruch offener Tuberkulose zu bewahren, daß man sie in 
möglichst günstige Ernährungsverhältnisse, in günstige Wohnungsverhält¬ 
nisse bringt, sie aufs Land schickt, in Ferienkolonien, Walderholungs¬ 
stätten usw. Nun, ich bin ja der Überzeugung, daß das eine große Wohl¬ 
tat für die Leute ist. Wenn man aber dieselbe Cutanprüfung anstellt, die 
ich vorhin erwähnte, so wird man feststellen können, daß durch solche 
Kuren, mögen sie auch das Wohlbefinden heben und den Kräftezustand 
bessern, die Tuberkulose nicht beseitigt wird. Die Kranken reagieren 
nach wie vor; sie setzen vorübergehend etwas Fett an, fühlen sich zeitweilig 
etwas besser, aber wenn man auch jahrelang so fortfährt, so erlebt man doch 
schließlich den Ausbruch der offenen Tuberkulose. In Großstädten wird es 
der in engen Wohnräumen lebende Arbeiter ja immer als Wohltat empfinden, 
aufs Land oder in den Wald geschickt zu werden. Will man aber einen 
tuberkulösen Landmann — und wie zahlreich sind solche! — dadurch von 
seiner Tuberkulose befreien, daß man ihm Landaufenthalt anempfiehlt, oder 
einen Förster dadurch, daß man ihn in eine Walderholungsstätte schickt, so 
wird man damit naturgemäß nicht einmal Hoffnung erwecken können. 

„Ich will darauf hinaus, daß wir außer allen diesen an sich sehr nützlichen 
aber unzureichenden Maßnahmen weitere Hilfen nicht verschmähen sollen, die 
uns schon lange zur Verfügung stehen. In erster Linie die spezifische 
Behandlung. Nun wird mir gesagt werden, daß das von der Fürsorgestelle 
getrennt werden muß. Nach dem Pütt er sehen System wird es ja streng 
getrennt, nach dem älteren Koch sehen System wird es nicht getrennt. Dieses 
Kochsche System ist von mir zunächst in Berlin, dann in Danzig weiter 
ausgebildet worden, und es haben sich schon viele Ärzte daran fortgebildet. 
Soviel mir bekannt, ist nicht nur in Danzig die spezifische Therapie poli¬ 
klinisch in Anwendung. Die Universitätspolikliniken in Heidelberg und 
Kiel, die Tuberkulose-Poliklinik in Berlin arbeiten in dieser Weise. Von 
den Fürsorgeärzten in Elbing, in Dresden und ganz neuerdings im Eireise 
Liebenwerda vom Kreisarzt Dr. Ben in de ist die Verbindung der spezifischen 
Therapie mit der Fürsorge mit gutem Erfolg versucht worden. Größere 
Städte würden sich ja schließlich zwei Fürsorgestellen leisten können: eine 
für »reine« und eine für »praktische« Prophylaxis — ich halte aller¬ 
dings die Zentralisation für besser —, aber auf dem Lande wird es un¬ 
ausbleiblich sein, daß man die ganze Tuberkulosefürsorge zentralisiert; denn 
auf dem Lande werden sich nicht hinreichend Ärzte finden, um beides 
trennen zu können. Man darf schon froh sein, wenn man einen geeigneten 
Arzt auf dem Lande dafür findet. Ich kann nur wünschen, daß diese bereits 
in gedeihlicher Entwickelung befindlichen Versuche weiter fortgeführt werden. 
Ich bin fest überzeugt, daß wir damit einen weiteren wichtigen Schritt in 
der praktischen Bekämpfung der Tuberkulose tun.“ 
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Kreisarzt Dr. Beninde (Liebenwerda): „Meine Herren! Herr Pro« 
fessor Petruschky erwähnte bereits, daß in einigen Großstädten, Danzig, 
Elbing, Dresden, sogenannte Ambulatorien zum Zwecke der spezifischen Be¬ 
handlung eingeführt sind. In Danzig besteht ein solches bereits seit zehn 
Jahren und hat besten Erfolg. Das hat mich veranlaßt, die Sache auch auf 
ländliche Bezirke zu übertragen und einen Versuch in meinem Kreise Lieben¬ 
werda zu machen, der etwa 60 000 Einwohner zählt. Es ist bisher gegen 
die spezifische Behandlung in den Fürsorgestellen eingewendet worden, daß 
die Ärzteschaft sich ganz besonders dagegen sträubt. Nach meinen Erfah¬ 
rungen in den ländlichen Verhältnissen kann ich dem nicht beipflichten. 
Ich habe es so angefangen, daß ich vorher mit dem Ärzteverein, der sämt¬ 
liche Ärzte des Kreises Liebenwerda umfaßt, Rücksprache genommen habe, 
ganz besonders auch nach der Richtung, ob das ärztliche materielle Inter¬ 
esse dadurch geschädigt wird, und ich muß anerkennen, daß diese Frage 
niemals irgend welche bedeutendere Rolle gespielt hat. Ich konnte dann 
auf Grundlage privater Wohltätigkeit im November 1908 im Anschluß an 
das kleine Krankenhaus, das von mir geleitet wird, das Ambulatorium ins 
Leben rufen, und es sind bis jetzt von mir dort 112 Personen spezifisch be¬ 
handelt worden. Der größte Teil der Tuberkulösen — 80 bis 90 — ist 
heute noch in Behandlung. Ich erwähne das deswegen, um Ihnen zu zeigent 
daß es den Leuten nicht langweilig wird, eine Kur von neun Monaten und 
länger im Ambulatorium durchzuführen. — Es unterliegt keinem Zweifel, 
daß in ländlichen Bezirken die Fürsorgestelle allein, d. h. ohne Behandlung, 
sich nicht entwickeln kann auB dem einfachen Grunde, weil die Leute teil¬ 
weise sehr weit zur Fürsorgestelle herankommen müssen, und wenn sie da 
weiter nichts erfahren als einen guten Ratschlag, so genügt ihnen das nicht 
und die Fürsorgestelle steht bald ziemlich leer. Ganz anders ist es, wenn 
sie für ihre Heilung etwas Greifbares, Sichtbares erfahren, d.h. spezifisch 
behandelt werden. Wie gesagt, die Einrichtung im Kreise Lieben werda hat 
sich sehr gut bewährt. Die Kollegen sind durchaus zufrieden. Allerdings 
muß ich betonen, daß ich mich bemüht habe, das ärztliche Interesse so weit 
als möglich zu schonen, insofern als nur der zum Ambulatorium angenommen 
wird, der von seinem Arzt schriftlich dem Ambulatorium überwiesen wird. 
Es ist dann ganz ausgeschlossen, daß irgend welche Mißhelligkeiten ent¬ 
stehen können, und von den 14 Ärzten haben 13 dem Ambulatorium Patienten 
zugeführt. Nur ein einziger nicht, aus dem einfachen Grunde, weil er sehr 
abgelegen von der Bahn wohnt. Es unterliegt für mich keinem Zweifel, daß 
diese Einrichtungen — und zwar Hand in Hand mit den Fürsorgestellen 
im Sinne des Zentralkomitees — ausgebaut zu werden verdienen. “ 

Oberbürgermeister Dr. Dittrich (Leipzig): „Meine Herren! Ge¬ 
statten Sie, nachdem Herr Geheimrat Pütter die Freundlichkeit hatte, den 
Oberbürgermeistern den Rat zu erteilen, einen Nachmittag daran zu setzen, 
um mit einer Schwester zusammen Wohnungen zu besichtigen, mir ein ganz 
kurzes Wort. Wenn ich auch nach den eigenen Ausführungen des Herrn 
Geheimrat Pütter wohl einer besonderen Beweisführung überhoben bin, 
insbesondere nachdem er hervorgehoben hat, daß schon 244 Gemeinden Für¬ 
sorgestellen ins Leben gerufen haben, und er dabei betont hat, daß die 
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erste in Halle mit Unterstützung der Stadt errichtet worden ist, so halte ich 
es doch gegenüber dieser Bemerkung, die leicht den Anschein erwecken 
könnte, als wenn die deutschen Gemeinden sich nicht in der genügenden 
Weise an der Erörterung der hier zur Verhandlung stehenden Frage be~ 
teiligten, für notwendig, festzustellen, daß gerade die deutschen Städte es 
sich von Anfang an aufs ernsteste haben angelegen sein lassen, unter sehr 
erheblichen Opfern alles zu tun, was dazu beitragen kann, diese gefährliche 
Volkskrankheit zu bekämpfen. Es ist ja hinreichend bekannt, daß von einer 
ganzen Reihe deutscher Städte, insbesondere Großstädte — und ich darf da 
von der Stadt Leipzig als von einer sprechen, die stets in der vordersten 
Reihe gestanden bat — eigene Heilstätten, Walderholungsstätten, kostenlose 
Desinfektion eingerichtet worden sind; ich darf aber auch darauf hin weisen, 
daß alle Bestrebungen, die irgend welche Aussicht auf Erfolg haben, jeder¬ 
zeit seitens der Gemeinde ausgiebig unterstützt werden. Es kann meines 
Erachtens der Frage, die vorhin gestreift worden ist, ob es richtiger sei, 
seitens der Gemeinde oder seitens freier Vereinigungen diese Bestrebungen 
ins Leben zu rufen, schon deshalb irgend ausschlaggebende Bedeutung nicht 
beigemessen werden. Wir können ruhig die Lösung der jeweiligen örtlichen 
Entwickelung überlassen und wollen nur froh sein, wenn recht viele Leute 
sich für die Bewegung interessieren. Meines Erachtens muß der Kampf — 
die einzelnen Maßnahmen sind ja zum Teil recht skeptisch behandelt worden 
und gewiß mit einiger Berechtigung — in allen unseren Volkskreisen auf- 
genommen werden, nur dann können wir darauf rechnen, daß wir wirklioh 
zu durchschlagendem Erfolge kommen. Dazu bedarf es vor allem eines Zu- 
sammenarbeitens aller. Wir wollen uns aber dabei auch hüten, zu straff 
den Bogen zu spannen. Insbesondere bin ich sehr einverstanden mit dem 
Herrn Stadtarzt aus Schöneberg, wenn er warnte, daß wir etwa öffentliche 
Bekanntmachungen erlassen sollten, damit in den Bureaus usw. die einzelnen 
untersucht, womöglich isoliert werden. Ich bin ganz seiner Ansicht, wir 
würden damit Tausende auf die Straße werfen und würden alsdann dafür 
sorgen müssen, den Leuten die nötige Unterkunft zu schaffen. Sie würden 
tatsächlich brotlos werden. Wir müssen daran denken, wie tief in unserem 
Volke die Angst vor der Ansteckung sitzt. 

„Was die Beispiele anlangt, die Herr Geheimrat Pütter zur näheren 
Illustrierung hervorhob, so kann ich wohl annehmen, daß er die düstersten 
Bilder uns vorgeführt hat, um auf diesem Hintergründe in vollem Lichte die 
Wirkung der Fürsorgestelle zu zeigen. Daß leider recht traurige Wohnungs¬ 
verhältnisse in einzelnen Orten noch existieren, wissen wir aus Kranken¬ 
kassen- und aus behördlichen Berichten. Aber wir wissen auch, daß gerade 
die Verwaltungen unserer deutschen Städte es sich angelegen sein lassen, 
im Wohnungswesen zu bessern, was irgend möglich ist. Wir sind jetzt wohl 
überall dabei, Fürsorge zu schaffen durch Wohnungsordnungen, zugleich 
aber auch Maßregeln zu treffen, daß deren Vorschriften nicht nur auf dem 
Papier stehen. Aber wir wissen auch, daß wir auch hier nur vorsichtig Vor¬ 
gehen können, Schritt für Schritt. Wir sorgen weiter auch durch Haus¬ 
wirtschaftsunterricht in den Volksschulen, daß die nötige Hauswirtschafts¬ 
kenntnis den Frauen für das Leben mitgegeben wird, und überall richtet 
man das Augenmerk darauf, daß die Wohnungen auch hygienisch praktisch 
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von den Erbauern hergestellt und später dementsprechend benutzt werden. 
Aber bei alledem bedarf es fortgesetzt der Erziehung. Ich glaube, wir 
müssen auf allen Seiten einsetzen in der Erziehung zur Hygiene, werden 
dabei aber immer je nach den örtlichen Verhältnissen verfahren müssen. Wir 
werden nie auslernen. Es wäre erfreulich, wenn die heutige Aussprache mit 
dazu hülfe, daß wir nicht allzu scharf Vorgehen, vor allem aber alle Kreise 
des Volkes aufrufen immer erneut zum Kampfe gegen die heimtückische 
Tuberkulose.* 4 

Beigeordneter Baurat Rehorst (Köln): „Meine Herren! Nachdem 
der Mediziner und der Verwaltungsbeamte in der Diskussion gesprochen 
haben, seien auch einem Techniker einige Worte gestattet. 

„Zunächst eine kleine Detailfrage. Bei der Prophylaxe in der Schule 
wird, glaube ich, noch viel zu wenig Wert auf die Sputumbeseitigung gelegt. 
Ich meine, man sollte darauf dringen, daß, wenn nicht in den Volksschulen, 
so doch jedenfalls in den höheren Schulen und Fachschulen das Sputum 
besser beseitigt wird als bisher, daß möglichst Spucknäpfe mit direktem 
Anschluß an die Kanalisation und Wasserleitung angebracht werden. Ich 
habe in einem Schulbau in Halle a. S. mit solchen Spucknäpfen, die von 
einer Firma in Freiburg i. Br. auf den Markt gebracht werden, mit gutem 
Erfolge einen Versuch gemacht. Leider sind diese Apparate noch zu teuer, 
um sich allgemein einzubürgem; ich glaube aber, daß, wenn die Hygiene 
solche Einrichtungen für erforderlich hält, die Technik Mittel und Wege 
findet, diese erheblich zu verbilligen. 

„Dann eine Frage, die etwas weit ist. Es bedarf ja keiner Worte in 
diesem Kreise, daß die wichtigste Tuberkulosefürsorge die Wohnungsfürsorge 
ist. Ich glaube nun, daß nur dann etwas Wesentliches erreicht werden kann, 
wenn wir weiter gehen, als es Herr Geheimrat Pütt er will, wenn wir nicht 
mit einzelnen kleinen Mitteln arbeiten, sondern wirklich im großen auf 
eine Verbesserung der ganzen Wohnungsverhältnisse hinstreben. Das ist 
eine Aufgabe, die dem Städtebauer zufällt. Denn eine Wohnungsfürsorge 
großen Stils kann nur erreicht werden durch eine Herabminderung der 
Wohndichtigkeit, durch Förderung des Kleinwohnungsbaues, durch weit¬ 
räumigere Bebauung — mit anderen Worten: durch eine andere Form der 
Stadterweiterung, wie wir sie jetzt zumeist pflegen. In dieser Beziehung 
möchte ich mir erlauben, Ihre Aufmerksamkeit auf eine Bewegung zu leiten, 
die in England entstanden ist und erfreulicherweise auch in Deutschland 
Fortschritte macht: die Gartenstadtbewegung! Bei einer Reise, die ich 
kürzlich in England zum Studium der Gartenstädte gemacht habe, habe ich 
mit Staunen aus den Statistiken gesehen, wie günstig in diesen Neusiede- 
lungen die allgemeinen Gesundheitsverhältnisse sind, wie gering insbesondere 
die Sterblichkeit an Tuberkulose ist. Schon aus diesem Grunde sollten wir 
diese Bewegung mit allen Kräften fördern, und ich meine, hier läge ein 
weites Feld für gemeinsames Wirken von Gemeinden und Landesversiche- 
rungsanstalten. Die letzteren opfern jetzt viel Geld für Lungenheilstätten. 
Über die Heilerfolge dieser Anstalten darf ich mir als Nicht-Arzt kein Urteil 
erlauben. Nach meinen Erfahrungen im Dienste einer Provinzialverwaltung 
halte ich sie in sozialer Beziehung für fragwürdig, und sicher ist, daß sie 
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sehr teuer wirtschaften. Die Bauten sind außerordentlich teuer, weil die 
Hygiene sehr hohe Anforderungen an ihre Ausführungsart stellt und weil 
sie meist weitab von den Städten errichtet werden müssen. Aus gleichem 
Grunde ist der Wirtschaftsbetrieb sehr kostspielig. 

„Würde nun nicht vielleicht der Gesamterfolg in der Bekämpfung und 
Prophylaxe gegen die Tuberkulose erheblich größer werden, wenn man diese 
reichen Mittel dem Kleinwohnungsbau, speziell der Gartenstadtgründung zu¬ 
wendete und damit die Gemeinden in der Wohnungsfürsorge unterstützte? 
Der Kommune läge die Beschaffung billigen Grund und Bodens und die 
Schaffung von Verkehrsmitteln ob, der Landesversicherungsanstalt die Be¬ 
schaffung der Baugelder. Was in England hauptsächlich auf genossenschaft¬ 
licher Grundlage erreicht worden ist, ließe sich bei uns durch Zusammen¬ 
wirken dieser beiden Faktoren auch schaffen, und es würde damit eine 
Wohnungsreform geschaffen, wie sie idealer nicht gedacht werden kann. u 


Dt. Gehrke, Direktor des Städtischen Gesundheitsamtes 

(Stettin): „Meine Herren! Ich möchte anknüpfen an die These 4, Absatz d. 
Danach ist es Aufgabe der Fürsorgestelle, »den wirtschaftlich Schwachen 
durch Erschließung aller in Betracht kommenden Hilfsquellen oder durch 
Abgabe von Geld und Nahrungsmitteln über die Zeit der Not hinwegzu¬ 
helfen«. 

„Die Abgabe von Geld und Nahrungsmitteln ist, will man nicht jedes 
Verantwortungsgefühl ersticken und aus dem tuberkulös Erkrankten einen 
Almosenempfänger machen, in der Tat nur der äußerste Notbehelf. Viel 
größerer Wert wäre zu legen auf die »Erschließung aller in Betracht 
kommenden Hilfsquellen«, das kann doch nur so verstanden werden, daß 
auch dem tuberkulös Erkrankten Gelegenheit gegeben werden soll, selbst die 
Mittel zum Lebensunterhalt zu erwerben. 

„Der Herr Referent hat in Beinern Vortrage verlangt, und gewiß mit 
Recht, daß den Angestellten im Kontor, im Bureau usw. möglichst entgegen¬ 
gekommen werden soll, wenn sie es ablehnen, mit Tuberkulösen zusammen 
zu arbeiten. 

„Wo soll man nun dem Tuberkulösen Beschäftigung bieten? 

„Es wäre mir sehr erwünscht gewesen, über die praktische Betätigung 
gerade dieser Aufgabe der Fürsorgestellen etwas Näheres zu hören. 

„Nach den in Stettin gemachten Erfahrungen ist es nahezu unmöglich, 
einem tuberkulös Erkrankten eine Arbeitsstelle zu verschaffen. Er wird von 
einer Vermittelungsstelle zur anderen geschickt, aber Beschäftigung findet 
er nicht, selbst nicht in solchen Fällen, wo der Erkrankte aus einer Heil¬ 
anstalt zurückkehrt mit dem Zeugnis, daß er keine Tuberkelbazillen aus¬ 
scheidet. Das macht die Leute mutlos und bringt sie physisch herunter. 

„Wie die von HerrnSanitätsratDr. Rabnow-Schöneberg herumgegebene 
Übersicht über Leistungen der Schöneberger Fürsorgeanstalt ergibt, ist diese 
Schwierigkeit auch dort vorhanden. Im Jahre 1904 haben zwei, im Jahre 
1905 haben vier Leute passende Arbeit nachgewiesen erhalten, von 1905 bis 
1908 weist diese Rubrik keine Zahlen mehr auf. 

„In den Ausführungen der Herren Referenten scheint mir über die 
Schwierigkeit gerade dieses Momentes in der Fürsorge für die Lungen- 
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kranken hinweggegangen zu sein. Auch in der Diskussion ist davon nicht 
gesprochen worden. Bei der außerordentlichen Wichtigkeit der ganzen Frage 
möchte ich darauf besonders aufmerksam gemacht haben. a 

Damit ist die Diskussion geschlossen, und es erhält das Schlußwort, da 
der Referent Hofrat May verzichtet, 

Korreferent, Geheimrat Ptttter : „Meine Herren! Ich möchte nur 
auf die Hauptpunkte aus der Diskussion eingehen. Zunächst habe ich ge¬ 
sagt: »Was die Ansteckung in den Bureaus anlangt, so kann nur dringend 
empfohlen werden, nicht nur dem Wunsche Angestellter, mit einem Bazillen¬ 
verbreiter nicht zusammen arbeiten zu müssen, Rechnung zu tragen, sondern 
auch selbst ein Auge auf die Hustenanfälle zu haben.« Ich halte dies für 
menschlich und auch durchführbar. Man kann dadurch, daß man den 
Bazillenverstreuer in ein anderes Zimmer setzt, oder wenigstens in eine andere 
Ecke des Zimmers, schon eine Gefahr von dem gesunden Angestellten ab¬ 
wenden und verhüten, daß dieser angesteckt wird. Heute ist es häufig so, 
daß an den Doppelpulten ein Mann auf der einen, der andere auf der anderen 
Seite sitzt. Der eine hustet fortwährend, und wenn dann der andere sagt: 
Bitte, setzt mich an eine andere Stelle, so ist das durchaus berechtigt und 
zu berücksichtigen. 

„Selbstverständlich muß man dahin arbeiten, daß die Tuberkulösen nicht 
arbeitslos werden. Es ist außerordentlich wichtig, sie in der Arbeit zu 
halten, aber man muß doch auch Rücksicht auf die Gesunden nehmen 
und ihnen nicht zumuten, unter allen Umständen neben einem Tuberkulösen 
zu sitzen und sich anstecken zu lassen. 

„Noch viel schärfer trifft das Verlangen nach Isolierung auf die Kranken¬ 
häuser zu. Ich bin außerordentlich erstaunt, daß Herr Sanitätsrat Rabnow 
einen so scharfen Widerspruch dagegen erhebt. Die Forderung läßt sich 
befriedigen, wir haben die Sache im Charitökrankenhause durchgeführt, ob¬ 
wohl unsere zum Teil noch alten Gebäude die Verteilung etwas erschwerten. 
Die neueren Krankenhäuser weisen faBt alle kleinere Räume statt der bisher 
üblichen großen Säle auf und machen eine Isolierung daher leicht möglich. 
Es wird auch nicht von mir gefordert', daß jeder Kranke in einem kleinen 
Zimmer besonders separiert wird, in vielen Fällen kann man der Ansteckung 
schon dadurch Vorbeugen, daß man einen Wandschirm aufstellt, damit der 
daneben liegende Kranke nicht direkt angehustet wird. Das ist doch die 
elementarste Forderung, die wir schon in den Wohnungen stellen, wie viel 
mehr in den Krankenhäusern. Und vergegenwärtigen Sie sich doch, wenn 
ein Patient im Krankenhause sich eine ansteckende Krankheit geholt hat, so 
wird er, glaube ich, die Krankenhausverwaltung zivilrechtlich belangen 
können. Also die Entrüstung, die Herr Sanitätsrat Rabnow zur Schau ge¬ 
tragen hat, ist durchaus nicht angebracht. Es ist erforderlich, diejenigen 
Kranken, die mit offener Lungentuberkulose ins Krankenhaus eingeliefert 
werden, von den anderen Kranken zu separieren, und das ist mit geringen 
Kosten durchführbar. 

„Ferner ist darauf zurückgegriffen worden, ob Kommune oder Vereine 
die Auskunft- und Fürsorgestellen betreiben sollen. Ich habe nur gesagt, 
der Anschluß an die Stadt muß unbedingt erfolgen. Ich habe es auch 
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empfohlen, wenn der Vorsitzende der Armenverwaltung oder ein städtischer 
Ausschuß die Arbeit übernehmen will. Aber das ist selbstverständlich, daß 
bei der Verschiedenheit der lokalen Verhältnisse stets nach den lokalen Ver¬ 
hältnissen gearbeitet werden muß. Ob nun ein eingetragener Verein, eine 
Genossenschaft die Sache in die Hand nimmt oder sonst wer, ist ganz egal. 
Die Hauptsache ist nur, daß der Zusammenhang mit der Stadt gewahrt wird. 

„Die Frage der Lungenfürsorge auf dem Lande ist noch nicht gelöst. 
Aber ich glaube, für die Städte hat es sich doch herausgestellt, daß man 
nicht behandeln, sondern nur untersuchen soll. 

„Herrn Baurat Rehorst möchte ich erwidern, daß ja die Gartenstädte 
für die Verbesserung der WohnungsVerhältnisse durchaus anerkennenswert 
und schön sind, aber ich habe absichtlich das Hauptgewicht darauf gelegt, 
daß trotz der Bestrebungen, neue gute Wohnungen zu bauen, doch die alten 
schlechten Wohnungen bestehen bleiben, und daß wir nicht nur Zukunfts¬ 
musik machen dürfen, sondern mit den alten bewohnten Räumen rechnen 
müssen. Wenn wir uns immer damit trösten, wir bauen ja neue Häuser, 
wir bauen Gartenstädte, so übersehen wir eben, daß diese alten schlechten 
Verhältnisse da sind, die uns die Tuberkulose erhalten, und das dürfen 
wir nicht. 

„Weitere Ausführungen brauche ich wohl nicht mehr zu machen, ich 
empfehle die Bestrebungen Ihrem Wohlwollen.“ 

Vorsitzender, Ober- und Geheimer Baurat Dr. Stübben: „Ich 
schließe die Verhandlung über dieses Thema, indem ich besonders hervor¬ 
hebe, daß wir uns glücklich schätzen dürfen, daß wir zu den Referaten des 
heutigen Tages zwei so hervorragende, erfahrungsreiche Männer gefunden 
haben. Beiden Herren, Herrn Hofrat May und Herrn Geheimrat Pütter, 
sind wir großen Dank schuldig, nicht nur für diese Vorträge. Wir sind den 
Herren Vortragenden auch Dank schuldig für das, was sie aus eigener Initia¬ 
tive und mit Aufopferung bahnbrechend auf diesem Gebiete bereits geleistet 
haben.“ 

Pause von 12^2 bis 1 Uhr. 

Nach Wiedereröffnung der Sitzung stellt der Vorsitzende den zweiten 
Gegenstand der Tagesordnung zur Verhandlung: 

Konserven als Volksnahrung. 

Es lauten die yon dem Referenten Geh. Hofrat Prof. Dr. Schottollug 
(Freibarg i. Br.) aufgestellten 

Leitsätze: 

1. Unter Konserven versteht man haltbar gemachte Nahrungsmittel und 
Speisen; insbesondere solche, welche in Blechdosen durch Erhitzen und 
luftdichten Verschluß hergestellt sind. 

2. Konservierte Nahrungsmittel finden zweckmäßige Verwendung zur Ver¬ 
proviantierung von Festungen und Schiffen, zur Versorgung von Ansiede¬ 
lungen , Kurorten und Sanatorien, welche entfernt liegen von den Produk¬ 
tionsstätten der Nahrungsmittel oder in Gegenden, woselbst aus klimatischen 
Gründen frische Nahrungsmittel in ausreichender Auswahl nioht erhält¬ 
lich sind. 
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3. Frische Nahrungsmittel und aus solchen hergestellte Speisen sind gesunder 
und für die Ernährung wertvoller als Konserven. Durch die künstliche 
Konservierung treten Änderungen in der natürlichen Zusammensetzung der 
Nahrungsmittel und Verluste an Stoffen ein, welche für die Verdaulichkeit 
und damit für die Ausnutzung der Nahrungsmittel im Körper bedeutungs¬ 
voll sind. 

4. In allen kultivierten Ländern der gemäßigten Klimate sind Konserven 
als Volksnahrung entbehrlich v da während aller Jahreszeiten frische und 
von Natur haltbare Nahrungsmittel in ausreichender Abwechselung und zu 
billigen Preisen zur Verfügung stehen. 

5. Die Büchsenkonserven sind für die Volksernährung auch aus dem Grunde 
nicht zu empfehlen, weil keine genügende Sicherheit gegeben ist, daß solche 
Konserven immer den gesundheitlichen Ansprüchen genügen. Namentlich 
fehlt für den Konsumenten ein äußerlich sichtbares Kontrollzeichen über 
das Alter der Büchsenkonserven. 

6. Für Deutschland und Länder unter ähnlichen Verhältnissen (Kultur und 
Klima) ist zur Beschaffung einer gesunden Zukost die eigene Herstellung 
einzelner Konserven in den Familien für den Hausbedarf zu empfehlen. 

Referent, Geh. Höfr&t Prof. Dr. Schottelius (Freiburg i. B.): 

„Es ist bekannt, daß schon der prähistorische Mensch es verstanden 
hat, haltbare Früchte zu sammeln, um sich mit Nahrung zu versehen für 
die Zeiten der Not. Die Funde in den Pfahlbauten weisen darauf hin, daß 
in dieser Periode die Beschaffung und die Aufbewahrung der Nahrungs¬ 
mittel bereits gut ausgebildet war. 

„Neben den Erträgnissen der Jagd und des Fischfanges wurden nicht 
nur die wild wachsenden Früchte des Waldes und des Feldes: Nüsse, Wurzeln, 
Äpfel und Birnen, gesammelt, sondern durch Aussäen mehlreicher Getreide¬ 
körner — durch das Eingreifen der Landwirtschaft in die Kultur — wußte 
man sich zu sichern gegen den Hunger der Winterszeit. 

„Diese Vorräte waren Waffen, welche der Erhaltungstrieb dem Menschen 
in die Hand drückte. 

„Das gleiche gilt noch jetzt für die haltbaren Feldfrüchte: für die 
natürlichen Konserven. 

„Anders — ganz anders — fassen wir heutzutage den Begriff der 
eigentlichen »Konserven« auf. 

„Konserven werden mit den verfeinerten Mitteln der Technik präpariert. 
Für uns sind Konserven künstlich haltbar gemachte Nahrungsmittel und 
Speisen; insbesondere solche, welche in Blechdosen durch Erhitzen und luft¬ 
dichten Verschluß hergestellt werden. 

„Gewiß ist in letzter Linie auch für uns die Bedürfnisfrage der maß¬ 
gebende Faktor für den enormen Konsum von Konserven. 

„Die Zunahme der Bevölkerungszahl — speziell bei uns in Deutsch¬ 
land —, die erhöhten Ansprüche an Mannigfaltigkeit und Qualität der 
Nahrung, die krankhafte Sucht nach Genußmitteln: alle diese Faktoren 
drängen darauf hin, daß jetzt Gemüse und Früchte, welche von Natur nur 
periodisch reifen, zu allen Jahreszeiten weiten Bevölkerungskreisen zugängig 
gemacht werden und daß überdies auch manche Nahrungsmittel der tropi¬ 
schen Zone im konservierten Zustande ständig erhältlich sind. 

„Wer jemals einen Blick geworfen hat in die Vorratsräume eines unserer 
großen Ozeandampfer, der wird — auch wenn er sich nicht leicht über 
irgend etwas wundert — erstaunt sein über die Massen von Konserven, 
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welche auf einem einzigen großen Schiffe nur auf einer Reise verbraucht 
werden. Und nun erinnere man sich daran, daß diese Schiffe nicht einzeln 
verkehren, sondern daß mit der Regelmäßigkeit von Eisenbahnzügen die 
Dampferlinien aller Kulturstaaten jahraus, jahrein die Transporte vieler 
Tausender anspruchsvoller Menschen befördern. Da summiert sich der täg¬ 
liche Konsum an Konserven allein aus dieser Quelle zu einer ungeheuren Masse. 

„Die politische Weltlage verlangt einen Schutzgürtel von Festungen, mit 
denen sich die Nationen sichern müssen gegen unvorhergesehene Ereignisse. 

„Die Verproviantierung der Festungen ist aber bei den Dimensionen, 
welche heutzutage diese »Bollwerke des Friedens» (lucus a non lucendo) 
beanspruchen, ohne riesige Massen von Konserven nicht möglich. Rationeller¬ 
weise wird der Proviant der Festungen in regelmäßigen Zeitabschnitten 
durch neue Vorräte ersetzt, während die alten Konserven in Manövern und 
sonst innerhalb der militärischen Interessenkreise aufgebraucht werden. 
Wiederum ein mächtiger Faktor für den Konsum von Konserven. 

„Ebenso unentbehrlich sind die Konserven jenen Pionieren der Kultur: 
Kaufleuten, Ingenieuren, Technikern aller Art, den Beamten und den mili¬ 
tärischen Besatzungen von Ansiedelungen, welche in unkultivierten Ländern 
liegen, entfernt von den Produktionsstätten der gewohnten Nahrung. Unter 
solchen Verhältnissen wäre es unmöglich, die Aufgaben der Zivilisation zu 
erfüllen ohne Konserven. Ja sogar in den alten tropischen Kulturländern 
empfindet es der aus gemäßigten Klimaten stammende Einwanderer als große 
Wohltat, wenn er wenigstens im konservierten Zustande die heimatlichen 
Speisen genießen kann. Zur Akklimatisierung an ungewöhnliche Lebens¬ 
bedingungen trägt der allmähliche Übergang der gewohnten Ernährungsweise 
zu der neuen außerordentlich viel bei. Da sind es eben die Konserven, 
welche diesen allmählichen Übergang in die Wege leiten. 

„Ob es ein Glück ist für die Menschheit, wenn in weiter und weiter ab- 
legenen Gegenden immer neue Goldminen und Diamantenfelder erschlossen 
werden — das mag dahingestellt sein; jedenfalls wären diese »Explora¬ 
tionen« nicht möglich ohne Zufuhr von Konserven. 

„Es kommen aber für uns in Deutschland und besonders hier in der 
Schweiz noch andere Reflektanten für den Massenkonsum an Konserven in 
Betracht — Goldgräber und Goldgruben anderer Art: 

„Die gesundheitliche Bedeutung einer alljährlichen längeren Ausspannung 
aus dem Tagesdienst für die Veteranen des Lebens und die gesundheitliche 
Bedeutung der Körperpflege und des Sports für die Jugend wird von niemand 
in Frage gestellt. Fort aus den Städten und aus dem Räderwerke der 
Arbeitszentren — dorthin, wo der Mensch nur in starker Verdünnung auf- 
tritt, dorthin strebt der Zug der Müden und Erholungsbedürftigen und der* 
sportfreudigen Jugend. So sehen wir, daß auf hohen Bergen, in abgelegenen 
Tälern, an unbewohnten Küsten Erholungsstätten erstehen, welche auf 
Konserven angewiesen sind. Ein Umstand, der angesichts der gesundheitlichen 
Vorteile dieser Natursanatorien mit in den Kauf genommen werden muß. 

„Endlich müssen wir konstatieren, daß Konserven unter Umständen 
wünschenswert sind für die Beköstigung von Kranken. Handelt es sich 
doch oft genug darum, den Patienten besondere Abwechslung in der Er¬ 
nährung zukommen zu lassen; sei es, um bei Schwachen den Appetit anzu- 
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regen oder um Rekonvaleszenten die reduzierte Lebenskraft rasch zu er¬ 
setzen, oder sei es, um Verlorenen die letzten Lebenstage zu versüßen. Für 
derartige Fälle sind wiederum die Konserven am Platze. 

„So können wir der Benutzung der Konserven weitgehende Konzessionen 
machen. Die Interessen der Konservenfabrikanten sind damit ausgiebig gewahrt. 

„Demgegenüber müssen aber auch die Vorzüge der frischen Nahrungs¬ 
mittel und die unmittelbaren Interessen der Volksernährung an denselben 
gewürdigt werden, und in diesem Sinne ist mit allem Nachdruck an dem 
Grundsatz festzuhalten: Frische Nahrungsmittel sind besser als kon¬ 
servierte; denn frische Nahrungsmittel und aus solchen hergestellte 
Speisen sind gesunder und für die Ernährung wertvoller als Konserven. 

„Wir beziehen uns hier ausschließlich auf Büchsenkonserven, und da 
außerdem für die Volksnahrung die Fleischkonserven in Büchsen und die 
fertigen gemischten Speisen in Büchsen des hohen Preises wegen nicht in 
Betracht kommen, so haben wir uns besonders mit den vegetabilischen 
Büchsenkonserven zu beschäftigen, den Gemüsen in Büchsen: Erbsen, Bohnen, 
Karotten u. dgl. 

„Die Bedeutung der Fleischkonserven in Büchsen für die Volksernährung 
wäre anders zu beurteilen, wenn durch dieselbe eine reichlichere und billi¬ 
gere Versorgung der unteren Volksschichten mit Fleischnahrung zu gewär¬ 
tigen wäre; dann würde selbst eine durch das Konservieren minderwertig 
gewordene Fleischnahrung dem Mangel an Fleischnahrung vorzuziehen sein 
und eine ausgiebige Fleischernährung mit Büchsenfleisch einer unzureichen¬ 
den Ernährung mit frischem Fleisch. Aber aus Gründen, deren Kritik nicht 
hierher gehört, ist wenigstens bei uns in Deutschland an eine Änderung der 
herrschenden Grundsätze vorläufig nicht zu denken und daher ein weiteres 
Eingehen auf diese Frage zwecklos. 

„Anders ist es mit den vegetabilischen Büchsenkonserven; diese kommen 
bekanntlich tatsächlich in immer größeren Massen für die Volksnahrung in 
den Verkehr, und da ist es wohl angezeigt, die Gründe zusammenzustellen, 
aus denen es sich ergibt, daß gerade frische Gemüse besser sind als 
Büchsengemüse. 

„Was die technische Seite der fabrikmäßigen Herstellung von Bücbsen- 
konserven betrifft, so werden die zu konservierenden Gemüse und Früchte 
zunächst teils maschinell, teils mit der Hand gereinigt, sortiert und in Stücke 
der gewünschten Größe geschnitten. Dann kommt die Masse in Kessel und 
wird gekocht. Danach werden die gekochten Bohnen, Erbsen, Karotten u. dgl. 
aus den großen Kesseln herausgehoben, auf Sieben abgetropft, abgekühlt 
und nun erst in die Blechdose verpackt. Wenn das geschehen ist, wird der 
Inhalt der Dosen mit Salzwasser strichvoll übergossen, so daß die Büchsen 
bis zum Rande gefüllt sind und durch das Salzwasser alle Luft aus dem 
Inhalt der Büchse ausgetrieben ist. Schließlich wird der Deckel aufgesetzt, 
eingefalzt und festgepreßt. Danach kommen die Büchsen in den sogenannten 
»Autoklaven«, einen für Hochdruck eingerichteten Dampfkessel, ähnlich einem 
gewöhnlichen Dampftopf und sollen in diesem eine halbe bis eine Stunde 
lang bei einer Temperatur von 112 bis 120° gekocht werden. 

„Tatsächlich wird aber weder diese Zeit noch diese Temperatur ein¬ 
gehalten; das ist schon deshalb unmöglich, weil dann die Konserven zu 
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Brei verkochen und die Farbe verlieren würden. Bei Fleisch- und Fisch¬ 
konserven, welche gelatinierende Substanzen enthalten, muß Temperatur und 
Zeitdauer ihrer Einwirkung noch erheblich weiter heruntergesetzt werden. 
Eine sichere Abtötung aller lebenden Keime kann dabei nicht stattfinden. 

„Die Wirkung der hohen Temperatur auf die Büchsen ist äußerlich 
erkennbar in dem sogenannten »Bombieren». Die Deckel- und Boden¬ 
stücke wölben sich kugelig vor. Diejenigen Büchsen, hei denen dieses 
Phänomen nicht eintritt, müssen ausgesondert werden. Beim Abkühlen 
zieht sich der Inhalt der Büchsen wieder zusammen, die Wölbung ver¬ 
schwindet, und die Konserve ist fertig und lange Zeit haltbar. 

„Wenn wir uns nun die Frage vorlegen, welche Veränderungen derartig 
behandelte Früchte und Gemüse erleiden, so ist zunächst festzustellen, daß 
durch das Kochen in Wasser eine Extraktion von löslichen Substanzen statt- 
findet, welche in den frischen Vegetabilien vorhanden waren. Da der Absud 
fortgeschüttet wird und die Büchsen mit Salzwasser aufgefüllt werden, so 
gehen die durch das Kochen extrahierten Substanzen — Extraktivstoffe und 
Salze — verloren. 

„Das ist der erste Grund, weshalb vegetabilische Büchsenkonserven 
gegenüber frischen Gemüsen minderwertig sind. 

„Durch das Kochen wird aber auch sonst die Zusammensetzung der 
frischen Gemüse geschädigt: die aromatischen Stoffe, welche das natürliche 
Gewürz der frischen Pflanze und der frischen Frucht darstellen, werden 
durch die hohe Temperatur zum größten Teil zerstört. Die gesunde Wirkung 
der frischen Pflanzensäfte auf den menschlichen Organismus ist außerordent¬ 
lich wertvoll und wird in neuerer Zeit mit vollem Recht wieder mehr an« 
erkannt. In die übertriebenen Loblieder fanatischer Vegetarianer braucht 
man deshalb doch nicht einzustimmen. Jedenfalls läßt auch hier schon die 
direkte Sinneswahrnehmung: der Geruch und der Geschmack, erkennen, daß 
an den konservierten Büchsenkonserven etwas verloren gegangen ist, was in 
den frischen Nahrungsmitteln vorhanden war. Das ist ein weiterer Grund 
für die Minderwertigkeit konservierter Gemüse gegenüber frischen. 

„Speziell für Erbsen, Bohnen, aber auch für andere grüne Konserven 
kommt bedingterweise noch ein weiterer Umstand in Betracht, der nicht 
unerwähnt bleiben darf: es ist das Grünfärben dieser Konserven mittels 
Kupfer. Die verschiedene Beurteilung dieser Frage in den Gesetzgebungen 
weist schon darauf hin, daß bis jetzt eine allgemein anerkannte Lösung, ob 
und inwieweit die Kupferfärbung der Konserven zulässig sei, noch nicht 
gefunden ist. 

„In Frankreich ist durch das Gesetz vom 1. Juli 1889 das Verbot der Ver¬ 
wendung von Kupfersalzen zur Herstellung von Gemüsekonserven aufgehoben. 

„In Italien werden nur diejenigen Gemüsekonserven beanstandet, welche 
mehr als 100 mg Kupfer in einem Liter enthalten, das gleiche gilt nach dem 
am 1. Juli 1909 in Kraft getretenen Gesetz für die Schweiz. In Österreich 
war bis zum Jahre 1899 jeder Zusatz von Kupfer zur Grünfärbung von 
Konserven verboten, jetzt ist ein Maximalkupfergehalt bis zu 55 mg im Liter 
gestattet. In Belgien ist ohne Begrenzung Kupferfärbung erlaubt. In Ruß¬ 
land ist Kupferzusatz verboten; in England gibt es kein Gesetz, welches die 
Kupferfärbung verbietet. 
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„Die geschichtliche Entwickelung dieser Frage in Deutschland und der 
heutige, noch nicht völlig geklärte Stand derselben bei uns ist in einer augen¬ 
blicklich in Druck befindlichen Arbeit l ) meines Assistenten Dr. 6. Stein 
ausführlich behandelt. Ich hebe daraus hervor, daß durch das Nahrungs¬ 
mittelgesetz vom 5. Juli 1887 die Verwendung von Kupfersalzen zur Grün¬ 
färbung als gesundheitsschädlich überhaupt verboten wurde. Auf der »Ver¬ 
sammlung der Freien Vereinigung bayerischer Vertreter der angewandten 
Chemie» in Regensburg 1892 wurde auf Grund der Berichte von K. B. Leh¬ 
mann und Mayrhofer anerkannt, »daß ein Gehalt von 25 mg Kupfer in 
1 kg Konserven für die Gesundheit nicht schädlich zu erachten sei». 

„Durch einen Kgl. Preußischen Ministerialerlaß vom Jahre 1896 und 
weitere Ausführungsbestimmungen zu demselben wurde später angeordnet, 
daß ein allzu scharfes Vorgehen wegen Kupferfärbung bei Konserven ver¬ 
mieden werden solle, da eine Abänderung der betreffenden Bestimmungen 
des ReichsgeBetzes vom 5. Juli 1887 in Aussicht genommen sei. 

„Ähnliche Erlasse ergingen auch seitens der übrigen Bundesregierungen. 

„Die angekündigte Abänderung des Nahrungsmittelgesetzes 
hat aber bisher nicht stattgefunden! 

„In ganz besonderem Maße hat die Großh. Badische Regierung dieser 
Frage ihre Aufmerksamkeit zugewandt, und Baden ist wohl der einzige 
Bundesstaat, welcher, ohne die Abänderung des Reichsgesetzes abzuwarten, 
durch Erlaß vom 31. Dezember 1906 bestimmt hat, daß der Gehalt an 
metallischem Kupfer 30 mg im Kilo Konserven nicht überschreiten soll. 
Neuerdings ist durch eine Verfügung des Großherz. Badischen Ministeriums des 
Innern vom 16. April 1909 der zulässige Kupfergehalt auf 55 mg festgesetzt. 

„Der Nachweis, daß überhaupt Kupfer in den grünen Konserven vor¬ 
handen sei, kann leicht geführt werden, indem man den Inhalt einer solchen 
Büchse nach Abgießen des Salzwassers in einem Porzellanmörser unter Zu¬ 
satz von etwas Salzsäure und Wasser zu einem halbflüssigen Brei verreibt. 
Steckt man in diesen Brei ein Stück reines Eisenblech, so wird dasselbe 
in kurzer Zeit deutlich rot verkupfert. Wer das sieht, bekommt unwillkür¬ 
lich einen Widerwillen gegen die grünen Konserven, denn fast instinktiv 
verbindet sich mit der grünen Kupferfarbe (Grünspan) der Begriff der Ge¬ 
sundheitsschädlichkeit. 

„Diesem natürlichen Gefühl widersprechen aber die Aussagen und Gut¬ 
achten der berufenen Chemiker und Pharmakologen. So haben sich Spiro, 
Tschirch und andere in dem Sinne geäußert, daß das zum Grünfärben be¬ 
nutzte Kupfer so fest an das Pflanzenalbumin gebunden sei, daß eine Ab¬ 
spaltung im menschlichen Körper durch die Verdauungssäfte überhaupt nicht 
stattfinden könne, jede Kupferfärbung der Konserven sei mithin unschädlich. 
Das ist im Prinzip richtig, es kann aber eine besondere Kombination ein- 
treten, welche trotzdem das feste Kupferalbumin löslich machen kann: 

„Das Kupferalbuminat, welches unter Grünfärbung der Gemüse entsteht, 
ist zwar für die Verdauungssäfte unlöslich, aber es ist löslich in Milchsäure. 

„Man kann sich also wohl vorstellen, daß jemand, der kurz vor oder 
kurz nach dem Verspeisen grüner Büchsenkonserven irgend eine milchsaure 


*) Zeitschr. f. Unters, d. Nahrungsmittel, November 1909. 
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Nahrung zu sich nimmt: z. B. Kefir, Dickmilch, Buttermilch oder Sauerkraut 
oder Salzgurken — daß ein solcher Mensch an Kupfervergiftung erkranken 
wird, weil beim Zusammentreffen des sonst unlöslichen Kupfer&lbumin&ts 
mit der Milchsäure das Kupfer frei wird. 

„Technisch wird die »Kupferung« der Konserven, welche nicht nur zur 
Färbung, sondern auch zur Härtung der Gemüse dienen soll, in der Weise 
vorgenommen, daß man die Gemüse einige Zeit — etwa 5 bis 15 Minuten 
lang — in eine kochende Kupfersulfatlösung bringt, die sich in einem Kupfer¬ 
kessel befindet. Nach einem anderen Verfahren setzt man die Konserven 
in einem Kupferkessel dem elektrischen Strome aus. Welche Quantitäten 
Kupfervitriol in großen Konservenfabriken verbraucht werden, geht aus einer 
Angabe G. Graffa 1 ) hervor. Danach verarbeitete eine einzige süddeutsche 
Konservenfabrik in drei Jahren 740 kg Kupfersulfat. Besonders in Spinat¬ 
konserven wurde ein außerordentlich hoher Kupfergehalt bis zu 275 mg im 
Kilo nachgewiesen a ). 

„Ich habe mich in dieser Frage um Auskunft an eine der ersten Auto¬ 
ritäten auf toxikologisch - pharmakologischem Gebiet, an ^meinen verehrten 
Kollegen Prof. Straub in Freiburg, gewandt Derselbe hatte die Liebens¬ 
würdigkeit mir ein Gutachten 8 ) über die Kupferfrage zur Verfügung zu stellen, 

*) Zeitsehr. f. Unters, d. Nahrungsmittel 1908, 8. 459. 

*) Obegutachten der preußischen wissenschaftlichen Deputation für das 
Medizinal wesen vom 15. Juli 1908 und Mitteilungen aus dem KgL Materialprüfungs¬ 
amt zu Groß-Lichterfelde, 26. Jahrg. 1908. 

*) Gutachten: „Kupfer ist prinzipiell genau so giftig wie Arsen oder Queck¬ 
silber, nur aus formalen Gründen ist es beim Menschen weniger wirksam bzw. 
unwirksam. Diese formalen Gründe sind zunächst in der Natur des Kupferalbu- 
minats zu suchen. Metallalbuminate sind salzartige Verbindungen des Eiweißes 
mit dem basischen Metall. Die Albuminate der meisten Metalle sind wasserunlöslich, 
aber löslich im Überschuß von Eiweiß. Von dem Grade der Löslichkeit in über¬ 
schüssigem Eiweiß hängt die Möglichkeit ab, akute Vergiftung3n zu verursachen. 
Das Bleialbuminat ist so schwer im Überschuß des Eiweißes löslich, daß alles 
Eiweiß des menschlichen Organismus nicht ausreicht, eine akute tödliche Menge 
Bleialbuminat zu lösen: akute Bleivergiftungen sind kaum bekannt Das Queck- 
silberalbuminat ist 89hr leicht in Eiweiß löslich — Hg macht mit Leichtigkeit 
akute Vergiftungen. Das Kupferalbuminat steht an Schwerlöslichkeit dem Blei¬ 
albuminat sehr nahe, akute Kupfervergiftungen sind a priori nicht wahrscheinlich. 

«Versuch: Katze, mit Kupferalbuminat*) mit Fleisoh vermischt gefüttert, 
erbricht, frißt aber das Erbrochene bald wieder auf. Kot zu dieser Futterportion 
kupferhaltig (qualitativ geprüft), von normaler Beschaffenheit. Harn der nächsten 
2 X 24 ötunden enthält kein Kupfer. Es ist also kein Kupfer resorbiert worden. 
Das Tier wird noch zehn Tage weiter beobachtet, zeigt normales Verhalten. 

«(Einschränkung: die Verhältnisse können ungünstiger liegen beim entzündeten 
Darm, wo größere Mengen Eiweiß zur Verfügung stehen. Versuch: Magisterium 
Bigmuthi mit Krotonöi tötet durch akute Wismutvergiftung.) 

«Es gibt aber Metall Verbindungen, in denen das Metall nioht als Ion vor¬ 
handen ist, also nicht mit Eiweiß Salz bilden kann, eine solche Verbindung dürfte 
auch die in Konserven gefundene Ohlorophyli-Kupferverbindung sein. 

«Solche Verbindungen des toxikologischen Typus Brech Weinstein sind bei in¬ 
travenöser und subkutaner Einverleibung, gleichgültig, welches Metall sie enthalten, 
überaus giftig. Z. B. töten eine Katze von der Verbindung weinsaures Kupferoxyd- 
Natron (Analogon des Brechweinsteins) schon 10 mg in kurzer Zeit nach direkter 
Einverleibung ins Blut. 

« Es fragt sich, ob diese Kupferverbindung auch innerlich gegeben so giftig sei. 

+) Herges teilt durch totale P&liung von 10 g Binderserum mit Kupfersulfat. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1910. 5 
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welches im Wortlaut dem Bericht über unsere diesjährigen Verhandlungen 
beigegeben werden wird, dessen wesentlichen Inhalt ich aber hier kurz da¬ 
hin rekapitulieren kann, daß bei Katzen akute Vergiftungserscheinungen 
nach Verabreichung einer Quantität Kupferalbuminat, wie dieselbe durch totale 
Fällung von 10g Rinderserum mit Kupfersulfat erhalten wird, nicht ein- 
treten; auch nach Verabreichung von 0,4 g des bekanntlich Eiweiß nicht 
mehr fällenden weinsauren Kupferoxyd-Natrons (von dem bei direkter Ein¬ 
verleibung in das Blut bereits 10 mg tödlich wirken) treten bei Katzen 
keine Vergiftungserscheinungen auf. 

„Straub ist daher der Meinung, daß akute Kupfervergiftungen durch 
gekupferte Konserven nicht zu befürchten sind. Das gilt für akute Ver¬ 
giftungen; die Versuche, chronische Kupfervergiftungen experimentell zu 
erzeugen, sind bisher gescheitert. 

„Ich muß nun gestehen, daß ich mich trotzdem nicht dazu entschließen 
kann, den Zusatz von Kupfer zu Nahrungsmitteln für wünschenswert zu 
halten. Ohne auf die Frage der Identifizierung von Tierexperimenten mit 
dem menschlichen Organismus und die der Praxis nicht völlig entsprechende 
Identität der Tierversuche mit der menschlichen Ernährungsfrage einzu¬ 
gehen, meine ich, daß bei der wissenschaftlich noch nicht völlig aufgeklärten 
Sachlage man besser tut, die betreffenden Konserven in der natürlichen 
Farbe zu genießen, als künstlich mit Kupfer gefärbt. 

„Die Grünfärbung der Konserven ist Modesache, und glücklicherweise 
ist diese Mode nicht einmal überall anerkannt. Jede Hausfrau weiß, daß 
das grüne Chlorophyll der Pflanzen beim Kochen sich verfärbt, und daß ge¬ 
kochte Erbsen und Bohnen gelblichgrün aussehen. Das ist die natürliche 
Farbe dieser Gemüse im gekochten Zustande. Die verhältnismäßig neue 
Mode der grünen Konserven haben wir der Einführung der französischen 
Küche in den internationalen Hotelbetrieb zu verdanken. Kulinarisch er¬ 
freulich ist diese uniforme internationale Geschmacksrichtung nicht. Man 
mag heutzutage irgendwo in Europa oder in Asien oder in Amerika in einem 
Hotel zu Mittag essen, das Menü bewegt sich stets in dem bekannten inter¬ 
nationalen Rahmen der französischen Küche, und das Filet garni mit den 
giftgrünen Erbsen und Bohnen sind überall die gleichen. Leider! 


„Versuch: Katze bekommt innerlich mit der Nahrung 0,2g Kupfer in Form 
des Kupferoxydnatriumtartrats mit Fleisch gemischt. Keine Vergiftungserscheinun¬ 
gen; im Kot Kupfer, im Harn von 48 Stunden kein Kupfer (Aschenanalyse). 

.Versuch wiederholt mit der dreifachen Menge Kupfer, Verlauf ebenso. 

„Das Kupfer ist also in Form der nicht ionisierbaren Verbindung nur bei 
intravenöser Applikation giftig, bei innerlicher Darreichung wirkungslos, weil 
nicht resorbierbar. 

„Demnaoh bin ich der Meinung, daß akute Kupfervergiftungen durch ge¬ 
kupferte Konserven nicht zu befürchten sind. 

.Dies gilt alles für »akute Vergiftungen«. 

.Chronische Vergiftungen kommen unter ganz anderen Bedingungen zustande. 
Alle Versuche, chronische Kupfervergiftungen im Experiment zu machen, sind 
bisher gescheitert. Es erscheint mir nicht unwahrscheinlich, daß die Resorbierbar¬ 
keit aller Kupferverbindungen auch für chronische Vergiftungen noch zu gering ist. 

.Über etwaige »Gesundheitsschädlichkeit« des Kupfers kann ich mich nicht 
äußern, da ich nicht weiß, was Gesundheitsschädigung ist. 

„Ich beziehe mich hier nur auf Giftigkeit.“ 
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„Es ist bedauerlich, daß die nationalspezifische Landesküche, welche 
meist besser ist als die konventionelle internationale Küche, zu wenig ge¬ 
achtet wird. — Erfreulicherweise ist die Grünfärbung der Erbsen und 
Bohnen noch nicht überall beliebt, in Norddeutschland, in Skandinavien, in 
Rußland wird noch jetzt die natürliche Farbe vorgezogen. Auch unsere 
großen deutschen Dampferlinien, speziell der Norddeutsche Lloyd und die 
Hamburg-Amerika-Linie benutzen ausschließlich nicht gekupferte Kon¬ 
serven. Vielleicht gelingt es vernünftigen Vorstellungen, den irregeleiteten 
Geschmack des Publikums zu berichtigen und die natürliche Farbe der ge¬ 
kochten Erbsen und Bohnen wieder zu Ehren zu bringen. 

„Jedenfalls sind frische Nahrungsmittel und aus solchen hergestellte 
Speisen gesunder und für die Ernährung wertvoller als Konserven. Der 
Verlust an spezifischen Salzen, Extraktivstoffen und aromatischen Substanzen, 
den die Büchsenkonserven erleiden, macht die Konserven unter allen Um¬ 
ständen frischen Gemüsen gegenüber minderwertig. 

„Übrigens sind bei uns Büchsenkonserven für die Volksnahrung über¬ 
haupt entbehrlich. Der Reichtum der gemäßigten Klimate an vegetabilischen 
Nahrungsmitteln und die Mannigfaltigkeit derselben ist außerordentlich groß. 
Größer selbstverständlich als in den kalten Klimaten, aber auch in seiner 
Reichhaltigkeit sogar größer als in den Tropen. Man überschätzt gewöhn¬ 
lich den Reichtum der Tropen an Mannigfaltigkeit der Volksnahrungsmittel. 
In der Tat ist dort die Auswahl der Volksnahrung eine recht geringe. 

„Ganz anders bei uns in den gemäßigten Klimaten. Es ist ein Segen 
des Klimas und der hochstehenden Ackerbau- und Gartenkultur, daß wir 
über eine reiche Auswahl vegetabilischer Volksnahrungsmittel verfügen, 
welche uns von Büchsenkonserven unabhängig machen. Alle die trockenen 
Nahrungsmittel, Reis, Mais, Hülsenfrüchte, in größerer Reichhaltigkeit noch 
die Getreidearten (Hafer, Buchweizen) stehen uns gerade so zur Verfügung 
wie den Bewohnern der Tropen. Dazu kommt bei uns die bessere Aus¬ 
nutzung der Körnerfrüchte durch die vervollkommnte Mühlenindustrie: 
Gries, Graupen, »Teigwaren« der verschiedensten Art lassen schon bei dieser 
Gruppe der Nahrungsmittel in den alten Kulturländern eine größere Ab¬ 
wechslung zu. 

„Und nun erst die große Zahl der von Natur im frischen Zustande 
haltbaren vegetabilischen Nahrungsmittel, Kartoffeln, Rüben, Karotten, die 
verschiedenen Kohlarten, die Äpfel und Birnen, welche fast bis zur neuen 
Ernte den Winter über haltbar sind. In den Tropen fallen alle diese Nah¬ 
rungsmittel fort, denn zur Regenzeit verfault und verschimmelt alles, was 
nicht frisch gewachsen oder was nicht absolut trocken ist. Bei uns halten 
sich auch die wasserreichen pflanzlichen Nahrungsmittel viele Monate lang 
bei geeigneter einfacher Behandlung. In unserer Wintertemperatur besitzen 
wir das beste und natürlichste Konservierungsmittel. Es wäre gar nicht 
möglich, hier die ganze Reihe der natürlich haltbaren Nahrungsmittel, der 
natürlichen Konserven, aufzuzählen. Nehmen wir noch die gedörrten Früchte, 
Äpfel, Birnen, Pflaumen hinzu, so ergibt sich bei sachgemäßer Verarbeitung 
dieser Vegetabilien ein Reichtum der Abwechslungsmöglichkeiten unserer 
Speisekarte, der nichts zu wünschen übrig läßt Weshalb also Büchsen¬ 
konserven verwenden, wenn wir Besseres haben? 
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„Wir wollen hier nicht unerwähnt lassen, daß durch den erleichterten 
Transport auch einige den subtropischen und tropischen Klimaten angehörige 
haltbare Fruchtarten bei uns eingeführt werden, deren Verbreitung für die 
Volksernährung dankbar zu begrüßen ist: Orangen und Zitronen, welche zu 
so billigen Preisen in den Handel kommen, daß diese Früchte als Erfrischungs¬ 
mittel jetzt wohl von jedermann benutzt werden können. 

„Auch die Bananen können bei uns zur Volksnahrung werden; schon 
jetzt werden zeitweise in Hamburg und in Bremen vier Stück Bananen von 
guter Qualität für 10 verkauft, in London sind sie noch billiger, und es 
erscheint nicht ausgeschlossen, daß bei dem wachsenden Import dieser nahr¬ 
haften und gesunden Frucht auch im Inland der Konsum sich entsprechend 
steigert. 

„Der Verbrauch an frischen Früchten ist zur Erhaltung der Volks¬ 
gesundheit nicht zu unterschätzen, Krankheiten und Krankheitsdisposition 
werden damit erfolgreich bekämpft. Welcher jüngere Arzt hat heutzutage 
wohl noch einen Fall von Skorbut gesehen! Diese Krankheit ist fast ver¬ 
schwunden und kommt nur noch als seltene Kuriosität in den großen Spitälern 
der Seestädte zur Beobachtung, nicht zum wenigsten eine Folge des Konsums 
an frischen Früchten und Gemüsen. Das ist ein Segen der Kultur. Hoffent¬ 
lich legt nicht der Staat seine schwere Steuerhand auf diese unentbehrlichen 
Volksnahrungsmittel. Immer wieder kommen wir darauf zurück, daß die 
Büchsenkonserven nicht empfehlenswert sind für die Volksnahrung. Zu alle 
den angeführten Gründen kommt noch der Umstand, daß Büchsenkonserven 
direkt gesundheitsschädlich — giftig — sein können, und daß wir bis jetzt 
keinen ausreichenden Schutz haben gegen diese Gefahr. 

„Von den Konservenfabrikanten wird diese Tatsache zwar bestritten, 
und in der Zeitschrift »Die Woche« wurde neuerdings ein ähnlicher Stand¬ 
punkt vertreten J ), es liegen aber eine Anzahl sichergestellter Beobachtungen 
vor 2 ) — neuerdings die von Abel 8 ) beschriebenen Fälle —, aus denen 
hervorgeht, daß unter Ausschluß aller anderen Möglichkeiten der Genuß 
verdorbener, aus Konservenfabriken stammender Büchsengemüse Vergif¬ 
tungen herbeigeführt hat 

„Eine giftige Zersetzung des Inhaltes der Konservenbüchsen, speziell 
des in den Konserven enthaltenen Eiweißes kommt immer und ausschließ¬ 
lich durch die Wirkung lebender Bakterien zustande; es ist nun die Frage, 
auf welchen Wegen trotz der technisch rationell behandelten Konservierung 
Bakterien in die hermetisch abgeschlossenen Blechbüchsen eindringen können. 
Man darf voraussetzen, daß durch reinliche Behandlung der Rohmaterialien, 
durch das Abkochen und durch die darauffolgende Behandlung der Kon¬ 
serven im Autoklaven bei einer sehr hohen Temperatur alle im Innern der 
Büchse etwa vorhandenen Keime zunächst vernichtet werden. Es ist aber 
nicht ausgeschlossen, daß nachträglich lebendige Bakterien eindringen und 
den Inhalt der Büchse zersetzen können. Das kann geschehen durch feinste 

l ) D. W. Eich holz, Über das Konservieren von Nahrungsmitteln. Woche, 
Nr. 39, 1909, 8.1679. 

*) Privatdozent Dr. D. Rolly, Münch, med. Wochenschr. 1906, Nr. 37. 

*) Geh. Medizinalrat Dr. Abel, Gesundheitswesen für den preußischen Staat 
1907, 8. 321. 
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Öffnungen in dem Verschluß der Büchse, durch übersehbare Fehler in dem 
Lötrand, durch äußere mechanische Gewalt oder chemische Einflüsse, welche 
früher oder später auf die Konservenbüchse ein wirken. Über die Einzel¬ 
heiten, wie man sich das Zustandekommen derartiger Eintrittspforten etwa 
zu denken hat, habe ich mich in einem Vortrage über »giftige Konserven *)« 
näher ausgesprochen und habe auch die Einwendungen des Vereins deutscher 
Konservenfabrikanten gegen meine Ausführungen in einer in den Blättern 
für Volksgesundheitspflege veröffentlichten »Antwort *)» widerlegt. Hier 
möchte ich nur kurz daran erinnern, daß der Inhalt der Konservenbüchsen 
unter einem Minusdruck steht, und daß beim Vorhandensein einer kleinsten 
Kommunikation mit der äußeren Luft diese mitsamt der in ihr enthaltenen 
Keime in die Büchse eingesogen wird. Sobald lebendige Bakterien mit 
dem Büchseninhalt Zusammentreffen, erfolgt die gesundheitsschädliche Zer¬ 
setzung; ganz gleichgültig, ob »giftige» Bakterien eingedrungen waren oder 
indifferente. Denn bei der Zersetzung von Eiweiß durch Bakterien bilden 
sich immer Gifte. Glücklicherweise kennzeichnet sich die gewöhnliche 
faulige Zersetzung derartiger Konservenbüchsen durch schlechtes Aussehen, 
Entwickelung von übelriechenden Gasen usw., so daß solche Konserven ohne 
weiteres als unbrauchbar beseitigt werden können. Anders verhält es sich 
leider in manchen Fällen, in denen Bakterienarten, welche man »Typhaceen» 
nennt, im Büchseninhalt zur Entwickelung gekommen sind; je gefährlicher 
diese Arten von Bakterien für die menschliche Gesundheit sind, um so ge¬ 
ringer sind unglücklicherweise die durch äußere Sinneswahrnehmung erkenn¬ 
baren Veränderungen, welche in solchen infizierten Konservenbüchsen ein- 
treten. Daher kommt es, daß von Zeit zu Zeit Massenvergiftungen nach 
dem Genuß derartiger Konserven Vorkommen, ohne daß eine Nachlässigkeit 
in der Behandlung vorliegt. Ein ganz gefährlicher Spaltpilz — der Bacillus 
botulinus — ist zum Glück so wenig verbreitet und kommt überdies nur in 
Fleischkonserven vor, so daß wir auf diesen nicht besonders einzugehen 
brauchen. Dagegen sind die erwähnten, den normalen Darmbakterien nahe 
verwandten Typhaceen überall vorhanden, und das gerade macht die Be¬ 
nutzung nicht ganz einwandfreier Büchsenkonserven bedenklich. 

„Die Möglichkeit einer derartigen Zersetzung des Inhaltes der Büchsen¬ 
konserven wächst natürlich mit dem Alter derselben. Technisch rationell 
hergestellte Büchsenkonserven sind lange Zeit haltbar, über die Dauer der 
Haltbarkeit haben wir aber keine Anhaltspunkte, nur so viel steht fest, daß 
auch Konserven nicht »ewig» haltbar sind, und daß die Möglichkeit des Ver¬ 
derbens mit den Jahren größer wird. 

„Es liegt im Interesse der Konsumenten, tunlichst frisch bereitete Kon¬ 
serven zu bekommen oder wenigstens über das Alter der Konserven orien¬ 
tiert zu sein. Dafür fehlt aber bis jetzt jeder Anhaltspunkt. Der Inhalt 
einer irgendwoher gekauften Konservenbüchse kann gerade so gut von der 
letztjährigen Ernte stammen, als auch fünf oder zehn Jahre alt sein. Das 
hängt nicht einmal von den Konservenfabrikanten selbst ab, welche sich 
natürlich — soweit das möglich ist — nach dem zu erwartenden Absatz 


l ) Blätter für Volksgesundheitspflege 1907, Heft 1. 
*) 1. c. f Jahrg. VHI, Nr.l. 
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mit ihrer Produktion richten, sondern an die Konsumenten gelangen die 
Büchsen oft erst aus dritter und vierter Hand, und wie lange sie in der 
ersten und zweiten Hand gewesen sind, das weiß man nicht. 

„Daher ist es wünschenswert, daß der Konsument über das Alter der 
Büchsenkonserven einen Nachweis hat. Eine sichere Kontrolle über das 
Alter der Konserven haben bis jetzt nur die Militärbehörden, welche all¬ 
jährlich einen gewissen Prozentsatz der in eigenen Fabriken zur Verprovian¬ 
tierung der Festungen hergestellten Konserven für die Verpflegung der 
Truppen auf brauchen und durch eine gleich große Menge frisch hergestellter 
Konserven ersetzen. Was für den Militärstand recht ist, sollte auch für 
den Zivilstand billig sein. 

„Allerdings stehen der Durchführung einer Alterskontrolle der Büchsen¬ 
konserven gewisse Schwierigkeiten gegenüber, dieselben müssen aber im 
Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege überwunden werden. Das ist 
um so eher möglich, als nach eigener Angabe des Vereins Deutscher Kon¬ 
servenfabrikanten x ) »im Laufe von 1y 2 bis höchstens 2 Jahr der Konserven¬ 
fabrikant seine Vorräte absetzt«. Es liegt also gar kein Grund vor, weshalb 
sich die Konservenfabrikanten der Einführung eines Jahresstempels ajaf den 
Konservenbüchsen widersetzen. Daneben sollte außerdem noch der Fabrik¬ 
stempel angebracht sein, um gegebenenfalls die Herkunft der Konserve fest- 
steilen zu können. Gegenwärtig kennen sogar viele große Konsumgeschäfte, 
Hotels u. dgl. nicht die Herkunft der von ihnen verkauften oder von ihnen 
benutzten Konserven. Sie wissen wohl, von wem die Konserven bezogen 
wurden, nicht aber, wer sie hergestellt hat; denn auf den Etiketten der 
Büchsen findet sich meistens nur die Angabe des Inhaltes, aber weder das 
Herstellungsjabr noch auch der Name der Fabrik. Übrigens ist der Wunsch 
nach Anbringung der Fabrikmarke und der Altersmarke auf den Konserven¬ 
büchsen auch vom Internationalen Hotelbesitzerverein vor mehreren Jahren 
dem Reichsamt des Innern mit der Bitte um Berücksichtigung eingereicht 
worden. 

„Die Forderungen der öffentlichen Gesundheitspflege für die Volks¬ 
nahrung decken sich also durchaus mit den geschäftlichen Interessen des 
größten Konsumvereins 2 ), denn als solcher ist der Internationale Hotel¬ 
besitzerverein, welcher ein Anlagekapital von 1584 Millionen repräsentiert, 
wohl aufzufassen. 

„Ehe unsere Forderungen nach einer besseren Kontrolle der Büchsen¬ 
konserven nicht erreicht sind und solange nicht zu billigen Preisen kon¬ 
trollierte Büchsenkonserven zu haben sind, kann die Benutzung von 
Büchsenkonserven als Volksnahrung nicht empfohlen werden. 

„Deshalb brauchen aber doch nicht die breiteren Volksschichten Kon¬ 
serven als gesunde Zukost zu entbehren. Mit der mächtigen Entwickelung 
der fabrikmäßigen Konservenindustrie hat leider die Herstellung von Kon¬ 
serven: das »Einmachen« im eigenen Haushalt, proportional abgenommen. 

l ) »Offener Brief« des Vereins Deutscher Konservenfabrikanten an Prof. Dr. 
Schottelius. Lübeck 1908. 

*) Der Internationale Hotelbesitzerverein verbraucht im Jahre Konserven im 
Betrage von 30 bis 40 Mill. (Wochenschr. d. Intern. Hotelbesitzer Vereins 1908, 
Nr. 16). 
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Die hausgemachten milchsauren Konserven, Gurken und Sauerkraut, die ein¬ 
fach mit S&lz eingemachten Bohnen, die eingekochten Waldbeeren, Heidel¬ 
beeren und Preißelbeeren, werden jetzt durchgehende aus den Fabriken be¬ 
zogen, teils aus Bequemlichkeit, teils weil viele Hausfrauen sich leider mit 
anderen Dingen beschäftigen. 

„Das ist aber im Interesse der ausgiebigen Benutzung dieser eigent¬ 
lichen Volkskonserven sehr zu bedauern, und wir können die Bestrebungen 
nur befürworten, durch Einrichtung von Kochschulen und ähnlichen Lehr¬ 
anstalten die Kenntnis der rationellen Verwertung der Nahrungsmittel auch 
in Rücksicht auf Konservierung zu fördern. Bekanntlich haben die Groß- 
herzogin Luise von Baden und die rührige Schriftstellerin für Volkshygiene 
Frau Heyl in Berlin durch tatkräftiges Eingreifen in diesen Zweig der Ge¬ 
sundheitspflege sich hohe Verdienste um die Volksernährung erworben. 

„Eine ganze Anzahl praktischer Apparate gestattet, Früchte und Ge¬ 
müse im eigenen Haushalt zu konservieren. Wenn die Fabrikanten ein¬ 
wenden, die Herstellung der Konserven im Großbetrieb sei billiger und 
rationeller, so ist dagegen zu erwidern, daß auch der einzelne Haushalt mit 
seinem Bedarf nach den Marktpreisen sich richtet und die günstigste Preis¬ 
lage zum Einkauf der Rohmaterialien benutzt, abgesehen davon, daß in 
vielen kleinen Städten und auf dem Lande die Rohmaterialien doch noch 
billiger zu sein pflegen als die Preise, zu denen die Fabrikanten ihre Liefe¬ 
rungen abschließen. Das gilt namentlich dann, wenn für den eigenen Haus¬ 
halt der eigene Garten die Gemüse und Früchte liefert. Gesundheitlich 
wichtiger aber ist noch der Umstand, daß im eigenen Haushalt die Behand¬ 
lung der Konserven besser kontrolliert werden kann als in den Fabriken. 
Die Reinlichkeit und die Sorgfalt in der Auswahl der einzelnen zur Konser¬ 
vierung kommenden Nahrungs- und Genußmittel kann im eigenen Haushalt 
besser gewahrt werden als in Fabriken. Jedem wird es angenehmer sein, 
zu wissen, daß die Behandlung beim Einmachen von den eigenen Familien¬ 
angehörigen vorgenommen ist, als von fremden Fabrikarbeiterinnen. 

„So wie das eigene Dach über dem Haupte, der eigene Herd im Hause, 
so dient auch in weiterem Sinne die eigene Herstellung der Speisen und der 
Vorräte zur Festigung des Familiensinns und des Familienlebens. 

„Auch von diesem höheren Gesichtspunkte aus sollten wir uns die De¬ 
zentralisierung der Volksernährung und der haltbaren Nahrungsmittel zur 
Aufgabe stellen. Die Nahrungsmittel, so wie die Natur dieselben liefert, und 
die natürlichen Konserven sind besser als die künstlichen! 

„Lassen Sie uns auch für diesen Grundsatz schließen mit den mahnen¬ 
den Worten des großen Volkslehrers, auf dessen heimatlichem Boden wir 
hier tagen: 

Retournons ä la nature! u 

Der Vorsitzende eröffnet hierauf die Diskussion. 

Ed« Wundsam, Chemiker an der agrikulturtechnischen Anstalt (Zürich): 
„Meine Herren! Nur ein verhältnismäßig kleiner Teil von haltbar gemachten 
Nahrungsmitteln, die insgesamt als »Konserven« zu bezeichnen sind, kommt 
in Blechbücbsenpackung in den Handel. Es ist deshalb nicht gut angängig, 
den Begriff »Konserve« in der Weise einzuengen, wie es der Herr Referent 
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getan hat. Das Bestreben, Lebensmittel, die zu bestimmten Zeiten oder in 
bestimmten Gegenden in so großer Menge von der Natur geboten werden, 
daß ihr Konsum an Ort und Stelle unmöglich wird, durch künstliche Ver¬ 
fahren haltbar und transportfähig zu machen, um sie nach Bedarf benutzen 
zu können, besteht schon seit altersher. 

„Alle diese Verfahren sind Konservierungsverfahren und 
müssen mit herangezogen werden, wenn es sich darum handelt, die Frage 
zu untersuchen, inwieweit Konserven als Volksnahrungsmittel zur Verwen¬ 
dung gelangen sollen, und welcher Wert ihnen vom hygienischen und volks¬ 
wirtschaftlichen Standpunkte beizumessen ist. Gesalzenes Fleisch, geräucherte, 
marinierte und eingesalzene Fische, Pflaumenmus, die in öl oder Salz ein¬ 
gemachten Oliven, Sauerkraut, die Erbswurst der deutschen Armee, die Salz-, 
Senf- und Essiggurken — alles dieses sind Konserven. 

„Ebenso muß man die Suppentafeln, die kondensierte Milch und alle 
Sorten von Fleischextrakten zu den Konserven zählen. Als besondere Art, 
als »flüssige Konserven«, wären schließlich wohl auch die »alkoholfreien 
Weine« aufzufassen, die durch ein Sterilisierungsverfahren haltbar gemacht 
werden wie Obst, Beerenfrüchte und Gemüse. 

„Allen diesen längst eingebürgerten Konserven zu Leibe zu rücken, die 
ihre Brauchbarkeit und hygienische Zulässigkeit seit langen Zeiten von selbst 
erwiesen haben, wird wohl kein Hygieniker unternehmen, denn er würde 
dadurch zu sehr mit den praktischen Erfahrungen in Widerspruch geraten. 

„Daß auch hier frische Lebensmittel diesen Konserven vorzuziehen sind, 
unterliegt keinem Zweifel, doch ebensowenig ist es angängig, über alle diese 
Konserven den Stab zu brechen und sie als gesundheitsgefährdend zu be¬ 
zeichnen. 

„Wenn wir nun wirklich mit dem Herrn Referenten kurzerhand das 
nur als Konserven ansprechen, was »durch Erhitzen und luftdichten Ver¬ 
schluß in Blechbüchsen« haltbar gemacht wird, so ist nicht klar einzusehen, 
warum gerade diese Art von Konserven vom hygienischen Standpunkte 
aus bedenklicher erscheinen sollten, bei welchen gerade durch ihren zweck¬ 
mäßigen Verschluß spätere Verunreinigungen ausgeschlossen sind, und even¬ 
tuell ursprünglich vorhandene Keime, die zu Zersetzungen führen könnten, 
auf rationelle Weise vernichtet wurden. 

„Zu Punkt 2 der Thesen gibt der Herr Referent zu, daß die Konserven 
zur Versorgung von Ansiedelungen, Kurorten und Sanatorien, welche 
entfernt liegen von den Produktionsstätten der Nahrungsmittel oder in 
Gegenden, woselbst aus klimatischen Gründen frische Nahrungsmittel in aus¬ 
reichender Auswahl nicht erhältlich sind, zweckmäßige Verwendung finden. 
Dieses Zugeständnis ist doch geradezu ein Empfehlungsbrief für die 
Konserven, denn es muß doch außer Zweifel gestellt werden, daß Nahrungs¬ 
mittel, die in Kuranstalten und Sanatorien Kranken unbedenklich 
verabreicht werden können, in keiner Weise als Volksnahrungsmittel, also 
als Kost bzw. Zukost für Gesunde zu irgend welchen Bedenken Anlaß geben 
können. Man sollte meinen, daß für den Rekonvaleszenten, für den Kranken 
nur das Beste gut genug sei — jedenfalls würde es absurd erscheinen, das 
als Nahrungsmittel für das gesunde Volk als bedenklich hinzustellen, was 
für die Verpflegung Geschwächter und Kranker als zweckmäßig erscheint. 
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„In These 3 führt der Herr Referent aus, daß durch die künstliche 
Konservierung (es ist mir nicht recht klar, was das Wort »künstlich« be¬ 
sagen soll, denn jede Konservierung ist doch eine »künstliche«) Änderungen 
in der natürlichen Zusammensetzung der Nahrungsmittel und Verluste an 
Stoffen eintreten, welche für die Verdaulichkeit und damit für die Aus¬ 
nutzung der Nahrungsmittel im Körper bedeutungsvoll sind. 

„Über die Art und Weise dieser Veränderungen und über die physio¬ 
logische Bedeutung derselben läßt sich zurzeit noch kein abgeschlossenes 
Urteil fällen, darüber gehen die Anschauungen der Fachmänner noch zu 
sehr auseinander, und die Thesen hierüber sind zum großen Teil noch Hypo¬ 
thesen. 

„Das Verfahren rationeller Gemüsezubereitung in den sog.Kochkisten 
und das Kochen in den Pap in sehen Dampftöpfen, Bereitungsmetboden, die 
gerade in neuerer Zeit so vielfach als besonders zuträglich empfohlen werden, 
ist im wesentlichen dasselbe wie das Konservierungsverfahren in den Fabriken, 
und es ist sicher, daß die chemischen Veränderungen, welche die Nahrungs¬ 
mittel durch das Erwärmen unter Luftabschluß erfahren, in beiden Fällen 
analog sein werden. 

„Was der Herr Referent in These 4 über die Entbehrlichkeit von Kon¬ 
serven als Volksnahrungsmittel in kultivierten Ländern der gemäßigten 
Klimate sagt, ist selbst dann nicht ganz richtig, wenn man nur die 
Büchsenkonserven ins Auge faßt und von geräuchertem Fleisch, Fischen, 
eingeschnittenem Kraut usw. absieht. 

„Wenn auch der Landwirt in der Lage ist, seine Äpfel für den Winter 
auf Vorrat zu halten, so wird es wohl dem Arbeiter nicht möglich sein, das 
nötige Winterquantum sich im voraus zu beschaffen, weil ihm das Geld fehlt 
zur einmaligen größeren Ausgabe. Ganz abgesehen davon, daß bei den be¬ 
schränkten Wohnungsverhältnissen kaum ein geeigneter Raum zur Auf¬ 
bewahrung vorhanden sein dürfte. 

„Zu Punkt 5 der Leitsätze empfindet es der Herr Referent als einen 
Mangel, daß bei Büchsenkonserven kein äußerlich sichtbares Kontrollzeichen 
über das Alter der Büchsenkonserve vorhanden ist. Hierin liegt allerdings 
eine Handhabe gegen die Büchsenkonserven, sofern man annimmt, daß che¬ 
mische Veränderungen bei längerem Lagern vor sich gehen können, ohne 
Anwesenheit virulenter Keime. Diese Möglichkeit ist nicht unbedingt 
auszuschließen, aber ebensowenig mit Sicherheit zu behaupten. Meines 
Wissens sind bisher noch keine Fälle bekannt geworden, wo Konserven 
schädlichen Veränderungen unterworfen gewesen wären, ohne daß Anzeichen 
hätten auf Bakterientätigkeit schließen lassen, also in Wirklichkeit keine 
vollständige Konservierung vorlag. 

„In diesen Fällen kennzeichnen sich die Blechkonserven selbst durch 
aufgetriebene Stellen. Daß bei Konserven jede Gefahr eines Verderbens 
absolut ausgeschlossen ist, wird niemand behaupten, aber ist denn bei 
frischen Lebensmitteln dies immer der Fall? Kommen da nicht ebenso 
oft schwere Erkrankungen vor, die trotz sorgfältigster Kontrolle durch unsere 
gesundheitspolizeilichen Organe durch mangelhaft beschaffene Lebensmittel 
hervorgerufen werden ? Ich brauche nur auf die typhusbazillenhaltige Milch 
von Kassel hinzuweisen. Hier handelt es sich nicht um Konserven, und 
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trotzdem ist dieser Fall unter den Augen der kontrollierenden Organe mög¬ 
lich gewesen. 

„In der Schlußthese empfiehlt der Herr Referent zur Beschaffung einer 
gesunden Zukost die Herstellung einzelner Konserven in den Familien. 
Hierin scheint mir ein schwerwiegender Irrtum zu liegen. Ganz abgesehen 
davon, daß die Konservenherstellung im Haushalt viel unrationeller und da¬ 
durch kostspieliger ist als in den Fabriken, möchte ich den selbst ange¬ 
fertigten Konserven vom hygienischen Standpunkte aus entschieden mit 
größerem Mißtrauen entgegentreten, als den Produkten renommierter Firmen, 
deren Apparate und Fabrikationsmethode unter der Kontrolle der Sanitäts¬ 
organe und, da Besichtigungen durch Interessenten aus den Kreisen des 
Publikums selbst immer gestattet sind, auch unter der Kontrolle der 
Konsumenten selbst stehen. 

„Es mag wohl tüchtigen Hausfrauen nach einer den. Konservierungs¬ 
apparaten beigegebenen Broschüre gelingen, ein tadelloses Produkt selbst 
herzustellen, aber wo die wichtigste Bedingung: peinlichste Reinlichkeit 
und Sorgfalt, fehlt, dort wird ein Mißerfolg eher anzunehmen sein als 
ein zufälliger Erfolg. Und in dieser Beziehung wird so lange ein gewisser 
Skeptizismus seine Berechtigung haben, bis einerseits die Erziehung in der 
Schule vor allem eine Erziehung zur Reinlichkeit geworden ist, und anderer¬ 
seits bessere ökonomische Verhältnisse der breiteren Volksschichten die Ver¬ 
wirklichung des gepredigten Reinlichkeitsideals in Haus und Küche möglich 
machen. 

„Solange dies nicht der Fall ist, möchte ich die Selbstbereitung von 
Konserven nur in sehr beschränktem Maße empfehlen, zumal mir darin eine 
große Gefahr zu liegen scheint, daß die Hausfrau zu ihren selbst angefertigten 
Konserven meist ein unbedingtes Zutrauen hat, das selbst durch sichtbare 
Anzeichen von chemischen Veränderungen noch nicht erschüttert wird. 

„Die mißfarbig gewordenen Stellen oder etwa vorhandene Pilzbildungen 
werden sorgfältig entfernt, und das übrige mit bewundernswerter Naivität 
in Verwendung genommen, wie es seinerzeit seitens der Institutsvorsteherin 
in Darmstadt geschah. u 

Generaloberarzt Professor Dr. Jäger (Koblenz): „Meine Herren! 
Ich glaube, wir dürfen dem Herrn Vortragenden dankbar sein, daß er sich 
in seinem Thema in dieser Weise Beschränkung auf erlegt hat. Kein Mensch 
redet bei uns davon, daß Sauerkraut z. B. als giftbringende und lebens¬ 
gefährliche Speise angesehen werden müsse. Der springende Punkt der 
ganzen Frage kann doch für uns lediglich in der Tatsache liegen, daß durch 
Erhitzung hergestellte, unter luftdichtem Verschluß gehaltene Konserven so 
heftige Gifte erzeugen, wie wir das bei den außerordentlich tragischen Fällen 
in den letzten Jahren erlebt haben. Und auf diese hat unser Herr Referent 
in dankenswerter Weise allein hin gewiesen. Ich möchte bloß den Herrn 
Referenten noch bitten, vielleicht in seinem Schlußwort namentlich den an¬ 
wesenden Damen — ich bedauere, daß deren Zahl bei diesem zweiten Vor¬ 
trage eine so geringe ist gegenüber dem ersten — noch einige Hinweise zu 
geben, nach welchen Gesichtspunkten sie eine Konserve au beurteilen haben; 
denn auch bei den hausgemachten Konserven, aus dem eigenen Garten stam- 
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mend und der sorgfältigsten Dampf Sterilisation unterworfen, kommt es vor, 
daß speziell Gemüsekonserven einen zwar nicht fauligen, aber doch unan¬ 
genehmen Geruch, den verdächtigen Buttersäuregeruch, haben. Auch bei 
den Darmstädter Konserven soll ja ein ausgesprochen fauler Geruch nicht 
bemerkbar gewesen sein. Meiner Überzeugung nach können die Hausfrauen 
nichts anderes tun, als das feine Geruchsorgan, das unser Herrgott ihnen 
verliehen hat, anzuwenden und alle Konserven, die auch nur im geringsten 
dem Sinnesorgan unangenehm auffallen, rücksichtslos zu vernichten. 4 

Geheimrat Professor Dr. Schottellos (Freiburg i. Br.): „Meine 
Herren! Bevor ich auf die Anregungen des Herrn Professor Dr. Jäger 
eingehe, möchte ich einiges erwidern auf die Einwendungen des Herrn 
'Wandsam, welcher wohl als Vertreter des Vereins deutscher Konserven- 
fabrikanten gesprochen zu haben scheint. Wenigstens wurde soeben kurz 
vor Beginn meines Vortrages hier im Versammlungssaale ein Flugblatt des 
genannten Vereins verteilt, dessen Inhalt — soviel ich das nach ganz flüch¬ 
tiger Durchsicht der ersten Sätze beurteilen kann — sich mit seinen Aus¬ 
führungen deckt Ich bedaure, daß die Herren Konservenfabrikanten mir 
nicht — wie das sonst üblich ist — ihre Gegenleitsätze mitgeteilt haben, 
ich wäre sonst gern näher auf dieselben eingegangen. 

„Was nun die Ausführungen des Herrn Wundsam betrifft, so ist der 
größte Teil seiner Einwendungen hinfällig, weil er darin besonders den 
Nutzen und die Notwendigkeit der trockenen und der Fleisch-Konserven her¬ 
vorhebt, den ich gar nicht in Abrede gestellt habe. Die Gründe, weshalb 
ich mioh auf die vegetabilischen Konserven in Büchsen beschränkt habe, 
sind in meinem Vortrage enthalten, ich konnte diese Beschränkung um so 
eher mir auferlegen, als auch in den »Gegenleitsätzen« gleich anfangs zu¬ 
gegeben wird, daß »die Konservierung in Blechdosen in ganz besonders 
hohem Maße bei Gemüsen und Früchten Anwendung findet«. Es ist er¬ 
freulich, daß der Herr Wundsam der Meinung ist, daß frische Lebensmittel 
den Konserven — speziell den Fleischkonserven — vorzuziehen sind und 
daß er auch mit dem Inhalt des zweiten Leitsatzes durchaus einverstanden 
ist. Darin, daß ich für Kranke unter gewissen Umständen Konserven für 
zulässig halte, liegt kein Widerspruch mit meiner Stellung gegenüber 
ungenügend kontrollierten Büchsenkonserven als Volksnahrung. Denn in 
Krankenhäusern und in Sanatorien ist die Sicherheit, daß nur erstklassige 
Konserven unter guter Kontrolle benutzt werden, sehr viel größer, als wenn 
im Massenkonsum Büchsenkonserven als Volksnahrung benutzt werden. 

„Wenn Herr Wundsam nicht verstanden hat, was ich unter »künst¬ 
lichen« und unter »natürlichen« Konserven verstehe, so bedauere ich das 
und hätte mich wohl leichter verständlich ausdrücken sollen: unter »künst¬ 
lichen« Konserven verstehe ich Büchsenkonserven und unter »natürlichen« 
Konserven verstehe ich die von Natur in unserem Klima lange Zeit halt¬ 
baren vegetabilischen Nahrungsmittel, z. B. Kartoffeln, Rüben, Kohlarten, 
Äpfel, Birnen, ferner die pflanzlichen Gewürze: Zwiebeln, Sellerie, Meerrettich 
usw. Ich denke, nun wird hierüber kein Zweifel mehr bestehen können. 

„Herr Wundsam bestreitet es, daß das Konservieren durch hohe Tem¬ 
peraturen wesentliche Änderungen der betreffenden Nahrungsmittel zur 
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Folge hat. Von ihm als Vertreter der Konservenfabrikanten ist dieser 
Standpunkt wohl verständlich; wenn jemand über die Sache selbst im 
Zweifel sein sollte, so wird eine Kostprobe den Unterschied zwischen kon¬ 
servierten Gemüsen oder Früchten und frischem Obst und Gemüse leicht 
erweisen. 

„Ganz unrichtig ist die von Herrn Wundsam geäußerte Ansicht, daß 
gesundheitsschädliche Büchsenkonserven sich stets durch »aufgetriebene 
Stellen», schlechten Geruch und starke Gasbildung beim öffnen kundgeben. 
Leider ist — wie übrigens jedem Bakteriologen bekannt — gerade das 
Gegenteil der Fall, indem speziell Typhus- und Paratyphuskeime gar keine 
durch direkte Sinneswahrnehmung erkennbare Veränderungen in Bücbsen- 
konserven hervorrufen. 

„Die Gegenüberstellung, daß ebensogut wie durch den Genuß von 
Büchsenkonserven auch durch den Genuß frischer Nahrungsmittel Krank¬ 
heiten entstehen können, ist deshalb unlogisch, weil die Ernährung mit 
Büchsenkonserven nicht notwendig ist und die daraus entstehenden Schädi¬ 
gungen vermieden werden können, während die Aufnahme von natürlichen 
Nahrungsmitteln nicht zu vermeiden ist. Mit welchen Mitteln man sich 
gegen gesundheitsschädliche Verunreinigungen der Nahrungsmittel über¬ 
haupt zu schützen hat, das ist eine Frage für sich: Anregungen zur besseren 
Kontrolle der Nahrungs- und Genußmittel, besonders der Milch, sind bereits 
mehrfach gegeben und haben auch schon gute Erfolge zu verzeichnen. 

„Herr Wundsam traut unseren Hausfrauen wenig Verständnis zu im 
Ankauf der Materialien und in der Herstellung von Konserven im eigenen 
Haushalt und zieht die fabrikmäßig hergestellte Ware dem selbst her¬ 
gestellten »Eingemachten» vor. Das ist Geschmackssache. Den meisten 
Menschen wird es wohl angenehmer sein, zu wissen, daß die eigenen 
Familienangehörigen die Konservierung vorgenommen haben, als wenn das 
von fremden Fabrikmädchen geschehen ist.“ 

Direktor des Schweizerischen Gesundheitsamtes Dr. Schmid 

(Bern): „Meine Herren! Nur eine ganz kurze Bemerkung zu These 5 von 
Herrn Professor Schottelius. Er vermißt das Anbringen eines Kontroll- 
zeichens über das Alter der Büchsenkonserven. Ich habe heute morgen 
davon Mitteilung gemacht, daß wir gegenwärtig eine neue Gesetzgebung 
über Lebensmittelpolizei durchführen, die am 1. Juli dieses Jahres in Kraft 
getreten ist. Im Verlauf der letzten Jahre haben wir die Verordnungen 
über die verschiedenen Lebensmittel durchgearbeitet und unter anderem 
auch Bestimmungen über Konserven, darunter Büchsenkonserven aller Art, 
aufgestellt. Unsere ursprüngliche Idee ging dahin, es sollten in Zukunft 
diese zum Verkauf gelangenden Büchsen einen Datumstempel haben. Aber 
diese Idee hat nicht durchgeführt werden können. Es waren zu große 
Schwierigkeiten, die dem entgegengetreten sind, sowohl von seiten der Fabri¬ 
kanten als des Handels. Es hat sich herausgestellt, daß das Verlangen der 
Anbringung des Datumstempels bei den vom Ausland bezogenen Konserven, 
namentlich den Fischkonserven aus Frankreich und Spanien, den verschie¬ 
denen Konserven aus Amerika, England usw., unüberwindlichen Hinder¬ 
nissen begegnet. Hätten wir eine derartige Vorschrift in unsere Gesetz- 
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gebung aufgenommen, so würde der Handel mit diesen für die Ernährung der 
schweizerischen Bevölkerung immerhin wichtigen Lebensmitteln in hohem 
Maße eingeschränkt worden sein. Wir können die Büchsenkonserven in 
unserem Lande, namentlich in den Berggegenden nicht entbehren. Die An¬ 
bringung des Datumstempels auf den Konservenbüchsen wäre nur durch¬ 
führbar, wenn eine internationale Konvention abgeschlossen würde. Im 
übrigen ist der Datumstempel nicht entscheidend, und man kann über dessen 
Nutzen sehr wohl verschiedener Meinung sein. Es gibt auch Gründe, die 
dagegen sprechen. Es kann eine junge Konserve schlecht sein und eine 
ältere kann gut sein. Hingegen ist die genaue Deklaration des Inhaltes 
der Büchsen von großem Wert und kann wohl allgemein verlangt werden/ 

Damit ist die Diskussion geschlossen, und es erhält das Schlußwort 

Referent Geheimrat Professor Dr. Schottelius (Freiburg i. Br.): 
„Meine Herren! Die Bemerkung des Herrn Dr. Schmid, daß der Ein¬ 
führung einer Alterskontrollmarke an den Konservenbüchsen in der Schweiz 
sich unüberwindliche Schwierigkeiten entgegengestellt haben, kann ich wohl 
▼erstehen. Die Schweiz nimmt eben mit ihrem riesigen Fremdenverkehr 
eine besondere Stellung ein und ist angewiesen auf den Import von Kon¬ 
serven aus dem Ausland. Solange nicht etwa durch internationale Ab¬ 
machungen die Kontrollfrage geordnet wird, müssen in der Schweiz die in 
den Nachbarstaaten zugelassenen Konserven ebenfalls eingefübrt werden. 
Inzwischen ließe sich doch wohl auch hier die Anbringung der Fabrikmarke 
durchsetzen, vielleicht auch — wenigstens hei einigen Gemüsekonserven — 
die Altersmarke. Herrn Kollegen Jäger kann ich nur zustimmen, wenn er 
die feine Nase der Frauen als das beste Kriterium für die Brauchbarkeit 
der Büchsenkonserven empfiehlt, gegenüber den für die Sinneswahrnehmung 
nicht erkennbaren Giften bietet meines Erachtens eben die sorgfältige Her¬ 
stellung von Konserven im eigenen Haushalt die beste Gewähr. 

„Die Ziele, welche wir durch unsere Untersuchungen und Ausführungen 
erreichen wollen, sollen vor allem dem Volk zugute kommen; die Erkenntnis 
nämlich, daß frische Nahrungsmittel besser sind als konservierte und daß 
eine schärfere Kontrolle der Büchsenkonserven wünschenswert ist.“ 

Vorsitzender, Ober- und Geh. Baurat Dr. Stübben: „Damit 
hat sich die Diskussion erschöpft. Ich schließe die Verhandlung mit herz¬ 
lichem Dank an den Vortragenden für seine erschöpfenden lehrreichen Aus¬ 
führungen.“ 


Schluß der Sitzung 2 l j % Uhr. 
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Zweite Sitzung. 

Donnerstag, den 9. September 1909, 9 Uhr vormittags. 

Vorsitzender, Ober- und Geh. Baurat Dr. Stübben eröffnet 
die Sitzung mit einigen geschäftlichen Mitteilungen und erteilt hierauf Herrn 
Dr. Kaup das Wort zum Referat über das Thema: 

Hygiene der Heimarbeit. 

Es lauten die von dem Referenten Dr. Kaup (Berlin) aufgestellten 

Leitsätze: 

Die Heimarbeit als gewerbliche Betriebsform mit Verlagssystem hat in ihrer 
bisherigen Organisation außer zu wirtschaftlichem Tiefstände zu schweren Ge¬ 
sundheitsschädigungen der Arbeitspersonen, zur Unterernährung und Lebens¬ 
verkümmerung der Familien und auch oft zur Gefährdung der Konsumenten 
geführt. 

Die Gesundung der Verhältnisse in der Heimarbeit ist für Stadt- und Land¬ 
gemeinden ein Gebot weitsichtiger Vorbeugung von Verarmung, vorzeitigem Siech¬ 
tum und körperlicher Degeneration eines nicht unbeträchtlichen Teiles der Be¬ 
völkerung. 

Die Lebenshaltung und die Gesundheitsverhältnisse der verschiedenen Heim¬ 
arbeitergruppen können durch Maßnahmen allgemeiner und besonderer Natur ge¬ 
hoben werden. 

A. Allgemeine Forderungen für alle Heimarbeiter. 

1. Ausdehnung des Gewerberechtes, des Arbeiterschutzes und der Arbeiter¬ 
versicherung (Kranken-, Alters- und Invaliditäts-, wie auch Familien Versiche¬ 
rung) auf die Hausindustrie. Verbot der Nachtarbeit, Sonntagsruhe, Wöchne- 
rinnenscbutz und Einschränkung der Kinderarbeit. 

2. Lohntarifgemeinschaften oder staatliche Lohnfestsetzungen zur Erreichung 
hygienischer Lebensbedingungen. 

3. Verbot der Herstellung von Nahrungs- und Genußmitteln in der Heimarbeit 
(ausgenommen die Zigarrenhausarbeit). 

4. Verbot der Verwendung infektionsfähiger oder besonders gesundheitsgefähr¬ 
licher Materialien für die Arbeit und Verbot der Beschäftigung von Per¬ 
sonen, die mit ansteckenden Krankheiten behaftet sind. 

B. Besondere Forderungen für bestimmte Gruppen von Heimarbeitern. 

1. Für die Heimarbeiter auf dem Lande. 

Vorkehrungen zur Hebung und Erleichterung der Heimarbeit. Bestellung 
von Wanderlehrern zur ständigen Belehrung und Kontrolle der ländlichen 
Heimarbeiter. Ermöglichung des Wechsels von landwirtschaftlicher Tätig¬ 
keit und Heimarbeit je nach Jahreszeit und Witterung. 

2. Für die Heimarbeiter in den Städten. 

Fortbildungsschul-, bzw. Fachschulzwang für die jugendlichen Heim¬ 
arbeiter beiderlei Geschlechts. Mindestanforderungen an Wohnungen für 
Heimarbeiter. Verbot der Benutzung von Schlafräumen als Arbeitsräume. 

Unterstellung der Heimarbeitsstätten unter die Kontrolle der Gewerbe¬ 
inspektion und deren Hilfsorgane. Verbot der Mitgabe von Heimarbeit an 
Fabrik- und Werkstattarbeiter. 
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Referent, Dr« K&Up (Berlin): 

„Hochansehnliche Versammlung! Es ist als ein erfreuliches Symptom 
za betrachten, daß der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege zu 
einem der Verhandlungsgegenstände für dieses Jahr die Hygiene der Heim¬ 
arbeit erwählt hat. Überblickt man die stattliche Liste der Verhandlungs¬ 
gegenstände in den letzten Jahren, so überrascht die Fülle von Thematas 
über die außerordentlich bedeutungsvolle Wohnungsfrage und über städtische 
Einrichtungen allgemeiner Natur. Auch aktuelle Fragen aus dem Gebiete 
der Seuchenbekämpfung Bind nicht zu kurz gekommen. Viele Jahre jedoch 
hielt man sich fern von allen Fragen der Hygiene für bestimmte Berufsgruppen, 
von der Erörterung der Beziehungen der Volksgesundheit zur Arbeiter¬ 
versicherung und zur Arbeiterhygiene. Die öffentliche Gesundheitspflege im 
allgemeinen und im besonderen die städtische Gesundheitspolitik bleibt durch 
die gesundheitlichen Verhältnisse einzelner Volksgruppen nicht unberührt. 
Die Ausgaben der Städte und Gemeinden für Kranke, Sieche oder sonst 
unterstützungsbedürftige Personen und namentlich auch für die heran wachsende 
Jugend sind so große, daß es im besonderen Interesse dieser Verwaltungs¬ 
organisationen liegt, an der Hebung der wirtschaftlichen und sozialen Lage 
und damit an der gesundheitlichen Hebung derjenigen Volksgruppen 
energisch mitzuwirken, aus deren Reihen diese Personen sich hauptsächlich 
rekrutieren. Es wird heute unsere Aufgabe sein, den Nachweis zu erbringen, 
daß die Heimarbeiter zum großen Teile zu diesen gefährdeten Berufsgruppen 
gehören, und daß Mittel und Wege zu einer Besserung der Verhältnisse 
gefunden werden müssen. 

„Die Heimarbeit ist in fast allen Kulturstaaten seit vielen Jahrhunderten 
eingebürgert und hat nur als eine gewerbliche Unternehmungsform im Laufe 
der Zeiten mannigfache Veränderungen aufzuweisen. Schon in früheren 
Wirtscbaftsperioden verarbeitete der Bauer mit seiner Familie die in seiner 
Wirtschaft gewonnenen Produkte nicht nur für seinen eigenen Hausbedarf, 
sondern, wenn irgend möglich, auch für den Tausch verkehr. Zu dein 
landwirtschaftlichen Hauptberufe kam also schon damals hausindustrielle 
Tätigkeit im Nebenberufe. So hatte sich z. B. auf diese Weise schon im 
sechszehnten Jahrhundert das schlesische Leinengewerbe als Heimarbeit in 
der Form entwickelt, daß die Händler in der Stadt ihren Wohnsitz hatten, 
die Weber jedoch als kleine Bauern in den Gebirgsdörfern saßen, die langen 
Winterabende und die sonst verfügbare Zeit zur hausindustriellen Anfertigung 
dieser Webereierzeugnisse benutzten und durch den Händler auf den Markt 
brachten. Der wachsende Einfluß der Händler führte in deren Interesse, um 
unabhängig von der Jahreszeit zu sein, bald zu Webern im Hauptberufe fast 
ohne landwirtschaftliche Tätigkeit. Auch in anderen Gegenden Deutschlands 
sind als Nebenbeschäftigung der bäuerlichen Bevölkerung Hausindustrien 
entstanden, wie z. B. die Berchtesgadener und Oberammergauer Holzschnitzerei, 
die Hausweberei im Fichtelgebirge, die Uhrenindustrie im Schwarzwalde, die 
Trikotindustrie in Württemberg, Nagelschmieden, Handschuhnähen, die Draht- 
und Spielwarenfabrikation im Taunus, im Erzgebirge und im Thüringer 
Walde u. a. m. 

„Noch viel häufiger jedoch entwickelte sich die Hausindustrie aus dem 
Handwerke. Lange verhielten sich zwar die Zünfte des Mittelalters ablehnend 
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gegen Zwischenhändler und Güterzirkulation, aber die fortschreitende Arbeits¬ 
teilung — so unterschied z. G. die Klingenschmiederei in Solingen bereits 
im fünfzehnten Jahrhundert die drei Bruderschaften der Schwertschmiede, 
der Schleifer und der Schwertfeger — zwang zur Bevorzugung einer Gruppe, 
in diesem Falle der Schwertfeger als Fertigmacher, die für die beiden anderen 
Gruppen Verleger und daher Auftraggeber wurden. Eine ähnliche Entwickelung 
vollzog sich auch bei den Messermachern in Solingen. Auch hier war es 
die letzte Arbeitsgruppe, die Fertigmacher, die das Fabrikat an sich riß 
und die anderen Arbeitergruppen in ihre Abhängigkeit brachte. 

„Mit dem Einsetzen des Fabriksystems wurde bekanntlich der Arbeits¬ 
bereich des Handwerks noch mehr eingeschränkt, oft nur für Anfertigung 
bestimmter Teilprodukte dem Handwerk in verkümmerter Form Arbeit ge¬ 
boten. Es sei hier auf das Anwachsen der Schuh Warenfabriken verwiesen, 
die vielfach kleine Meister und Heimarbeiter in Stadt und Land zur An¬ 
fertigung bestimmter Schuhbestandteile beschäftigen. In ähnlicher Weise hat 
auch die moderne Konfektionsindustrie, namentlich die Warenhäuser, das alte 
Schneidergewerbe fast vollständig umgewandelt und vorwiegend in den 
Großstädten zu einer großen Zahl von Werkstätten der Verleger, zur Be¬ 
schäftigung von Sitzgesellen und eigentlichen Heimarbeitern den Anlaß 
gegeben. 

„Aber auch unsere Arbeiterschutzgesetzgebung für die Fabrikarbeiter 
war nicht ohne Einfluß auf das Anwachsen der Heimarbeit. Die hohen Bau¬ 
kosten, der Baugrund, die Mietzinse, die teuren Maschinen, und nicht zuletzt 
die Auslagen für Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen ließen manchem Unter¬ 
nehmer die Verarbeitung bestimmter Produkte in der Heimarbeit gewinn¬ 
bringender erscheinen. Verschärfte Bestimmungen zum Arbeiterschutz in 
den Zigarrenfabriken haben z. B. ganz offenkundig eine wesentliche Zunahme 
der Zigarren-Heimarbeit zustande gebracht. 

„Diese wenigen Hinweise auf die Entwickelung der Heimarbeit führen 
uns zur Frage über den Umfang dieser Arbeitsform. Für das Deutsche Reich 
wurde zuerst im Jahre 1882 ein Versuch zu einer Zählung der Heimarbeiter 
gemacht, dem mit der Berufszählung im Jahre 1895 ein weiterer folgte. 
Nach diesen Zählungen ist die Zahl der hausindustriell beschäftigten Personen 
von rund 476 000 im Jahre 1882 auf 458000 im Jahre 1895 zurückgegangen. 
In diesen Zählungen liegen jedoch viele Fehlerquellen. Nach Schätzungen 
von Fachmännern muß die Zahl der hausindustriellen Bevölkerung, die von 
der Hausindustrie ausschließlich ihr Leben fristet, auf etwa 733 000 das ist 
rund l,4Proz. der Reichsbevölkerung veranschlagt werden. Hierbei ist aber 
die gewiß große Zahl der im Nebenberufe hausindustriell tätigen Personen nicht 
einbegriffen. Diese Zahl ist nach der Berufszählung mit etwa 60 000 ver¬ 
anschlagt; offenbar jedoch auch viel zu niedrig. Von den Hausgewerbe¬ 
treibenden im Hauptberufe gehört rund die Hälfte zur Textilindustrie, also 
Weberei, Strickerei, Wirkerei, Häkelei und Stickerei. Etwas über ein Drittel 
aller Hausindustriellen gehört zum Bekleidungsgewerbe, in dem namentlich 
die Näherei, Schneiderei und Schuhmacherei zahlreiche Personen beschäftigen. 
Manche Nahrungs- und Genußmittel, wie hauptsächlich der Tabak, werden 
durch Heimarbeiter hergestellt. Alle anderen Industriearten, wie Holz- und 
Metallverarbeitung, Maschinen-, Papier- und keramische Industrien, spielen 
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eine untergeordnete Rolle. Bedeutungsvoll ist die Entwiokelung der einzelnen 
Arten der Hausindustrie innerhalb der beiden Berufszählungen. Am hervor¬ 
stechendsten ist der Rückgang der in der Textilindustrie beschäftigten Personen 
von 206 000 auf 133 000, andererseits ist die Zahl der Heimarbeiter in den 
Bekleidungs - und Reinigungsgewerben beträchtlich gestiegen. Diese 
Erscheinungen sind hervorgerufen durch das Eindringen von mechanischen 
Spinnereien und Webereien selbst in Gebirgstäler und andererseits durch 
die Zertrümmerung des Schneiderhandwerks durch die Warenhäuser und 
Fabriken für Bekleidungsgegenstände. 

„Nicht in allen Teilen des Deutschen Reiches ist die Heimarbeit gleich¬ 
mäßig anzutreffen. Wenig Hausindustrie finden wir in der norddeutschen 
Tiefebene und in der oberbayrischen Hochebene; starke Teile der Bevölkerung 
erfaßt sie hingegen an den nördlichen Abhängen des Riesen- und Erzgebirges, 
des Thüringer Waldes und des Fichtelgebirges. Aber auch im südwestlichen 
Deutschland, im Schwarzwaid und im Unterelsaß ist die Heimarbeit stark 
verbreitet. Berlin mit wahrscheinlich mehr als 100 000 hausindustriell be¬ 
schäftigten Personen steht im Umkreise vereinzelt da. Im allgemeinen über¬ 
wiegen der Zahl nach die ländlichen Heimarbeiter, denn in 28 Großstädten 
wurden etwa 111 000 Heimarbeiter, also nur ein Viertel der Gesamtzahl und 
darunter mehr als die Hälfte weibliche gezählt. Es ist anzunehmen, daß 
sicher mehr als die Hälfte, vielleicht nahezu a /s der Heimarbeiter auf dem 
Lande wohnen. Besonders stark entwickelt ist die ländliche Heimarbeit in 
Schlesien, Rheinland und namentlich im Königreiche Sachsen, aber auch in 
Württemberg, Baden und im Ellsaß ist sie nicht selten. Auch die einzelnen 
Arten der Hausindustrie sind zwischen Stadt und Land sehr ungleichmäßig 
verteilt. Die Haus Webereien, die Spiel Warenfabrikation, wie im allgemeinen 
die handwerksmäßige Heimarbeit finden sich fast ausschließlich auf dem 
Lande, die Heimarbeit mit weitgehender Arbeitsteilung ohne besondere 
Fertigkeit, die Herstellung von Bekleidungsartikeln in den Großstädten. 

„Hinsichtlich der Verteilung der Hausindustrie auf Geschlechter und 
Altersklassen ist es interessant, daß in den Großstädten der Anteil der Frauen 
an der Hausindustrie größer ist als auf dem Lande. Namentlich in der 
Bekleidungsindustrie finden sich oft bis zu 90 Proz. weibliche Personen. 

„Wenn auch genauere Erhebungen nicht vorliegen, so macht es den 
Eindruck, als wenn auf dem Lande die erwachsenen Personen beiderlei 
Geschlechts in den höheren Altersstufen und andererseits eine große Zahl 
von noch schulpflichtigen Kindern hausindustriell beschäftigt seien, während 
die körperlich voll leistungsfähigen mittleren Altersstufen nur zur Winterszeit 
in größerem Umfange werktätig mithelfen. 

„Namentlich gilt dies für alle hausindustrielle Tätigkeit, die als Neben¬ 
beschäftigung zum landwirtschaftlichen Hauptberuf ausgeübt wird. In den 
schlesischen und thüringischen Heimarbeitsdörfern allerdings gibt es ein 
landloses hausindustrielles Proletariat, das alle Familienmitglieder ziemlich 
gleichmäßig umfaßt. Hier .ist namentlich der Mißbrauch der Kinderarbeit 
sehr groß. Sind doch allein für die Spinnerei und Weberei von Schlesien, 
Rheinland und Sachsen nach der letzten Zählung fast 80 000 Kinder heran¬ 
gezogen und finden sich doch in der Spiel waren-Hausindustrie in Sachsen- 
Meiningen Orte, in denen 50 bis 80 Proz. der Kinder in der Heimarbeit über- 

V ierteljahrsschrift für Gesundheitflpflege, 1910. q 
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anstrengt werden. Sogar Kinder im yorschulpflichtigen Alter werden hier 
von der Hausindustrie nicht verschont. Wie bereits betont, überwiegt in der 
städtischen Hausindustrie die Frauenarbeit. Aber hier kann man zwei Gruppen 
unterscheiden, die Werkstattarbeiterinnen des Zwischenmeisters, die haupt¬ 
sächlich ledigen Standes sind, und etwa im Alter von 20 bis 30 Jahren stehen, 
und die verheirateten oder verwitweten Frauen als eigentliche Heim¬ 
arbeiterinnen, die in ihrem Heime zum kärglichen Verdienste des Mannes einen 
Zuschuß verdienen wollen oder als Witwen mit einer mehr oder minder 
zahlreichen unversorgten Kinder schar zum alleinigen Verdienste gezwungen 
sind. In dieser letzteren Gruppe schwankt das Durchschnittsalter zwischen 
35 und 45 Jahren. 

„Manche Heimarbeitszentren im Deutschen Reiche stehen mit den 
Nachbarstaaten im Zusammenhänge. So setzt sich die Leinen- und Tuch¬ 
weberei Preußisch-Schlesiens und Sachsens in den österreichischen Sudeten¬ 
ländern fort. Wenn nach einer Betriebszählung vom Jahre 1902 für Österreich 
fast eine halbe Million Heimarbeiter gezählt wurden, so entfallen hiervon mehr 
als 2 / 5 auf Textilindustrien, die gerade in den vorerwähnten Grenzgebieten 
ihren Hauptsitz haben. Ähnlich wie in Deutschland finden wir in Österreich 
nach der Textilindustrie das größte Kontingent von Heimarbeitern in der 
Bekleidungsindustrie, rund 140 000 Personen. Andererseits besteht wieder 
ein enger Zusammenhang z. B. in der Stickerei-Industrie zwischen der Ost¬ 
schweiz und Vorarlberg. Dem Prozentsätze der Heimarbeiter nach steht von 
den drei Staaten die Schweiz mit 133 000, das ist rund 4Proz. der Gesamt¬ 
bevölkerung, sogar an erster Stelle. Namentlich die Seiden-, Uhren- und 
Strohindustrie der Schweiz als Heimarbeit ist sehr entwickelt, in diesen drei 
Industriearten werden allein über 70 000 Personen beschäftigt. 

Heimarbeit auf dem Lande. 

„Als die älteste Form der Heimarbeit auf dem Lande ist die Hausweberei 
anzusehen, als deren Mittelpunkt jetzt noch das schlesiche Eulengebirge gilt. 
Gerhart Hauptmanns plastische Schilderung des Weberelends hat 
weitesten Kreisen über die hier vorliegenden Verhältnisse die Augen geöffnet. 

„In der Hausweberei nehmen alle Familienmitglieder an der Produktion 
teil. Die Schulkinder werden mit dem Spulen betraut, die Erwachsenen 
besorgen die eigentliche Webearbeit, und selbst die ältesten Leute werden 
wieder als Altenteilsbeschäftigung zum Spulen herangezogen. Die Tätigkeit 
des Handwebers spielt sich nicht in gesonderten Werkstätten ab, sondern 
der Wohn- und Schlafraum ist zugleich Arbeitsraum. Nur größere Familien 
verfügen über ein kleineres Beigelaß, in dem ein Teil der Familie die Lagerstätte 
findet. Die Webearbeit an sich ist ja nicht in so hohem Maße gesundheits¬ 
gefährlich wie eine Reihe anderer Arbeitsverrichtungen. Die Hauptschädigung’ 
liegt zweifelsohne in der langen Arbeitszeit, die oft bis zu 15 Stunden und 
darüber steigt, und in der Verwendung der Kinder. Die gebückte Haltung’ 
beim Weben und das Pressen des Webstuhls an die Brust verursacht Defor¬ 
mitäten des Brustkorbes, die namentlich bei Heranziehung jugendlicher 
Personen früh in die Erscheinung treten. Die Lage der Leinenweber ist 
ungleich besser als die der Baumwollweber. Bei den letzteren beträgt der 
Wochenverdienst meist nur 5 bis 6 tAt, wovon natürlich eine entsprechende 
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Menge Nabrangsmittel nicht beschafft werden kann. Ein Kaffee, hergestellt 
aus gebranntem Korn, höchstens mit einem ganz geringen Zusatz von Kaffee¬ 
bohnen und Brot aus gröbstem Roggenmehle spielen in der Ernährung die 
Hauptrolle, zu deren Ergänzung sich noch als regelmäßiges Mittagsgericht 
eine undefinierbare Suppe aus Pflanzensubstanzen hinzugesellt. Selbst die 
Kartoffeln werden gewöhnlich nur genossen, wenn sie ein Erträgnis des eignen 
Anbaues sind oder in den Jahreszeiten, wo ihre Wohlfeilheit am größten ist. 
Fleisch kommt nur an hohen Festtagen auf den Tisch. Dagegen findet man 
fast allgemein, daß eine Kuh oder wenigstens eine Ziege für den Milchbedarf 
gehalten wird. Die Un ver heirateten nähren sich im allgemeinen kräftiger, 
aber meist nur kalt mit Wurst, Speck und Brot. Diese Arbeite- und Er¬ 
nähr ungsverhältnisse im Zusammenhänge mit den ganz unzulänglichen 
WohnungsVerhältnissen müssen natürlich einen unheilvollen Einfluß auf die 
Gesundheit ausüben. Es ist bekannt, daß die körperliche Degeneration gerade 
unter den Hauswebern Schlesiens sehr weit vorgeschritten ist; erfreulicher¬ 
weise scheinen sich jedoch die Verhältnisse durch den Rückgang der Haus¬ 
weberei, Verbesserung der Arbeitsbedingungen in den Textilfabriken allmählich 
zu heben. Noch ist jedoch die Kindersterblichkeit unter den Hauswebern 
Schlesiens eine besonders hohe, und auch die Tuberkulose fordert in den 
typischen Heimarbeitsdörfern sehr viele Opfer. 

„Erst in den letzten Jahrzehnten hat sich in ähnlicherWeise in Württem¬ 
berg namentlich in der Umgebung größerer Städte die hausindustrielle 
Herstellung von Trikotwaren entwickelt. Der Selbstständigkeitsdrang der 
Mädchen, die Notwendigkeit für verheiratete Frauen zu dem geringen Ver¬ 
dienste des Mannes etwas hinzu zu verdienen, die starke Nachfrage nach diesen 
Produkten waren hier die Ursachen einer starken Verbreitung. Der Grund¬ 
besitz ist auf dem Lande stark parzelliert, erfordert daher nur wenig Zeit zu 
seiner Bestellung, so daß genügend Zeit für hausindustrielle Betätigung er¬ 
übrigt Die Frauen arbeiten in ihrem eigenen Heime, die Mädchen zumeist 
in der Arbeitsstätte des Faktors. Bei Tätigkeit im eigenen Heime wird als 
Arbeitsraum stets der größte und hellste Raum der Wohnung bestimmt, an 
dessen schönster Stelle der Rundstuhl Aufstellung findet. Dieser Arbeitsraum 
dient zumeist als Wohnraum, während ein weiterer Raum als Schlafzimmer 
benutzt wird. Zu ebener Erde sind in dem Häuschen das Kleinvieh und die für 
die Landwirtschaft notwendigen Utensilien eingestellt. Ist Landwirtschaft 
nicht mit hausindustrieller Tätigkeit verbunden, so wird stets ein Teil des 
meist einstöckigen Häuschens weiter vermietet. Auch bei diesen Heimarbeitern 
ist die Arbeitszeit eine überaus lange, im Sommer wird mit Tagesanbruch 
zu wirken begonnen und erst in der Dämmerung aufgehört. Der Verdienst 
ist sehr gering und dementsprechend die ganze Lebenshaltung eine notdürftige. 
Die Hauptnahrung bilden Kartoffel, Sauerkraut, Brot, Milch und geräuchertes 
Schweinefleisch. Der Most- und Bierkonsum in diesen Kreisen ist jedoch 
nicht unbedeutend. Im allgemeinen gewinnt man den Eindruck, daß die 
Familien sich dem geringen Einkommen anzupassen bestrebt sind, die Frauen 
aber namentlich auf die Reinhaltung der Wohnung wie der Wartung und 
Pflege der Kinder große Sorgfalt verwenden. Wenn trotzdem die Kinder¬ 
sterblichkeit in diesem Teile des Landes mit rund 25 Proz. nicht unter dem 
Landesdurchschnitte steht, so ist es nur ein Beweis, daß die Kombination von 
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gewerblicher und landwirtschaftlicher Tätigkeit für den Mutterberuf etwas 
zu wenig Zeit übrig läßt. 

„Eine ganz eigenartige und interessante Stellung nimmt die Kleineisen¬ 
industrie der Kreise Schmalkalden und Solingen ein. Die Entwickelung dieser 
hansindustriellen Tätigkeit bildet auch einen überaus lehrreichen Abschnitt 
der deutschen Arbeiterschutz-Gesetzgebung. Die reine Form der Heimarbeit, 
nach der nur im eigenen Heime gearbeitet wird, besteht häufiger im Kreise 
Schmalkalden, weniger in Solingen, wo mit Hilfe elektrischer Motoren 
genossenschaftlich in gemeinsamen Werkstätten Metallwaren, namentlich 
Äxte, Sensen, Schwertklingen, Messer und Gabeln durch Schleifen und Polieren 
fertig gemacht werden. Noch in den siebziger und achtziger Jahren wurde 
vielfach trocken auf Sand- oder Schmiergelsteinen in der Weise geschliffen, daß 
der Mann über die Schleifscheibe gebeugt, den abspringenden scharfen Staub 
direkt einatmen mußte. In diesen Jahren betrug die Mortalität der über 
20 Jahre alten Schleifer 25 Promille, während die übrige männliohe Be¬ 
völkerung in diesen Kreisen eine um die Hälfte geringere Sterblichkeit auf- 
wies. Die Metallschleifer, namentlich die Trockenscbleifer, erreichten kaum 
ein Durchschnittsalter von 39 Jahren. Die Hauptursache dieser hohen 
Sterblichkeit bildeten tuberkulöse Erkrankungen der Lungen und des Kehl¬ 
kopfes; mehr als die Hälfte der Todesfälle entfielen auf Tuberkulose. Die 
öffentliche Aufmerksamkeit wurde jedoch schon früh durch ärztliche Forscher 
auf diese Verhältnisse gelenkt, und bereits im Jahre 1875 erschien eine 
Polizeiverordnung, die im allgemeinen Entstaubungseinrichtungen an den 
Schleifscheiben verlangte, und die später im Jahre 1899 durch detaillierte, sehr 
sachdienliche Instruktionen ergänzt wurde. Zugleich versuchte man dem 
Mißbrauch alkoholischer Getränke entgegen zu arbeiten und durch Belehrung 
des einzelnen Arbeiters die individuelle Hygiene überhaupt zu heben. Diesen 
Bemühungen war ein glänzender Erfolg beschieden. Die Mortalität der 
Schleifer war schon im Jahre 1895 von 25 auf 21 Promille gefallen und 
ist sogar bis zum Jahre 1905 auf 11 Promille herabgesunken, eine Mortalitäts¬ 
ziffer, die sogar besser ist als die der übrigen männlichen Bevölkerung dieser 
Kreise mit etwa 12 Promille. Diese großen Erfolge wurden hauptsächlich 
im Kreise Solingen erreicht. Im Kreise Schmalkalden konnte man nach 
Ascher eine ähnliche Besserung wenigstens bis zum Jahre 1900 nicht kon¬ 
statieren; hier war allerdings der Prozentsatz der an Tuberkulose Verstorbenen 
niedriger als im Preußischen Staate überhaupt, aber Lungenkrankheiten als 
Todesursache finden sich fast doppelt so häufig, als im Durchschnitte. 

„Wie ungünstig die Lebens- und Gesundheitsverhältnisse von Schleifern 
jedoch noch sein können, führt uns eine Studie von Lode und Schwiedland 
für den Heida-Steinschönauer Industriebezirk in Deutsch-Böhmen recht an¬ 
schaulich vor Augen. Hier arbeiten in etwa 20 Ortschaften des Bezirks 
annähernd 3800 Personen, hauptsächlich als Kugler, Graveure und Ätzer an 
der Veredelung von Glashüttenerzeugnissen. Zumeist wird hier noch die 
Schleifarbeit in den verschiedenen Formen trocken vorgenommen, weder Ab¬ 
saugevorrichtung noch Respiratoren hindern die scharfen, spitzigen Staub¬ 
teilchen an dem Eindringen in die Atmungsorgane. Bei den eigentlichen 
Schleifern ist die Tuberkulose außerordentlich verbreitet, 75 Proz. der Todesfälle 
sind auf Tuberkulose zurückzuführen, und schon in jungen Jahren, vom 25. 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Hygiene der Heimarbeit. 


85 


bis zum 40. Lebensjahre, geht etwa 1 / 8 der Schleifer zugrunde. Abgesehen 
von der gefährlichen Arbeit ist auch die Ernährung eine völlig unzureichende; 
sie besteht überwiegend in Kartoffeln, daneben Cichorien-, Eichel- und 
Kneipkaffee, Brot und wenig Hülsenfrüchten. Auch die Frauen siechen in¬ 
folge der schlechten Ernährung und rasch aufeinander folgenden Geburten 
schnell dahin. Die traurigen Verhältnisse bekunden sich auch in einer über¬ 
aus hohen Säuglingssterblichkeit (34 Proz.). Eine völlige Gleichgültigkeit hat 
diese Heimarbeitergruppe ergriffen. Nach einer meist 15 stündigen Arbeits¬ 
zeit, in der der Schleifer höchstens 16 Kronen in der Woche verdient, sucht 
er sein Elend im Trünke zu vergessen. 

„Eine eigenartige Industrie ist die Anfertigung von Puppen und Tieren 
aus P&ppmasse in und um Sonneberg in Thüringen. Von den Heim¬ 
arbeiterfamilien werden die einzelnen Figuren gedrückt, bemalt, frisiert und 
bekleidet oder bei Tieren mit Fellen überzogen. Diese Produkte sind haupt¬ 
sächlich Exportartikel und gelangen selbst nach Amerika und England, aber 
auch nach China und Japan; der Bedarf ist kein gleichmäßiger, sondern 
namentlich für die Weihnachtszeit sehr erhöht. Besonders stark ist hier 
der Mißbrauch der Schulkinder. Oft bis zu 80 Proz. der Schulkinder werden 
in den thüringischen Gebirgsdörfem zu diesen Arbeiten namentlich in der 
Saison heran gezogen, oft wird die Nacht durchgearbeitet, so daß die Schul¬ 
zeit den Kindern Schlafzeit wird. Von einer besonderen Werkstatt ist bei 
dieser hausindustriellen Tätigkeit keine Rede, oft ist nur eine Stube vor¬ 
handen, die als Küche, Wohn-, Arbeite- und Schlafraum zu dienen hat. Der 
Verdienst ist bei der langen Arbeitszeit ein sehr geringer, so daß die Lebens¬ 
haltung und namentlich auch die ErnährungsVerhältnisse auf einem tiefen 
Niveau stehen. Kartoffel, Brot und Kaffee bilden zumeist fast die aus¬ 
schließliche Nahrung. Vor wenigen Tagen fand ich noch, daß bei vielen 
Familien mit fünf bis zehn Köpfen nach Abzug der anderen Auslagen kaum 
1 oft pro Tag für die Ernährung verblieben. Da kann es nur Kartoffeln 
und Brot geben, und diese Nahrung nicht in ausreichender Menge. Aber 
gerade in dieser Gegend kann man sich bei besser situierten Familien des 
Eindrucks nicht erwehren, daß die Frauen in gänzlicher Unkenntnis einer 
richtigen Haushaltsführung ihre Geldmittel oft noch sehr unzweckmäßig ver¬ 
wenden. Zum Frühstücke wird oft teure Bratwurst verzehrt, dazu Bier 
getrunken, so daß für ein ausreichendes Mittag- oder Abendbrot die Mittel 
nicht reichen. Diese Lebens- und Arbeitsverhältnisse üben natürlich ihren 
Einfluß auf die Menschen selbst aus. Das Wachstum der Kinder ist durch 
Überanstrengung in der frühesten Jugend zurückgehalten, die schlechte Luft 
in den Arbeitsräumen, bzw. in den Häusern überhaupt bewirkt eine be¬ 
sondere Disposition zu Erkrankungen, unter denen auch hier die Tuber¬ 
kulose hervorragt. Im Kreise Sonneberg ist die Tuberkulosesterblichkeit 
doppelt so hoch als im Herzogtum überhaupt, und namentlich ist die 
Lungentuberkulose besonders unter der weiblichen Bevölkerung arg ver¬ 
breitet. Dem besonderen Entgegenkommen des Herzoglichen Staatsmini- 
Bteriums von Sachsen - Meiningen verdanke ich besondere Angaben über die 
Sterblichkeit in den typischen Heimarbeitsdörfern. Überall, wo von den 
Bewohnern die Papiermach6drückerei im großen Umfange betrieben wird, 
ist die Sterblichkeit größer, oft doppelt so hoch als im Durchschnitte der 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



86 XXXIV. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege in Zürich. 


Difitized by 


Kreise. Die ungünstigen Lebensverhältnisse und die Staubentwickelung 
während der Arbeit werden als die Ursachen bezeichnet. Auch in den 
Dörfern, in denen Porzellanwaren bemalt oder Griffel hergestellt werden, 
überragt die Sterblichkeit durch die Häufigkeit der Tuberkulose haupt¬ 
sächlich ganz beträchtlich den Durchschnitt. Durch Einführung der soge¬ 
nannten Grude-Trockenöfen in der Papiermache-Heimarbeit und durch Ver¬ 
wendung elektrischer Kraft in der Griffelhausindustrie hofft man allmählich 
die Gesundheitsverhältnisse zu heben. 

Konfektionsheimarbeit. 

„Für die Herstellung von Bekleidungsgegenständen der verschiedensten 
Art stellen die Großstädte weitaus das größte Kontingent von Heimarbeitern. 
Auf dem Lande ist diese Art Heimarbeit nur selten zu finden. Nur in der 
Gegend von Herford und Bielefeld wird die freie Zeit der Frauen und 
Kinder kleiner Landwirte zur Herstellung von Konfektionsartikeln verwendet. 
Hier sind gesundheitliche Schädigungen kaum zu befürchten, weil diese 
Heimarbeit stets mit landwirtschaftlichem Betriebe kombiniert ist und nur 
zur Winterszeit den ganzen Tag in Anspruch nimmt. 

„Bedeutend größere Aufmerksamkeit des Hygienikers erfordert die 
Konfektionsindustrie in den Großstädten. In einer Reihe von Großstädten 
ist die Konfektionsindustrie die hauptsächlichste Form der Heimarbeit. Nach 
der Betriebszählung von 1895 wurden für Berlin z. B. rund 48 000 haus¬ 
industriell beschäftigte Personen ermittelt, und von diesen sind fast 36 000 
im Bekleidungs- und in Reinigungsgewerben beschäftigt. Wahrscheinlich 
ist jedoch diese Zahl schon für damals viel zu gering gewesen, da die Handels¬ 
kammer zu Berlin im Jahre 1906 etwa 125 000 Personen feststellte, von 
denen rund 75 000 in der eigentlichen Konfektion und fast 50 000 in der 
Wäschefabrikation beschäftigt waren. Es ist kaum anzunehmen, daß diese 
Zahlen zu hoch gegriffen sind. Wir haben es hier allerdings nicht nur mit 
eigentlichen Heimarbeitern zu tun, die in ihrer Wohnung arbeiten, sondern 
zum großen Teile auch mit Arbeitspersonen, die in der Werkstatt des 
Zwischenmeisters ihre Arbeit verrichten. Nach den Ausweisen der Orts- 
krankenkasse der Schneider sind als Mitglieder in den letzten Jahren etwa 
19 000 weibliche und 2 000 männliche Personen als Heimarbeiter und 22 000 
weibliche und 5 000 männliche Mitglieder als Werkstättenarbeiter ein¬ 
geschrieben gewesen. Die große Zahl weiblicher Werkstättenarbeiter ist 
daraus deutlich zu entnehmen. 

„Befassen wir uns zunächst mit der Lage dieser Werkstättenarbeiter. 
Der Konfektionär läßt zumeist in seinen eigenen Werkstätten nur die Materia¬ 
lien zuschneiden und gibt sie sodann zur Fertigstellung an seinen Zwischen¬ 
meister. Der Zwischenmeister oder die Zwischenmeisterin schneidet zu und 
verteilt die Arbeit unter die einzelnen Personen. Manchmal kommt es auch 
vor, daß der Zwischenmeister nicht in eigener Werkstatt, sondern auswärts 
wohnenden Heimarbeiterinnen bestimmte Arbeiten zu weist. Während in der 
Herrenkonfektion bei den Zwischenmeistern Männer beschäftigt werden, 
so dominieren in der Damen- und Kinderkonfektion weitaus die Mädchen. 
Die Arbeitszeit in allen diesen Werkstätten ist eine sehr lange. Nur selten 
beträgt sie 10 Stunden, häufig 12, 14, ja 16 Stunden. Im Durchschnitte 
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wurden, wenigstens für die Berliner Verhältnisse 14 Stunden gefunden. 
Die Arbeit erstreckt sich nicht gleichmäßig auf das ganze Jahr, sondern 
ist auf vier Saisons je nach der Jahreszeit verteilt, in denen eine besondere 
Anstrengung erforderlich erscheint, während etwa vier Monate im Jahre als 
tote Saison gelten. Von großer Bedeutung ist die Qualität der Arbeits¬ 
raume. Nur bei den großen Zwischenmeistern sind besondere Bäume 
als Werkstätten vorgesehen. In der Mehrzahl dient der Arbeitsraum zu¬ 
gleich als Wohn-, Eß- und Schlafzimmer. Nach den Erhebungen der 
Fabrikinspektion kam auf eine einzelne Person in den Werkstätten der 
Zwischenmeister ein Luftraum von 6 bis 20 cbm, im Durchschnitt ungefähr 
14 cbm zu einer Zeit (April), die nicht in die volle Saison fiel. Da für eine 
Person, gerade für Betriebe, in denen durch künstliche Beleuchtung, durch 
die Entwickelung von Gasen und Dämpfen (2 bis 3 Promille CO-Gehalt über 
den Bügeleisen, 5 Promille Grenze) noch eine besondere Luftverschlechterung 
vorliegt, mindestens 20 cbm an Luftraum vorhanden sein sollten, so müssen 
fast alle Werkstätten als ungenügend bezeichnet werden. Wieviel schlechter 
mögen die Verhältnisse in der eigentlichen Saison sein! Für andere Städte, 
wie z. B. für Bielefeld und Nürnberg, wurde feBtgestellt, daß der Luftraum in 
den Werkstätten der Zwischenmeister im Mittel nur 10 cbm betrug. Diese 
Raumbeachränkung dürfte namentlich in den Abendstunden zu einer An¬ 
reicherung der Luft mit Kohlensäure führen und daher zu Störungen des 
Gaswechsels in den Lungen den Anlaß geben. Dazu kommt noch, daß die 
vornübergeheugte Haltung bei der Arbeit eine normale Atmung verhindert, 
und namentlich eine Blutzirkulation nach den Lungenspitzen fast unmöglich 
macht. Die Ansiedlung von Tuberkelbazillen ist dadurch wesentlich er¬ 
leichtert. Andererseits kommt es zu Stauungserscheinungen, Blutüberfüllung 
der Baucheingeweide, die oft zu Venenerweiterungen führen. Besonders 
schädlich wirkt andauerndes Maschinennähen durch Überanstrengung der 
unteren Extremitäten und durch Blutüberfüllung in den Unterleibsorganen. 
Nach wenigen Jahren Stepparbeit brechen die Mädchen zusammen. Über¬ 
anstrengungen der Augen bei den Näherinnen sind sehr häufig. 

„Zum weiteren Verständnisse der Lebensführung sind Angaben über den 
Arbeitsverdienst wichtig. Nach den Ermittelungen des Vereins für Sozial¬ 
politik verdienen diese Werkstattarbeiterinnen in der Woche zwischen 
6 und 1 2 tJC während der Saison. In der flauen Zeit sinkt das Einkommen 
vielfach bis auf 4 Jft. Dies gilt für Berlin. Für eine Reihe anderer Städte 
scheint das Einkommen dieser Arbeiterinnen noch geringer zu sein. Bei 
diesem Verdienste können die Wohnung, bzw. Schlafstelle und die Ernährung 
nur auf das kärglichste bemessen sein. Die einfachste Schlafstelle muß 
genommen werden. In der Ernährung spielt der Kaffee eine Hauptrolle. 
In den Zeiten besonders starken Geschäftsganges nehmen sich die Mädchen 
für das Mittagessen nicht Zeit und in der flauen Periode sind die Mittel 
für mehrere Mahlzeiten nicht vorhanden. In sehr vielen Fällen ist die 
Abendmahlzeit, die oft in den aufgewärmten Resten des Mittagmahls 
der Wirtsleute besteht, die einzige Mahlzeit. Der kärgliche Verdienst, 
die traurigen WohnungsVerhältnisse lassen es begreiflich erscheinen, daß 
fast alle diese Mädchen gelegentlich Prostitution ausüben, so daß zu den 
Gesundheitsschädigungen der Arbeit und Unterernährung noch die Ge- 
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fahren dieses Lebenswandels hinzukommen. Es ist daher nicht zu ver¬ 
wundern , wenn die Erankheitsstatistik für diese Arbeitergruppe recht un¬ 
günstige Verhältnisse zeigt. Die Ortskrankenkasse der Schneider und 
Schneiderinnen für Berlin weist für die letzten Jahre nach, daß das Er¬ 
krankungsprozent zwischen 22 und 34 Proz. schwankte, Werte, die im all¬ 
gemeinen nicht zu hoch erscheinen, aber es doch sind, da hier nur jüngere 
Altersgruppen in Betracht kommen, die für andere Berufe sonst eine ge¬ 
ringere Erkrankungshäufigkeit aufweisen. 

„Eine besondere Betrachtung erfordern noch die eigentlichen Heim¬ 
arbeiterinnen. Während es bei den Werkstattarbeiterinnen vorwiegend 
Mädchen sind, handelt es sich hier um verheiratete Frauen und Witwen, ge¬ 
schiedene und eheverlassene Frauen, die entweder auf ihre Arbeitskraft allein 
angewiesen sind, oder bei den höheren Anforderungen einer Kinderschar den 
unzureichenden Verdienst des Mannes zu erhöhen suchen. Die Zahl dieser 
Frauen für Berlin allein dürfte mindestens 50 000 bis 60 000 betragen, von 
der auf die Konfektion etwa 30 000 bis 40 000 entfallen dürften. Bei allen 
Darstellungen hat man die Verhältnisse gerade für diese üeimarbeitergruppe 
weniger berücksichtigt, da ja die Verhältnisse gerade dieser Personen nur 
durch Einzelerhehungen erforscht werden können. Aus dem Grunde war 
eine besondere Erhebung notwendig, an deren Durchführung die Gewerk¬ 
schaft der Heimarbeiterinnen Deutschlands und andere Organisationen in 
überaus entgegenkommender Weise tätig waren. Das Hauptgewicht war 
bei dieser Erhebung weniger auf den Verdienst und die Arbeitszeiten ge¬ 
richtet, sondern mehr auf die allgemeine Lebensführung, die Ernährungs- 
und Gesundheitsverhältnisse. Es zeigte sich hierbei bei den verheirateten 
Heimarbeiterinnen, das ungeachtet des Kinderreichtums in diesen Familien 
das Einkommen des Mannes im Jahre kaum 1000 beträgt, so daß die 
Frau unbedingt zu Nebenverdienst in der Heimarbeit gezwungen ist. Dieser 
Nebenverdienst erreicht im Durchschnitt eine Höhe von 375 Die An¬ 
sprüche der Familie hätten eigentlich erfordert, daß Frauen mit wenig 
Kindern ein geringeres und mit mehr Kindern ein höheres Nebeneinkommen 
haben sollten. Dies konnte jedoch für 66 Heimarbeiterfamilien hauptsäch¬ 
lich Berlins nicht gefunden werden. Der Verdienst steigt mit zunehmender 
Kinderzahl allerdings etwas an, aber dieser Zuwachs ist ganz unbedeutend 
und zeigt, daß Bemühungen und Anstrengungen nach einem höheren Ver¬ 
dienst aussichtslos waren. Es kommt allerdings ein Umstand zu Hilfe, der 
den Aufwand für ältere Kinder des Heimarbeiters etwas erleichtert. Je 
größer die Kinderzahl, desto eher sind auch arbeitsfähige Kinder bereits 
vorhanden, die nach ihrer Zahl daB elterliche Einkommen um 200 bis 
600 Jft erhöhen konnten. Nur dadurch wächst das Gesamteinkommen der 
Familien dieser Heimarbeiterfrauen mit steigender Kinderzahl etwas an. 
Viel ungünstiger liegen die Verhältnisse bei den verwitweten Heimarbeite¬ 
rinnen. Trotz des Verdienstes der Kinder und Abvermietung aller verfügbaren 
Räumlichkeiten und Schlafstellen stellt sich das Jahreseinkommen im Durch¬ 
schnitt auf kaum 1000 dt. Werden hier die einzelnen Ausgaben näher 
betrachtet, so ist zu finden, daß 60 Proz. der Gesamteinnahme auf die Er¬ 
nährung, 30 Proz. auf die Miete entfallen und nur 10 Proz. für andere 
Lebensbedürfnisse erübrigt werden. Bei den verheirateten Heimarbeiterinnen 
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sind insofern Unterschiede vorhanden, als 62 Proz. der Einnahme zur Nah¬ 
rung, und 23 Proz. für die Miete entfallen, so da6 für die übrigen Lebens¬ 
bedürfnisse doch noch 15 Proz. vorhanden sind. Ganz abgesehen von den 
WohnungsVerhältnissen, die nicht immer, aber häufig einen ungenügenden 
Luftraum ergeben, ist für den Hygieniker natürlich die Feststellung be¬ 
sonders wichtig, ob durch das Einkommen eine den physiologischen Minimal¬ 
anforderungen entsprechende Ernährung gewährleistet ist. Dabei wurde 
von der Annahme ausgegangen, daß ein Mann rund 3000, eine Frau 2500, 
ein schulpflichtiges Kind 1500 und ein vorschulpflichtiges Kind 1000 Kalo¬ 
rien pro Tag benötigen und weiter, daß die Herstellung einer Nahrung von 
1000 Kalorien in unseren Großstädten mindestens 0,20 Ji kostet. Auch 
diese Berechnungen ergaben, daß die verheirateten Heimarbeiterinnen in 
besseren Verhältnissen als die verwitweten sich befinden. Bis zu einer Zahl 
von drei Kindern schien das Einkommen für die Ernährung wenigstens 
auszureichen. Bei Familien jedoch von vier oder mehr Kindern steigt das 
Kalorienminus von 200 bis 5000 pro Tag als ein Beweis, daß alle Mit¬ 
glieder der Familie oder einzelne nicht ausreichend ernährt werden konnten. 
Viel schlechter steht es noch hinsichtlich der Ernährung bei den verwitweten 
Heimarbeiterinnen. Hat die Frau selbst nur ein Kind, so ist sie doch nicht 
imstande, ausreichende Ernährung für sich und ihr Kind zu beschaffen und 
mit zunehmender Kinderzahl nimmt natürlich das Ernährungsminus zu. 
Man kann daher mit Fug und Recht bei beiden Gruppen von Heimarbeite¬ 
rinnen von Unterernährung sprechen. Bei näherem Eingehen in die Art der 
Ernährung zeigt sich dies noch deutlicher. Nur selten in der Woche kommt, 
von mittags ganz abgesehen, abends Fleisch auf den Tisch, die Hauptnahrung 
bilden Kaffee, Suppen und Kartoffeln. Auch die Milchmenge ist für die 
Woche bei den verwitweten Heimarbeitern bei gleicher Familienzahl geringer 
als bei den verheirateten. Es ist von vornherein anzunehmen, daß gerade 
bei diesen Heimarbeiterinnen die Gesundheitsverhältnisse keine günstigen 
sein können. Tatsächlich ergibt sich bei Durchsicht der Berichte der Ber¬ 
liner Ortskrankenkasse der Schneider und Schneiderinnen, daß die Heim¬ 
arbeiterinnen sehr oft krank sind, in den letzten sieben Jahren ein Er¬ 
krankungsprozent von 48 bis 84 aufwiesen, und daß auch die Sterblichkeit 
eine hohe ist. Geht man den einzelnen Erkrankungen etwas näher nach, 
so finden sich Erkrankungen der Atmuugsorgane und des Verdauungs¬ 
traktes in besonders hoher ZahL Die Gesundheitsverhältnisse aller Familien¬ 
mitglieder leiden unter diesen Verhältnissen. Die Kinder werden lebens¬ 
schwach zur Welt gebracht, können sich nie recht erholen, sind blutarm 
und schwächlich, bleiben in der Schule zurück, oft zeigen sich Symptome der 
Skrofulöse und eine Reihe anderer Krankheitserscheinungen. Die Folgen 
dieser Familien Verhältnisse für den Nachwuchs sind daher deutlich sichtbar. 
Immerhin trifft das härteste Los die Frau, die nach unseren Erhebungen 
10 bis 12 Stunden in der Heimarbeit beschäftigt ist, 2 bis 3 Stunden für 
den Haushalt zu tun hat, der ohnedies vernachlässigt werden muß, und 
kaum 6 bis 7 Stunden für den Schlaf erübrigt. Diese armen Frauen haben 
ein trauriges Los. Das mütterliche Pflichtgefühl hält sie vor der Fabrik¬ 
arbeit auch in jüngeren Jahren, wo sie noch voll leistungsfähig wären, ab, 
die Not der Kleinen spornt ihre hausindustrielle Tätigkeit an, trotz nerven- 
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zerrüttendem Ringen gelingt ihnen dies nur höchst unzureichend, kein blühen¬ 
des Aussehen der Kinder lohnt ihre Aufopferung. Wenn irgendwo, so ist 
für diese Gruppen von Heimarbeiterinnen schon im Interesse des Nach¬ 
wuchses ein energisches Eingreifen dringendst notwendig. 

„Es erübrigt noch die Schilderung einer Heimarbeit, die durch eine 
ArbeiterschutzVerordnung in den letzten Jahren an Umfang stark zu¬ 
genommen hat — die Zigarrenhausindustrie. Während hier im Jahre 1882 
etwa 8400 Personen gezählt wurden, waren es im Jahre 1895 bereits mehr 
als 15 000 und jetzt sind es mindestens 30 000 bis 40000 Personen. Die 
Verordnung für Zigarrenfabriken vom Jahre 1893 hatte diese rasche Ver¬ 
mehrung der Zigarrenheimarbeit zustande gebracht. Jetzt ist diese Haus¬ 
industrie auch nicht mehr auf einzelne Großstädte beschränkt, wie Hamburg, 
Bremen, Leipzig, sondern sie ist vielfach, namentlich in Baden, Hessen und 
Westfalen auf dem Lande stark verbreitet. Sehr groß ist die Zahl der 
Schulkinder, die im elterlichen Heime für diese Fabrikation herangezogen 
werden. Nach besonderen Ermittelungen über die Kinderarbeit im Jahre 
1898 waren es damals fast 23 000. Auch diese hohe Zahl ist ein Beweis, 
daß bei der Heimarbeitszählung die Kinder gar nicht mitgerechnet wurden, 
und die Zahl der beschäftigten Personen überhaupt unzuverlässig erscheint. 
Namentlich in Westfalen und im Königreich Sachsen ist die Zahl der für 
diese Heimarbeit beschäftigten Kinder mit je über 6000 sehr bedeutend. 
Für kleinere Orte Westfalens wurde ermittelt, daß Familien mit 4 bis 6 
Kindern meist nur zwei Räume zur Verfügung stehen, von denen der eine 
zugleich als Küche, Wohn- und Arbeitsraum dienen muß. Der Tabak kommt 
roh in Bündeln in das Haus und muß vor dem Entrippen angefeuchtet und 
nach dem Entrippen wieder getrocknet werden. Dieses Trocknen findet 
zumeist in der Küche, bzw. im Wohnraume statt und darf hierbei nicht ver¬ 
gessen werden, daß ein namhafter Teil des Nikotins während dieses Trocken¬ 
prozesses verflüchtigt. Dieser Tabakduft und der Staub während des Ent- 
rippens sind besonders gesundheitsgefährlich und hauptsächlich für die 
hierbei mitarbeitenden Kinder unheilvoll 

„ Die ungünstige Einwirkung der Tabakarbeit für die Arbeitspersonen in 
der Hausindustrie, wie in Fabrikbetrieben, hat das Kaiserl. Gesundheitsamt 
in einem besonderen Gutachten für die Reichsregierung im Jahre 1907 zur 
Darstellung gebracht. Die besonderen Arbeitsmethoden, die überaus lange 
Arbeitszeit, die Verwendung kränklicher Personen — eine besondere Gefahr 
für die Konsumenten — und wie wir bereits gehört haben, vielfach von 
Kindern im Vereine mit den schlechten WohnungsVerhältnissen müssen eine 
besonders gesundheitsschädliche Wirkung ausüben. Ist bereits bei den 
Tabakarbeiterinnen der Fabrik, z. B. für Baden, eine Erkrankungshäufigkeit 
von 60 bis 80 Proz. gefunden worden, so ließ sich nach dem Bittmann- 
schen Berichte der Nachweis erbringen, daß in der Zigarrenhausarbeit die 
Verhältnisse noch ungünstiger liegen. Nach einer Mitteilung der Orts¬ 
krankenkasse für die Zigarrenheimarbeiter in einem kleinen Orte Westfalens 
ist die Erkrankungshäufigkeit der weiblichen Arbeiter mehr als doppelt so 
hoch als die der männlichen. Von den Erkrankungen sind es hauptsächlich 
Krankheiten der Atmungsorgane, in hohem Grade auch Tuberkulose, die 
zu dieser hohen Erkrankungshäufigkeit führen. Die Verordnung von 1893, 
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die hauptsächlich über Lage, Höhe, Beschaffenheit der Arbeitsräume, über 
die notwendige Reinigung und Lüftung derselben Vorschriften machte, hatte 
bereits nicht nur für reine Fabrikbetriebe, sondern auch für Werkstätten 
der Zwischenmeister, soweit sie fremde Personen beschäftigen, Geltung. Die 
fortwährenden Klagen der Zigarrenfabrikbesitzer über die Einschränkung 
der Fabriktätigkeit durch diese Verordnung, die Hinweise auf die besonders 
schlechten Verhältnisse in den Heimarbeiterfamilien nötigten die Reichs¬ 
regierung zu einem besonderen Vorgehen. Es wurde der Entwurf eines 
Gesetzes, betreffend die Herstellung von Zigarren in der Hausarbeit, aus¬ 
gearbeitet und im April 1907 dem Reichstage vorgelegt. Es würde zu weit 
führen, auf die einzelnen Bestimmungen näher einzugehen. Im wesentlichen 
sind es Vorschriften für Arbeitsräume (10 cbm Luftraum pro Person), Einrich¬ 
tungen für das Trocknen des Tabaks, Verbot der Verwendung eigener Kinder 
vor Ablauf des 12. Lebensjahres, Arbeitsverbot für jugendliche Personen 
überhaupt für die Zeit von 8 Uhr abends bis 8 Uhr morgens usw. 

„Mit diesem Verordnungsentwurf ist ein bedeutungsvoller Anfang für 
die Regelung der Heimarbeit gemacht. Man hat hier besonders hingewiesen, 
daß die spezifischen Einwirkungen des Tabaks auf den menschlichen Orga¬ 
nismus und die besonderen Schädigungen der Heimarbeiter dieses Vorgehen 
rechtfertigen, aber gesundheitliche Bedenken liegen auch für eine Reihe 
anderer Heimarbeiterberufe vor. Vielleicht wird es vielfach weniger auf 
eine Regelung als auf ein Verbot ankommen. So ist z. B. eine nicht kleine 
Zahl von Heimarbeitern mit der Herstellung bestimmter Nahrungs- und 
Genußmittel z. B. von Zuckerwaren beschäftigt. Aber auch in der Kleider¬ 
und Wäschekonfektion liegen ähnliche Gefahren vor. Kommen in den 
Heimarbeiterfamilien ansteckende Krankheiten vor, z. B. Diphtherie oder 
Scharlach, oder ein Familienangehöriger, der an vorgeschrittener Tuberkulose 
leidet, so kann es leicht zu Verunreinigungen der Waren mit Infektions- 
stoffen kommen, namentlich dann, wenn der Arbeitsraum vom Wohnraume 
nicht getrennt ist, und daher diese verschleppten Infektionsstoffe zu Krank¬ 
heitsübertragungen auf die Konsumenten der Waren den Anlaß geben 
können. Von den Zuständen z. B. in der Wiener Zuckerwarenindustrie hat 
Elim ann ein trauriges Bild entrollt. Eine große Zahl der Arbeiterinnen 
wurde mit Läusen behaftet gefunden, viele wiesen Ekzeme an den Händen 
und leichte Formen von Tuberkulose auf. Und von diesen Personen wurde 
der Teig angeknetet, die Formen ausgestrichen und die Bonbons gefüllt. 
Auch wurde die Wahrnehmung gemacht, daß kranke Kinder im Rekonvales¬ 
zenzstadium und tuberkulöse Personen an allen diesen Arbeiten mithalfen. 
Abgesehen von der Unappetitlichkeit dieser Waren ist die Gefahr einer 
Übertragung von Krankheiten auf diesen Wegen gegeben. 

Schlußbetrachtungen. 

„Mit diesen skizzenhaften Bemerkungen über einzelne Gruppen der 
Heimarbeit konnte nur ein ganz flüchtiger Einblick in die überaus kompli¬ 
zierten Verhältnisse und Formen hausindustrieller Tätigkeit geboten werden. 
Namentlich für den Hygieniker ist die Bearbeitung undankbar, da in der 
Fülle nationalökonomischer und sozial-statistischer Schriften nur ganz flüohtig 
auf die gesundheitlichen Einwirkungen eingegangen ist und besondere hygie- 
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nische Betrachtungen nur für wenige Heimarbeitsberufe torliegen. Dem 
Mangel krankheitsstatistischen Materials sollte durch eine Darstellung der 
Beziehungen zwischen unzulänglichem Einkommen und Ernährungsminimum 
abgeholfen werden. Die Bedeutung des unterernährten, körperlich und 
geistig zurückbleibenden Nachwuchses der Ueimarbeiterfamilien in den 
Städten wie auf dem Lande für den Haushalt der Verwaltungskörper kann 
nicht hoch genug veranschlagt werden. In dieser Berufsgruppe finden sich 
vorwiegend an Rachitis, Skoliose und Lungentuberkulose leidende Kinder, 
aus deren Schar später ein Großteil der militäruntauglichen, körperlich und 
geistig vermindert leistungsfähigen Personen hervorgeht« Die Angehörigen 
dieser ßerufsgruppe werden daher aus zwingenden Gründen von den sozialen 
Wohlfahrtseinriehtungen der Gemeinden und Städte reichlichsten Gebrauch 
machen müssen. Wird vielfach von den Kommunen über die bedeutenden 
Auslagen für Wohlfahrtseinrichtungen geklagt, so wird von den leitenden 
Personen der Verwaltungskörper noch viel zu wenig erkannt, daß im Inter¬ 
esse der Verringerung dieser Ausgaben mit möglichstem Nachdruck an der 
allgemeinen Besserung der Lage unverschuldet in Not befindlicher Berufs¬ 
gruppen, in diesem Falle unserer Heimarbeiter, gearbeitet werden sollte. Jede 
Hinderung der Ausbeutung, jede Vermeidung von Hungerlöhnen hebt die 
Konsumptionskraft dieser Familien, verhütet Kränklichkeit und Siechtum und 
damit vorzeitige Arbeitsunfähigkeit. Der Nutzen für die Gemeinden als 
Armenbehörden und als Wohlfahrtsorganisationen ist wahrlich nicht kleiner 
als der für diese Personen und ihre Familien selbst. Was kann nun und 
was sollte für die Heimarbeiter getan werden, um ihr gesund¬ 
heitliches Milieu zu heben? Wenn auch die Heimarbeit in Stadt und 
Land recht verschieden ist, so gibt es eine Reihe von Forderungen, die für 
beide Gruppen gemeinsam aufgestellt werden können. Vor allem ist hervor¬ 
zuheben, daß unsere Arbeiterschutzgesetzgebung eigentlich nur für Fabrik- 
und Werkstättenarbeiter bestimmt ist. Vor der Heimarbeit wurde bis vor 
kurzem ängstlich Halt gemacht. Das ist überaus bedauerlich und fast 
unverständlich, da zwischen Heim- und Fabrikarbeit engste Beziehungen 
bestehen, und ein Anwachsen der Heimarbeit vielfach nur auf den ein¬ 
seitigen Fabrikarbeiterschutz zurückzuführen ist. Mit dieser Zurückhaltung 
sollte endlich aufgehört werden! Wie in den Leitsätzen hervorgehoben, 
könnten für alle Heimarbeitergruppen die Hauptpunkte unserer Arbeiter¬ 
schutzgesetzgebung sachgemäße Anwendung finden. Schwer und fast un¬ 
durchführbar ist es, für Zeit und Raum der Arbeit nicht nur Vorschriften 
herauszugeben, sondern deren Einhaltung auch zu kontrollieren. Es würde 
wenig nützen, eine bestimmte x\rbeitszeit z. B. für die Heimarbeiter vor¬ 
zuschreiben, wenn nicht eine zur Kontrolle notwendige große Zahl neuer 
Inspektionsorgane eingestellt würde. Auf dem Lande haben sich manchmal 
einfachere Mittel gefunden. Städte im Besitze elektrischer Kraft geben 
diese vielfach z. B. an Hausweber oder an Glas- und Metallheimarbeiter ab 
und setzen zugleich fest, daß die Kraft nur 11 Stunden des Tages zur Ver¬ 
fügung steht. In ähnlicher Weise ließe sich für die Glasbläser z. B. Lauschas 
in Thüringen der Gasbezug zur Verkürzung der Arbeitszeit verwenden. 
Auch bei vielen handwerksmäßigen, hausindustriellen Betrieben, namentlich 
in Gebirgstälern mit Wasserkraft könnte ein ähnliches Verfahren Nach- 
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ahmung finden. Aber bei diesen Vorschlägen maß bereits eingeschaltet 
werden, daß der Heimarbeiter nur durch bitterste Not veranlaßt, seine 
Arbeitszeit bis spät in die Nacht ausdehnt. Das Übel der Überarbeit hat 
daher einen sehr realen Grund. Fast noch schwieriger sind Vorschriften 
über die Beschaffenheit besonderer Arbeitsräume zur Durchführung zu 
bringen. Ein Vorgehen wie für die Fabriken würde einem Verbote der Heim¬ 
arbeit gleichkommen. Mit Recht weist namentlich Wilbrandt darauf hin, 
daß beim Heimarbeitselend nicht die Wohnung das schlechteste sei. Nament¬ 
lich auf dem Lande wird man in der Wohnungsfrage nicht viel machen 
können. Hier ist es vielleicht besser, durch hygienische Belehrung die vor¬ 
handenen Wohnungen wohnlicher zu gestalten und den Leuten die Grund¬ 
begriffe einer Hygiene des Landlebens beizubringen. 

„Eher sind Vorschriften für Arbeitsräume unter gleichzeitiger Hebung 
der Leben8verbältnisse in den Städten möglich, auf die wir noch zurück¬ 
kommen werden. Ebenso könnten . allgemeine Bestimmungen der Gewerbe¬ 
ordnung, wie Einhaltung der Sonntagsruhe, Verbot der Nachtarbeit, Schwan¬ 
geren- und Wöchnerinnen schütz, mindestens zwei Wochen vor und sechs 
Wochen nach der Entbindung, auf die Heimarbeit ausgedehnt werden, 
könnten dies jedoch nur, wenn der Verdienst eine Rücksichtnahme auf die 
Gesundheit gestattet. Die Frage des Mutterschaftsschutzes überhaupt führt 
zur Ausdehnung der Arbeiterversicherung, namentlich der Kranken^ und 
Invalidenversicherung auf die Heimarbeiter. Hier ist der Anfang schon 
gemacht. Die Gehilfen hausindustrieller Gewerbetreibender sind im allge¬ 
meinen krankenversicberungspfiichtig, und den Gemeinden ist auf Grund 
statutarischer Bestimmungen das Recht gegeben, diese Pflicht auch auf 
selbständige Hausgewerbetreibende auszudehnen. Allerdings ist dies nur 
an sehr wenigen Orten geschehen. Am einfachsten wäre es, wenn auf 
Grund der Krankenversicherungsnovelle von 1900 die Versicherungspflicht 
auf alle Gruppen der Hausindustrie durch Bundesratsverordnung ausgedehnt 
würde, wie es auch tatsächlich mit dem Entwurf einer Reichsversicherungs- 
ordnung geplant ist. Ganz ähnlich liegen die Verhältnisse auch bei der 
Invaliditäts- und Altersversicherung. Auch hierfür strebt der Entwurf die 
Versicherungspflicht für alle Hausgewerbetreibenden an. 

„Größere Schwierigkeiten stehen der Einführung der Unfallversicherung 
entgegen. Eine Haftpflicht der Zwischenmeister-Verleger oder Faktoren 
läßt sich nicht so leicht begründen, wie für Fabrikbesitzer. Überhaupt ist 
die Frage der Beitragsleistung bei Heimarbeitern auch für die Kranken- 
und Invalidenversicherung nicht ohne Schwierigkeiten. Über den gesund¬ 
heitlichen Wert der Arbeiterversicherung gerade für die Heimarbeiter Worte 
der Begründung zu bringen, ist nach den früheren Ausführungen völlig 
überflüssig. Ein Versicherungszweig, der bisher nur bei wenigen Kranken¬ 
kassen eingeführt ist, jedoch gerade für die Heimarbeiter von der aller¬ 
größten gesundheitlichen Bedeutung wäre, ist die Familien Versicherung. 
Die Heranziehung der Kinder zur Arbeit, die schlechten Gesundheitsverhält- 
nisse der Heimarbeiter überhaupt, machen diese sozial-hygienisch dringend 
notwendige Ergänzung der Arbeiterversicherung überaus wünschenswert. 
Die Kinderfürsorge in der Familien Versicherung führt zum Kinderschutz 
überhaupt. Zum Glücke hat das Kinderschutzgesetz von 1903 hier Bresche 
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gelegt, und wenigstens einigermaßen die Pflicht der Eltern den Kindern 
gegenüber hervorgehoben. Es ist jedoch schwer zu verstehen, daß eigene 
Kinder in der Heimarbeit bereits vom zehnten Lebensjahr an beschäftigt 
werden dürfen, fremde jedoch zwölf Jahre alt sein müssen, und noch unver¬ 
ständlicher ist es, wie durch Landesgesetzgebung für die kindermordende 
Spielwarenindustrie Sonnebergs und die Knopfindustrie Aachens daB Arbeits¬ 
alter sogar auf neun Jahre verringert werden konnte. 

„Die sachgemäße Ausdehnung des Schutzes für Fabrikarbeiter auf die 
Heimarbeit im vorerwähnten Sinne ist gesundheitlich gewiß von großer Be¬ 
deutung. Nur eine rein abstrakte Besprechung der Hygiene der Heimarbeit 
ohne Kenntnis der Verhältnisse könnte sich jedoch damit begnügen. Der 
Sozialhygieniker muß sich darüber klar sein, daß dieser Schutz für sich 
allein den Hausindustriellen als abhängigsten Teilarbeiter und doch zugleich 
Unternehmer nicht auf einen höheren gesundheitlichen Standard of life führte, 
vielmehr die Objekte dieses Schutzes bald um den Rest der Lebensmöglich¬ 
keiten brächte, wenn nicht gleichzeitig die Sicherstellung einer ausreichenden 
Entlohnung hausindustrieller Tätigkeit angebahnt würde. Wilbrandt hat 
vollständig Recht, wenn er sagt: »Lohntarife sind in der Heimarbeit die 
beste Gewerbehygiene.« Wir müssen es uns versagen, hier näher auf die 
einzelnen Vorschläge einzugehen, und können nur im Interesse einer Hebung 
der Gesundheit der Heimarbeiter wünschen, daß die Bemühungen der 
Arbeiterorganisationen aller Schattierungen im Vereine mit Sozialpolitikern 
aus allen Lagern nach Lohntarifvereinbarungen und gesetzlichen Mindest¬ 
löhnen nur für die Heimarbeit in Bälde von Erfolg gekrönt werden mögen! 
In Viktoria haben sich staatliche Lohnfestsetzungen für die Heimarbeit aus¬ 
gezeichnet bewährt, ebenso in Österreich z. B. eine Produktivgenossenschaft 
der Hohlperlenerzeuger in Gablonz mit fixierten Preisen, und in England 
ist ein diesbezüglicher Gesetzentwurf bereits angenommen. Bereits hat sich 
im Deutschen Reiche die große Gewerbeordnungskommission vor wenigen 
Monaten auf denselben Standpunkt gestellt. Hoffentlich überwindet ein 
lebhaftes Interesse der Öffentlichkeit und namentlich der Gemeindeverwal¬ 
tungen an dieser Frage die letzten formalen Bedenken. 

„Zur Begründung der beiden nächsten Leitsätze 3 und 4 ist nach den 
früheren Ausführungen kaum etwas hinzuzufügen. Daß im allgemeinen 
Nahrungs- und Genußmittel in der Heimarbeit nicht hergestellt werden 
sollen, ist wiederholt verlangt worden und auch hinsichtlich der Nahrungs¬ 
mittel nicht schwer durchführbar. Sanitäre Vorschriften für die Heimarbeiter 
in der Konservenfabrikation, wie sie die Großbetriebe der Braunschweigischen 
Konservenindustrie versucht haben, scheinen keine genügende Sicherheit für 
die Konsumenten zu gewähren. 

„Schwieriger ist die Frage für die Zigarrenhausarbeit. Die einfachste 
Lösung wäre allerdings ein Verbot der Heimarbeit, das z. B. mit dem Tabak¬ 
monopol des Staates wie in Österreich am einfachsten zu erreichen wäre. 
Mindestens ist zu fordern, daß in den eigenen Wohnungen der Heimarbeiter 
nur gerollt werden darf, damit namentlich das für die Kinder so schädliche 
und von ihnen stets ausgeführte Entrippen wegfällt. Die hoffentlich baldige 
Annahme des Verordnungsentwurfes für Zigarrenhausarbeit wird wahr¬ 
scheinlich ein Zurückströmen in die Fabriken, das gesundheitlich nur von 
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Nutzen wäre, bringen. Mit Punkt 4 der Leitsätze sollte darauf verwiesen 
werden, daß z. B. Borsten und Haare, die leicht infiziert sein können, oder 
Bleifarben und andere giftige Materialien in der Heimarbeit keine Verwen¬ 
dung finden dürfen. Daß von einem Verbote der Beschäftigung von Personen, 
die mit ansteckenden Krankheiten behaftet sind, gesprochen werden muß, 
ist ein trauriger Beweis der mangelnden Fürsorge für diese Berufsgruppe. 
Nach Einführung der obligatorischen Krankenfürsorge und namentlich der 
Familien Versicherung mit der hierdurch gebotenen ärztlichen Kontrolle könnte 
diese Forderung am besten in die Tat umgesetzt werden. Allerdings spielt 
die Wohnungs- und Krankenhausfrage hier auch eine Rolle. Unsere Art 
der Tuberkulosebekämpfung, die die Kranken in infektiösem Stadium zumeist 
in den Wohnungen beläßt, bedeutet namentlich auch im Zusammenhänge mit 
den überfüllten Wohnungen, bzw. Arbeitsräumen in der Heimarbeit eine be¬ 
sondere Gefahr für die Familienmitglieder und die Allgemeinheit. Von der 
Ortskrankenkasse der Kaufleute zu Berlin photographisch fixierte Bilder aus 
der Heimarbeit sind u. a. ein trauriger Beweis hierfür. 

„Die bisher ausgesprochenen Forderungen sind, wie schon hervorgehoben, 
für Heimarbeiter in den Städten wie auch auf dem Lande anzustreben. Aber 
gerade von hygienischen Gesichtspunkten aus muß die ländliche Heimarbeit 
anders als die städtische betrachtet werden. Der Mangel an geistig an¬ 
regender Beschäftigung für die Frauen und auch für die Männer während 
der langen Winterabende haben in vielen Gegenden nicht wenig zur Land¬ 
flucht beigetragen. Wenn wir uns eine gesunde Entwickelung der Heim¬ 
arbeit auf dem Lande vorstellen wollen, so müssen wir den Blick z. B. nach 
Schweden wenden. Dort besteht eine kulturell und hygienisch mindestens 
so hochstehende ländliche Bevölkerung wie die deutsche und zugleich eine 
Heimarbeit in Bekleidungs- und Gebrauchsgegenständen in seltener Höhe. 
Auch dort war die alte Heimarbeit im Schwinden, nahe am Aussterben und 
nur durch energisches Eingreifen des Staates wurde sie neu belebt, orga¬ 
nisiert und zur Blüte gebracht. Sie ist in Schweden ein Hilfsmittel zum 
Wohlstand und zur Zufriedenheit des Landvolkes. Auch wir haben noch 
Reste alter Heimarbeit und nur durch die hausindustrielle Massenanfertigung 
von Bekleidungsartikeln und Spiel waren, die zumeist durch Maschinen viel 
besser und billiger hergestellt werden könnten, haben wir die Qualität der 
ländlichen Heimarbeit herabgedrückt. Diese Wahrnehmung soll uns jedoch 
nicht dazu verleiten, der Abschaffung der ländlichen Heimarbeit das Wort 
zu reden, sondern nur zum Studium und zur Nachahmung des nordischen 
Beispiels aneifern. Diese Belebung wäre ein wirksames Mittel zur Ver¬ 
minderung der Landflucht. Allerdings genügen da nicht bureaukratische, 
wenig den praktischen Bedürfnissen angepaßte Reformen, sondern eine ziel¬ 
bewußte Erziehung nicht nur zur technischen Fertigkeit, sondern auch zu 
besserem Geschmacke. Hier des näheren auf Mittel und Wege, die zu diesem 
Ziele führen könnten, einzugehen, erscheint nicht am Platze. Sicher ist, 
daß eine gesunde Herstellung namentlich von Qualitätsartikeln der ver¬ 
schiedensten Art auf dem Lande den Wohlstand hebt und damit auch die 
hygienische Kultur auf eine höhere Stufe bringt. In den Leitsätzen sind 
lediglich einige Andeutungen über die Notwendigkeit der Bestellung von 
Wanderlehrern gemacht, die nicht nur anregend wirken könnten, sondern 
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auch eine Kontrolle auszuüben in der Lage wären. Auch ländliche Fort¬ 
bildungsschulen, namentlich Haushaltungsschulen, könnten, wie in Schweden, 
eine Unterweisung in hausindustrieller Betätigung versuchen. 

„Für die städtischen Heimarbeiter ist in den Leitsätzen der Fortbildungs-, 
bzw. Fachschulzwang für jugendliche Heimarbeiter als wünschenswert be¬ 
zeichnet. Wenn Eltern ihre Kinder im schulpflichtigen Alter und auch nach 
der Schulentlassung mit Heimarbeit beschäftigen, oder sie zu Zwischen¬ 
meistern geben, so kommt mit den gesundheitlichen Schädigungen bei der 
weitgehenden Arbeitsteilung ein geistiges Zurückbleiben hinzu. Da wir den 
allgemeinen Fortbildungsschulzwang noch nicht besitzen, so ist diese Forde¬ 
rung, namentlich für die jetzt nicht herangezogenen jugendlichen Heim¬ 
arbeiter notwendig. Es soll hierdurch die Möglichkeit geboten werden, fach¬ 
liche und allgemeine Kenntnisse zu erwerben, um doch noch später einen 
anderen Beruf ergreifen zu können. Wird das Einkommen der Heimarbeiter 
verbessert, so ist auch die Forderung gerechtfertigt, daß die Wohnungen 
den Mindestanforderungen zu entsprechen haben. In Verbindung mit dem 
Anmeldezwange für Heimarbeit sollte ein Mindestluftraum pro Kopf verlangt 
werden, Arbeits- und Schlafräume wären voneinander zu trennen, Dach- 
und Kellerwohnungen, feuchte oder dunkle Räume für Heimarbeitszwecke 
als ungeeignet zu erklären. Mit diesen Durchführungen näherten sich die 
städtischen HeimarbeitsWerkstätten in ihren Anforderungen den Fabrik¬ 
werkstätten. Beide sind voneinander zu trennen. Es ist daher auch zu 
untersagen, daß Fabrikarbeiterinnen Arbeit nach Hause mitgegeben wird, 
da hierdurch der Fabrikarbeiterschutz namentlich hinsichtlich der Arbeite¬ 
rinnen illusorisch gemacht wird. 

„Eine Kontrolle der Heimarbeit seitens der Gewerbeaufsichtsbeamten ist 
namentlich für das Deutsche Reich mit dem Kinderschutzgesetz vom Jahre 
1903 in die Wege geleitet. Einige Bundesstaaten, wie insbesondere das 
Königreich Sachsen, haben weibliche Aufsichtsbeamte für diese Aufgabe be¬ 
stellt, die bereits eine segensreiche Wirksamkeit entfaltet haben. In den 
meisten Staaten genügt jedoch die vorhandene Zahl von Kräften für eine 
wirksame Kontrolle der Kinderarbeit in der Heimindustrie in keiner Weise. 
Namentlich nach einer Herausgabe besonderer Schutzvorschriften müßte die 
Zahl der Aufsichtsbeamten, namentlich weiblicher, bedeutend vermehrt 
werden, ln den Leitsätzen ist die Ausdehnung der Gewerbeinspektion auf 
die ländliche Heimarbeit nicht besonders hervorgehoben, weil für landwirt¬ 
schaftlich im Hauptberufe tätige Personen fachlich geschulte Organe länd¬ 
licher Genossenschaften am wirksamsten eine Belehrung über eine haus¬ 
industrielle Betätigung einflechten könnten. Die Kontrolle bestimmter 
Vorschriften müßte jedoch auch für die ländliche Heimarbeit den Gewerbe- 
aufsichtsbeamten überlassen bleiben. i 

„Wir sind hiermit zum Schlüsse gelangt. Wenn in der Einleitung zu 
den Leitsätzen auf die schweren Gesundheitsschädigungen der Arbeits¬ 
personen in der Heimarbeit, aber ausdrücklich in der Heimarbeit als gewerb¬ 
licher Betriebsform mit Verlagsystem hingewiesen ist, so dürfte der Beweis 
hierfür wohl erbracht sein. Die Heimarbeit war ursprünglich in Stadt und 
Land ausgesprochene Qualitätsarbeit, die vielfach im Tauschverkehr abgegeben 
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wurde. Erst mit der Erweiterung des Marktes kamen die Heimarbeiter 
mangels genossenschaftlicher Organisation in immer größere Abhängigkeit 
von den Verlegern, bzw. Zwischenhändlern, die in ihrem Interesse die ge« 
sundheitlich vorzügliche Abwechselung zwischen landwirtschaftlicher und 
hausindustrieller Betätigung fast unmöglich machten, durch Zertrümmerung 
der Produktion in geistlose Teilarbeiten und durch verwerfliche Preisdrückerei 
zahlreiche Heimarbeitergruppen in die denkbar niedrigste Lebenshaltung 
zwangen, wie auch durch Demoralisation zur Selbsthilfe fast unfähig machten. 
Die unsozialen und unhygienischen Wirkungen des Verlags¬ 
systems müssen beseitigt werden. Der Staat als Träger unserer sozialen 
Gesetzgebung und Wahrer der Volkskraft und Volksgesundheit kann nicht 
langer untätig Zusehen. Die Heimarbeit sollte nur in kleinen, gesundheits¬ 
gefährlichen Nebenzweigen untersagt werden, im allgemeinen ist sie jedoch als 
eine ausgezeichnete Betätigungsform für die ländliche Bevölkerung zur Winters¬ 
zeit und für die Frauen des Arbeiterstandes mit kleinem Haushalt auch für 
die Städte anzusehen. Nicht Massenproduktion mit dem Stigma „billig und 
8chlecht u sollte für die Heimarbeit angestrebt werden — die ist, wenn überhaupt 
notwendig, den Fabriken zu überlassen —, sondern die Herstellung von Quali¬ 
tätswaren mit entsprechender Entlohnung unter sachgemäßer Anwendung 
der Fabrikgesetzgebung sollte das Ziel sein. Hier ist vorwiegend Erziehungs¬ 
und Organisationsarbeit zu leisten. Der Staat und alle seine Verwaltungs¬ 
organisationen hätten auf die Festsetzung der Arbeitslöhne nur dann ein¬ 
zuwirken, wenn Hungerlöhne zumeist in absterbenden Produktionszweigen 
Gruppen unseres Volkskörpers körperlicher und geistiger Degeneration zu¬ 
führen und damit unsere Volkskraft gefährden. Vielfach dürfte die Grün¬ 
dung von Fabriken in entlegeneren Gebieten, unterstützt vom Staate durch 
Anlage von Bahnen, das einzige Mittel sein, um die Not der Heimarbeiter 
zu lindern. Die Schaffung von sehr verschiedenartigen Produktivgenossen¬ 
schaften, eben nach der Mannigfaltigkeit der Heimarbeit, mit Beseitigung 
der Auswüchse des Verlagssystems und genossenschaftlich festgesetzten 
Tarifen sollten jedoch alle Verwaltungskörper mit Energie und gründlichster 
Sachkenntnis anregen und materiell ausreichend unterstützen. Dann erst 
wird die Heimarbeit eine auch gesundheitlich einwandfreie, Geist und Körper 
anregende Betriebsform werden, die das Fundament alles volklichen Lebens 
— die Familie — mit der Belebung der Tätigkeit der Frau im Hause neu 
kräftigt und für die höchsten Aufgaben befähigt“ 

Der Vorsitzende eröffnet hierauf die Diskussion und erteilt das Wort 
zunächst Herrn 

Sanitätsrat llr. Wagner (Plauen i. V.): „Meine hochverehrten 
Damen und Herren! Der Herr Referent hat uns ein sehr trübes Bild der 
Heimarbeit entworfen, und zum Teil sind die Vorschläge, die er gemacht hat, 
ja auch beachtenswert. Aber mir scheint es, daß doch die Ausführungen 
etwas zu sehr verallgemeinert sind, die namentlich den Zuständen der Heim¬ 
industrie in Berlin entnommen sein mögen. Gestatten Sie mir, der ich nun 
seit 35 Jahren als praktischer Arzt in Plauen tätig gewesen bin, wo eine 
sehr ausgedehnte Heimindustrie auch vorhanden ist, Ihnen ein etwas freund¬ 
licheres Bild von der Heimarbeit zu entwerfen. 

Vierteljahnmchrift für Gefiundheitspflege, 1910. 7 
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„Die Industrie, die in Planen vor allen Dingen vorhanden ist, besteht 
in Herstellung von Gardinen und von Stickereien, Tüllgardinen, allen mög¬ 
lichen derartigen Artikeln und Verarbeitung der Stickereien zu Damen - 
kleiderstoffen. Entwickelt hat sich diese Industrie zunächst als Haus¬ 
industrie. In früheren Zeiten ist sie reine Hausindustrie gewesen. Später, 
als die Maschinen sich entwickelt haben, hat sich mehr und mehr ein Fabrik¬ 
betrieb entwickelt. Aber auch heute noch ist die Heimindustrie stark ver¬ 
breitet. Worin besteht diese Industrie bei uns? Es ist vor allen Dingen 
eine weitere Verarbeitung der Stickereien und Gardinen. Es werden di© 
Leute mit Ausschneiden, Zäckeln, beschäftigt. Sie haben Scheren und 
schneiden damit die Gardinen und Stickereien aus. Dann bessern sie aus, 
wo fehlerhafte Sachen sind. Dann verarbeiten sie auch in der Heimindustrie 
Stickereien zur Konfektion, Schlipsen für Damen, Schleifen und derartigen 
Sachen, Fichus. Man kann jedenfalls nicht behaupten, daß das eine gesund¬ 
heitsnachteilige Beschäftigung wäre. Und wenn Sie nun sehen, wie das bei 
uns gemacht wird: Gehen sie z. B. im Sommer an schönen Abenden hinaus 
in unsere Anlagen, in unsere Wälder, da treffen Sie überall Frauen, die auf 
den Bänken sitzen, ihre Kinder um sich herum haben und ausschneiden 
oder zäckeln oder ausbessern, oder ähnliche Arbeiten machen. Ich meine, 
das ist doch eine Beschäftigung, die direkt der Gesundheit zuträglich ist. 
Natürlich können die Leute nicht immer im Freien sitzen. Aber man kann 
doch nicht sagen, daß sie überanstrengt werden, und sie haben doch immer 
den Vorteil, daß sie ihre Kinder um sich herum haben und ihre Wirtschaft 
dabei versehen können. Ich habe versucht, festzustellen, was bei uns ein© 
Heimarbeiterin verdient. Es ist das natürlich schwer, je nach der Arbeit, 
die sie bekommt, je nach der Geschicklichkeit, die sie entwickelt, und nach 
der Zeit, die sie darauf verwendet, ist das verschieden. Ich habe bei Arbeit¬ 
nehmern und Arbeitgebern umgefragt und bin zu dem Resultat gekommen, 
daß durchschnittlich eine Frau, die ihre Wirtschaft und drei, vier Kinder 
versorgt, wöchentlich nebenbei 9 Jtt verdient. Es gibt Frauen, die ihren 
Verdienst in der Woche bis auf 15, ja 18 bringen. Es gibt allerdings 
auch Frauen, die nur 3 Jft verdienen. Es ist das sehr verschieden. 

„Nun wollen wir doch nicht so weit gehen, daß wir eine derartige 
Heimarbeit auch nur im geringsten Maße beschränken wollen. Im Gegen¬ 
teil, ich halte es für xmbedingt notwendig, daß eine derartige Arbeit mög¬ 
lichst unterstützt wird. Bedenken Sie, wenn Sie die Verhältnisse erschweren. 
Sie erschweren sie nicht allein für die Fabrikation, die Industrie, die da¬ 
durch weniger konkurrenzfähig wird, sondern natürlich macht sich das auch 
für die Arbeiter geltend, und was nutzt es schließlich dem Arbeiter, wenn 
da vorgeschrieben wird, sie dürfen nicht in der Nacht arbeiten und nicht 
länger als vielleicht fünf, sechs Stunden arbeiten, wenn sie keine Arbeit be¬ 
kommen und dann gar nichts verdienen können. Die Leute sind dadurch 
imstande, ihre Lebensverhältnisse wesentlich zu fördern. Besonders viel 
beschäftigt in der Heimindustrie sind bei uns ja die Frauen von kleinen 
Beamten, Postbeamten oder Kommunalbeamten, auch staatlichen, Witwen mit 
ihren Töchtern, die sich auf diese Weise einen sehr hübschen Nebenerwerb 
sichern und die Haltung der Familie in hohem Grade fördern. Wenn Sie 
schließlich so weit gehen wollen, die Nachtarbeit zu unterbinden, so mag 
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das ja recht schön sein; die Nacht ist dazu da, daß man ruht, aber man 
soll da nicht zu weit gehen. Ich möchte mir die Frage erlauben, wer von 
Ihnen hat nicht auch schon mitunter wochenlang in seinem Leben die Nacht 
zu Hilfe nehmen müssen zu seiner Arbeit? Ich glaube, nicht wenige, und 
so ist es auch in der Industrie. Es gibt Saisonindustrien, wo die Arbeit 
zeitweise drängt, namentlich zu Weihnachten, wo in kurzer Zeit die Arbeit 
hergestellt werden muß. Dann kommen auch Wochen, wo nichts zu tun 
ist. Ist der Schade denn sehr groß, wenn die Leute auch einmal während 
ein paar Wochen einige Nachtstunden hindurch arbeiten? Ich kann das 
vom ärztlichen Standpunkt nicht zu sehr verwerfen. 

„Wie denkt man sich denn, wenn man die Nachtarbeit verbietet, die 
Ausführung? Wir in Deutschland sind schon immer ziemlich verrufen, 
daß wir in einem Polizeistaat leben, daß wir nichts machen dürfen ohne 
polizeiliche Erlaubnis. Wenn das durchgeführt werden soll, dann bleibt 
doch gar nichts weiter übrig, als die Gewerbebeamten, die Polizeibeamten, 
müssen geradezu einen Hausschlüssel für jedes Haus haben, damit sie 
nachts revidieren können. Ich möchte dagegen entschiedenen Widerspruch 
erheben. 

„Dann, um nur noch eins hervorzuheben, soll die Mitgabe von Heim¬ 
arbeit an Fabrikarbeiter verboten werden. Auch das ist ein Ding, das 
meines Erachtens gar nicht durchzuführen ist. Erstlich sind viele Arbei¬ 
terinnen bei uns zuzeiten bloß halbe Tage beschäftigt, manchmal drei¬ 
viertel Tag. Warum sollen die dann zu Hause nicht auch ein paar Stunden 
arbeiten können? Es ist doch gar kein Grund vorhanden, im Gegenteil, 
wenn man das zu verhindern sucht, dann treibt man die ordentlichen Leute, 
die dann nichts zu tun haben, in das Wirtshaus. Es ist viel besser, sie 
arbeiten ein paar Stunden zu Hause. Außerdem wäre das eine Bestimmung, 
die, wenigstens bei uns, in außerordentlich bequemer Weise umgangen 
werden könnte. Denken Sie sich eine Arbeiterin, die in einem Geschäft, 
ich will sagen bei Müller, beschäftigt ist. Der Arbeitgeber darf ihr keine 
Arbeit nach Hause mitgeben; dann geht sie nach der Arbeit zu Schulze, 
und dieser Arbeitgeber, der nicht ihr Arbeitgeber ist, gibt ihr ruhig Arbeit 
mit. Der ganze Erfolg ist der, daß die Arbeiterin nicht für einen Arbeit¬ 
geber arbeitet, sondern für zwei. Und ein anderer Ausweg ist der, was 
auch sehr vielfach gemacht wird, sie haben eine alte Mutter oder Schwester, 
und schicken die nach dem Geschäft und lassen sich Arbeit holen, und dann 
wird doch zu Hause gearbeitet. Das sind alles Maßnahmen, die sich, wenig¬ 
stens in unserer Industrie, nicht durchführen lassen, und deshalb soll man 
sie auch nicht empfehlen.“ 

Kaufmann Wagner (Grünhainichen): „Meine Herren! Die Ausfüh¬ 
rungen des Herrn Referenten sind ja in mancher Beziehung ganz interessant, 
aber doch nach meiner Auffassung für die Praxis zumeist nicht verwendbar. 
Es will mir scheinen, daß die Forderungen und Leitsätze des Herrn Refe¬ 
renten aus den Beschlüssen der 26. Reichstagskommission entstanden sind. 
Aber die Beschlüsse dieser Reichstagskommission sind in ihrer großen Mehr¬ 
zahl schadenbringend und unzweckmäßig. Sie bedeuten ein ungerecht¬ 
fertigtes Entgegenkommen an übertriebene und einseitige Wünsche radikal 
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gerichteter Interessentengruppen, deren Berücksichtigung den Erfolg zei¬ 
tigen wird, daß die Gruppen mit vermehrter Kraft ihre Bestrebungen fort¬ 
setzen. Die einseitige Förderung der Interessen der Arbeitnehmer ist nicht 
nur ein Unrecht gegenüber dem auch vom Staate zu schützenden Arbeit¬ 
geber, sondern muß auch unbedingt zu einer gewaltigen Benachteiligung 
der gesamten Industrie, des gesamten Gewerbes und somit auch der Arbeit¬ 
nehmer führen. Jene Reichstagskommission hat durch Änderung und durch 
neue Zusätze die Vorlage der Regierung in einer bedauerlichen Weise zu 
verschärfen und zu übertrumpfen versucht; zur Begründung eines solchen 
Entwurfs kann ein Bedürfnis, geschweige denn eine Notwendigkeit aus den 
tatsächlichen Verhältnissen nicht geltend gemacht werden. Eine solche 
übermäßige Häufung solcher kleiner, man muß wirklich sagen, kleinlicher 
Bestimmungen wird zur weiteren Folge haben, daß dem Betriebsinhaber, 
namentlich auch dem kleineren mit höchstens zehn Arbeitern, der Betrieb 
so erschwert wird, daß er sich kaum in der Menge der Vorschriften zu¬ 
recht finden kann und stets in der Gefahr unbeabsichtigter Verfehlungen 
und unverdienter Bestrafungen steht. Man kann sich bei manchen Bestim¬ 
mungen in der Tat des Eindrucks nicht erwehren, als ob man bei dieser 
Ausgestaltung der Gewerbeordnung den Betriebsinhabern, den Arbeitgebern, 
den Prinzipalen jede Rücksicht der Billigkeit und des Vertrauens, selbst der 
Gleichberechtigung, von vornherein versagt und sie lediglich als diejenigen 
Leute ansieht und behandeln zu müssen glaubt, als die sie von sozialistischer 
Seite bezeichnet werden, als rücksichtslose egoistische Ausbeuter. Den 
Wünschen jener Seite tragen denn auch die Kommissionsbeschlüsse in weitem 
Maße Rechnung. An Rechten und Autorisation und Ermächtigung der 
Arbeiter, an Fürsorge für Arbeiter und Mitarbeiter und Reglementierung 
der Betriebe, an Verbots-, Überwachungs- und Strafbestimmungen für Be¬ 
triebsinhaber und Leiter fehlt es wahrhaftig nicht. 

„Gestatten Sie, daß ich als Vertreter der Spielwarenindustrie und be¬ 
sonders, da dieselbe durch den Herrn Referenten genannt worden ist, meine 
Ausführungen weiter fortsetze. Ich glaubte, dieselben begründen zu müssen 
auf den Entwurf, um im allgemeinen die Sache mehr einzuleiten. Vor allen 
Dingen ist wohl ein wesentlicher Unterschied zu machen zwischen Heim¬ 
arbeit und Hausindustrie. Denn unter Heimarbeit versteht man solche 
Arbeit gegen ausbedungenen Lohn, zu welcher in der Regel sämtliche Mate¬ 
rialien für die Fertigstellung eines Gegenstandes vom Unternehmer teilweise 
mit oder ohne Berechnung ausgehändigt und nur der Lohn für die reine 
Anfertigung der Arbeit ausgezahlt wird, also wo der Arbeiter in einem ge¬ 
wissen Abhängigkeitsverhältnis zum Arbeitgeber steht. Während unter 
Hausindustrie etwas ganz anderes verstanden wird, und zwar ist das haupt¬ 
sächlich in der Spielwarenindustrie Sachsens, Thüringens und Bayerns der 
Fall. In Sachsen und in der Spielwarenindustrie Thüringens und Bayerns, 
wie ich schon bemerkte, steht die Hausindustrie auf einem freien selbstän¬ 
digen Boden. Alle diese Leute sind freie Gewerbetreibende, die auf eigenes 
Risiko sich ihre Materialien selbst beschaffen, teilweise ihre Artikel selbst 
erfinden oder nach Anweisung des Unternehmers die Zeichnung anfertigen 
und den Preis für ihr Fabrikat selbst bestimmen und zum Verkauf aus¬ 
bieten, durch einen Kommissionär oder Verleger auf den Warenmarkt bringen 
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lassen. Diese kleineren und größeren Werkstätten unterstehen der Gewerbe¬ 
inspektion, und von wirtschaftlichem Tiefstand, gesundheitsschädlicher Unter¬ 
ernährung, Lebens Verkümmerung der Familie kann gar keine Rede sein. 
Im Gegenteil hat sich gerade dieser Mittelstand auch mit dem Aufschwung 
der Industrie in den letzten Jahren bedeutend gehoben. Seine Ansprüche 
an Wohnung und Ernährung wachsen, der ganze Stand fühlt sich wohl und 
kommt vorwärts. Die meisten in der Industrie angelegten Fabrikbetriebe 
und geschlossenen Etablissements sind aus teilweise kleinen Anfängen der 
Hausindustrie entstanden und haben sich zu großen Betrieben entwickelt. 
Also kann von Verarmung oder vorzeitigem Siechtum nicht die Rede sein. 
Jedem Hausindustriellen ist durch die Verhältnisse die Möglichkeit gegeben, 
sich durch Fleiß, Intelligenz, Sparsamkeit und Umsicht zum Fabrikanten 
und Großindustriellen heraufzuschwingen.“ 

Vorsitzender, Ober- und Geh. Baurat Dr. Stfibben: „Es ist 
nicht möglich, einen vorher vorbereiteten handschriftlich vorliegenden aus¬ 
führlichen Vortrag hier zur Verlesung zu bringen, ohne die Ökonomie unserer 
Zeit zu verletzen. Ich glaube deshalb im Sinne unserer Versammlung zu 
handeln, wenn ich den Herrn Vortragenden bitte, möglichst bald zum Schlüsse 
zu kommen Und in diesem Schluß das Wesentliche, was er in hygienischer 
Beziehung zu erwähnen hat, zusammenzufassen. 11 

Kaufmann Wagner (Grünhainichen): „Ich glaube wenigstens, die 
Materie ist derartig wichtig, daß man eingehender sich aussprechen muß. 
Wenn Sie es aber nicht wünschen, dann schließe ich meine Ausführungen und 
betone, daß die Forderungen, die der Referent über Hausindustrie und 
Heimarbeit aufgestellt hat, rein theoretischer Natur, aber für die Praxis 
in keiner Weise annehmbar sind.“ 

Vorsitzender, Ober- Und Geh. Baurat Dr. Stübben : „ Meine Herren! 
Der Gegenstand eignet sich ganz außerordentlich zu politischer Behandlung. 
Das ist aber nicht unsere Aufgabe. Wir sind hier der Verein für öffent¬ 
liche Gesundheitspflege und haben nur die Absicht und das Recht, den 
Gegenstand vom Standpunkt der Gesundheitspflege zu behandeln. Es ist 
dabei natürlich nicht ganz zu vermeiden, auch politische und wirtschaftliche 
Betrachtungen dabei einzuflechten, aber ich bitte die geehrten Herren Dis¬ 
kussionsredner, es nur so weit zu tun, als sie zur Beleuchtung der hygie¬ 
nischen Verhältnisse beitragen können.“ 

Oberbürgermeister Dr. FUSS (Kiel): „Meine Herren! Ein Teil 
dessen, was ich habe sagen wollen, ist durch die Erklärung des Herrn Vor¬ 
sitzenden schon erledigt. Aber ich möchte doch, und ich glaube im Sinne 
vieler, hier ausdrücklich konstatieren, daß es dem Brauch unseres Vereins 
widerspricht, daß die Herren Redner der Diskussion nach einem Konzept 
sprechen. Wenn die Herren Referenten nach einem Konzept sprechen, so 
geschieht es zu dem Zweck, damit ihre sorgfältig vorbereiteten, auf speziellen 
Studien beruhenden Erklärungen bis ins einzelne vernommen werden können. 
Die Diskussion hat einen ganz anderen Zweck. Sie soll das lebendige Ele¬ 
ment hineintragen. Wie kann aber ein Diskussionsredner, der sich seine 
Rede vorher vorbereitet hat, wissen, was ^.er Referent hier uns ausführlich 
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vorbringt! Das soll der Augenblick gewähren, und wenn ich auch sehr 
dafür bin, daß alle Gesichtspunkte, auch wirtschaftliche, auch politische, ge¬ 
legentlich mit hineingezogen werden, unser Hauptgesichtspunkt soll der 
hygienische bleiben; und ich möchte die Bitte an den Herrn Präsidenten richten 
— ich glaube, er vermag es auf Grund unserer Geschäftsordnung —, aus¬ 
drücklich zu erklären, daß in der Diskussion nach Konzept nur gesprochen 
werden kann mit ausdrücklicher Genehmigung des Herrn Vorsitzenden." 

Senator und Polizeidirektor Dt. Gerland (Hildesheim): „Meine 
Herren! Ich leite seit 27 Jahren eine Polizeidirektion. Da glauben Sie 
vielleicht, ich Hätte eine besondere Sehnsucht nach recht viel polizeilicher 
Reglementierung, und Sie sind vielleicht erstaunt, wenn ich Ihnen sage: 
bitte verschonen Sie uns mit weiteren, lassen Sie den Leuten etwas Freiheit, 
wir geraten sonst, gelinde gesagt, in den Polizeistaat — man könnte es 
noch anders nennen. Wenn im Parlament ein neues Gesetz gemacht wird, 
dann bekommt man allemal einen Schreck, was wieder kommt. Die Hälfte 
der Arbeit meiner Beamten ist Arbeiterschutz. Ich erinnere z. B. an die 
berühmten Kataster, die wir machen müssen. Wir bringen es einfach nicht 
mehr fertig, und die armen Gewerbeinspektoren kriegen es auch nicht mehr 
fertig. Der Gewerbeinspektor bekommt einen Schreck, wenn ich ihm 
schreibe, und ich bekomme allemal einen Schreck, wenn der Gewerbeinspektor 
mir schreibt. Das Gesetz über die Kinderarbeit ist erwähnt worden. Das 
ist ja recht schön, aber es geht doch zu weit. Ein Beispiel. Der Familien¬ 
vater vermietet seinen Jungen der Buchdruckerei zum Zeitungsaustragen, 
dann wird das verboten. Geht aber die Frau austragen, und die Kinder 
gehen mit und helfen ihr, dann helfen sie nur der Mutter, dann dürfen sie 
es. Ich finde nichts dabei, wenn sie mit der Mutter gehen und ihr ver¬ 
dienen helfen, das ist besser, als sie treiben sich auf der Straße herum und 
machen Unfug. 

„Dann die Heimarbeit. 

„In der Umgebung von Hildesheim hat die Industrie sehr viele Säcke 
nötig, und es ist deshalb eine große Sackfabrik in Hildesheim, die gibt nun 
an Arbeiterfrauen und kleine Leute die Säcke zum Ausflicken. Da bekommt 
die Frau für das Flicken eines Sackes — es klingt horrend — einen Reichs¬ 
pfennig. Ich habe gelegentlich der Wohnungsinspektion, der ich vorstehe, 
Frauen am Herde sitzend und die Kinder herum spielend gefunden, und 
dabei flickten die Frauen Säcke, das war ganz idyllisch. Ich sagte, ein 
Pfennig, das ist ungeheuer wenig. Da sagten sie, sie verdienten den Tag 
1,10 Jtt und besorgten die Wirtschaft, und es gehe ganz gut. Wir wissen 
ferner, viele vornehme Damen sticken für Geschäfte. Sind das auch Heim¬ 
arbeiterinnen? Sollen wir sie auch kontrollieren? Das geht so unablässig 
mit der Sozialreform. Sehr schön, aber wir müssen doch den Leuten etwas 
überlassen, auch selbst zu sorgen. Ich frage: Gehört die Waschfrau auch 
dazu oder die Aufwartefrau, die man nimmt — ja, da ist einmal eine große 
Scheuerung nötig, da arbeitet sie auch einmal etwas länger, soll das auch 
kontrolliert werden? Da, muß ich sagen, erklären wir, die Polizei, uns für 
inkompetent. Ich bitte Sie, überlasten Sie uns Polizeileute nicht noch mehr, 
sondern lassen Sie den Menschen etwas Freiheit." 
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Mitglied des Schweizer Nationalrats, Arbeitersekretär Greulich 

(Zürich): „Herr Präsident, geehrte Damen und Herren! Ich wurde durch 
die Einwände einiger Redner veranlaßt, einige Bemerkungen zu machen. 
Es versteht sich ja von selbst, daß wir Schweizer uns nicht etwa in deutsche 
Gewerbegesetzgebung hineinmischen können. Aber da sowohl das Referat 
als die aufgestellten Leitsätze des Referenten angegriffen wurden, glaube 
ich, ist es meine Pflicht, zu erklären, daß auf Grund einer langen Erfahrung 
und sorgfältigen Studiums ich das Referat sowohl wie die Leitsätze Wort 
für Wort unterschreiben kann, und gerade vom Standpunkt der Hygiene. 
Wer schon in den Wohnungen, und zwar in vielen Wohnungen gewesen ist, 
wo Heimarbeit betrieben wird, wer die Lebenshaltung dieser Heimarbeiter 
kennt, wer in Ausstellungen die Darbietungen der Produkte dieser Heim¬ 
arbeiter mit den Angaben über die Verdienste gesehen hat, für den kann 
es gar kein Zweifel sein, daß hier eine Frage vorliegt, die im Interesse der 
Volksgesundheit nicht auf die Seite geschoben werden kann. Gewiß, es gibt 
ja einzelne Arbeiten unter den Heimarbeiten, die an sich nicht gesundheits¬ 
schädlich sind. Wir haben in der Schweiz das gleiche, was der verehrte 
Herr aus Plauen hier dargestellt hat, in unserer ostschweizerisohen Stickerei¬ 
industrie. Gewiß, das Ausschneiden von Stickereien ist an sich keine gesund¬ 
heitsschädliche Beschäftigung, und wenn es etwa ausgeübt wird in gärtneri¬ 
schen Anlagen, dann kann es ja nur idyllisch ausseben. Aber wir hatten 
unsere Heimarbeitausstellung — leider war es uns nicht möglich, Ihnen 
diese Ausstellung vor Augen zu bringen, weil die Lokalitäten geräumt 
werden mußten, sonst könnten wir Sie hinführen und könnten Ihnen sagen, 
da sehen Sie diese Arbeit und da sehen Sie, was verdient wird —, da waren 
Stundenlöhne angegeben von 10 Cent, von 12 Cent und sogar von 8 Cent. 
Ja, geehrte Anwesende, wenn das irgend eine Dame macht, die den Ver¬ 
dienst so zu Taschengeld braucht, so kommt es ja dabei nicht darauf an, 
wie groß das Taschengeld ist, und sie wird sich auch gar nicht zu sehr 
überanstrengen. Aber wenn das eine Arbeiterin macht, die davon leben 
soll, dann muß sie eben zu lange Zeit darauf verwenden, um das zu ver¬ 
dienen, womit sie leben soll, und das ist gesundheitsschädlich. Das ist in 
der Industrie das gleiche. Man hat gesagt, die Tätigkeit eines Kindes an 
der Spinnmaschine sei ja nicht anstrengend. Aber man hat gesehen, 
daß die Kinder verkrüppelt sind, weil sie zu lange Zeit an der Maschine 
stehen und arbeiten mußten. Die Heimarbeit wird zum Teil betrieben zur 
Ergänzung des ungenügenden Lohnes des Mannes, um der Familie einen 
Zuschuß zu geben, zum anderen Teil, um damit den Lebensunterhalt zu 
verdienen. Im ersten Falle mag natürlich dadurch das Einkommen der 
Familie so erhöht werden, daß dieses Einkommen vielleicht ein erträgliches 
wird. Sobald aber der Lohn allein zum Unterhalt einer Person dienen muß, 
wird er ungenügend, und der Herr Referent hat damit vollständig recht 
gehabt. Es ist eine Tatsache, die nicht aus der Welt zu schaffen ist, daß in 
zahlreichen Schichten der Heimarbeiter eine Unterernährung und damit 
natürlich auch ein Degeneration anzutreffen ist. Das sollte doch nicht mehr 
bestritten werden. Auf welche Weise da zu helfen ist, geehrte Damen und 
Herren, das mag ja nach verschiedenen Ländern verschieden beurteilt werden, 
aber es wurde z. B. angegriffen die Bestimmung des Leitsatzes, es möchte 
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die Mitgabe von Heimarbeit an Fabrik- und Werkstättenarbeiter verboten 
werden. Es wurde gesagt, das würde undurchführbar sein. Ich habe der 
Debatte in unserem Nationalrate beigewohnt, als wir eine gleiche Bestimmung 1 
in einer Ergänzung zum eidgenössischen Fabrikgesetz brachten, und es 
wurden uns ungefähr die gleichen Aussetzungen gemacht. Wir haben doch 
dieses Verbot hineingebracht. Gewiß, es wird nicht für alle Fälle helfen, 
aber es gibt eine gewisse Norm, und das ist von Wichtigkeit, die erzieherisch 
wirkt. Es läßt sich nicht alles mit der Polizei durchsetzen, gewiß nicht; 
aber wenn in einem Gesetze etwas einmal aufgestellt ist, dann gewinnt es 
nach und nach die öffentliche Moral und macht diejenigen, die durch das 
Verbot der Mitgabe von Arbeit geschützt werden sollen, darauf aufmerk¬ 
sam, daß sie einem gewissen Schutze des Gesetzes unterstehen, macht aber 
auch die anderen darauf aufmerksam, daß im Gesetz steht, es sei nicht 
recht, wenn jemand den ganzen Tag gearbeitet hat, ihm noch Arbeit mit 
heimzugeben, damit er noch länger arbeitet und damit die Bestimmungen 
des Gesetzes illusorisch werden. 

„Und das, geehrte Anwesende, veranlaßt mich, noch eine letzte Be¬ 
merkung zu machen. Es sollte doch heute in einem Kreise von so gebildeten 
und edel denkenden Leuten ein Gedanke klar sein, nämlich der Gedanke, 
daß eine Hebung der Gesundheitsverhältnisse eines großen Teiles der Be¬ 
völkerung unmöglich dazu führen kann, diese Bevölkerung in ihrer Erwerbs- 
fähigkeit zu schädigen. Macaulay hat vor 60 Jahren im englischen Parla¬ 
ment darauf hingewiesen, daß, wenn ein Schutz für eine Klasse der Bevölke¬ 
rung eingerichtet wird, dieser Schutz das Hauptkapital des Landes betrifft, 
das Kapital, ohne das alle anderen Kapitalien gar nichts sind, nämlich die 
Arbeitskraft, und die Arbeitskraft des Volkes heben sie durch geeignete 
Vorschriften. Ich habe kein Recht, Ihnen da etwa zu sagen, was man für 
Deutschland machen soll — heben Sie durch geeignete Vorschriften, durch 
geeignete Maßnahmen die Gesundheit des Volkes, schützen Sie sie vor 
Degeneration, dann heben Sie auch die Konkurrenzfähigkeit dieses Volkes 
auf dem Weltmarkt.“ 

Reichstagsabgeordneter Dr. Stresemann (Dresden): „Meine 
Damen und Herren! Ich habe dem Vortrage des Herrn Dr. Kaup mit 
größtem persönlichen Interesse entgegengesehen, einmal, weil ich im deutschen 
Reichstage einen Wahlkreis vertrete, der wohl von keinem anderen in bezug 
auf die Intensität der Heimarbeit übertroffen wird, und weil ich als Mitglied der 
26. Kommission des Reichstages die verschiedenen Phasen der Verhandlungen 
über das deutsche Heimarbeiterschutzgesetz mitgemacht habe. Es wird an¬ 
zunehmen sein, daß von den Materien, die die Gewerbeordnungen behandeln, 
die Frage des Schutzes der Heimarbeit auch unter dem neuen Staatssekretär 
in der nächsten Session ein Hauptgebiet der sozialen Fürsorge neben der 
Reichsversicherungsordnung bilden wird. Aus diesem Grunde ist es für die 
öffentliche Meinung, ist es für die ganze Beurteilung der Frage von größter 
Bedeutung, was ein Verein wie der Ihrige hier in Leitsätzen niederlegt, 
weil das hinausgeht in die Lande und beachtet wird. 

„Ich möchte dabei eine Bitte an den Vorsitzenden richten. Er hat mit 
Recht betont, daß in erster Reihe die Frage vom hygienischen Gesichts- 
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pankte hier za behandeln ist. Der Referent hat aber in den Mittelpunkt 
seiner Ausführungen den Satz gestellt, das beste Mittel der Gewerbehygiene 
sei der Lohntarif, alles andere trete zurück. Seine Leitsätze sind wirtschaft¬ 
licher Art; deshalb wird der Herr Vorsitzende mir als Diskussionsredner 
auch gestatten, daß ich die Wirkungen auf wirtschaftlichem Gebiete kurz 
beleuchte, die bei Erörterung der hygienischen Frage in Betracht kommen. 

„Ich möchte da zu Absatz 1 der Leitsätze kommen. Es ist da die 
Rede davon, die Heimarbeit führe zur Unterernährung und Lebensverkümme¬ 
rung der Familien, zur Verarmung, zu vorzeitigem Siechtum und körper¬ 
licher Degeneration. Das sind etwas scharf gewählte Worte. Es ist etwa 
das extremste, was man an Kritik über eine Form der Arbeit überhaupt 
sagen kann, und ich finde einen gewissen Widerspruch darin, daß der 
Referent am Schlüsse seiner Ausführungen, in denen er die Heimarbeit doch 
bei weitem nicht mit dieser Schärfe verurteilt hat wie in den Leitsätzen, 
sich dagegen aussprach, die Heimarbeit abzuschaffen, ja sie noch für aus¬ 
dehnungsfähig auf dem Lande erklärte. Man muß doch eins hervorheben: 
dieselben Zustände, die wir beklagen, namentlich in den Städten, man trifft 
sie doch nicht nur in den Wohnungen der Heimarbeiter, sondern auch in 
denen der Fabrikarbeiter. Es könnte erscheinen, wenn man die Ausführungen 
des Referenten liest, als sei es das Spezifikum der Heimarbeit, schlechte 
Wohnungen zu schaffen. Glauben Sie mir, in unserem Erzgebirge sind die 
Verhältnisse nicht gut, aber besser als die Verhältnisse in den Wohnungen 
der Fabrikarbeiter in Berlin im dritten Hof, im Norden der Stadt sind sie 
Gott sei Dank noch immer. Man darf doch nicht übersehen, daß die Leute 
da in ganz anderer Weise noch im Konnex mit der Natur stehen und die 
Möglichkeit haben, in ihr zu leben. Es hat der Referent, dem ich in vielen 
Phasen seines Vortrages folgen kann, gegen dessen Verallgemeinerung in 
seinen Thesen ich mich aber wenden muß, allgemeine Forderungen für die 
Heimarbeit aufgestellt. Wenn er im allgemeinen die soziale Gesetzgebung 
auch für die Heimarbeit fordert, so wird sich ihm darin zustimmen lassen. 
Ich glaube, daß der deutsche Reichstag ohne Unterschied der Partei für die 
Ausdehnung der Invaliditäts- und der Krankengesetzgebung auf die 
Hausindustrie ein wirken wird. Ich kann ihm, dem Referenten, dagegen nicht 
folgen in allem, was er namentlich auch in bezug auf die vollständige 
Sonntagsruhe vorschlägt. Wenn Sie einen Sonntag haben, der infolge 
schlechten Wetters nicht dazu geeignet ist, ins Freie zu gehen, und wenn 
das Bedürfnis nicht besteht, sich der Ruhe hinzugeben, wie wollen Sie da 
der einzelnen Stickerin, der Posamentiererin verbieten, sich bei vollständigem 
Regen oder Schneegestöber in ihrem eigenen Heim hinzusetzen und sich mit 
Nähen oder Posamentenmachen zu beschäftigen? 

„Noch ein Wort zu dem nächsten Leitsatz von der Tariffestsetzung 
und dem staatlichen Lohn, und da bitte ich Sie gerade von dem Gesichts¬ 
punkte aus, daß ein hier vorgetragener Leitsatz große Bedeutung hat, ein 
kleines Beispiel aus dem Annaberger Bezirk Ihnen vortragen zu dürfen, 
das Ihnen die Bedeutung der Lohnfestsetzung vor Augen führt. Da er¬ 
halten die Fabrikanten die Mitteilung: »Ich komme als Einkäufer der Firma 
Braun u. Co. am Donnerstag nach Annaberg, bin von 8 bis 12 Uhr in dem 
und dem Hotel zu sprechen und fordere die Fabrikanten auf, ihre Offerten 
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dort niederzulegen. Ich bemerke von vornherein, daß an einen Abschluß 
ohne Reduzierung der letzten Preise nicht zu denken ist wegen der Kon¬ 
junktur in den Vereinigten Staaten. Ich bin nur imstande, abzuschließen 
zu Preisen, die 15 Proz. unter den letzten Preisen liegen.» — Nun, man 
kann ja sagen, der Fabrikant braucht ja nicht hinzugehen. Aber wenn Sie 
sehen, wie wir in unseren ganzen Beziehungen nicht mehr nur abhängig 
sind von den Gesetzen des Deutschen Reiches, wo wir von Staats wegen 
sagen können, du deutscher Konsument kannst gut und gern 20 Proz. mehr 
zahlqp, ich, der Staat, will, daß der Lohn heraufgesetzt wird — das läßt 
sich machen, solange wir ein abgeschlossenes Wirtschaftsgebiet sind. Das 
Ausland, das für 7 Milliarden Waren kauft und damit Hunderttausende von 
Arbeiterfamilien überhaupt nur in den Stand setzt, sich zu ernähren, unsere 
Industrie überhaupt nur in den Stand setzt, die deutsche Bevölkerung auf 
deutschem Boden zu ernähren, das fragt nicht nach unseren Lohnfest¬ 
setzungen, das kauft uns die Waren nicht ab um unserer eigenen schönen 
blauen Augen wegen; sondern wenn der Einkäufer in Annaberg hört, die 
Preise sind 20 Proz. höher, als er anlegen kann wegen der staatlichen Lohn¬ 
festsetzung, dann fährt er 20 Minuten weiter nach dem Orte Weipert in 
Österreich und kauft die Sachen dort. Und da komme ich zu einer Forde¬ 
rung. Ich glaube, der Herr Referent würde dann berechtigt sein, diesen 
Leitsatz aufrecht zu erhalten und zu vertreten, wenn er den Gedanken 
hineinbrächte, daß eine derartige Regelung der Heimarbeit auf inter¬ 
nationalem Wege erfolgen muß. Wenn es irgend ein Gebiet gibt, das 
international geregelt werden muß, dann ist es das der Heimarbeit Sie 
sehen ja die Bestrebungen in England, Sie sehen sie in der Schweiz usw.; 
warum kann nicht ein Kongreß auch für diese internationale Regelung ein¬ 
berufen werden? Wenn diejenigen großen Länder, die auf dem Weltmärkte 
konkurrieren, sich auf Mindestforderungen einigen, dann läßt sich so etwas 
durchführen. Einseitig kann das kein Staat, der mit anderen konkurrieren muß. 

„Und dann der Leitsatz zu Nummer 3. Der Herr Referent fordert 
das vollständige Verbot der Herstellung von Nahrungs- und Genußmitteln 
in der Heimarbeit. Ich glaube, Herr Dr. Kaup, es ist Ihnen vielleicht nicht 
vor Augen gestanden, daß Sie damit doch das Todesurteil sprechen über 
Zehntausende von Existenzen, die in der deutschen Tabakindustrie, die doch 
auch zu den Genußmittelindustrien gehört, ihren Lohn und ihr Brot finden. 
Man stellt sich das so vor: Ja, dann wird der Fabrikant eben Fabriken er¬ 
richten und die Arbeiterschaft wird aus der Heimarbeit in die Fabriken 
gehen. Gewiß, wenn Sie das verbieten, dann ist der Fabrikant auf den 
Fabrikbetrieb angewiesen. Aber er kann nicht in jedes Dorf eine Fabrik 
hineinsetzen, wo bisher Heimarbeiter waren, und andererseits haben Sie nicht 
überall die Verkehrswege, die es dem Heimarbeiter ermöglichen, in der 
Fabrik zu arbeiten. Dann müßte er morgens 4 Uhr auf stehen, um um 
6 Uhr in der Fabrik zu arbeiten, und da die Heimarbeiter bodenständig 
sind, und da sie nicht Weggehen von ihrem Ort, würde das dahin führen, 
daß Sie diesem Teil der Bevölkerung die Arbeit nehmen und neue Kon¬ 
zentrationspunkte schaffen; und ich glaube, gerade vom hygienischen Stand¬ 
punkte aus ist es nicht zu wünschen, daß die intensive Großstadtentwicke¬ 
lung, die wir haben, noch künstlich durch solche Maßnahmen gefördert wird. 
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Hier würde meines Erachtens der Leitsatz genügen in dem Sinne, wie wir 
es in der Reichstagskommission ausgesprochen haben, daß wir einen Unter¬ 
schied machen zwischen Heimarbeit im allgemeinen und gesundheitsschäd¬ 
licher Heimarbeit im besonderen. 

„Und dann noch eins. Vergessen Sie doch nicht die individuelle Selbst¬ 
hilfe. Ist doch auch ein Ton in die Debatte geklungen, daß es zu weit 
gehe, alles zu reglementieren, das Individuum nur noch als Objekt der 
Gesetzgebung anzusehen. Wir haben diese Selbsthilfe in unserer Heimarbeit 
bereits organisiert. Wenn Sie in Dresden sich bei unserer Zigarettenindustrie 
erkundigen, so werden Sie erfahren, daß der Fabrikantenverein auf seine 
Kosten eine Gewerbeinspektorin angestellt hat. Die hat dem Verbände 
laufend über ihre Kontrollen zu berichten, und wo nicht genügend die 
hygienischen Anordnungen für die Herstellung der Zigaretten befolgt werden, 
erfolgt eine Anzeige, eine Verwarnung des Fabrikantenvereins und bei Rück¬ 
fälligkeit Ausschließung von jeder Beschäftigung in der Zigarettenindustrie 
in Dresden. Das gleiche ist in der Konservenfabrikation in Braunschweig 
der Fall. Da sehen Sie Ansätze zur Gesundung durch eigenes Vertrauen, 
durch eigene Initiative der Beteiligten, die uns doch davon abhalten sollten, 
überall lediglich gesetzliche Reglementiererei zu verlangen. 

„Und wenn ich zu den letzten Forderungen komme, dann möchte ich 
Herrn Dr. Kaup bitten, in bezug auf das, was er über die Mindestanforde¬ 
rungen an die Wohnungen der Heimarbeiter sagt, doch die Rede zu lesen, 
die ein Mann im Reichstage gehalten hat, dem wohl keiner wird nachsagen 
können, daß er nicht einer der ersten Sozialpolitiker Deutschlands ist, daß 
er nicht wie nur irgend ein anderer Herz hat für die Nöte des Arbeiters, 
für die Nöte der Elenden. Das ist Friedrich Naumann, und Friedrich 
Naumann hat, weil er aus dem Erzgebirge stammt, weil er seine ganze 
Jugend in einem Heimarbeiterbezirk zugebracht hat, sich gegen die Forde¬ 
rung gewandt, daß man hier im einzelnen Wohnungs- und Arbeitsräume 
scheiden soll. Er hat da im Reichstage in seiner Plenarrede darauf hin¬ 
gewiesen: wenn Sie das wollen, dann müssen Sie es in viel größerem Stile 
machen, dann müssen Sie vollständig neu kolonisieren, dann müssen Sie 
vollständig neue Wohnungen den Leuten anbieten. Die jetzigen Verhältnisse 
passen überhaupt nicht auf diese Bestimmung. Wenn Sie, wie es ein Zen¬ 
trumsantrag wollte, Heimarbeit in diesen Wohnungen unmöglich machen 
wollen, dann machen Sie überhaupt die Heimarbeit unmöglich in 70 Proz. 
der Wohnungen des sächsischen Erzgebirges. 

„Noch ein Wort zur Tarifgemeinschaft. Ich glaube gewiß, daß in 
Lohn tarif gemein schäften — die aber etwas anderes sind als staatliche 
Mindestsätze —, sich eine Besserung anbahnen kann, und ich glaube 
nicht einmal, daß die Fabrikanten dem entgegenstreben. Wir haben 
in der Kommission versucht, einen Mittelweg zu finden, indem wir vor¬ 
geschlagen haben, es kann der Staat freiwilligen Vereinbarungen zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern obligatorische Kraft für einen Bezirk oder 
für eine Branche geben, wenn hinter dieser Vereinbarung die überwiegende 
Mehrheit der Arbeitgeber und Arbeitnehmer steht. Wenn dann eine 
allgemeine Vereinbarung hierüber zustande kommt, wird sich dabei auch 
eine Erhöhung des Lohnniveaus ergeben, wird sich auf dem Umwege 
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darüber auch ergeben, daß bessere Behausungen gemacht werden können, 
eine Besserung des ganzen Lebensunterhaltes. Es gibt aber keine Materie, 
die so schwer gesetzgeberisch zu regeln ist wie diese. Der Herr Referent 
hat zum Schlüsse gesagt — und er glaubt damit den Kern der Sache erfaßt 
zu haben: die billige Quantitätsware für die Fabrik, die hervorragende 
Qualitätsware für die Heimarbeit. Ja, das ist ein Gedanke, der sehr schön 
ist, der aber nicht so leicht durchzuführen ist. Solange Sie die Verhältnisse 
nicht ändern, solange die vom Auslande angelegten Preise sich nicht ändern, 
wie wollen Sie da die Qualitätsware in die Heimarbeit einführen? Es wird 
ja auch versucht, aber man hat da einen Entwickelungsprozeß, der nicht 
durch Erwägungen, die vielleicht dem Augenblick entspringen, umzumodeln 
ist. Wir werden hoffen und warten müssen, daß, wie die Sozialpolitik des 
Deutschen Reiches auch in Jahrzehnten erst für den einzelnen einen Auf- 
stieg geschaffen hat, es auch für die Heimarbeit geschieht, wenn es auch für 
Ihre Gedanken zuerst zu zögernd, zu tastend geschieht, weil es alles Neu¬ 
land ist, das wir auf diesem Gebiete der Gesetzgebung betreten, daß es aber 
auf Grund der Erfahrungen zu weiterem Fortschritt und ein gutes Stück 
zum Ziele weiter führen wird.“ 

Handelskammersyndikus Dr. Dietrich (Plauen): „Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich möchte Ihnen aus einem großen sächsischen In¬ 
dustriebezirk ganz kurz den Standpunkt darlegen, den die Industrie zu den 
Forderungen annimmt, die vom Verein für öffentliche Gesundheitspflege zu 
der Hausarbeit gestellt sind. Ich kann Ihnen versichern, daß die Industrie 
zu dem Grundgedanken, eine Besserung der Verhältnisse der Heimarbeit vom 
Standpunkt der Volkshygiene aus herbeizuführen, sich durchaus freundlich 
stellt, wenigstens in unserem Kammerbezirk. Sie erkennt an und muß an¬ 
erkennen, daß es durchaus berechtigt ist, vom Standpunkt des Vereins für 
öffentliche Gesundheitspflege aus diese Materie zu behandeln. Sie muß aber 
doch gewisse Vorbehalte machen, und die bestehen darin, daß sie nicht an¬ 
erkennen kann, daß eine derartige Verallgemeinerung, wie sie in den Leit¬ 
sätzen des Herrn Referenten liegt, statthaft ist. Es ist hier schon eine 
gewisse Reihe von Hausindustrien vorgeführt worden, die nicht diesen wirt¬ 
schaftlichen Tiefstand zeigen, der sich aus dem Bilde ergeben hat, das der 
Herr Referent Ihnen vorführte. 

„Dann aber noch eins, meine Herren, vergessen Sie nicht, daß die Forde¬ 
rungen, die von Ihrem Herrn Referenten auf gestellt wurden, nicht durch¬ 
führbar sind, wenn Sie nicht zugleich die Mitwirkung der Industrie haben 
und auf ihre Mitwirkung rechnen können. Die Industrie stellt sich aber, 
wenigstens in dem Kammerbezirk, den ich vertrete, und der eine ganze 
Reihe von Hausindustrien enthält, auf den Standpunkt, daß nach den Ver¬ 
hältnissen der einzelnen Hausindustrien spezialisiert werden muß. Schon 
der Begriff der Hausindustrie ist so außerordentlich schwankend, daß es 
gesetzgeberisch sehr schwer ist, festzustellen, welche Verhältnisse man treffen 
muß. Der Herr Referent hat einen Gegensatz gemacht zwischen Heim¬ 
arbeit in der Werkstatt und der eigentlichen Heimarbeit. Dieser Gegensatz 
ist nur ein betriebstechnischer, während wirtschaftlich der Begriff der 
Fabrik auch die Hausindustrie umfaßt, wie das der neue Krankenversiche- 
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rungsgesetzentwurf ausdrücklich anerkennt. Das sind alles schon sehr 
schwierige gesetzgeberische Verhältnisse, die nicht die Möglichkeit zeigen, 
mit einem Federstrich, mit einer Maßnahme einzugreifen. Wenn die In¬ 
dustrie bei der Mitwirkung nicht versagen soll, dann muß sie sich allerdings 
auf den Standpunkt stellen, daß die einzelnen Verhältnisse der Hausindustrie 
genau erforscht und die zu treffenden gesetzlichen Bestimmungen diesen 
Verhältnissen angepaßt werden. Dazu führt ja schon die einfache Über¬ 
legung, daß wir eine Reihe von Hausindustrien haben, die tatsächlich als 
absterbende Hausindustrien zu bezeichnen sind. Ein gesetzgeberischer Ein¬ 
griff würde diese einfach auffliegen lassen. Es gibt andererseits Haus¬ 
industrien, die an sich lebensfähig sind und deren weitere Hebung sehr wohl 
möglich ist. Diese Hausindustrien sind in sehr schönen Bildern in den 
Heimarbeitsausstellungen dargestellt. Wir selbst haben in Sachsen eine 
Heimarbeitsausstellung befürwortet und zwar in dem Gedanken, daß die¬ 
jenigen Industrien, die an sich lebensfähig sind, durch gemeinschaftliche 
Besprechungen zwischen Arbeitgebern, Arbeitern, Regierungsbeamten im 
Anschluß an eine Heimarbeitsausstellung auf eine höhere Stufe gehoben 
werden müßten, namentlich in kunstgewerblicher Beziehung. Aber das er¬ 
fordert doch vielfache Erwägungen, Sie können es nicht einfach damit er¬ 
ledigen, daß Sie sagen, wir wollen die Krankengesetzgebung und die sonstige 
Versicherungsgesetzgebung auf die Hausindustrie übertragen. Die Belastung 
des Arbeitgebers mit 2 Proz. des Lohnes für eine Reihe von Hausindustrien, 
die tatsächlich nicht lebensfähig sind, würde ganz außerordentlich gefähr¬ 
lich sein. Dazu kommt, daß in den Hausindustrien eine Reihe von halb¬ 
invaliden Arbeitern beschäftigt ist, die sonst nicht weiter beschäftigt werden 
können. 

„Noch ein kurzes Wort. Der Herr Vorredner insbesondere ist auch 
noch eingegangen auf die Frage einer Lohntarifierung, die Herstellung von 
Tarifen. Es ist Ihnen vielleicht, insbesondere den Herren aus der Schweiz, 
bekannt, daß ein sehr interessantes Experiment auf dem Gebiete der 
Stickereiindustrie Vorgelegen hat. Es hat in den achtziger Jahren — das 
war der Ausgangspunkt — eine internationale Vereinbarung stattgefunden. 
Der St Gallener Stickereiverband hat mit dem in Sachsen bestehenden 
Zentralverband einen Tarifvertrag abgeschlossen. Diese Vereinbarung hat 
Jahre lang ganz gut funktioniert. Aber als mit der Mac Kinley Bill die 
Depression kam, fiog die ganze Geschichte auf wie eine Seifenblase. Wenn 
der Staat zu diesem Experiment greift und nicht die Selbsthilfe eintreten 
läßt, wird er sehr bald am Ende seiner Macht sein. Ich halte es aber für 
den richtigen Weg, daß, wenn wir die Verhältnisse bessern wollen, wir es 
durch Spezialisierung tun, auch auf dem Wege der internationalen Verein¬ 
barung. Diesen Weg hat ja beispielsweise die internationale Vereinbarung 
für Arbeiterschutz eingeschlagen, und sie ist im Begriff, auch für die 
Stickereiindustrie eine internationale Vereinbarung der Arbeitszeit zu treffen. 
Wir sind sehr gern bereit, mitzuarbeiten, aber ich möchte ausdrücklich 
davor warnen, zu sehr zu generalisieren. Und wollen Sie Ihre Forderungen 
durchdrücken, dann bitte tun Sie es in Verbindung mit der Industrie und in 
einer Form, daß sie Ihnen folgen kann. Das wird dann auch zum Glück, 
zum Segen der Volkswirtschaft ausfallend 
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Prof. Dr. med. R. Lennhoff (Berlin): „Meine Herren! Ich glaube, der 
bisherige Gang der Diskussion hat nur bewiesen, daß die Materie außer¬ 
ordentlich kompliziert ist, hat aber gar nichts dagegen bewiesen, daß die 
Heimarbeiter im allgemeinen eine Klasse von Menschen sind, die eines be¬ 
sonderen gesundheitlichen Schutzes bedürfen. Letzteres war doch der Kern 
der Ausführung des Referenten. Mir kommt es nicht so sehr auf den Wort¬ 
laut der einzelnen Leitsätze an, die uns hier vorgelegt sind, die Hauptsache 
war mir, was im Referat im ganzen gestanden hat. Was wir hier von den 
Herren auseinandergesetzt bekommen haben, die gegen den Referenten ge¬ 
sprochen, trug das Charakteristikum, daß es aus einem ganz bestimmten 
Bezirk stammte und sich auf ganz bestimmte Teile von Heimarbeit 
bezog. Wenn wir ausschließlich alle Belehrung über die Besonderheiten der 
Heimarbeit nur aus diesen Darlegungen gewinnen wollten, dann würden 
wir natürlich über das Ganze der Heimarbeit ein völlig schiefes Bild be¬ 
kommen, nicht das umfassende, das uns der Referent gegeben hat, wobei 
ich annehme, daß er sich noch sehr große Mühe gegeben hat, zurückzuhalten 
und nicht zu weit ins einzelne zu gehen. Nach meiner Auffassung liegen 
die Dinge noch sehr viel komplizierter. Im wesentlichen aber müssen wir 
wohl trennen zwischen den Gruppen von Heimarbeit, wo sie die ausschließ¬ 
liche Erwerbstätigkeit darstellt, und denjenigen, wo sie einen Nebenverdienst 
bedeutet. In bezug auf die Löhne muß man natürlich darauf bestehen, daß, 
wenn jemand mit einer Arbeit seinen und seiner Familie ausschließlichen 
Lebensunterhalt gewinnt, dann nicht für diese ganze Arbeitsgattung Löhne 
bezahlt werden, bei denen ein Mensch sich unter keinen Umständen er¬ 
nähren kann. 

„In gewisser Beziehung müssen wir die Heimarbeit sehr häufig als 
etwas durchaus Erfreuliches ansehen, z. B. wenn sie Leuten, die auf Erwerb 
angewiesen sind, aber nicht außer dem Hause arbeiten können, Verdienst 
ermöglicht. In den Fällen, wo sie lediglich einen Zuverdienst bedeutet, be¬ 
sonders in ländlichen Verhältnissen usw., wie z. B. der Referent sehr schön 
angeführt hat, zur Ausfüllung der langen Abende usw., da bekommen wir 
manchmal Produkte erzeugt, die als ausschließliche oder vornehmlichste 
Erwerbstätigkeit einen so hohen Preis bedingen würden, daß sie überhaupt 
nicht gekauft werden könnten, daß sie überhaupt nicht auf den Markt 
kämen. Hier braucht auch nicht unbedingt jede Stunde ihren entsprechen¬ 
den Lohn zu bekommen, vorausgesetzt, daß nicht andere Leute von gleicher 
Arbeit ausschließlich leben müssen. Ich will nicht auf weitere Details ein- 
gehen, weil der Besonderheiten zu viele sind. Doch eine Bemerkung bitte 
ich mir noch zu gestatten. 

„So sehr wir auch durch gesetzliche oder sonstige Bestimmungen die 
Heimarbeit gesundheitlich und wirtschaftlich zu schützen bemüht sein 
werden, so liegen und werden die Verhältnisse immer so kompliziert liegen, 
daß wir das letzte von dem, was wir erreichen möchten, doch wohl kaum 
werden erreichen können. Genau so, wie wir gesehen haben, daß die 
Arbeiterschutzgesetze zu einer Vermehrung der Heimarbeit, z. B. in der 
Zigarrenindustrie, geführt haben, so werden neue Bestimmungen wieder neue 
Zustände schaffen, die nicht erfreulich sind. Aber es gibt noch einen 
anderen Weg, den wir beschreiten könnten und den der Referent auch an- 
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gedeutet hat. Er sprach davon, wie man es in Schweden fertig gebracht 
hat, die sinkende Heimarbeit zu einer blühenden zu machen dadurch, daß 
man in geeigneterWeise die Leute auf dem Lande zu interessieren verstand 
und sie befähigte, wieder eine besondere Qualitätsware hervorzubringen. 
Das ist aber nicht nur durch staatliche Maßnahmen geschehen, sondern es 
hat eine Fürsorgetätigkeit in größtem Stile eingesetzt, die man in einen 
gewissen Vergleich setzen kann zu der Tätigkeit, die wir auf dem Gebiete 
der Tuberkulose entfalten.“ 

König!« sächsische Gewerbeaufsichtsbeamtin Fräulein Dose 

(Dresden): „Gestatten Sie mir, geehrte Versammlung, auch als Frau im 
Namen meines Geschlechts, sodann aber auch in meiner Eigenschaft als 
Gewerbeaufsichtsbeamtin in Königl. sächsischen Diensten einige Worte an 
Sie zu richten. — Hier ist mehrfach hervorgehoben worden, daß die Heim¬ 
arbeit der Frau, als ausschließlicher Erwerbszweig, nicht diejenigen Mittel 
zu ihrer Existenz gewährleistet, die sie z. B. als Witwe für sich und ihre 
Kinder notwendig braucht. Nun, ich möchte als Frau ganz besonders 
darauf hinweisen, daß zurzeit wohl keine Form der Erwerbstätigkeit die 
verwitwete Frau in die Lage versetzt, ausreichend für sich und ihre Kinder 
sorgen zu können. Es ist dieses keineswegs eine Eigentümlichkeit der 
Heimarbeit, sondern eine allgemein bekannte Tatsache im wirtschaftlichen 
Leben. 

„Zum zweiten. Ich bin seit fünf Jahren als Gewerbeaufsichtsbeamtin 
tätig und habe als solche in der Hauptsache die gewerbliche Kinderarbeit 
auf Grund des Deutschen Reichsgesetzes vom 30. März 1903 zu überwachen. 
Verehrte Anwesende, so viel ich auch hierbei in heimindustrielle Betriebe 
gekommen bin, so oft ich wochen- und monatelang in meinem Bezirk unter 
der heimindustriellen Bevölkerung gelebt, mit ihr verkehrt und sie nach 
jeder Richtung hin beobachtet habe, sowohl in ihrer hauswirtschaftlichen 
und heimindustriellen Tätigkeit, ihren Vergnügungen usw., wohl habe auch 
ich vielfach bitteres Elend getroffen, aber ich kann nicht umhin, einzu¬ 
gestehen , daß die Heimindustrie an sich nicht ausschließlich die Ursache 
dieses Elends ist. Neben einer oft übermäßigen gewerblichen Beschäftigung 
in der Heimindustrie, neben einer ungenügenden Ernährung sind für die 
beklagte Degeneration unserer heranwachsenden Jugend auch noch andere 
Gründe maßgebend; hierbei spielen Trunksucht und Vererbung eine große 
Rolle, desgleichen das vielfache Ineinanderheiraten speziell der ländlichen 
und heimindustriellen Bevölkerung. Das alles sind Ursachen der Degeneration, 
für welche die Heimindustrie nicht verantwortlich gemacht werden kann. 

„Zum anderen muß ich dem Herrn Referenten beistimmen, daß Haus¬ 
und Heimindustrie ganz verschiedene Begriffe sind. Der Hausindustrielle 
ist das, was ein Fabrikant im größeren Maßstabe ist, während der Heim¬ 
arbeiter dem Fabrikarbeiter gleichzustellen ist, der vom Betriebsinhaber ein 
bestimmtes Arbeitspensum erhält, und nach dieser Richtung hin möchte 
streng unterschieden werden, ehe man gesetzliche Maßnahmen für und 
gegen die Haus- und Heimindustrie trifft. Ich möchte nun noch auf eins 
hinweisen, auf ein ganz besonders wichtiges, erzieherisches Moment der 
Heimarbeit. Wir Gewerbeaufsichtsbeamtinnen wurden in Sachsen nicht 
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selten zu Ermittelungen in Sachen der Kriminalität Jugendlicher und Kinder 
herangezogen. Im Regierungsbezirk Chemnitz ist die dortige Gewerbe- 
auf sich tsbeamtin ganz speziell auf diesem Gebiete tätig, und ich habe Unter¬ 
lagen dafür, daß unter den kriminalistisch in Frage kommenden Kindern 
bisher nicht ein einziger Fall aus heimindustriellen Kreisen zu verzeichnen 
^gewesen ist. Wohl aber stammen sämtliche Kinder aus solchen Familien, 
in denen die Frauen und Mütter in Fabriken arbeiten. Das ist ein außer¬ 
ordentlich wichtiges, ethisches Moment, das für die Heimindustrie spricht. — 
Treiben Sie unsere Heimarbeiter durch zu scharfe gesetzliche oder sonstige 
Maßnahmen in die Fabriken, so ist ferner folgendes zu berücksichtigen: Die 
Hygiene ist ein Krieg gegen die Feinde des menschlichen Organismus! Ein 
Krieg erfordert aber Geld, Geld und abermals Geld. Wenn wir verlangen, 
daß die vielen Tausende von Heimarbeitern aus gesetzlichen Rücksichten 
lieber in Fabrikbetriebe versetzt werden, so ist der Fabrikant genötigt, das 
ihm zur Verfügung stehende Betriebskapital in kostspieligen Bauten und 
maschinellen Anlagen festzulegen. Diese Festlegung von Betriebsmitteln 
würde den Industriellen dazu nötigen, den öffentlichen Kredit in Anspruch 
zu nehmen, was zu einer dauernden Belastung des offenen Marktes und zu 
unerhört hohen Geldsätzen führen würde. Unsere Industrie hätte demnach 
nicht nur die finanziellen Lasten erweiterter Bauanlagen, sondern auch er¬ 
höhter Geldsätze zu tragen. Also auch nach dieser Richtung hin ist Rück¬ 
sichtnahme auf die Heimindustrie geboten. Ich möchte also noch einmal 
darauf hinweisen: alle Maßnahmen nur so weit treffen, alle Anregungen nur 
so weit in die Öffentlichkeit bringen und zu gesetzgeberischen Vorschlägen 
verdichten zu wollen, als solche auf einer ganz sorgfältigen Prüfung aller 
einschlägigen Verhältnisse beruhen. Sonst kann die Gesetzgebung unter 
Umständen sehr viel mehr Schaden anrichten, als Nutzen stiften. 

„Die hygienischen Verhältnisse, insbesondere unserer heimindustriellen 
Bevölkerung auf dem Lande, können z. B. durch manche Maßnahmen, wie 
vor allen Dingen systematische Organisation der Gemeindepflege, wesentlich 
gehoben werden. Denn das eine ist auch von mir beobachtet worden, daß 
die mangelhafte Pflege erkrankter Kinder sehr häufig die Grundlage zu 
späterem Siechtum legt. Ich habe häufig Kinder gesehen, die an Scharlach 
oder Masern erkrankt waren, und bei denen die Eltern nicht einmal die 
sogenannte Schälperiode abgewartet haben, sondern die Kinder während 
dieser Zeit ruhig draußen bei scharfem Winde spielen ließen. Ich habe 
selbst Kinder mit schweren Augenentzündungen im grellen Sonnenlichte 
spielen sehen. Alle diese Dinge geschehen nicht aus Fahrlässigkeit, sondern 
aus Unkenntnis der sanitären Gefahren, und in dieser Beziehung haben 
Gemeinden und Ärzte sehr dankbare Aufgaben zur Hebung der sanitären 
Verhältnisse auch innerhalb der Heimindustrie zu lösen.“ 

Damit ist die Diskussion geschlossen und es erhält das Schlußwort 

Referent, Dr. Kaup (Schlußwort): „Meine Damen und Herren! Ihre 
freundliche Zustimmung zu meiner Schilderung der gesundheitlichen Ver¬ 
hältnisse einzelner Heimarbeitergruppen war ein Beweis, daß in den Kreisen 
der Mitglieder des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege ein 
Appell für gesundheitliche Maßnahmen zugunsten gefährdeter Volksgruppen 
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stets Widerhall findet und gewiß auch in Zukunft finden wird. Bei Be¬ 
handlung des Gegenstandes war ich mir wohl bewußt, daß die hier auf¬ 
gerollten Fragen sehr schwierige sind, und daß bei deren Lösung auch 
wirtschaf tspolitische Momente in Ffille mitzusprechen haben, ln der Dis¬ 
kussion wurden von keiner Seite die Tatsachen hygienischer Natur für be¬ 
stimmte Heimarbeitergruppen bezweifelt, dagegen jedoch an den einzelnen 
Leitsätzen zum Teile scharfe Kritik geübt. Diese Kritik knüpfte zu sehr 
an die recht knappen Leitsätze an, ohne die Verbindung mit den Aus¬ 
führungen und Begründungen im Vortrag aufrecht zu erhalten. Ich bin 
weit davon entfernt, ein Gegner der Heimarbeit za sein, halte sie im Gegen¬ 
teile für eine zukunftsreiche und unter normalen Verhältnissen sehr gesunde 
und zweckmäßige Arbeitsform. An verschiedenen Stellen des Referates ist 
dies deutlich ausgesprochen. Gesundheitliche Gefahren liegen jedoch in der 
Heimarbeit bestimmter Gegenden und Berufsgruppen, in denen das Ver¬ 
lags- oder Zwischenhändlersystem ungehindert durch genossenschaft¬ 
liche Organisation der Heimarbeit seine gesundheitsschädigende Wirkung 
entfalten kann. Im ersten Teile der Leitsätze ist lediglich auf die Folgen 
des Verlagssystems in der Heimarbeit, soweit es eben vorhanden ist, hin¬ 
gewiesen. Manche ländliche Heimarbeit beruht noch immer auf direkten 
Beziehungen zwischen Produzenten und Konsumenten und erfreut sich ge¬ 
sunderer Verhältnisse. Der Vorwurf des Herrn Polizeidirektors aus Hildes¬ 
heim, daß eine weitere Reglementierung die Selbsterziehung hindere und die 
Freiheit einschränke, trifft für meine Leitsätze viel weniger zu, als für die 
bisher von verschiedenen Hygienikern vorgebrachten Vorschläge. Weniger 
in den Leitsätzen, aber recht ausführlich im Referat ist auf die Notwendig¬ 
keit einer Erziehung der Heimarbeiter zur Selbsthilfe hingewiesen. Ein¬ 
kaufs- und Verkaufsgenossenschaften, wie sie für die schwedische Heimarbeit, 
dann aber auch z. B. für die Glasperlenerzeuger von Gablonz in Deutsch- 
Böhmen und für die Beuteltuch- und Plattstichweber in der Schweiz be¬ 
stehen, machen geradezu jede staatliche Reglementierung überflüssig. Auch 
für die Weihnachtsschmuckerzeuger in Lauscha im Thüringer Walde war 
meines Wissens eine Produktivgenossenschaft geplant, aber leider ist es 
noch nicht zur Gründung gekommen. In Österreich haben der Staat und 
auch die interessierten Unternehmer die Bildung derartiger Genossenschaften 
sogar angeregt und nachträglich materiell gefördert. In derartigen Ge¬ 
nossenschaften wird Erziehungsarbeit geleistet und zugleich die materielle 
Lage ohne Gefährdung des Exportes, wie dies in Gablonz sich ganz deutlich 
zeigte, gehoben. Warum sollte nicht auch für das Deutsche Reich eine 
nachdrückliche Anregung und Unterstützung seitens der Regierung wie in 
Schweden und Österreich möglich sein. Lohntarifsfestsetzungen bestehen 
übrigens für die städtische Heimarbeit schon vielfach nicht nur in Berlin, 
sondern auch in anderen Städten. Auch hier könnte im Sinne der An¬ 
regungen des ständigen Ausschusses zur Förderung der Arbeiterinnen¬ 
interessen in Berlin eine bestimmte staatliche Unterstützung durch Ein¬ 
setzung von Instanzen eintreten. Von Mindestlohnsätzen wurde in dem 
Referate nur gesprochen, falls Hungerlöhne in absterbenden Heimarbeits¬ 
zweigen eine zuweitgehende Gesundheitsgefährdung der betroffenen Volks¬ 
schichten befürchten lassen. Auch die englische Gesetzgebung will nur für 
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besonders gefährdete, zur Selbsthilfe unfähige Heimarbeiterberufe Lohn¬ 
ämter für Mindestlöhne vorsehen. 

„Herr Stresemann hat auf die Beschlüsse der HeimarbeitskommiBsion 
im Reichstage hingewiesen und hervorgehoben, daß die Majorität von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern nach einem Beschlüsse dieser Kommission 
Tarifverträge fixieren kann. Ob von dieser Möglichkeit bei der starken 
Zersplitterung und dem wirtschaftlichen Tiefstände mancher Heimarbeiter¬ 
gruppen reichlich Gebrauch gemacht werden wird, scheint allerdings rechtr 
zweifelhaft zu sein. Unter Rubrik A der allgemeinen Forderungen haben 
Herr Stresemann und andere Herren auf die Schwierigkeiten der Einhal¬ 
tung der Sonntagsruhe und des Verbotes der Nachtarbeit hingewiesen. 
Gewiß sind diese Schwierigkeiten bei der Heimarbeit größer als bei der 
Fabrikarbeit, aber Herr Greulich hat schon hervorgehoben, daß das Ver¬ 
bot lediglich eine erziehliche Wirkung haben sollte. Ist die wirtschaftliche 
und daher hygienische Lage einzelner Heimarbeitergruppen durch Selbst¬ 
hilfe gehoben, dann wird aus Eigenem die notwendige Rücksichtnahme auf 
die Gesundheit erfolgen, dann wird es nicht mehr Vorkommen, wie ich dies 
vor wenigen Tagen im Thüringer Walde an einem schönen Sonntagnachmit¬ 
tage sehen konnte, daß die Heimarbeiterfamilien, besonders der Mann, statt 
körperlicher Erholung im Freien durch die überaus niedrigen Preise auch 
des Sonntags zur Arbeit am Lötrohr bis tief in die Nacht hinein gezwungen 
sind. Nur die bittere Not treibt jetzt zur Sonntags- und Nachtarbeit. Auch 
ein Verbot der Herstellung von Genußmitteln in der Heimarbeit habe ich 
nicht ohne Ausnahmen ausgesprochen, sondern im Referate ausdrücklich 
betont, daß die Tabakhausindustrie wegen ihrer starken Verbreitung aus¬ 
genommen werden sollte. Allerdings ist es bei den gesundheitlichen Ge¬ 
fahren in der Tabakarbeit nur zu wünschen, daß durch eine Reglementierung 
der Zigarrenheimarbeit die Zigarrenfabrikation in Fabriken wieder an Aus¬ 
dehnung gewinnt. Ebenso sind Mindestanforderungen an Wohnungen für 
Heimarbeit ausdrücklich in den Leitsätzen nur für Heimarbeiten in den 
Städten verlangt. Mit Nachdruck wurde von einigen Herren auf die Zu¬ 
sammenhänge der Heimarbeit benachbarter Staaten hingewiesen und die 
Notwendigkeit einer internationalen Regelung der Heimarbeit betont. Die 
internationale Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz in Basel behandelt 
schon seit Jahren diese Frage und wird gewiß gerne die hier von indu¬ 
strieller Seite gegebene Anregung neuerdings in Erwägung ziehen. 

„Fräulein Dose hat schließlich manche Vorzüge in der Heimarbeit 
hervorgehoben, die ich nur nach jeder Richtung bestätigen kann. Den 
Vorzügen stehen leider für bestimmte Heimarbeitergruppen starke hygie¬ 
nische Nachteile gegenüber. Aber das eine scheint festzustehen: je ge¬ 
sündere Verhältnisse wir für die einzelnen Gruppen der Heimarbeit schaffen, 
desto offenkundiger werden alle diese mit Recht betonten Vorzüge in die 
Erscheinung treten. Nur wenn der Verdienst in der Heimarbeit Über¬ 
anstrengungen und Entbehrungen vermeiden läßt, hinsichtlich des hygienischen 
Milieus eine Besserung ermöglicht, wird sich die Arbeitskraft der Frau in 
richtiger Weise zwischen Wartung und Erziehung der Kinder einerseits und 
der beruflichen Betätigung in der Heimarbeit andererseits teilen können. 
Zum Schlüsse möchte ich noch auf den Zusammenhang zwischen dem 
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Gesundheitsschutz in der Heimarbeit und in den Fabriken hinweisen. Die 
Arbeiterinnenschutzgesetzgebung für Fabriken wird durch die ungeregelte 
Heimarbeit in manchen Betriebszweigen geradezu illusorisch gemacht. Der 
Staat handelt nur konsequent, wenn er als Ergänzung des Arbeiterinnen- 
schutzes in Fabriken auch für die Heimarbeit gesunde Arbeitsformen suchen 
hilft und im Notfall eine Regelung selbst in die Hand nimmt.“ 

Vorsitzender, Ober- und Geh. Baurat Dr. Stübben: „Damit 
aind wir am Ende der Behandlung dieses Gegenstandes. Ich möchte noch 
wenige Bemerkungen hinzufügen. Die Leitsätze des Herrn Referenten sind 
nach unserer Gepflogenheit nicht zur Abstimmung, nicht zur Beschluß¬ 
fassung bestimmt. Wir würden ja auch bei der Schwierigkeit und Ver- 
wickeltheit dieser Verhältnisse in so kurzer Zeit dazu gar nicht in der Lage 
sein. Aber ich darf in Ihrer aller Namen der Zuversicht Ausdruck geben, 
daß der Vortrag des Referenten, die Leitsätze, die das Gerippe des Vor¬ 
trages bilden, und endlich die Diskussion dazu beitragen mögen, das soziale 
und hygienische Gewissen der Bevölkerung zu schärfen, und daß in diesem 
Sinne unsere heutigen Verhandlungen, durch das große Verdienst unseres 
Herrn Referenten angeregt, von erheblichem, von segensreichem Nutzen sein 
werden für die Lösung der schwierigen Frage in dem Umfang und Maße, 
in dem überhaupt derartige Fragen gelöst werden können. Ich spreche 
nochmals Herrn Dr. Kaup den Dank der Versammlung aus. 

„Sodann möchte ich im Einverständnis mit den übrigen Mitgliedern 
des Ausschusses die Mitteilung machen, daß fürderhin in der Diskussion das 
Verlesen vorbereiteter Aufsätze nicht gestattet werden soll“ 

Ich bitte nun Herrn Dr. Ascher das Wort zu nehmen zu seinem Vor¬ 
trag über 


Die Rauchplage in den Städten. 

Es lauten die von den Referenten Ereisassistenzarzt Dr. Ascher 
(Königsberg i. Pr.) und städt. Oberingenieur Hauser (München) aufgestellten 

Leitsätze: 

1. Das. größte Hindernis für eine wirksame Rauchbekämpfung ist die Vor¬ 
stellung, daß der Kohlenrauch nur belästigend wirkt. Fortschritte sind 
erst von der Überzeugung zu erwarten, daß er die menschliche Gesundheit 
erheblich schädigt, und daß diese zurzeit wichtigste Verunreinigung der 
8tadtluft ebenso ernst zu beurteilen ist als die von Boden und Wasser. 

2. Daß der Kohlenrauch in den über und in Ortschaften lagernden Mengen 
die Gesundheit erheblich schädigt, geht aus Statistiken und Experimenten 
hervor, die übeinstimmend nachweisen, daß mäßige Mengen von Rauch 
und Ruß durch Schädigung der Lungenzellen eine Disposition für akute 
Lungenkrankheiten schaffen und den Verlauf der Tuberkulose beschleunigen. 

Außerdem begünstigen Rauch und Ruß die Nebelbildung; der Nebel 
wiederum konzentriert den Rauch und Ruß und begünstigt die Aufnahme 
schwebender Bestandteile in die Lungen. 

Der Rauch absorbiert einen großen Teil des Sonnenlichtes. Er schädigt 
Pflanzen und Bauten. 

3. Die bisherigen Untersuchungen der 8tadtluft zeigen eine ungeahnte Bedeu¬ 
tung des Hausrauohes; wie groß sein Anteil oder der von Groß- oder Klein¬ 
betrieben ist, muß für jede Gegend nach einheitlichen Methoden festgestellt 
werden. Die fortgesetzte Untersuchung der Luft ist ebenso notwendig, wie 
die von Wasser, Abwässern, Nahrungsmitteln usw. 

8 * 
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4. Aus solchen Untersuchungen und den Beobachtungen geschulter Personen 
ergeben sich die richtigen Anhaltspunkte für die örtlichen Maßnahmen; die 
bisherige Bekämpfung, die im wesentlichen von Beschwerden ausgeht, ist 
unwürdig, ungerecht und in der Begel nur von örtlich sehr begrenztem 
Erfolg. 

Eine Ausnahme macht das Vorgehen gegen gewerbliche Unternehmungen 
mit Hilfe der Konzessionsbedingungen. 

5. Ein gleichmäßiges Vorgehen in den verschiedenen Orten ist schon deshalb 
notwendig, damit nicht Orte mit illoyalerem Vorgehen Gewerbebetriebe an 
sich ziehen. Deshalb ist eine Zentralstelle für das ganze Beich zu schaffen. 

6. Diese Zentralstelle hätte folgende Aufgaben zu erfüllen: 

a) Ausarbeitung einheitlicher Methoden für die Beobachtung und Unter¬ 
suchung der Städteluft bzw. des Bauches; 

b) Untersuchungen über die Schäden verdorbener Luft an Menschen, 
Pflanzen, Gebäuden usw.; 

c) Prüfung von VerbesserungsVorschlägen (ev. in Gemeinschaft mit anderen 
Behörden); Ausschreibung von Preisen hierfür; 

d) Ausarbeitung von Normen für die Bauchbekämpfung, wie überhaupt 
für die Verbesserung der Stadtluft; 

e) Aufklärung des Publikums durch Vorträge, Ausstellungen usw. 

7. Die Bauch- und Bußbekämpfung muß sich ebenso gegen die Hausbrand¬ 
feuerungen als gegen die industriellen Feuerungen richten. 

8. Der heutige Stand der Technik gestattet, unbeschadet der Wirtschaftlich¬ 
keit der Feuerungsbetriebe, ganz allgemein rauchschwachen Betrieb für 
jede Art von Feuerungsanlagen, auch bei Hausbrandfeuerungen herbei¬ 
zuführen. 

9. Die Bedienung der Feuerungsanlagen ist für die Bekämpfung der Bauch¬ 
plage von ausschlaggebender Bedeutung. Daher ist der Verwendung ge¬ 
schulter, tüchtiger Heizer, der Verbreitung der Grundsätze richtiger Be¬ 
dienung in Haushaltungsschulen, Dienstbotenheimen, in der Presse usw. be¬ 
sonderes Augenmerk zuzuwenden. 

10. Bei Festsetzung städtischer Bebauungspläne ist auf die örtliche Zusammen¬ 
fassung der Industrie in besonderen ihr zugewiesenen Stadtteilen Bedacht 
zu nehmen. 

11. Die Wichtigkeit der Sache verlangt behördliche, auch auf Hausfeuerungen 
sich erstreckende Vorschriften und deren Vollzug nicht im Nebenamte, 
sondern durch besondere hierfür aufgestellte, feuerungstechnisch gebildete 
Organe. 

Referent, Kreisassistenz&rzt Dr. Ascher (Königsberg i. Pr.): 
„Meine Damen und Herren! Vor etwa drei Jahren wurde in Königs¬ 
berg aus Technikern, Verwaltungsbeamten, Ärzten und Vertretern wirtschaft¬ 
licher Kreise eine Kommission zur Bekämpfung des Rauches gebildet. Wenn 
ich heute die Frage beantworten soll, welche praktischen Erfolge sie gebracht 
hat, so muß ich kurz sagen: keinen — und wenn ich nach den Gründen 
hierfür gefragt werde, so muß ich antworten: die vorliegenden Gutachten 
der Hygieniker. 

„Weder in einem Lehrbuch oder in einer Enzyklopädie der Hygiene, 
noch in einem gerichtlichen Gutachten eines Hygienikers finden wir eine 
klare Antwort auf die Frage, ob und in welcher Richtung der Kohlenrauch 
— nur um diesen handelt es sich bei der heutigen Erörterung — eine 
schädliche Wirkung auf die menschliche Gesundheit ausübt. Immer nur 
hören wir von Belästigungen; und erst, wenn diese übermäßig wurden, so 
daß das Atmen in der Nähe einer Rauchquelle nahezu unmöglich wurde, 
erst dann wurde die Gesundheitsschädlichkeit anerkannt. Daß der Rauch 
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in den über und in den Städten lagernden Mengen eine Schädlichkeit für 
die Gesundheit des Menschen bedeute, das hat zwar in einem mit Landolt 
zusammen erstatteten Gutachten Rubner vermutungsweise ausgesprochen, 
zugleich aber bedauert, daß man bisher dieser Frage eine zu geringe Auf¬ 
merksamkeit geschenkt habe. Wenn deshalb die heutigen Verhandlungen 
einen Fortschritt in der Rauchfrage bringen sollen, so müßte nunmehr mit 
der Auffassung des Rauches als eines nur belästigenden Momentes gebrochen 
und klar zum Ausdruck gebracht werden, daß der Rauch in den in und 
über den Städten lagernden Mengen eine ernste Schädigung der mensch¬ 
lichen Gesundheit bedeutet. Denn nur dureh die Betonung einer ernsten 
Gesundheitsgefahr werden sich die gewaltigen Hindernisse beseitigen lassen, 
die auf wirtschaftlichem Gebiete den Fortschritt in dieser wichtigsten Frage 
der Lufthygiene nahezu unmöglich machen. 

„Um nicht bei Ihnen den Eindruck zu erwecken, als ob Ihr Vorstand 
einem Fanatiker der Rauchfrage das Wort gestattet hat, möchte ich von 
vornherein bemerken, daß nicht aprioristische Ideen den Anlaß zu einer 
Untersuchung der Rauchschädigung gegeben haben, sondern daß ich erst 
nach und nach im Verlauf anderer Studien auf diese Frage hingedrängt 
wurde. 

„Den Anlaß hierzu bot die Beschäftigung mit der Gewerbehygiene für 
einen Beitrag zum Damm ersehen Handbuch der Arbeiterwohlfahrt. Die 
hierbei gefundene Tatsache, daß die Kohlenbergarbeiter durch eine geringe 
Sterblichkeit an Tuberkulose sich auszeichnen, und eine Bemerkung des 
Statistikers des KaiserL Gesundheitsamtes über den Ausgleich der sinkenden 
Tuberkulosesterblichkeit durch eine zunehmende an akuten Lungenkrank¬ 
heiten gaben mir den Anlaß zu einem Vergleich beider Todesursachen. 

„Auf der ersten Tabelle sehen Sie, wie vom Beginn der Statistik an in 
England die Tuberkulosesterblichkeit von Jahrfünft zu Jahrfünft sinkt, 
während die an den nicht tuberkulösen Lungenkrankheiten steigt, so daß 
eich die beiden Kurven in den sechziger Jahren kreuzen. In Preußen, wo 
die Medizinalstatistik, aber auch die industrielle Entwickelung einige Jahr¬ 
zehnte später beginnt, sehen Sie dasselbe Verhältnis entsprechend später, so 
daß die Kreuzung der Kurven erst in den neunziger Jahren erfolgt. 


Zusammenstellung 1. 



England: 





Preußen: 




T l ) NT 1 ) 


T 

NT 


T 

NT 


T 

NT 

1850—54 

36 27 

1865—69 

33 

34 

1875—79 

31 

16 

1890—94 

25 

28 

1855—58 

34 31 

1870—74 

29 

36 

1880—84 

31 

20 

1895—99 

21 

26 

1860—64 

33 33 

1875—79 

28 

39 

1885—89 

29 

22 | 

1900—04 

19 

27 


„Der nächstliegende Gedanke, daß ob sich hier nur um eine Verschiebung 
der Diagnose bzw. eine Änderung der ärztlichen Auffassung handelt, wird 
durch die nächste Zusammenstellung (Nr. 2) widerlegt. Sie sehen, daß die 
Zunahme der nicht tuberkulösen Lungenkrankheiten hauptsächlich Kinder 
und Greise betriift, insbesondere das Säuglingsalter, die Abnahme an Tuber¬ 
kulose aber hauptsächlich die Erwachsenen, das mittlere Lebensalter. Dabei 

*) T = Sterblichkeit an Tuberkulose, NT = Sterblichkeit an den nicht 
tuberkulösen (vorwiegend akuten) Lungenkrankheiten. (Bei dem Vortrag wurden 
an den entsprechenden Stellen Tafeln bzw. Photographien vorgezeigt.) 
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Zusammenstellung 2. 

Preußen, männliche. 

0—1 1—2 2—3 3—5 5—10 10—15 15—20 20—25 J. 

T 

1876—1879 . 22,5 19,9 12,1 6,6 4,1 4,5 17,9 34,6 

1900—1901 . 24,7 16,4 8,6 5,8 3,6 4,5 14,5 22,6 

Zu oder ab in Proz. . +2 —18 —28 — 12 — 13 0 —19 —33 

25—30 30—40 40—50 50—60 60—70 70—80 üb. 80 Jahr 
T 

1876—1879 . 40,2 44,7 57,3 82,5 111,8 74,9 30,2 

1900—1901 • . . . . 25,2 28,0 37,6 46,3 52,8 31,3 14,7 

Zu oder ab in Proz. . — 39 —37 — 35 —44 —53 — 58 —51 

0—1 1 — 2 2—3 3—5 5—10 10—15 15—20 20—25 J. 

NT 

1876—1879 . 83,2 51,1 19,5 8,6 3,5 2,2 3,3 6,2 

1900—1901 . 211,4 125,0 38,5 16,2 5,4 2,9 4,6 7,1 

Zu oder ab in Proz. +154 +145 +100 +86 + 55 +34 + 39 + 14 

25—30 30—40 40—50 50—60 60—70 70—80 üb. 80 Jahr 
NT 

1876—1879 . 7,4 13,3 22,4 38,5 64,7 70,9 49,7 

1900—1901 . 7,4 12,2 26,1 52,4 113,9 89,5 164,9 

Zu oder ab in Proz. . 0 —8 + 16 +36 +76 +27 +232 


haben, wie die nächsten Zusammenstellungen (Nr. 3 und 4) zeigen, beide 
Todesursachen viel Gemeinsames. Zunächst sehen Sie hier den gemeinsamen 
Einfluß der Jahreszeit: Hochstand der Kurven im Winter und Frühling, 
Tiefstand im Sommer und Herbst. In der nächsten Zusammenstellung sehen 
Sie den gemeinsamen Einfluß sozialer Schädlichkeiten: beide Todesursachen 
steigen mit der größeren Zahl von Arbeitern, d. h. pekuniär schlechter ge- 


Zusammenstellung 3. 

Sterblichkeit in deutschen Orten mit 15000 und mehr Einwohnern, 

1898 bis 1902. 



T 

NT 


T 

NT 


T 

NT 


T 

NT 

Januar . 

22 

29 

April . 

26 

31 

Juli . . . . 

20 

20 

Oktober . . 

19 

18 

Februar 

24 

34 

Mai 

25 

27 

August . . 

19 

17 

November . 

19 

22 

März. . 

26 

37 

Juni . 

22 

23 

September . 

18 

16 

Dezember . 

20 

28 


Zusammenstellung 4. 
Frankfurt a. M., 1890/91. 
Auf 1000 Haushaltungen kommen Arbeiter: 


T NT 

Bornheim. 285] 4,15 \ 3,061 

Inner. Sachsenhausen . . 161 1 184 = 100 3,90 ? 4,35 — 100 3,14 i 3,31 = 100 

Altstadt.107 ) 5,01 j 3,72 J 

Äußer. Sacbsenhausen 76 1 3,27 1 2,351 

Östl. Neustadt. 72 J 70 = 38 2,72 j 3,01 = 59 2,52 > 2,48 = 75 

Nordöstl. Neustadt ... 73 j 3,05 ) 2,58 j 

Nördl. Neustadt .... 48 3,56 2,45 

Östl. Außenstadt .... 45 2,12 1,17 

Südwestl. Außenstadt . . 34 34= 18 1,38 2,42= 56 1,19 >1,68= 50 

Nördl. Außenstadt ... 22 2,73 2,05 

Westl. Neustadt .... 20 j 2,33 1,56 

Westl. Außenstadt ... 6j 6 _ 31 °> 86 t 1.31 = 30 1,25 \ 1,36 = 42 

Nordwestl. Außenstadt . 6/ 1,76 | 1,48) 
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sr&Uter Einwohner der VsraclnwUue» Stadtteile, Ui« Zahlen dieser Zusammen- 
atäWung Büm&mmexj der torsü^lichßn -'Kiele her scheu St&t^tik 4er Stadt 
Frankfurt a* AE Aas diesen 2«amnmßn»tellütige6 tsmmn mt schLießeir, daß 
weder durch eme Vera^deiiing des Klimas r ndtäi durch eine V^rSnderuiig 
der tmtqim TerliStthiase. die Versähiedexibeft der^terhiicihkeit an Tuberkulose 
und der nicht tuberkulösen. Lungenkrankheitea erklirr werden kann; noch 
weniger durch VerHOderungen ia dm. ■ Iuf^ki4^8gelegenlieiten, da ja di* 
Sterblichkeit an .Tuberkulose mindöötene in detxieelben Maß *yim 4r Wek» 
tio n abhängig ist u$? die Gruppe der nick t tuberkwidmen. H. m 4er Haupt• 

sach*r Akuten Luogenkraokheiten, uamkhÜScb ün Hier sind 

ea vorwiegend die Bronchopn^umouien, die das statistische ffcld bÄhext's^ß«- 
* Ein« Aufklärung bringt erst die nilekste Züsammenstellung- {Nr, 6). 
Sie seii^n M^c die Sterblichkeit dar Säuglinge als der vo» der Züuahme fcto 
in eiste»' betrpS^.öen AlUibklas^ Öle erste Grappa- »C£d • 8 lapd Wirtschaft^-, 
liehe ivreiW Ostpreußens, die zweite. 'S mdaairfeltö Kreise Schlesien a „ dkfc 
dritte 6 'i ndustnelieKreise des ribemtattde#. Sie sehen in den 6 
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Kreise» die Sterblichkeit an nicht tuberkiddee» Laugeökrankheä^ von 
Jahrfünft ,;*u Jahrfünft achwaakea und zuletzt *ich nur -wefeig Ober «Iftö 
Aofatigstitveäu erheben, Gaue anders ist das fe d#n indjxstrieÜen 

Kreimu lUW Anfang «a fiteigt aauta&rbmhen ^ *w*h 

mehr als m Sehleaieo — die Kurve steil ih die Bfiifc, && daß \ü dfen 
Jahren^ in Schlesien die Iiinffaefee^ im 

Hohe erreicht hat (Jan« anders verlauft dis Kurv* dwr akaUo lufektious- 
krankheifcen (Scharlach,' Maser»,. l%htkörie|v Sie steht- erstens einmal schon 
im Anfang in Ostpreußen am höchst*», ttß Rheinland öüBD tn*drig8tdij • sie 
fällt 'feroer am meisteo m OstpfBÄSeta^ &ia im Sbeinkuit Im 

I>urcbachniti aber steht sie atu böcbfiteü in d»ttt am ,dnaiaßi»u bevölkerten 
OatprcaßeaV am medrtgaten in de» am dkhfcesteo bevölkerten rhekuschwa 
InduÄtriekrtixsein Diese* Verhalteivflieht mefet ve^emWB da, denn in der 
»&ühsUs^Zasao>ime»«teMu»g(Nr. ü) mhm Sie, wie dieSt* r bUohksil An akuten 
Lungenkmokbeiien vom Laude nar.h der Kkiiistadt, v&rs . do nach den MBtycl 
und ßr^ßstadteo : Breufien8 im zehnjährigen Börchschaitb.hiii d*u- Sattglirig^n 
steigt• Weiireuiii..die Kurve der akuten itifekttouskranfcheiten• ehei&so, Jaüf-, 

Aber auch in d^s ludii^tnegegeadrii aeibst arhtn wir iuich gewisse 
i{nterschiede. ln de» Tektilgegendeti — io de© Krei^eu j8QW«dil 
'Stkdten — (vgl- ZusKoiineBBteUnßg 7) überwiegt di* ^tHrbUobkdt m. Xabttf : - 
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Zusammenstellung 6. 


Preußen, 1880 bis 1889. Säuglinge. 

NT Infektionskrankheiten 



männliche 

weibliche 

männliche 

weibliche 

Land. 

. . . 6,24 

5,19 

25,37 

23,81 

Kleinstadt .... 

. . . 12,81 

10,52 

18,10 

17,75 

Mittelstadt .... 

. . . 17,33 

15,34 

11,36 

11,48 

Großstadt .... 

. . . 26,30 

23,34 

10,52 

10,03 


Zusammenstellung 7. 

Kreise: 

Textil (Krefeld Land) Bauch (Essen Land) 

T NT T NT 

4,2 1,9 3,2 3,6 

Städte: 

Textil (Chemnitz, Krefeld, Gera) Bauch (Essen, Königshütte, Oberhausen). 

T NT T NT 

2,1 1,6 1,8 4,6 

kulose — in den spezifischen Ranchkreisen aber die an den nicht tuberku¬ 
lösen Lungenkrankheiten, ein Verhalten, auf das von Finkelnburg schon 
in den achtziger Jahren hingewiesen wurde; leider war diese Tatsache von 
ihm nicht weiter verfolgt worden und daher in Vergessenheit geraten. 

„Nunmehr können wir an die Aufklärung der Statistik der Kohlenberg¬ 
arbeiter gehen, die den Ausgangspunkt unserer Untersuchungen darstellte. 
Sie sehen (Zusammenstellung Nr. 8), daß zwar die Sterblichkeit an Tuber¬ 
kulose (T) bei den Kohlenbergarbeitern Euglands (Zusammenstellung 8 b) 
niedriger ist als bei den ländlichen Arbeitern, dagegen NT so viel höher, 
daß bei den Kohlenarbeitern die Summe von T und NT, d. h. aller Lungen¬ 
krankheiten, mit 46,7 erheblich über der der Landarbeiter (39,4) ist. 

„Dasselbe Verhältnis finden wir auch in Preußen. Für die Kohlenberg¬ 
arbeiter bot sich eine ausgezeichnete Statistik im Bochumer Knappschafts¬ 
verein mit seiner über eine Viertelmillion starken Mitgliederschaft. Zum 
Vergleich konnten leider nicht ländliche Arbeiter genommen werden, da es 
in Deutschland eine solche Gewerbestatistik nicht gibt; vielmehr mußte der 
Durchschnitt der männlichen Einwohner Preußens von 15 bis 60 Jahren 
gewählt werden. Auch hier sehen wir wieder eine geringere T, eine erheb¬ 
lich höhere NT und als Gesamtresultat eine Übersterblichkeit an allen 
Lungenkrankheiten zusammen bei den Kohlenbergarbeitern (52,3 — 45,3). 
Sie sehen ferner aus den Zusammenstellungen 8 c und d, daß die Übersterb¬ 
lichkeit an NT schon wenige Jahre nach dem Beginn der Beschäftigung an¬ 
fängt, um sich mit den Jahren, d. h. zunehmender Beschäftigungsdauer, zu 
vergrößern — sowohl in England wie in Preußen. 

„Daß nicht etwa, wie von manchen Seiten vermutet wurde, die Anthra¬ 
kose, d. h. die Erfüllung der Lunge mit Kohlenstaub oder Ruß, hemmend 
auf die Tuberkulose wirkt, das zeigt die Statistik der anderen Kohlen- und 
Rußarbeiter, nämlich der Kohlenträger, Kaminkehrer und Rußhändler (Zu¬ 
sammenstellung 8 b). Bei ihnen sehen wir eine erhebliche Übersterblichkeit 
an Tuberkulose, allerdings auch eine noch größere an den nicht tuberkulösen 
Lungenkrankheiten. Die geringere Sterblichkeit der Kohlenbergarbeiter 
an Tuberkulose ist vielmehr darauf zurückzuführen, daß in England wie in 
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Preußen nur ein ausgesuchter Menschenschlag für diese schwere Arbeit an¬ 
genommen wird, und daß er unter günstigeren wirtschaftlichen Bedingungen 
lebt als der Durchschnitt der Arbeiter. 

Zusammenstellung 8. 


a) In Preußen. T NT 

Männliche (15 bis 60 Jahren). 28,8 16,5 

Ruhrkohlenarbeiter. 13,1 39,2 

b) In England. T NT 

Arbeiter auf dem Lande.18,8 18,6 

Kohlenarbeiter. 14,0 32,6 

Kohlenträger. 29,7 65,6 

Kaminkehrer und Rußhändler. 37,1 43,1 


c) Sterblichkeit in den Jahren 1903 bis 1907 (Preußen): 


15-20 20-25 25-30 30-40 40-50 50-60 60-70 j^re 
T 


Männl. Einwohner Preußens 
Aktive und Inaktive des 

14,2 

22,1 

22,5 

23,5 

30,5 

38,9 

40,2 

25,2 

Bochumer Knappschafts¬ 
vereins . 

8,5 

11,8 

10,9 

14,4 

20,5 

34,4 

27,6 

14,2 






NT 




Männl. Einwohner Preußens 
Aktive und Inaktive des 

4,4 

5,8 

6,4 

10,4 

22,0 

47,6 

100,5 

151,4 

Bochumer Knappschafts¬ 
vereins . 

4,5 

7,5 

6,5 

11,5 

33,9 

89,8 

202,3 

308,4 

d) Sterblichkeit 

in den Jahren 1890 bis 1892 (England) 



aus Suppl. zum 55. Jahresber. des Registrar General. 




15-20 

20-25 

25-35 

35-45 

45-55 

55-65 

über 65 
Jahre 

Occupied mal es 
districts . . . . 

in Agricultural 

6,1 

20,1 

22,7 

T 

24,4 

20,9 

16,6 

11,7 

Coal Miner . . . 


6,5 

14,8 

14,8 

12,4 

21,5 

29,4 

18,5 






NT 




Occupied males 
districts . . . . 

in Agricultural 

7,1 

5,2 

8,4 

16,7 

32,4 

65,9 

234,5 

Coal Miner . . . 


5,2 

10,3 

15,9 

29,4 

87,4 

234,6 

548,3 


„Diese besseren körperlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Kohlenbergarbeiter reichen aus, um ihre geringere Sterblichkeit an Tuberku¬ 
lose zu erklären; sie zeigen, da man bei ihnen auch — nach Zusammen¬ 
stellung 4 — eine geringere NT erwarten müßte, deutlich die Schädlich¬ 
keiten des hinzukommenden Momentes — des Rußes und des Kohlenstaubes. 
Aber auch in bezug auf die Tuberkulose bleibt die Wirkung der Luft¬ 
verunreinigung nicht aus; nur zeigt sie sich nicht in der bisher allein ge¬ 
würdigten Zahl der tuberkulösen Toten, sondern in einem schnelleren Ver¬ 
lauf der Krankheit. 

„Während in England von den Landarbeitern 15 Proz. mit ihrer 
Tuberkulose ein Alter von mehr als 55 Jahren erreichen, sind es bei den 
Kohlenarbeitern nur 12 Proz. In Preußen ist der Unterschied noch größer 
(vgl. Zusammenstellung 9 c) 13,7 Proz. — 3,8 Proz. Von seiten der Knapp¬ 
schaftsvorstände wird für diesen gewaltigen Unterschied der große Anteil 
jüngerer Arbeiter in dem Knappschaftsverein als Grund angegeben. Ich 
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kann dies nicht anerkennen, da bei den jüngeren Altersklassen die Wider¬ 
standskraft gegen die Tuberkulose größer ist als bei den höheren, so daß 
man also im Bochumer Knappschaftsverein gerade umgekehrt ein höheres 
Durchschnittsalter der an Tuberkulose Verstorbenen erwarten dürfte. Es 
zeigt sich vielmehr bei den Kohlenbergarbeitern dieselbe Entwickelungs¬ 
tendenz, die wir in ganz Preußen beobachten können. Während nämlich 
(vgl. Zusammenstellung 9 a und b) noch 1876 36 Proz. der männlichen und 
32 Proz. der weiblichen an Tuberkulose Gestorbenen das 50. Lebensjahr 
erreichten, waren es 1901 nach einem nahezu gleichmäßigen Sinken nur 
noch 28 Proz. bzw. 23 Proz. Auch hier ließ sich wieder ein Gegensatz 
zwischen Landwirtschaft und Industrie erkennen. Während in Ostpreußen 
27 Proz., in Westpreußen 22 Proz., in Posen 20 Proz. der an Lungentuber¬ 
kulose gestorbenen Erwachsenen das 60. Lebensjahr erreichten, waren es in 
Hessen-Nassau 16,9 Proz., in der Rheinprovinz nur 15,8 Proz., in Westfalen 
nur 15,4 Proz. 

Zusammenstellung 9. 

Preußen. 


a) Von je 100 an Tuberkulose Gestorbenen standen im Alter von mehr als 60 Jahren: 

männliche weibliche 


1876 . 36,6 32,6 

1901 . 28,2 23,5 


b) 


Von je 1000 an Lungentuberkulose gestorbenen Erwachsenen waren mindestens 

60 Jahr alt geworden: 


Ostpreußen.272 

Westpreußen.222 

Posen.202 


Hessen-Nassau.169 

Rheinprovinz.158 

Westfalen.154 


c) An Tuberkulose gestorbene männliche Erwachsene wurden über 60 Jahr alt: 


In ganz Preußen.13,7 Proz. 

Bochumer Knappschaftsverein ....... 3,8 „ 


„Diese und andere Erwägungen führten zu dem Schluß: Rauch und 
Ruß prädisponieren zu akuten Lungenkrankheiten und beschleunigen den 
Verlauf der Tuberkulose. Die Bestätigung hierfür brachte das Experiment. 
Zehn mit tierischer Tuberkulose subkutan infizierte Kaninchen wurden 
gleichzeitig mit zehn normalen Tieren einer mäßigen Rauchatmosphäre ans¬ 
gesetzt. Daß die Rauchmenge gering genug gewählt war, um an sich keinen 
Schaden anzurichten, bewies die Gewichtszunahme von neun ungeimpften 
Kontrollieren. Trotzdem starben die infizierten Kaninchen nach 53,9 Tagen 
im Durchschnitt, während tuberkulöse Kontrolliere fast die doppelte Anzahl 
von Tagen erlebten, nämlich 90,3. 

„Die erwähnten nicht geimpften Rauchtiere wurden nach Verlauf meh¬ 
rerer Wochen, in denen sie, wie gesagt, an Gewicht zugenommen hatten, 
einer Einatmung von mäßigen Mengen eines für sie unter gewissen Um¬ 
ständen schädlichen Schimmelpilzes (Aspergillus fumigatus) ausgesetzt. Sie 
bekamen eine Lungenentzündung, normale nicht vorbehandelte Tiere aber 
nicht. 

„Ähnliche, nur weniger deutlich ausgesprochene Ergebnisse brachte die 
Einatmung von Ruß, einem wichtigen Bestandteil des Rauches, d. h. eine 
Prädisposition für akute Lungenkrankheiten und einen schnelleren Verlauf 
der Tuberkulose. 
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„Eine Bestätigung finden diese Versuche in den Experimenten von 
Bartel und Neu mann; sie stellten fest, daß ältere Meerschweinchen, welche 
eine durch den Anfenthalt in der Stadt erworbene Anthrakose hatten, einen 
schnelleren und ausgedehnteren Verlauf der Experimentaltuberkulose zeigten 
als jüngere, sonst leichter empfängliche, aber noch anthrakosefreie Meer¬ 
schweinchen. Ferner fand Hey mann, daß es gerade die pigmentierten 
Zellen in den Lungen waren, welche zuerst in ausgedehnterem Umfange den 
eingeatmeten Tuberkelbazillen zum Opfer fielen. 

„Da Ruß etwa 31 Proz. mineralische Bestandteile enthält, in der Haupt¬ 
sache Silikate und Eisen, verdienen hier auch die Versuche von Lanne- 
longue, Achard und Gaillard Erwähnung, die bei 20 mit Tuberkel¬ 
bazillen intrapleural infizierten Meerschweinchen durch täglich mehrmalige, 
aber geringe Staubinhalationen den Tod der Versuchstiere wesentlich be¬ 
schleunigten. Und da Rauch nicht unwesentliche Mengen schwefliger Säure 
in die Städteluft bringt, muß man auch an die Versuche Kisskalts denken, 
der bei Kaninchen eine Beschleunigung der Tuberkuloseinfektion durch Ein¬ 
atmung von geringen Mengen schwefliger Säure (0,05 Prom.) bewirkte, sowie 
an die Versuche vonRonzani, der unter den gleichen Versuchsbedingungen 
eine Abnahme des bakteriziden Vermögens der Lungen und eine Resistenz- 
Verminderung gegenüber Bakterien feststellte. 

„Wir können nunmehr die übereinstimmenden Ergebnisse der Statistik 
und der Experimente dahin zusammenfassen: Rauch und Ruß setzen 
Bchon in geringen Mengen die Widerstandskraft der Lungen 
herab, namentlich bei schwächeren Individuen, wie den Säug¬ 
lingen, oder geschwächten, wie den Tuberkulosen. 

„Wie groß ein solcher bisher nicht vermuteter Schaden werden kann, 
das mag die folgende Zusammenstellung (Nr. 10) zeigen: 

Zusammenstellung 10. 

Sterblichkeit derSäuglinge inPreußen an akuten Lungenkrankheiten 

(1 : 1000 ). 



männliche 

weibliche 


männliche 

weibliche 

1876—79 . . . 

8,3 

6,9 

1890—94 . 

. . . 17,7 

14,5 

1881—84 . . . 

. 11,6 

9,6 

1895—99 . 

. . . 20,2 

16,2 

1885-89 . . . 

. 13,1 

10,9 

1900—09 . 

. . . 21,8 

17,7 


Zusammenstellung 11. 

An nicht tuberkulösen Lungenkrankheiten starben in Preußen: 


1875 . 42 065 Einwohner, darunter 7 723 Säuglinge 

1905 . 102 550 „ ,, 22 076 „ 


„Wir sehen hier (Zusammenstellung 10) bei den männlichen wie den 
weiblichen Säuglingen in Preußen eine ständige Zunahme der Sterblichkeit 
an akuten Lungenkrankheiten, und zwar von Jahrfünft zu Jahrfünft ohne 
Unterbrechung bis in die letzte Zeit hinein. Wie groß dieser Schaden 
geworden ist, das zeigen noch deutlicher die absoluten Zahlen in Zusammen¬ 
stellung 11. 

„Es ist wohl nicht zu viel gesagt, wenn man eine solche dauernde 
Verschlechterung des Gesundheitszustandes als einzig in der Geschichte der 
Medizin bezeichnet. Für die volkswirtschaftliche Seite dieses uns zugefügten 
Schadens und für die nationale genügt wohl der Hinweis, daß der Ausfall 
an Nachwuchs unseres Volkes durch kulturell niedriger stehende Ausländer 
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gedeckt werden muß, und daß die Abnahme der Sterblichkeit an Tuberku¬ 
lose zu einem großen Teil wieder aufgehoben wird durch den schnelleren 
Verlauf und den früheren Tod. 

„Hiermit sind die Schäden des Rauches nicht erschöpft. 

„Wie wir aus physikalischen Versuchen wissen, bilden feinste Staub¬ 
teilchen Kondensationskerne, um die herum sich aus dem in der Luft 
schwebenden Wasser Nebeltröpfchen bilden. Aus diesem Grunde müssen 
sich auch in der Stadt häufiger Nebel entwickeln als auf dem Lande; die in 
den Wetterberichten so häufig im Winter verzeichneten Tiefnebel entstehen 
offenbar auf diese Weise. Auf sie und die Nebel im allgemeinen kommen wir 
noch zurück. Zunächst soll hier die Wirkung der über einer Stadt lagernden 
Rauchwolken besprochen werden, deren nächste Folge ein außerordentlicher 
Verlust an Sonnenlicht ist, und zwar am meisten zu einer Zeit, in der wir ihn 
am spärlichsten besitzen und am meisten brauchen, nämlich im Winter. 

„Um ein prägnantes Beispiel anzuführen, so hat Glan gezeigt, daß 
Berlin nur ein Drittel des ihm zukommenden Sonnenscheines hat. Die hier 
folgende Photographie l ) mag Ihnen den Grund hierfür angeben. Es ist dies 
eine Aufnahme von Königsberg an einem absolut wolkenlosen, sehr sonnigen 
Wintertage. Sie sehen über der Stadt eine durch den leichten Ostwind von 
rechts nach links bewegte schwarze Wolke. Beim näheren Hinsehen finden 
Sie, daß es nichts anderes ist als der Rauch, der aus den zahlreichen Häusern 
und Kleinbetrieben aufsteigt, während größere Betriebe mit höheren Schorn¬ 
steinen nur wenige vorhanden sind. Dieser Anblick mag vielen über¬ 
raschend, vielleicht übertrieben dargestellt Vorkommen. Ich bemerke aber, 
daß die Photographie von einem Berufsphotographen aufgenommen und 
ohne jede Retouche gemacht wurde. Man kann sich von ihrer allgemeinen 
Richtigkeit überzeugen, wenn man an einem klaren Wintermorgen von 
außen in eine StAdt kommt, am besten zwischen 8 und 9 Uhr. Man sieht 
dann, auf einem freien Platze oder vor einer längeren Straße stehend, wie 
sich aus den Hausschornsteinen mehr oder weniger starke Rauchwolken 
entwickeln, die, von der kalten Luft abgekühlt, nach unten fallen und die 
Straßen und Plätze mit einer grauen bis braunen Masse erfüllen, die man 
schon an dem Geruch, noch mehr aber beim Auffallen auf Schnee, als Rauch 
oder Ruß erkennen kann. Was man an einem Wintermorgen in unseren 
Städten als frische Morgenluft einatmet, ist in der Hauptsache nichts anderes 
als der abgekühlte Rauch unserer oder unserer Nachbarn Schornsteine. Man 
kann sich davon ganz leicht überzeugen, wenn man ein Bett oder einen 
sonstigen weißen Gegenstand ans Fenster legt oder, wie dies auf der 
nächsten Photographie*) zu sehen ist, Proben von Schnee Bchmilzt. Die vier 
hier abgebildeten Photographien zeigen Ihnen solche zur gleichen Stunde 
entnommenen Schneeproben; die hellste, links stehende stammt vom Ostsee¬ 
strande, die dunkelste aus unserer besten Wohngegend. 

„Die Rauchmassen werden nun langsam von der Sonne erwärmt, steigen 
in die Höhe und bleiben oberhalb der Stadt als eine gleichmäßige Glocke 
liegen, bis ein kräftiger Wind sie zu zerstreuen oder fortzutreiben vermag. 
Es gehört dazu allerdings schon ein recht starker Wind, um sie ganz aus 

l ) Vgl. Anmerkung 1, S. 11J. 
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dem Bereich der Stadt zu vertreiben; denn dem mäßigen Ostwinde war dies, 
wie wir auf der ersten Photographie von Königsberg gesehen haben, nicht 
möglich. Außerdem sorgt die erneute Heizung beim Kochen und anderen 
häuslichen Verrichtungen dafür, daß diese Rauchwolke im Laufe des Tages 
erneuert wird, wenn sie auch nicht die gleiche Höhe wie die Morgenwolke 
erreichen kann. Wie sich der Rauch nach oben hin verteilt, das sehen Sie 
an diesen Rußproben, die in verschiedener Höhe an unserem Schloßturme 
aufgenommen sind. Sie sehen, daß nach oben hin die Rußmenge abnimmt. 
Wie sich die Rauchmenge im Laufe des Tages gestaltet, das sehen Sie an 
diesen Rußproben, die morgens um 8 Uhr, mittags um 12 Uhr und abends 
um 6 Uhr auf genommen sind. Sie sehen — und das stimmt mit den von 
Renk in Dresden und Orsi in Berlin gemachten Wahrnehmungen überein — 
die Hauptmenge des Rauches wird am Morgen entwickelt, wenigstens soweit 
dies für nicht ausgesprochene Industriestädte festgestellt ist. Daß hier in 
der Tat nicht die Industrie die Hauptrolle spielt, sondern die Haus- und 
Kleingewerbefeuerung, das läßt sich verschiedentlich beweisen. Sie sehen 
hier zwei nahezu übereinstimmende Kurven. Es handelt sich um den Gehalt 
der Luft an schwefliger Säure, einem der Hauptbestandteile des Kohlen¬ 
rauches , und zwar in Manchester wie in Königsberg in den verschiedenen 
Monaten eines Jahres. Sie sehen den Hochstand der Kurven im Winter und 
Frühling, starken Abfall zum Sommer und Herbst und langsames Aufsteigen 
mit Beginn der Frostperiode, also des Wohnungsheizens. 

„Man wird es daher verstehen, daß die gefürchteten Londoner Nebel 
am stärksten in Zeiten auftraten, in denen die Hausfeuerung und die 
Backereien am angestrengtesten arbeiteten, die Industrie aber nahezu still 
stand, nämlich kurz vor und während der Weihnachtsfeiertage. Auf die 
ganze Bedeutung dieser Nebel hier einzugehen, würde zu weit führen; er¬ 
wähnt sei nur, daß nach ihrem Auftreten die Todesfälle an allen Lungen¬ 
krankheiten in die Höhe schnellten. Der Grund hierfür liegt darin, daß 
erstens der Nebel die Rauchmengen konzentriert, und daß in feuchter Luft 
feiner Staub in viel größeren Mengen in die Lungen dringt als in trockener, 
wie ich dies für Ruß und feinen Eisenstaub, und das Flüggesche Institut 
für Bakterien nacbgewiesen haben. 

„Zu diesen Schädigungen der menschlichen Gesundheit kommen noch 
die bekannten Zerstörungen an Pflanzen und Steinen; ich erwähne nur die 
viel besprochene Auflösung der Fassade des Kölner Domes, als deren Ur¬ 
sache Kaiser in Gießen die aus dem Rauch der Häuser und des Bahnhofes 
stammende schweflige Säure nachgewiesen hat. 

„Wenn zuletzt hauptsächlich der Rauch der Hausfeuerungen und Klein¬ 
gewerbe betrachtet wurde, so soll damit nicht etwa die Bedeutungslosigkeit 
des Industrierauches bewiesen sein; es soll vielmehr nur dargetan werden, 
daß es eine Rauchfrage selbst für kleine Städte gibt, namentlich wenn sie 
in einem Gebirgstale liegen, aus dem der Rauch schwer heraus kann, oder 
in der Nähe von Gewässern, die die Nebelbildung und damit die Konzen¬ 
trierung des Rauches begünstigen. Daß die eigentlichen Industriestädte des 
Rheinlandes und Oberschlesiens in ganz hervorragendem Maße durch den 
Rauch leiden, dafür sind ja vorhin genügend Zahlen angeführt. Als eine 
kleine Ergänzung mögen die folgenden dienen (Zusammenstellung 12) und 
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damit als Abschluß dieses Kapitels, die uns zeigen, wie hoch trotz der 
günstigeren wirtschaftlichen Verhältnisse der Bevölkerung die Sterblichkeit 
an akuten Lungenkrankheiten in jenen Gegenden steigt. Allerdings kommt 
hier für die Orte mit den höchsten Zahlen hinzu, daß sie zu einem großen 
Teil von Kohlenbergarbeitern bewohnt sind. 

Zusammenstellung 12. 

In deutschen Orten von 15 000 und mehr Einwohnern starben an akuten 
Erkrankungen der Atmungsorgane im Jahrzehnt 1895 bis 1904 (1:10000) 

im Durchschnitt 25,2. 

In Rheinland-Westfalen: 


Aachen. 

. 31,6 

Essen .... 

. . 41,4 

Alien-Essen . 

. . 44,6 

Mülheim (Ruhr) . 

. 35,1 

Dortmund . . 

. . 41,4 

Hamborn . . 

. . 44,6 

Bochum. 

. 39,6 

Gelsenkirchen 

. . 42,8 

Wattenscheid 

. . . 45,3 

Bottrop. 

. 40,2 

Bocholt . . . 

. . 44,0 

Oberhausen . 

. . . 46,2 

Duisburg .... 

. 41,3 

Herne .... 

. . 44,1 

Borbeck . . . 

. . . 50,7 



In Ober Schlesien: 



Beuthen . . . 

.... 

. . . 31,7 

Zabrze . 


. 62,3 

Gleiwitz . . . 

.... 

. . . 31,7 

Lipine 


. 78,8 

Königshütte . 

.... 

. . . 41,4 





„Nachdem ich meine Hauptaufgabe, die Schilderung der gesundheit¬ 
lichen Schäden des Rauches, erledigt zu haben glaube — weiteres Material 
stelle ich gern für die Diskussion und ev. für weitere private Anfragen zur 
Verfügung — kann ich mich in bezug auf die Abstellung der Übelstande 
auf wenige Worte beschränken, da dies die Aufgabe des technischen Refe¬ 
renten ist. Nur die verwaltungsmedizinische Seite möchte ich kurz streifen. 

„Wir haben bis jetzt zwei Möglichkeiten zur Bekämpfung des Kohlen¬ 
rauches: erstens bei den genehmigungspflichtigen Anlagen, also besonders bei 
größeren Betrieben, durch die Auflage gewisser von vornherein zu erfüllen¬ 
der Bedingungen. Daß dieser Weg die gröbsten Übelstände in der Industrie 
beseitigt oder hintangehalten hat, kann nicht bestritten werden, ebensowenig, 
daß er zur Beseitigung der Gesundheitsschäden nicht ausreicht, und daß er 
für die Hausfeuerungen und kleineren Gewerbebetriebe gesetzlich nicht zu¬ 
lässig ist. Hier bleibt nur die zweite Möglichkeit, das sanitätspolizeiliehe 
Einschreiten, zumeist veranlaßt durch Beschwerden der Nachbarschaft. So 
wenig es aber dem Arzt möglich ist, in jedem einzelnen Falle anzugeben, 
ob ein gewisses Maß von Verunreinigung des BodenB oder der Gewässer 
eine Gesundheitsschädigung darstellt, so wenig ist es bei der Luftverunreini¬ 
gung möglich. Hier liegt die Sache noch schwieriger, weil man bisher nicht 
wußte, worin sich der Schaden der Luftverunreinigung, also auch des 
Rauches, zeigte. Es ist deshalb der subjektiven Auffassung des einzelnen 
Begutachters der weiteste Spielraum gelassen, ein für die Rechtspflege un¬ 
erträglicher Zustand. Außerdem bringt das Herausgreifen einzelner Be¬ 
triebe die große Ungerechtigkeit mit sich, daß die Konkurrenzfähigkeit von 
dem guten Willen der Nachbarschaft abhängig wird. Soll die Rauchfr&ge 
deshalb in einer gerechten Weise erledigt werden, dann muß sie ähnlich 
angefaßt werden wie die Reinigung des Bodens, der Gewässer, die Wohnungs¬ 
reform usw., d. h. von großen Gesichtspunkten aus. Hierzu ist es not¬ 
wendig, daß ein die Volksmehrheit überzeugendes Gutachten von hygieni- 
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sehen Autoritäten mit dem bisherigen Zustande aufräumt und die Schädi¬ 
gungen des Rauches auf die menschliche Gesundheit in unzweideutiger 
Weise anerkennt. 

„Derartige Gutachten werden um so überzeugender wirken, je größer 
das Beweismaterial ist, auf das sie sich stützen. Zu diesem Zwecke müßte 
die bisher nur wenig und nur wenig methodisch betriebene Untersuchung 
der Städteluft nach einheitlichen Gesichtspunkten an verschiedenen Orten 
eine genügend lange Zeit hindurch fortgeführt werden. Daß eine fort¬ 
laufende Luftuntersuchung ebenso notwendig ist wie die Untersuchung von 
Wasser, Abwässern, Nahrungsmitteln usw., dürfte unter Hinweis auf die 
vorhin auseinandergesetzten Schäden der verunreinigten Atemluft eines 
weiteren Beweises nicht bedürfen, namentlich wenn man bedenkt, wieviel 
inniger unser Körper mit der Luft im Zusammenhang steht, als beispiels¬ 
weise mit dem Wasser oder den Nahrungsmitteln. 

„Erst aus solchen Untersuchungen und den Beobachtungen geschulter 
Personen ergeben sich die richtigen Abwehrmaßnahmen. 

„Damit nicht, wie dies in England vielfach beklagt wird, Gemeinden 
mit illoyaler Handhabung der Rauchbekämpfung einzelne Gewerbebetriebe 
an sich locken, ist eine Zentralstelle mit der Beaufsichtigung zu betrauen. 
Diese Stelle müßte aber, um ihren Aufgaben gewachsen zu sein, auch die 
Ausarbeitung bestimmter Methoden für die Beobachtung und Untersuchung 
der Städteluft und ihres Rauchgehaltes veranlassen — ähnlich wie dies für 
die Untersuchung des Trinkwassers geschehen ist. Sie müßte ferner ver¬ 
meintliche oder wirkliche Schäden verdorbener Luft an Menschen, Pflanzen, 
Gebäuden usw. untersuchen oder ihre Untersuchung in die Hand nehmen. 
Wollte sie mehr tun, als rein polizeiliche Maßnahmen Vorschlägen, dann 
müßte sie sich auch mit der Prüfung von Yerbesserungsvorschlägen befassen, 
ja durch Aussetzen von Preisen, für die die Industrien, die aktiv wie die 
passiv beteiligten, sicherlich zu haben wären, solche Verbesserungen anregen. 

„Die Ausarbeitung von Normen für die Rauchbekämpfung, wie über¬ 
haupt für die Verbesserung der Städteluft wären eine ungezwungene Er¬ 
gänzung dieser Tätigkeit, ebenso wie die Aufklärung des Publikums durch 
Vorträge und Ausstellungen. In dieser Weise arbeitet in London die Rauch¬ 
bekämpfungsgesellschaft. Bei der herrschenden und gewiß begründeten 
Abneigung gegen die Bildung neuer Vereine oder Gesellschaften wäre aber 
mehr die Übertragung solcher Aufgaben an schon bestehende private oder 
staatliche Körperschaften zu empfehlen. 

„Für einen Kampf auf gesundheitlichem Gebiet ist die Voraussetzung 
einmal der Nachweis seiner Notwendigkeit — in den dargelegten Statistiken 
und Experimenten scheint er mir erbracht —, und zweitens die Aussicht auf 
Erfolg — die Triumphe der Technik und der Hygiene im letzten Jahr¬ 
hundert überheben mich jedes weiteren Beweises.“ 

Korreferent, Städt. OberingenieUT Hauser (München): 

„Meine Herren! Die Frage, die uns heute hier beschäftigt, war in 
Ihrem geschätzten Vereine bereits verschiedentlich Gegenstand eingehender 
Verhandlungen, zuletzt, wenn ich recht unterrichtet bin, im Jahre 1899. 
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„Wenn damals von seiten eines Diskussionsredners der Empfindung 
Ausdruck gegeben wurde, daß seit der früheren Behandlung des Themas 
durch das neue Referat eigentlich wenig neue Gesichtspunkte zutage ge¬ 
fördert worden wären, und auch die Verhältnisse draußen gegenüber früher 
sich nicht viel geändert hätten, so muß ich fürchten, daß die gleichen Vor¬ 
würfe auch dieses Mal wieder erhoben werden können, leider nicht einmal 
unbegründet. 

„Wer die Verhältnisse in den Städten danach beurteilt, wie sie sich 
dem Auge darstellen, und daneben einigen Überblick gewonnen hat, welch 
bedeutende Arbeit die langen Jahre über an das Problem der Rauch- und 
Rußbeseitigung gewandt wurde, was in mehr oder weniger trefflichen Ver¬ 
ordnungen und Kommi88ionsbe8chlü88en, in Sachverständigen-Gutachten der 
Techniker, Ärzte und Juristen niedergelegt wurde, mit dem äußeren Erfolg 
im letzten Grunde, daß die Schornsteine weiter rauchen, und die gleiche 
graue Wolke über den Städten liegt wie ehedem, der fragt sich wohl ver¬ 
wundert, wie ist es nur möglich, daß trotz allen Eifers, trotz aller Arbeit so 
wenig gefördert werden konnte. 

„Wer aber tiefer blickt, dem kann doch nicht entgehen, daß ein steter, 
wenn auch äußerlich sehr bescheidener Fortschritt zu verzeichnen ist; der 
besteht einmal, wie Ihnen eben die Ausführungen des Herrn Dr. Ascher 
gezeigt haben, in dem wissenschaftlichen Nachweis der gesundheitlichen 
Schädigungen des Rauches und des Rußes, in der richtigen Erkenntnis der 
Verbrennungsvorgänge in den Feuerungen, dann weiter im Aufzeigen von 
wirklich praktisch brauchbaren Mitteln zur Abwehr der Schäden und schließ¬ 
lich nicht zum mindesten in der Anpassung dieser Mittel an die Forderungen 
der Wirtschaftlichkeit. 

„Über die gesundheitliche Seite der Frage hat Herr Dr. Ascher sich 
bereits geäußert; mir gestatten Sie, die technische und verwaltungstechnische 
Seite einer kurzen Würdigung zu unterziehen, wobei es sich nicht vermeiden 
lassen wird, da und dort bereits Bekanntes zu wiederholen. 

„Die Schädigung und Luftverschlechterung durch Rauch und Ruß wird 
verursacht durch die Feuerungen der Großbetriebe, der gewerblichen Klein¬ 
betriebe und durch die Hausbrandfeuerungen. 

„Wenden wir uns zuerst zu den Großbetrieben. 

„Die Rauchentwickelung der Industriefeuerungen ist es gewesen, die 
den ersten Anlaß zu einem Einschreiten gegeben hat, weil sie für die All¬ 
gemeinheit am deutlichsten in die Erscheinung tritt und die schädigenden 
Wirkungen am klarsten erkennen läßt. Zwar von den vielen Tausenden 
zu sprechen, die da und dort täglich zum Schornstein hinausgejagt werden, 
hat sich, von Ausnahmefällen abgesehen, als nicht berechtigt erwiesen, 
insofern, als der Verlust in Ausnutzung der Kohle durch unvollkommene 
Verbrennung, wie er sich in Rauch und Ruß darstellt, durchschnittlich in 
sehr bescheidenen Grenzen sich bewegt; gleichwohl hat die Erfahrung ge¬ 
zeigt, daß in der weitaus größten Zahl der Fälle mit der Rauchverminderung 
zugleich eine Erhöhung der Wirtschaftlichkeit der Feuerungen Hand in 
Hand geht, und zwar deswegen, weil durch die zum Zwecke der Rauch¬ 
verminderung eingeleitete Untersuchung der Feuerungsanlagen vielfach 
andere Mängel aufgedeckt werden, insbesondere hohe Abwärmeverluste durch 
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die abziehenden unsichtbaren Rauchgase, deren Behebung zu Verbesserungen 
des Verbrennungsprozesses fährt, die eigentlich nicht auf das Konto der 
Rauchverminderung zu setzen sind. 

„Die anzustrebende Rauchverminderung darf aber nicht zur völligen 
Rauchbeseitigung werden wollen, wenn sie nicht zu schwerer wirtschaft¬ 
licher Benachteiligung der Industrie fahren soll; rauchfreie Schornsteine zu 
erzielen ist ja an sich nicht schwer und bedingt nur eine entsprechende 
Verdünnung des Rauches, also übermäßige Luftzufuhr, die aber auf Kosten 
der Brennstoffausnutzung geht In diesen hier kurz skizzierten Verhält¬ 
nissen ist die große Schwierigkeit der Behandlung der Rauchfrage begründet, 
denn deren Lösung muß die andere in sich schließen: eine rauchschwache 
Feuerung gleichzeitig zu einer wirtschaftlich günstig arbeitenden zu ge¬ 
stalten. 

„Die Ursachen der Rauch- und Rußentwickelung sind so oft schon be¬ 
handelt, daß es sich erübrigt, sie hier nochmals zu behandeln; die Mittel 
und Wege, die zu einer praktisch erreichbaren und befriedigenden Ver¬ 
minderung der Rauchentwickelung aus Industriefeuerungen führen, sind 
ebenfalls vielfach schon vorgezeichnet und je nach Verhältnissen mit Erfolg 
schon beschritten worden; sie bestehen in der Verwendung 

1. besonderer Brennstoffe, die an sich wenig oder gar keinen Rauch 
entwickeln, 

2. besonderer Bedienungsmethoden, 

3. besonderer Feuerungskonstruktionen, 

4. sachgemäß geschulten Heizerpersonales, 

den einfachsten Weg nicht zu vergessen, das sind ausreichend groß be¬ 
messene Kessel- und ausreichend groß und hoch bemessene Kaminanlagen. 

„Hierzu ist folgendes zu bemerken: 

„In vielen Fällen führen Betriebserweiterungen bei Beibehaltung der 
ursprünglichen Kesselanlagen zu einer Überanstrengung derselben, die eine 
sachgemäße Bedienung der Feuerungen nicht mehr ermöglicht, da der Heizer 
Mühe hat, überhaupt nur den nötigen Dampf herbeizubringen. Deshalb 
ist schon bei Neuanlage von Kesseln auf eine spätere mögliche Erweiterung 
Bedacht zu nehmen, und von Zeit zu Zeit müßte sich auch jeder Industrielle 
von dem Dampf verbrauch seines Werkes Rechenschaft ablegen, was auch 
nach mancher anderen Seite hin für ihn nur von Vorteil sein kann. Die 
Forderung hoher Kamine vom Standpunkt der Rauchbekämpfung aus zwecks 
Verteilung des Rauches in hohe Luftschichten und Erzielung guten Zuges 
wird heute vielfach an sich schon erfüllt mit Rücksicht auf den Einbau von 
Ekonomisern und Vorwärmern, der zur Ausnutzung der Abwärme der 
Rauchgase zwecks Steigerung der Wirtschaftlichkeit vorgenommen wird, 
auf der anderen Seite die mit der Abkühlung der Rauchgase Hand in Hand 
gehende Verschlechterung der Zugwirkung auszugleichen verlangt, eben 
durch hohe Kamine. 

„Der Verwendung besonderer Brennstoffe sind in mannigfacher Be¬ 
ziehung enge Grenzen gezogen. Vor allem ist hier anzuführen die Ver¬ 
teuerung von Anthrazit und Koks, gasarmer Brennmaterialien, die auf 
Grund ihrer Zusammensetzung Rauchbildung von vornherein ausschließen. 
Sie passen aber nicht für alle Betriebs Verhältnisse, insbesondere nicht für 
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im Dampf verbrauch stark schwankende Anlagen und bleiben, weil die zur 
Verfügung stehende Menge eine begrenzte ist, besser einer ausgiebigeren 
Verfeuerung in Hausbrandfeuerungen und in den Kesselanlagen Vorbehalten, 
die infolge besonderer örtlicher oder sonstiger Verhältnisse unter allen Um¬ 
standen rauchfrei arbeiten müssen. 

„Hier sei erwähnt, daß nach Mitteilungen neuerdings in England durch 
ein besonderes Verfahren ähnlich der fraktionierten Destillation von Kohlen 
in Kammeröfen rauchfreie Brennmaterialien zu angemessenen Preisen her- 
gestellt werden; die Verwendung solcher Produkte bei uns setzt die Aus¬ 
übung des Verfahrens auf deutschem Boden voraus, da die Frachtkosten 
sonst zu beträchtliche sind. 

„Vielfach werden durch Mischung gasarmer und gasreicher Brennstoffe 
gute Ergebnisse erzielt, und insbesondere ist es die Verfeuerung von Stein- 
und Braunkohlen in Form von Briketts, deren Fabrikation in den letzten 
Jahren einen großen Aufschwung bei uns genommen hat, die in vielen Fällen 
die Forderung geringster Rauchentwickelung mit der der Wirtschaftlichkeit 
und Anpassung an die Betriebsverhältnisse zugleich erfüllen läßt. 

„In diesem Zusammenhang mag noch auf drei besondere Punkte kurz 
hingewiesen werden. Eine wesentliche Einschränkung der Rauchentwicke¬ 
lung aus industriellen Feuerungen ist von der ausgedehnten Verwendung 
der Gasmaschine erwartet worden, die vor einigen Jahren, wie das immer 
bei Neuerungen so geht, zusammen mit den Generatoranlagen für Anthrazit, 
Braunkohle, Torf und schließlich sogar für Steinkohle ihren Siegeszug an- 
zutreten und die altbewährte Dampfmaschine und damit die direkten Kessel¬ 
feuerungen zu verdrängen schien. Heute ist es, abgesehen von der Hoch¬ 
ofengasmaschine, deren Verwendung naturgemäß örtlich begrenzt ist, mehr 
oder weniger ruhig damit geworden; die Erwartungen haben sich nicht nur 
nicht erfüllt, sondern wir sehen eine ganz beträchtliche und vom Standpunkt 
der Rauchfrage nicht zu begrüßende Mehrung der Dampfanlagen, davon 
herrührend, daß während der letzten Jahre ein Streben nach wirtschaft¬ 
licher Ausbildung der Kraftanlagen eingesetzt hat, das in der Verbindung 
von Kraft- und Heizanlagen für die verschiedensten Zwecke ganz außer¬ 
ordentliche Erfolge bereits auf zu weisen hat. Auch bei den Hausbrand¬ 
feuerungen macht sich diese Erscheinung mehr und mehr bemerkbar, inso¬ 
fern als vielfach größere Gebäude, Hotels, Banken usw. von der Anlage der 
mit Koks geheizten Niederdruckdampfkessel zu Hochdruckdampfanlagen und 
eigener Erzeugung des elektrischen Lichtes durch dieselben übergehen, 
dabei die Abwärme der elektrischen Maschinen zur Heizung und Warm¬ 
wasserbereitung benutzend. 

„Eine ausgedehnte Verwendung der seit vielen Jahren als Ideal an¬ 
gestrebten Gasheizung, das heißt der zentralen Versorgung von Städten mit 
billigem Leucht- und Kochgas ist, wenigstens für gewisse Ländergebiete in 
den letzten Jahren in greifbare Nähe gerückt, weil teilweise bereits verwirk¬ 
licht worden, insofern, als im Rheinland das bei der Koksbereitung als 
Nebenprodukt gewonnene Kokszechengas bereits in zwei Städten zum teil¬ 
weisen Ersatz des Leuchtgases herangezogen wird. Bislang ist in den 
Kokereien die Koksgewinnung für Hüttenzwecke und als Heizmaterial die 
Hauptsache gewesen; die Destillationsgase wurden nur insoweit verwertet. 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



131 


Die Rauchplage in den Städten. 

z. B. in eigenen Kesselanlagen usw., als es möglich war, vielfach ziehen sie heute 
noch unbenutzt ab. Nimmt nun, was nach Erkundigungen an Ort und Stelle 
nur mehr eine Frage kurzer Zeit ist, der Großbetrieb die Sache in die Hand, 
so ist der Versorgung von Städten mit Kokszechengas zu Heiz- und Koch¬ 
zwecken in Bälde ein ausgedehntes Absatzgebiet erschlossen, weil es dem 
Großbetrieb und infolge der besonderen örtlichen Verhältnisse möglich ist, 
eine Verbilligung des Gases herbeizuführen, wie sie von städtischen Gas¬ 
anstalten vergeblich erhofft wird. 

„Wenn diese Versorgung von Städten mit billigem Kokszechengas vor¬ 
erst auch nur eine örtlich begrenzte Bedeutung hat, und gewiß nicht unter 
dem Gesichtspunkt der Verbesserung der Luftverhältnisse in Angriff genommen 
wird, sondern aus rein geschäftlichen Beweggründen heraus, so ist doch das, 
was sich im Rheinland zurzeit abspielt, von ganz allgemeiner Bedeutung 
insofern, als die keine Kokereien besitzenden Gebiete dann eben mit billigerem 
Koks als heute versorgt werden können, wenn einmal die Kokserzeugung 
nicht mehr Selbstzweck, sondern die Gasgewinnung aus Kokereien gleich 
wichtig geworden sein wird. 

„Schließlich wäre noch der Verwendung der sogenannten weißen Kohle, 
d. h. der aus Wasserkräften in großem Maßstabe zu gewinnenden Energie¬ 
vorräte Erwähnung zu tun, die, bereits an vielen Orten in die Wege geleitet, 
ihrem zunächst in Aussicht genommenen Verwendungszweck zugeführt, so¬ 
fort zwei ganz empfindliche und beträchtliche Rauchquellen, gegen die 
erfolgreich anzukämpfen bisher noch nicht geglückt ist, mit einem Schlage 
beseitigen oder doch wenigstens wesentlich einschränken würde: Bahnhöfe 
mit Dampflokomotiven und Dampfelektrizitätswerke. 

„Bezüglich der Verwendung besonderer Feuerungseinrichtungen und 
Bedienungsweise kann ich mich kurz fassen. Es ist bereits vielfach betont 
worden, und Sie wissen alle, daß es eine Universal-Feuerungskonstruktion, 
die für alle Fälle als passend in Vorschlag gebracht oder gar vorzuschreiben 
wäre, nicht gibt. Die Verschiedenheit der Brennstoffe und ihrer Preise am 
jeweiligen Verwendungsort, die verschiedenen Betriebs Verhältnisse, Kessel¬ 
systeme, örtlichen Verhältnisse verlangen ihre jeweilige besondere Berück¬ 
sichtigung. Auf der anderen Seite aber gibt es eine hinreichend große Anzahl 
bereits bewährter Feuerungskonstruktionen, die — und darin haben die 
letzten Jahre überaus klärend gewirkt — eine praktisch zu fordernde Rauch¬ 
verminderung erzielen lassen ohne Schädigung wirtschaftlicher Interessen. 
Eine Aufzahlung der einschlägigen Konstruktionen darf ich mir hier wohl 
ersparen. 

„Die Einrichtungen rauchverzehrender Apparate, die den Rauch erst 
nach seinem Entstehen teils durch Filtration, teils durch Waschen wieder 
auszuscheiden suchen, haben sich im allgemeinen nicht eingeführt, vor allem 
deswegen, weil sie technisch sehr schwierig durchzubilden und demgemäß 
so kostspielig sind, daß an eine allgemeine Anwendung gar nicht gedacht 
werden kann. 

„Von ganz ausschlaggebender Bedeutung ist für die Bekämpfung der 
Rauchplage die Bedienung der Feuerungsanlagen. Man kennt beim Plan¬ 
rost zwei besondere rauchyerhütende Methoden des Aufgebens: entweder 
Zurückschieben des in Glut befindlichen Brennstoffes nach hinten und Auf- 
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geben des frischen Brennmaterials vorn oder gleichmäßiges Bestreuen der 
ganzen Rostflächen in kleinen Mengen. Diese zwei Methoden sind aber nur, 
wie schon erwähnt, beim Planrost möglich und haben keinen besonders an¬ 
gestrengten Betrieb, sowie eine gewisse Geschicklichkeit des Heizers zur 
Voraussetzung. Eben um sich von der letzteren unabhängig zu machen, 
sind die vielen bekannten .Konstruktionen und Patente geschaffen worden, 
auf die vorhin hingewiesen wurde, die aber alle der mindestens überwachenden 
Tätigkeit des Heizers nicht entbehren können. Es ist eine längst bekannte 
Tatsache, daß die besten Einrichtungen versagen, wenn sie nicht verständig 
gehandhabt und überwacht werden; deshalb ist der Ausbildung tüchtiger» 
geschulter Heizer ganz besonderes Augenmerk zuzuwenden. 

„Damit kommen wir zur Frage der Heizerkurse. 

„Auch die Frage der Heizerausbildung ist schon vielfach diskutiert 
worden, und die widersprechendsten Ansichten sind von Autoritäten auf dem 
Gebiete der Feuerungstechnik ausgesprochen worden. Man kann sich tat¬ 
sächlich auf den Standpunkt stellen, den ein Diskussionsredner bei der Ver¬ 
sammlung der Internationalen Dampfkessel - Überwachungsvereine 1906 in 
Mailand eingenommen hat, indem er zum Schlüsse der Dikussion die Gegen¬ 
sätzlichkeit der geäußerten Ansichten hervorhob und dann konstatierte, daß 
er sie alle teile, insofern die Einrichtung der Heizerschulen an einem Orte 
ersprießlich sein, anderwärts unter anderen Verhältnissen und anders or¬ 
ganisiert dagegen versagen könne. Dabei war interessant zu konstatieren, 
daß alle gegnerischen Redner zugestanden, daß bezüglich Rauch Verminderung 
die Heizerscbulen am ehesten am Platze wären. 

„Die Notwendigkeit, tüchtige Heizer heranzubilden, wird allgemein an¬ 
erkannt. Geschieht es nicht in Schulen, so bleibt nur die Unterweisung jeweils 
auf dem Heizerstande selbst durch den älteren Heizer übrig, und die Gefahr, 
daß dessen Fehler usw. sich auf den jungen Anzulernenden übertragen, ist 
jedenfalls sehr groß. 

„Sieht man sich die Einwände näher an, die gegen die Heizerschulen 
erhoben werden, so richten sie sich in der Hauptsache gegen staatliche und 
deren Prüfungszwang, während gegen gemeindliche oder Vereins-Schulen 
nichts eingewendet wird. Des weiteren wird ihnen vielfach der Vorwurf der 
einseitigen wissenschaftlichen Ausbildung und der Vernachlässigung der 
praktischen Ausbildung auf dem Heizerstande gemacht und hervorgehoben, 
daß die für einen Heizer besonders nötigen Charaktereigenschaften, wie 
Pflichtbewußtsein, Gewissenhaftigkeit, Nüchternheit usw., durch Schulen nicht 
anerzogen und ihr dauernder Besitz nicht durch Prüfungsatteste bestätigt 
werden kann. 

„Damit ist aber zugleich der Weg gewiesen zu einer zweckmäßigen 
prinzipiellen Ausgestaltung der Schulen; die besondere Einrichtung muß ja 
immer den jeweiligen örtlichen Verhältnissen angepaßt werden. 

„Wird zugegeben, daß es heutzutage eine Menge Dinge gibt, die der 
Heizer wissen muß, und die er auf dem Heizerstand allein sich nicht aneignen 
kann, so muß eben für einen den tatsächlichen Bedürfnissen Rechnung 
tragenden Unterricht gesorgt werden, der durch praktische Unterweisungen 
vor verschiedenen Kesselanlagen die notwendige Ergänzung finden muß. 
Eine einfache Bestätigung des Besuches solcher Kurse dem Heizer gegenüber 
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mag genügen und ist erfahrungsgemäß von den Folgeerscheinungen nicht 
begleitet, die zu der scharfen Ablehnung der Heizerprüfungen mit Befähigungs¬ 
nachweis geführt haben. 

„ Neben solchen der Ausbildung dienenden richtig geleiteten Schulen 
tut zwecks dauernder Überwachung der Heizer im Betriebe, die im Interesse 
des Kesselbesitzers selbst liegt, der Lehrheizer außerordentlich gute Dienste, 
ein erfahrener, in vielen Kesselanlagen erprobter Heizer, der, in allen Heiz- 
methoden bewandert, in den verschiedensten Betrieben sich rasch zurecht 
finden können muß, und der die Heizer periodisch überwaoht, damit sie nicht 
in ihre alten Fehler zurückfallen. 

„Insbesondere nach Seite der Rauchverminderung ist die Tätigkeit eines 
solchen Lehrheizers, der von seiten der Behörden, Vereine oder Industriellen 
angestellt sein kann, eine ganz außerordentlich ersprießliche. Um nur ein 
Beispiel aus der Praxis anzuführen, das die einschlägigen Verhältnisse treffend 
beleuchtet, seien aus unserer Münchener Praxis die Braupfannenfeuerungen 
erwähnt. Sie wissen, daß die Brauindustrie in München eine ganz bedeutende 
Rolle spielt, und die direkt gefeuerten Braupfannen, deren es noch viele gibt 
— der Übergang zur Dampfkochung vollzieht sich allmählich — waren lange 
Zeit eine ständige Quelle stärkster Rauchentwickelung, die bislang hingenommen 
wurde, weil die beim Sudprozeß nach bestimmten Grundsätzen oft plötzlich 
at&rk wechselnde Wärmeentwickelung sie als unvermeidlich erscheinen ließ, 
und außerdem die für den Sud verantwortlichen Braumeister und Burschen 
in der Fenerführung sich nichts einreden ließen. 

„Schließlich gelang es uns doch, verschiedentlich den ganzen Sudprozeß 
mit seinen besonderen Anforderungen studieren zu können; nach eingehenden 
Vor versuchen übernahmen unsere beiden Lehrheizer die Bedienung des Feuers, 
und in den weitaus meisten Fällen, in Fällen, in denen man es nicht hätte 
glauben sollen, gelang es, trotz der hier der Rauchbildung besonders günstigen 
Verhältnisse, dieselbe ganz befriedigend einzudämmen ohne weitere Maß¬ 
nahmen, allein durch sachgemäße sorgfältige Bedienung mit dem Erfolg, 
daß die Pfannenburschen selbst allmählich der Bedienung des Feuers das 
nötige Augenmerk zuwenden, nachdem sie mit eigenen Augen gesehen, daß 
es ohne übermäßige Rauchbildung geht, und der Sud doch nicht fehlschlägt. 

„Der Rauchentwickelung aus den Lokomotiven, durch welche in Städten 
mit zentral gelegenen Bahnhöfen ganz riesige Luftverunreinigungen hervor¬ 
gerufen werden, ist schon Erwähnung getan. Hier sind bereits verschiedene 
Bahn Verwaltungen mit Dampf Schleierfeuerungen erfolgreich vorgegangen, 
auch die Verteuerung von Koks in Rangier- und Stadtbahnlokomotiven ist 
zu erwähnen; eine durchgreifende Besserung ist allerdings nur von der bereits 
angeführten Elektrisierung der Bahnen zu erwarten. 

„Den Übergang zu den Hausbrandfeuerungen bilden die kleinen gewerb¬ 
lichen Feuerungen, von denen die Bäckereien als die größten Sünder sich 
vielfach darstellen. Auch zur Erzielung rauchschwachen Betriebes der Back¬ 
öfen sind die Mittel und Wege bereits gewiesen, es sei hier insbesondere die 
Abhandlung von W. Bucerius über rationelle rauchfreie Heizung von 
Backöfen erwähnt; wesentliche Erfolge sind bis jetzt noch nicht erzielt worden, 
weil noch eine ganz bedeutende Anzahl gänzlich veralteter Ofenkonstruktionen 
in Betrieb ist, gegen deren geringste Umänderung von seiten der kleinen 
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Bäcker vielfach ein Widerstand geleistet wird, der im Hinblick auf den wirt¬ 
schaftlichen Kampf des Kleingewerbes gegen den Großbetrieb im Bäckerei¬ 
gewerbe nicht ohne weiteres gebrochen werden kann. Die Besserung der 
Verhältnisse ist hier von der Ausdehnung des Großbetriebes zu erwarten, 
der naturgemäß über vollkommene technische Einrichtungen verfügt und 
entsprechende Auflagen leicht ertragen kann. 

„Ich wende mich zu den Hausbrandfeuerungen. 

„Daß sie an der Verunreinigung der Luft mindestens den gleichen An¬ 
teil haben wie die industriellen Feuerungen, vielfach einen erheblich größeren, 
ist bereits einwandfrei erwiesen und, vom Vergleich der jeweiligen Gesamt¬ 
kohlenverbrauchszahlen ganz abgesehen, leicht erklärlich, wenn die geringe 
Brennstoffausnützung in vielen Öfen, besonders in den Küchenherden und 
Waschkesseln der in Kesselfeuerungen erzielten gegenübergestellt wird. Die 
Mittel zur Abhilfe sind im Grunde die gleichen, wie wir sie bei den Groß¬ 
feuerungen kennen gelernt haben: Auswahl der Brennstoffe, besondere Ofen- 
bzw. Herdkonstruktionen, sachgemäße Bedienung, hierzu kommen noch als 
wesentliche Ergänzung sachgemäße bauliche Ausgestaltung der Kamine und 
sachgemäße Reinigung derselben; die Mittel also zur Abhilfe sind wohlbe¬ 
kannt, dagegen sind die Wege ungleich schwieriger zu beschreiten als bei 
den Großfeuerungen, ja sie sind praktisch überhaupt noch kaum wirklich 
nachdrücklich beschritten worden, und darin sehe ich mit die Hauptursache 
des so mäßigen Fortschrittes in der Lösung der ganzen Rauchfrage. 

„Von der Zentralheizung abgesehen, deren ausgedehnte Verwendung vom 
Standpunkt der Rauchbekämpfung aus nur zu begrüßen ist, haben sich für 
Anthrazit- und Koksfeuerung die Dauerbrandfeuerungen ausgezeichnet ein¬ 
geführt, sei es in Form der Dauerbrandöfen oder der Dauerbrandeinsätze 
in Kachelöfen; bei Herd- und Waschkesselfeuerungen sind mit der Mischung 
gasarmer und gasreicher Kohlen gute Erfahrungen gemacht worden, wo die 
damit verbundene Umständlichkeit in Kauf genommen wurde. Der Auf¬ 
forderung, wie sie verschiedentlich an Gasometern der städtischen Anstalten 
weithin leuchtend angebracht ist: koche und heize mit Gas, ist leider noch 
wenig im ganzen Folge geleistet worden mit Rücksicht auf den verhältnis¬ 
mäßig hohen Preis des Leuchtgases, der, bis auf die Selbstkosten reduziert, 
immer noch hoch wäre und die städtische Gasanstalten aus der Reihe der 
gewinnbringenden Anstalten der Städte streichen würde; wieweit hier durch 
die obenerwähnte Kokszechengasverwendung eine Besserung der Verhältnisse 
herbeizuführen ist, werden die nächsten Jahre zu zeigen haben. 

„Bei diesem Stand der Sachlage muß die Lösung des Problems einer 
rationellen und zugleich rauchschwachen Ofen- und Herdfeuerung für die 
jeweils am Ort billigsten Kohlen eifrig betrieben werden, da die Verwendung 
der Briketts oder gar rauchfreier Brennmaterialien, so große Fortschritte 
verschiedentlich auch zu verzeichnen sind, doch nicht für alle Fälle passend und 
durch die jeweilige Preisnormierung einer mehr oder weniger großen Be¬ 
schränkung unterworfen ist. 

„Fast unüberwindliche Schwierigkeiten stellen sich heraus, wenn die 
Forderung einer Ausbildung des Bedienungspersonals, die ohne periodische 
Überwachung naturgemäß von geringem Erfolg nur sein kann, erfüllt werden 
will, handelt es sich doch um nichts weniger, als daß das feuerungstechnisch 
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völlig ungeschulte und unwissende Dienstpersonal, dessen Dienstherrschaften 
in ihren einzelnen Mitgliedern an Kenntnis der einschlägigen Verhältnisse 
nicht viel vor ihm voraus haben — kurz, daß die große Allgemeinheit zur 
sachgemäßen Bedienung der unzähligen Hausbrandfeuerungen erzogen werden 
soll, ohne daß bei der großen Zahl derselben eine eingehende fortlaufende 
Unterweisung vor den Feuerungsstellen selbst gegeben werden könnte. 

„So unüberwindlich diese Schwierigkeiten auch erscheinen mögen, sie ver¬ 
mögen beträchtliche Erfolge in unserem Sinne nicht hintanzuhalten, wenn 
für Verbreitung der Grundsätze richtiger Bedienung in Haushaltungsschulen, 
Dienstboten- und Frauenheimen, in der Presse usw. systematisch Sorge ge¬ 
tragen wird, und wenn, ich betrachte dies für ganz außerordentlich wichtig, 
die einschlägigen gewerblichen Verbände der Kaminkehrer usw., ganz be¬ 
sonders aber der Ofensetzer zur Unterstützung herangezogen werden. 

„Von einer tatkräftigen Mitarbeit dieser Kreise im Kampfe gegen die 
Rauchentwickelung aus Hausbrandfeuerungen erwarte ich mir so viel, daß ich 
in diesem Zusammenhang einer Neubildung der letzten Jahre auf gewerblichem 
Gebiete Erwähnung tun möchte, der Gründung sogenannter heiztechnischer 
Kommissionen im Ofensetzergewerbe Deutschlands, deren, meines Wissens 
erste Ende des Jahres 1907 in München gebildet wurde. 

„In diesen Kommissionen arbeiten Meister und Gesellen an der Förderung 
ihres Gewerbes, insbesondere an der Vervollkommnung der Erzeugnisse. 

„Es werden Versuchsstationen eingerichtet zur Feststellung der Aus¬ 
nutzung der Brennstoffe in Kachelöfen, Neuerungen werden auf ihren Wert 
geprüft; bezüglich Verwendung der Ofenbaumaterialien werden Normen 
ausgearbeitet und unter die einzelnen Meister verteilt, Auskünfte in allen 
Fragen werden erteilt, zu den einschlägigen baupolizeilichen Vorschriften 
wird Stellung genommen, Ausstellungen, Diskussionsabende, Vorträge, Unter- 
richtskurse für Gehilfen und Meister werden veranstaltet, kurz mit allen 
Mitteln wird an der Förderung des Gewerbes gearbeitet. 

„Die Einrichtung ist noch jung und wird sich erst in ihr Arbeitsfeld 
hineinarbeiten müssen; es ist aber klar, daß, wenn in allen größeren und 
mittleren Städten aus dem Gewerbe selbst heraus solche Zentralen geschaffen 
werden zur Aufklärung und Anregung der Angehörigen des Gewerbes wie 
des Publikums, daß damit das Vorgehen gegen die Rauch- und Rußschäden 
aus Hausbrandfeuerungen eine um so wertvollere Unterstützung findet, als 
hier eine Menge von Kleinigkeiten ihre sachgemäße Erledigung finden kann 
und Mißstände im Bau der Öfen und Kamine aufgedeckt und beseitigt werden 
können, die heute in ihrer Summe einen großen Teil der von den Hausbrand¬ 
feuerungen ausgehenden Belästigungen ausmachen. 

„Lag allen Maßnahmen zur Rauchbekämpfung bei den industriellen 
Feuerungen die Voraussetzung zugrunde, daß die Kesselgröße und Schorn- 
steinhöhe im richtigen Verhältnis zu der zu verfeuernden Brennmaterialmenge 
stehe, so ist für erfolgreiche Maßnahmen gegen Hausbrandfeuerungen Grund¬ 
bedingung, daß bezüglich Bau der Schornsteine und Verteilung der Feuerungen 
auf dieselben gewisse Forderungen eingehalten werden, ohne die von vorn¬ 
herein jedes Vorgehen erfolglos bleiben muß. 

„Die einschlägigen bau- und feuerpolizeilichen Vorschriften der einzelnen 
Städte weisen nun bezüglich der Querschnittbemessung der Schornsteine wie 
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bezüglich der Zahl und Lage der an dieselben anzuschließenden Feuerstellen 
die größten Unterschiede auf, die auf einheitliche Normen zurückzuführen 
dringend not tut. 

„Am einfachsten wäre es, wenn, wie es für Küchenherde unerläßlich 
ist, jeder Feuerung ihr eigener Kamin zugewiesen werden könnte; da diese 
Forderung auf Schwierigkeiten in der Ausführung stößt, muß wenigstens 
bei Neu- und Umbauten Sorge getragen werden, daß die Schornsteine die 
nötigen Querschnitte aufweisen, und nur eine begrenzte Anzahl Feuerstellen 
in einen Schornstein eingeleitet werden darf, wobei Feuerstellen verschiedener 
Geschosse nicht an einen Schornstein angeschlossen und die Rauchrohre von 
Feuerungen eines Geschosses nicht in gleicher Höhe eingeführt werden dürften. 

„Schließlich ist noch des Schornsteinkehrwesens Erwähnung zu tun, das 
in vielen Städten sehr im argen liegt, das, zweckmäßig ausgebildet und 
überwacht, viele heute noch zu beklagende Mißstände beseitigen würde. Die 
Schornsteine sollten nur so oft gekehrt werden, als es unbedingt die Feuer¬ 
sicherheit gebietet, dann unter den größten Vorsichtsmaßregeln gegen die 
Belästigung durch fallende Rußflocken; diese Arbeit der Kaminkehrer müßte 
dauernd kontrolliert und überwacht werden. 

„Die vorstehenden Ausführungen dürften zur Genüge erkennen lassen, 
daß behördliche Maßnahmen gegen die Rauch- und Rußplage ein unbedingtes 
Erfordernis sind, und weiter, daß deren Vollzug bei der Wichtigkeit der Sache 
nicht im Nebenamte, sondern durch besonders hierfür geeignete und auf¬ 
gestellte, feuerungstechnisch gebildete Organe erfolgen muß. 

„Man hat ja vielfach Ursache gehabt, nachdrücklichst immer wieder zu 
betonen, daß die Anwendung von Gesetzesparagraphen auf die praktischen 
vielgestaltigen Fälle in schonendster Weise unter Berücksichtigung aller 
einschlägigen jeweiligen Verhältnisse zu erfolgen habe, und bat, soweit es 
sich um die Industriefeuerungen und deren bedrohte wirtschaftliche Interessen 
handelte, den Weg der Selbsthilfe beschritten und aus dem Kreise der Indu¬ 
striellen heraus Zentralstellen geschaffen, die neben anderen Zwecken auch 
die Rauchverminderung zu ihrer Aufgabe machten; vorbildlich ist hierfür 
der im Jahre 1902 ins Leben gerufene Verein für Feuerungsbetrieb und 
Rauchbekämpfung in Hamburg geworden, der, soweit es sich um Industrie¬ 
feuerungen handelt, sich außerordentlich bewährt hat. Oder man hat das 
Vorgehen gegen die Rauch- und Rußplage besonderen Kommissionen über¬ 
tragen, gebildet aus Vertretern der Regierungen, Stadtverwaltungen, der 
Industrie, Ärzten, Technikern, Juristen, die von Zeit zu Zeit zusammentreten, 
die zu ergreifenden Maßnahmen beraten und die jeweils angefallene Arbeit 
im Nebenamt erledigen. Nur einige wenige Städte haben bislang für die 
Zwecke der Rauch- und Rußbekämpfung eigene Techniker angestellt, dies ist 
aber nach meiner Meinung und den bereits vorliegenden Erfahrungen auch der 
einzige Weg, auf dem in Zukunft wirklich Ersprießliches geleistet werden kann. 

„Mit einem Ingenieur, einem Lehrheizer und einem Schreiber, mit einem 
jährlichen Aufwand von maximal etwa 6000 bis 7000 Jt also, der auch im 
Budget mittlerer Städte nur eine ganz bescheidene Rolle spielen dürfte, 
kann eine Einrichtung geschaffen werden, die deshalb ersprießlich wirken 
muß, weil ihr Arbeitsfeld ausschließlich die Rauch- und Rußbekämpfung ist. 
Die Vielseitigkeit der Anforderungen, die an diese behördlichen Organe jeden 
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Tag gestellt werden, läßt — eine entsprechende, zweckmäßige Vorbildung 
natürlich vorausgesetzt — eine schablonenhafte einseitige Auffassung und 
Erledigung gar nicht zu; sie führt vielmehr zur Sammlung reicher Erfahrungen, 
die wiederum der Allgemeinheit zugänglich und ihren Zwecken dienstbar 
gemacht werden können. 

„Daß eine Unterstützung dieser behördlichen Organe durch die ein¬ 
schlägigen und an der Rauchfrage interessierten Kreise nur wünschenswert 
und dankbar anzunehmen ist, bedarf keiner weiteren Betonung. 

„Ich habe im Juni dieses Jahres in der Vereinigung der Verwaltungs- 
ingenieure des Heizungsfaches die Angelegenheit zur Sprache gebracht, aus¬ 
gehend von der Anschauung, daß der städtische Heizungsingenieur, wie er 
in den meisten größeren Städten bereits angestellt ist, ein wesentliches 
Interesse an der Reinhaltung der Stadtluft hat, und es demgemäß sehr nahe 
liegt, mit der Rauchbekämpfung ihn zu betrauen, natürlich unter entsprechen¬ 
der Ergänzung des Personals. 

„Die Herren haben sich im Prinzip alle zur Übernahme dieser Arbeit 
bereit erklärt; es würde also jeweils ein besonderes städtisches Amt erst zu 
schaffen nicht erforderlich sein, und diese Einrichtung, mit der in allernächster 
Zeit schon Ersprießliches zu leisten wäre, könnte, ja müßte auch bestehen 
bleiben, wenn die von Herrn Dr. Ascher empfohlene Reichszentrale zur 
Bekämpfung der Rauchplage einmal ins Leben gerufen sein wird. 

„Werden dann noch die jetzt in einigen Städten bereits gesondert 
durchgeführten Luftuntersuchungen auf gleiche Grundlage gebracht und auf 
alle größeren Städte ausgedehnt, um so eine allgemeine Grundlage für die 
Beurteilung der Rauch- und Rußschäden sowohl, wie für das Vorgehen da¬ 
gegen zu schaffen, so darf von solchem Vorgehen die bis jetzt allseits so 
schmerzlich vermißte, durchgreifende Besserung der Verhältnisse um deswillen 
mit guter Berechtigung erhofft werden, weil die ganze Behandlung der Frage 
dann der subjektiven Auffassung einzelner entzogen wird und einer objektiven, 
rein sachlichen und weitschauenden Platz macht; und wenn einmal auf solcher 
Basis Arbeit erst zu leisten war, dann war ihr der Erfolg auch immer noch 
beschieden.“ 

Der Vorsitzende eröffnet nunmehr dieDebatte|und erteilt daBWort Herrn 

AbteiluDgSTorsteher am Hygienischen Institut Dr. Kister 

(Hamburg): „Meine Herren! Das hygienische Institut hat in Hamburg ein 
Jahr hindurch Tag und Nacht in vier Stationen in der Stadt und im Hafen 
Rußuntersuchungen vorgenommen. Durch Renk sehe Filter wurden fort¬ 
dauernd in 24 Stunden 3 bis 6 cbm Luft hin durchgesaugt, die Filter wurden 
viermal in 24 Stunden erneuert, morgens um 8, mittags um 12, sodann um 
4 und endlich abends um 8 Uhr. Mit Hilfe eines Kolorimeters wurden die 
Rußmengen quantitativ pro Kubikmeter bestimmt. Es fanden sich in 
maximo 0,52 mg Ruß im Kubikmeter, in minimo 0 und im Mittel Spuren 
bis 0,205 mg. Außerdem wurden die Rußmengen nach der Liefmannschen 
Methode bestimmt, es wurden danach Werte von 15 bis 165 mg pro Quadrat¬ 
meter und Tag erhalten. Endlich wurden auch Schalen mit Wasser aus¬ 
gesetzt, hierin wurden rund 27 bis 400 mg pro Quadratmeter und Tag auf¬ 
gefangen, 30 bis 50 Proz. davon waren aber anorganisches Material. Die 
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Gesamtmenge Roß, die im Jahr auf die Gesamtfläche der Stadt Hamburg 
fällt, läßt sich auf 1000 000 bis 2000000 kg berechnen. Bei der Renk sehen 
Methode, die vornehmlich den fein verteilten, unsichtbaren Ruß bestimmt, 
waren die Maximalwerte und im Winter auch die Durchschnittswerte in der 
Stadt höher als im Hafen, während die nach Lief mann und in Wasser¬ 
schalen aufgefangenen gröberen Rußflocken im Hafen in größeren Mengen 
als in der Stadt niederfielen. Die Renksche und Liefmannsche Methode 
führen also zu abweichenden Ergebnissen, sie ergänzen einander, es empfiehlt 
sich daher, beide Methoden nebeneinander anzuwenden. Die Verbreitung 
des Rußes über die Stadt war im allgemeinen von den herrschenden Winden 
abhängig, im Hafengebiet aber war bei windstillem Wetter der Rußgehalt 
der Luft am größten. Bei dunstig-nebligem Wetter war die Rußmenge 
größer, nach Niederschlägen geringer. In den Wintermonaten fand sich 
mehr Ruß in der Luft als im Sommer, die Unterschiede in den verschiedenen 
Jahreszeiten traten im Stadtgebiet aber mehr hervor als im Hafen, weil der 
Hafenbetrieb im Sommer nicht geringer ist als im Winter, für das Stadtr 
gebiet aber die aus häuslichen Feuerungen herrührenden Verbrennungs¬ 
produkte zum großen Teil im Sommer in Wegfall kommen. Die einzelnen 
Wochentage zeigten keine konstanten Unterschiede, nur an Sonntagen war 
die Rußmenge durchschnittlich geringer. Von den Tageszeiten wiesen die 
Morgenstunden in der Regel mehr Ruß auf als die Mittagstunden, diese 
wieder mehr als die Abendstunden, und am wenigsten Ruß fand sich nachts. 

„Tageshelligkeit und Durchsichtigkeit der Luft werden von dem Ruß 
nachteilig beeinflußt. Die Beeinträchtigung des Tageslichtes ging parallel 
den gefundenen Rußmengen. Die Helligkeit betrug, in Milligramm Jod 
angegeben, 0,1mg (Januar) bis 27,0mg (Juni, Juli), die Durchsichtigkeit 
der Luft, in Metern angegeben, 100 (Winter) bis 6000 (Sommer). 

„Schwefelsäure konnte im Winter mehr als im Sommer und in der Luft 
des Hafengebietes in größerer Menge als in der Stadt nachgewiesen werden, 
und zwar 0,025 bis 0,3 mg S0 3 pro Kubikmeter in der Stadt und bis 
0,495 mg im Hafen. Schweflige Säure fand sich in der Luft nur in der 
Nähe von Schornsteinen. 

„In Niederschlägen wurden pro Liter 28 bis 62 mg Ruß, durchschnitt¬ 
lich 13,6 mg S0 8 und bis 1,66 mg S0 2 gefunden, ferner 1,8 mg NH 3 durch¬ 
schnittlich. Auf Pflanzen wurde schweflige Säure nur in einem Falle nach¬ 
gewiesen, trotzdem an 25 Orten darauf untersucht wurde. 

„In Hamburg ist, soweit ein Vergleich möglich ist, mehr Ruß als in 
Berlin vorhanden, aber wohl weniger als in englischen und amerikanischen 
größeren Städten. 

„Was die Maßnahmen anlangt, so war bereits von dem Herrn Kor¬ 
referenten auf die erfolgreiche Tätigkeit des Vereins für Feuerungsbetrieb 
und Rauchbekämpfung in Hamburg hingewiesen. u 

Geheimer Baurat Prof. Ewald Genzmer (Danzig): „Hoch¬ 
verehrte Anwesende! Ich möchte mir nur ein kurzes Wort zu dem Leitsatz 10 
gestatten. Dieser lautet: »Bei Festsetzung städtischer Bebauungspläne ist 
auf die örtliche Zusammenfassung der Industrie in besonderen ihr zu¬ 
gewiesenen Stadtteilen Bedacht zu nehmen.« Das geschieht zwar erfreu- 
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licherweise schon in manchen neueren Bauordnungen, die selbstverständlich 
nur im Zusammenhang mit den Bebauungsplänen aufgestellt werden, wie 
mir scheint aber noch nicht in ausreichendem Maße. Deshalb möchte ich 
mir erlauben, auf eine Bauordnung hinzuweisen, die bereits im Jahre 1897 
für die Stadt Halle nach meinem Vorschläge erlassen wurde, ln dieser Bau¬ 
ordnung sind nicht nur, wie das auch in anderen Bauordnungen schon ge¬ 
schehen ist, Fabrikanlagen in gewissen Stadtvierteln verboten, in anderen 
aber erlaubt, sondern es ist auch, und das möchte ich hier besonders hervor¬ 
heben, ein drittes Gebiet bezeichnet worden, in welchem gewisse Ver¬ 
günstigungen für die Anlage von Fabriken gewährt werden. Es besteht 
nämlich in Halle eine Verbindungsbahn, die den Umschlagsverkehr vom 
Fluß zum Bahnhof vermittelt. Diese Industriebahn gibt aber auch die An¬ 
schlußgeleise für Fabriken her. Es wurden deshalb Fabrikbetriebe in der 
ihr benachbarten Zone nicht nur erlaubt, sondern sogar besonders be¬ 
günstigt, indem man für nichtbewohnte Fabrikgebäude geringere Hofgrößen 
verlangte, eine größere Geschoßanzahl gestattete usw. Dies hatte dann auch 
den Erfolg, daß sich dort in der Tat die Industrie in erheblichem Maße 
angesiedelt hat Freilich müssen derartige Stadtgebiete auch aus anderen 
Gründen so gelegen sein, daß sie von der Industrie mit Vorteil auf gesucht 
werden können. Namentlich mit Rücksicht auf den Teltowkanal, den großen 
Mittellandkanal und andere Kanäle oder sonstige Verkehrswege, an denen 
industrielle Ansiedlungen zu erwarten sind, möchte ich darauf aufmerksam 
machen, daß man durch entsprechende baupolizeiliche Vergünstigungen 
es besonders in der Hand hat, ohne Schädigung hygienischer oder sonstiger 
Interessen die Industrie auf bestimmte Stadtteile wirksam hinzuweisen und 
dort zu lokalisieren, wie das in den Leitsatz 10 mit Recht als wünschens¬ 
wert hingestellt ist. u 

Stadtbaurat Harns (Chemnitz): „Meine Herren! Die Herren Refe¬ 
renten haben auf die große hygienische Bedeutung der Rauchplage hin¬ 
gewiesen , und der Herr Korreferent hat gezeigt, wie wir mit Erfolg dieser 
Plage entgegentreten können. Er hat sich dabei, und das ist ja an sich 
auch das Natürliche, auf die im allgemeinen jetzt noch bestehenden Zu¬ 
stande gestützt. Ich bin indes der Ansicht und möchte das öffentlich zum 
Ausdruck bringen, daß die Verwaltungen der großen Städte, besonders die 
Techniker, die in großen Städten arbeiten, die Aufgabe haben, die Entwicke¬ 
lung der Verhältnisse so zu beeinflussen, daß die ungeheure Menge von 
Rauchquellen, die wir in allen großen Städten zu beklagen haben, nach 
Möglichkeit eingeschränkt wird. Es ist — das hat der Herr Korreferent 
ja auch schon gestreift —, praktisch nicht durchführbar, daß man 30000 bis 
50000 Hausbrandstellen in einer großen Stadt so kontrolliert, daß wirklich 
eine nennenswerte Verringerung der Rauchplage eintritt. Ebenso, wenn¬ 
gleich hier die Verhältnisse etwas günstiger liegen, ist es sehr schwer, prak¬ 
tisch nennenswerte Ergebnisse zu erzielen in der Überwachung der Rauch¬ 
quellen aus technischen Betrieben. Die Entwickelung der Technik geht nun 
dahin, daß sie überall sich mehr und mehr der Verwendung der elektrischen 
Energie in ihren Betrieben zu wendet, und die großen Städte sollten sich 
diese Entwickelung zu nutze machen, einerseits um die Rauchplage zu be- 
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kämpfen, andererseits aber auch, um ihre finanziellen Interessen zu wahren. 
Die Großstädte sollten große elektrische Zentralen bauen und die Industrie, 
besonders auch die kleingewerbliche Industrie veranlassen, ihre einzelnen 
kleinen, meist mangelhaften Heizanlagen zur Erzeugung von Energie auf¬ 
zugeben und sich an die große städtische elektrische Zentrale anzuschließen. 
Wenn man eine geschickte Tarifpolitik treibt, dann kann man mit sicht¬ 
lichem Erfolg die Rauchplage bekämpfen, ohne die ökonomischen Vorteile, 
die ja in den Kleinbetrieben liegen, dadurch zu beseitigen, ohne den Klein¬ 
betrieben die Lebensfähigkeit zu erschweren. Im Gegenteil, man erleichtert 
ihnen die Lebensfähigkeit, indem man ihnen eine billigere Kraft zuführt, 
als sie sie bisher in ihren mangelhaften Kesselanlagen besitzen. Die Stadt 
Chemnitz, die ja eine hervorragende Industriestadt ist, hat vor etwa zehn 
Jahren das Elektrizitätswerk an sich gebracht, und das Werk entwickelt sich 
von Jahr zu Jahr in einer ganz immensen Weise, eben weil es durch eine 
geschickte Tarifpolitik in der Lage ist, sehr vielen Industrien die Energie 
billiger zu liefern, als sie sie sich selber in ihren Betrieben herstellen können. 
Ich möchte besonders darauf aufmerksam machen, daß nicht bloß sogenannte 
Kleinkonsumenten in großer Zahl an das Netz unseres Elektrizitätswerkes 
angeschlossen sind, sondern daß auch sehr bedeutende industrielle Unter¬ 
nehmungen sich an das städtische Netz angeschlossen haben, weil sie für 
sich selber einen Vorteil darin sehen. Ich brauche wohl nicht besonders zu 
betonen, daß auch für die Stadt ein Vorteil dabei ist, denn schenken tun 
wir die Elektrizität unseren Bürgern nicht. Wir verdienen auch etwas 
dabei. Also es ist ein wirtschaftlicher Vorteil auf beiden Seiten und auch 
in hygienischer Beziehung, weil wir der Rauchplage damit entgegentreten. 
Ich verspreche mir von der Verdrängung der Kesselanlagen durch Ein¬ 
führung elektrischer Energie, die in sogenannten Überlandzentralen erzeugt 
wird, mehr Erfolg als von der Einstellung eines Heizungsingenieurs und 
einiger Musterheizer, die in der Stadt herum laufen und nach den Kesseln 
sehen. Deren Anordnungen werden erfahrungsgemäß nur ein paar Tage 
befolgt, dann geht der alte Schlendrian wieder los. Ich bin auch einmal 
einige Jahre Kesselrevisor gewesen und weiß, was dabei herauskommt 

„Wir haben gehört, daß die gewerblichen Quellen der Verqualmung 
unserer Städte immerhin eine verhältnismäßig geringe Rolle bei der Rauch¬ 
plage spielen. Eine wichtigere Rolle spielen die Hausbrandstellen. Auch 
da bietet uns die Technik ein Mittel, erfolgreich den Belästigungen durch 
Rauch entgegenzutreten, und es liegt in der Hand der Stadtverwaltungen, 
diese Entwickelung zu unterstützen. Wir können darauf wirken, daß das 
Gas mehr verwendet wird, nicht bloß zu Kochzwecken und zu motorischen 
Zwecken, sondern insbesondere auch zur Heizung. Die Technik an sich ist 
in der Lage, Gasheizeinrichtungen zu schaffen, die den Anforderungen, die 
die Hygiene stellt, durchaus entsprechen. Es handelt sich nur darum, das 
Heizgas so billig zu liefern, daß es mit dem jetzigen Heizmaterial konkur¬ 
rieren kann. Die Möglichkeit dazu ist vorhanden, wenn man jetzt mehr 
und mehr dazu übergeht, Wassergas herzustellen. Es geschieht das ja jetzt 
schon in vielen Gasanstalten, aber sie produzieren nur ein weniges an 
Wassergas und setzen das zu dem eigentlichen Leuchtgas hinzu. Meist 
wird das Wassergas auch noch einem umfangreichen und kostspieligen 
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Earburierungsprozeß ausgesetzt, um es leuchtkräftig zu machen. Das spielt 
aber praktisch jetzt keine Rolle mehr, denn wer benutzt jetzt das Leuchtgas 
noch, um es direkt zur Beleuchtung zu verwenden? Jedermann benutzt nur 
die Heizkr&ft des Gases, um dadurch einen Körper zum Glühen zu bringen, 
der dann seinerseits Licht ausstrahlt. Es wird nur die Wärmekapazität des 
Gases ausgenutzt, auch des Gases, das zu Beleuchtungszwecken dient. Es 
würde also sehr viel einfacher und rationeller sein, wenn man die großen 
Koksvorräte, die in den städtischen Gasanstalten lagern, direkt zu Wasser¬ 
gas verarbeitete, so daß gar kein Koks mehr zum Verkauf käme. So wird 
die Möglichkeit gegeben sein, das Gas billiger herzustellen und abzugeben, 
als es bisher der Fall war. Insbesondere natürlich auch dann, wenn der 
Gaskonsum, wie das zu erwarten ist, wenn man meine Anregungen befolgt, 
erheblich steigt; denn je mehr man von einer Sache absetzen kann, zu einem 
um so billigeren Preise kann sie hergestellt werden. 

„Ich ersuche die Vertreter der großen Städte, die hier ja wahrscheinlich 
in großer Zahl versammelt sind, ihr Augenmerk darauf zu richten, daß die 
Entwickelung der städtischen Betriebe dahin geht, die Produktion von elek¬ 
trischer Energie nach Möglichkeit zu unterstützen, um die kleinen gewerb¬ 
lichen Feuerungen zu verdrängen und andererseits auch die Gasanstalten 
dahin zu entwickeln, daß die Hausbrandfeuerungen mit Erfolg bekämpft 
werden können. Die Herren, die gestern in der ersten Gruppe der Be¬ 
sichtigungen, die von der Stadt Zürich eingerichtet sind, die Wohnhäuser in 
der Limmatstraße gesehen haben, werden mit Interesse wahrgenommen 
haben, daß sämtliche Küchen der für kleine Leute bestimmten. Wohnungen 
ausschließlich mit Gasherden versehen waren, und daß man dazu gekommen 
ist, obgleich, wie mir gesagt worden ist, der Heizgaspreis hier in Zürich 
17 Cent beträgt, ungefähr 12 nach deutschem Begriff ein recht anstän¬ 
diger Preis für Heizgas. Die Bewohner dieser Häuser sind aber offenbar 
mit dieser Einrichtung zufrieden, und dadurch wird ja wenigstens den 
Sommer über eine Bekämpfung der Rauchplage herbeigeführt. u 

Damit ist die Diskussion geschlossen und es erhält das Schlußwort, da 
der Referent Dr. Ascher verzichtet, 

Korreferent, Oberingenleur Hauser (München): „Meine Herren! 
Bei meinen Ausführungen war ich bestrebt, vor allem die Verhältnisse zu 
schildern, wie sie sich zurzeit herausgebildet haben, und dann das in der 
allernächsten Zeit Erreichbare Ihnen vor Augen zu führen. Es ist gar kein 
Zweifel, daß nach der Richtung hin, die eben erwähnt wurde, noch wesent¬ 
liche Verbesserungen zu erreichen sind. Es muß vor allem aber immer im 
Auge behalten werden, was zunächst praktisch geschehen kann, wie gegen 
die jetzt bestehenden Verhältnisse und Einrichtungen vorgegangen werden 
kann; soweit es sich um die Hausbrandfeuerungen z.B. handelt: Was hilft 
vorläufig die technische Möglichkeit, ein billiges Heizgas in Form von Wasser¬ 
gas oder sonst wie herzustellen, wenn die Voraussetzung für die Verwendung 
desselben ist, daß durch ganze Städte neue Rohrleitungen und Anschlüsse 
gelegt werden und die vorhandenen verschiedenartigen Ofenkonstruktionen 
durch ganz neue Einrichtungen ersetzt werden müssen? Das ist vorläufig 
und auch auf weite Jahre hinaus einfach ein Ding der Unmöglichkeit. Ich 
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erinnere z. B. daran, daß vor rund zwei Jahren in München die gleiche Frage 
der Gasfeuerung von einem Feuerungstechniker in einer umfangreichen 
Flugschrift dadurch gelöst werden wollte, daß er nichts weniger verlangte, 
als eine direkte Vergasung von Kohlen in wenigen Zentralen außen an der 
Peripherie der Stadt durch Anlage besonderer Generatoren, von denen ans 
dann das Gas den einzelnen Verbrauchsstellen in Industrien und in den 
einzelnen Häusern zugeführt werden sollte, was natürlich für lange Zeit 
hinaus ein Ding der Unmöglichkeit ist, von der wirtschaftlichen Seite der 
Frage ganz abgesehen. Bis die Sache so weit gediehen ist, daß auch 
die Stadtverwaltungen unter Umständen bereit sind, die eine oder andere 
ihrer Unternehmungen, die bis jetzt als gewinnbringend im Haushaltsplan 
stand, in ihrem Gewinne zu reduzieren zum Nutzen der Allgemeinheit, wird 
es sich eben darum handeln müssen, die bestehenden Verhältnisse, soweit als 
praktisch möglich, umzugestalten im Sinne der vorhergehenden Ausführungen, 
und da kann schon vieles besser werden, wenn die Heizer zur sachgemäßen 
Bedienung ihrer Feuerungen erzogen werden. Wenn ich noch einen Augen¬ 
blick auf die eine hier ausgestellte Tabelle verweisen darf, so stellt sie den 
Einfluß der Heizer auf die Bauchentwickelung in München dar. Wir haben 
ungefähr im ganzen 800 Betriebe, die wir allmählich im Laufe der Jahre 
genau kennen gelernt haben, und nicht weniger als rund 75 Proz. der 
ganzen Rauchentwickelung aus Industriefeuerungen ist auf die Faulheit und 
Gleichgültigkeit der Heizer zurückzuführen. Sie sehen z. B., wie die Rauch¬ 
entwickelung an den Montagen besonders stark ist. Wenn schließlich alle 
erzieherischen Maßnahmen nichts helfen, muß eben mit Strafen eingeschritten 
werden, die, wenn sie an sich auch ganz niedrig bemessen sind, doch dazu 
führen, daß der einzelne Heizer nicht in den alten Schlendrian zurückfällt. 

„Die Tarifpolitik der Elektrizitätswerke so günstig zu gestalten, wie 
der Herr Baurat aus Chemnitz es darstellte, erscheint mir ohne weiteres bei 
Dampfelektrizitätswerken nicht möglich; es müßte denn schon eine Verbilli¬ 
gung des Strompreises eintreten, die wiederum in der Reduktion des Rein¬ 
gewinnes fühlbar zum Ausdruck kommt. Es wird also auch hier wie vorher 
bei der Gasheizung Sache der Stadtverwaltungen sein, sich zu entscheiden, 
wie weit sie im Interesse der Allgemeinheit und im Interesse der Gesundheit 
der Bürger das eine oder andere in Frage kommende Unternehmen weniger 
rentierlich gestalten wollen. M 

Vorsitzender, Ober- und Geheimer Baurat Dr. Stübben: „Die 
Rauchfrage ist eine sehr zähe Frage. Wir haben schon mehrfach hier in 
unserem Verein über diese Frage zu verhandeln gehabt, und wenn wir nach 
abermals zehn Jahren sie wieder zum Gegenstände unserer Beratungen 
machen, möchte ich den Wunsch aussprechen, daß dann der Erfolg ein sicht¬ 
barerer sein wird als bisher. Wenn das aber der Fall sein wird, dann glaube 
ich, wird ein erheblicher Teil des Verdienstes zurückzuführen sein auf die 
so klaren und kraftvollen Vorträge der beiden Herren Ascher und Hauser. 
Deshalb sind wir ihnen zu großem Dank verpflichtet.“ 


Schluß der Sitzung 2 1 / a Uhr. 
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Dritte Sitzung. 

Freitag, den 10. September 1909, vormittags 9 Uhr. 

Der Vorsitzende, Ober- und Geheimer Banrat Dr. Stübben, eröffnet die 
Sitzung und fordert zunächst die Versammlung auf, gemäß § 7 der Satzun¬ 
gen die 

Neuwahl des Ausschusses 

vorzunehmen. 

Auf Antrag des Herrn Geheimen Sanitätsrats Prof. Dr. Le nt (Cöln) werden 
durch Zuruf folgende Herren gewählt: 

Oberbürgermeister Geheimer Hofrat Dr. von Borscht (München), 
Stadtbaurat Bredtschneider (Charlottenburg), 

Professor Dr. Erismann (Zürich), 

Geheimer Regierungsrat Pütter (Berlin), 

Regierungs- und Geheimer Medizinalrat Dr. Roth (Potsdam), 
Stadtbaurat v. Scholz (Breslau), 
welche in Gemeinschaft mit dem ständigen Sekretär 
Professor Dr. Pröbsting (Cöln) 
den Ausschuß für das Geschäftsjahr 1909/10 bilden. 

Nach Schluß der Versammlung wählte der Ausschuß gemäß § 7, Abs. 3 
der Satzungen Herrn Oberbürgermeister Geheimen Hofrat Dr. von Borscht 
zum Vorsitzenden für das nächste Jahr. 

Der Vorsitzende stellt hierauf den letzten Gegenstand der Tagesordnung 
zur Verhandlung. 

Kommunale W ohnungsfür s orge 
mit besonderer Berücksichtigung der 
Stadt Zürich. 

Es lauten die von dem Referenten Sekretär des Gesundheitswesens 
H. Schatzmann (Zürich) aufgestellten 

Leitsätze: 

1. Es ist allgemein anerkannte Tatsache, daß in Orten mit rasch anwachsender 
Bevölkerung eine ständige oder doch periodisch wiederkehrende, zuweilen 
bis zum absoluten Mangel sich steigernde Wohnungsnot herrscht. Zahl¬ 
reichen Familien fällt es schwer, eine ihren Verhältnissen entsprechende 
Wohnung zu finden. 

2. Unter der Wohnungsnot leiden direkt oder indirekt sämtliche Volks¬ 
klassen, vor allem die Klassen mit niedrigem Einkommen, die 
Lohnarbeiter. Der größte Mangel macht sich bei kleinen Wohnungen 
geltend, und diese Wohnungen weisen deshalb eine Höhe des Mietzinses 
auf, welche weder der Qualität der Wohnungen, noch den Einkommens¬ 
verhältnissen der Mieter angemessen ist. 
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3. Die Wohnungsnot hat für die von ihr betroffenen Bevölkerungskreise 
schlimme Folgen in gesundheitlicher, in sittlicher und in ethisch¬ 
kultureller Richtung. 

4. Die Ursachen der Wohnungsnot bzw. der Wohnungsteuerung sind 
mannigfache; die Hauptursache liegt in der enormen Preissteigerung von 
Grund und Boden. Die «natürliche“ auf dem Mißverhältnis zwischen An¬ 
gebot und Nachfrage beruhende Preissteigerung wird wesentlich verschärft 
durch die Spekulation mit Baugelände und Häusern. 

5. Als Mittel zur Hebung bestehender und Verhinderung künftiger Wohnungsnot 
dürfen gelten die Erstellung gesunder und billiger Wohnungen 

a) durch gemeinnützige Baugenossenschaften ohne und mit Hilfe der Ge¬ 
meinde ; 

b) durch die Gemeinde selbst (Kommunalbau). 

6. Die Wahl des Mittels (Genossensohafts- oder Kommunalbau) hängt von den 
örtlichen Verhältnissen ab. Wo Wohnungsnot in erheblichem Maße vor¬ 
handen und wo die genossenschaftliche Selbsthilfe noch nicht hinlänglich 
organisiert ist, empfiehlt sich die Wahl des Kommunalbaues. 

7. Um in wirtschaftlicher und gesundheitlicher Richtung wirksam zu sein, 
müssen sich Genossenschafts- und Kommunalbau an die Beobachtung fol¬ 
gender Grundsätze halten: 

a) Die erstellten Häuser sind und bleiben unverkäuflich; 

b) Genossenschafts- und Kommunalbau tragen den Charakter einer selbst¬ 
ständigen, sich selbst erhaltenden, nicht aber gewinnbringenden Unter¬ 
nehmung ; 

c) Die Höhe des Mietzinses richtet sich nach der zur Verzinsung und Amor¬ 
tisation des Anlagekapitals notwendigen Summe, unter Mitein bezug der 
Reparatur kosten und Verwaltungsspesen; 

d) Aftermiete ist nicht gestattet; 

e) Die Bebauungsweise soll womöglich eine offene sein mit geringer Höhen¬ 
dimension der Häuser. Wo der Bodenpreis es erlaubt, ist die Erstellung 
von Einfamilienhäusern anzustreben. Bei größeren Anlagen empfiehlt 
sich die Erstellung von öffentlichen Ruhe- und Kinderspielplätzen, die 
Errichtung von Krippen, Jugendhorten, Verkaufsläden von Lebens¬ 
mitteln usw.; 

f) Für die Bauausführung gilt der Grundsatz: Vermeidung jedes Luxus, 
möglichste Rücksichtnahme auf Zweckmäßigkeit, Solidität und Ge¬ 
fälligkeit. 

8. Die Gemeinde unterstützt die genossenschaftliche Bautätigkeit nur, wenn 
sie nach den in Leitsatz 7 genannten Grundsätzen baut und verwaltet und 
der Gemeinde für den Fall der Liquidation der Genossenschaft ein gün¬ 
stiges Vorkaufsrecht einräumt. Die Unterstützung seitens der Gemeinde 
kann bestehen in: 

a) Abtretung von Gemeindeland zu billigem Preise bzw. Überlassung solchen 
Landes zum Zwecke von Erbbau; 

b) Übernahme eines Teiles des Genossenschaftskapitals und Gewährung von 
Darlehen auf zweite Hypothek; 

c) Gratiserstellung von Zufahrtsstraßen, Kanalisation, Verzicht auf Mehr¬ 
wertbeiträge usw. 

9. Zur Beschaffung der für Landerwerb und Selbstbau seitens der Gemeinde 
und Förderung des Genossenschaftsbaues notwendigen Mittel empfiehlt sich 
unter anderem die Besteuerung des Konjunkturengewinnes im Liegenschaften¬ 
handel (Wertzuwachssteuer). 

Referent, Sekretär des Gesundheitsamtes H. Sehatzm&nn 
(Zürich): 

„Die Stadt Zürich steht seit 1903 im Zeichen der Wohnungsnot, einer 
Not, die für Kleinwohnungen sich fast bis zum absoluten Mangel gesteigert 
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hat — Diese Wohnungsnot ist hier, wie überall da, wo sie konstatiert wird, 
die Folge des Bestehens eines Mißverhältnisses zwischen Wohnnngsnach- 
frage und Wohnungsangebot, mit anderen Worten, zwischen Bevölkerungs¬ 
zahl und WohnungsVorrat bzw. wohnungschaffender Bautätigkeit. 

„Zu Ende des Jahres 1893, d. h. des Jahres, in welchem die Altstadt- 
Zürich mit den 11 Ausgemeinden zu Groß-Zürich vereinigt wurde, zählte 
letzteres 116 379 Einwohner; bis 1898 stieg diese Zahl in ziemlich stetiger 
Weise auf 154 031, also um 37 652 oder 32 Proz. Die Jahre 1899 bis und 
mit 1901 brachten infolge allgemeiner wirtschaftlicher Depression einen 
Rückgang. Bereits das Jahr 1898 wies einen dem Vorjahre gegenüber ge¬ 
ringeren Zuwachs auf; das Jahr 1899 zeigte eine Abnahme von 956, das 
Jahr 1900 um 2569 und das Jahr 1901 um 309 Einwohner. Mit 1902 
setzte wieder eine stetige, wenn auch in bescheidenem Rahmen sich haltende 
Tendenz auf Zunahme ein, und es betrug die Bevölkerungszahl Ende 1907 
= 175 800, Ende 1908 = 180000. Der Bevölkerungszuwachs von 1893 
bis 1908 beläuft sich auf 63 621 = 54,6 Proz. 

„Über den Stand des Wohnungsmarktes besitzen wir zuverlässige Zahlen¬ 
angaben erst seit 1896, dem Jahre einer allgemeinen Wohnungs- und 
Grundstückserhebung. Den statistischen Maßstab für diesen Stand bildet 
die Übersicht über die wohnungschaffende Bautätigkeit und die Anzahl der 
leerstehenden Wohnungen im Vergleiche mit der Bevölkerungsbewegung. 
Zählungen der leerstehenden Wohnungen haben stattgefunden erstmalig im 
Jahre 1896 und sodann je am 1. Dezember des Jahres 1900 und ab 1902 
bis zur Gegenwart. 


Jahr 

Bevölkerung 

| Anzahl der erstellten 

Zahl der leerstehenden 
Wohnungen 

Zahl 

Zunahme 
Abnahme — 

privaten 

1 Neubauten 

Wohnungen 

J absolut 

in Proz. 

aller Wohnungen 

1896 

140 000 

+ 6 519 

445 

2?88 

1401 

4,6 

1897 

148 385 

-f 8 385 

407 

2 057 

— 

— 

1898 

154 031 

-f 5 646 

300 

1 470 

— 

— 

1899 

153 075 

— 956 

248 

1 206 

— 

— 

1900 

150 406 

— 2 569 

' 203 

1 047 

1914 

5,6 

1901 

150 097 

— 309 

1 111 

588 

— 

_ 

1902 

153 496 

+ 3 399 

85 

430 

1658 

4,7 

1903 

158 433 

-j- 4 937 

| 80 

353 

933 

2,6 

1904 

163 748 

-}- 5 315 

108 

397 

386 

1,1 

1905 

168 505 

-f 4 757 

97 

307 

; 97 

0,3 

1906 j 

171000 

-f- 2 495 

157 

610 

105 

0,3 

1907 

| 175 800 ! 

-j- 4 800 

179 

696 > 

109 

0,3 

1896/1907 ' 

— 

■f 35 800 ' 

2420 

11 449 , 

825 

1 2,4 

| 


= 25,6 Proz. j 


! 


Mittel 


„Aus der Tabelle ergibt sich: Der Umstand, daß die Anzahl der leer¬ 
stehenden Wohnungen im Jahre 1896 = 1401 betrug und im Jahre 1900 
gar auf 1914 stieg, berechtigt uns zum Schlüsse, daß die Bautätigkeit mit 
der Bevölkerungszunahme von 1893 bis 1898 reichlich Schritt hielt. Die 

Vierteljahrischrift für Gesundheitspflege, 1910 . in 
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Bautätigkeit empfing durch die beträchtliche Bevölkerungszunahme unter 
günstigen wirtschaftlichen Verhältnissen einen gewaltigen Ansporn, der auch 
während der drei Jahre des Bevölkerungsrückganges (1899 bis 1901), wenn 
auch merklich vermindert, noch nachwirkte. Die fortdauernde Bautätigkeit 
bei sinkender Bevölkerungszahl bewirkte das Ansteigen der Zahl von leer¬ 
stehenden Wohnungen auf 1914 und damit auf den Höchststand im Dezember 
1900. Mit dem Jahre 1902 setzte nun wieder die stetige Bevölkerungs¬ 
zunahme ein; die Bautätigkeit hatte sich aber von den Verlusten der Krisen¬ 
jahre nicht erholt, sie ging zusehends in schwankendem Maße zurück und 
erst die Jahre 1906 und 1907 vermochten sie wieder etwas zu heben. 

„Nach der Anzahl der erstellten Wohnneubauten bzw. Wohnungen 
und in Hinsicht auf die Befriedigung des Wohnbedürfnisses kann die Bau¬ 
tätigkeit während der zwölf Jahre von 1896 bis 1907 in vier Perioden 
geteilt werden: 

„Periode I umfaßt die Jahre 1896 und 1897 mit durchschnittlich je 
426 Neubauten und 2172 neuerstellten Wohnungen; sie bewirkte eine 
ausgesprochene Überproduktion an Wohnungen. 

„Periode II, die Jahre 1898 bis 1900 umfassend, mit durchschnittlich 
je 247 Neubauten und 1241 Wohnungen hielt sich annähernd auf der 
Höhe der richtigen Bedarfsdeckung. 

„Periode III begreift in sich die Jahre 1901 bis 1905 mit durchschnitt¬ 
lich je 96 Neubauten und 415 neuerstellten Wohnungen; sie vermochte 
das Wohnbedürfnis der Bevölkerung nicht mehr zu decken. Mit 
dem Jahre 1903 trat als notwendige Folge die Wohnungsnot ein. 
Der WohnungsVorrat, welchen die Überproduktion im Gefolge der Stadt¬ 
vereinigung bis zum Jahre 1897 geschaffen hatte, war vollständig aufgezehrt. 
Die Wohnungsnot blieb eine ständige, da die 

„Periode IV mit den Jahren 1906 und 1907, beiläufig gesagt auch 
1908, trotz etwas belebterer Bautätigkeit, die Not nicht zu heben vermochte. 

„Ein Behr deutliches Bild vom Stande des Wohnungsmarktes von 1896 
bis 1907, dem allmählichen Entstehen, dem Fortschreiten und der Intensität 
der heute herrschenden Wohnungsnot, gibt die Übersicht über die Zählungs- 
ergebnisse der leerstehenden Wohnungen: 

Okt./Novbr. 1896 = 1401 = 4,6 Proz. aller Wohnungen 


1. 

Dezember 

1900 = 

1914 = 5,6 

i» 

7| 

II 

1. 

n 

1902 = 

1658 = 4,7 

n 

77 

77 

1. 

rt 

1903 = 

933 = 2,6 

i 

77 

77 

1. 

n 

1904 = 

386 = 1,1 

77 

77 

77 

1. 

j) 

1905 == 

97 = 0,3 

»7 

n 

71 

1. 

» 

1906 = 

105 = 0,3 

» 

77 

77 

1. 

II 

1907 = 

109 = 0,3 

n 

17 

77 


wenn man bedenkt, daß ein normaler Stand des Wohnungsmarktes bei stark 
fluktuierender Bevölkerung nur erreicht ist, wenn etwa 3 Proz. der Gesamt¬ 
zahl der Wohnungen leer steht. Statt 3 Proz. verzeichnet Zürich zurzeit 
0,3 Proz. 

„Über die Intensität der Not in den einzelnen Größenkategorien von 
Wohnungen orientieren noch folgende Angaben. 

„Die Wohnungserhebung von 1896 ergab folgende Verteilung der Ge¬ 
samtwohnungszahl (28 956) auf die einzelnen Größenklassen: 
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Kleinwohnungen Mittelwohnungen Großwohnungen 

1 bis 2 Zimmer 3 Zimmer 4 bis 5 Zimmer 6 und mehr Zimmer 

16,3 Proz. 27,4 Proz. 36,7 Proz. 19,6 Proz. 


43,7 Proz. 

„Von den 1896 bis 1907 erstellten Wohnungen waren: 


Jahr 

Kleinwohnungen 

Mittelwohnungen | 

1 

Großwohnungen 

Wohnungen 

überhaupt 

i 

| mit.... Zimmern 


1 bis 2 

3 

j 4 bis 5 

1 6 und mehr 


1896 

252 

1 

931 

998 

i 

107 

i 

2 288 

1897 

239 

861 j 

851 

106 

2 057 

1898 

178 

690 

510 

92 

1 470 

1899 

167 

571 

385 

83 

1 206 

1900 

213 

446 

324 1 

64 

1 047 

1901 

110 

287 

i 150 ; 

41 { 

588 

1902 

81 

203 | 

1 116 

30 

430 

1903 

49 

184 1 

1 89 1 

31 1 

353 

1904 

62 

112 

144 

79 

397 

1905 

15 

77 

160 

1 55 

307 

1906 

49 

182 

298 

81 

610 

1907 | 

77 

213 1 

| 282 ; 

' 124 

696 

Zusammen 1 

1492 

4757 ! 

4307 11 893 

li 

j 11 449 


„Die Bautätigkeit des Jahrzwölfts 1896 bis 1907 hat das bemerkens¬ 
werte Verdienst, den Anteil der Kleinwohnungen am Wohnungsbestande 
erheblich vergrößert zu haben, denn von 100 neuerstellten Wohnungen waren: 

Kleinwohnungen Mittel Wohnungen Großwohnungen 

1 bis 2 Zimmer 3 Zimmer 4 bis 5 Zimmer 6 und mehr Zimmer 

13,0 41,6 37,6 7,8 

54^6 

„Aber die Jahre mit besonderer Bevorzugung der Kleinwohnungs¬ 
erstellung liegen ungefähr in der Mitte des Jahrzwölfts. Während das Jahr 
1901 67,5 Proz. Kleinwohnungen aufweist, zeigt das Jahr 1905 nur noch 
30 Proz. und auch das Jahr 1907 bleibt mit 41,7 Proz. ganz erheblich hinter 
der Leistung des ganzen Jahrzwölfts mit 54,6 Proz. zurück. Die Bautätig¬ 
keit der letztvergangenen sechs Jahre zeigt eine ganz ausgesprochene Ten¬ 
denz zur Vernachlässigung des Kleinwohnungsbaues, und da diese Wohnungs¬ 
kategorie aus leicht begreiflichen Gründen die weitaus begehrteste ist, so 
macht sich die Not in den Kleinwohnungen am meisten geltend. 

„Die Mittelwohnungen haben von 1896 an ständig ihren Jahres¬ 
anteil an den Neuwohnungen verkleinert; 1904 erfolgte ein Aufschwung, 
der ihren Anteil im Jahre 1905 auf 52,1 Proz. des Gesamtzuwachses dieses 
Jahres anschwellen ließ, um dann allerdings im Jahre 1907 wieder auf 
40 Proz. zurückzugehen. 

„Die Großwohnungen zeigen während der ersten acht Jahre ein lang¬ 
sames Ansteigen ihres Anteils und von 1904 ab eine Verdoppelung. Die 
Abnahme des Anteils der Kleinwohnungen ist zunächst den Großwohnungen 
und nachher in stärkerem Maße den Mittelwohnungen zugute gekommen. 

10 * 
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„Die am leichtesten ziffernmäßig darzustellende Folgeerscheinung der 
herrschenden Wohnungsnot ist die Steigerung der Mietpreise. Sie wird 
veranschaulicht durch nachstehende Tabelle: 

Wohnungsgrößenklassen nach der Zimmerzahl 

2j3!4j5 i 6|7|7 und mehr 

II Durchschnittspreis pro Wohnung mit und ohne Mansarden in Franken: 
i 237 328 466 684 : 1068 ! 1503 1777 2550 

; 263 392 | 540 803 1368 1983 2413 3788 

296 ; 424 I 613 908 1418 1999 2599 3455 

Steigerung in Prozenten: 

24,9 ; 29,2 | 31,5 : 32,7 | 32,7 : 33,0 | 46,2 ; 35,5 

28,5 Proz. 

„Auffällig ist die absolute Höhe der Mietzinse für die Kleinwohnungen 
und die enorme Steigerung für die Siebenzimmerwohnung; es handelt sich 
in letzterem Falle wohl in ganz erheblichem Maße um kleinere Einfamilien¬ 
häuser. — Die Höhe des Mietzinses für die Kleinwohnungen steht in krasBem 
Mißverhältnisse mit den Einkommens Verhältnissen. Der Mietpreis der 
Dreizimmerwohnung nimmt dem Lohnarbeiter, je nach Beruf und 
Qualifikation, 30 bis 50 Proz. seines Jahreseinkommens weg! 

„Im allgemeinen ist zu den Mietpreisen noch zu bemerken: Trotz seines 
großen Wohnungsvorrates (1401) wies bereits das Jahr 1896 Mietpreise von 
ganz anormaler Höhe auf: 2 Zimmer = 347frcs.; 3 Zimmer = 492frcs.; 
4 Zimmer = 678frcs. usw. Diese hohen Mietpreise waren die Folge der 
seit der Stadtvereinigung von 1893 sich breitmachenden wilden Grund- und 
Bodenspekulation. Sie erfuhren eine wesentliche Reduktion durch die mit 
dem Jahre 1899 einsetzende Krise: es betrug im Jahre 1903 der Mietpreis 
der leerstehenden Wohnungen annähernd um ein Dritteil weniger als im 
Jahre 1896! Mit dem Jahre 1904 setzte eine lebhafte Wohnungsnachfrage 
ein und damit ein ständiges Steigen der Mietpreise, dessen Ende noch gar 
nicht abzusehen ist. 

„Über die Wohndichtigkeit seien folgende Angaben gemacht. Auf 
ein bewohntes Gebäude kamen: 


Haushaltungen !l Bewohner 


Uhr ! _ 

l| Ganze Stadt 

Kreis I 

Kreis III 

j Ganze Stadt 

Kreis I 

Kreis III 

1894 | 3,42 

3,40 

4,45 

16,10 

15,45 

21,55 

1900 3,56 

3,11 

4,88 

15,77 *) ! 

14,29 *) 

21,23 l ) 

<0 

O 

00 

1 

i i 

— 

16,71 ; 

13,21 

23,61 


„Die Zahl der Bewohner pro Gebäude ist von 1894 bis 1908 in der 
ganzen Stadt gestiegen von 16,10 auf 16,71, d.h. um 3,7 Proz., im Kreise I, mit 
Neigung zum City-Charakter, gefallen von 15,45 auf 13,21 und im Kreise III, 
dem »Arbeiterquartier^, gestiegen von 21,55 auf 23,61, d. h. um 9,5 Proz. 

l ) Bevölkerungsabnahme. 


1902 

1907 

1908 
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„Betrachtet man 20cbm als Mindestmaß des Wohnranmes pro Kopf, so 
hatten in Zürich nach dem Ergebnis der Wohnungserhebung von 1896 von 
allen Wohnungen 7491 oder 27,2 Proz., und von allen Bewohnern 47 663 
oder 34,9 Proz. dieses Mindestmaß nicht. 

„Diesen Angaben über die Wohndichtigkeit sei auf Grund der Resul¬ 
tate der oben erwähnten Wohnungserhebung noch beigefügt, daß im Jahre 
1896 nicht ganz 5 Proz der Gesamtzahl der Wohnungen mit mehr als einer 
Haushaltung besetzt waren und daß von etwas mehr als einem Dritteil der 
sämtlichen Haushaltungen Aftermieter, Schlafgänger usw. gehalten wurden. 

„Wir sind auf Grund des dargelegten statistischen Materials 
berechtigt zu sagen, daß in Zürich zurzeit Wohnungsnot herrscht 
und daß diese Not sich am meisten spürbar macht für die Klein¬ 
wohnungen. Breite Schichten der Bevölkerung wohnen, wenn 
nicht gerade schlecht, so doch unbehaglich und vor allem sehr 
teuer! 

„Welches sind nun die Folgen der Wohnungsnot in gesundheit¬ 
licher, sittlicher und ethisch-kultureller Richtung? 

„Für eine Verschlechterung des Gesundheitszustandes infolge und 
im unmittelbaren Zusammenhang mit der bestehenden Wohnungsnot lassen 
sich ziffernmäßige Beweise nicht erbringen. — Die Erkrankungsziffer an 
Typhus z. B. ist mit 79 Fällen im Jahre 1893, bei einem Höchststand von 
240 Fällen im Jahre 1898, auf 47 Fälle im Jahre 1908 gesunken. Der 
Jahresdurchschnitt von 1893 bis 1908 beträgt 86, der Jahresdurchschnitt 
für 1904 bis 1908, die Zeit der beginnenden und fortschreitenden Wohnungs¬ 
not, 56 Fälle. — Die Säuglingssterblichkeit ist Beit 1904 für die ganze 
Stadt und für die einzelnen Kreise konstant gesunken; sie belief sich 1908 
für die ganze Stadt auf 10,1 Proz., für den Kreis III (Arbeiterbevölkerung) 
auf 12,0 Proz. der Lebendgeborenen. — Ebenso sind die allgemeine Mor¬ 
talitätsziffer und die Ziffer für Lungentuberkulose gesunken. Die 
erstere betrug für 1904 = 14,55, für 1908 = 13,21; die letztere für 1904 
= 1,96, für 1908 = 1,79 auf 1000 Einwohner. 

„Für den Gesundheitszustand der Bevölkerung sind die Wohnungs- 
verhältnisse wohl ein sehr wichtiger mitbestimmender Faktor, aber sie allein 
sind nicht ausschlaggebend. Andere Faktoren, wie klimatische Einflüsse, 
prophylaktische Maßnahmen allgemein hygienischer Natur, Wohnungsinspek¬ 
tion, Kanalisation, Reinigungsdienst, Behandlung der Abfallstoffe, Art der 
Arbeit und Arbeitsbedingungen, sowie mannigfache Wohlfahrtseinrichtungen 
für Erwachsene und Kinder (Poliklinik, Gemeindekranken- und Hauspflege, 
Ferienkolonien, Krippen, Schülerspeisung usw.) machen sich in starkem Maße 
geltend und paralysieren die Einwirkung der unzulänglichen Wohnungs- 
Verhältnisse. Zürich besitzt im allgemeinen günstige hygienische Verhält¬ 
nisse. Es ist dies auch in bauhygienischer Beziehung der Fall; mit Aus¬ 
nahme weniger Quartiere der Altstadt gibt es »an und für sich schlechte 
Wohnungen« nur ganz vereinzelt; es ist lediglich die Übervölkerung, welche 
sie »schlecht« macht. Auf allen Gebieten macht die Stadt fortwährend unter 
großem Kostenaufwande Anstrengungen, diese Verhältnisse noch tunlichst 
zu bessern. Zweifellos ist es dem Erfolge dieser Anstrengungen, zusammen 
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mit der noch kurzen Zeit des Bestehens der Wohnungsnot, zuzuschreiben« 
daß eine manifeste Verschlechterung des Gesundheitszustandes im Sinne des 
Steigen s der Morbiditäts- und Mortalitätsziffern nicht nachweisbar ist. 

„Dürfen wir aber nun annehmen, daß die Wohnungsnot in gesundheit¬ 
licher Beziehung keinen verschlechternden Einfluß übe? 

„Gewiß nicht! — Es ist nachgewiesen, daß die Ausgabe für den Miet¬ 
zins dem lohnarbeitenden Mieter der Dreizimmerwohnung, je nach beruf¬ 
licher Qualifikation 30 bis 50 Proz. seines Jahreseinkommens wegnimmt. 
Diese ungebührlich hohe Ausgabe einzig und allein für die Befriedigung des 
Wohnbedürfnisses bleibt selbstverständlich nicht ohne Einwirkung auf die 
Befriedigung der vielgestaltigen anderen Lebensbedürfnisse. Zusammen mit 
der gleichzeitigen, erheblichen Verteuerung der Lebensmittel, wie Milch, Brot, 
Fleisch, Teigwaren usw., wird sie in durchaus ungünstiger Weise die Auf¬ 
wendungen für die Ernährung beschränken; eine im Grade sich steigernde 
Unterernährung wird die Folge sein. — Im weiteren wird der Mangel an 
kleinen Wohnungen den Arbeiter sehr oft zum Bezüge einer größeren Woh¬ 
nung nötigen. Um den Zins für die größere Wohnung aufzubringen, sieht 
er sich zur Aufnahme von Aftermietern, Schlaf- und Kostgängern usw. ge¬ 
zwungen. — Das Ergebnis der Wohnungserhebung von 1896, wonach nur 
5 Proz. der Wohnungen mit mehr als einer Haushaltung besetzt waren, ist 
sicherlich längst nicht mehr zutreffend. Hier hat ohne Zweifel eine erheb¬ 
liche Steigerung des Prozentsatzes stattgefunden, und ebenso dürfte es sich 
verhalten mit der Anzahl der Haushaltungen, die sich zur Aufnahme von 
Aftermietern gezwungen sehen. Eine mit drei Haushaltungen besetzte Woh¬ 
nung zu treffen, ist heute keine Seltenheit! — Es ist ganz natürlich und 
außer Frage, daß die Wohnungsnot die Wohndichtigkeit vermehrt hat und 
diese Vermehrung bedeutet sicherlich in gewissem Maße eine Beeinträchti¬ 
gung des allgemeinen Gesundheitszustandes und mit Bezug auf die Infek¬ 
tionskrankheiten eine ernste Gefahr. — Wir dürfen aber auch annehmen, 
daß die Wohnungsnot in Zürich, wie anderwärts auch, die mit dem engen 
Zusammenpferchen verbundenen Nachteile in sittlicher und ethisch¬ 
kultureller Richtung zur Folge hat. Es ist hier nicht möglich, auf diese 
Nachteile näher einzugehen; es genügt, darauf hinzuweisen, daß in einer mit 
Familienangehörigen und Aftermietern verschiedenen Alters und verschiedenen 
Geschlechts überfüllten Wohnung jedes Familienleben, jede Behaglichkeit 
absolut ausgeschlossen ist. Der schon so oft beklagte und gerügte Mangel 
an Familiensinn, an Feinfühligkeit, an Ordnungsliebe ist zum großen Teile 
eine direkte Folge der Wohnungsüberfüllung. In einem jüngst erschienenen 
Schriftchen über die »Zunahme des jugendlichen Verbrechertums im Kanton 
Zürich« wurden von dem kompetenten Verfasser die zunehmenden Sittlich¬ 
keitsvergehen Jugendlicher zum nicht geringen Teil der bestehenden Woh¬ 
nungsnot zugeschrieben und es ist ja sicherlich nicht zu leugnen, daß diese 
Not eine »praktische« sexuelle Aufklärung vermittelt, die nichts weniger als 
wünschenswert ist. — Daß unbefriedigende WohnungsVerhältnisse und 
Alkoholmißbrauch in engem Konnex stehen, ist eine längst bekannte Tat¬ 
sache und ebenso bekannt ist, daß sie beide, zusammen mit den hohen Miet¬ 
preisen, ein ernstes Hindernis bilden für die Bildungsbestrebungen im Volke. 
Die Besserung der Wohnungs Verhältnisse ist Vorbedingung für alle auf die 
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Hebung der leiblichen und geistigen Volksgesundheit abzielenden Anstren¬ 
gungen, und sie bildet zugleich die unbedingt erforderliche Grundlage für 
eine ethisch - kulturelle Erziehung breitester Volksmassen. Die Wohnungs¬ 
frage ist eine Kulturfrage. 

„ Bevor ich nun auf die in Zürich im Sinne der gemeindlichen Woh- 
nungsfftrsorge (Kommunalbau) getroffenen Maßnahmen eingehe, seien mir 
einige kurz gehaltene, allgemeine Bemerkungen über die Ursachen der 
Wohnungsnot gestattet. 

„Diese Ursachen sind mannigfache, aber die Haupt- und Grundursache 
liegt in der großen Preissteigerung von Grund und Boden. Die Woh¬ 
nungsfrage ist enge verknüpft mit der Bodenfrage. Grund und Boden ist 
heute eine im Privatbesitze befindliche Ware, mit der lebhafter Handel ge¬ 
trieben wird. Die Ware »Grund und Boden« hat dabei einen ganz beson¬ 
deren Charakter. Grund und Boden ist zum Wohnungsbau absolut unent¬ 
behrlich, und er ist im Unterschiede zu anderen dem Menschen absolut 
nötigen Dingen, welche durch industrielle Tätigkeit in nahezu unbegrenzter 
Fülle erzeugt werden können, nur in einem von der Natur gebotenen, 
bestimmten und nicht vermehrbaren Maße vorhanden. Die absolute Unent¬ 
behrlichkeit, verbunden mit der begrenzten Masse, ermöglicht für Grund und 
Boden eine ganz eigenartige Preisbildung. Solange bei der Ware „Boden u 
Nachfrage und Angebot Bich einigermaßen die Wage halten, da finden wir 
normale Bodenpreise. Wo aber die Nachfrage aus irgend einem Grunde das 
Angebot dauernd übersteigt, da tritt eine dauernde Preissteigerung ein, weil 
das Angebot nicht der Nachfrage entsprechend gesteigert, vermehrt werden 
kann. — Wir leben heute im Zeitalter der steigenden Nachfrage. In den 
Städten im allgemeinen, vornehmlich aber in größeren Städten mit reich 
entwickelter Industrie und regem Handel und Verkehr, ist die Nachfrage 
nach Grund und Boden zufolge andauernden schnellen Anwachsens der Be¬ 
völkerung durch Geburtenüberschuß und Zuwanderung in stetem Steigen 
begriffen. Hier tritt also ein mehr oder weniger starkes Mißverhältnis 
zwischen Nachfrage und Angebot zu Tage, und dieses Mißverhältnis findet 
seinen Ausdruck in einem adäquaten Steigen der Bodenpreise, die sich dann 
ihrerseits wieder in teuere Wohnungs- bzw. Mietpreise umsetzen. Aber noch 
mehr. Die Steigerung der Bodenpreise erstreckt sich nicht nur auf noch 
unbebautes Land, sie wirkt in der Form eines Wert- oder Mietpreiszuwachses 
auf bereits bebauten Boden zurück und natürlich auch hier in wohnungs¬ 
verteuernder Weise. Es sind ganz enorme Gewinne, die auf diese Weise 
den Grundbesitzern zugefallen sind und noch immer zufallen, und dieser 
Gewinne werden sie teilhaftig ganz ohne Arbeit ihrerseits, nur auf Grund 
des bloßen Besitzrechtes. — Dieser Zustand ist im Sinne der heutigen Wirt¬ 
schaftsordnung ein durchaus »natürlicher«; er ist die Folge des Umstandes, 
daß Grund und Boden Ware, Handelsware mit besonderem Charakter ist. 
Solange Grund und Boden Handelsware bleiben wird, wird eine durch¬ 
greifende Änderung nicht eintreten. — Auf die das »natürliche« Steigen 
der Grundrente künstlich fördernde Boden- und Häuserspekulation kann ich 
hier nicht eintreten. — Hingegen kann ich mir nicht versagen, einige Bei¬ 
spiele von Grundpreissteigerungen zu nennen: Im Jahre 1878 kostete der 
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Quadratmeter eines Grundstückes an der Bahnhofstraße, also an vorzüglicher 
Geschäftslage des Kreises I 183frcs. y im Jahre 1899 1460 frcs. Im Kreise III 
wurde an der Badenerstraße, einer Hauptverkehrsader, 1862 der Quadrat¬ 
meter eines Grundstückes verkauft zu 6frcs., im Jahre 1904 zu 306frcs. 
Ein interessantes Beispiel betrifft ein unbebautes Grundstück an der Hohl¬ 
straße im Kreise III, also in keineswegs bevorzugter Lage: der Quadratmeter 
galt im Jahre 1873 56 cts., im Jahre 1905 50 frcs. Dieses Grundstück hat 
in der Zeit von 1873 bis 1907 nicht weniger als 18 Handänderungen durch¬ 
gemacht, davon im Jahre 1896 fünf innerhalb acht Monaten! 

„Neben der steigenden Grundrente und der Spekulation wirken noch 
eine ganze Reihe von Faktoren preisverteuernd für den Wohnungsbau. Die 
Preise fast aller Baumaterialien haben eine mehr oder weniger starke Steige¬ 
rung erfahren, und die Arbeitslöhne aller und jeder Art sind gleichfalls höher 
geworden. Gewachsen sind auch die Ansprüche der Mieter an Wohnungs¬ 
ausstattung, Bequemlichkeit usw. Aber diese und andere Faktoren üben 
eine verhältnismäßig bescheidene Wirkung auf die Höhe der Mietpreise. 

„Aus den Ausführungen über die Ursachen der Wohnungsnot geht 
hervor, daß eine wirksame Wohnungsfürsorge, sei sie öffentlichen (kom¬ 
munalen) oder privaten (genossenschaftlichen) Charakters, unbedingt darauf 
ausgehen muß, die Steigerung der Grundrente, mit anderen Worten, jegliohen 
Handel und alle Spekulation mit Boden und Häusern zu bekämpfen. Sie 
tut dies in wirksamer Weise, wenn sie einerseits für die von ihr hergestellten 
Häuser die UnVerkäuflichkeit statuiert bzw. die Verkäuflichkeit nur zuläßt 
unter sichernden Bestimmungen gegen gewinnsüchtigen Weiterverkauf und 
anderseits die Mietzinse so ansetzt, wie sie sich ergeben aus den Aufwen¬ 
dungen für eine bescheidene Verzinsung und Amortisation des Anlagekapitals 
zuzüglich Kosten für Reparaturen und Verwaltung. 

„Die behördlichen Bestrebungen zur Besserung der WohnungsVerhält¬ 
nisse in Zürich reichen fast bis auf den Zeitpunkt der Stadtvereinigung im 
Jahre 1893 zurück. Die rasche Bevölkerungszunahme und die in hohen 
Wogen gehende Bauspekulation ließen mit Sicherheit eine Beeinträchtigung 
des Wohnungsmarktes, wenigstens im Sinne einer starken Mietzinssteigerung 
erwarten. Der Stadtrat bestellte schon 1894 eine Sonderkommission zur 
Prüfung der Arbeiterwohnungsfrage, und es führte das Studium der Frage 
im Jahre 1896 zu Anträgen an den Großen Stadtrat auf Landerwerb, Bau 
billiger Wohnungen für städtische Arbeiter und Gemeindeeinwohner mit 
geringem Einkommen und Unterstützung des gemeinnützigen Genossen¬ 
schaftsbaues. Eine Reihe unvorhergesehener Ereignisse ließ diese Anträge 
im Großen Stadtrate erst im Jahre 1901, mithin in der Baukrise und zur 
Zeit des Wohnungs Überflusses zur Behandlung kommen, und zwar mit dem 
Resultate, daß die ganze Frage mit einer Anzahl den Kernpunkt — Kom- 
munaibau — schwächenden Direktiven an den Stadtrat zur erneuten Bericht¬ 
erstattung und Antragstellung zurückgewiesen wurde. Die Angelegenheit 
des kommunalen Wohnungsbaues ruhte nun bis zum Jahre 1906, insofern 
wenigstens, als bis dahin wohl für einzelne Kategorien städtischer Arbeiter 
und Angestellter, nicht aber für weitere Kreise der Bevölkerung gebaut 
wurde. 
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„Hier dürfte der Ort sein, einige Angaben zu machen über den Grund¬ 
besitz der Stadt Zürich und über die von ihr für eigene Arbeiter erstellten 
Häuser bzw. Wohnungen. 

„Als politische (Einwohner-) und Bürgergemeinde besitzt Zürich beute, 
verschiedene Stiftungen eingeschlossen, innerhalb und außerhalb des Stadt¬ 
bannes einen auf 1140 Parzellen sich verteilenden Grundbesitz von 2275 ha 
im annähernden Verkehrs werte von 100 Millionen Franken. Dieser Besitz 
macht rund 50 Proz. der Gesamtfläche des Stadtbannes aus, und da er zu 
ungefähr gleichen Teilen außerhalb und innerhalb des Bannes liegt, so ist 
die Stadt an dem den Stadtbanu bildenden Grundbesitz mit rund 25 Proz. 
beteiligt. Dieser Grundbesitz zerfällt in realisierbaren und nicht realisier¬ 
baren Besitz. Der letztere umfaßt den öffentlichen Grund und Boden mit 
den darauf befindlichen Verwaltungsgebäuden, Schulhäusern usw. Der reali¬ 
sierbare Besitz, welcher für die Wohnungspolitik in erster Linie und direkt 
in Betracht kommt, weist einen Flächeninhalt von 407 ha (625 Grundstücke) 
auf und repräsentiert einen Inventarwert von 33 350 ÖOOfrcs. Im Jahre 
1894 besaß die Stadt Grundbesitz im Inventarwerte von 11 000 000 frcs.; 
im Laufe von 15 Jahren hat sich der Besitz dem Werte nach mehr als ver¬ 
dreifacht! Die Stadt hat stets Bedacht genommen auf möglichste Vermeh¬ 
rung ihres Grundbesitzes, und sie hat damit die Grundlage für eine weit¬ 
sichtige und wirksame Wohnungspolitik geschaffen. — Der städtische 
Grundbesitz dient heute nur zum sehr kleinen Teil der Befriedigung des 
Wohnbedürfnisses. Im städtischen Besitze befinden sich 297 Wohn- -und 
Geschäftshäuser mit insgesamt 326 Wohnungen von einem bis fünf Zimmern 
und im Assekuranzwerte von 9 000 000 frcs. 

„An Häusern bzw. Wohnungen für die Arbeiter und Angestellten eigener 
Betriebe hat die Stadt teils im Gemeindebann, teils außerhalb desselben her¬ 
gestellt oder erworben: _ v 

° Hauser mit Wohnungen 

Gaswerk (1900 bis 1901). ‘24 38 zu 2 bis 3 Zimmer 

Wasserwerk. 8 19 „ 3 „ 5 n 

Elektrizitätswerk (1904 bis 1909) ....16 37 n 1 „ 7 „ 

Straßenbahn (1908). 4 28 „2,4 

Kehrichtverbrennungsanstalt (1 904) ... 1 _ 7 „ 3 „ 4 „ 

53 Häuser mit 129 Wohnungen. 

„Die Mietpreise für diese durchwegs guten Wohnungen stehen, ganz 
abgesehen von mancherlei den Mietern gewährten Vergünstigungen, ganz 
erheblich unter den heute gültigen Durchschnittspreisen. 

„Weiter mag hier noch erwähnt werden die 1906 erfolgte Gründung 
eines öffentlichen, unentgeltlichen Wohnungsnachweises. 

„Der Beginn des eigentlichen Kommunalbaues im Sinne der Woh¬ 
nungsbeschaffung für weitere Kreise der Einwohnerschaft fällt ins Jahr 1907. 
Ein Antrag des Stadtrats auf Gewährung eines Kredits von 2 486 000 frcs. 
zur Überbauung des städtischen Grundstückes zwischen Limmat- und 
Heinrichstraße im Kreise III (Industriequartier) wurde sowohl vom Großen 
Stadtrate als in der Volksabstimmung vom 21. April 1907, in letzterer mit 
großer Mehrheit (18 032 Ja gegen 7590 Nein) gutgeheißen. 

„Zur Sicherung der Wirksamkeit des Kommunalbaues in wirtschaft¬ 
licher und gesundheitlicher Richtung wurden die im Leitsatz 7 enthaltenen 
Grundsätze und Normen aufgestellt. 
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„Die Gebäude sind Doppelwohnhäuser mit gemeinsamem Treppenhaus 
und bestehen aus Erdgeschoß, drei Stockwerken und zur Hälfte ausgebautem 
Dachstock. Sämtliche Gebäude sind vollständig unterkellert, und es enthält 
das Kellergeschoß Vorratsräume für die einzelnen Wohnungen. Im nicht- 
auBgebauten Teile des Dachstockes sind die Waschküche und Behälter (Latten- 
verschlüge) untergebracht. Der zweite Dachboden über dem Kehlgebälke 
dient als (Winter-) Wäschetrocknungsraum, und über sämtliche Häuser eines 
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Blockes erstreckt sioh eine geräumige Dachzinne (Wäschetrocknung im 
Sommer). 

„Die drei Baublocke enthalten zusammen 25 Gebäude, der erste neun, 
der zweite zehn, der dritte sechs. Die Einzelgebäude weisen je nach Lage 
und Zimmerzahl elf verschiedene Typen (Grundrisse) auf, und es beträgt die 
Zahl der Wohnungen in sämtlichen Gebäuden nach Größenklassen: 

Zweizimmerwohnungen = 30 = 13 Proz. 

Dreizimmerwohnungen = 155 = 69 * 

Vierzimmerwohnungen = 40 = 18 „ 

225 Wohnungen. 
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Gesamtansicht von der Limmatstraße 


farbsockel mit Bordüre, darüber Leinlarbaustricb in verschiedenen Tönen, 
Die Wolmräume sind zum Teil auf Brusthöhe getäfelt, zum Teil haben sie 
Linkruatabelag; über dem Getäfel bzw. Belag sind eie tapeziert. Die Decken 
sind glatt geweißt. Die Aborte haben Klosetts mit Wasserspülung. — Zur 
Beleuchtung dient Gas. 

„iVuf die Einrichtung der Zentralheizung wurde verzichtet, weil dadurch 
die Bausumme und damit auch die Mietzinse in unerwünschter Weise ge¬ 
steigert worden wären, und sodann, weil gewöhnliche Öfen dem stark wech¬ 
selnden Wärmebedarf der einzelnen Mieter wohl besser entsprechen als die 
Zentralheizung. — Von der Herstellung von Bädern für die einzelnen Woh- 
min gen wurde nur sehr ungern abgesehen; auch hier gab die Rücksicht 
auf die Höhe der Mietzinse den Ausschlag. Es ist übrigens wahrscheinlich, 
daß späterhin ein gemeinsames Badehaus erstellt werden wird. 
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„Die Wohnzimmer haben bei einer Höhe von 2,7 m eine Bodenfktehe 
von 16 bis 22 qm, die Schlafzimmer von 10 bis 20 qm; die Küchen für die 
Drei- und Vierzimmerwohnungen sind 9 bis 10qm, die für die Zweizimmer¬ 
wohnungen 13 qm groß. Bei den letzteren gestattet die Größe der Küche 
ihre bequeme Verwendung als Eßraum. — Aufmerksam muß gemacht werden 
auf die Anbringung von Loggien, d. h. auf mit Fenster versehene Erweite¬ 
rungen des Korridors, welche die Aufstellung von Tisch und Banken ge¬ 
statten und deshalb große Annehmlichkeit bieten. Im Wohnung&ausbau 
ist jeder Luxus und jede Scheindekoration vermieden*, er ist solid und ge¬ 
fällig. Die Böden bestehen in den Wohnzimmern aus buchenen Riemen, in 
den Schlafadtnmein aus pitch pine oder aus tannenen Langriemen. Die 
Wände in den Korridoren , in den Küchen und in den Aborten haben Üel- 


3riginalfrc 













Kommunale Wobnungßfürsorge usw. 157 

„Die (jebäudefaasaden bestehen aus gekämmtem und glattem Verputz 
in verschiedenen Farbtönen; die Fensterbänke sind in Stein, die Einfassungen 
in Putz gehalten. 

„Die Plauanfertigung und die Bauleitung besorgte daß städtische Hoch* 
bauamt. Mit dem Bau der Häuser wurde im Herbste 1907 begonnen; der 


Detaiibild vorn 3. Baublock 


erste Baublock wurde bezogen zwischen Juli und Oktober 1908, die Blöcke 
II und III auf den ersten April 1909. 

„Eine endgültige Abrechnung über die Herstellungskosten liegt heute 
noch nicht vor; die Kosten decken sich aber mit dem Voranschlag in der 
Weise, daß eine allfällige Kreditüberschreitung keineswegs 1 Proz. der 
Gesamtsumme übersteigen wird. 

69 170 Cbm Gebäudein halt zum Einheitspreise von 29,15frcs. 

pr«> Kubikmeter ... 2 OlßOöüfrc*. 

Inventarwert des Landes. 450000 

Bau der Motorenstraße. SOOo „ 

Hofanlageo, Brunnen, Gärten ubw. {£000 

2 4B6 0Güfrb*. 

„DieMietzinse für die einzelnen Größenklassen von Wohnungen betragen 
je nach Lage und Flächeninhalt für die: 
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Zweizimmerwohnung mit Küche. 380 bis 430frcs. 

Dreizimmerwohnung B „ 500 „ 600 „ 

Vierzimmerwohnung „ „ 600 „ 700 „ 


„Die Gesamtsumme der vereinnahmten Mietzinse gestattet Verzinsung 
und Amortisation des Anlagekapitals zu 4 8 / 4 Proz. und läßt noch eine be¬ 
scheidene Summe für Gebäudeunterhalt und Verwaltung übrig. 

„Die Mietzinse sind, in absoluten Ziffern ausgedrückt, hohe; in Wirk¬ 
lichkeit sind sie aber mäßige; sie stehen zum Teil ganz erheblich unter den 
durchschnittlichen Mietpreisen für Privatbauten, und dabei ist die Qualität 
der Wohnungen sicherlich eine über durchschnittliche. Vor allem aber, und 
dies ist nicht gering zu schätzen, hat der Mieter bei pünktlicher Erfüllung 
seiner Vertragspflichten die Gewißheit, solange in der von ihm gewählten 
Wohnung verbleiben zu können, als ihm beliebt, und zwar ohne die gefürch¬ 
teten Mietzinssteigerungen gewärtigen zu müssen. 

„Die Verwaltung der Häuser geschieht bei absoluter UnVerkäuf¬ 
lichkeit derselben durch die städtische Liegen Schafts Verwaltung, und zwar 
im Sinne eines selbständigen, sich selbsterhaltenden, nicht aber gewinn¬ 
bringenden Unternehmens. — Die Mietverträge verlangen Vorausbezahlung 
des Zinses und enthalten das grundsätzliche Verbot der Aftermiete. 

„Die Vermietung der Wohnungen verursachte keinerlei Schwierigkeiten; 
Bewerber meldeten sich in reicher Zahl. Die Mieter, von denen etwa 65 Proz. 
im städtischen, kantonalen und im BundesdienBte stehen, scheinen sich in 
den neuen Wohnungen heimisch zu fühlen und mit denselben zufrieden 
zu sein. 

Bauprojekt im »Riedtli«. 

„Bei Anlaß der Kreditgewährung für Ausführung der kommunalen 
Bauten im Industriequartier wurde der Stadtrat vom Großen Stadtrate ein¬ 
geladen, Baupläne und Voranschläge vorzulegen für die Überbauung weiteren 
städtischen Areales in verschiedenen Stadtkreisen. Der Stadtrat ist dieser 
Einladung gefolgt durch Ausarbeitung eines Projektes für die Bebauung des 
städtischen Areales im »Riedtli« im vierten Stadtkreise. 

„Das Baugelände mit Flächenmaß von 39 620 qm liegt am Abhange 
des Zürichberges an von allen Seiten leicht zugänglichem, sonnigem Platze. 
Es weist von Nordosten nach Südwesten ein Gefälle von etwa 15 m auf und 
bedingt somit staffelförmigen Bau. Die Lage des Geländes und die gesetz¬ 
liche Vorschrift verlangen offene Überbauungsweise. 

„Der Lageplan läßt deutlich fünf große Bauparzellen erkennen, welche 
teils aus Einzelhäusern, teils aus zusammengebauten Häusern bis zur Zahl 
von fünf bestehen. Diese Art der Bebauung ermöglicht einerseits beste Aus¬ 
nutzung des Geländes und erlaubt anderseits die hübsche Gestaltung der 
Gebäudegruppen. Die Zahl der Einzelhäuser mit fünf ist eine sehr beschei¬ 
dene; sorgfältige Studien haben aber zur Überzeugung geführt, daß das 
Einzelhaus wesentlich erhöhte Mietzinse bedingt. 

„Innerhalb der fünf Bauparzellen entstehen drei umschlossene Spiel¬ 
plätze von 1200 bis 1500 qm Fläche. Diese Plätze sind mit Baumreihen um¬ 
säumt, enthalten Rasenflächen und Ruhebänke. Im Zentrum der Anlage, 
an der Stolzestraße, befindet sich ein größerer öffentlicher Platz mit Brunnen. 
Zu jedem Hause gehört ein mehr oder weniger großer Ziergarten. 
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„Das vom städtischen Hochbauamte ausgearbeitete Projekt umfaßt 
73 Häuser mit insgesamt 288 Wohnungen und 76 einzelnen Dachstock- 
(Mansarden-) Zimmern. Auf die einzelnen Größenklassen verteilen sich die 
Wohnungen folgendermaßen: 

Zweizimmerwohnungen — 33 = 11,5 Proz. 

Dreizimmerwohnungen = 130 = 45,1 „ 

Vierzimmerwohnungen = 101 = 35,1 „ 

Fünfzimmerwohnungen = 24 = 8,3 * 


288 Wohnungen. 

„Die Frage, ob an Stelle einzelner Erdgeschoßwohnungen nicht auch ein 
Kindergarten, ein öffentlicher Lesesaal, Verkaufslokale für Lebensmittel usw. 
erstellt werden sollen, ist noch offen. 

„Die Gruppenhäuser bestehen in der Mehrzahl aus Erdgeschoß, zwei 
Stockwerken und ausgebautem Dachstock; die Einzelhäuser sind durchwegs 
um ein Stockwerk niedriger. 

— Alle Häuser sind unter¬ 
kellert. 

„Was die Grundrißtypen 
anbelangt, so verdient hier 
die sogenannte Wohndiele 
besonders her v or gehobe n 
zu werden. Diese Wohn¬ 
diele ist gewissermaßen die 
Weiterentwickelung des 
beim Wohnungsbau im In- 
dustriequartier teilweise an¬ 
gewandten und bewährt 
befundenen Ausbaues des 
Korridors zu Wohnzwecken. 

„Die 13 bis 19 qm messende Diele ist direkt beleuchtet und lüftbar. 
Am Fenster mit eingebauter Sitzgelegenheit versehen, ist sie geeignet, als 
Eßr&um und Aufenthaltsort der Kinder 
zu dienen und bietet somit vollen Ersatz 
für ein abgeschlossenes Zimmer. Von 
der Gesamtzahl der Wohnungen (288) 
sind 264 mit Wohndielen versehen. — 

Die Wohnzimmer weisen einen Flächen¬ 
inhalt von 16 bis 24 qm, die übrigen 
Zimmer einen solchen von 12 bis 22 qm 
auf; die Küchen haben durchschnittlich 
eine Größe von 9 bis 12 qm. Die lichte 
Höhe der Erdgeschoß- und Stockwerk¬ 
wohnungen beträgt 2,7 m, die der Dach¬ 
stockwohnungen und Mansarden 2,6 m. 

— Die Wohnungsausstattung wird eine 
durchaus geschmackvolle und solide sein. 

Jede Wohnung, ob groß oder klein, erhält eigenes Badezimmer. 

„Die Heizung der einzelnen Räume bei größerer andauernder Kälte er¬ 
folgt durch Zimmeröfen; bei normalen Witterungsverhältnissen geschieht sie 
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Wohnung mit drei Zimmern. 



Zwei Wohnungen mit je zwei Zimmern. 
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durch einen in eine Nische der Wohndiele eingebauten Dauerbrenner, welcher 
die gesamten Räume zu erwärmen vermag. 

„Für die architektonische Gestaltung der Häuser sollen einheimische 
Formen verwendet werden mit einfacher Dachkonstruktion und das Haus 
genügend schützenden Dachvorsprüngen. Die Fassadenmauern werden hell 
verputzt und belebt durch farbige Fensterladen, Spaliere, Erker und Lauben. 
Da für die einzelnen Gebäudegruppen, immer nach Lage, verschiedene Grund¬ 
rißtypen — es sind deren 13 — Verwendung finden, erhält jede Gruppe 
ihre eigene charakteristische Gestaltung, welche sich harmonisch in die 
Gesamtanlage einordnet und letztere als ein abgeschlossenes Ganzes er¬ 
scheinen läßt. 

„Der Kosten Voranschlag für die 73 Gebäude des Gesamtprojektes stellt 
sich wie folgt: 

134 119 cbm Gebäudeinhalt zum Einheitspreise von 32,90 fres. 


pro Kubikmeter. 4412515 fres. 

Landerwerb: 

36 396,0 qm zu 15,00 fres. = 545 940 fres. 

3 224,4 „ zu 21,30 „ = 68 678 „ 614 618 p 

Neue Straßen und Platzanlagen: 2920 qm zu 10 fres. 29 200 „ 

Hofanlagen: 3650 qm zu 4 fres. 14 600 „ 

Einfriedungen: Mauern und lebende Hecken. 57 605 „ 


Gartenhäuschen, kleine Stützmauern, Brunnen usw. 22 462 „ 

Insgesamt 5 151 000 fres. 

„In der Annahme, daß zur Verzinsung und Amortisation des Anlage¬ 
kapitals und zur Deckung der Bauunterhalts- und Verwaltungskosten 
5 Proz. nötig sein werden, stellen sich die Mietzinse für die einzelnen 
Größenkategorien von Wohnungen wie folgt: 

Zweizimmerwohnung mit Wohndiele, Küche und Bad = 588 fres. 
Dreizimmerwohnung * „ „ * „ = 783 „ 

Vierzimmerwohnung „ „ „ „„= 979,, 

Fünf zimmerwohnung * „ „ „ „ = 1175 „ 

„Der Preis des einzelnen Dachstock- (Mansarden-) Zimmers kommt auf 
121 fres. zu stehen. 

„Diese durchschnittlichen Mietpreise erscheinen auf den ersten Blick 
außerordentlich hoch, besonders für die kleineren (Zwei- und Dreizimmer-) 
Wohnungen. Zurückzuführen ist die Höhe der Mietzinse auf zwei Umstände: 
einmal auf die durch Steigerung der Baumaterialienpreise und der Arbeits¬ 
löhne verteuerten Baukosten und sodann auf die offene Bebauungsweise, 
welche Einschränkungen in der Ausnutzungsmöglichkeit des Baugrundes 
auferlegt. Berücksichtigt man diese Umstände und zieht man ferner in 
Betracht, was hier dem Mieter geboten wird, dann erhalten die Mietpreise 
ein wesentlich verändertes Aussehen. — Gelegen an sonniger, luftiger Berg¬ 
lehne mit weiter Aussicht, entspricht die Anlage allen an ein gesundes 
Wohnquartier vom hygienischen Standpunkte aus zu stellenden Anforde¬ 
rungen. Sie ist mit ihren Ruh- und Spielplätzen und den zahlreichen Haus¬ 
und Vorgärten eine wirkliche kleine »Gartenstadt«, wo Luft, Licht und Sonne, 
drei Haupt quellen der Gesundheit, ungehindert ihren wohltätigen Einfluß 
geltend machen werden. Auch mit bezug auf Verkehr hat das Quartier eine 
bevorzugte Lage, indem zwei städtische Straßenbahnlinien mit Haltestellen 
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in nächster Nähe Fahrgelegenheit nach allen Richtungen hin gewähren. Die 
Haupt Ursache der scheinbaren Höhe liegt aber in dem Umstande, daß in die 
Zimmerzahl die Wohndiele nicht einbezogen ist. In Wirklichkeit und im 
Nutzeffekt kommt die Zweizimmerwohnung mit Diele einer Dreizimmer¬ 
wohnung gleich. Wird die Wohndiele als Zimmer gewertet, und sie darf 
dies mit Recht werden, so zeigt ein Vergleich mit den heute geforderten 
durchschnittlichen Mietpreisen, daß die Preise tatsächlich — für die größeren 
Wohnungen sogar ganz erheblich — billiger sind, als diese Durchschnitts¬ 
preise (drei Zimmer 613frcs., vier Zimmer 908frcs., fünf Zimmer 1418 frcs.). 
Daß überdies der Besitz eines eigenen Baderaumes für jede Wohnung ein 
wesentlicher hygienischer Vorteil und eine sehr zu schätzende Annehmlich¬ 
keit ist, bedarf kaum eingehender Begründung. — Es ist übrigens geplant, 
bei der Festsetzung der Mietpreise für die einzelnen Wohnungen einen ge¬ 
wissen Ausgleich zu treffen dadurch, daß der Preis für die kleineren Woh¬ 
nungen etwas unter, der für die 
größeren etwas über dem berech¬ 
neten Durchschnittspreise gehalten 
werden soll. 

„ Das W ohnquartier im »Riedtli« 
tragt einen gewissen Mittelstands¬ 
charakter. Es wird seine Mieter 
aus bessergestellten Arbeiter kreisen 
und aus dem Beamtenstande er¬ 
halten. Die Häuser werden wie 
die im Industriequartier unver¬ 
käuflich sein, und die Verwaltung 
wird unter Gültigkeit der für letz¬ 
tere festgesetzten Normen ebenfalls 
von der städtischen Liegenschafts¬ 
verwaltung geführt werden. 

„Der Bau des Quartiers soll auf mindestens fünf Jahre verteilt werden. 

„Ein weiteres von der Stadt zur Überbauung in Aussicht genommenes 
Terrain ist das am Ostabhange des Uetliberges gelegene Friesenberg¬ 
gelände. Es wurde im Jahre 1896 erworben in der ausgesprochenen Ab¬ 
sicht, späterhin darauf Arbeiterwohnungen erstellen zu lassen. Der Land¬ 
komplex mißt etwa 226 000 qm und bildet vermöge seiner Verkehrslage und 
des niedrigen Preises (etwa 3,50 frcs. pro Quadratmeter) ein für die Erstel¬ 
lung billiger Arbeiterwohnungen sehr geeignetes Areal. Es liegen 
bereits vom städtischen Hochbauamte ausgearbeitete Studien (Lageplan und 
Grundrißtypen) vor für die Herstellung von etwa 370 Arbeiterhäuschen in 
einfacher Bauart, darunter auch Einfamilienhäuser. 

„Und zum Schlüsse sei noch bemerkt, daß die Stadt sich wohl über 
kurz oder lang auch an den Bau von Ledigenheimen wird machen müssen. 

„Als zweites Mittel der kommunalen Wohnungsfürsorge habe ich die 
Unterstützung gemeinnütziger Baugenossenschaften durch die 
Gemeinde, und ich kann hier beifügen, eventuell auch durch den Staat 
genannt. 

Vierteljebreschrift für Gesundheitspflege, 1910 . ] j 
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„Was der Kommunalbau zu leisten imstande ist, das vermag auch eine 
auf richtiger Grundlage ruhende, gut organisierte, über genügende Mittel 
verfügende Baugenossenschaft zu leisten. 

„Die heute bestehenden, mit Wohnungsfürsorge bzw. Wohnungsbau sich 
beschäftigenden Genossenschaften erfüllen aber nicht oder nur selten die 
Anforderungen, welche an wirksame Organisationen dieser Art gestellt wer¬ 
den müssen. 

„1. Sie leiden fast durchgehende am Mangel genügender Geldmittel. 

„Die Leute, welche am wirklich gemeinnützigen Wohnungsbau ein leb¬ 
haftes Interesse haben, verfügen in der Regel über nur sehr bescheidene 
Mittel. Will die Genossenschaft auf die Mitgliedschaft breiter Volksmassen 
rechnen, so muß sie Anteilscheine in niedrigem Betrage ausgeben, und selbst 
wenn es ihr gelingt, eine große Zahl dieser Scheine zu begeben, so erhält 
sie immer noch kein bedeutendes, eine kräftige Aktion ermöglichendes 
Kapital. Dieser an und für sich schwerwiegende Übelstand erfährt noch eine 
ganz wesentliche Verschärfung durch die mancherorts herrschende Kraft¬ 
zersplitterung. Wo eine einzige, alle vorhandenen nutzbaren Kräfte zu¬ 
sammenfassende Genossenschaft vielleicht Wirksames zu leisten vermöchte, 
da besteht eine Mehrzahl von kleinen schwachen Vereinigungen und all 1 ihre 
Anstrengungen bleiben für die Allgemeinheit fruchtlos. 

„Der Mangel an ausreichenden Mitteln bedingt große Schwierigkeit und 
Unsicherheit in Beschaffung von nicht erstklassigen Hypotheken; solche sind 
oft nur zu exorbitant hohem Zinsfüße und unter Kündigungsbedingungen 
unterzubringen, welche eine Gefahr für das Gedeihen, ja für den Bestand 
der Genossenschaft bilden. 

„2. Leitung und Verwaltung lassen vielerorts zu wünschen übrig. Sie 
geschehen vielfach ehrenamtlich, und es muß anerkannt werden, daß hier auf 
diesem gewiß dornenvollen Gebiete der redliche Wille einzelner viel opfer¬ 
volle Arbeit vollbringt. Aber dieser redliche Wille für sich genügt nicht; 
er ersetzt nicht das unbedingt notwendige Können. Auch auf dem Gebiete 
der Leitung und Verwaltung übt die Kraftzersplitterung einen schädigenden 
Einfluß. 

„3. Die überaus große Mehrzahl der Genossenschaften läßt die Ver¬ 
käuflichkeit der Häuser zu. Soweit sie dies tun, ohne sichernde Bestim¬ 
mungen dafür zu treffen, daß das Haus für den Käufer weder als Vermie¬ 
tungsobjekt noch als Verkaufsgegenstand zu einer Quelle der Ausbeutung 
und des Gewinnes wird, verdienen sie durchaus nicht den Namen der Gemein¬ 
nützigkeit. Sie sind in diesem Falle engeren oder weiteren Kreisen zugäng¬ 
liche Interessentengemeinschaften mit der Zweckbestimmung, dem einzelnen 
Genossenschafter ein eigenes, in sein volles und unbeschränktes Verfügungs¬ 
recht übergehendes Heimwesen zu verschaffen. Mit Gemeinnützigkeit im 
richtigen Sinne des Begriffes haben solche Erwerbsgesellschaften ganz und 
gar nichts zu tun, und sie vermögen nichts beizutragen zu einer die Bedürf¬ 
nisse der breiten Allgemeinheit befriedigenden Lösung der Wohnungsfrage. 
Gemeinnützige Wohnungsfürsorge und bedingungslose Verkäuf¬ 
lichkeit der Häuser sind unvereinbare Gegensätze. 

„Vielfache und allerorts gemachte Erfahrungen haben dargetan, daß 
auch die besten und sorgfältigst gefaßten sichernden Bestimmungen beim 
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Verkauf Ausbeutung der Mieter und gewinnsüchtigen Weiterverkauf nicht 
zu verhindern vermögen. Für das Mehrfamilien- (Miet-) Haus ist das abso¬ 
lute Verkaufsverbot notwendig; für das Einfamilienhaus, wo eine Ausbeutung 
von Mietern nicht möglich ist, mag bedingte Verkäuflichkeit zulässig sein. 

„Welches sind nun die Maßnahmen, die getroffen werden müssen, um 
vorhandene gemeinnützige Baugenossenschaften leistungsfähig zu machen; 
oder, wo sie noch nicht bestehen, aber notwendig sind, solche zu gründen? 

„Eine, wo durchführbar, gewiß heilsame Maßnahme dürfte die Ver¬ 
schmelzung am gleichen Orte bestehender kleiner Genossenschaften zu einer 
größeren leistungsfähigeren sein. Auch bei Neugründungen sollte auf tun¬ 
lichste Konzentration aller gleichartigen Bestrebungen geachtet werden. 

„Für ökonomische Beihilfe muß sich die Genossenschaft an Gemeinde 
und Staat wenden. Diese Beihilfe kann in verschiedenen Formen gewährt 
werden; in Leitsatz 8 habe ich beispielsweise aufgezählt: 

„1. Abtretung von Gemeindeland zu billigem Preise; 

„2. Übernahme eines Teiles des Genossenschaftskapitals und Gewäh¬ 
rung von Darlehen zu billigem Zinse; 

„3. Gratiserstellung von Zufahrtsstraßen, Kanalisation, Verzicht auf 
Mehrwertbeiträge usw. 

„Die Hilfeleistung im Sinne von Ziffer 1 — Terrainabtretung — dürfte 
eine besondere Aufgabe der Gemeinde sein. Die vorsorgliche Beschaffung 
von Baugelände in einem den momentanen Bedarf übersteigenden Umfange 
lastet schwer auf den Genossenschaften. Die Kaufpreisverzinsung erfordert 
große Summen, denen keine oder nur sehr geringe Einnahmen für die Dauer 
des Unüberbautbleibens gegen überstehen. — Eine größere Gemeinde als Be¬ 
sitzerin reichlicher Geldmittel kann ausgedehntes Bauareal zu günstigeren 
Bedingungen erwerben als der Private. Wenn die Gemeinde das Terrain 
zum Ankaufspreise und unter Zuschlag der aufgewandten Zinsen der Ge¬ 
nossenschaft überläßt, so wird eine solche Terrainbeschaffung für die letztere 
eine günstigere sein, als die vorsorgliche Selbstbeschaffung. Wo es sich 
schon um lange Zeit im Gemeindebesitz befindliches Bauland handelt, dessen 
Verkehrswert ganz erheblich über dem Ankaufswert zuzüglich aufgelaufener 
Zinsen steht, scheint vielleicht auch ein bescheidener Gewinnzuschlag gerecht¬ 
fertigt. — Eine andere Form für die Abgabe von Bauterrain ist die unent¬ 
geltliche Überlassung zur Benutzung auf eine längere bestimmte Zeitdauer 
mit der Ermächtigung, auf dem Lande Häuser herzustellen, wobei dann die 
Häuser nach Ablauf der Benutzungszeit der Gemeinde Zufällen, sei es unent¬ 
geltlich, sei es gegen zum voraus bestimmte Entschädigung (Art. 675 des 
Schweiz. Zivilgesetzbuches). Bei dieser Form der Terrainüberlassung hätte 
die Gemeinde für allfällige Darlehen die denkbar größte Sicherheit 

„Bei der Hilfeleistung durch Mitbeteiligung am Genossenschaftskapital 
und Gewährung von Darlehen zu Vorzugsbedingungen kommt neben der 
Gemeinde auch der Staat in Betracht Die Darlehen auf zweite Hypothek 
(bis vielleicht 80 bis 90 Proz. des Assekuranz wertes) sollten zu einem Zins¬ 
füße von höchstens 3 l /a Proz. gewährt werden. An Stelle des Hypotheken¬ 
darlehens könnte auch gemeindliche oder staatliche Bürgschaft treten für 
Rückzahlung und Verzinsung von Darlehen Dritter. Diese Bürgschaft würde 
die Hypothek zweiten Hanges derart sichern, daß sie der erstrangigen kaum 
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nachstünde, und es würde der heute überaus hohe Zinsfuß für Hypothekar¬ 
darlehen zweiten Ranges ganz erheblich reduziert werden. 

„ Ks ist nicht unwahrscheinlich, daß die finanzielle Beihilfe von Gemeinde 
und Staat beim Genossenschaftsbau für Gemeinde und Staat mit etwelchen 
Opfern verbunden sein wird. Diese Verluste ließen sich aber in fiskalischer 
Hinsicht wieder ausgleichen durch die Besteuerung des Konjunkturengewinnes 
im Liegenschaftenbandei, durch die Einführung der im Deutschen Reiche 
überall bekannten und eingeführten Wertzuwacbssteuer. 

Es ist wohl kaum nötig zu bemerken, daß die gemeindliche bzw. staat¬ 
liche Hilfe nur solchen Genossenschaften zuteil werden darf, die sich vollauf 
über ihre Gemeinnützigkeit ausweisen, und die über eine, das Gelingen ihrer 
Bestrebungen sichernde Organisation und Verwaltung verfügen. Gemeinde 
und Staat müssen wirksame Kontrollrechte eingeräumt werden. 

« „Die Frage der gemeindlichen Hilfeleistung beim Genossenschaftsbau ist 
zurzeit in Zürich Gegenstand behördlichen Studiums; irgendwelche Maß¬ 
nahmen sind noch nicht erfolgt. 

„Zum Schlüsse meiner leider nur skizzenhaften Ausführungen noch eines: 

„Wir hören oft den Elin wand, die Wohnungsfürsorge falle nicht in den 
Aufgabenkreis von Gemeinde und Staat. Dieser Elinwand ist ein durchaus 
veralteter und dürfte füglich nunmehr unterlassen werden. Das Tätigkeits¬ 
gebiet von Gemeinde und Staat hat sich im Laufe und nach Maßgabe der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwickelung mächtig erweitert. Die Gemeinde 
liefert Gas, Wasser, Elektrizität und ist im Besitze mancher Verkehrsmitel; 
ebenso der Staat. Warum also sollten Gemeinde und Staat nicht Fürsorge 
tragen für ein so dringendes Bedürfnis wie die Wohnung; für ein Bedürfnis, 
dessen heute als unzureichend anerkannte Befriedigung für breite Volks¬ 
schichten große Nachteile und Gefahren in gesundheitlicher, sittlicher und 
ethisch-kultureller Hinsicht zur Folge hat? — Mit den industriellen Betrieben 
erzielen Staat und Gemeinde erkleckliche Gewinne; mit der Wohnungs¬ 
fürsorge sind Gewinne in klingender Münze nicht zu erreichen. Sollte dies 
ein Grund sein, daß Staat und Gemeinde sich dieser Fürsorge enthalten? 
Doch wohl kaum. 

„Staat und Gemeinde als Hüter und Förderer des Volks Wohles sind 
nicht nur berufen, sondern verpflichtet, diese Fürsorge nach Maßgabe ihres 
Könnens in die Hand zu nehmen. Sie haben das größte Interesse an allen 
auf eine wirksame Lösung der so ungemein wichtigen Wohnungsfrage ab¬ 
zielenden Bestrebungen. Die Beihilfe wird eine wohlangewandte sein; sie ist 
eine prophylaktische Maßnahme zur Abwendung von gesundheitlichen und 
sittlichen Schäden; sie ist eine Pflicht, welche gar nicht abgelehnt werden 
darf, selbst wenn ihre Erfüllung mit Opfern, ja erheblichen Opfern, verbunden 
sein sollte. 

Der Vorsitzende eröffnet hierauf die Diskussion. 

Geheimer Oberbaurat Professor Dr. Baumeister (Karlsruhe): 
„Meine Herren 1 Ich glaube, veranlaßt durch den eben gehörten Beifall, ein 
besonders herzliches Wort aussprechen zu sollen gegen den Herrn Referenten, 
der uns die großen allgemeinen Grundzüge an der Hand von Züricher Er- 
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fahrungen und Verhältnisse geschildert hat. Aber nicht bloß der Herr 
Referent verdient einen solchen Dank, sondern auch diejenigen Herren, 
welche in der Festschrift dieses wichtige Gebiet in so eingehender und lehr¬ 
reicher Weise behandelt haben. Die deutschen Städte haben seit längeren 
Zeiten ebenso wie Zürich angefangen, den Besitz von Gemeindeland mög¬ 
lichst zu steigern. Aber was geschieht mit diesem neu erworbenen Besitz? 
Die Gemeinde will es zum Besten der Wohnungsfrage verwerten, und da 
sind es noch immer zweierlei falsche Richtungen, die dabei eingeschlagen 
werden. Nach der einen Richtung Buchen die Gemeinden aus dem Er¬ 
worbenen oder von alters her ihnen zukommenden Gemeindeland möglichst 
viel Gewinn zu ziehen. Sie gehen von der Ansicht aus, das Gemeindebudget 
muß möglichst hohe Einnahmen haben, und sie suchen die Verwertung ihres 
Allmendebesitzes teils durch Versteigerung, teils durch freihändigen Verkauf 
möglichst in die Höhe zu treiben. Das ist gewiß nicht der Weg, um der 
Wohnungsfrage zu helfen. Es ist das Gegenteil davon, weil dann die Ge¬ 
meinde in die Reihe der Bodenspekulanten eintritt und die bekannte Preis¬ 
steigerung mit fördert. Weiter möchte ich erwähnen, daß auch der Staat, 
sofern er im Besitz von Ländereien sich befindet, leider ebenfalls noch viel¬ 
fach diesen Weg der Spekulation einschlägt, und er glaubt darin recht zu 
tun gegenüber der Volksvertretung, welche vielleicht für eine einzelne von 
der Wohnungsnot betroffene Stadt kein Herz hat und die Staatseinnahmen 
durch möglichst teuren Verkauf von Staatsländereien befördern will. Ich 
muß auch diesen Weg entschieden als tadelnswert erklären. Also diese Art 
der Verwertung von Gemeindebesitz durch möglichst hohen Erlös ist schlecht, 
sollte nicht mehr stattfinden. 

„Nun kommen wir auf den entgegengesetzten Ausweg. Man sagt, das 
Gemeindeland soll zur Wohnungsfrage dienen. Das geschieht etwa, indem 
es zu ermäßigtem Preise an Bauunternehmer oder Baugenossenschaften ab¬ 
gegeben wird. Wenn dieser Weg bedingungslos eingeschlagen wird, so ist 
die Folge auch wieder nur Unterstützung der Spekulation. Die billig her¬ 
gegebenen Ländereien werden eben sofort im Preise steigen, und der Profit 
fällt dem einzelnen zu. Es müssen also in diesem Falle genaue Bedingungen 
aufgestellt werden, teils technischer, teils wirtschaftlicher Art, wie sie ja 
unser Referent in dem Leitsatz 7 sehr genau und erschöpfend aufgestellt 
hat, und nur unter solchen Bedingungen sollte Gemeindeland zum Verkehrs¬ 
wert oder, wenn die Wohnungsnot eine zwingende ist, zu einem niedrigeren 
Preise abgegeben werden. 

„Ich möchte nur noch den Leitsätzen des Herrn Referenten hinzufügen, 
daß diese Bedingungen, welche zur Sicherung der ganzen Bevölkerung in 
bezug auf die Wohnungsnot dienen sollen, selbstverständlich einer Kontrolle 
der Gemeinde unterliegen, und daß sie doch nicht bloß den Baugenossen¬ 
schaften gegenüber aufgestellt werden müssen, sondern eventuell auch gegen¬ 
über Einzelpersonen. Warum soll ein Bauunternehmer, der vielleicht nicht 
mit Spekulationsbedürfnis, aber mit einem menschenfreundlichen oder gemein¬ 
nützigen Herzen ausgestattet ist, warum sollte dieser nicht auch diese Bedin¬ 
gungen Nummer 7 des Leitsatzes erfüllen können und dann die Vorteile 
genießen, welche ihm im folgenden Leitsatz Nummer 8 zustehen ? Ich glaube, 
der Referent wird damit einverstanden sein, daß, wenn derartige Personen 
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die Bedingungen eingehen, ihnen dasselbe von seiten der Gemeinde gewährt 
werden kann, wie den eigentlichen Baugenossenschaften. 

„Sehen wir in Zürich nach, so hängt die ganze Bewegung von seiten der 
Gemeinde nicht bloß mit der Bodenfrage zusammen, die der Herr Referent so 
erschöpfend dargestellt hat, sondern wohl auch, wie in anderen Städten, mit 
dem Stande der Bauordnung. In der Festschrift haben wir dafür die Grund¬ 
sätze zu lesen, und es ist ja ein eigentümliches Verfahren, welches in der 
Stadt Zürich die Bauordnung reguliert. Eigentlich ganz allgemeine Grund¬ 
sätze sind verhältnismäßig wenige vorhanden, aber das vortreffliche Quartier¬ 
planverfahren berechtigt die Gemeinde, für einzelne Bezirke ergänzende Be¬ 
stimmungen zur Bauordnung hinzuzufügen. Dadurch wird es dann möglich, 
daß gewisse Bezirke für gewerbliche Unternehmungen, für Arbeiterwohnungeu 
bestimmt werden, andere wieder für Landhäuser mehr oder weniger vor¬ 
nehmer Art, und so ersetzt diese Methode das, was in deutschen Städten 
meistens durch eine abgestufte Bauordnung nach Zonen vorgenommen wird. 
Der Erfolg ist ein guter. Mir scheint nur, daß dieses Quartierplanverfahren 
und die jedesmalige Hinzufügung von bestimmten Einzelbauordnungen schließ¬ 
lich zu einer etwas großen Weitläufigkeit führen kann, und ob es nicht noch 
bequemer sein würde, die allgemeinen Grundzüge noch mehr ins einzelne 
auszuführen und sie von vornherein eingehender nach Zonen voneinander 
zu sondern. Es ist mir gesagt worden, daß dem gewisse gesetzliche 
Schwierigkeiten hindernd in den Weg treten. W'enn aber das Bedürfnis da 
ist, dann müssen die gesetzlichen Wege dazu geschaffen werden, und das 
kann ja gewiß in einer Stadt, in einem Lande, in welchem Volksabstimmung 
und Volkswohl Zusammengehen wollen, am allerersten geschehen. 

„Wenn wir in den jetzt geltenden allgemeinen Bestimmungen auf das 
Gebiet der offenen Bauweise sehen, so sind die allgemeinen Vorschriften noch 
ziemlich dürftig. Es gilt allerdings das Gesetz, daß die Häuserhöhe an der 
Straße nicht größer sein darf als der Abstand der beiderseitigen Baulinien, 
was ja ganz richtig und fast überall jetzt durchgeführt ist. Wir sehen aber 
in den Höfen die sehr enge Bestimmung, daß der Abstand nur zwei Drittel 
der Höhe der umliegenden Gebäude zu sein braucht, und das hat dazu ge¬ 
führt, daß in gewissen Bezirken teilweise schon ungünstige Zustände ein¬ 
getreten Bind. Ich habe mich davon überzeugen können bei dem Durch¬ 
wandern der Bezirke etwa zwischen der alten Stadt und der Höhe des 
Polytechnikums. Das ist doch eine ziemlich dürftige Bestimmung, die aller¬ 
dings zum Glück durch das Quartierplanverfahren ergänzt werden kann. 
Wenn aber eine allgemeine Vorschrift der Art durchgesetzt werden könnte, 
so wäre es nicht nötig, für jedes einzelne Quartier besondere Bestimmungen 
aufzustellen; man hätte ein generelles Verfahren, und der Vorteil davon 
liegt ja auf der Hand. Es würden dann die äußeren Bezirke, die jetzt nur 
ganz sporadisch bebaut sind, von vornherein auf eine weitläufigere Bauweise 
eingerichtet werden können. Ich möchte das hier nur andeuten, um zu 
zeigen, daß auch in Zürich trotz der im allgemeinen gesunden Verhältnisse des 
Bauwesens noch etwas mehr danach getrachtet werden dürfte, nach der äußeren 
Peripherie des ganzen Baugebietes Anlagen zu schaffen, welche dem Familien¬ 
hause zugute kommen und Gartenanlagen ermöglichen, kurz, eine größere 
Weiträumigkeit von vornherein auf allgemeine gesetzliche Grundlagen zu stellen. 
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„Nun erlaube ich mir, noch kurz auf einen Punkt einzugehen, der im 
Leitsatz 7 f ausgesprochen ist: »Vermeidung jedes Luxus, möglichste Rück¬ 
sichtnahme auf Zweckmäßigkeit, Solidität und Gefälligkeit.» Was heißt 
Gefälligkeit? Der Geschmack ist bekanntlich verschieden, der eine hält 
etwas für gefällig, ein anderer für abscheulich. In dieser Beziehung sollte 
man der Eunst keine allzu engen Fesseln anlegen. Das aber dürfte bei 
dieser Gelegenheit doch ausgesprochen werden, daß es nicht genügt, ein Haus 
lediglich als eine durchlöcherte Schachtel zu konstruieren. Das genügt viel¬ 
leicht für das Innere, aber auch da nicht einmal, und liefert noch viel 
weniger nach außen ein gefälliges Aussehen. Ein Haus soll verkörpern und 
deutlich machen, was in seinem Innern vorgeht. Es soll also den Charakter 
einer Familienwohnung haben und, wenn diese sorgfältig und zweckmäßig 
eingerichtet ist, weniges darüber hinausgehen. Ich möchte das sogar bei 
kleinen Wohnungen wünschen. Es gibt Dinge, welche der Künstler in der 
Hand hat, und welche kein Geld kosten, gewisse Zutaten, gewisse Verhält¬ 
nisse, gewisse Konstruktionsarten, welche ohne besondere Mehrkosten über 
die einfache Schachtel hinausgehen. Womöglich sollte auch noch in eigenen 
Zutaten etwas geschehen. Der Herr Referent hat schon von dem Vorzüge 
einer Diele gesprochen. Es gibt andere Dinge der Art: eine architektonische 
Ausstattung, begründet auf Konstruktion und Material, welche dem Ganzen 
ein gefälliges Aussehen erteilt. Das müssen die Bewohner allerdings mit 
bezahlen, aber ich hoffe, daß eben dadurch eine künstlerische Erziehung 
unserer Bevölkerung stattfindet, und daß selbst die gewöhnlichen Arbeiter¬ 
familien ihre Freude daran haben, wenn solche kleine Zutaten, Lauben oder 
Verzierungen ohne Luxus, mit einem gewissen, aber bescheidenen Mehrauf¬ 
wands ihre Wohnung zieren. Was die Gartenanlage betrifft, so führt uns 
dieselbe über die kleinen Wohnungen sofort auf die sog. Gartenstädte, und 
da muß ich doch ein gewisses Befremden darüber aussprechen, daß in den 
Züricher Kommunalbauten nicht sehr viel Wert gelegt zu sein scheint auf 
Gartengelände für die einzelnen darin untergebrachten Familien. Die Gärten, 
die auch in diesem Modell dargestellt sind, sind sehr klein, und das Garten¬ 
gelände soll noch unter drei oder vier Stockwerke geteilt werden. Da kommt 
ja eigentlich auf die einzelne Familie fast nichts. Wäre es denn nicht mög¬ 
lich, in einer solchen Lage, wie z. B. im Riedtliquartier, noch etwas mehr auf 
Gartenanlagen Bedacht zu nehmen, den Garten eines mehrstöckigen Hauses 
in einzelne Partien zu teilen, überhaupt die Höhe der Häuser zu beschränken, 
um die Gartenfläche zu steigern. Wenn man allerdings den Mietpreis be¬ 
rechnet nach dem vollen Verkehrswert, wie es nach Auskunft des Referenten 
bisher geschieht, dann kommt man dadurch nicht sehr weit. Aber ich meine, 
die Stadt könnte auch Opfer bringen, und es würde dann möglich sein, schon 
eigentliche gartenstädtische Quartiere zu schaffen, bei welchen jeder Familie 
ein Gartenland von vielleicht 200 bis 400 qm zu Gebote steht und da¬ 
durch große Freude entsteht. Das kostet Opfer, aber sind diese Opfer 
seitens der Stadt nicht gerechtfertigt? Die Wohnungsfrage verlangt über¬ 
haupt Opfer. Auch der Herr Referent hat gesagt, Staat und Gemeinde 
müssen Opfer bringen, damit die Wohnungsfrage zu einem guten Ende geführt 
wird. Hoffen wir, daß das überall anerkannt wird, in Zürich so gut wie in 
unseren deutschen Städten. u 
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Justizrat Dr. Baumert, Vertreter des Zentralverbandes der städti¬ 
schen Haus- und Grundbesitzervereine Deutschlands (Spandau): „Sehr geehrte 
Herren! Zunächst möchte ich dein geehrten Herrn Vorredner für seine sym¬ 
pathischen Ausführungen besten Dank aussprechen, besonders auch dafür, 
daß er den Leitsatz des Referenten, daß die Vergünstigungen nur Genossen¬ 
schaften gewährt werden dürfen, dahin umgeändert hat, daß die gleichen 
Vergünstigungen auch allen privaten Bauunternehmern zu gewähren sind, 
sofern sie dieselben Bedingungen erfüllen. Weiterhin möchte ich ihm dafür 
danken, daß er hier in dieser Versammlung auf das Quartierplanverfahren 
aufmerksam gemacht hat, was wir in Preußen ein Umlegungsverfahren nennen 
würden. Ich verweise auf die preußische lex Adickes, die sich in der Praxis 
unbrauchbar und wohl auch nicht als richtig verfaßt erwiesen hat. Das 
Quartierplanverfahren der Schweiz kenne ich zwar aus den Gesetzen nicht, 
aber ich kenne es hier aus dieser Denkschrift, und diese hat mich so über¬ 
zeugt, daß ich meine, die Züricher sind in dieser Beziehung auf dem rich¬ 
tigen Wege, und ferner hoffe, daß wir Deutschen uns hieran ein Beispiel 
nehmen mögen, wie wir zu einem gesunden Bebauungsplan kommen. Ohne 
ein Umlegungsverfahren ist ein solcher nicht gut möglich. 

„Ich habe mich auch gefreut, daß der Herr Vorredner das Künstle¬ 
rische betont hat und mehr Gartenpflege verlangt. Ob wir das so unbe¬ 
dingt alles gutheißen können, wenn es mehr Kosten macht, ist mir zweifel¬ 
haft, soweit es nicht mehr Kosten macht, natürlich. Er führte ja aus, daß 
manche Bauweise auch nicht mehr Kosten verursacht als die sonstige. 

„Aber ich möchte noch einen weiteren Dank aussprechen denjenigen 
Herren, die uns herumgeführt und uns die Kommunalhäuser gezeigt haben. 
Ich habe die Überzeugung gewonnen, daß das Kommunalbauwesen der Stadt 
Zürich in guten Händen liegt. 

„Wenn aber der geehrte Herr Vorredner gesagt hat, ja Opfer müssen 
gebracht werden, sonst ist es nicht zu erreichen, so muß ich dem leider 
widersprechen. Ich will nur das eine hervorheben: wirtschaftlich ist nur das 
gerechtfertigt, was sich lohnt, was sich verzinst. Wohltaten zu gewähren ist 
für Wohltätigkeitsvereine gut, aber nicht für Gemeinden, nicht für den Staat. 
Sie dürfen keine Wohltaten erweisen, weder einer Genossenschaft, noch 
einem Privatmann. 

„Weiter wollte ich dem geehrten Vorredner auch darin widersprechen, 
was er gegen die Spekulation gesagt hat. Er sagte mit dem Berichterstatter, 
um Gottes willen keine Spekulation mehr in Grund und Boden! Es soll 
die Gemeinde Grund und Boden kaufen, aber um Gottes willen nicht speku¬ 
lieren. Ich bin zunächst den beiden Herren Vorrednern dankbar, daß sie 
in objektiver Weise die Sache vertreten haben. In Bodenreformkreisen 
macht man aus Bodenspekulation gleich Bodenwucher, Hauswucher usw.? 
Sie haben nur den Ausdruck Spekulation gebraucht, aber mit dem Neben¬ 
geschmack des Verwerflichen. Ich will gern annehmen, daß dies nicht die 
Absicht war, aber wenn der Kaufmann in der Stadt ein reicher Mann ge¬ 
worden ist durch seine Spekulation, hat er etwas Verwerfliches begangen? 
Und wenn der Vorredner ausgeführt hat: alles, was die Gemeinde tut, kommt 
dem Hausbesitzer zugute — ja, kommt es nicht auch dem Restaurateur, 
dem Kaufmann, dem Gewerbetreibenden dadurch zugute, daß diese mehr 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Kommunale Wohnungsfürsorge usw. 


169 

Kunden erhalten. Ja, diesen soll die Vermehrung der Kunden zugute 
kommen, aber dem Hausbesitzer darf es nicht zugute kommen: das ist ein 
verwerflicher Mensch, ein Mensch zweiten Grades. Nun möchte ich bloß 
auf den Widerspruch hinweisen, wenn der Herr Berichterstatter sagt, die 
Spekulation soll beseitigt werden, aber die Gemeinde soll Grund und Boden 
kaufen. Ja, wozu kauft sie denn? Um zu spekulieren, behaupte ich. Ist 
das keine Spekulation, wenn eine Gemeinde schon jetzt Grund und Boden 
kauft, um ihn erst in künftigen Jahren günstig zu verwenden. Das nenne 
ich auch eine Spekulation. 

„Und nun komme ich zum Leitsatz 4 des Berichterstatters. Da heißt 
es: Wohnungsnot bzw. Wohnungsteuerung. Also der Berichterstatter hat 
ausgeführt, die Wohnungen sind hier zu teuer, weil die Arbeiter 30 bis 
50 Proz. ihres Lohnes dazu verwenden. Ja, dann mögen die Mieten für den 
Arbeiter unerschwinglich sein, sie brauchen deshalb aber nicht zu hoch zu 
sein, und das, was der Berichterstatter ausgeführt hat, hat nicht eine Woh¬ 
nungsteuerung bewiesen. Nämlich 1896 bis 1899 haben die Wohnungs- 
mieten — das ergibt ja die Denkschrift — eine gewisse höchste Höhe ge¬ 
habt, und sie sind seitdem gefallen — das sagt die Denkschrift —, um 
30 Proz. seit 1903 bzw. 1904. Nun, wenn etwas um 30 Proz. fällt, so ist 
das ein ganz gewaltiges volkswirtschaftliches Ereignis. Wenn der Wert 
der Häuser und des Grund und Bodens um 30 Proz. fällt in so kurzer Zeit, 
weil eine Krisis da war, so hat das ganz gewiß große nachteilige Folgen 
gehabt, die in der Denkschrift nicht aufgeführt sind, auch nicht vom Be¬ 
richterstatter, die aber jeder Volkswirt kennt. Es hat die Folge gehabt, 
daß die Existenzen, die schwach waren, vernichtet worden sind, und das 
haben die Herren, die mich herumgeführt haben, auch schlechterdings zu¬ 
gegeben; es sind vernichtet worden viele Wohnungsspekulanten und viele 
Bauspekulanten. Es mögen sich manche gehalten haben, aber die haben 
jedenfalls große Einbußen erlitten. Nuasagt der Beferent weiter: Inzwischen, 
seit 1904, sind die Mieten bei kleinen Wohnungen um 30 Proz., und dann 
bei fünfzimmerigen Wohnungen bis 46 Proz. gestiegen. Also die kleinen Woh¬ 
nungen haben noch nicht die Höhe erreicht, die sie 1896 hatten, nach den Aus¬ 
führungen des Referenten. Das beweist, daß die Wohnungen wahrscheinlich 
nicht nur nicht zu teuer, sondern vermutlich noch etwas zu billig sind. Sie ge¬ 
statten mir vielleicht, das etwas näher zu begründen. Was ist denn seit 1896 
in Deutschland — die Züricher Verhältnisse kenne ich nicht — auf demselben 
Preis geblieben? Sind nicht die Lebensbedürfnisse seitdem durchweg im 
Preise gestiegen? Die Arbeiterlöhne? Also wenn die Wohnungsmieten 
seitdem nicht gestiegen sind, so ist das ein unverhältnismäßiges Verhalten 
der Wohnungen. Ist nicht vielleicht auch das Geld billiger geworden? 
Also deshalb, weil der Berichterstatter glaubt, daß in den letzten drei Jahren 
die Mieten der Kleinwohnungen wieder so hoch gestiegen sind wie 1896 
und jetzt 30 bis 50 Proz. des Lohnes erfordern, was übrigens nicht näher 
begründet worden ist, was ich aber selbstverständlich als zutreffend ansehen 
will, so folgt daraus noch nicht, daß sie zu teuer sind. Wenn der Bericht¬ 
erstatter das hätte nachweisen wollen, so hätte er sagen müssen, die Her¬ 
stellung einer Wohnung kostet heute so und so viel, das macht so und so 
viel aus; so viel muß man volkswirtschaftlich haben, um das Haus halten zu 
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können, folglich müssen die Mieten so und so hoch sein. Wenn die Mieten 
erheblich über diesem Preise sind, so wird er das Recht haben, das zu teuer 
zu nennen; wenn sie erheblich unter ihm sind, so werden wir sie zu billig 
nennen können. Aber allein deshalb, weil sie 50 Proz. des Lohnes erfor¬ 
dern, sind sie nicht zu teuer, wenn sie auch sogar für den Arbeiter uner¬ 
schwinglich sein können. Also Wohnungsteuerung ist nicht erwiesen; er¬ 
wiesen hat es der Berichterstatter nicht, daß der Mietpreis höher ist, als er 
nach den Herstellungskosten einer Wohnung sein sollte; und ich vermute, 
weil die Kleinwohnungen heute noch nicht teurer sind, wie der Bericht¬ 
erstatter zugibt, als 1896, daß der Mietpreis den Herstellungskosten noch 
nicht entspricht, und die Vermutung wird bestätigt durch die Wahrnehmung, 
daß die Privatbautätigkeit bisher nur sehr langsam hier eingesetzt hat, so¬ 
wie dadurch, daß die Stadt Zürich durch die Vermietung ihrer neuerbauten 
Arbeiterwohnungen nur eine Verzinsung von 4 s / 4 Proz. erzielt, wovon auch 
die Amortisations -, Verwaltungs- und Reparaturkosten gedeckt werden 
müssen. Dabei scheinen die Straßenherstellungskosten nicht ebenso hoch 
wie bei anderen Anliegern in Ansatz gebracht worden zu sein. Schwerlich 
dürfte aber ein Hausbesitzer mit einer bloßen Verzinsung von 4 8 / 4 Proz. 
auf seine Rechnung kommen. Dies alles spricht dafür, daß die Mieten für 
Arbeiterwohnungen in Zürich noch nicht eine genügende Verzinsung der 
Herstellungskosten gewähren, also vermutlich wohl eher zu billig als zu 
teuer sind. 

„Ich will aber gar nicht bestreiten, daß sie volkswirtschaftlich für den 
Arbeiter zu hoch oder unerschwinglich sind. Wenn aber für einen Arbeiter 
in Zürich oder in Berlin in der Friedrichstraße die Wohnungen unerschwing¬ 
lich sind, so folgt daraus noch nicht, daß die Stadt billigere Wohnungen mit 
Verlust in Zürich oder in der Berliner Friedrichstraße herstellen muß, son¬ 
dern man könnte wohl eher folgern, daß dann die Arbeiter aus der Stadt auf 
das Land ziehen müssen, wo es billigere Wohnungen gibt. Die Industrie 
soll nicht bloß in den Großstädten konzentriert werden, sie mag auf das 
Land hinausgehen. Aber nicht soll man, damit die Industrie in der Groß¬ 
stadt billigere Arbeitskräfte findet, und die Großstädte immer größer werden 
können, mit so und so viel Opfern billigere Wohnungen in den Großstädten 
errichten. Das sollten die Kommunen nicht tun. Wohnungen können sie 
bauen, aber sie dürfen sie nicht unter dem Herstellungspreis vermieten. 
Ihren Beamten und sämtlichen Arbeitern können sie selbstverständlich die 
Wohnungen billiger, meinetwegen für den halben Preis vermieten, oder sie 
ihnen auch ganz unentgeltlich als Teil des Lohnes oder Gehaltes überweisen, 
aber sie können nicht jedem städtischen Einwohner eine billige Wohnung 
anbieten oder verschaffen wollen. 

„Der Berichterstatter scheint Wohnungsnot bzw. Wohnungsteuerung 
für gleichbedeutend zu halten. Dies trifft im allgemeinen nicht zu, wie ich 
Ihnen klassisch durch die Züricher Denkschrift beweisen kann. Als eine 
Unmasse Wohnungen hier leer standen, 1899, 1900, waren die Mieten sehr 
hoch, und als die Wohnungsnot 1903 begann, da hatten sie die billigsten 
Wohnpreise und wohl auch noch 1904. Dies ergibt klar die Statistik. Also 
wir kommen mit solchen allgemeinen Schlußfolgerungen nicht aus, daß wir 
sagen: Wohnungsnot und Wohnungsteuerung sind identisch. Sie sind oft 
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identisch, aber hier in Zürich nicht. Nun sagt der Herr Berichterstatter 
in Leitsatz 4 weiter, und da hat er die Zustimmung des Vorredners ge¬ 
funden : Die Preissteigerung wird wesentlich verschärft durch Spekulation. 
Keine Spekulation kann dauernd eine Preissteigerung hervorrufen. Die 
Preissteigerung wird hervorgerufen durch den Zuzug von außen, durch die 
Zunahme der Bevölkerung, das ist doch wohl anerkannt. Lesen Sie doch 
die Schriften der Volkswirtschafter, wie Pohle, Weber, Bredt, Voigt usw. 
Aber die Spekulation kann keine Preiserhöhungen hervorrufen, weder an 
Grund und Boden noch an Gebäuden. Also der Herr Berichterstatter sagt: 
Die Spekulation verschärft die Wohnungsnot. Als aber die Spekulation hier 
riesig war, 1896 bis 1900, als eine Überproduktion, meinetwegen eine Über¬ 
spekulation da war, fand sich hier ein sehr hoher Prozentsatz leerstehender 
Wohnungen. Was war nun die Folge, sagen wir einmal der wahnsinnigen 
Spekulation in Ihrem Sinn ? Ein Preisfallen, ein Billigerwerden der Mieten. 
Also diese wahnsinnige Spekulation, die Sie tot machen wollen, hat Ihnen 
in Zürich vor drei, vier Jahren sehr billige Mieten gebracht. Nun sagen 
Sie weiter: Ja, jetzt können wir die Spekulation nicht wieder auftreten 
lassen, jetzt wo die Wohnungen — infolge Fehlens der Bauspekulation 
— teuer geworden sind. Ja, die Spekulation ist nun einmal in Zürich tot¬ 
geschlagen durch die Erfahrungen von 1899/1900 und die späteren Jahre, 
und wenn die Stadtgemeinde sich auf einen volkswirtschaftlichen Standpunkt 
stellen wollte, so würde sie versuchen, die private Bautätigkeit, also wenn 
Sie wollen, die Spekulation wieder her vor zu rufen, damit gesündere Verhält¬ 
nisse eintreten, damit das Privatkapital sich dem Wohnungsbau wieder zu¬ 
wendet. Das nenne ich Spekulation. Ich meine eben gesunde Spekulation. 
Also die Stadt Zürich täte sehr gut, wenn sie sich bemühen wollte, die 
private Bauspekulation wieder hervorzurufen, dadurch, daß sie zahlreiche 
neue Straßen herstellt, Baustellen günstig verkauft, wenn auch unter der 
Bedingung, daß sie sofort bebaut werden müssen, Straßenbahnen weiter 
hinausführt usw. Aber dadurch, daß sie Wohnungen möglichst unter dem 
Herstellungspreis vermietet, wird sie die private Bautätigkeit nicht be¬ 
günstigen. 

„Jetzt komme ich zum Leitsatz 7: »Die erstellten Häuser sind und 
bleiben unverkäuflich.« Der Berichterstatter hat ausgeführt, die Häuser 
müssen unverkäuflich bleiben, damit die Grundrente nicht steigt. Wenn 
Sie glauben, daß Sie dadurch, daß Sie ein Gesetz machen: »Grund und Boden 
sind unverkäuflich«, oder daß Sie es den Genossenschaften in die Bedingungen 
hineinschreiben oder in Ihre Kommunalbaugesetze, daß Sie also dadurch das 
Steigen der Grundrente unmöglich machen, dann sind Sie auf einem irrigen 
Standpunkt. In London ist der Boden unverkäuflich in den Händen der 
großen Lords; trotzdem ziehen die Lords gegen früher eine erheblich größere 
Grundrente heraus. Also sie können es nicht hindern, wenn sie auch Grund 
und Boden unverkäuflich machen, daß die Grundrente steigt, daß die Mieten 
steigen usw. Aber die Festsetzung der UnVerkäuflichkeit führt allmählich 
dahin, die Häuser in eine tote Hand (der Genossenschaft oder der Stadt) 
überzuführen und damit das wirtschaftliche Leben zu ersticken und zu töten. 

„Zweitens wende ich mich aber auch deshalb gegen die Un Verkäuflich¬ 
keit, weil ich es fehlerhaft finde von jeder Kommune, wenn sie das Ver- 
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mietungsgeschäft dauernd betreibt. Sie kann Häuser bauen und an ihre 
Beamten und Arbeiter billig vermieten, dagegen ist nichts zu sagen. Aber 
die Gemeinde darf nicht all und jedem eine Wohnung unter dem üblichen 
Preise vermieten. Yon den Kommunalwohnungen sind in Zürich vermietet 
worden 60Proz. an städtische Angestellte und Arbeiter, 30Proz. an andere. 
Indes hatten sich von den letzteren etwa doppelt so viele gemeldet, so daß 
die Hälfte abgewiesen werden mußte. Wenn Sie aber so weiter bauen 
werden, so wird natürlich jeder Bürger in Zürich verlangen: ich will eine 
Stadtwohnung haben, die billiger ist, und das kann die Gemeinde nicht für 
jeden schaffen. Und wenn der Berichterstatter ausgeführt hat, die Gemeinde 
betreibt ja Gas- und Wasserwerke, Straßenbahn usw., ja, das kann sie jedem 
Bürger gewähren, und dann kann sie es unter dem Preise abgeben, aber 
nicht Wohnungen. In Preußen, Deutschland kann sie es schon deshalb 
nicht, weil unser ganzes Finanzsystem auf der Grundsteuer, auf der Ge¬ 
bäudesteuer ruht Die städtischen Gebäude zahlen keine Gemeindesteuern; 
wenn Sie also so verfahren wollen, dann würde die Gebäudesteuer ausfallen. 
Auch das hängt zusammen mit der Festsetzung der Miete. Die städtischen 
Gebäude zahlen keine Steuern, die anderen zahlen Steuern, das würde schon 
zu einer ungerechtfertigten Verbilligung der Mieten führen. Also die Ge¬ 
meinde darf nicht das Vermietungsgeschäft betreiben. 

„Dann heißt es weiter, die Mieten sollen niemals erhöht werden. Das 
können sie heute wünschen und beschließen, aber die Entwickelung wird 
darüber einfach hinweggehen. Nehmen Sie an, eine Stadt hat drei Zonen. 
Sie bauen jetzt in der ersten Zone Kommunalbauten. Heute kostet die 
Wohnung so und so viel, sagen wir mal 300 frcs. ln zehn Jahren ist 
wieder eine Wohnungsnot, Sie bauen in der zweiten Zone. Inzwischen sind 
die Arbeitslöhne gestiegen und die Wohnung kostet 400 frcs. Nach zehn 
Jahren müssen sie in der dritten Zone bauen, die noch weiter von der Stadt 
ist, da kostet die Wohnung vielleicht infolge der gestiegenen Materialpreise 
und Arbeitslöhne 500 frcs. Nun wollen Sie in der ersten nahe gelegenen 
Zone billiger vermieten als in der entfernten Zone. Das können Sie nicht, 
das geht nicht, das ist wirtschaftlich unmöglich. 

„Als Ideal muß man aber doch immer erstreben, daß, wenn möglich, 
sich jeder ein eigenes Haus erwerben kann. Wenn man dies, wie der Be¬ 
richterstatter getan hat, nicht als Ideal betrachtet, sondern das Eigenhaue 
geradezu beseitigen will, so wird man die Wohnungsfrage niemals in zu¬ 
friedenstellender Weise lösen. Besser ist noch das Vorgehen von Ulm, wo 
die Stadt die von ihr erbauten Häuser, jetzt Einfamilienhäuser, sofort an 
einzelne verkauft oder meist auf Bestellung für einen Privatmann ein Haus 
erbaut. Folgen Sie daher lieber dem Beispiel Ulms. 

„Aber auch wenn dies geschieht, muß doch auf jeden Fall auch die 
private Bautätigkeit mit zur Deckung des Wohnungsbedürfnisses heran¬ 
gezogen werden, und das, was sie den Genossenschaften zuwenden, müssen 
sie auch den Privaten zuwenden. Hervorheben möchte ich noch, daß die 
Stadt Zürich mit den Genossenschaften trübe Erfahrungen gemacht hat. 
Die Denkschrift sagt, daß sie versagt haben, und eine Genossenschaft hat 
1908 keine Dividende gezahlt — im Jahre 1908, wo eine Wohnungsnot 
herrschte, wo die Mieten sich schon wieder gesteigert hatten. Also wenn 
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Sie gesunde Verhältnisse schaffen wollen, so müssen Sie das, was der Bericht¬ 
erstatter den Genossenschaften znführen will, auch den Privaten zuwenden. 
Davon kann keine Rede sein, daß Sie den Genossenschaften allein Wohltaten 
zuwenden. Das würde nur dahin führen, nach dem Grundsatz cui bono: 
Nicht den Mietern, sondern der Genossenschaft, also der juristischen Person, 
die Vorteile zu verschaffen. Jetzt sind sie gut geleitet von gemeinnützigen 
Leuten; lange wird es nicht gehen, dann werden sie gut bezahlte Beamte 
haben; dann kommt es ganz anders. 

„Und nun werden Sie sagen, ja, aber die Stadt muß der Wohnungsnot 
steuern. Man kann das eine tun und das andere nicht lassen. Tun Sie 
das auch durch andere Mittel. Verschaffen Sie Geld, so wird auch gebaut 
werden. Verschaffen Sie sich nicht bloß billiges Geld, sondern unkündbares 
Geld. Das tut bei uns z. B. das Berliner Pfandbriefinstitut, nach dem Vor¬ 
bild der Preußischen Landschaften. Schaffen Sie allgemeine, für jedermann 
billige und sichere Hypotheken, machen Sie den Zinsfuß 1 Proz. billiger als 
jetzt, so werden Sie billiges Geld schaffen und billige Mieten. Verschaffen 
Sie Geld durch Schaffung von Pfandbriefinstituten, so werden Sie mehr er¬ 
reichen, als Sie mit Ihren Maßnahmen auf die Dauer erreichen können. 
Nur wenn der Erwerber eines Hauses sicher ist, daß ihm die Hypothek 
nicht gekündigt wird, eine Sicherheit, deren er sich bei dem Pfandbrief¬ 
institut erfreut, kann er sich in Ruhe ein Haus erwerben und braucht nicht 
zu fürchten, daß er durch Kündigung der Hypothek zu ungelegener Zeit 
um sein Vermögen kommt. Ich will nur zum Schluß Ihnen meine Gegen¬ 
leitsätze vorlegen: 

1. „Es ist dringend davor zu warnen, daß Städte das Vermietungs- 
Geschäft in durch Kommunalbau errichteten Wohnhäusern betreiben. 

„Es empfiehlt sich vielmehr, die durch einen etwaigen Kommunalbau 
errichteten Häuser durch Veräußerung in Privateigentum überzuführen oder 
sie nur an städtische Beamte und städtische Arbeiter zu vermieten oder 
diesen als Dienstwohnung zu überlassen. 

2. „Damit die Möglichkeit, ein Haus zu erwerben und zu erhalten, er¬ 
leichtert wird, empfiehlt sich die Schaffung von Pfandbriefinstituten für erste 
und zweite Hypotheken nach dem Vorhilde des Berliner Pfandbriefamtes. 
Die Tätigkeit eines solchen Pfandbriefinstituts darf nicht bloß auf die Groß¬ 
städte beschränkt sein. 

3. „An private Genossenschaften, auch wenn sie durch Festsetzung eines 
Höchstzinsfußes von 4 Proz. zu den gemeinnützigen gerechnet werden, dürfen 
seitens der Gemeinden weder Baustellen unter dem gemeinen Wert ab¬ 
gelassen, noch Hypotheken unter dem ortsüblichen Zinsfuß geliehen, noch 
Befreiung von Straßenbaubeiträgen gewährt werden, sofern man nicht die 
gleichen Vergünstigungen auch privaten Unternehmungen gewährt.“ 

Oberbürgermeister Ton Wagner (Ulm): „Meine verehrten Damen 
und Herren! Der Herr Vorredner hat davon gesprochen, daß die Gemeinden 
den Bau von Arbeiterwohnungen überhaupt womöglich vermeiden sollen. 
Darüber, meine Damen und Herren, besteht doch wohl kein Zweifel, daß 
allenthalben in deutschen Landen, insbesondere in denen, die ich näher 
kenne, in Stadt und Land eine Wohnungsnot oder doch ein Mangel an ge- 
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eigneten Wohnungen besteht. Und nun ist weiterhin eine unbestreitbare 
Tatsache, daß, soweit ich die Verhältnisse kenne — und ich habe mich be¬ 
müht, sie kennen zu lernen — das Baugewerbe in Stadt und Land seinen 
Aufgaben, für das Kleinwohnungswesen zu sorgen, da und dort nicht gerecht 
geworden ist. Der Vorredner meint, für die Gemeinde sei doch eigentlich 
kein Raum, sich in die Wohnungsfrage einzumischen, die Gemeinde dürfe 
nicht selbst als Wohnungsvermieter auftreten. Diese Auffassung scheint 
mir unrichtig zu sein. Fragen Sie die Gemeindevertretungen, welche sich 
mit der Lösung der Wohnungsfrage praktisch beschäftigen, ob sie diese 
Aufgaben etwa zum Vergnügen oder aus Mangel an sonstiger Beschäftigung 
übernommen haben. Sie werden einem kräftigen Nein begegnen. 

„Warum beschäftigt sich denn die Gemeindeverwaltung mit der Woh¬ 
nungsfrage? Sie tut dies doch nur notgedrungen, doch nur deshalb, weil 
die Verhältnisse derart liegen, daß die Organe, die zur Förderung der öffent¬ 
lichen Wohlfahrt bestehen, moralisch gezwungen sind, Wohnungsfürsorge 
zu treiben. Sollen und dürfen Staat und Gemeinde mit verschränkten 
Armen dastehen, Gewehr bei Fuß Zusehen, wenn ein namhafter Teil der Be¬ 
völkerung — und es handelt sich ja dabei um die minderbemittelte Be¬ 
völkerung, die sich nicht selbst helfen kann, in dumpfen Löchern verkommt, 
wenn der Nachwuchs unter dieser Wohnungsnot ebenfalls verkümmert? 
Nein, ich glaube nicht, daß ein ernsthafter, um das Wohl seiner Mitmenschen 
besorgter Sozialpolitiker ein derartiges Gehenlassen, ein derartiges Gewehr- 
bei-Fuß-stehen irgendwie verantworten kann. 

„Vorwiegend aus dem Grunde, weil die private Bautätigkeit, weil das 
Baugewerbe versagt hat, ist die Stadt Ulm dazu gelangt, Wohnungsfürsorge 
zu treiben, und ich glaube, daß die Gemeindeverwaltung es auch verant¬ 
worten kann, in die Wohnungsreform einzugreifen. Denn wir sind doch 
hinausgewachsen in unseren Anschauungen über die früheren Begriffe von 
den Aufgaben der Gemeinden, über die Anschauung, daß wir nur die uns 
gesetzlich zugewiesene und vorgeschriebene politische oder polizeiliche Tätig¬ 
keit auszuüben haben; vielmehr stehen wir doch auf dem Standpunkt, daß 
die Gemeinden Verbände sind zur Schaffung günstiger Vorbedingungen für 
soziales und wirtschaftliches Zusammenleben, die Erwerbstätigkeit und das 
leibliche, sittliche und geistige Wohlbefinden ihrer Einwohner. Wenn das 
richtig ist, daß die Gemeinden auf diesen Gebieten tätig sein sollen und sein 
müssen, dann muß ich es als notwendig bezeichnen, daß sie dann, wenn das 
Spiel der freien Kräfte versagt, in die Lücke treten und ihre Schuldigkeit 
und Pflicht im Interesse der Volks Wohlfahrt tun. 

„Und nun, meine verehrten Damen und Herren, wenn nun die Gemeinde 
in der Tat ein Stück Wohnungsfürsorge übernimmt, wie das von seiten der Stadt 
Zürich bis zu einem gewissen Grade geschehen ist — und mit Recht geschehen 
ist nach meiner Auffassung — dann freilich bin ich der Meinung, daß geholfen 
werden muß auch auf die zweckmäßigste Art und Weise, auf eine Art und Weise, 
wie sie dem Familiensinn der Ordnungsliebe, der Reinlichkeit und anderen 
Tugenden innerhalb der Familie entspricht. Freilich ist auch so viel klar, 
daß, wenn eine Not vorhanden ist, man nicht allzu lange das Wie und Was, 
wie es deutsche Gründlichkeit häufig so macht, überlegt, daß man nicht 
jahrelang akademische Erörterungen anstellt, sondern daß man nach dem 
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Satze handelt: Wenn’s brennt, greift man zur Feuerspritz’ und nicht zum 
corpus juris. In solchen F&llen gilt es, mit praktischen Mitteln Wohnuugs- 
fürsorge zu treiben, d. h. Wohnungen zu bauen, und daß man, um der 
dringenden Not zu begegnen, zunächst, wie es Zürich gemacht hat, Woh* 
nungen mit mehreren Stockwerken erstellt, um möglichst viele Familien 
herauszubringen aus den dumpfen Löchern, das liegt Ja sehr nahe. Aber 
wenn die Stadt Zürich ihre Wohnungsfürsorge fortsetzt, dann, meine ich, 
sollte sie das Kasernensystem verlassen. Wenn wir in der uns überreichten 
Denkschrift der Stadt Zürich lesen, daß um 3,50 frcs. — ich glaube in der 
Frauenhoferstraße — von der Stadt Zürich ein Gelände erworben ist, das 
später der Bebauung Vorbehalten ist, so meine ich, daß bei einem solchen 
Preise recht wohl Einfamilienhäuser, sei es nun im Wege des Eigenerwerbes, 
dem ich unbedingt den Vorzug gebe, sei es daß die Gemeinde sie baut und 
vermietet, leicht zu beschaffen sind. Es ist überhaupt nicht so schlimm mit 
der Unmöglichkeit des Baues von Einfamilienhäusern in großen Städten. 
Mein früherer Kollege von Essen, der jetzt im Reichsamt des Innern in 
Berlin ist, hat mir ausdrücklich vor einigen Jahren bestätigt, daß selbst in 
Essen, in nicht zu großer Entfernung vom Zentrum, Baugelände zu 4 dH 
pro Quadratmeter erhältlich ist. Da ist es doch möglich, das Einfamilien« 
haus herzustellen. Und, verehrte Damen und Herren, wenn man die Frage 
hört: Auf welche Art, wie wird vom hygienischen Standpunkt aus die beste 
Losung der Wohnungsfürsorge für die Arbeiter erzielt? so darf ich wohl 
auf eine Äußerung eines unbeteiligten Mannes, des Redakteurs Dr.Ludwig, 
verweisen, der unser Ulmer Arbeiterwohnungsviertel folgendermaßen schildert: 

„Die Hausgärtchen in dem Ulmer Quartier der Arbeitereigenhäuser werden 
von den Bewohnern mit großem Fleiß bebaut und ergeben einen so großen 
Ertrag, daß die für die Haushaltung erforderlichen Gemüse nahezu gewonnen 
werden können. Eine große Aufmerksamkeit wird auch den Vorgärtchen 
gewidmet, welche, als Ziergärtchen angelegt, der ganzen Kolonie ein an¬ 
mutiges Aussehen verleihen. Wer das Innere eines Wohnhauses in dem 
neuen Quartier betritt, wird überrascht sein durch die überall hervortretende 
Sauberkeit. Selbst in den Wohnungen der ärmsten Leute herrscht hier 
eine wohltuende Reinlichkeit, die vorteilhaft absticbt von den luft- und 
lichtbedürfenden Räumen in der inneren Stadt (Altstadt), wo Arbeiterfamilien 
hausen. 

„Ein Abglanz dieser segensreichen Ordnung spiegelt sich auf den zu¬ 
friedenen Gesichtern wider, und wenn man im Sommer durch Romannsdorf 
— so wird das Quartier im Volksmunde genannt — einen Spaziergang 
macht und da eine Arbeiterfamilie im Gartenhaus bei der Abendmahlzeit 
bemerkt, dort den Hausvater bei kleinen Verrichtungen im Garten beob¬ 
achtet, während frische Kindergesichter, nicht hohlwangig und bleich, wie 
sonst in den dumpfen Quartieren der Städte, nein, voll Frohsinn und Lebens¬ 
freude ihm entgegenleuchten, dann bedarf es keiner volkswirtschaftlichen 
Auseinandersetzung mehr, um die sozialpolitische Notwendigkeit einer Reform 
der Arbeiterwohnungsfrage darzutun. 

„Im Anschluß hieran wird es Ihnen von Interesse sein, auch die Ergeb¬ 
nisse der Sterblichkeit in den Quartieren, die wir seit 1892 erbaut haben, 
kennen zu lernen. Der Herr Referent hat betont, es sei nicht möglich, eine 
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Wirkung der Wohnungsnot auf die Sterblichkeit festzustellen. Umgekehrt 
sind wir in der Lage, eine Wirkung der Wohnungsfürsorge auf die Sterb¬ 
lichkeit darzutun. Wir haben festgestellt, daß, während vom Jahre 1885 
bis 1895 in Ulm 22 Gestorbene auf 1000 Personen kommen, es jetzt nur 
noch 15 bis 16 sind. Dagegen haben wir in den Arbeiterwohnquartieren 
nur 8.5 auf 1000 Sterblichkeit gehabt, obwohl in den Arbeiterwohnungen 
— die Kindersterblichkeit ist auch in Ulm eine sehr große — sehr viel 
Kinder sich befinden, da wir bei der Überlassung von Häusern zum Eigen¬ 
erwerb in erster Linie Familien mit vielen Kindern berücksichtigen. In 
den neuesten Quartieren ist sogar die Sterblichkeit noch weiter zurück¬ 
gegangen. Wir haben hier nur mit 5 bis 6 auf 1000 in den letzten Jahren 
zu rechnen, ein Beweis, daß eine richtige Wohnungsfürsorge auf die Sterb¬ 
lichkeit ihre Wirkung ausübt. Ich habe das deshalb betont, weil diese Seite 
der Frage, die wir vorgestern beim Vortrag des Herrn Hof rat May erörtert 
haben, in der Richtung der Tuberkulosebekämpfung besonders zu denken 
geben muß, wenigstens haben wir in diesen Quartieren so gut wie gar keine 
neuen Tuberkulosefälle; nur ein einziger Fall ist festgestellt worden. Auch 
das ist ein Beweis, welchen Einfluß auf die menschliche Gesundheit eine ge¬ 
sunde, praktische Wohnung in Gemeinschaft mit einem Garten, wo die 
Familie sich Luft und Sonne zuführen kann, ausübt. 

„Ich will Sie nicht länger aufhalten. Wer etwa Zweifel hegt an der 
Richtigkeit dieser Ausführungen, den verweise ich auf das alte Sprichwort: 
Konstanz liegt am Bodensee, wer’s nicht glaubt, geh’ hin und seh\ Ich 
heiße alle diejenigen, die sich für diese Frage interessieren, in Ulm herzlich 
willkommen. Der Stadt Zürich aber und Ihnen allen möchte ich zurufen: 
Bauen Sie den Arbeitern eigene Häuser, und wenn das freie Spiel der Kräfte 
versagt, bauen Sie unbedenklich durch die Gemeinde. u 

Kreisassistenzarzt Dr. Ascher (Königsbergi.Pr.): „Meine Damen 
und Herren! Selbstredend treiben Gemeinden Spekulation, wenn sie Land 
aufkaufen, um es zu ihnen geeignet erscheinenden Zeiten wieder zu ver¬ 
kaufen. Indes gibt es, wenn ich richtig berichtet bin, zwei Arten von Speku¬ 
lation, eine nach unten und eine nach oben. Wenn nun die Gemeinden 
durch Verkauf von Bauland den Preis niedrig halten wollen, so treiben sie 
Spekulation, aber eine, die wir nur billigen können. Dies zu den Be¬ 
merkungen des Herrn Justizrats Dr. Baumert. 

„Zu den Ausführungen des Herrn Referenten über die Vielheit von 
Baugenossenschaften mit den gleichen Zielen möchte ich eine eigene Erfah¬ 
rung beisteuern, eine zunächst ungünstige, die aber unter Umständen recht 
belehrend sein kann. Wir hatten vor einer Reihe von Jahren einen Arbeiter- 
Bauverein gegründet, dabei aber den großen Fehler begangen, uns in der 
Hauptsache auf wirtschaftlich schwache Schultern zu stützen. Als der erste 
Elan vorüber war, blieb der Zuzug von Arbeitern aus, und als Folge davon 
auch ein solcher von besser situierten Personen. Indes hatten wir erreicht, 
daß ein älterer größerer Verein unsere Zwecke und Ziele annahm und geeig¬ 
netere Kräfte in die Leitung wählte. Wir lösten nunmehr unseren Verein 
auf und traten in den alten über, wodurch ein Zusammenhalten der Mittel 
und Interessen erreicht wurde. Jetzt blüht dieser Verein und wirkt Gutes. 
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Dieses Beispiel wollte ich nur anführen, um zu zeigen, daß man nicht durch 
die Gründung, sondern bisweilen noch mehr durch die Auflösung eines Ver¬ 
eins etwas Gemeinnütziges schaffen kann. u 

Justizrat Dr. Baumert: „Herrn von Wagner muß ich erwidern, 
wenn er sagt, ich wünsche keine kommunale Fürsorge. Das habe ich mit 
keinem Wort gesagt. Ich habe gesagt, man kann das eine tun und das 
andere nicht lassen. Daraus geht das Gegenteil hervor. a 

Oberbürgermeister YOll Wagner: „Ich nehme diese meine Dar¬ 
legung zurück.“ 

Sanitätsrat Dr. Rabnow (Schöneberg): „Meine Damen und Herren! 
Auf die Ausführungen des Herrn Oberbürgermeisters von Wagner hin 
halte ich mich doch zur Bemerkung verpflichtet, daß die Zahlen, die der 
Herr Referent für Typhus und Tuberkulose angeführt hat, nicht zu allgemein 
gültigen Schlüssen berechtigen. Die Zahlen sind sicher viel zu klein, um 
irgendwelche Schlüsse daraus zu ziehen. Ich muß das aussprechen, weil 
wir darauf gefaßt sein müssen, daß man diese Zahlen uns früher oder später 
unter die Nase halten wird. Ich habe gestern den Satz vertreten, daß man 
die Behauptung, die Tuberkulose sei eine Wohnungskrankheit, in so krasser 
Form, wie es geschieht, nicht aussprechen soll. Das aber möchte ich aus¬ 
sprechen: Die Tuberkulosemortalit&t ist ja für unsere Betrachtung der Woh¬ 
nungsfürsorge nicht allein ausschlaggebend. Wir sprechen von einer In¬ 
fektionsgefahr, und daß diese in kleinen, dichtbevölkerten Wohnungen größer 
ist als in den großen, zeigt die Statistik. Daß diese Infektionsgefahr nicht 
notwendig zu einer offenen Lungentuberkulose oder zu Todesfällen führen 
muß, weiß jeder Arzt. Es gibt Stufen der Tuberkulose, z. B. Drüsentuber¬ 
kulose, die heilbar sind, aber den Patienten einer steten Gefahr aussetzen 
und auch in seiner geistigen und Erwerbsentwickelung zurückhalten. Also 
ich möchte betonen, daß wir trotz allem auf den Zusammenhang zwischen 
den dichtbesetzten Wohnungen und der Tuberkuloseinfektionsgefahr stets 
hin weisen müssen, und ich danke dem Herrn Oberbürgermeister von Wagner, 
daß er in so frischer Weise das getan hat. 

„Ich möchte mir gestatten, auch auf einen anderen Punkt Ihr Augen¬ 
merk zu lenken. Der Herr Referent hat in seinem schönen Vortrag die 
Wohnungsnot in quantitativer Hinsicht in den Vordergrund gestellt. Eine 
solche bedeutet freilich da, wo sie eintritt, einen momentanen Kulturtief¬ 
stand. Aber ich möchte dringend bitten, doch auch die Wohnungsnot von 
der qualitativen Seite zu betrachten, und da möchte ich auf eine Bemerkung 
des Herrn Justizrats Dr. Baumert eingehen. Die qualitative Wohnungsnot, 
d. h. das schlechte Verhältnis zwischen Luft- und Lichtmenge einerseits und 
der Belegung und dem Mietpreis andererseits, ist ohne Zweifel eklatant vor¬ 
handen und hängt mit dem Bestreben zusammen, den Boden so viel wie 
möglich auszunutzen; das wissen wir in den Großstädten alle zur Genüge 
aus eigener Erfahrung; und daß diese Ausnutzung des Grund und Bodens 
wiederum eine direkte Folge der Spekulation ist, das, glaube ich, kann man 
nicht bestreiten. Der Herr Referent und vor allen Dingen unser hoch¬ 
verehrter Herr Senior haben in warmherziger Weise uns große Ziele gesteckt, 

Vierteljahr* »chrift für Gesundheitspflege, 1910. 12 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


178 XXXIV. Versammlung d. D. Vereins f. öffentl. Gesundheitspflege in Zürich. 

und haben uns gezeigt, daß wir mit großen Mitteln in gründlicher Weise 
an die Beseitigung der Wohnungsnot in quantitativer und qualitativer Be¬ 
ziehung herantreten müssen. Unser Verein muß dank seinem Programm 
diesen Bestrebungen zustimmen, sonst wäre er ja ein Verein nicht für die 
Volksgesundheitspflege, sondern gegen die Volksgesundheitspflege. Aber 
wir müssen zunächst versuchen, neben den großen Zielen und Aufgaben 
auch kleine Palliativmittel anzuwenden, die uns über die Wohnungsmisere 
hinweghelfen. Der Herr Referent hat von Aftermietern gesprochen. Ehr 
hat Aftermieter und Schlafgänger für identisch angesehen. Bei uns in 
Norddeutschland macht man einen Unterschied. Darüber, daß das Schlaf¬ 
gängerwesen einen Krebsschaden bedeutet, sind wir uns ja alle einig; und 
da möchte ich auf ein Mittel hinweisen, daß in vielen Städten, auch in Char¬ 
lottenburg, sich sehr gut bewährt hat, das sind Ledigenheime. Ich möchte 
mir gestatten, darauf hinzuweisen, daß ich ganz genau weiß, in dem Moment, 
wo wir die Ledigenheime empfehlen, kommen die Gegner und sagen: Ja, 
wenn Sie die Abmieter beseitigen, machen Sie es den Leuten überhaupt 
unmöglich, die Mieten zu zahlen, denn aus dem Ertrag der Aftermieten 
bzw. des Schlafgängertums müssen sie ihre Mieten bezahlen. Nein, so ist 
es sicher nicht. Gewiß kann es in dem einen oder anderen Falle Vor¬ 
kommen, aber die Möglichkeit des Schlafgängertums verleitet zum Ab¬ 
vermieten, und daß das Schlafgängertum in hygienischer und sittlicher Be¬ 
ziehung außerordentlich gefährlich ist, ist allgemeine Überzeugung. u 

Beigeordneter Baurat Behor8t (Cöln): „Meine Herren! Die 
Ausführungen des Herrn Justizrats Dr. Baumert spiegeln ja, das wissen Sie 
alle, die Anschauungen eines großen Teiles unserer Bevölkerung in Deutsch¬ 
land wider, der in sehr wesentlichem Maße an der Verwaltung unserer 
Städte beteiligt ist. Ich glaube, daß deshalb in Deutschland eine so weit- 
gehende Wohnungsfürsorge, wie wir sie hier in Zürich sehen, in vielen 
Städten auf sehr große Schwierigkeiten stoßen wird, ganz abgesehen davon, 
daß bei uns auch nicht viele Städte vor solche Aufgaben gestellt sind wie 
in Zürich. Ich meine aber, in drei Punkten können die Städte alle eine 
sehr ersprießliche Wohnungsfürsorge, speziell eine Förderung des Klein¬ 
wohnungsbaues betreiben, ohne sich irgendwelche Bedenken von der durch 
Herrn Baumert vertretenen Seite zuzuziehen. Ich möchte mich bei ihrer 
Erörterung auch an die Leitsätze anschließen. 

„Leitsatz 7e sagt: »Die Bebauungsweise soll womöglich eine offene 
sein.« Vor einer zu weit gehenden offenen Bebauung möchte ich warnen. 
Viele Städte kranken noch daran, daß sie unter Anlehnung an die zuerst 
entstandenen Zonenbauordnungen ganz allgemein unter »offener Bauweise« 
verstehen, daß nur Einzelhäuser oder Gruppenhäuser zu zweien, oder wenn 
es hoch kommt, zu dreien bebaut werden dürfen. Zwischen diesen Bauten 
ist dann ein bestimmter »Bauwich«, d. h. eine Abstandsgrenze von Haus zu 
Haus vorgeschrieben, und diese Bestimmungen sind dann zumeist schemati¬ 
siert, und aus der guten Absicht ist vielfach etwas Schlimmes geworden. 
Ich habe den Eindruck gewonnen, daß darin viele städtische Verwaltungen 
etwas zu weit gegangen sind, daß diese Bestimmungen über die offene Bau¬ 
weise eine erhebliche Verteuerung der Wohnungen herbeiführen, die Baulust 
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stark einschränken, in hygienischer und auch in ästhetischer Beziehung sehr 
bedenklich sind. Solche Quartiere, wie wir sie in fast allen Großstädten 
entstehen sehen, in denen die Einzelhäuser dicht, genau auf das vor¬ 
geschriebene Maß von 10 bis 12 m von Haus zu Haus aneinandergebaut 
werden — in Magdeburg geht man sogar auf 6 m herunter —, in denen 
nach der Straße hin der übliche kümmerliche Vorgarten und nach hinten 
ein sehr beschränkter Hintergarten angelegt wird, sind Gebilde, an denen 
kein Mensch Freude haben kann. Die Häuser werden sehr teuer, weil alle 
vier Fronten architektonisch auszubilden sind, die Bauwiche sind als Garten 
unbrauchbar, weil sie zu eng sind und als Zuglöcher wirken, in die der 
Staub von der Straße hineingewirbelt wird, die Vorgärten sind auch nicht 
als Gärten anzusehen, und es bleibt dann als Folge der Bestimmungen über 
»offene Bauweise« kein Rest mehr für den Hintergarten. Der Hintergarten 
hat ja bei uns seit etwa einem Menschenalter in betrübender Weise an Be¬ 
deutung verloren. Wir sind ganz davon abgegangen, die Hauptwohnräume 
nach dem Garten zu legen. Wir bauen nach der Straße, nach dem Staub. 
Den traulichen Hausgarten kennt man in der Großstadt gar nicht mehr. 
Und doch könnten wir ihn trotz der hohen Bodenpreise auch da wieder zu 
neuem Leben erwecken, selbst in den Wohnquartieren für mittlere und kleine 
Leute, wenn wir vom reinen Einzelbau mehr zum Gruppenbau, womöglich zur 
geschlossenen Bauweise übergingen. Natürlich mindestens unter der gleichen 
Beschränkung der Bebauung, die jetzt für offene Bauweise gilt. Wenn nur das 
Land, das jetzt für Bauwich und Vorgarten verloren geht, mit dem nach den 
Bestimmungen für offene Bauweise ohnedies frei zu lassenden Lande an der 
Rückseite des Hauses zusammengelegt wird, ich glaube, daß wir dann wieder 
zu Gärten kommen, an denen der Mensch Freude hat. Also nicht offene Bau¬ 
weise, sondern Gruppenbauweise. Eine Anzahl von Photographien, die ich 
kürzlich in England aufgenommen habe, und die ich Interessenten nachher 
gern zur Verfügung stelle, zeigen, daß gerade durch Zusammenfassen kleiner 
Häuser zu Gruppen in tiefen Gärten ganz entzückende Bauquartiere ohne 
großen Kostenaufwand zu schaffen sind. Im Gegensatz dazu sind doch die 
zerrissenen kleinen Einzelvillen, wie wir sie bei uns vielfach sehen, und nament¬ 
lich, wenn sie zu sehr mit Zierat überladen sind, zu entsetzlich. 

„Dann das zweite Mittel, wie die Städte zu billigen und gesunden 
Wohnungen helfen können, ist eine Revision ihrer Bauordnungen nach der 
Seite des Kleinwohnungsbaues. Die Mehrzahl unserer Bauordnungen ist 
such in dieser Beziehung noch sehr schematisch. Sie haben die Bestim¬ 
mungen für das Vielfamilienhaus, die Mietskaserne, auch auf das Ein- oder 
Zweifamilienhaus ausgedehnt. Es werden große Wandstärken gefordert, 
feuersichere Treppen, Brandmauern, übertriebene Geschoßhöhen und der¬ 
gleichen mehr, und das verteuert den Bau außerordentlich. Ich glaube, wir 
können auch da von England lernen. Wie bescheiden die Engländer auf 
diesem Gebiete sind, und wie wenig Nachteile trotzdem sich einstellen, das 
zeigt jedem, der sich mit dieser Frage beschäftigt, eine Reise durch die eng¬ 
lischen Neusiedelungen. Man braucht aber mit den Bauerleichterungen 
nicht einmal so weit zu gehen wie in England, wo man z. B. 6cm starke 
Wände macht, aber das Zuviel der Forderungen auf diesem Gebiete ist eine 
wesentliche Ursache der Verteuerung der Kleinwohnungen. 
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„Und drittens können die Städte sehr erheblich zur Minderung der 
Wohnungskosten beitragen durch Herabminderung der Straßenbaukosten. 
Auch hier ist der Schematismus die Ursache der Verteuerung. Man bringt 
in vielen Städten nach dem Grundsatz: Gleiches Hecht und gleiche Lasten 
für alle, bis in die äußersten Wohnquartiere die teuersten Straßenbefesti- 
gungen zur Ausführung. Ich kenne Fälle aus meiner Praxis, in denen bis 
in die äußersten Bezirke die Straßen asphaltiert und dadurch erhebliche 
Lasten auf die Wohnungen gelegt wurden. Wir wollen mehr als bisher 
einen Unterschied machen zwischen bescheidenen Wohnstraßen und Luxus- 
und Verkehrsstraßen nicht nur in der Straßenbreite, sondern auch in der 
Straßenbefestigung. Für Wohnstraßen genügt in vielen Fällen Kleinpflaster. 
Ein neues Mittel haben wir in der Straßenteerung, von der ich glaube, daß 
sie für das Landhaus und Kleinwohnungsquartier die Straßenbefestigung 
der Zukunft wird. Auch da bietet uns England wieder ein Vorbild. 

„An den Straßenbreiten kann zwecks Verminderung der Straßenbau¬ 
kosten auch vielfach gespart werden. Natürlich darf man die Straße nicht 
zu eng machen, damit die Leute sich nicht zu sehr ins Gesicht wohnen. 
Aber es genügt zumeist, wenn man eine schmale Fahrbahn und entsprechende 
Bürgersteige anordnet und dann, um den Häusern den nötigen Abstand zu 
geben, Vorgärten anlegt. In England sieht man in Landhausstraßen viel¬ 
fach zwischen Fahrbahn und Bürgersteigen Rasenstreifen, diese zuweilen 
mit Bäumen und Blumen bepflanzt. Das sieht gut aus, kostet nicht viel 
und schafft eine für Licht- und Luftzuführung wertvolle Straßen Ver¬ 
breiterung. 

„Nun noch ganz kurz ein Wort zu den Ausführungen des Herrn Ge¬ 
heimrats Baumeister. Ich möchte sein Wort »Schachtelbaukunst« doch 
nicht zum Schlagwort werden lassen. Es wird es aber leicht, wenn es aus so 
hervorragendem Munde kommt. Wir sollten uns doch sehr freuen, daß wir 
auf dem Gebiete der Architektur zur Einfachheit zurückgekehrt sind, daß 
wir den Reiz eines Bauwerkes mehr in seiner Gruppierung, in der Massen¬ 
verteilung, als in allerlei Zierat und Beiwerk sehen. Ich glaube, daß da¬ 
durch endlich eine Gesundung der Architektur herbeigeführt werden wird. 
Also einfach und schlicht. Selbst auf die Gefahr hin, daß die Einfachheit 
hier und da und zunächst einmal etwas übertrieben wird! An einzelnen 
Punkten der Bauten kann ja auch einmal ein etwas reicheres Schmuckstück 
angebracht werden, aber nur dann, wenn die Mittel ausreichen, auch etwas 
wirklich Gutes. Hüten wollen wir uns — und Gott sei Dank sind wir ja 
nach und nach schon dazu gekommen — vor allem Scheinschmuck und 
Firlefanz auf diesem Gebiet. 

„Dann aber bin ich dem Herrn Geheimrat dankbar, daß er das Wort 
»Gartenstadt« noch einmal in die Diskussion hineingebracht hat. Aus ver¬ 
schiedenen Gesprächen, in die ich im Anschluß an meine gestrigen Ausfüh¬ 
rungen gezogen wurde, ersah ich, daß der Begriff »Gartenstadt« vielfach noch 
nicht richtig verstanden wird und bekannt ist, ja daß mit ihm schon ein 
gewisser Unfug getrieben wird. Die Terraingesellschaften machen sich über 
das Wort her, es ist zum Modewort geworden, und jede Villenkolonie, die 
nur einen Schein von Grün zeigt, ist schon Gartenstadt. Gartenstadt ist 
aber eine Siedelung auf genossenschaftlicher Grundlage, bei der Grund und 
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Boden im Besitz der Genossenschaft bleibt, und die Wertsteigerung der 
Genossenschaft selbst wieder zukommt. Infolge dieser Ausschaltung der 
Terrainspekulation kann dann die Siedelung eine sehr weiträumige sein, 
können die Wohnungen von großen Gärten und freien Plätzen umgeben 
werden. 

„Die Gartenstadt ist aber auch nicht allein eine Ansiedelung von Woh¬ 
nungen, sondern sie ist auch gedacht als allgemeine Dezentralisation, auch 
der Fabriken, die dort auch weiträumiger, gesunder und schöner erbaut 
werden können. Und ich meine, daß wir in Deutschland auch ganz gut 
das erreichen können, was in England in erstaunlicher Weise in ganz kurzen 
Jahren erreicht worden ist. Ich habe der Bewegung anfangs sehr skeptisch 
gegenüber gestanden, sie für utopisch gehalten. Ich habe in diesem Sommer 
aber gesehen, wie in England Städte von 6000 bis 10 000 Einwohnern mit weit 
ausgedehnten Fabrikanlagen in zwei bis drei Jahren aus dem Boden heraus¬ 
gewachsen sind, wo schön gebaut ist, und jeder Mensch sich gesund und 
glücklich fühlt . u 

Stadtdirektor Koch (Bremerhaven): „Meine Herren! Zunächst 
ein Wort der Erwiderung gegen die Ausführungen des Herrn Justizrats 
Dr. Baumert. Er hat mit gewisser Schärfe von Bodenreformern gesprochen. 
Nur ganz kurz möchte ich dagegen das eine betonen: alle diejenigen, die 
sich heute auf den Boden der Ausführungen des Referenten gestellt haben, 
haben sich in gewisser Weise bodenreformerischen Ideen zugänglich gezeigt. 
Wie seinerzeit Bismarck einmal gesagt hat, daß jeder mit einem Tropfen 
sozialen Öls gesalbt sein muß, so muß man auch heute sagen, daß ohne 
einen Tropfen bodenreformerischer Ansichten in den Verwaltungen der Städte 
nicht mehr auszukommen ist. Wenn Herr Justizrat Baumert gegenüber 
den Ausführungen des Referenten, wonach hier die Arbeiter bis zu ÖOProz. 
ihres Lohnes für Wohnungen ausgeben müssen, bestritten hat, daß hier eine 
Wohnungsnot herrscht, so kann er das meines Erachtens nur auf Grund der 
eigenartigen Auslegung tun, die er dem Begriff Wohnungsteuerung gegeben 
hat Eine solche ist nach ihm dann nicht vorhanden, wenn die Herstellungs¬ 
kosten des Baues plus der Kosten des Grund und Bodens derartig bemessen 
sind, daß sie durch den Mietzins sich gerade verzinsen. Das ist falsch. 
Es kommt uns gar nicht darauf an, ob sich jemand bei dem Bau von 
Wohnungen bereichert Nicht deswegen soll überall, wo es not tut, der 
Bau von Wohnungen den Privatspekulanten entzogen werden, sondern wir 
wollen deswegen die Wohnungsfürsorge überall, wo es not tut, in die Hand 
der Kommune nehmen, weil sich dort die Privatspekulation und das Bau- 
untemehmertum der Aufgabe, billige Wohnungen zu schaffen, nicht ge¬ 
wachsen gezeigt hat Das ist ein ganz anderer Gesichtspunkt. Wir werden 
deshalb auch nur überall da, wo in der Tat der Unternehmer nicht mehr in 
der Lage ist, billige Wohnungen zu stellen, dazu übergehen, sie öffentlich 
herzustellen; und wenn Herr Justizrat Baumert demgegenüber angeführt 
hat, es Bei nicht zulässig, wenn die Kommune auf diese Weise mit Verlust 
arbeite, so ist dieser Gesichtspunkt heute überholt. Wir werden, wenn es 
nicht anders geht, auch solche Verluste zu tragen wissen. Ich hatte nach 
den Ausführungen des Herrn Justizrats Dr. Baumert zunächst geglaubt, 
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daß es inanchesterliche Gedanken seien, die ihn leiteten. Er hat dann aber 
nachher der Stadt Zürich empfohlen, es zu versuchen, die Spekulation, die 
so nützlich sei, künstlich hervorzurufen. Das bedeutet also Manchestertum, 
gemildert zugunsten der Bodenspekulation. 

„Wenn ich daran nun dasjenige schließe, was ich für meine Person 
sagen möchte, so bin ich der Ansicht, daß es richtiger ist, die Wohnungsnot 
von vornherein zu verhindern, als sie, nachdem sie entstanden ist, zu be¬ 
kämpfen; und in Anschließung an die Ausführungen des Herrn Beigeordneten 
Kehorst über die englischen Verhältnisse möchte ich nicht unterlassen, 
darauf hinzu weisen, daß es in der Tat wünschenswert wäre, wenn so ein¬ 
fach und leicht gebaut werden könnte, insbesondere bei Einfamilien Wohnungen, 
wie das in England geschieht, daß uns aber leider übertriebene Bauordnungen 
überall bindernd im Wege stehen. Man hat vielfach sich bestrebt, von 
oben herab in fast allen Städten Deutschlands Bauordnungen einzuführen, 
die den Verhältnissen der Großstadt entsprechen, aber in der kleineren 
Stadt nicht angebracht sind, die auf die Mietskasernen abzielen, aber den 
Bau des Einfamilienhauses unnötig erschweren. Ich will selbstverständlich 
auch für das Einfamilienhaus keine hygienischen Forderungen bekämpfen, 
vor allem aber gehen meine Ausführungen gegen die übertriebenen feuer¬ 
polizeilichen Vorschriften, die geradezu das Einfamilienhaus unnötig ver¬ 
teuern. Ich habe einmal ausgerechnet mit Hilfe meines Stadtbaumeisters, 
daß in einer Stadt von etwa 25 000 Einwohnern durch die baupolizeilichen 
Bestimmungen, die entbehrlich sein könnten für das Einfamilienhaus, die 
Baukosten eines Arbeiterhauses von 4000 auf 4500 gesteigert werden. 
Das bedeutet etwa eine Steigerung der jährlichen Miete für ein Arbeiterhaus 
um 30 Jt. Wenn Sie das für eine Arbeiterstadt von 25 000 Einwohnern, 
die vielleicht 6000 Arbeiterwohnungen hat, ausrechnen, so gelangen Sie zu 
einem Satze von 180000 Jft jährlich, die in einer derartigen Stadt bezahlt 
werden auf Grund übertriebener feuerpolizeilicher Vorschriften. Nun frage 
ich: Wie oft brennt es in einer derartigen Stadt? Das steht in gar keinem 
Verhältnis. Es würden vielleicht ein oder zwei Brände vermieden werden. 
Menschenleben kommen bei geordneten Verhältnissen bei derartigen Bränden 
nicht in Gefahr. Es handelt sich lediglich um den geringen Materialverlust, 
der bei einem solchen Brande entstehen kann. Mit anderen Worten, die 
übertriebenen feuerpolizeilichen Bestimmungen, die unsere kleinen Mittel¬ 
städte erdrücken, sind eine viel zu hohe Risikoprämie gegen die Feuersgefahr, 
durch deren Ersparnis uns der Bau von Einfamilienhäusern wesentlich er¬ 
leichtert werden könnte. 

„Andere Fragen, wie z. B. eine unglückliche Lage von Fabriken, trägt 
auch außerordentlich dazu bei, die Wohnungsnot zu steigern. In Delmen¬ 
horst, das in 25 Jahren von 3000 auf 25 000 Einwohner angewachsen war, 
gab es überhaupt keine Wohnungsnot, und zwar deshalb nicht, weil die 
Fabriken zentral im Mittelpunkte der Stadt günstig gelegen waren, daß, 
wenn man mit einem Radius von 4 km einen Kreis schlug, an fast jedem 
Flecke innerhalb dieses Kreises für die Arbeiter geeignetes Gelände zur An¬ 
siedelung vorhanden war. Es hat sich infolgedessen da der Einfamilienbau 
gut entwickelt In Wilhelmshaven dagegen ist eine rapide Wohnungsnot 
entstanden, weil ein Kreis von 4 km um die Werft, die einzige größere Arbeits- 
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statte, herum zu ll /i* ins Wasser schlägt, mit anderen Worten nur Vij an * 
baufälliges Gelände vorhanden ist. Ich halte es für außerordentlich wichtig, 
darauf das Augenmerk zu lenken, daß Fabriken nur da errichtet werden, 
wo im Umkreise möglichst viel anbaufähiges Gelände vorhanden ist. 

„Und nun ein Wort über die hier Vorgefundenen Wohnungen. Man 
ist da zur Wohndiele übergegangen. Ich möchte, wie es schon sonst ge¬ 
schehen ist, nochmals die Wohnküche in den Vordergrund stellen. Die 
Wohnküche ist damit abgetan worden, daß man sagt, die Arbeiter sind an 
die Wohnküche nicht gewöhnt. Die Arbeiter sind aber überhaupt an Woh¬ 
nungen nicht gewöhnt, die für ihre Verhältnisse passen. Für die Arbeiter¬ 
wohnungen ist schematisch alles verkleinert übernommen, was man in der 
Wohnung des Mittelstandes gehabt hat. Wir haben in meiner Heimat aber 
in Arbeiterhäusern die Erfahrung gemacht, daß sich der Arbeiter an eine Wohn¬ 
küche außerordentlich gewöhnt hat. Das mag anderswo anders sein; dann 
liegt es auch an der Art des Baues. Tatsächlich wohnt die Arbeiterfamilie 
an einem großen Teil des Tages in der Küche, ob sie nun Wohnküche ist 
oder nicht. Die Wohnküche hat außerordentliche Vorzüge, weil sie es der 
Arbeiterfrau ermöglicht, ihre Kinder unter Aufsicht zu halten, und wenn 
die Wohnküche mit einem Balkon oder einer Veranda verbunden ist, die es 
ermöglicht, die Kinder in frischer Luft zu haben, so kann sie nur unbedingt 
empfohlen werden. Im Winter kommt die verbilligte Heizung hinzu. Ich 
möchte dringend bitten, daß man durch üble Erfahrungen, die hier und da 
gemacht werden, sich nicht abhalten läßt, sondern zur Wohnküche übergeht, 
die zur Verbilligung und Erleichterung des Haushaltes beiträgt. u 

Pfarrer Pflüger (Zürich): „Sehr geehrte Anwesende! Ich möchte 
mich gegen die Wohnküche aussprechen, die ich für eine niedere Art des 
Wohnens halte. Der ursprüngliche Wohnraum war die Höhle, und in den 
Böhlen war ein Raum für alle Bedürfnisse und für alle Glieder der Familie. 
Die Höhle war zugleich Schlafraum, Wohnraum, Arbeitsraum; je weiter aber 
die Kultur fortschritt, um so mehr sind die Räume dann differenziert 
worden. Ich gebe zu, daß die Familienglieder vielfach in Arbeiterkreisen 
aus Bequemlichkeitsrücksichten einen Teil des Tages in der Küche zubringen. 
Aber wir müssen das Volk an diese niedrige Art des Wohnens, wie sie nur 
Halbkulturvölkern zukommt, nicht anleiten und gewöhnen. Ich halte dafür, 
daß wir mit der Wohnküche gewissermaßen Armen Wohnungen bieten. Für 
das Volk ist aber nur das Beste gut genug. 

„Und nun einige Ausführungen gegen den Vertreter des Verbandes der 
deutschen Hauseigentümer. Ganz kurz möchte ich einige seiner Schlüsse, 
die mir Trugschlüsse zu sein scheinen, mit einigen Worten beleuchten. Herr 
Justizrat Dr. Baumert hat ausgeführt, daß ja auch die Kaufleute, die Ge¬ 
schäftsleute durch die Zunahme der Bevölkerung profitieren; davon werde 
nicht gesprochen, vielmehr nur von den Grundstücksbesitzern. Es ist aber 
nicht zu übersehen, daß hier ein großer Unterschied zwischen den Verkäufern 
von Grund und Boden und den Verkäufern von Produkten besteht. Wenn 
die Bevölkerung zunimmt, dann nimmt selbstverständlich auch die Zahl der 
Kaufleute und Geschäftsleute zu, die sich in den Gewinn zu teilen haben. 
Die Zahl derjenigen aber, welche Boden zu verkaufen haben, nimmt nicht 
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zu. Und das zweite: Wenn die Bevölkerung in einem Lande oder in einer 
Stadt wächst, dann nimmt selbstverständlich auch die Zahl der industriellen 
Produzenten zu und die Produktivität der Arbeit steigt. Aber nicht nimmt 
zu die Produktivität des städtischen Bodens, weder qualitativ noch quantitativ. 
Hieraus ergibt sich also, daß das Angebot des Bodens gleich bleibt, während 
die Nachfrage nach Boden mit der wachsenden Bevölkerung steigt, infolge¬ 
dessen der Bodenpreis immer mehr steigen muß, und das Wohnen je länger 
je teurer wird. Hierzu kommt, daß die Geschäftsleute und Kaufleute je 
länger je mehr an die Grundrente, an die Grundstücksbesitzer einen großen 
Teil ihrer Einnahmen abzutreten haben in der Form der immer mehr ge¬ 
steigerten Zinsen für Geschäftslokalitäten, Bureaus, Läden. Allerdings 
werden diese Abgaben als Spesen wieder auf die Ware geschlagen und sind 
schließlich vom Publikum zu tragen. Wir haben daher nicht nur einen 
direkten Mietzins, sondern auch einen indirekten Mietzins in dem Preise 
aller Produkte und Lebensmittel zu entrichten. 

„Dann wurde von Herrn Baumert ein Unterschied konstruiert zwischen 
hohem und zwischen teurem Mietzins. Zugegeben wurde, daß der Miet¬ 
zins hoch sei, wenn er 30 bis 50Proz. des Einkommens betrage. Hoch sei 
er, aber nicht zu hoch. Ich gebe das bis zu einem gewissen Grade zu. Der 
jetzige Hausbesitzer bezieht in vielen Fällen nicht mehr die Grundrente. 
Er ist sehr häufig nicht der wahre Eigentümer; der ist vielmehr das Groß¬ 
kapital, die Bank. Auch in Zürich kenne ich Hauseigentümer genug, die 
sehr klagen, wie teuer sie das Haus gekauft haben, und wie sie nun aus den 
vermieteten Wohnungen nicht viel mehr herausschlagen als den Kapitalzins 
und vielleicht noch eine freie Wohnung für sich. Die Grundrente wird 
größtenteils nicht vom Hausbesitzer vereinnahmt, sondern vom Kapital- 
gläubiger, von der Bank. Die Grundrente wird nicht immer abgeliefert an 
denjenigen, der momentan rechtlich das Haus im Besitze hat, sondern in 
den meisten Fällen ist sie kapitalisiert, und wir Mieter haben an diese schon 
kapitalisierte Grundrente einen Teil unseres Einkommens abzugeben. — 
Wenn ein Hausbesitzer sein Haus, das er für 100000 jft gekauft hat, für 
150000 tAt verkauft, so hat er einen Gewinn von 50 000 t AL. Dieser Gewinn 
ist im Grunde noch gar nicht vorhanden. Das Haus hat nicht einen höheren 
Wert durch den Verkauf gewonnen. Der Mehrwert muß erst geschaffen 
werden, und diese Wertschaffung geschieht dadurch, daß in den nächsten 
Jahren die Mietzinse erhöht werden. Mit einem Worte, jeder dieser Verkäufe 
bedeutet einen Wechsel auf die Mietseinkommen der Zukunft, und das ist 
das Bedenkliche. 

„Dann ist gesagt worden, auch die Genossenschaften können die 
Grundrenten nicht eliminieren, auch sie seien gezwungen, von Zeit zu Zeit 
den Mietzins zu erhöhen. Ich kenne zufällig eine Genossenschaft, die jetzt 
noch ihre Wohnungen zu denselben Mietzinsen abgibt wie in den sechziger 
Jahren. Weit und breit sind in ihren Häusern (an der Badenerstraße im 
Kreise III) die Mietzinse weit niedriger als im ganzen Quartier. Man sieht 
also, daß es der Genossenschaft möglich ist, wenn sie nicht einen höheren 
Profit als den üblichen Zinssatz ziehen will, die Mietzinse dauernd auf 
demselben Niveau zu halten. Wenn eine Gemeinde Häuser im großen Stile 
baut, können die Mietzinse sogar herabgesetzt werden im Gegensatz zur 
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Privattätigkeit, durch die mit Naturnotwendigkeit die Mieten von Zeit zu 
Zeit in die Höhe gehen müssen. Jeder, der sein Haus verkauft, möchte 
mehr herausschlagen, als er seinerzeit dafür gegeben hat. Dadurch wird 
die Miete verteuert. Das ist eine Schraube ohne Ende. Es ist gar nicht 
abzusehen, wie dem irgendwie abgeholfen werden kann als einzig und allein 
durch Bau und Betrieb von Mietwohnungen durch die Stadtgemeinde. Hier 
vollzieht sich der umgekehrte Prozeß. Beim Kommunalbesitz werden die 
Mietzinse je länger je niedriger. Beim Gemeindebesitz dient der eingehende 
Mietzins zur Verzinsung und Abzahlung des Kaufpreises bzw. der Bau¬ 
kosten, und je mehr die Abzahlung zunimmt, um so mehr kann der 
Mietzins erniedrigt werden. Und wenn gesagt worden ist: mit den 
Häusern, mit Grund und Boden stehe es ganz anders als mit Gasanstalten, 
Elektrizitätswerken usw., die letzteren kämen der ganzen Bevölkerung zu¬ 
gute, während die Wohnungen nur einem kleinen Teil derselben, so ist mit 
Recht vom Referenten darauf aufmerksam gemacht worden, daß wir nicht 
bloß Arbeiterhäuser bauen wollen. Wir wollen eine Lösung der Wohnungs¬ 
frage speziell auch für den Mittelstand, wir wollen Wohnungen, die auch 
dem Mittelstände dienen. Und wenn dann die Reichen kommen, die Kapi¬ 
talisten, und sich beklagen und sagen, uns gibt man keine Wohnungen, 
dann sagen wir, tretet Eure Villen auch an die Gemeinde ab, wir wollen sie 
auch kommunalisieren . 14 

Justizrat Dr. Baumert (Spandau): „Meine Herren! Es ist mir 
vorgeworfen, ich hätte einen Trugschluß gemacht. Das kann ich wider¬ 
legen. Der Vorredner hat gesagt, wenn eine Stadt sich vermehrt, dann 
vermehrt sich auch der Kaufmannsstand, während sich der Hausbesitz nicht 
vermehrt. Aber wenn Sie recht viel neue Straßen anlegen, die elektrischen 
Straßenbahnen weit hinausführen, dann vermehrt sich auch der Grund und 
Boden, d. h. die Baustellen vermehren sich und damit die Häuser, und die 
neuen Häuser machen den alten ganz bedeutend Konkurrenz. Also was der 
Vorredner gesagt hat, ist unrichtig. Dann hat er gesagt, die Stadt ist 
dazu da, die Grundrente niedriger zu halten. Gut, wenn das die Stadt 
Zürich tun will, braucht sie nur zu sagen: ich verkaufe jedem eine Baustelle 
zu dem ein für allemal festgesetzten Preise, wenn Du Dich verpflichtest, in 
ein oder zwei Jahren darauf zu bauen usw. — Wenn die Stadt Zürich 
das ständig sagt, wird niemand von einem kaufen, der für seine Baustelle 
mehr verlangt. Man kann das eine tun und braucht das andere nicht 
zu lassen. 

„Wenn ich weiter noch auf die Verhältnisse der Stadt Zürich eingehen 
darf. Mir hat bei den Kommunalbauten der schöne große Hof gefallen. 
Indes brauchen Sie sich hier in Zürich nur den Kapellenhof und den Zentral¬ 
hof anzusehen, um festzustellen, daß bei Privatbauten sich dies auch er¬ 
reichen läßt. In Spandau haben wir beschlossen, bei einem Stadtviertel 
nur die an der Straße gelegenen Baustellen zu verkaufen und den Hof von 
zwei Morgen als Eigentum der Stadt zu behalten, damit keine Hinterhäuser 
errichtet werden können. So kann man das, was Sie in Zürich im Wege 
des Kommunalbaues erreicht haben, noch auf andere Weise erreichen. Es 
gibt also noch andere Wege, und auf die wollte ich hinweisen. 
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„Dann hat Herr Koch gesagt, die Städte könnten die Verluste tragen. 
Ja, die Städte, die keine Steuern brauchen, mögen das machen; aber viele 
Städte können es nicht machen, ohne die Steuerlast zu erhöhen, die an sich 
schon sehr hoch ist. Ist es da nicht richtig, den Fabriken zu sagen: geht 
in die kleinen Städte, geht aufs Land hinaus! Nun sind in solchen Ver¬ 
sammlungen, wie in dieser hier, meistens nur Vertreter von Großstädten 
vorhanden. Wir denken daher nicht daran, daß die Landflucht ein großer 
Krebsschaden für das Volkswohl ist, und wir denken nicht daran, daß hier¬ 
für auch hygienische Gesichtspunkte sprechen, daß wir aus allgemeinen, 
auch hygienischen Gesichtspunkten dafür bestrebt sein müssen, die Land¬ 
flucht zu vermindern, nicht noch zu vermehren. Je mehr Sie billige und 
schönere Wohnungen in den Großstädten schaffen, um so mehr befördern 
Sie die Landflucht. Die Denkschrift weist uns nun statistisch nach, daß 
der Stadtbürger Zürichs anfängt, auszusterben. Es ist das ein Zeichen, 
daß die großstädtische Bevölkerung an sich nicht fortpflanzungsfähig ist, 
sie stirbt aus, die Großstädte bedürfen des Zuzuges aus dem Lande, sonst 
entvölkern sie. 

„Bei allen Ihren hygienischen Maßnahmen berücksichtigen Sie besser 
auch das platte Land, und deshalb habe ich gebeten und Anträge gestellt: 
Schaffen Sie Pfandbriefinstitute nicht bloß für die Großstädte, sondern auch 
für Vororte und für das Land, damit dort auch gebaut werden kann. Eine 
Wohnungsfürsorge, die sich nur auf die Großstädte erstreckt, ist ein fehler¬ 
haftes Ding. 

„Nun habe ich mich gewundert, daß über die Hygiene der nicht heiz¬ 
baren Räume hier nichts gesagt worden ist. Ich verstehe unter Wohnung 
von drei Zimmern immer eine Wohnung von drei heizbaren Zimmern. 
Teilweise ist es sogar in Deutschland verboten, nichtheizbare Zimmer zu 
schaffen; wo es nicht verboten ist, wie in Spandau, geschieht es trotzdem 
nicht. Ich persönlich verlange es nicht, ich schlafe in einem nichtgeheizten 
Zimmer; ich lasse auch im Winter des Nachts die Fenster auf auf Gebot 
meines Arztes aus hygienischen Gründen. Aber trotzdem hat die Stadt 
Zürich ein Unrecht begangen, dem dritten Raume nicht die Heizungs¬ 
möglichkeit zu verschaffen, damit, wenn jemand z. B. einen alten kranken 
Vater bei sich hat, er für diesen einen Ofen hineinsetzen kann auf eigene 
Kosten. Beim Bauen kann man nicht genug auch die Zukunft im Auge 
behalten, und man sollte bei derartigen nicht zu heizenden Räumen doch 
auch die Möglichkeit der Heizbarkeit aus hygienischen Gründen ins Auge 
fassen/ 

Fabrikdirektor Oertmann (Zürich): „Meine Damen und Herren! 
Ich möchte nur auf einen Punkt zurückkommen, auf die Wohnküche. Herr 
Pfarrer Pflüger hat die Wohnküche perhorreszieren wollen, er bezeichnet 
sie als etwas Rückständiges, als eine Höhle. Daß eine Trennung in Küche 
und Wohnzimmer erstrebenswert ist, gebe ich zu. Vielfach sind aber die 
Verhältnisse in Arbeiterfamilien so, daß die Frau, während sie das Mittag¬ 
essen und Abendbrot bereitet, zugleich auch nach den kleinen Kindern 
sehen und etwas anderes machen muß, das muß berücksichtigt werden. 
Die Kinder haben auch Gesellschaftstrieb, sie wollen bei der Mutter sein, 
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und da muß ich doch sagen, daß vielfach die Verhältnisse so sind, daß es 
wünschenswert ist, den Küchenraum zu einem hygienisch einwandfreien 
Raum zu machen, und das ist bei den heutigen technischen Hilfsmitteln 
durchaus möglich. Wenn man hier in Zürich zu der Anschauung kommt, 
daß die Küche keinen hygienisch einwandfreien Raum darstellt, so liegt 
das daran, daß in vielen Küchen, wo ein Kohlenherd ist, dieser so un¬ 
zweckmäßig gebaut ist, daß er zur Überheizung führt. Man hat heute 
Sparherde, die genügend Wärme geben und doch die Küche nicht über¬ 
heizen. Ferner hat man Gasherde, geschlossene Systeme, welche eine 
völlige Abführung sämtlicher Verbrennungsprodukte ermöglichen und dadurch 
eine Überfüllung des Raumes mit Kohlensäure und anderen giftigen Gasen 
ausschließen. Leider ist zu sagen, daß die meisten Gasküchen diesen 
hygienischen Anforderungen nicht entsprechen. Es hat schon vor mehreren 
Jahren Professor Roth vom eidgenössischen Polytechnikum auf diesen Übel- 
stand hingewiesen, aber es wird dem leider nicht Folge gegeben. Es sollten 
nur solche Gasapparate gestattet werden, deren sämtliche Verbrennungs¬ 
produkte in den Kamin abgeleitet werden, und kein Gasapparat gestattet 
werden ohne Abzug, denn sie sind eine Gefahr für die Bewohner. Abhilfe 
ist also vom hygienischen Standpunkte aus durchaus erforderlich. 

„Dann ist noch zu sagen, daß, wenn in der Wohnküche Gasapparate 
verwendet werden, unter allen Umständen dafür gesorgt werden soll, daß 
diese Küchen im Winter auch auf andere Weise heizbar sind. Am besten 
geschieht dies durch Einbau eines von der Küche aus zu heizenden Ofens 
in die Wand zwischen Küche und Nebenzimmer (Wohn- oder Schlafzimmer). 
Das ist auch vielfach in Zürich nicht durchgeführt. In einer Küche, in der 
mit Gas gekocht wird (womöglich noch mit offenem Apparat), die nicht ge¬ 
heizt ist, da schlägt der ganze Dunst an den Wänden nieder, und diese 
werden imprägniert mit einer fetten klebrigen Sauce. 

„Beim Kohlen- oder kombinierten Herde empfiehlt sich auch, eine Ein¬ 
richtung wieder zur Geltung zu bringen, welche man noch in vielen alten 
schweizerischen Häusern findet, die aber leider im Begriffe ist, immer mehr 
und mehr zu verschwinden. Ich meine die sogenannte Kunst oder Kunst¬ 
wand! Es ist das eine Einrichtung, bei welcher die Abgase des Kochherdes 
für die Erwärmung von Nebenräumen nutzbar gemacht werden. Es ge¬ 
schieht in der Weise, daß man die Rauchgase des Herdes in der Wand 
zwischen Küche und Wohnstube in einem wenig vorspringenden kachelofen¬ 
artigen Einbau zirkulieren läßt, bevor sie in den Kamin treten, wodurch 
dem Nebenraum eine angenehme milde Wärme verliehen wird. Die Ein¬ 
richtung ist so getroffen, daß im Sommer durch einfaches Abstellen die 
KunBtwand nicht erwärmt wird. Diese alte gute Sitte verschwindet immer 
mehr. Es wäre aber sehr zu wünschen, daß sie vom hygienischen Stand¬ 
punkt aus in weitere Kreise dringt und auch nach Deutschland hinüber 
kommt. In vielen Fällen wird natürlich vom hygienischen Standpunkt das 
Ideal eines Kochherdes der kombinierte Herd für Kohlen- und Gasheizung 
sein. Ich meine damit nicht, daß ein Kohlenherd aufgestellt wird und 
nebenbei ein offener Gasherd, sondern ein derart konstruierter Herd, daß 
sowohl die Verbrennungsprodukte des Kohlenherdes als auch der Gas¬ 
abteilung vollkommen in den Kamin abgeleitet werden. Ich habe mir diese 
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Ausführungen erlaubt, weil ich glaube, daß aus wirtschaftlichen Gründen 
sich die Beibehaltung der Wohnküche empfiehlt, denn wenn die Arbeiter¬ 
familie auch den anderen Baum heizen muß, so ist das ein ökonomisches 
Minus, und da der Knüppel beim Hund liegt und mit möglichst geringen 
Mitteln ge wirtschaftet werden muß, ist die Wohnküche zu empfehlen.“ 

Oberbürgermeister Dr. FU8S (Kiel): „Meine verehrten Damen und 
Herren! Ich hätte mich nicht zum Wort gemeldet, wenn ich nicht das 
Gefühl hätte, daß nach den verdienstlichen, aber doch gar zu sehr ins 
einzelne gehenden Betrachtungen, die die Diskussion mit sich geführt hat, 
noch ein kurzes Stimmungswort am Platze ist; und ich möchte anknüpfen 
an das, was Herr Gebeimrat Professor Dr. Baumeister schon gesagt hat, 
nämlich, daß der Verein für öffentliche Gesundheitspflege in den Ausführungen 
des Herrn Referenten eine außerordentlich bedeutsame Arbeit sieht, eine 
Arbeit, die die Interessen der Gesundheitspflege wesentlich zu fördern ge¬ 
eignet ist. Ich bin mir wohl bewußt, daß sich manche Bedenken volks¬ 
wirtschaftlicher Natur gegen die Ausführungen des Referenten erheben 
lassen, und habe nichts dagegen einzuwenden, daß das hier Ausdruck ge¬ 
funden hat. Aber warum kommen wir hier zusammen, warum ersuchen 
wir die besten und tüchtigsten Männer, uns das Resultat ihrer Studien vor¬ 
zutragen, als um zu wissen, wo unsere Endziele liegen? Daß die Macht 
der Tatsachen uns noch genügend Hindernisse in den Weg legen wird, das 
wissen wir alle ganz genau, und das brauchen wir hier nicht allzu speziell 
zum Ausdruck zu bringen. Der Herr Referent hat, und das hebe ich ganz 
besonders hervor, seine Thesen mit den Bedürfnissen von Zürich begründet, 
einer Stadt, die ein ganz ungewöhnliches Wachstum ihrer Einwohner zu 
verzeichnen hat. Er ist weit entfernt zu verallgemeinern, und daß die 
Verhältnisse von Zürich sich vielen deutschen Städten gegensätzlich oder 
doch abweichend gestalten, davon ist sicher auch er überzeugt. Helfen Sie 
deshalb, meine Herren, den großen Zielen, die der Herr Referent gezeigt 
hat, an ihren Stellen die verdiente Würdigung zu verschaffen.“ 

Damit ist die Diskussion geschlossen und es erhält das Schlußwort 

Referent, Dr. Schatzmann (Zürich): „Hochgeehrte Herren! Ich würde 
vom Schlußwort gar keinen Gebrauch machen, wenn ich mich nicht doch etwas 
mit Herrn Justizrat Dr. Baumert auseinanderzusetzen hätte. Die anderen 
Herren haben mir ja mehr oder weniger zugestimmt. Ich bin sehr dankbar 
für die Anregungen; nihil perfectum, das wissen wir sehr gut. Wir be¬ 
dürfen alle des Lernens, und es ist für uns außerordentlich wertvoll, daß 
hier so viele Vertreter von Städten sind, die praktische Erfahrungen gemacht 
haben. Ich habe ausdrücklich erklärt, meine Leitsätze seien keine unbedingt 
gültige Axiome; ich glaube an keine Vollkommenheit, am allerwenigsten an 
die meine. 

„Nun, Herrn Baumert habe ich zum erstenmal gehört im Jahre 1904 
in Frankfurt bei einem Mieterkongreß. Seine Volkswirtschaft ist so originell 
geblieben, wie sie damals schon war. Ganz originell. Herr Justizrat Baumert 
vertritt Privatwirtschaft und keine Volkswirtschaft; er kann Bich nicht los¬ 
machen vom Standpunkte des Privatwirtschafters. Was er Volkswirtschaft 
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nennt, das ist eben ganz einseitig, das ist keine Volkswirtschaft, sondern 
das ist Interessenvertretung. Es muß das gesagt werden, ich habe das 
Recht, das zu sagen. Was soll ich davon halten, wenn Herr Baumert uns 
solche Sprüche hier sagt: Ein Produkt hat einen Höchstpreis zu einer gewissen 
Zeit; durch irgendwelche Marktkonjunktur oder etwas anderes fällt dieser 
Preis herunter, sagen wir auf einen Normal- oder nicht ganz normalen 
Stand. Nun kommt eine neue Konjunktur und treibt den Preis wieder auf 
den früheren Hochstand — das ist kein hoher Preis! Argumentum! Wenn 
man sagt, ein englischer Landlord treibt keinen Wohnungswucher oder 
keine Grundspekulation — ja, was soll das heißen: dieser Herr ist so gut 
situiert, daß er nicht verkaufen muß, er bereichert sich durch die Grund¬ 
rente nicht auf dem Wege des Verkaufes, sondern der steigenden Zins¬ 
erträgnisse. Für die englischen Landlords, auch wenn sie der höchsten 
Aristokratie angehören, gilt der Grundsatz: »non ölet«; sie stecken die Ge¬ 
winne ein wie andere Sterbliche. Und wenn nun zum Schluß — ich möchte 
Ihre Zeit nicht allzu sehr in Anspruch nehmen — Herr Justizrat Baumert 
das große Lehrbild der toten Hand an die Wand malt — ja, das ist fürchter¬ 
lich. Unter »tote Hand« versteht man irgend etwas Mönchisches, Unpro¬ 
duktives, Selb8tbeschauliche8. Ist nun wirklich die Genossenschaft als Pro¬ 
dukt des Volkslebens, der Volkskräfte, eine tote Hand? Na, so was habe 
ich noch gar nicht gehört. Herr Baumert, wissen Sie was: ich segne diese 
tote Hand gegenüber der sehr lebendigen, harten Hand der Grund- und 
Hausbesitzervereine . u 

Vorsitzender, Ober- und Geheimer Baurat Dr. Stübben: 
„Wir sind damit am Ende unserer Tagung angelangt, und ich glaube, daß 
Sie mit mir von einer gewissen Zufriedenheit erfüllt sind über den Verlauf 
dieser Tagung, sowohl über den äußeren Verlauf wie über den inneren Wert 
dessen, was wir gehört haben. Was den äußeren Verlauf anbelangt, so habe ich 
auch an dieser Stelle nochmals unseren Dank auszusprechen den Zürichern, 
dem Organisationskomitee, Herrn Dr. Zollinger, insbesondere aber dem 
Stadtpräsidenten, ferner Herrn Prof. Erismann und den vielen anderen 
Herren, die sich um uns in so uneigennütziger, liebenswürdiger Weise be¬ 
müht haben. Wir haben auch zu danken den Herren, die sich an diesem 
Tische uns zur Verfügung gestellt haben, um, wenn nötig, den Vorsitzenden 
und den Schriftführer zu vertreten, Herrn Prof. Zangger und Herrn Stadt- 
baumeister Fißler. Unser Dank darf aber unter keinen Umständen ver¬ 
schwiegen werden unseren ausgezeichneten Berichterstattern. Ich glaube, 
wir haben ein besonderes Glück in diesem Jahre in der Auswahl der Refe¬ 
renten gehabt. Ich will die Namen nicht wiederholen. Zu ihnen gehört 
besonders auch Herr Schatzmann, den wir eben gehört haben. Diesen 
Herren nochmals unseren Dank auszusprechen, habe ich für meine Pflicht 
gehalten.* 4 

Oberbürgermeister Schustehrus (Charlottenburg): „Meine ver¬ 
ehrten Damen und Herren! Wir stehen jetzt am Schlüsse einer Tagung, 
die nach meiner Auffassung, von der ich überzeugt bin, daß Sie von Ihnen 
geteilt wird, von ganz besonderer geistiger und praktischer Bedeutung war. 
Ich habe den lebhaften Eindruck, daß in der Krone der Arbeit des Vereins 
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für die öffentliche Gesundheitspflege die diesjährige Tagung eine besonders 
wertvolle Perle war. Wir haben in dieser Woche an einer Tafel geistiger 
Genüsse gesessen, die mit ganz besonderem Geschmack und ganz besonderer 
Sorgfalt vorbereitet und zubereitet waren. Das heißt mit außerordent¬ 
lichem Geschmack und hoher Sorgfalt ist die Auswahl der Themata erfolgt. 
Sie standen alle im Mittelpunkte desjenigen Interesses, welches sich in der 
sozialpolitischen Arbeit der heutigen Zeit und besonders in unseren Kom¬ 
munen betätigt. Diese Themata haben unsere lebhafteste Teilnahme von 
Anfang an bis zum Ende erregt, das beweist die Fülle des Saales, die bis 
zum letzten Augenblick den Vorträgen erhalten blieb. Aber diese außer¬ 
ordentliche Geschicklichkeit und Sorgfalt ist auch zutage getreten bei der Aus¬ 
wahl der Herren Referenten, von denen der Herr Vorsitzende mit Recht schon 
rühmend gesprochen hat. Es ist in hohem Maße erfreulich und sympathisch 
gewesen, daß die Ausführungen der Herren Referenten getragen waren von 
außerordentlicher Objektivität und strenger scharfer Wissenschaftlichkeit 
Die nächste Folge davon war, daß eine lebhafte Diskussion ausgelöst wurde, 
die manchmal sogar in Trompetentönen zum Ausdruck kam. Ich halte das 
nicht für einen Nachteil, sondern für einen außerordentlichen Vorteil der 
diesjährigen Tagung. Die nächste Folge wird sein, daß wir alle erfüllt mit 
den mannigfachsten Anregungen die Stadt Zürich verlassen werden, und 
daß, wie ich überzeugt bin, in vielen Fällen sich diese Anregungen zu wirk¬ 
liche Taten verdichten werden, die den Segen der heutigen Tagung ins 
Leben hineinbringen werden. Und alle diese schönen Erfolge danken wir 
wem? Dem Ausschuß, der diese Tagung vorbereitet hat, und seinem Vor¬ 
sitzenden, unserem verehrten Herrn Geheimrat Stübben. 

„Aber ebenso glänzend wie die Vorbereitung der Tagung war die 
Leitung der Tagung. Wir haben gesehen, wie der Herr Vorsitzende mit 
seiner Energie und seiner Liebenswürdigkeit es verstanden hat, die Sache 
zu ihrem Recht kommen zu lassen — was bei der Gemessenheit der Zeit 
nicht immer leicht war —, und wir haben wohl alle mit Freude und Dank 
gesehen, wie mancher übereifrige Diskussionsredner von dem blitzenden 
Auge des Herrn Vorsitzenden schon lange, bevor er eingriff, gewarnt wurde, 
nicht gar zu lange zu sprechen. Wir haben alle das lebhafteste Gefühl des 
Dankes in unserem Herzen gegen den Herrn Vorsitzenden und die Mit¬ 
glieder des Ausschusses, und ich bitte Sie, diesem Danke Ausdruck zu geben, 
indem Sie sich von Ihren Plätzen erheben.“ 

Vorsitzender, Ober- und Geheimer Baurat Dr. Stübben: 

„Verehrter Herr Oberbürgermeister! Wenn ich dieses unverdiente Lob 
auch zurückweisen muß, so danke ich doch herzlich für das Wohlwollen, 
das in diesen Worten für mich gelegen hat.“ 


Schluß der Sitzung l s / 4 Uhr. 
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Dr. Wilhelm Ostwald: Wider das Schuldend. Ein Notruf. 

Leipzig, Akademische Verlagsgesellschaft m. b. H. 

Verfasser, emeritierter Professor für physikalische Chemie, einst an der 
Leipziger Universität, machte als Austauschprofessor in Nordamerika die 
Erfahrung, daß der greise Eliot, Präsident der Harward-Universität, in 
einem offenen Briefe ablehnte, an einem Kongreß zur Regelung des Fußball¬ 
spieles teilzunehmen, mit der Begründung, „daß er den Männern, unter 
deren ausschließlicher Leitung das Fußballspielen in solchem Grade hatte 
entarten können, nicht die Eigenschaften zutraute, die erforderlich sind, um 
es zu der richtigen Beschaffenheit zurückzuführen u . 

Hieran anknüpfend weist er darauf hin, daß es fehlerhaft gewesen sei, 
eine Reform unseres Schulwesens mit den Vertretern der humanistischen 
Richtung in der Majorität der beratenden Kommissionen zustande zu bringen. 
Ein geistreicher, leider verstorbener Theologe sprach sich zu mir etwa dahin 
aus: „Wenn Sie nicht die alten Schwarten aus den Provinzial-Schulkollegien 
und den tonangebenden Stellungen fortschaffen (er gebrauchte einen sehr 
drastischen Ausdruck), werden Sie niemals eine Schulreform zustande bringen.“ 
Man muß im Leben, wenn man Reformen für notwendig hält, vor allen 
Dingen deren Vertreter, die Gegner der verrosteten und verknöcherten 
Zustände, nicht der letzteren Anhänger hören. Aber: Quieta non movere 
ist das Motto der geistig Trägen wie Minderwertigen in der Bureaukratie! 

Darauf weist Ostwald zwischen den Zeilen wiederholt hin; mit Recht 
verlangt er eine Herabsetzung der Schulzeit überhaupt, Abschaffung der 
Abiturientenprüfung, Eingehen auf die Eigenart der einzelnen Schüler, die 
bereits in dem preußischen Prüfungsreglement aus den dreißiger Jahren 
(wenn ich nicht irre) empfohlen war, statt des schematischen einen lebens¬ 
frischen Unterricht usw. Ostwald vergißt dabei nur, daß die dafür ge¬ 
eigneten Persönlichkeiten in großer Minderzahl sind, die große Mehrzahl 
sind, wie im Leben überhaupt, Dutzendnaturen, Mittelschlag. M. P. 


Dr. Johann Peter Frank, 1745 bis 1821: Begründer der Medi- 
zinalpolizei und der Hygiene als Wissenschaften. Ein 
Lebensbild von Hofrat Dr. med. K. DolL Karlsruhe, G. Braun sehe 
Hofbuohdruckerei und Verlag, 1909. Mit einem Bildnis Franks. 

Dem Verfasser haben für sein vortreffliches Lebensbild des hervor¬ 
ragenden Arztes, Gelehrten und Hygienikers wie des ausgezeichneten 
charaktervollen Menschen die Akten des großherzoglichen Generallandes- 
archivs über Medizinalangelegenheiten zur Verfügung gestanden. Doll 
schildert uns zunächst die harte Jugend Franks, seine Tätigkeit als Land¬ 
arzt mit allen Schwierigkeiten und Kümmernissen, seine Anstellung als Leib- 
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arzt (Hofmedikus) des Markgrafen von Baden-Baden, dann von Baden-Dur- 
lach 1771. Hier beschäftigte Frank sich schon eingehend und erfolgreich 
mit der Besserung des Hehammenwesens, welche ihm bis in sein spätes Alter 
am Herzen gelegen hat. Als Leibarzt des Fürstbischofs Graf von Limburg- 
Stimm und Stadt- und Landphysikus in Bruchsal erreichte Frank die 
Einführung einer Hebammenordnung vom 10. April 1775, deren Durch¬ 
führung günstige, statistisch nachweisbare Folgen hatte. 

Im Jahre 1777 schuf Frank eine Wundarzneischule in Bruchsal, an 
der er bis zu seiner Berufung als Professor der Physiologie und Pathologie 
nach Göttingen im Mai 1784 lehrte. Ein Jahr später ging er in gleicher 
Eigenschaft nach Pa via in damals österreichische Dienste und wirkte auch 
hier durch die Reform der Universitäts- und Krankenhaus Verhältnisse sehr 
günstig, freilich unter großer Anfeindung durch seine neidischen, ihm geistig 
nicht ebenbürtigen Berufsgenossen, ein Geschick, das fast jedem Reformator 
durch geistig untergeordnete* und charakterlose Kollegen im Leben blüht. 
Frank war schon im Begriff nach Karlsruhe überzusiedeln, wurde aber 
durch kaiserliche Urteilssentenz vom 22. Oktober 1793, welche seine Wider¬ 
sacher zurechtwies, zum Verbleib in Pavia vermocht und am 25. November 
1795 zum Direktor des allgemeinen Krankenhauses in Wien ernannt. Auch 
hier trat Frank als Reformator, unter anderen des Krankenhauswesens, auf 
und erntete dafür die Mißgunst seiner Kollegen, die ihn nach Wilna ver¬ 
trieben, von wo er nach St. Petersburg ging. 1809 kehrte er nach Wien 
heim, zog sich noch in demselben Jahre nach Freiburg im Breisgau in den 
Ruhestand zurück, siedelte aber 1811 wieder nach Wien über, wo er am 
24. April 1821 an den Folgen einer Hirnapoplexie starb. Sein epoche¬ 
machendes klassisches Werk: „System einer vollständigen medizinischen 
Polizei“, ist allgemein bekannt. 

Ein umfassender Geist tritt uns in diesem Lebensbilde des größten 
Arztes seiner Zeit entgegen, der durch sein persönliches charaktervolles 
Handeln Großes für die Menschheit gewirkt hat. 

Das Buch sei der ärztlichen Welt warm empfohlen. M. P. 


Altgelt, Dr. Carl, Oberstabsarzt: Der Sanitätsdienst im Felde. 
Berlin, E. S. Mittler u. Sohn, 1910. 8°. 205 Seiten. 1 Übersichts- 

skizze, 1 Kroki, 4 Meldekarten und zahlreiche Abbildungen. 

Verfasser gibt unter Benutzung der reichen, über diesen Gegenstand 
bereits vorhandenen Literatur eine sehr geschickte und eingehende Zu¬ 
sammenstellung der in den verschiedenen dienstlichen Ordnungen, Vor¬ 
schriften, Anweisungen usw. enthaltenen Bestimmungen über den Sanitäts¬ 
dienst im Felde, den er durch zwei Beispiele über den taktischen Hergang 
von dem Gefechte je einer Infanterie- und einer Heeres-Kavallerie-Division 
erläutert. In bezug auf die Hygiene der Truppen, auf deren Besprechung 
wir uns an dieser Stelle im wesentlichen beschränken, erfahren wir darin, 
in wie weit vorsehender Weise für die Erhaltung der Gesundheit und damit 
auch der Schlagfertigkeit des Heeres gesorgt ist. So ist jedem Korps - 
generalarztein fachkundiger Hygieniker beigegeben, der in den F ragen 
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der Ernährung, Bekleidung, Unterkunft und besonders auch der Trink¬ 
wasserversorgung und Seuchenbekämpfung mitzuwirken hat und dem ein 
bakteriologischer Kasten und ein Mikroskop zur Verfügung steht. Ebenso 
ist der Divisionsarzt verpflichtet, Mißstände in hygienischer Beziehung in 
Gemeinschaft mit den Truppenärzten an Ort und Stelle fest- und abzu¬ 
stellen. Während der Chefarzt eines Feldlazarettes den gesamten 
inneren Dienst auch in hygienischer Beziehung zu regeln hat, besteht bei 
einer Sanitätskompagnie eine Zweiteilung der Befehlsgewalt zwischen dem 
Kommandeur und dem Chefarzt, der innerhalb seines Dienstbereiches, 
also auch in bezug auf die hygienischen Verhältnisse, besonders des Haupt¬ 
verbandplatzes, seine eigenen Anordnungen zu treffen haben wird. Des 
weiteren steht dem Etappenarzt die hygienische Überwachung des Etappen¬ 
gebietes und die Einleitung von Maßnahmen zur Verhütung und Abwehr 
von ansteckenden Krankheiten, die Regelung der Trinkwasserversorgung, 
die Assanierung der Schlachtfelder und ähnliches zu. Unter ihm wirken 
Kriegslazarettdirektoren für kleinere Gebiete, denen auch ein Zahnarzt 
zugeteilt ist. Auch dem Etappenarzt steht ein beratender Hygieniker zur 
Seite, dem als Hauptaufgabe die Ermittelung und Bekämpfung der Seuchen 
zufällt, und der ebenfalls mit einem transportablen bakteriologischen Labo¬ 
ratorium und einem Mikroskop ausgerüstet ist. Bei verdächtigen Krank¬ 
heitsfällen treten die beratenden Hygieniker mit den zuständigen Sanitäts¬ 
offizieren zusammen, um die notwendigen Vorkehrungen zu beraten, auch 
prüfen sie die Einrichtung der Lazarette und die Unterbringung der Kranken 
in dieser Richtung. Eine besondere Besprechung ist der Hygiene der 
Truppe auf dem Marsche und in den verschiedenen Arten der Marsch¬ 
unterkunft, sowie auch einer die Marschunfähigkeit und Krankheit vor¬ 
beugenden Instruktion der Mannschaften gewidmet. Auf die überaus 
klare und eingehende Darstellung der Organisation und der Ausübung des 
Feldsanitätsdienstes, besonders während des Gefechtes, sei hier noch be¬ 
sonders verwiesen. Die darüber gegebenen Beispiele halten sich streng im 
Rahmen der gegebenen Bestimmungen, so daß sie für diese außerordentlich 
lehrreich sind, wenn sich auch der Gang des modernen Gefechtes infolge 
der durch größere Tragweite der Feuerwaffen und das Steilfeuer der Ge¬ 
schütze verbreiterten und vertieften Gefahrszone hinter der Front der 
fechtenden Truppen durch die Verschiebung des Schwerpunktes der 
ersten Hilfe wenigstens während des Gefechtes auf die Truppenverbands¬ 
plätze in Wirklichkeit oft anders gestalten dürfte, als hier geschildert worden 
ist. Wir können das Buch allen Sanitätsoffizieren, besonders aber denen 
des Beurlaubtenstandes, denen daran gelegen sein wird, das Wesentliche aller 
einschlägigen Bestimmungen in möglichst kompendiöser Form in der Hand 
zu haben, nur dringend empfehlen. Dr. Hugo Meisner. 


Blätter für Säuglingsfürsorge. Herausgegeben von der Zentrale 
für Säuglingsfürsorge in Bayern. Jährlich 6 Hefte zum Preise von 
3 Jfl . München, Ernst Reinhardt. 

In der neuen Zeitschrift sollen aus dem Gebiete des gesamten Säuglings¬ 
schutzes allgemeinverständliche Vorträge und Aufsätze gebracht werden, 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1910. J 3 
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ferner Berichte über die Beratungen des Arbeitsausschusses, und über jede 
Art von in ganz Bayern berufsmäßig und freiwillig geübte Säuglingsfürsorge. 
Daneben sollen selbstredend auch außerhalb Bayerns auf dem gleichen 
Gebiete gemachte Neuerungen und Fortschritte berücksichtigt und referiert 
werden. 

In vorliegender Nummer sind die beiden auf dem ersten bayerischen 
Vereinstage gebrachten Vorträge abgedruckt: Dr. Groth: Säuglingssterb¬ 
lichkeit in Bayern, und Prof. Seitz: Ausbau der Säuglingsfürsorge in Bayern 
auf Grund der Erfahrungen über die bisherige Tätigkeit. Ferner Mitteilungen 
der Zentrale und der Fürsorgetätigkeit in Bayern. 

Ob es nicht zweckmäßiger gewesen wäre, die Blätter einer der be¬ 
stehenden Zeitschrift für Kinderkrankheiten anzugliedern? Die Hauptarbeit 
liegt doch wohl in den Händen der Ärzte; ich glaube, die Verbreitung wäre 
dann noch eine bessere. (Merkel-Nürnberg.) 


Kleine Schriften des Zentralausschusses zur Förderung 
der Volks- und Jugendspiele in Deutschland. Band 6. 

E. Burgaß: Winterliche Leibesübungen in freier Luft. Zweite ver¬ 
mehrte Auflage. Leipzig und Berlin, B. G. Teubner. 1 Jft. 

Die Schriften des Zentralausschusses erfreuen sich derartiger Ver¬ 
breitung und allgemeiner Wertschätzung und sind so gut ausgewählt, daß 
es fast genügt, auf das Wiedererscheinen eines Heftchens hinzuweisen. Das 
Publikum ist von der Trefflichkeit der Erscheinung bereits vor dem 
Lesen überzeugt. Burgaß erledigt die einschlägigen Fragen, Leibesübungen 
auf dem Eise und auf dem Schnee mit großer Gewandtheit und Sachkenntnis. 
Es dürfte keine Übung, mag sie heißen wie sie will, übersehen und nicht 
besprochen sein. (Merkel-Nürnberg.) 


Das Wesen der Tuberkulose als Volkskrankheit und ihre 
Bekämpfung durch die Schule. Eine Anweisung für die 
Lehrerschaft. Prof. Dr. Nietn er, Generalsekretär des Deutschen 
Zentralkomitees zur Bekämpfung der Tuberkulose, und Friedrich 
Lorentz, Lehrer. Berlin 1909, Verlag des Deutschen Zentral¬ 
komitees zur Bekämpfung der Tuberkulose. Geschäftsstelle Berlin 
W 9, Königin-Augustastraße 11. 

Verfasser sind bei der Herausgabe des Werkchens von dem Gedanken 
au8gegangen, daß es bei der Tuberkulosebekämpfung darauf ankomme, die 
Krankheit möglichst in ihren ersten Anfängen zu erkennen und einzudämmen; 
es muß daher die systematische Bekämpfung schon im Kindesalter und in 
der Schule eiusetzen. Durch das Büchlein soll der Lehrerschaft eine An¬ 
leitung gegeben werden, wie sie in dieser Beziehung an dem allgemeinen 
Kampf teilnehmen kann. 

Nietn er erläutert zunächst die Bekämpfung der Tuberkulose im all¬ 
gemeinen , er bespricht die Geschichte der Lehre von der Tuberkulose f das 
Wesen der Tuberkulose und ihre Infektiosität, die Heilbarkeit der Tuberkulose, 
besonders genau ihre Vermeidbarkeit durch die allbekannten Verhütungs- 
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maßregeln (cfr. Merkblatt des kaiserlichen Gesundheitsamts), schließlich die 
Organisation der Tuberkulosebekämpfung in Deutschland und das bisher 
erreichte Resultat, was durch die Abnahme der Tuberkulosesterblichkeit 
bereits bewiesen werden kann. Den speziellen Teil „Bekämpfung der 
Tuberkulose durch die Schule“ hat Loren tz übernommen. Derselbe gliedert 
den Stoff in zwei Hauptgruppen: in direkte und indirekte Maßnahmen, ln 
erstere gehören die Ermittelung tuberkulöser Kinder, der Anschluß der 
Schule an sonstige antituberkulöse Maßnahmen und Einrichtungen, der 
Ausschluß und die Unterbringung tuberkulöser Kinder und Lehrer; zu den 
indirekten Maßnahmen: die Verhütung der Ansteckungsgefahr seitens der 
Schule, die Hebung der Widerstandskraft des kindlichen Körpers, die För¬ 
derung der Volksgesundheit durch die Schule. 

Ein Anhang „Behördliche Erlasse und Belehrung über einschlägige 
gesetzliche Verhältnisse tf schließt das sehr empfehlenswerte Büchlein. 

(Merke 1-Nürnberg.) 


Leo Burgerstein und die Schulbankfrage von W. Rettig, 
früherem Oberbaurat zu München. Charlottenburg 1909, P. Johannes 
Müller, Buch-, Zeitschriften- und Lehrmittelverlag. 31 Seiten, 
brosch. 0,30 Jl. 

Rettigs Absicht ist im vorliegenden Schriftchen nachzuweisen, daß Leo 
Bur gerstein, Wien, in seinem „Handbuch der Schulhygiene“ sowohl als 
auch in seiner im vorigen Jahre im „Internat. Archiv für Schulhygiene tf 
erschienenen Abhandlung „Zur Sch ulbankfrage tf sich zum Teil unrichtiger, 
zum Teil durchaus unwahrhafter Darstellungen und nicht ehrlicher Kritik 
schuldig gemacht hat. 

Bei seinen Erörterungen legt Rettig Wert darauf, zu erklären, daß es 
ihm nicht darum zu tun sei, beweisen zu wollen, es sei nur die umlegbar 
eingerichtete Rettigbank tauglich, alles andere aber verwerflich, und spricht den 
Wunsch aus, es mögen auch weiterhin Versuche mit anderen Systemen 
gemacht werden und der Erfindungsgeist auf diesem Gebiete ein reger 
bleiben; Rettig fährt weiter: 

„Daß aber trotz aller praktischen und theoretischen Bestrebungen die 
wissenschaftliche Erkenntnis über die Schulbank nicht recht vorwärts kommt, 
daran trägt einzig und allein die sich übermäßig breit machende unwissen¬ 
schaftliche literarische Behandlung dieses als wichtig erkannten Kapitels 
der Schulhygiene die Schuld. Für diese schwerwiegende Behauptung 
glaube ich die Beweise einwandfrei erbracht zu haben. Dies ist der Kern 
meiner Darlegungen.“ 

Zur Klärung der Schulbankfrage wird die Rettigsche Broschüre viel 
beitragen. (Merkel-N ürnberg.) 


Die richtige Lebensweise von Med. Dr. F. Schürer V. Waldheim, 
Wien. Mit 8 Tafeln, 12 Abbildungen enthaltend. Wien und Leipzig, 
A. Hartlebens Verlag. Geb. 3 Kronen. 

Auf dem Boden der jetzigen Schulmedizin stehend, kann man sich 
natürlich nicht mit einer großen Zahl von Lehren und Aussprüchen Schürers 
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einverstanden erklären, auch ist es bei einem Referate wohl nicht am Platze, 
viel Polemik zu treiben. Jedoch muß zugegeben werden, daß es sich um 
eine bedeutsame, lesenswerte Schrift handelt; einzelnen Abschnitten muß, 
man mag nun eine Richtung vertreten wie man will, vollkommen beigestimmt 
werden. 

Schürer bespricht zunächst die Urgeschichte des Menschen und baut 
hierauf Grundlagen zur Feststellung einer naturgemäßen Lebensweise auf. 
Weitere Abschnitte behandeln Kulturtorheiten uud ihre Vermeidung, Grund¬ 
züge einer naturgemäßen Lebensweise und notwendige Reformen. 

Bei den Kulturtorheiten und ihrer Vermeidung kann den Ansichten 
Schürers in den Kapiteln Alkohol, Tabak und Kaffee wohl fast bedingungs¬ 
los zugestimmt werden, auch die Vorschläge zur Bekämpfung des modernen 
Nachtlebens läßt recht Beherzigenswertes uns kennen lernen. 

Eine Reihe gut gelungener Abbildungen, vor allem die Gymnastik des 
Körpers erläuternd, schmücken das jedenfalls sehr interessante Werkchen. 

(Merkel-N ürnberg.) 


Körper und Geist. Auf Veranlassung des Zentralausschusses zur 
Förderung der Volks- und Jugendspiele in Deutschland. Heraus¬ 
gegeben von Karl Wöller, Städt. Turninspektor in Altona. Dr. med. 
F. A. Schmidt, Sanitätsrat, Professor in Bonn, Hofrat Prof. Dr. 
Raydt, Studiendirektor der Handelshochschule in Leipzig. 18. Jahr¬ 
gang, Nr. 11/12. Preis vierteljährlich 1,80 1 4t. 

„ErziehungzurWehrkraftistVolkserziehung!“ und „Erziehung 
zur Wehrkraft heißt, Menschen zur Gesundheit erziehen!“, das 
sind die Grundgedanken eines bedeutsamen Vortrages, den Herr General¬ 
major Neuber-Ostrowo im Juli dieses Jahres in Gleiwitz auf dem zehnten 
Kongreß des Zentralausschusses zur Förderung der Volks- und Jugendspiele 
in Deutschland gehalten hat. Dieser damals mit dem größten Beifall auf¬ 
genommene Vortrag ist jetzt in der Septembernummer von „Körper und 
Geist“, der Zeitschrift des obigen Zentralausschusses, als Leitaufsatz er¬ 
schienen (B. G. Teubner, Leipzig, 0,50 dt). Das Thema des Vortrages 
war „Die Bedeutung der Volks- und Jugendspiele für die Wehr¬ 
kraft des deutschen Volkes“. Allen mittelbar oder unmittelbar mit 
unserm Heere zusammenhängenden Männern wird der Vortrag von großem 
Interesse sein. Er geht von den Anforderungen eines modernen Krieges, 
der kurz und packend geschildert wird, aus und zeigt, was für die militärische 
und bürgerliche Erziehung notwendig ist. Der deutschen Schule wird der 
Vorwurf gemacht, daß sie „auffälligerweise kein freudiger Helfer bei der 
Erziehung zur Wehrkraft ist“ (obligatorischer Spielnachmittag). Trefflich 
ist ausgeführt, daß die Erziehung zur Wehrkraft nicht allein eines etwaigen 
Krieges wegen notwendig ist, sondern das sie dem Volke auch auf den Ge¬ 
bieten des friedlichen Wettbewerbes die besten Kräfte verleiht. Für die 
Erziehung zur Wehrkraft sind Volks- und Jugendspiele und vernünftiger, 
nicht übertriebener Sport, insbesondere auch das Wandern, von größter 
Bedeutung. — Außer diesem Leitvortrage enthält das Heft folgende Auf¬ 
ätze: Generalmajor z. D. von Gersdorff, „Der Volkskrieg und die Be- 
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dingungen seines Erfolges“, Prof. Raydt, „Volks-und Jugendspiele auf dem 
Lande“, Dr. Paul, „Die sportlichen Wettkämpfe der Londoner Territorial¬ 
truppen“, Oberlehrer Beese, „Das Turnspiel in der deutschen Kriegsmarine“, 
Dr. med. Jäger, „Die Einführung des Skilaufens in den Gebirgsschulen“, 
ferner Besprechungen über „Geländespiele“, Amerikanische Volksparke“ und 
anderes mehr. 


Jahresbericht über soziale Hygiene, Demographie und 
Medizinalstatistik sowie alle Zweige des sozialen 
Versicherungswesens. Achter Band: Bericht über das Jahr 
1908. Herausgegeben von A. Grotjahn (Dr. med.) und F. Kriegei 
(Dr. phil.). Jena, Gustav Fischer, 1909. 

Referent hatte bereits im Vorjahre an gleicher Stelle über diesen 
Jahresbericht zu berichten; damals konnte derselbe nach jeder Hinsicht aufs 
beste empfohlen werden. Der diesjährige Bericht steht auf gleicher Höhe. 
Die Einteilung des Stoffes, die Benennung der einzelnen Abschnitte und 
Unterabteilungen sowie die Mitarbeiter sind die nämlichen geblieben. Be¬ 
sonders gut zusammengestellt erscheint dem Referenten, wie durch Stich¬ 
proben nachweisbar, die Bibliographie. (Merkel-Nürnberg.) 


Militäruntauglichkeit und Großstadteinfluß. Hygienisch volks¬ 
wirtschaftliche Betrachtungen und Vorschläge von Dr. Moritz 
Alsberg, 1909. Leipzig und Berlin, B.G.Teubner, geheftet 1 jfC. 

Verfasser führt zunächst auf verschiedene statistische Arbeiten sich 
stützend, aus, daß die Diensttauglichkeit der heutigen Generationen gegen¬ 
über derjenigen aus der Zeit der großen Kriege eine erhebliche Herabsetzung 
erlitten hat. 

Es handelt sich hier um eine bei den Kulturvölkern weitverbreitete 
Erscheinung. Als hauptsächlichstes Moment kommt hierfür bei uns in 
Deutschland die zunehmende Industrialisierung unseres Landes in Frage; 
hierdurch ist bedingt, daß die Bevölkerung, die ehedem weiträumig über 
das Land verbreitet war, nun in verhältnismäßig beschränkten Lokalitäten — 
eben jenen Industriezentren, deren rapides Wachsen jedermann in Erstaunen 
versetzt — zusammengedrängt wird. Je weniger nun den einzelnen freie 
Natur, Erholung auf dem Lande, Spaziergänge usw. geboten wurden, desto 
mehr liegt die Gefahr der Ausbreitung des Alkoholismus und der Syphilis 
nahe. Man kann daher mit Sicherheit nachweisen, daß die Großstädte die 
eigentliche Veranlassung für Rassenverschlechterung und Herabsetzung der 
Militärtauglichkeit darstellen. 

Alsberg geht dann nooh näher auf die statistischen Tabellen Roses 
ein, der nachweist, daß die vollstädtischen Heerespflichtigen nur halb so viel 
taugliche Soldaten liefern als die landgeborenen Stadtbewohner. Stubenluft, 
Alkoholismus und kalkarme Nahrung sind nach den Untersuchungen Röses 
die Haupttotengräber der städtischen Bevölkerung. Auch Gruber-München 
hat dieselben Anschauungen wie Röse, welcher noch darauf aufmerksam 
macht, daß das eigentliche Mannesalter von 25 bis zu 60 Jahren in fast 
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allen Staaten sehr hohe Sterblichkeitsziffern für die Großstädte aufweist, und 
zwar erheblich höher als entsprechend auf dem Lande. 

Ein Wandel in all den geschilderten Verhältnissen, sowie eine Be¬ 
seitigung der in den großstädtischen Industriezentren herrschenden sanitären 
und sittlichen Mißstände ist nur möglich, wenn es gelingt, die weitere An¬ 
häufung jener Menschenmassen auf beschränktem Raume, ihrer Entfernung 
von der Natur und Verleitung zu einer die Gesundheit schädigenden und 
entsittlichenden Lebensweise eine Schranke zu ziehen. 

Das Verlangen des Landarbeiters nach eigenem Grundbesitz ist nun 
der Hauptpunkt, wo diejenigen Bestrebungen einzusetzen haben, die dahin 
gerichtet sind, dem Übel der Landflucht entgegenzuwirken, ferner die 
Dezentralisierung der Industrie, um das übermäßig rasche Wachstum der 
großstädtischen Zentren wenigstens einigermaßen zu verlangsamen. 

Sind mehr ländliche Arbeiter seßhaft gemacht, so wird die Heirats¬ 
gelegenheit auf dem Lande und damit die bereits im Sinken begriffene Ge¬ 
burtsziffer wieder steigen. Für das Deutsche Reich ist die Geburtenzunahme — 
insbesondere die Stärkung und Vermehrung der ländlichen Bevölkerung, 
die von jeher den Kern unserer nationalen Wehrkraft gebildet hat — geradezu 
eine Lebensfrage. 

Das Referat über das vorliegende Schriftchen zeigt, wie wichtige 
Fragen Alsberg berührt, die Behandlung des Stoffes ist eine sehr gute, 
überzeugende. (Merkel-N ürnberg.) 
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Neu erschienene Schriften über öffentliche 
Gesundheitspflege. 

(124. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

Arbeiten aus dem kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des kaiserl. Gesundheitsamtes.) 31. Bd. 1. Heft. (11, 320 S. m. Abbildgn., 
2 färb. Taf. u. 3 [2 färb.] Karten.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1909. 16,40 Jk 
— Bd. 32 f Heft 1 ist schon früher erschienen. — Dieselben, 32. Bd. 
2. (Schluß-)Heft. (IV u. S. 223—573 m. 7 Taf.) Lex.-8°. Ebenda, 1909. 17 Jk 
— Dieselben, 33. Bd. 1. Heft. (202 S. m. 6 [4 färb.] Taf.) Lex.-8°. Ebenda, 
1909. 10,40 M. — Die Abnehmer der Veröffentlichungen des kaiserl. Gesund¬ 
heitsamtes erhalten die Arbeiten zu einem um 20 Proz. ermäßigten Preise. 

Archiv für Schiffs- und Tropenhygiene unter besonderer Berücksichtigung der 
Pathologie und Therapie. 13. Bd. Jahrg. 1909. Mit besonderer Unterstützung 
des Instituts für Schiffs- und Tropenkrankheiten in Hamburg und der 
deutschen Kolonialgesellschaft herausgegeben von Dr. C. Mense. Beihefte. 
gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 

6. Beiheft. Verhandlungen der deutschen tropenmedizinischen Gesell¬ 
schaft. 2. Tagung am 6. u. 7. April 1909. Mit 10 Abbildgn. (203 S.) 1909. 
Sabskr.-Pr. 2,80 .Ä; Einzelpr. 3,50 Jt. 

7. Beiheft. Kuenen, Dir. Dr. W. A.: Die pathologische Anatomie der 
Amöbiasis verglichen mit anderen Formen von Dysenterie. (Aus dem patho¬ 
logischen Laboratorium der Deli Maatschappij, Medan-Tabak-Mpij u. Senembah 
Mpij zu Medan.) Mit 3 färb. u. 2 schwarzen Taf. (67 S.) 1909. Einzelpr. 
5,25 Jfe; Subskr.-Pr. bar 4,20 JL 

Comptes rendus du IVe Congres fran^ais de climatothörapie et d’hygiene urbaine, 
publ. par le Dr. F. Gallard, in-8°. Vigot freres. 15 frcs. 

Delöarde (Dr. A.) et Mlle M. Dreyfus. Hygiene individuelle (complements) et 
hygiene sociale, in-12, cart. F. Alcan. 2 frcs. 

Dienstanweisung für die Kreisärzte vom 1. September 1909, nebst Kreisarzt¬ 
gesetz vom 16. September 1899 und Geschäftsanweisung für die Gesundheits¬ 
kommissionen vom 13. März 1901. (66 S.) gr.-8°. Berlin, Fischers medizin. 
Buchh. (1909). 1 Jt. 

G&ltier-Boissiöre (Dr.). Hygiene nouvelle, in-8°. Libr. Larousse. 3 fr. 75. 

Government of India Publications. Sanitary Report, North West Frontier, 
1908. 5d. 

Johnson (C. W.). Health, Physical and Mental; or, Hygiene of Body and Mind. 
With Hints on Prevention and Cure of Disease through Cultivation of Natural 
Immunity. Cr. 8vo, pp. 133. Theosophical Pub. Co. net. 2/. 

Local Government Board. Report on the Appointment of the Medical Offfeer of 
Health, and on the Sanitary Circumstances and Administration of the Borough 
of Gravesend. New Series. No. 15. öd. 

Lyster (Robert A.). First Stage Hygiene. 7th imp. 5th ed. (Organised Science 
Series.) Cr. 8vo, pp. 272. Clive.. 2/. 
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Schilling, Abteilungsleiter Prof. Dr. Claus: Tropenhygiene. (VI, 571 S. m. 123 Ab¬ 
bildungen, 2 Karten, 6 färb. Taf. u. 2 Bl. Erklärungen). Lex. 8°. Leipzig, 
G. Thieme, 1909. 19 JL\ geb. in Leinw. 20 Jt. 

Sehrötter, Dr. Herrn, v.: Hygiene der Aeronautik. (62 S. m. Abbildungen.) 8®. 
Leipzig, Grethlein & Co. (1909). 1,20 Jt- 

Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege. 41. Bd. 3. Heft. Braun¬ 
schweig, Friedr. Vieweg & Sohn. 7 Ji. 

Wiedemann, Bez.-Arzt Dr. Frdr.: Nachschlagebuoh über das Medizinalwesen 
der inneren Staatsverwaltung des Königr. Bayern. Für Amtsärzte, prakt. 
Ärzte und Verwaltungsbehörden (VI, 204 S.) 8°. Würzburg, C. Kabitzsch, 
1910. Geb. in Leinw. 4,80^6. 

Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten. Register zum 1.—60. Bde. 
Bearb. v. Elisabeth Reichenbach (III, 160S.) gr.-8°. Leipzig, Veit <fc Cie., 
1909. 4*&. — Dieselbe, 63. Bd. 2. Heft. Ebenda. 8 Jt. 


2. Statistik und Jahresberichte. 

Government of India Publications. Sanitary Report. Central Provinces and 
Berar, 1907. 1/6. Sanitation, Dispensaries, and Jails in Rajputana. Report 
for 1907. 1/6. 

Jahresberichte der Gewerbe-Aufsichtsbeamten und Bergbehörden für das Jahr 
1908. Mit Tabellen, eine Übersicht über die Ge werbe-Auf sichtsbeamten, ihr 
Hilfspersonal und die Aufsichtsbezirke sowie ein Gesamtregister zu den Be¬ 
richten. Amtliche Ausg. 4 Bde. (XXXV, 721; XVI, 405; X, 315; 239, 143; 
VH, 278; 21, 41, 13, 43, 49, 48, 37, 44, 50, 19, 23, 15, 15, 29, 21, 23, 31, 47, 
42, 141 u. 584 S.) gr.-8°. Berlin, R. v. Decker, 1909. Geb. in Leinwand 
nn. 26 M>. 

Jahrbuch der Medizinal-Verwaltung in Elsaß - Lothringen. 21. Bd. über das J. 
1908. Im amtlichen Aufträge herausgegeben v. Landesmed. - R. Dr. Carl 
Pawolleck, unter Mitwirkung v. Reg.- u. Med.-R. Landesgesundheitsinsp. 
Dr. Alfons Holtzmann. (Jahrg. 1909.) (X, 363 S.) gr.-8°. Straßburg, 
F. Bull (1909). 12 J6. 

Jahresbericht, Medizinisch-statistischer, über die Stadt Stuttgart im Jahre 1908. 
36. Jahrg. Herausgegeben vom Stuttgarter ärztlichen Verein. Red. v. Prof. 
Dr. A. Gastpar. (33 S.) Lex. 8°. Stuttgart (C. Grüninger), 1909. 1 Jt. 
Local Government Board. Report on the General Sanitary Circumstances and 
Administration of the Borough of Blandford Forum. (New Series, No. 9). 3d. 
— Ditto. On Diphtheria in the Enfield Urban District and on Sanitary Ad¬ 
ministration by the Council. (New Series, No. 10.) 6d. 

Mitteilungen, Medizinal - statistische, aus dem kaiserl. Gesundheitsamte. (Bei¬ 
hefte zu den Veröffentlichungen des kaiserl. Gesundheitsamtes.) 13. Bd. 1. Heft. 
(151 u. 119 S. m. 1 Taf.) Lex. 8°. Berlin, J. Springer, 1909. 6jH. — Die 
Abnehmer der Veröffentlichungen des kaiserl. Gesundheitsamtes erhalten die 
Mitteilungen zu einem um 20 Proz. ermäßigten Preise. 

Publications of the London County Council. Statistics. London Statistics. 
Vol. 19, 1908—1909. With Maps and Diagrams. Cloth bound 5/. 


3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Mitteilungen aus der königl. Prüfungsanstalt f. Wasserversorgung u. Abwässer¬ 
beseitigung zu Berlin. Herausgegeben von Prof. Drs. Wirkl. Geh. Ob.-Med.- u. 
vortr. Rat Anstaltsleit. A. Schmidtmann u. Geh. Med.-R. Anstaltsvorst. 
Carl Günther. 7. Heft. 2. Aufl. (UI, 184S. m. 37 Abbildgn. u. 2 Tab.) 
gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1909. 6 Jh. 
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Neugestaltung, Die, der Wasserversorgung der Stadt Stuttgart. Im Auftrag 
der bürgerl. Kollegien verf. vom Bauamt der städt. Wasserwerke. Stuttgart, 
im April 1909. (120 S. m. 1 Taf. u. 1 färb. Karte.) 31 X 22 cm. Stuttgart 
(K. Wittwer) (1909). Geb. in Leinw. 3 JUL. 

S ammlun g Göschen. (Unser heut. Wissen in kurzen, klaren, allgemeinverständ* 
liehen Einzeldarstellungen.) kl.-8*. Leipzig, G. J. Göschen. Geb. in Leinw. 
jedes Bändchen. 0,80 Jk. — 473. Haselhoff, Versuchsstat.-Vorst. Prof. Dr. 
Emil: Wasser und Abwässer. Ihre Zusammensetzung, Beurteilung und Unter* 
Buchung. (146 S.) 1909. 


4. Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 


Baths. Public Baths and Washhouses. Statistics of Establishments, Accommo- 
dation and Charges, Bathers and Washers, <fec., 1907—1908. 4d. 

Balte, Reg.-Präs. Dr. Constanz: Preußisches Baupolizeirecht. Unter besonderer 
Berücksichtigung des Baupolizeirechts für den Landespolizeibezirk Berlin für 
den praktischen Gebrauch dargestellt. 4. verm. u. verb. Aufl. unter Mitarbeit 
von Ob.-Verwaltgsger.-R. Kuno Graf v. Westarp. (XXIV, 677 S.) gr.-8°. 
Berlin, C. Heymann, 1910. 15 Ji ; geb. 16 Jk. 

Bericht über den vom 10. bis 12. Juni 1909 in Frankfurt a. M. abgehaltenen 
Kongreß für Heizung und Lüftung. (VII. Versammlung von Heizungs- und 
Lüftungsfachmännern). Vom geschäftsführenden Ausschuß herausgegeben. 
(188 S. m. 9 Abbildungen u. 2 Tafeln), gr.-8°. München, R. Oldenbourg, 
1909. 3 M. 

Drigalski, Stadtarzt Prof. Dr. v.: Aufgaben der Kommanalhygiene. Vortrag. 
[Aus: „Gesundheit“.] (26 S.) 8°. Leipzig, F. Leineweber, 1909. 0,70 «A. 

Gebhardt, Baugewerksch.-Ob.-Lehr. Archit. M.: Die Bauordnung für Magdeburg 
nebst verwandten Gesetzen, Ortsstatuten und Polizeiverordnungen. Ein Leit¬ 
faden für den Unterricht an der Baugewerkschule und für die Praxis. (102 S.) 
gr.-8°. Magdeburg, K. Peters, 1909. Kart. 1,50 Jl. 

Günther, Archit. Stadtbaumstr. Aug.: Entwürfe für kleine Wohn- u. Geschäfts¬ 
häuser in Farbendr. Ein Taschen - Album zur Vereinfachung der Projekt- 
Vorlage bei Bauinteressenten. Entworfen und gezeichnet. 50 Blätter mit 
150 Grundrissen. (100 Taf.) 8°. Wien, A. Schroll <fe Co. (1909). In Mappe 
lOJfc. 

Holtmeyer, Landbauinsp. A. : Entwürfe zu Kleinwohnungen. 2 Mappen. 40x28 cm. 
Wiesbaden, C. W. Kreidel, 1909. 8 Ji. — I. Einfamilienhäuser. (20 Taf. m. 
4S. Text.) 4,80 Jh. — II. Zwei- und Vierfamilienhäuser. (16 Taf. m. 4 S. 
Text.) 3,20 

R&ynes (F. W.) Domestic Sanitary Engineering and Plumbing. 8vo, pp. 488. 
Longmans. net. 10/6. 

Shaw (A. Herring) Domestic Sanitation and Plumbing. Part I. Materials and 
their Uses, &c. 8vo, pp. 334. Gurney & Jackson, net. 6/6. 

T&cchi, Archit. Arth.: Modernes Kleinbauten-Album. Herausgegeben unter Mit¬ 
wirkung vieler Architekten. I. Serie. Eine Sammlung mustergültiger Ent* 
würfe in allen Stilarten, enthaltend: moderne kleine Geschäfts- und Wohn¬ 
häuser mit ein und mehreren Wohnungen, mit und ohne Geschäftslokalen, 
Gasthöfe, Restaurants, Apotheken usw. ganz eingebaut und Eckhäuser in 
Fagaden und Schnitten 1:50 und 1:100, Grundrissen 1:200 und muster¬ 
gültigen Fagadendetails 1:10 und 1:20. 5 Hefte. (40 Taf.) 52x37 cm. 
Passau, BaugewerbL Versandbuchh. (1909). (Nur direkt.) Je 5 Jt. — Das¬ 
selbe. II. Serie. Eine Sammlung mustergültiger Entwürfe in allen Stilarten, 
enthaltend: moderne kleine Villen und Familienhäuser ganz freistehend und 
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auf einer Seite angebaut in Fagaden und Schnitten 1:50 und 1:100, Grund¬ 
rissen 1: 200. 5 Hefte. (39 Taf.) 52 X 37 cm. Ebenda (1909). Je 5 Jt. 
Tilly, Prov.-Ingen. H.: Die Zentralheizungsanlagen. Ein praktisches Handbuch, 
für angehende Heizungsingenieure bearbeitet. Mit 42 Textfig., 9 Tab., 
4 Grundrissen u. 1 Kurvenplan. (VI, 152 S.) gr.-8°. Stuttgart, F. Grub, 1909. 
6 JL ; geb. in Leinw. 7 jH. 

Tolkmittf, Baur. G.: Bauaufsicht und Bauführung. Handbuch für den pr&kt. 
Baudienst. 4. umgearb. u. erweit. Aufl. Red. v. Baur. M. Guth. 8°. Berlin, 
W. Ernst & Sohn. — II. Teil. Einleitung, Ausführung und Unterhaltung von 
Hochbauten. Einleitung von Hochbauten. Bearb. v. Reg.-Baumstr. E. Zastrau. 
Ausführung von Neubauten des Hochbaus. Geschäftliches — Rohbau — 
Ausbau — Heizung und Lüftung — Licht-, Wasser- und Kraftanlagen — 
Einrichtung — Außenanlagen — Übergabe und Abrechnung fertiger Bauten. 
Bearb. v. Landbauinsp. U. Brüstlein, Reg.-Baumstr. E. Zastrau, Priv.-Doz. 
Dr. A. Marx. Unterhaltung von Hochbauten. Bearb. v. Reg.-Baumstm. 
E. Zastrau u. Dipl.-Ing. E. No her. Mit 125 Textabbildgn. (XIX, 346 S.) 
1909. Geb. in Leinw. 5 Jt. — Der III. Teil ist schon früher erschienen. 


5. Schulhygiene. 

Aus Natur und Geisteswelt. Sammlung wissenschaftlich gemeinverständlicher 
Darstellungen. 8°. Leipzig, B. G. Teubner. Jedes Bändchen 1 Jh\ geb. in 
Leinw. 1,25 Mt» — 96. Burgerstein, Leo: Schulhygiene. 2. Aufl. Mit 
33 Fig. im Text. (IV, 136 S.) 1909. 

Archiv, Internationales, f. Schulhygiene. Archives internationales d’hygtäne 
scolaire. International magazine of school hygiene. Archivio internaziouale 
d’igiene scolastica. Eine Vierteljahrszeitschrift. Publiees par Dr. Alb. 
Mathieu, ed. by Dr. Sir Lauder Brunton, herausgegeben von Profif. Drs. 
Axel Johannessen u. Herrn. Griesbach. 6. Bd. 4 Hefte. (1. Heft. XU, 
151 S.) gr.-8°. München, Verlag der ärztl. Rundschau. Bar 24 Jt. 

M6ry, (Dr. H.) et Drs. E. de Pradel, L. Butte, Ch. Dufestel, A. Mathieu, 
J. Ch. Roux. Conferences du Laboratoire d’hygiene scolaire, 1909, in-8°. 
Libr. Armand Colin. 3 frcs. 

Schmidt, Prof. Dr. F. A.: Die körperliche Erziehung an der Hilfsschule. Vor¬ 
trag. [Aus: „Die Hilfsschule“.] (20 S.) gr.-8°. Halle, C. Marhold, 1909. 0,50 Jk. 

Sammlung Göschen. (Unser heut. Wissen in kurzen, klaren, allgemeinverständl. 
Einzeldarstellungen). kl.-8°. Leipzig, G. J. Göschen. Geb. in Leinw., jedes 
Bändchen 0,80 Jfe. — 443. Vetterlein, Prof. Dr.-Ing. Ernst: Die Baukunst 
des Schulhauses. I. Das Schulhaus. Mit 38 Abbildgn. (73 S.) 1909. — 
444. Dasselbe. II. Die Schulräume. — Die Nebenanlagen. Mit 31 Abbildgn. 
(81 S.). 1909. 

Verhandlungen der 10. Jahresversammlung des deutschen Vereins f. Schul- 
gesundheitBpflege am 1. u. 2. Juni 1909 in Dessau. [Aus: „Gesunde Jugend“.] 
(168 S.) gr.-8°. Leipzig, B. G. Teubner, 1909. 4 jfa. 

6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Burdett (Sir Henry) How to Become a Nurse. New and revised ed. Cr. 8vo, 
pp. 470. Scientific Press bds. net. 2/. 

Granier, Geh. Med.-R. Kreisarzt weil. Dr. Ra im.: Lehrbuch für Heilgehilfen 
und Massöre, Krankenpfleger und Bademeister. Im amtlichen Aufträge verf. 
6. Aufl., durchgesehen von Oberstabsarzt a. D. Kreisarzt Dr. E. Hüttig. 
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(XD, 226S. m. 80 Abbildgn.) gr.-8*. Nebst: Die Behandlung Verunglückter 
bis zur Ankunft des Arztes. Im amtlichen Aufträge neu bearbeitet von Geh. 
Ob.-Med.-R. vortr. Rat Dr. Pi stör. (2 S. m. 12 Abbildgn.) 54,5 x37 cm. 
Berlin, R. Schoetz, 1909. Geb. in Leinw. 6 jlt. 

Helferich, Gen.-Arzt z. D. Dr. Wilh.: Geschichtliche Entwicklung der Fürsorge 
für im Felde verwundete und erkrankte Krieger mit besonderer Berück¬ 
sichtigung der freiwilligen Hilfstätigkeit und der Organisation der freiwilligen 
Krankenpflege von heute. 2 Vorträge. (36 S.) gr.-8°. Heidelberg, J. Hör- 
ning, 1909. Bar 0,80 JL. 

How to Become a Nurse. The Nursing Profession, How and Where to Train. 
Edit. by Sir Henry Burdett. New and revised edit. 12mo, pp. 463. Scientific 
Press, net. 2/. 

Italien und seine Krankenhäuser. I. Mailand—Milano. Zusammengestellt von 
Ahasvera. (20S. m. 11 Taf.) kl.-8*. Leipzig, Verlag für Literatur, Kunst 
und Musik (1909). 1,60 Jk. 

Jubilee Congress of District Nursing held at Liverpool, May 12 to 14, 1909. 
Report and Proceedings of. Cr. 8vo, pp. xxiii—365. Marples (Liverpool). 2/6. 

Krankenhaus, Das allgemeine, der Haupt- und Residenzstadt Karlsruhe. Erbaut 
in den Jahren 1903—1907 nach dem Entwurf und unter der Leitung des 
Stadtbaurats Wilhelm Strieder. Mit 121 in den Text eingedruckten Auto¬ 
typien und 29 angeh. Taf. (XI, 139 S.) 32x24,5cm. Karlsruhe, C. F. 
Müller, 1909. Geb. in Leinw. bar 15,80 Jt. 

Kinn, Rekt. M.: Praktisches Lehrbüchlein der Gesundheitspflege und der Familien- 
Krankenpflege. Für Haushaltungsschulen, Kochkurse, Familien-Krankenpflege- 
kurse sowie für den Privatgebrauch von Frauen und Jungfrauen, mit Beirat 
erfahrener Ärzte. 3. Aufl. (VIII, 101 S.) kl.-8°. Münster, H. Schöningh 
(1909). Geb. 0,90 „ft. 

Macdonald (D. M.) Sick Nursing Examination Questions. A Catechism on Home 
Nursing and Hygiene. 12mo, sd., pp. 34. J. Wright (Bristol) net. 6d. 

Nightingale (Florence) Notes on Nursing. New ed. Cr. 8vo, pp. 112. Harrison 
& Sons. net. 1/6. 

Stewart (Isla) and Cuff (Herbert E.) Practical Nursing. Revised. 5th Impressen. 
Cr. 8vo, pp. 444. Blackwood. net. 5/. 

Werbe, Dr. G.: Die erste Hilfe bei plötzlichen Unglücksfällen einschließlich der 
Verbandlehre. Kurzer Leitfaden für Samariterkurse mit ICH) Abbildgn. (IV, 
92 S.) 8°. Hamburg, P. Bendschneider, 1909. Kart. 1,60 „ft. 

7. Militär- und Schiffshygiene. 

Bibliothek v. Coler- v. Schjerning. 8°. Berlin, A. Hirschwald. — XXVIU. Bd. 
Schjerning, Otto v.: Sanitätsstatistische Betrachtungen über Volk und Heer. 
Nach einem Vortrage. Mit 37 Taf. im Text u. 6 Karten. (IV, 116 S.) 1910. 
Geb. in Leinw. 3 «ft. 

Boemer, Stabsarzt Dr. E.: Der Einfluß der modernen Kriegsfeuerwaflen auf den 
Sanitätsdienst bei der Feldarmee unter Berücksichtigung der Erfahrungen im 
russisch-japanischen Krieg. (62 S.) 8°. Leipzig, G. Thieme, 1909. 1,60 „ft. 

Boris (M.). Installation de Ventilation ä bord des navires, Etablissements des 
projets et calculs correspondants, in-4°. H. Dunod et E. Pinat. 3 fr. 

Sanitätsdienst und Gesundheitspflege im deutschen Heere. Ein Lehr- und 
Handbuch für Militärärzte des Friedens- und des Beurlaubtenstandea. Heraus¬ 
gegeben von Gen.-Arzten Drs. Insp. A. Villaret u. Abtlgschef F. Paalzow. 
Mit 10 Abbildgn. (XXIV, 1032 S.) Lex.-8°. Stuttgart, F. Enke, 1909. 26A; 
geb. in Halbfrz. n. 28 „ft. — Dasselbe, 2.—5. Lfg. Je 4„ft. 

Vorschriften für Sanitätszüge des k. u. k. Heeres. Nr. 23. (VI, 197 S. mit 
9 Beilagen). 8°. Wien, Hof- u. Staatsdruckerei, 1909. 
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8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Bandelier, Oberarzt Dr.: Die Verhütung und Bekämpfung der Tuberkulose als 
Volkskrankheit. (44 S.) 8®. Würzburg, C. Kabitzscb, 1909. 0,30 Jt (Partie¬ 
preise.) 

Blumenfeld, Dr. Fel.: Spezielle Diätetik und Hygiene des Lungen- und Kehl¬ 
kopf-Schwindsüchtigen. 2. verm. u. verb. Aufl. (VIII, 108 S. m. 2 Tab.) 
gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1909. 2,80 Jt. 

Hilgerxnann, Kreisarzt Med.-Üntersuchgsamts-Vorst. Dr. Rob.: Formaldehyddes¬ 
infektion von Eisenbahnabteilen und Droschken nach dem Autan-B-, Auto- 
form- und Formalin - Kaliumpermanganatverfahren. [Aus: „Klin. Jahrb.“] 
(24 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1909. 0,80 Jt. 

Julliand (Eugene). Lutte contre la tuberculose ä Lyon, in-8°. A. Rey, ä Lyon. 
1,75 frcs. 

Kirstein, Kreisarzt Med.- Untersuchgsamts -Vorst. Dr. Fritz: Die Durchführung 
der Desinfektion bei Tuberkulose mit besonderer Berücksichtigung der 
Wohnungsdesinfektion. [Aus: „Klin. Jahrb. u ] (42 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 
1909. 1,50 Jt. 

Mülllens, MarinestabBarzt Prof. Dr. P.: Bericht über die Malariabekämpfung in 
Wilhelmshaven und Umgegend in der Zeit vom 1. April 1908 bis 31. März 
1909. (Aus der kaiserl. bakteriolog. Untersuchungsstation zu Wilhelmshaven.) 
[Aus: „Klin. Jahrb.“] (16 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1909. 0,60 Jt. — 

Derselbe, Bericht über die Malariaepidemie des Jahres 1907 in Bant, 
Heppens, Neuende und Wilhelmshaven sowie in der weiteren Umgegend. 
(Aus der kaiserl. bakteriolog. Untersuchungsstation zu Wilhelmshaven.) [Aus: 
„Klin. Jahrb.“] (40 S. m. 2 Abbildgn.) gr.-8°. Ebenda, 1909. 1,50 Jt. 

Sicheret (A. et G.): Hygiene et tuberculose. Etüde sociologique ä Pusage des 
instituteurs et institutrices, des medecins, des architectes, etc., in-16. Molouan. 
2,50 frcs. 

9. Hygiene des Kindes. 

Bekämpfung, Die, der Säuglingssterblichkeit in Halle a. S. 1908/09. 1. Bericht 
der Vereinigung zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit und Verbreitung 
der Milch als Volksnahrungsmittel zu Halle a. S., von Stadtarzt Prof. Dr. 
v. Drigalski. (37 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer (1909). 0,50 Jt. 

Bericht, Stenographischer, über die Verhandlungen des I. deutschen Kongresses 
für Säuglingsschutz und der Mitgliederversammlung der deutschen Vereini¬ 
gung für Säugling88chutz am 19. Juni 1909 in Dresden. (143 S.) Lex.-8°. 
Berlin, G. Stilke, 1909. Bar 2 Jt. 

Bibliothek für soziale Medizin, Hygiene und Medizinalstatistik und die Grenz¬ 
gebiete von Volkswirtschaft, Medizin und Technik. Herausgegeben von Dr. 
Rud. Lennhoff. gr.-8°. Berlin, Allgemeine medizinische Verlagsanstalt. — 
Nr. 2. Neumann, Prof. Dr. H.: öffentliche Säuglings- und Kinderfürsorge. 
(40 S.) 1909. 0,80 Jt. 

Birk, Dr. W.: Alte und neue Bestrebungen zur Bekämpfung der Säuglingssterb¬ 
lichkeit. [Aus: „Reichs-Medizinal-Anzeiger“.] (7 S.) 6°. Leipzig, B. Konegen, 
1909. Bar 1 Jt. 

Blätter für Säuglingsfürsorge. Herausgegeben von der Zentrale für Säuglings¬ 
fürsorge in Bayern (e. V.). Schriftleitung: Dr. Eug. Doernberger. 1. Jahrg. 
Oktbr. 1909 bis Septbr. 1910. 6 Hefte. (1. Heft, 32 S.) gr.-8°. München, 
E. Reinhardt. Bar 3 Jt; einzelne Hefte 0,60 Jt. 

Jahrbuch der deutschen Jugendfürsorge in Böhmen. 2. Jahrg. 1909. Heraus¬ 
gegeben von der Zentralstelle für deutsche Waisenpflege und Jugendfürsorge 
in Böhmen. Bearbeitet von Hugo Heller. (IX, 489 u. 56 S. mit Abbildgn. 
u. 1 Bildnis.) gr.-8°. Prag, J. G. Calve. 1909. 5 Jt; geb. 6 Jt. 
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Jahrbuch der Krüppelfürsorge. Zugleich Rechenschaftsbericht über das Krüppel- 
beim „Alten - Eichen“ zu Stellingen bei Altona. Herausgegeben von Past. 
Diakonissenanst.-Dir. D. Thdr. Schäfer. 10. Jahrg. 1908. Mit 29 Bildern 
und 2 Planen. (131 S.) Lex.-8°. Hamburg, Agentur des Rauhen Hauses, 1909. 
Bar 4A 

Loewe, Herrn.: Das wichtigste Jahr. 10 Kapitel über Säuglingspflege. (68 S.) 

gr.-8°. Leipzig, 0. Borggold (1909). 1,20 *46. 

Schriften der Zentralstelle für Yolkswohlfahrt. 3. Heft der neuen Folge der 
Schriften der Zentralstelle für Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen, gr.-8®. 
Berlin, C. Heymann. — 3. Fürsorge für die schulentlassene männliche Jugend, 
namentlich im Anschluß an die Fortbildungsschule. Vorbericht und Ver¬ 
handlungen der 3. Konferenz der Zentralstelle für Volkswohlfahrt am 24., 
25. und 26. Mai 1909 in Darmstadt. (VIII, 307 S.) 1909. 6 JL\ geb. 7 Ji. 
Stratz, Dr. C. H.: Der Körper des Kindes und seine Pflege. Für Eltern, Er¬ 
zieher, Ärzte und Künstler. 3. Aufl. (XVIII, 386 S. m. 312 Abbildgn. u. 
4 Taf.) Lex.-8°. Stuttgart, F. Enke, 1909. 16 .46; geb. in Leinw. n. 17,40.46 
Tugendreich, leit. Arzt Dr. Gust.: Die Mutter- und Säuglingsfürsorge. Kurz- 
gefaßtes Handbuch. Mit Beiträgen v. Drs. Vormundschaftsricht. Amtsger.-R. 
J. F. Landsberg u. W. Weinberg. II. Hälfte. 1. TI. (S. 129—276.) 
Lex.-8°. Stuttgart, F. Enke, 1909. 3,60.46. 

Verhandlungen des 1. deutschen Jugendgerichtstages, 15. bis 17. März 1909. 
Herausgegeben von der deutschen Zentrale für Jugendfürsorge. (IV, 155 S.) 
gr.-8°. Leipzig, B. G. Teubner, 1*90;). 2,80*46. 

Veröffentlichungen des Vereins für Säuglingsfürsorge im Reg.-Bez. Düsseldorf. 
Herausgegeben von Drs. Prof. A. Schloßmann u. Marie Baum. gr.-8°. 
Berlin, C. Heymann. — 3. Heft. Kremers, Landricht., u. Prof. Dr. Schloß¬ 
mann: Die Milch in Gesetz und Rechtsprechung. (VIII, 39 S.) 1909. 1 Ji 
(Partiepreise.) — 4. Heft. Wohnungsfrage und Säuglingsfürsorge. Konferenz¬ 
bericht. Reichst.-Abg. D. Frdr. Naumann, Drs. Dir. Prof. W. Prausnitz, 
Magistr.-Synd. Luppe Referenten. (III, 72 S.) 1909. 1,40.46. 

Volzer, Kranken- u. Kinderpflegerin Friederike: Kinderpflege u. -Ernährung. 
Ein Leitfaden für junge Mütter und Pflegerinnen. (Umschlag: 2. verb. Aufl.) 
(64 S.) kl.-8*. Stuttgart, J. F. Steinkopf, 1909. 0,50.46. 

Ziegelroth, Dr.: Hygiene der Mutterschaft. [Aus: „Hdb. d. physikal.-diätet. 
Therapie“.] (S. 711—730.] gr.-8°. Frankfurt a. 0., M. Richter (1909). Bar 
0,75 A. 

10. Variola und Vaccination. 

Deiohert, Dr. H.: Die Einführung der Schutzpockenimpfung im Hannoverschen. 
[Aus: „Hannov. Gesohichtsbl.“] (S. 353 —381.) 8°. Hannover, E. Geibel, 
1909. 1 .46. 

Government of India Publications. Vaccination Report, North-West Frontier 
Province, 1908/09. 6d. — Report, Punjab, 1908/09. 7 d. 

Vaccination Report, Central Provinces, 1905/06 .to 1907/08. (Government of 
India Publications). 1/6. 


11. Geschlechtskrankheiten. 

Flugschriften der deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten. gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. — 8. Heft. Heidenhain, San.-R. 
I)r. A.: Sexuelle Belehrung der aus der Volksschule entlassenen Mädchen. 
Vortrag, für die Ostern und Herbst jeden Jahres zu Steglitz zur Entlassung 
kommenden Volksschülerinnen. Mit 1 Taf. 2., verm. Aufl. (16 S.) 1909. 
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12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Schriften der österreichischen Gesellschaft für Arbeiterschutz, gr. -8°. Wien, 
F. Deuticke. — 13. Heft. Lemberger, Hedw.: Der Zehnstunden tag in den 
fabrikmäßigen Betrieben der Textil- und Bekleidungsindustrie Österreichs. 
Bericht, erstattet der internationalen Vereinigung für gesetzlichen Arbeiter- 
schutz. (71S.) 1909. 3J6. 

13. Nahrungsmittel. 

Berlin, Krankenh.-Oberinsp. L.: Aus Küche und Magazin. [Aus: „Zeitschr. f. 

Krankenanst.“] (18 S.) 31 X 23,5 cm. Leipzig, F. Leineweber, 1909. 1 A- 
Favre (Joseph): Dictionnaire universel de cuisine pratique, encyclopädie ill., 
d’hygiene alimentaire, 2© edit. rev. et augm., 4 vol. in-8°. Chez l’auteur, 11, 
rue Guenegaud. br., 60frcs.; rel., 70frcs. 

Hermann, Stadtarzt Dr. Glieb.: Ein Beitrag zur Ernähnmgsfrage. (68 S.) 
gr.-8 Ä . Riga, E. Bruhns (1909). 1,20 A- 

König, Geh. Reg.-R. Prof. Versuchsstat.-Vorst. Dr. J.: Chemie der menschlichen 
Nahrungs- und Genußmittel. III. Bd. Untersuchung von Nahrungs-, Genuß¬ 
mitteln und Gebrauchsgegenständen. 4., vollständig umgearbeitete Auf¬ 
lage. In Gemeinschaft mit Dr. A. Börner, Prof. Fr. Goppelsroeder, 
Dr. J. Hasenbäumeru. a. bearb. 1.T1. Allgemeine Untersuchungsverfahren. 
(XIV, 772 S. m. 405 Abbildgn.) gr.-8°. Berlin, J. Springer, 1910. Geb. in 
Halbldr. 26 A. 

Labbö (M.): Regimes alimentaires, in-8°. J.-B. Bailiiere et fils. cart., 12frcs. 
Local Government Board. Reports on the Application of Formaldehyde to Meat. 
Food Reports, No. 9. 2d. — Report on the Use of Preservatives in Cream. 
Food Reports, No. 10. 3d. 

Nahrungsmittel buch, Deutsches. Herausgeg. vom Bunde deutscher Nahrungs¬ 
mittel-Fabrikanten und -Händler E. V. 2. vielfach geänderte u. verm. Aufl. 
(VII, 408 S.) gr.-8°. Heidelberg, C. Winter Verl., 1909. 10,40 A; geb. in 
Leinw. n. 11,50 A> 

Pag&s (G.): Les falsifications des denrees alimentaires et la loi du 1«' aoüt 1905, 
in-8°. H. Dunod et E. Pinat. 7,50 frcs. 

Pariser, Dr. Kurt: Diät und Küche in diätetischen Sanatorien. (79 S.) 8*. 

Berlin, Allgemeine medizin. Verlagsanstalt, 1910. 2 A\ geb. 2,50 A* 
R&udnitz, Prof. Dr. R. W.: Die Arbeiten aus dem Gebiete der Milchwissenschaft 
und Molkereipraxis im Jahre 1908, II. Semester, und im Jahre 1909, I. Semester. 
Sammelreferat. 12. Heft. [Aus: Monatsschr. f. Kinderheilkde.“] (64 S.) 
gr.-8°. Wien, F. Deutike, 1909. 1,50 A. 

14. AlkoholismuB. 

Abstinenten tag, der VI. deutsche, zu Frankfurt a. M. 1. bis 5. Oktober 1908. 
Übersichts-Bericht und Vorträge. Herausgegeben vom allgemeinen deutschen 
Zentralverband zur Bekämpfung des Alkoholismus, e. V. (Vü, 143 S.) gr.-8*. 
Hamburg, Deutschlands Großloge II, 1909. 2 A- 
Alkoholismus, Der. Seine Wirkungen und seine Bekämpfung. Herausgegeben 
vom Zentralverband zur Bekämpfung des Alkoholismus, Berlin. 6. TI. Neue 
Folge. (VI, 123 S.) 8°. Berlin, Deutscher Verlag für Volkswohlfahrt, 1909. 
1,50 A ; geb. 1,80 A. 

Burckhardt, 2. Geschäftsführer Rud.: Organisierte Fürsorge für Trinker und 
ihre Familien. Ratschläge für die Arbeit in den Trinkerfürsorgestellen. 
(32 S.) 8°v Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1909. 0,40 A- 
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Mitteilungen der schweizerischen Studentenliga — Verein abstinenter Studenten 
und des kath. akad. Abstinentenverbandes Deutschland - Österreich - Schweiz- 
Zeitschrift zur Förderung der student. Abstinenzbestrebungen. Red.: J. Müller, 
Jos. Grunewald. 2. Jahrg. Oktober 1909 bis September 1910. 12 Hefte. 

(1. Heft, 32 S.) 8°. Freiburg (Schweiz). München, J. J. Lentner. 1,60 JL. 

Naumann, Dr. Ernst: Kultur und Alkohol. Ein Vortrag. 1. bis 3. Taus. (19S.) 
8°. Basel, Schriftstelle des Alkoholgegnerbundes (1909). Bar 0,10 

Poniokau, Prof. Dr.: Ein Zyklus von Alkoholbelehrungen in einer Gymnasial- 
Untersekunda im Anschluß an die v. Gruber-Kraepelinschen Wand¬ 
tafeln zur Alkoholfrage. [Aus: „Lehrproben und Lehrgänge".] Herausgegeben 
vom deutschen Verein gegen den Mißbrauch geistiger Getränke. (20 S.) 
gr.-8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1909. 0,30 jH. 

Poeadowsky-W ebner, Staatsminister a. D. Dr. Graf v., Ezz.: Ansprache auf 
der 26. Jahresversammlung des deutschen Vereins gegen den Mißbrauch 
geistiger Getränke (E. V.) in Nürnberg am 15. September 1909. [Aus: „Be¬ 
richt über die 26. Jahresversammlung.“] (4 S.) gr.-8°. Berlin, Maßigkeits- 
Verlag (1909). 100 Stück bar nn. 1,20 Jt. 

Protokoll der III. ordentlichen Generalversammlung des deutschen Arbeiter- 
Abstinentenbundes, nebst Bericht an die Delegierten. Stattgefunden in 
Hannover-Linden (Lindenhof) Pfingsten 1909. (88S.) 8°. Berlin, Deutscher 
Arbeiter-Abstinentenbund (1909). 0,70 M. — Das Protokoll über die 1. General¬ 
versammlung ist vergriffen. 

15. Verschiedenes. 

Berger, Kreisarzt Dr. H.: Die sozial-hygienischen Forderungen der Zeit (Wohl¬ 
fahrtsämter). (25 S.) 8°. Berlin, A. Hirschwald, 1910. 0,60 jH. 

Esohle, Emilie: Die Mitarbeit der Hausfrau an den Aufgaben der Volks-Gesund¬ 
heitspflege. 2., vollständig umgearbeitete und vermehrte Aufl. m. 5 Illustr. 
im Text. (58 S.) gr.-8°. München, Verlag der ärztlichen Rundschau, 1909. 
0,90 A. 

Fergtuson (R. Bruce): Aids to the Mathematics of Hygiene. 4th ed. (Students 
Aids Series.) 12mo. Bailiiere, net. 2/6; sd. 2/. 

Gesundheit»-Kalender. Jahrgang 1910. Red. von Dr. Körner. Mit Bei¬ 
tragen von Proff. Drs. Gen.-Sekr. Nietner und Instit.-Vorst. Lehmann. 
Ausgabe J für die Feuerwehr. (VIII, 104 S. mit Abhildgn. u. 4 färb. Taf.) 
gr.-8°. Würzburg, Etlinger. 0,50 — Derselbe. Ausgabe K für Turner, 

Turnfreunde, Spiel- und Sports-Vereine. (104 u. 8S. m. Abbildgn. u. 4 färb. 
Taf.) gr.-8°. Ebenda. 0,50 Jt. — Derselbe. Ausgabe L für die Mitglieder 
der landwirtschaftlichen Vereine und für Landwirte. (104 u. 4 S. m. Abbildgn. 
u. 4 färb. Taf.) gr.-8°. Ebenda. 0,50 Jl. 

Grill, Bez.-Amtm. Lor. Aug.: Leichen- und Begräbnispolizei in Bayern nebst 
Dienstanweisung für die Leichenschauer, mit Formularen und bezugsgesetz¬ 
lichen Bestimmungen herausgegeben. 2. umgearbeitete Aufl. (VIII, 67 S.) 
kl.-8*. München, J. Schweitzer Verl., 1909. Kart. 1,20 Jh. 

Kronfeld, Ob.-Arzt Red. Dr. A.: Gesundheitspflege für Männer und Frauen jen¬ 
seits des 40. Lebensjahres. Mit einem Vorwort von Prof. Dr. Herrn. Schle¬ 
singer. (VIII, 94 8. m. 20 Abbildgn. u. 1 Taf.) 8°. Stuttgart, Strecker 
<fe Schröder (1909). ljt ; geb. 1,40 

Michaelis, Ad. Alf.: Lebensdauer, Alter und Alterskrankheiten. Erwerbung von 
Langlebigkeit, körperlicher und geistiger Frische bis in das hohe Alter. 
(Physiologische, pathologische und makrobiologische Aufzeichnungen). (177 S.) 
8°. Rostock, Eichemeyer & Fett (1909). 3 Jk. 

Miöville, Dr. E.: Normen und Desiderien für Winterkurorte. (Wintersport.) 
Herausgegeben vom Verband schweizerischer Winterkurorte. (23 S.) 8°. 

Zürich, Rascher & Co., 1909. 0,80 
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Nie den, Dir. Dr. J.: Gesundheitsregeln für Haus und Schule. (9S.) 8°. Straß* 
bürg, Straßburger Druckerei und Verlagsanstalt (1909). 0,20 
Pappe, Sophie: Der kleine See- und Tropen-Arzt. Kleine Anleitung zur Be¬ 
kämpfung der Seekrankheit und der verbreitetsten Tropenkrankheiten. Naob 
eigenen und bewährten fremden Erfahrungen bearbeitet. (32 8.) kl. - 8°. 
Regensburg, J. Habbel (1909). 0,80 Ji. 

Buff, J.: Illustriertes Gesundheitslexikon. 7. Auf!. 21. u. 22. Liefg. Straßburg, 
Straßburger Druckerei und Verlagsanstalt. Je 0,40 Jk. — Derselbe: Das¬ 
selbe. Ein populäres Handbuch für jedermann zur Belehrung und Beratung 
in gesunden und kranken Tagen. Mit 452 Abbildungen. 7. gänzlich umgearb. 
Aufl. (XX, 906 S. m. Bildnis u. 2 Taf.) gr.-8°. Ebenda. 10 geb. in 
Halbfrz. 12 Ji. 

Simon, Dr. F. B.: Die Gesundheitspflege des Weibes. 7., teilweise umgearbeitete 
Aufl. (XII, 304 S. m. 35 Abbildgn. u. 1 färb. Tafel m. Text auf der Rück¬ 
seite). 8*. Stuttgart, J. H. W. Dietz Nachf., 1909. 2 Jt; geb. bar 2,50 Jk- 
Zeitschrift für Krüppelfürsorge. Organ der deutschen Vereinigung für Krüppel¬ 
fürsorge. Red. vom leit. Arzt Dr. Konr. Biesalski. II. Bd. 4 Hefte. 
(1. Heft, 92 S.) gr.-8°. Hamburg, L. Voss, 1909. Bar 12 Jt. 
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Zur Medizinalreform in Preussen. 

Von M. Fistor. 


Im 38. Bande der „Deutschen Viertel jahrsscbrift für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege“ 1906, S. 479 ff. veröffentlichte ich unter dem gleichen Titel einen 
Aufsatz, dessen erster Teil meine am 5. Dezember 1872 dem damaligen 
Medizinalminister Dr. Falk zur Medizinalreform überreichten Vorschläge 
enthielt, welche inzwischen insbesondere durch das Kreisarztgesetz sowie 
durch sonstige Vorschriften erledigt waren. 

Im zweiten Teile regte ich die Besetzung der Stellen des Ministerial¬ 
direktors der Medizinalabteilung und des Direktors der Wissenschaftlichen 
Deputation für das Medizinal wesen durch einen Arzt an und wies zur Be¬ 
gründung dieser Vorschläge darauf hin, daß nur ein Sachverständiger diese 
Stellen sachgemäß ausfüllen könne, was schon Friedrich der Große mit 
seinem Scharfblick erkannt und in der Kabinettsorder vom 1. Februar 1784 
in klaren Worten zum Ausdruck gebracht habe, mit dem Erfolg, daß der 
Leibarzt des Königs, Dr. Cothenius, Direktor des Ober-Collegium medicum 
wurde. Die Order lautet: 

„Es hatt mich gewundert, aus Eurem Bericht vom 30. Januari 
zu ersehen, daß der beim Kammergericht gestandene Praesident 
von Reboeur die Direktor-Stelle beim Ober-Collegio Medico, mit 
einem Traktament von 200 Thalern gehabt hat: Wie schickt sich 
denn ein Justizmann zu dem Medizinischen Fach; davon ver¬ 
steht er ja nichts, und soll auch keiner dergleichen wieder dabei 
gesetzt werden. Vielmehr gehört dazu ein guter und vernünf¬ 
tiger Medicus, und muß man suchen, einen solchen dazu vorzu¬ 
schlagen; der schickt sich eher dahin, als einer von der Justiz* 
welches ich Euch also hierdurch zu erkennen geben wollen, 
umb Euch hiernach zu achten, Ich bin Euer gnädiger König.“ 
gez. Friedrich 1 ). 

Nach Cothenius 1 Tode ebneten Neid und Mißgunst der ärztlichen 
Mitglieder des Ober-Collegium medicum den Juristen wieder die Wege und 
verhinderten, daß der Leibarzt Dr. Mayer die Direktorstelle erhielt, wie ich 
in meinen „Grundz&gen einer Geschichte der preußischen Medizinalverwal¬ 
tung“ auf Grund der Akten des Königlichen Geheimen Staatsarchivs nach¬ 
gewiesen habe 2 ). Wen die Einzelheiten interessieren, der sei auf die bezeich- 
neten Quellen verwiesen. 

An dritter Stelle befürwortete ich a. a. O. die Zurückverlegung der 
Medizinalabteilung an ihre Ursprungsstelle, das Ministerium des Innern, 
wohin sie formell und im logischen Gedankenzuge offenbar gehört. Diese 

*) Geheimes Staatsarchiv. Band der Minuten 1784, fol. 98 (Rep. 96, B. 84). 

*) Braunschweig, Friedr. Viev'eg u. Sohn, 1909. Sonderabdruck aus der 
Deutschen Viert eljahrsschr. f, öffentl. Gesundheitspflege, Bd. 39 ff. 

Viezleljakrsdchrin lUr GeaundlieitiiJtiege, 1910. ]4 
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1899 durch persönliche Einflüsse verhinderte Änderung soll nach offiziösen 
Nachrichten jetzt im Werden sein. 

Wenige Monate vor dem Erscheinen meines Aufsatzes hatte die Ärzte¬ 
kammer der Provinz Sachsen im März 1906 beschlossen, den Ärztekammer- 
Ausschuß zu ersuchen, die Besetzung der beiden von mir bezeichneten 
Direktorstellen im Falle der Erledigung durch einen Arzt bei dem Minister 
der Medizinalangelegenheiten anzuregen; diesem Antrag entsprach der 
Kammerausschuß nach Zustimmung sämtlicher Ärztekammern durch Schreiben 
vom 3. März 1907 an den Medizinalminister Dr. von Studt. (Pistor t 
Grundzüge, S. 91 und D. V. f. off. Gesundheitspfl., Bd. 40 41.) 

Im Sommer 1907, also wenige Monate später wurde die Stelle des 
Direktors der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinal wesen durch 
den Rücktritt des bekannten Direktors Dr. Althoff erledigt, nachdem der 
Kultusminister Dr. von Studt schon früher zurückgetreten war. Sein 
Nachfolger Dr. Holle war bei der Wahl des neuen Direktors für die 
Wissenschaftliche Deputation lediglich auf die Vorschläge seiner Räte an¬ 
gewiesen. Wodurch die Wahl eines akademischen Lehrers und 
Mitgliedes der Wissenschaftlichen Deputation, eines Mannes, der 
nach Wissen und Charakter sehr geeignet war und erheblich in 
Frage gekommen sein soll, zum Direktor der Deputation vereitelt 
wurde, bleibe hier unerörtert. Wieder erhielt ein Jurist die Stelle. 
Das war die unzweideutige Antwort des Herrn Medizinalministers, richtiger 
der Tätigkeit der Interessenten auf die durchaus sachliche Vorstellung des 
Ärztekammer-Ausschusses vom 3. März 1907, welche im Namen und unter 
Zustimmung sämtlicher Ärztekammern eingereicht war! 

Am Schlüsse des Referates, das ich am 27. Oktober 1906 in der Ärzte¬ 
kammer für die Provinz Brandenburg und den Stadtkreis Berlin in dieser 
Sache erstattete, hatte ich mich dahin resümiert, daß die in Rede stehenden 
Anträge, falls sie abgewiesen oder nicht beachtet Würden, immer und immer 
bis zum Erfolg wiederholt werden müßten. (Vgl. Verhandlungen der Ärzte¬ 
kammer für die Provinz Brandenburg und deu Stadtkreis Berlin 1906, 
S. 82 bis 85.) 

Durch die Neuwahl eines Juristen zum Direktor der Wissenschaftlichen 
Deputation für das Medizinalwesen ist der Antrag des Ärztekammer-Aus¬ 
schusses mittels der vollzogenen Tatsache abgelehnt worden, welche deut¬ 
licher spricht, als jede schriftliche Antwort. Da seit dieser Tatsache mehr 
als zwei Jahre verflossen sind, halte ich es für meine Pflicht, im Interesse 
des Gemeinwohles und zur Ehre des ärztlichen Standes die Angelegenheit 
in der Fach- und politischen Presse von neuem zu beleben. Ich halte dies für 
um so mehr geboten, als inzwischen Vorschriften veröffentlicht worden sind, 
welche gewiß der besten Absicht entsprungen sind, aber Einzelheiten ent¬ 
halten, welche nur zu deutlich beweisen, daß ein Jurist „von ärztlichen 
Dingen nichts versteht 44 , um mit Friedrich dem Großen zu sprechen. Es 
handelt sich um Einzelheiten in den Anweisungen des Ministers der geist¬ 
lichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten zur Ausführung des Ge¬ 
setzes, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. August 

1905 (G.-S., S. 373), empfohlen durch Erlaß vom 30. August und 13. Oktober 

1906 (M. Bl. M. A. S. 362 u. S. 445). 
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Lediglich das Interesse für das öffentliche Wohl und für den 
ärztlichen Stand führt mir die Feder in einer Sache, in der ich seit 
länger denn 40 Jahren die stets gleich bleibende Ansicht gehabt und auch 
im Dienste vertreten habe, insbesondere während meiner Tätigkeit im Mini¬ 
sterium, wie dort bekannt ist, daß die Medizinalangelegenheiten von einem 
Fachmann geleitet werden müssen. 

Ich weise vorläufig auf folgende Vorschriften hin. 

Anweisungen usw., Heft 4, Eörnerkrankheit, S.26 u.27. Warum 
alle Ausscheidungen des Kranken fortdauernd desinfiziert werden sollen, also 
auch Urin und Stuhlgang, ist nicht verständlich; oder bezieht sich der Nach¬ 
satz „soweit anzunehmen ist, daß sie mit Krankheitserregern behaftet sind“, 
auch außer auf die Gegenstände auf die Ausscheidungen? können denn 
diese Ausscheidungen überhaupt mit dem Krankheitserreger be¬ 
haftet sein? Und wie soll diese allgemeine Vorschrift bei Körner¬ 
krankheit von Anfang bis zu Ende überhaupt in der Wirklichkeit 
ausgeführt werden? 

Dasselbe gilt von den von den Kranken benutzten Räumen. Ebendort 
Absatz 4. 

Daß an Granulöse, Körnerkrankheit, ein Mensch versterben wird, seine 
Leiche also zur Einsargung kommt — Abs. 6 —, ist wohl kaum anzunehmen. 

S. 27, Nr. 3. Weshalb Nachtgeschirre und Steckbecken bei Körner¬ 
kranken desinfiziert werden sollen, ist unverständlich; für Spuckgefäße mag 
es vielleicht zweckmäßig sein. 

Auch die Nummern 7, 8, 9 auf S. 28 dürften kaum die Zustimmung 
von Spezialisten finden. 

Heft 3, Kindbettfieber. 

Vorbeugungs- und Vorbereitungsmaßregeln. 

§ 28. „Die Kommunalaufsichtsbehörden haben beizeiten dafür Sorge 
zu tragen, daß der Bedarf an Unterkunftsräumen, Hebammen, Wochenbett¬ 
pflegerinnen, Desinfektions- und Beförderungsmitteln für Schwangere, 
Wöchnerinnen und Verstorbene usw. sichergestellt wird. tt Daß heute in 
einer Ortschaft noch eine Epidemie von Kindbettfieber ausbrechen wird, 
dürfte doch eine rarissima avis sein. Werden denn einzelne Kranke 
dieser Art sich aus ihren Wohnungen in ad hoc bereit gestellte Kranken¬ 
zimmer begeben ? Wer kann überhaupt an Kindbettfieber erkranken? doch 
nur eine Wöchnerin oder Schwangere, kein Mann, kein nicht 
schwangeres oder kreißendes Weib kann am Kindbettfieber 
erkranken. Dessenungeachtet dieser embarras des ordres! Desinfektions¬ 
personal soll geschult werden, und bei Ausführung der Schlußdesinfektion 
sollen nach S. 25 der Anweisung alle von den Kranken benutzten Räume 
und Gegenstände in Betracht kommen. 

Unter den zu desinfizierenden Ausscheidungen der Kranken wird auf 
derselben Seite Ziffer 1 auch der Nasenschleim genannt. Das heißt denn 
doch mit Kanonen nach Mücken schießen. 

Bei meinem hohen Alter vertraute ich meinen veralteten 
Anschauungen nicht, habe aber von einer Anzahl namhafter 
Geburtshelfer auf meine bezügliche Anfrage nur erstaunte Ant¬ 
worten erhalten. 

14 * 
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Hiermit dürfte ein einwandfreier Beweis mehr dafür geliefert sein, daß 
ein Jurist, wer er auch sei, die Verantwortung für solche unleugbaren Irr- 
tümer, für die ihm die Urteilsfähigkeit als Nichtfachmann fehlt, obwohl er 
durch seine Unterschrift die Verantwortung übernimmt, nicht verantwortlich 
gemacht werden kann. Ultra posse nemo obligatur. Überflüssige und 
zu weit gehende Vorschriften zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
verdrießen die Bevölkerung mit Recht, hindern ihre Durchführung und sind 
der Sache, damit dem Gemeinwohl nachteilig. Wie oft liegt die Ausführung 
gerade der hier bezeichneten Vorschriften in der Hand von nicht sachkundigen 
Beamten, die auf der Durchführung solcher Vorschriften bestehen. 

Unerwähnt darf auch nicht bleiben, daß die Einberufung der erweiterten 
Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen, welche in der Regel 
jährlich stattfinden soll (durch den König genehmigte Geschäftsanweisung 
der Deputation vom 22. September 1888, § 11. M. Bl. f. d. innere Verwaltung, 
S. 193), seit dem 17. Oktober 1907 nicht erfolgt ist. 

Auch nicht jeder Arzt darf Direktor der Medizinalabteilung oder der 
Wissenschaftlichen Deputation werden, sondern nur ein Arzt, der der Sache 
gewachsen ist (vgl. Cab.-Order Friedrichs des Großen „ein guter und ver¬ 
nünftiger Medicus“). 

So wenig wie bei der Besetzung juristischer Direktor st eilen darf Dienst¬ 
alter oder Rang dabei mitsprechen. Mit bewährter Sachkenntnis auch in 
der praktischen Verwaltung der öffentlichen Gesundheitspflege muß ein 
vornehmer fester Charakter und feiner Takt verbunden sein. Der ärztliche 
Ministerialdirektor hat noch immer drei Juristen, dem Justitiarius, dem Unter¬ 
staatssekretär und dem Minister gegenüber seine Angelegenheiten zu vertreten 
und muß dies ohne Rücksicht auf seine Person tun. 

Ich bin überzeugt, daß man an maßgebender Stelle bald zu der Einsicht 
Friedrichs des Großen kommen wird, daß die Leitung des Medizinalwesens, 
wie die Leitung anderer Fachverwaltungen, Baufach, Forstfach usw., in die 
Hand eines Fachmannes gegeben werden muß. 

Quod deus brevi tempore bene vortat! 
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Sexualhygiene und Sexualpädagogik. 

Nach einem im Verein „Frauenfortschritt“ in Prag gehaltenen Vortrage. 
Von Dr. Theodor Altschul, k. k. Obersanitätsrat (Prag). 


Es ist ein entschiedener Fortschritt unserer Zeit, daß man ungescheut 
mit naturwissenschaftlichen Betrachtungen über das Sexualproblem vor die 
Öffentlichkeit treten darf. Nicht der pikante Reiz des Themas, sondern die 
immer mehr sich aufdrängende Erkenntnis, daß in der Lösung des Sexual¬ 
problems, wenn sie überhaupt möglich ist, ein gutes Stück der Lösung der 
sozialen Frage gelegen ist, ist der Grund, daß gegenwärtig die sexuelle 
Frage zu den beliebtesten Themen der Sozialhygiene gehört und in allen 
Variationen abgebandelt wird. 

Was ich als Arzt und Sozialhygieniker über das Sexualproblem zu 
sagen habe, soll nicht auf der schwankenden Grundlage philosophischer Speku¬ 
lation aufgebaut werden, das Sexualproblem soll als das aufgefaßt sein, was 
es einzig und allein ist, als ein Teil der naturwissenschaftlichen 
Sozialhygiene. Es soll dargelegt werden, ob und in welcher Weise eine 
Reform der sexuellen Gepflogenheiten der Gegenwart zur Volksgesundung 
beizutragen vermag. 

Es galt und es gilt auch heute noch bei der überwiegenden Majorität 
der besseren VolksklaBsen für unschicklich, ja geradezu für unsittlich, mit 
und vor Kindern über selbst harmlose sexuelle Dinge zu reden, und vollends 
bei Mädchen glaubt man sich verpflichtet, jede das Geschlechtsleben be¬ 
treffende Bemerkung ängstlich vermeiden zu müssen. Sogar über den natür¬ 
lichen, physiologischen Vorgang der Menstruation scheuen sich die meisten 
Mütter ihre Töchter rechtzeitig aufzuklären, und wenn dieses naturnotwen¬ 
dige Ereignis eintritt, geraten die unschuldvollen Mädchen in eine heftige 
Aufregung und Angst, welche durch die mit der Pubertät — so nennen wir 
die Zeit der Entwickelung der Geschlechtsreife — gewöhnlich verbundene 
erhöhte Erregbarkeit des Nervensystems oft ins Krankhafte gesteigert wird. 
Nicht alle Mädchen stehen mit ihren Müttern so gut, daß sie ihnen „das 
erschreckende Ereignis“ sofort mitteilen, oft vergehen Monate der Qual, bis 
das geängstigte Kind dem Arzt Mitteilung von seiner vermeintlichen Krank¬ 
heit macht und beruhigt werden kann. Aber die einmal vorhandenen Angst¬ 
zustände haben in vielen Fällen schon das Nervensystem des Mädchens ge¬ 
schädigt und werden so nicht selten zum Anstoß für die moderne Nervosität, 
welche in unserem verfehlten Erziehungssystem stets neue Nahrung findet. 

Unschuldig oder richtiger gesagt vollständig unwissend wächst das 
Mädchen heran, und selbst wenn es in die Ehe tritt, wird ihm „das große 
Geheimnis“ nicht verraten, und man überläßt es dem jungen Ehemann, den 
Unschuldstraum zu zerstören. 

Wenn man aber die gewiß naheliegende Frage auf wirft, ob bei dieser 
sexuellen Vogel-StraußrPolitik die Sittlichkeit unserer Zeit gar so imponierend 
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ist, so wird man diese Frage kaum bejahen können. Wir befinden uns 
daher gewiß nicht auf dem richtigen Wege, und es ist sonach nichts 
Überraschendes, daß in unserer reformfreudigen Zeit eine schier unüberseh¬ 
bare Literatur über das Sexualproblem oder, wenn wir korrekt sein wollen, 
über die Sexualprobleme entstanden ist, ein wahre Sturmflut von Verbesse¬ 
rungsvorschlägen, welche die zahllosen Auswüchse des Geschlechtslebens mit 
ihren ethischen, sozialen und gesundheitlichen Schäden beseitigen oder auf 
ein Mindestmaß einschränken sollen. 

In Deutschland hat sich vor einigen Jahren die „Deutsche Gesellschaft 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten u gebildet, die in Wort und 
Schrift sich in den Dienst der Aufklärung und Belehrung über sexuelle 
Fragen gestellt hat. Als einen wichtigen Gegenstand ihres Programms hat 
diese Gesellschaft die sexuelle Aufklärung der Jugend gewählt und die Ver¬ 
handlungen des dritten Kongresses dieser Vereinigung (zu Mannheim 1907) 
galten fast ausschließlich diesem Thema. Dem Bericht über diese Tagung 
ist ein Literaturverzeichnis an geschlossen, welches 149 Schriften und Ab¬ 
handlungen über die sexuelle Aufklärung der Jugend anzuführen vermag. 

Kemeny 1 ) hat sich der Mühe unterzogen, dieses Verzeichnis zu ver¬ 
vollständigen, und er vermochte aus der Weltliteratur noch 170 Werke, 73 
Abhandlungen und Zeitungsartikel und 14 Zeitschriften zusammenzustellen, 
welche die sexuelle Aufklärung zum Zweck haben. In jüngster Zeit ist von 
Marcuse zum Zweck wissenschaftlicher Diskussion ein eigenes Journal: 
„Sexualprobleme“ gegründet worden. 

Es ist ein altbewährter Erfahrungssatz, daß je mehr Mittel gegen eine 
Krankheit empfohlen werden, desto gerechtere Zweifel gegen die vollständige 
Heilbarkeit derselben erhoben werden können, und ähnlich beweist die über¬ 
aus umfangreiche Literatur über das Sexualproblem, welche mit Ausnahme 
einiger Anklänge an unser Thema bei Rousseau, Salzmann und Base¬ 
dow fast ausschließlich aus dem letzten Jahrzehnt stammt, daß die Lösung 
der sexuellen Frage durchaus nicht so leicht ist, wie es die meisten der 
Autoren vermeinen; ja ich wage zu behaupten, daß eine wirkliche Lösung 
in unserer Zeit kaum möglich ist und erst einer, wie ich glaube, fernen Zu¬ 
kunft Vorbehalten bleiben muß. Das enthebt unsere Generation aber nicht 
der Verpflichtung, nachdem die Reformbedürftigkeit der sexuellen Gewohn¬ 
heiten der Gegenwart einmal erkannt ist, mit Reform versuchen zu be¬ 
ginnen und so den Grundstein zu legen für den weiteren Ausbau. 

Gegen fast alle bisherigen Literaturerzeugnisse muß man den Vorwurf 
erheben, daß die Autoren das überaus komplizierte Problem viel zu eng 
fassen, fast möchte ich sagen viel zu persönlich, und Reformvorschläge ver¬ 
teidigen, welche bei den Aufzuklärenden einen sehr hohen Grad von Bildung, 
von Selbstzucht und ethischer Kraft voraussetzen. Die ganze Sexualliteratur, 
beginnend von der sexuellen Aufklärung der Jugend bis zu den Reform¬ 
plänen für die Liebeswerbungen, für die Eheschließung und Ehetrennung, ist 
eigentlich nur für die „oberen Zehntausend“ geschrieben, während für die 
Millionen des Volkes nur ganz vereinzelt Vorschläge gemacht werden. 

Von einer Lösung des Sexualproblems ist man aber erst dann zu 
sprechen berechtigt, wenn die ethische Auffassung des Lebens bei den 
breitesten Volksschichten auf ein weit höheres Niveau gehoben ist, als es 
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gegenwärtig der Fall ist. Graf Posadowsky hat einmal in einer Sitzung 
des Deutschen Reichstages den Ausspruch getan: „Ich hoffe und es tut 
dringend not, daß das deutsche Volk wieder eine solche geistige und sitt¬ 
lich e Wiedergeburt erlebt wie im Beginn des 16. und 19. Jahrhunderts, voll 
Opferfreudigkeit und Selbstlosigkeit für die großen Aufgaben der Zeit.“ 
Wann wird sich diese Hoffnung erfüllen und wie gelangen wir zu einer 
solchen Wiedergeburt? 

Forel 2 ), der bekannte Schweizer Psychiater, der geistreiche Idealist, 
hat in seinem groß angelegten Werke: „Die sexuelle Frage“, dessen neunte 
Auflage soeben erschienen ist, eine ganze Reihe von Reformplänen entworfen 
und betont u.a. bei jeder Gelegenheit die verheerende Rolle des Alkohol¬ 
genusses, dem er einen großen Anteil an den sexuellen Verirrungen zuschreibt, 
und er behauptet sogar: „Gäbe die Menschheit den Alkohol als Genußmittel 
auf, so wäre ein großer Teil der sexuellen Frage im günstigen und gesunden 
Sinne gelöst.“ Nun ist es ja zweifellos richtig, Bacchus und Venus vulgi- 
▼aga haben ein unheilvolles Bündnis geschlossen, das häufig zu sexuellen 
Verirrungen Anlaß gibt, aber in der Alkoholabstinenz allein liegt nicht der 
Schlüssel zur Lösung der Sexualprobleme, so wertvoll auch die Bekämpfung 
des Alkoholmißbrauches vom sozial-hygienischen Standpunkte ist. Übrigens 
kargt Forel trotz der so nachdrücklichen Betonung der Alkoholabstiuenz 
nicht mit anderen Reformvorschlägen, von welchen hervorgehoben seien: 
der Kampf gegen den „Mammonismus“, die Gleichstellung der Frau mit dem 
Manne und endlich die Forderung einer Heformehe, die aber Forel selbst 
unter dem Titel „Utopische Gedanken über die ideale Zukunftsehe“ er¬ 
örtert und sonach nicht gar zu ernst zu nehmen scheint. 

Auch Iwan Bloch 8 ), dessen Werk: „Das Sexualleben unserer Zeit in 
seinen Beziehungen zur modernen Kultur“ ich vom naturwissenschaftlichen 
Standpunkte weit höher stelle als das psychologisch geistreiche Buch Forels, 
schließt seine gehaltvollen Ausführungen mit einem frohen und optimistischen 
Ausblick in die Zukunft: „Was ist die Zukunft der menschlichen Liebe? 
Läßt sich ein Fortschritt zum Bessern erkennen, sind Ansätze zu einer neuen, 
edleren, vollkommeneren Gestaltung des Sexuallebens vorhanden?“ so fragt 
er und fügt hinzu: „Die Antwort ist ein überzeugtes und freudiges Ja! ... 
Der Weg der Befreiung liegt klar und offen vor uns. Bekämpfen wir mutig 
alle in diesem Buche geschilderten feindlichen Gewalten, die das Liebesieben 
unserer Zeit vergiften, zerstören wir alle Keime der Entartung und prägen 
wir unserem sexuellen Gewissen drei Worte ein: Gesundheit! Reinheit! 
Verantwortlichkeit!“ Das Rezept, das uns Bloch verschreibt, enthält 
gewiß sehr wirksame Mittel, aber so wie sehr viele, selbst intelligente 
Patienten die vom Arzt verordneten Arzneien nicht nehmen und auch 
sonstige ärztliche Ratschläge nicht befolgen, wenn sie nicht angenehm sind 
und lieb gewordenen Gewohnheiten zuwiderlaufen, so wird es wohl kaum 
möglich sein, die vielen Millionen von Liebeskranken zu veranlassen, ihr 
ganzes Denken und Fühlen nach dem Blochschen Rezept umzugestalten, 
und ich vermag daher trotz aller Anerkennung der wissenschaftlich überaus 
wertvollen Arbeit Blochs seinen edlen Optimismus nicht zu teilen. 

Wir müssen uns meiner bescheidenen Ansicht nach daran genügen 
lassen, einige vorbereitende Schritte zur Lösung der Sexualprobleme zu 
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wagen, die Lösung selbst bleibt — wie erwähnt — unseren Epigonen Vor¬ 
behalten — wenn sie überhaupt möglich ist. 

Aus dieser kurzen Präzisierung meines Standpunktes den Sexualproblemen 
gegenüber können Sie ersehen, daß Sie von mir keine hochfliegenden Reform- 
pl&ne für eine ethische Neugestaltung des Menschengeschlechtes erwarten 
dürfen, keine berückenden Zukunftszauberbilder, wie sie die fraglos menschen¬ 
freundliche Phantasie der meisten Autoren, welche über die sexuelle Frage 
geschrieben haben, hervorgebracht hat. Ich werde mich nur in den pro¬ 
saischen Niederungen des schon jetzt Erreichbaren bewegen, ich werde 
mich an die Gegenwart halten und mich bemühen, an der Hand der realen 
Wirklichkeit die Mittel anzudeuten, welche wir in der Gegenwart anwenden 
können, um den Schutt und Schmutz, der uns den Weg zur ethischen Frei¬ 
heit verlegt, nach Möglichkeit zu beseitigen und die Bahn freizumachen für 
unsere Nachkommen. 

Es bedarf keiner geistreichen Hypothesen und keiner weitläufigen Be¬ 
weise, um zu zeigen, daß wir unser Werk, soll es gedeihlich gelingen, mit 
der Erziehung der Jugend beginnen müssen. 

Sexualhygiene und Sexualpädagogik lassen sich nicht Btreng von¬ 
einander trennen, sie bilden ein Ganzes, welches durch die starken Bande 
des Kausalnexus der beiden Teile zusammengefügt ist. Die Sexualhygiene 
muß gelehrt und anerzogen werden, wenn sie mit Nutzen in das Leben des 
Volkes eindringen soll, und den Gegenstand einer jeden Sexualpädagogik 
muß die Sexualhygiene bilden. Man hat sich gewöhnt, die Sexualpädagogik 
mit der sexuellen Aufklärung der Jugend zu identifizieren; aber wenn auch 
die sexuelle Aufklärung der Jugend einen großen und wichtigen Teil der 
Sexualpädagogik ausmacht, so muß neben dieser Aufklärung eine Er¬ 
ziehung zur Natürlichkeit, eine Charakterbildung der Jugend, 
eine Erziehung zum Willen das pädagogische Ziel sein, das wir zu er¬ 
reichen bestrebt sein müssen. Die Berechtigung dieser Forderung ist wohl 
unanfechtbar, aber werden wir dieses Ziel erreichen, können wir dieses Ziel 
erreichen? Das ist die bange Frage, die der nüchterne Sozialhygieniker 
sich stellen muß. 

Wenn die Welt der Wirklichkeit so leicht zu meistern wäre, wie die 
weltverbessernden Gedanken in unserem Gehirn, und wenn sich unsere Ge¬ 
danken so leicht in wirkliches pulsierendes Leben umsetzen ließen, wie man 
es auf dem geduldigen Papier selbstbewußt verkündet, dann wäre die Literatur 
über Sexualpädagogik nicht so ins Ungeheuere und Ungeheuerliche gewachsen, 
und wir lebten heute schon im goldenen Zeitalter einer ethischen Weltauf¬ 
fassung. 

Man vergißt oder übersieht bei all den wohlgemeinten Ratschlägen 
nur eines — und dieses eine ist der springende Punkt in der ganzen Frage 
der Sexualpädagogik —, daß wir, wie bei der Jugenderziehung überhaupt, 
auch bei der sexualpädagogischen nicht mit derselben Methode auf die 
ganze Masse zu wirken vermögen, sondern daß wir Individuen und 
Individualitäten vor uns haben, und daß jedes Individuum eigentlich 
eine besondere, eben eine individuelle Beeinflussung erfordert, welche der 
angeborenen und ererbten geistigen und auch körperlichen Anlage und 
dem Grade der Suggestibilität des betreffenden Individuums angepaßt sein muß. 
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Diese Tatsache würde eigentlich nur die Eltern als geeignet für die 
sexuelle Aufklärung und die sexuelle Erziehung erscheinen lassen, wie es 
auch Frau Krukenberg 4 ) auf dem Mannheimer Kongreß der Deutschen 
Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten mit Nachdruck ge¬ 
fordert hat. Das setzt aber voraus, daß alle Eltern die nötige Befähigung, 
ferner auch die nötigen Kenntnisse und endlich die nötige Geschicklich¬ 
keit besitzen, diese keineswegs leichte Aufgabe zu übernehmen und mit 
Erfolg durchzuführen. Denn man muß Rudolf Fischei 5 ) für viele, wenn 
auch gewiß nicht für alle Fälle recht geben, wenn er in seiner „Therapie 
der Kinderkrankheiten u behauptet: 

„Für mich besteht kein Zweifel, daß man manche in der Pubertätszeit stehen¬ 
den Kinder ... auf dem Wege der Aufklärung auf etwas hinweist, was ihre un¬ 
schuldige Seele bis dahin nicht geahnt hat. Es wird also auch da Vorsicht und 
Individualisierung geboten sein, um nicht das Gegenteil von dem zu erreichen, 
was man beabsichtigt.“ 

Kann man aber eine derartige Voraussetzung bei den Eltern der breiten 
Volksmassen, ja kann man sie für die Gesamtheit der Bessersituierten, für 
die sogenannten intelligenten Bevölkerungsschichten so ohne weiteres als 
gegeben ansehen ? Gewiß nicht! Aber, so kann man vielleicht ein wenden, 
es gibt ja Mittel, die Eltern zu unterweisen. Da könnten in erster Linie 
die Elternabende, die man an allen Schulen einführen könnte, dazu benutzt 
werden, die Eltern mit den Methoden der sexuellen Aufklärung vertraut zu 
machen, und dabei wären bei dem obligatorischen Schulzwang auch die 
Eltern und ganz besonders die Mütter der breitesten Volksschichten für 
die Sache zu gewinnen. Ich bin ein entschiedener Anhänger der Eltern¬ 
abende, und ich bin auch dafür, daß man die Elternabende dem gedachten 
Zwecke dienlich macht, aber man darf nicht zu viel erwarten; denn man 
kann selbst in dem wohldurchdachtesten Vortrage nur allgemeine Grund¬ 
sätze aufstellen, das Individualisieren, worauf es, wie bereits erwähnt, in 
erster Linie ankommt, kann man nie und nimmer lehren. Man muß zu¬ 
frieden sein, die Eltern auf die ganze Frage aufmerksam gemacht zu haben 
und in einzelnen Fällen einen Erfolg zu erzielen. Eine der Allgemeinheit 
zugute kommende Lösung des schwierigen Problems werden die Eltern¬ 
abende nicht bringen. 

Für gebildete Eltern und besonders wieder für gebildete Mütter stellt 
die Literatur eine reiche Auswahl von einer Art Leitfaden für die sexuelle 
Aulklärung zur Verfügung. Ich nenne nur aus der großen Menge die fünf 
besten Schriften dieser Art: Klara Muche ß ): „Was hat die Mutter ihrer 
erwachsenen Tochter zu sagen?“ Allen Wood 7 ): a) „Sag mir die Wahr¬ 
heit, liebe Mutter!“ b) „Wenn der Knabe zum Manne wird.“ Oker Bloom 8 ) 
(deutsch von Burgerstein): a) „Bei Onkel Doktor auf dem Lande“; 
b) „Martha beim Onkel Doktor“. Alle diese Schriften, welche, wie schon 
ihr Titel besagt, für die männliche und die weibliche Jugend besondere Auf¬ 
klärungen für notwendig halten, befolgen dieselbe Methode: in systema¬ 
tischer Weise wird zuerst die Befruchtung und Fortpflanzung der Pflanzen 
auseinandergesetzt, dann kommt an der Hand von praktischen Beispielen 
bei einem Wurf einer Hündin und bei der Ausweidung einer geschossenen 
trächtigen Häsin das Tier an die Reihe und schließlich wird, gleichsam als 
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letzter Trumpf, „verraten“, daß auch bei den Menschen die Kinder im Mutter¬ 
leibe wachsen und unter Schmerzen von der Mutter geboren werden. Die 
erwähnten Schriften sind recht geschickt und geistreich abgefaßt, aber ich 
vermag mich für diese Art der Aufklärung trotzdem nicht zu begeistern, ich 
perhorresziere die systematische Aufklärung in den frühen Kinderjahren, 
bin aber ganz entschieden dafür, daß man gelegentlich und ganz unauf¬ 
fällig sexuell aufklärende Bemerkungen einstreut und namentlich bei kon¬ 
kreten Fragen der Kinder nicht mit einer direkten Unwahrheit die unbe¬ 
queme Frage erledigt Ich 9 ) habe aber bereits in einer kleinen Schrift: 
„Sexuelle Aufklärung der Jugend“ mit Nachdruck hervorgehoben und möchte 
es hier nochmals betonen, daß man dem Kinde die Wahrheit über alle Dinge 
— und so auch in sexuellen Fragen — nur in dem Maße sagen kann und 
soll, als es dem Auffassungsvermögen des-Kindes entspricht und von dem 
Kinde verstanden wird. Wenn mich ein jüngeres Kind beim Anblick einer 
elektrischen Bogenlampe etwa fragen sollte, was eigentlich Elektrizität ist 
so werde ich ihm irgend eine allgemeine Erklärung geben, es wird mir aber 
gewiß nicht einfallen, aus reiner Wahrheitsliebe dem Kinde eine Reihe von 
Vorlesungen über das Wesen und die Theorien der Elektrizität zu halten. 
Ein Kind ist in der Regel zufrieden, wenn die Antwort auf eine gestellte 
Frage prompt und präzise gegeben wird, sie muß nicht erschöpfend sein, 
nur darf man nichts hineingeheimnissen und muß konsequent bleiben. 

Ganz falsch ist es, die Wißbegier der Kinder mit der oft gehörten ge¬ 
dankenlosen Antwort abzufertigen: „Das brauchst du nicht zu wissen!“ Das 
Kind will aber wissen, und wenn es nicht von den Eltern oder Erziehern 
eine befriedigende Antwort auf seine Frage erhält, dann holt es sich die 
Aufklärung bei älteren Kameraden oder, wenn es reifer ist, aus heimlich er¬ 
worbenen Büchern schlechtester Qualität. Was dem Kinde gewöhnlich und 
natürlich erscheint, das erregt seine Neugierde nicht, nur das Ungewöhnliche 
und Geheimgehaltene bat einen unwiderstehlichen Reiz und muß ergründet 
werden, sei es auf welchem Wege immer. 

Diese Erfahrungstatsachen, die jeder, der mit der Psychologie des Kindes 
vertraut ist, bestätigen muß, deuten uns die Wege an, wie'man in der Familie 
die sexuelle Aufklärung der Jugend anfassen soll. 

Bei der Frage der sexuellen Aufklärung der Jugend muß man, wie dies 
Jaffe 10 ) sehr zutreffend in einem Vortrage im Verein für öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege in Hamburg dargelegt bat, strenge unterscheiden zwischen 
Belehrungen über die biologischen Vorgänge und zwischen Aufklärungen 
bezüglich des Geschlechtsverkehrs und der Geschlechtskrankheiten, 
der sexuellen Aufklärung im engeren Sinne. 

Mit der biologischen Aufklärung kann man nicht frühzeitig genug be¬ 
ginnen: das Storchmärchen ist ebenso widersinnig wie unnötig. Ich habe 
in meiner bereits erwähnten kleinen Schrift einen Fall mitgeteilt, wo ein 
siebenjähriges Mädchen ihre Mutter, weiche ihr erzählte, der Storch habe 
in eine bekannte Familie ein Baby gebracht, mit der Bemerkung in Verlegen¬ 
heit gesetzt hat: „Das ist nicht wahr, es kommen doch auch im Winter Kinder 
zur Welt, und dann sind die Störche nicht du.“ Wie leicht kann durch 
eine so unnötige Unwahrheit das Vertrauen und der Glaube an die Wahr¬ 
haftigkeit der Belehrungen der Mutter oder der Erzieher erschüttert und 
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dadurch ein Grundprinzip jeglicher Erziehungskunst durchlöchert werden. 
Bei der Geburt von Tieren wird es uns doch gewiß nicht einfallen, dem 
Kinde das Märchen vom Storch aufzutischen, in der Schule lernt das Kind 
ziemlich frühzeitig, daß die Säugetiere lebendige Junge werfen, nur bei dem 
Menschen müssen sie aus falsch angewandter Prüderie im Unklaren darüber 
gelassen werden, und selbst in den Büchern der Körperlehre, die in Mittel¬ 
schulen und Mädchenlyzeen und in Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanstalten in 
Österreich einen obligaten Lehrgegenstand bilden, muß der Mensch geschlechts¬ 
los erscheinen. Ich 11 ) habe in einem soeben aus meiner Feder erschienenen 
Lehrbuche über „Gesundheitslehre und Kinderpflege“ nach dem neuen Lehr¬ 
plan für die Frauenklassen der Mädchenlyzeen in Preußen — also für etwa 
16jährige Mädchen — ganz ungescheut die Geschlechtsorgane eines neu¬ 
geborenen Mädchens, ferner eine menschliche Eizelle und die embryonale 
Entwickelung eines Säugetieres abgebildet und glaube nicht, daß ich die er¬ 
wachsenen Mädchen dadurch verderben werde. 

Ich glaube vielmehr, daß man durch konsequentes Übergehen aller 
sexuellen Dinge die Schüler geradezu darauf hinweist, daß es hier etwas 
Geheimnisvolles zu verbergen gibt, man reizt die Neugierde, und da das 
Verbotene immer auf die Menschen und namentlich auf die Jugend eine 
besondere Anziehungskraft ausübt, wird dieses Verschweigen zum Anstoß 
von Sinnen und Grübeln und unstillbarem Verlangen, hinter das Geheimnis 
zu kommen. 

Man soll vielmehr die Kinder von frühester Jugend an bei Skulpturen 
und Bildern an das Nackte gewöhnen — das ist durchaus nichts Unanstän¬ 
diges —, dann wird das derart gewöhnte Kind auch später, wenn es ge- 
schlechtsreif geworden ist, achtlos und unbefangen daran vorübergehen. 
Wenn man aber jedes Kunstwerk, das einen nackten oder halbnackten 
Menschen darstellt, ängstlich vor den Blicken der Jugend verbirgt, oder 
wenn man in Kunstgalerien und an Häuserfassaden die Geschlechtsorgane 
mit einem Feigenblatt oder einem unnatürlichen und unkünstlerischen Ge- 
schnörkel verdeckt, dann verrät man, daß es dahinter etwas Besonderes zu 
sehen gibt und lenkt erst die Aufmerksamkeit gerade auf diesen Teil. 

Es ist übrigens eine bekannte Tatsache, daß das völlig Nackte lange 
nicht so sinnerregend wirkt wie das Halbentblößte, das der Phantasie Anlaß 
gibt, die andere Hälfte hinzuzukombinieren. Es ist ein geradezu lächerlicher 
Widerspruch, daß die moderne Erziehungskunst die Mädchen so prüde er¬ 
zieht, daß sie es als eine Unanständigkeit empfinden, bei einer ärztlichen 
Untersuchung auch nur den Nacken zu entblößen, während es als selbst¬ 
verständlich und elegant gilt, sich bei Bällen und in den Logen des Theaters 
bis zur Magengrube und bis zur Kreuzgegend zu dekolletieren. Ein eben¬ 
solcher Widerspruch ist es ferner, wenn man schon in den frühesten Kinder¬ 
jahren die Mädchen abrichtet, daß man vor Knaben besonders schamhaft 
sein müsse, daß es sich nicht schickt, das und jenes vor Knaben auszuführen, 
z.B. über einen Strick zu springen oder in Turnhosen zu turnen, während 
man die halbreifen Knaben und Mädchen in Gesellschaften bei luxuriösem 
Mahle oder auf Kinderbällen zusammenführt, wo sich die Herrchen und 
Dämchen zum Wohlgefallen der Eltern wie Erwachsene gebärden, wo sie 
aber auch „nach berühmten Mustern“ sich in sinnberückendem Flirt einüben 
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und geradezu zur sexuellen Erregung, und sei es auch unbewußt, gedrängt 
werden. 

Diese und ähnliche Auswüchse unseres modernen großstädtischen Gesell¬ 
schaftslebens sind die bedenklichsten und unnatürlichsten sexuellen Auf¬ 
klärungen, und vor derartigen „Aufklärungen“ kann nicht dringend genug 
gewarnt werden. 

Einen überaus sympathischen und wärmstens zu empfehlenden Weg 
zur natürlichen Aufklärung der Kinder zeigt uns Stephani 12 ) in einem 
seinem eigenen Familienleben entnommenen Aufsatze: „Die Geburtstagsfeier 
in moderner Beleuchtung.“ Das Kind feiert bei seinem Geburtstage — die 
Mutter, bekränzt ihren Sessel und dankt ihr, daß sie dem Geburtstagskinde 
vor so und so viel Jahren das Leben geschenkt hat. 

Alle diese direkten Aufklärungen sind nur im Milieu eines wohl¬ 
habenden oder wenigstens eines gut bürgerlichen Hauses denkbar und setzen 
voraus, daß sich die intelligente Mutter unmittelbar um ihre Kinder kümmert 
und mit ihnen den größten Teil des Tages beisammen ist, was man aber 
leider in den wohlhabenden Familien und auch in den gut bürgerlichen 
Familien immer seltener und seltener findet. Wie die Dinge heute liegen, 
werden die Kinder sehr oft von der Französin oder Engländerin nur des 
Morgens zum Morgenkuß und des Abends — vorausgesetzt, daß die Mutter 
nicht in Gesellschaft oder im Theater ist — zum Gutenachtkuß der Mutter 
vorgeführt, und dieser kurze Augenblick, in welchem sich nicht selten die 
Betätigung der Mutterpflichten erschöpft, ist wohl nicht geeignet für irgend 
eine Art der sexuellen Aufklärung. Man müßte demnach in solchen Familien 
der Bonne oder der Erzieherin die Aufklärung überlassen. Sicherlich gibt 
es eine gewisse Anzahl darunter, welche dieser verantwortungsvollen Auf¬ 
gabe gewachsen sind, aber eine weit größere Anzahl derselben ist dazu nicht 
befähigt, und schon der öftere Wechsel der Erzieherinnen läßt einen der¬ 
artigen Vorgang als nicht Tätlich erscheinen. 

Wir können demnach nur von einer relativ geringen Anzahl von Müttern 
der gebildeten Stände eine wirklich sexualhygienisch rationelle Aufklärung 
ihrer Kinder erwarten, was ja immerhin nicht ohne Bedeutung und nicht 
ohne Wert ist, aber als eine Lösung des Aufklärungsproblems nicht ange¬ 
sehen werden kann. 

Noch weit schlimmer steht es um eine rationelle Aufklärung in den 
Familien des Proletariats, ja selbst der gutgestellten Arbeiterschaft, deren 
Kinder, man muß sagen leider, sich sehr eingehende sexuelle Aufklärungen 
ziemlich frühzeitig im Elternhause selbst holen, wo sie bei den meist be¬ 
schränkten Wohnungsverhältnissen nicht selten Zeugen der ehelichen Myste¬ 
rien sind, und wo meist ohne Scheu im Beisein der Kinder unverhüllte und 
unverschämte sexuelle Bemerkungen seitens der Eltern und älteren Ge¬ 
schwister gemacht werden. 

Also die sexuelle Aufklärung in der Familie wird uns nach keiner Rich¬ 
tung hin besonders weit vorwärts bringen. Es ist daher sehr naheliegend, 
daß man der Schule diese Aufgabe zu weisen möchte. Dr. med. Therese 
Oppler 13 ), Schulärztin in Breslau, hat diesen Standpunkt in ihrer Abhand¬ 
lung: „Zur Frage der sexuellen Aufklärung“ besonders scharf betont. Sie 
geht allerdings von der durchaus nicht einwandfreien Anschauung aus, daß 
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r,die krankhaft gesteigerten Gesohlechtsgefühle der heranwachsenden Jugend 
zum größten Teil eine Folge der mangelnden sachgemäßen Aufklärung über 
die Physiologie und Pathologie der Geschlechtstätigkeit sind tf . 

Daß biologische Belehrungen in derSchule und für die reifere Jugend 
sogar in systematischem Unterricht am Platze, ja sogar erforderlich sind, 
darüber sind die Meinungen heutzutage ziemlich einig, wenn auch einige 
Pädagogen der alten Schule mehr aus gewohnheitsgemäßem Konservativismus 
als auf Grund von Sachkenntnis und von Studien der Kinderpsychologie von 
dieser Neuerung nichts wissen wollen; aber eine weitergehende sexuelle 
Aufklärung stößt auch in der Schule auf große Schwierigkeiten. Eine der¬ 
selben haben wir bereits kennen gelernt: die Unmöglichkeit des Individuali¬ 
sieren s. Dazu kommt aber noch ein überaus wichtiges Moment. Unter der 
aufzuklärenden Schuljugend des reiferen Alters gibt es eine erhebliche An¬ 
zahl von Schwachsinnigen, Hysterischen, Nervösen, kurz Abnormen, welche 
gerade durch diese zumeist ererbte Anlage später das Hauptkontingent zu den 
moralisch defekten, leicht verführbaren und perversen Individuen stellen, 
und für diese Art von Jugendlichen sind irgendwie weitergehende sexuelle 
Aufklärungen ein doppelschneidiges Schwert, sie können durch die sexuellen 
Aufklärungen erst recht sexuell erregt werden, und da das charakteristische 
gemeinsame Merkmal dieser Degenerierten eine krankhafte Willenschwäche, 
ein völliger Mangel an Selbstbeherrschung ist, so unterliegen sie schon sehr 
frühzeitig, durch die wohlgemeinte Aufklärung auf die sexuellen Dinge auf¬ 
merksam gemacht, besonders leicht den Verführungen aller Art. 

Es ist ferner zu bedenken, daß die erworbene Lehrbefähigung durchaus 
nicht gleichbedeutend ist mit der Befähigung, die sexuellen Aufklärungen 
mit dem nötigen Takte und der nötigen Vorsicht zu erteilen. Ich habe volle 
Achtung vor unserer Lehrerschaft und bewundere aufrichtig den uneigen¬ 
nützigen Pflichteifer derselben, das kann mich aber nicht hindern, meiner 
Überzeugung Ausdruck zu geben, daß sich nicht selten hinter der gefürch¬ 
teten Strenge mancher Lehrer — ich will zugeben oft genug nur im Unter¬ 
bewußtsein — ein Stück Sadismus verbirgt, was übrigens einige Sensations¬ 
prozesse aus der jüngsten Vergangenheit erwiesen haben. Daß derartige 
Lehrer zur Erteilung sexueller Aufklärungen nicht die geeignetsten sind, ist 
ohne weiteres klar. Kopp 14 ) spricht sich in seinem ausgezeichneten Vor¬ 
trage: „Das Geschlechtliche in der Jugenderziehung tf für ein Zusammen¬ 
wirken von Pädagogen und Ärzten aus, die meisten Autoren halten für die 
eigentliche sexuelle Aufklärung nur den Arzt (Schularzt) für berufen, während 
Albert Moll 15 ) in einem Artikel: „Sexuale Neurasthenie“ den gewiß rich¬ 
tigsten Standpunkt vertritt: „Zweifellos wird mitunter durch eine sachgemäße 
Aufklärung, für die unter den heutigen Verhältnissen bald der Vater, bald 
die Mutter, in dem einen Falle der Lehrer, in dem anderen der Arzt zu¬ 
ständig ist, die Entwickelung einer sexuellen Neurasthenie verhindert werden 
können.“ 

Einen sehr großen Anhang findet die Forderung, die reife Jugend der 
höheren Lehranstalten (Mittelschulen und ähnliche Lehranstalten) über die 
Gefahren der Geschlechtskrankheiten aufzuklären. Ullmann 16 ) hat in 
einem in der österreichischen Gesellschaft für Gesundheitspflege in Wien ge¬ 
haltenen Vortrage, in welchem er sich als Anhänger der sexuellen Auf- 
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klärung der Jugend zeigt, den Rat erteilt, „die Einbeziehung der heterolog¬ 
sexuellen Aufklärung des Zeugungsaktes und des Liebeslebens bei Tieren 
und Menschen erst in der sechsten Mittelschulklasse und den gleichstufigen 
Klassen anderer Anstalten (Lyzeen, Handels- und Gewerbeschulen) erfolgen 
zu lassen 11 . Sarason 17 ) hat in einem Aufsatze: „Zum Problem der Sexual¬ 
belehrung 11 den Vorschlag gemacht, daß in allen größeren Gemeinwesen von 
Staats wegen hygienische Kurse eingerichtet werden sollen, die jedermann 
bis zu einem gewissen Alter (17 bis 19 Jahre) obligatorisch besuchen muß. 
Er erwartet von solchen Kursen, „daß die beschämenden, in früherer Zeit 
wurzelnden Privilegien der akademischen Jugend und anderer bevorzugter 
Klassen zum Raufen und Saufen, zum hohlen Prunken und Verachten der 
sogenannten Philistermoral heute nicht mehr als entschuldbare oder gar 
rühmenswerte Schneidigkeit gelten, sondern als unvereinbar mit den Pflichten 
der eigenen Entwickelung, der persönlichen Ehre und der Achtung vor der 
Allgemeinheit; daß als erste und letzte Empfindung jedes gesitteten Menschen, 
der auf Ehre Anspruch macht, trotz aller berechtigten Freiheit, Heiterkeit 
und gelegentlichen Ausgelassenheit verlangt werden muß: unbedingtes Ver¬ 
antwortlichkeitsgefühl ! u In der Identifizierung dieses Gefühls mit dem Begriff 
der Ehre erblickt er „den einzigen sicheren Weg zu sittlichem und allgemein 
kulturellem Aufstieg der Gesamtheit“. 

Diese Anschauung Sarasons hat manches für sich, nur bezweifle ich, 
daß diese moralische Höhe unserer Jugend so leicht durch eine obligatorische 
Aufklärung zu erzielen wäre. 

Wälsch 18 ) (Prag) und v. Liebe rmann 11 *) (Budapest) haben behufs 
Verteilung unter die an die Universität eintretende Jugend sehr zutreffende 
Flugblätter über Bedeutung, Gefahren und Verhütung der Geschlechts¬ 
krankheiten ausgearbeitet. Diese Belehrungen mögen wohl in einzelnen 
Fällen ihren Zweck erfüllen und sind deshalb gewiß zu befürworten; aber jeder 
erfahrene Arzt weiß, daß selbst eine einmal überstandene Geschlechtskrank¬ 
heit, gewiß eine sehr eindringliche und am eigenen Leibe fühlbare Belehrung, 
nicht vor der Erwerbung einer neuerlichen Erkrankung schützt, ebensowenig 
wie bei den Mädchen aus dem Volke eine einmal erfolgte außereheliche Ge¬ 
burt die Wiederholung dieses für das betreffende Mädchen keineswegs er¬ 
freulichen Ereignisses unwahrscheinlich macht. Jugend hat keine Tugend! 

Damit ist nicht gesagt, daß Belehrungen überhaupt überflüssig sind. 
Hecht 20 ) hat sich der Mühe unterzogen, durch Umfrage bei Studenten eine 
Statistik über die Zahl der während der Mittelschulzeit Infizierten zusammen¬ 
zustellen. Von 1843 Abiturienten, welche in Hauptstädten ihre Mittelschul- 
studien vollendet hatten, erwiesen sich 142 = 7,7 Proz. als geschlechte- 
krank; von 1866 Abiturienten an Provinzmittelschulen waren 153 = 8,1 Proz. 
infiziert gewesen. Wenn auch diese Statistik naturgemäß eine lückenhafte 
ist, so sind doch diese Minimalzahlen schon erschreckend hoch. Auf 
Grund dieser Zahlen redet auch Hecht einer „rechtzeitig“ erfolgten sexuellen 
Aufklärung das Wort. Ja, wenn man wüßte, wann dieses „rechtzeitig“ be¬ 
ginnt! Die Mehrzahl der Autoren hält die Abiturientenzeit oder die Zeit 
des Eintrittes in die Universität für die „rechte Zeit“; alle die Jünglinge 
der Hecht sehen Statistik haben sich aber schon vor dieser „rechten Zeit“ 
infiziert, und wir besitzen noch keine irgendwie glaubwürdige Statistik 
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darüber, io wievielen Fällen eine „rechtzeitige“ Belehrung tatsächlich zur 
Verhütung der Infektion geführt hätte. 

Sehr beachtenswert ist der Vorschlag Hechts, daß für die Schüler eine 
bestimmte Zeit festzustellen wäre, wo sie sich beim Schularzt in allen 
hygienischen — und so auch in sexuellen — Fragen Rat holen können. 
Das setzt aber die obligatorische Einführung der schulärztlichen Aufsicht an 
allen Mittelschulen (von welchem Ziel wir noch weit entfernt sind) und eine 
von einem ganz anderen Geiste getragene Disziplinarordnung voraus. 

Bei derartigen „Aufklärungskursen“ ergeben sich aber noch einige 
andere Schwierigkeiten. Sollen bei diesen Kursen, wie es von einigen Autoren 
gefordert wird, Knaben und Mädchen gemeinschaftlich aufgeklärt werden? 
Dagegen sprechen, wenn nicht eine Koedukation, von der bald die Rede sein 
wird, stattgefunden hat, sehr gewichtige Gründe, die auf der Hand liegen: 
man kann nicht gut erwachsene Knaben und Mädchen bei derartigen Beleh¬ 
rungen zusammenbringen, ohne Gefahr zu laufen, daß gerade durch die 
sexuellen Aufklärungen, zumindest im Gespräch, unmoralische Bemerkungen 
veranlaßt werden, ganz abgesehen davon, daß bei Aufklärungen für Knaben 
ganz andere Gesichtspunkte maßgebend sind als bei Mädchen. Auch ist es 
ungemein schwierig, allerorts die geeigneten Persönlichkeiten zu finden, 
welche der keineswegs leichten Aufgabe gewachsen sind, die heiklen Fragen 
mit dem nötigen Ernst und der nötigen Vorsicht zu behandeln, damit das 
Vorgetragene von den jungen Zuhörern nicht etwa nur als ein pikanter 
Sinnesreiz mißdeutet wird. 

Sarason selbst betont in seinem früher zitierten Artikel, daß „ge¬ 
rade in diesem Abschnitt der Erziehung die Macht und der Zauber der 
Persönlichkeit von unschätzbarem Einfluß auf das ganze spätere Leben 
der Jugend sich erweist. Darum sollte man nicht die Beamteneigenschaft 
eines Arztes an sich schon als hinreichende Qualifikation zur Übertragung 
der Hygienekurse betrachten, sondern durchaus unabhängig hiervon nur auf 
solche Ärzte Ausschau halten, die in ihrem bisherigen Wirken bewiesen 
haben, daß sie Kopf und Herz auf dem richtigen Fleck besitzen.“ Findet 
man aber gar so leicht, so muß man wohl fragen, in allen Städten derartige 
Musterexemplare ? Für die sexuelle Aufklärung der Mädchen ist die ganze 
Sache noch schwieriger. Wo Schulärztinnen oder wenigstens weibliche Ärzte 
vorhanden sind, mag man diese mit der Abhaltung derartiger Aufklärungs¬ 
kurse betrauen, obwohl bei der geringen Anzahl derselben eine Auswahl nach 
ihrer besonderen Eignung nicht denkbar ist; aber wo es weibliche Ärzte 
überhaupt nicht gibt, wird die Bestellung eines geeigneten männlichen Arztes 
noch schwieriger sein, wenn auch nicht geleugnet werden kann, daß es der¬ 
artige Persönlichkeiten gibt; aber gar zu dicht gesät sind sie gewiß nicht. 

In einigen Städten Deutschlands (Sachsens, Preußens und namentlich 
des Großherzogtums Hessen) hat man derartige Kurse bereits eingeführt 
und ist mit dem Erfolge sehr zufrieden; aber eine glaubwürdige Statistik, 
daß diese Kurse tatsächlich eine Verminderung der Geschlechtskrankheiten 
im Gefolge hatten, besitzen wir zurzeit noch nicht 

Was soll aber ferner mit jenen Knaben und Mädchen geschehen, die 
gar nicht an eine höhere Lehranstalt gelangen und nach Erfüllung ihrer 
Schulpflicht mit 14 Jahren in das Erwerbsleben mit allen seinen sittlichen 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



224 


Dr. Theodor Altschul, 


Digitized by 


Gefahren eintreten? Diese sittlich überaus gefährdete Jugend wäre eigent¬ 
lich ganz besonders einer entsprechenden Aufklärung bedürftig, und doch ist 
es sehr zu bedenken, ob es geraten ist, schon in diesem Lebensalter über 
Geschlechtsverkehr und über Geschlechtskrankheiten eingehend Aufschluß zu 
geben — ich für meinen Teil möchte davor warnen. 

Das Pubertätsalter ist aber auch noch nach einer anderen Seite hin ein 
gefährliches Alter. Es ist die Zeit, wo der erwachende Geschlechtstrieb (zu¬ 
meist, wenn auch gewiß nicht ausschließlich, bei der männlichen Jagend) 
oft zu dem Laster der Selbstbefleckung (Onanie) Veranlassung gibt. Be¬ 
sonders groß ist diese Gefahr in Internaten, wo ältere und schon verdorbene 
Schlaf genossen die jüngeren und unverdorbenen in der Ausübung des Lasters 
unterweisen. Wir besitzen über diesen Gegenstand eine ziemlich reichliche 
Spezialliteratur, worin wieder einmal nur die Eltern, dann nur die Schule 
und endlich nur der Arzt als die geeignete Instanz für die entsprechende 
Aufklärung bezeichnet werden. Die Lösung dieser Frage ist besonders 
schwierig; denn gerade hier tut eine strenge Individualisierung not, wenn 
man nicht mehr schaden als nützen will. 

Daraus folgt noch nicht, daß man gegen dieses ungemein verbreitete 
Laster, dessen Gefährlichkeit für die Gesundheit übrigens in der Regel etwas 
überschätzt wird, gar nichts unternehmen soll. Wenn diesbezüglich gegen 
einen Schüler ein gegründeter Verdacht vorhanden ist, dann könnte der 
Direktor oder der Klassenvorstand den betreffenden Schüler vornehmen und 
ihm unter vier Augen als wohlwollender Freund, durchaus aber nicht 
als strafender Richter, Vorstellungen machen, an sein sittliches Gefühl appel¬ 
lieren und ihn auf den richtigen Weg zurückführen. 

In den besser situierten Familien wäre fraglos der Hausarzt, der als 
Freund des Hauses die Kinder von ihrer Geburt an kennt und bis ins spätere 
Alter betreut, der ihr Vertrauen besitzt, gewiß in erster Linie dazu berufen, 
aufklärend und warnend einzuwirken; aber diese wohltätige Institution ist 
leider im Aussterben begriffen, man befragt jetzt nicht mehr den Arzt, 
sondern die Ärzte, für jeden Körperteil gibt es einen besonderen Spezialarzt, 
während der Arzt für die Gesamtpersönlichkeit, für die Individualität — 
das war früher der Hausarzt — in größeren und jetzt auch schon in kleineren 
Städten auf den Aussterbeetat gesetzt ist; ob zum Nutzen für die Mensch¬ 
heit, das ist sehr fraglich. 

Ein weitergehender Vorschlag, der ethisch entschieden höher steht als 
die verschiedenen bisher erwähnten Aufklärungsmethoden, ist die Erziehung 
zur Keuschheit auch der männlichen Jugend. Die „Petersburger medizi¬ 
nische Wochenschrift“ hat vor einiger Zeit bei Fachautoritäten eine Umfrage 
gehalten und alle Befragten haben ausnahmslos ihrer Überzeugung dahin 
Ausdruck gegeben, daß die Bewahrung der Keuschheit bei Männern bis zum 
Eintritt in die Ehe für die Gesundheit unschädlich ist. Populäre Schriften, 
welche dieses Thema klarlegen, wie z. B. „Die Hygiene der Keuschheit“ von 
Körnig 21 ) und „Wir junge Männer“ von Wegen er 22 ) verdienen weit¬ 
gehendste Verbreitung, und wenn auch hier nur in ganz vereinzelten Fällen 
ein Erfolg zu gewärtigen ist, so ist das immerhin ein großer Gewinn. 

Inwieweit all diesen Mitteln der Sexualpädagogik eine prophylaktische 
Bedeutung gegenüber den zahlreichen sexuellen Perversitäten zukommt, ob 
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es dann weit weniger Sadisten, Fetischisten, Masochisten, Homosexuelle und 
dergleichen geben wird als bisher, läßt sich kaum Vorhersagen. Indes 
handelt es sich hier um das Gebiet der Pathologie des Geschlechts¬ 
triebes, das ausschließlich in die Domäne der rein ärztlichen Wissen¬ 
schaften fällt. 

Wir haben bisher eine große Anzahl direkter, zum Teil bereits 
praktisch versuchter Maßnahmen kennen gelernt, welche durch die Sexual¬ 
pädagogik zu einer zweckmäßigen Sexualbygiene führen sollen. Wenn ich 
dabei die optimistische Auffassung der meisten Autoren, welche über unser 
Thema geschrieben haben, auch nicht zu teilen vermochte, so bin ich dennoch 
weit davon entfernt, die vorgeschlagenen direkten Maßnahmen für wertlos 
zu halten und ihre Bedeutung zu unterschätzen. Sie sollen und müssen alle 
versucht werden, nur wiederhole ich, daß sie meist nur für die Verhältnisse 
der besseren Kreise berechnet sind, also einem relativ geringen Bruchteile 
der Gesamtbevölkerung — und dieB überdies nur in größeren Städten — 
zugute kommen können, während gerade für die ärmeren Volksschichten 
und auch für die Landbevölkerung eine verbesserte und auf höherem ethischen 
Niveau befindliche Sexualhygiene doppelt not tut. 

Man muß daher die vielen, gewiß von der besten Absicht geleiteten 
direkten Maßnahmen durch eine Reihe anderer mehr indirekter und von 
der subjektiven Willfährigkeit und auch von der Suggestibilität des einzelnen 
unabhängiger und sagen wir es nur gleich gesetzlich festgelegter Vor¬ 
kehrungen ergänzen. 

Als eine derselben wurde die Koedukation, d. h. der gemeinschaft¬ 
liche Unterricht beider Geschlechter vom Beginn des Unterrichts bis zum 
Hochschulstudium hinauf, befürwortet. Man verspricht sich von der Koedu¬ 
kation eine Hemmung eines zu frühzeitigen Erwachens des Geschlechtstriebes, 
weil durch diese der Familienerziehung nachgebildeten Schulerziehung ein 
ungezwungener Verkehr der beiden Geschlechter während der ganzen Schul¬ 
zeit unterhalten wird und so das Wesen des Geschlechtsunterschiedes nicht 
so mächtig zum Bewußtsein gelangt. 

ln Amerika und in den nordischen Ländern, Schweden, Norwegen und 
Dänemark, ist die Koedukation — man muß zugeben mit Erfolg — schon 
durch lange Zeit eingeführt. Aber für unsere Verhältnisse hat die Sache 
auch eine Kehrseite. So hat Kotelmann gelegentlich der Verhandlungen 
über das Thema Koedukation bei dem schulhygienischen Kongresse in Nürn¬ 
berg aus seiner Erfahrung einige Fälle mitgeteilt, wo die Koedukation zu 
moralischen Verirrungen der Schuljugend geführt hat. 

Ich habe in meiner wiederholt zitierten Schrift bereits darauf hingewiesen, 
daß zwischen unseren Verhältnissen und jenen in den oben genannten Ländern 
ein gewaltiger Unterschied besteht, da in den letzteren die Koedukation eine 
bereits durch Generationen eingelebte Volkssitte darstellt, während sie bei 
uns ein neues Experiment bedeutet, und daß wir erst dann, wenn die Koe¬ 
dukation auch bei uns durch eine ganze Generation durchgefübrt sein wird, 
zu einem maßgebenden Urteile gelangen können. In neuester Zeit hat 
Moses 23 ) in einer lesenswerten Schrift: „Frauenstudium und Volkshygiene“ 
denselben Standpunkt eingenommen und davor gewarnt, die Koedukation 
bei uns zulande gedankenlos nach dem Muster Amerikas einzuführen, wo 
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die Schulverhältnisse ganz andere sind wie bei uns, und hat hinzugefügt: 
„Wenn es gelingen könnte, solche Vorbedingungen (größere körperliche 
Freiheit und Erholung, geringere Stundenanzahl, Schulfreiheit am Samstag* 
längere Ferien, weit geringeres Maß der Hausaufgaben, intensiverer Betrieb 
von Sport und Bewegungsspielen) in unseren höheren Schulen zu schaffen* 
so dürften die hygienischen Bedenken gegen die Koedukation teilweise ent¬ 
kräftet werden.“ 

Dessenungeachtet sind ausgedehnte Versuche der Koedukation auch bei 
uns dringend zu empfehlen, nur wird man wohl gut tun, sich vorläufig 
auf das sogenannte Frankfurter System zu beschränken, bei welchem 
die Koedukation nur bis zu den Pubertätsjahren bestehen bleibt, während 
von da ab der getrennte Unterricht der Geschlechter Platz greift. 

Ein großer Nutzen ist ferner von einer zweckentsprechenden körper¬ 
lichen Erziehung der Jugend zu erwarten. Körperübungen und 
obenan die Jugendspiele festigen die Gesundheit, stählen den Charakter 
und kräftigen den Willen, und all dies sind Momente, welche der Nervosität 
der Jugend und dem mit derselben nicht selten gepaarten frühreifen Er¬ 
wachen des Geschlechtstriebes erfolgreich entgegenwirken. Unser Bestreben 
muß daher darauf gerichtet sein, die Jugendspiele zu einer obligatorischen 
Schuleinrichtung zu gestalten, wie dies unter anderen Ray dt 24 ) gefordert 
hat und wie es in Württemberg bereits durchgeführt ist. 

Auch die Pflege des Sports, natürlich in vernünftigen Grenzen und 
nicht als eine fast den ganzen Tag ausfüllende Beschäftigung, ist nament¬ 
lich für die schulentwachsene Jugend in demselben Sinne wie die Jugend- 
spiele überaus empfehlenswert. Allerdings darf der Sport, wie dies manch¬ 
mal beim Tennisspiel von seiten einiger Mädchen geschieht, nicht als 
Deckmantel für einen mehr oder weniger ernsten Flirt dienen, der dann die 
Hauptsache ist, während das Spiel selbst fast gar nicht geübt wird.* 

Eine nicht zu unterschätzende Rolle bei der sittlichen Verrohung der 
Jugend spielt die Jugendlektüre. Die suggestive Kraft des gedruckten 
Wortes ist eiue ungeheuere: die Indianergeschichten und noch weit mehr die 
in jüngster Zeit bedenklich empor wuchernde „Literatur“ der Detektivromane* 
die leider die moderne Lieblingslektüre unserer Jugend geworden sind, die 
frivolen Witze und Illustrationen mancher Witzblätter, das Ausstellen ob¬ 
szöner Bilder in den Schaufenstern gewisser Buchhandlungen und „Ansichts¬ 
kartengeschäfte“, die zahllosen, der niedrigsten Spekulation entspringenden 
„Ratgeber“ für die Jugend, welche nicht selten unter dem Deckmantel einer 
Belehrung und Raterteilung die schamloseste Reklame für ein „Heilmittel“ 
oder für den „Verfasser“ betreiben, sind Gift für die Jugend. Sie erzeugen 
öfter bei den unverdorbenen Kindern Angst und Furcht vor den mit Absicht 
übertrieben geschilderten „Gefahren“ und machen sie zu unglücklichen 
Hypochondern, während sie eine Reihe charakterschwacher Kinder durch die 
genauen Detailschilderungen dem Laster erst recht in die Arme führen. 

Auch die sogenannte „moderne Richtung“ der Tagespresse, der Poesie* 
der dramatischen und musikalischen Dichtungen, der Malerei und der bilden¬ 
den Künste bedarf, vom Standpunkte unseres Themas aus betrachtet, 
einer gewissen Reform. Ich weiß sehr wohl, daß die Journalistik und die 
schönen Künste nicht unsere heutige Weltanschauung geschaffen haben* 
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sondern daß umgekehrt die moderne Weltanschauung den Inhalt der Journale 
und die Richtung der Künste beeinflußt: der nervöse Zug, der durch unsere 
Zeit geht, fordert geradezu stärkere Nervenreize heraus; die älteren Theater¬ 
stücke z. B., welche unsere Großeltern und noch unsere Eltern entzückt 
haben, langweilen uns heute. Wir alle — und so auch unsere Dichter und 
Künstler — sind eben Kinder unserer Zeit. Aber man darf trotzdem nicht 
übersehen, daß die „moderne Richtung“, obwohl sie zweifellos interessanter 
und in manchem Belang auch künstlerischer ist, keine gesunde ist, schon 
deshalb, weil sie nervenerregender ist. Wenn heute die gesamte Tagespresse 
jeden grauenhaften Mord, jeden raffinierten Diebstahl bis in die kleinsten 
Details schildert, gleichgültig ob er im Norden Europas oder im Süden 
Australiens verübt wurde, wenn die Mörder und Diebe „in Wort und Bild u 
gerade wie Helden behandelt werden, dann kann es wahrlich nicht wunder¬ 
nehmen, wenn die leicht zu erregende Phantasie der zahlreichen ethisch ab¬ 
normen Jugendlichen durch die Zeitungslektüre zur Nachahmung des 
wenigstens in den Augen dieser sittlich Degenerierten durch die Zeitung 
glorifizierten Verbrechens veranlaßt werden. Der Typus des Herostratus ist 
heute durchaus nicht ausgestorben. 

Ebenso erzeugen die mit behaglicher Breite und in glühenden Farben 
geschilderten Liebest ragödien geradezu Doppelselbstmord-Epidemien und 
die Liebestragödien bilden heute eine ständige Rubrik in unseren Tages¬ 
blättern. Die Erotik beherrscht unsere Kunst und Literatur. Das 
alles läßt sich natürlich nicht im Handumdrehen ändern, es ist — wie bereits 
erwähnt — ein Zeichen unserer Zeit: das Publikum will die Sensation, es 
würde die Journale nicht lesen, es würde nicht ins Theater gehen, es würde 
die neuen Romane nicht kaufen, es würde die Kunsterzeugnisse nicht be¬ 
wundern, wenn sie alle nicht der Sensationslust der Menge fröhnen würden. 
Man braucht dieseswegen die Freiheit der Presse und der Kunst nicht durch 
Gesetze ä la lex Heinze einzuengen und ich verurteile jedes Muckertum und 
jede Gewaltmaßregel, aber unser Bestreben muß dennoch darauf gerichtet 
sein, durch eine ethische Volkserziehung die Geschmacksrichtung der 
Menge in gesündere Bahnen zu lenken. 

Daß man mit diesen Bestrebungen beider Jugend beginnen muß, ist klar. 

Albert Flachs 26 ) hat in richtiger Erkenntnis dieser Tatsache die 
Überwachung der Jugendlektüre und die Kontrolle des Verlaufes und der 
Schaustellung unzüchtiger Bücher und Bilder seitens der Buchhändler angeregt. 

In jüngster Zeit wurde diese dankenswerte Anregung einigen behörd¬ 
lichen Verfügungen zugrunde gelegt. So hat das Amtsblatt des bayerischen 
Kultusministeriums vor kurzem einen Erlaß veröffentlicht, welcher die Ver¬ 
breitung unsittlicher Druckschriften und Abbildungen betrifft. Der Erlaß 
verfügt u. a.: 

„Die Anstaltsvorstände werden deshalb angewiesen, die hier in Betracht 
kommenden Geschäfte, soweit sie im Schulbezirke liegen und von Schülern und 
Schülerinnen bei Einkäufen für 8chulzwecke in Anspruch genommen werden, sorg¬ 
fältig im Auge zu behalten und auf die Beseitigung der zu beanstandenden Gegen¬ 
stände aus den Schaufenstern sowie aus den offenen Geschäftsräumen hinzuwirken. 
Die Geschäftsinhaber sind hierbei aufmerksam zu machen, daß im Falle der Nicht¬ 
erfüllung des gestellten Ansinnens den Schülern verboten werden müßte, weiterhin 
ihren Bedarf in den betreffenden Geschäften zu decken. u 

lf>* 
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Noch energischer nahm die Gemeinde Pankow den Kampf gegen die 
Schmutz- und Schundliteratur auf. Es wurde ein von der Jugendschriften- 
Kommission verfaßtes Flugblatt auf Kosten der Gemeinde in 5000 Exemplaren 
gedruckt und an die Eltern der Volksschüler durch die Lehrer verteilt. Die 
Eltern werden auf die Gefahren hingewiesen, die ihren Kindern und der Er¬ 
ziehung in Schule und Haus, der Familie und unserem gesamten Volks¬ 
leben durch die Lektüre der Indianer- und Räubergeschichten, Detektiv¬ 
geschichten usw. erwachsen. Auf die Buchhandlungen und die Papierhändler 
wurde durch ein Rundschreiben der Gemeindeverwaltung zwecks Entfernung 
derartiger Literaturerzeugnisse hingewirkt und ferner wurde durch einen 
offiziösen Bericht die Öffentlichkeit für den Gegenstand interessiert, um durch 
sie auf widerstrebende Buchhändler einen Druck auszuüben*). 

Es ist überaus erfreulich, daß die Königliche Regierung in Potsdam (mit 
der Verfügung vom 13. November 1908) dieses Vorgehen „zur Beachtung“ 
empfohlen und dadurch dieser neuen Bewegung sozusagen den amtlichen 
Stempel aufgedrückt hat. 

In Deutschland bestehen seit vielen Jahren 80 vereinigte deutsche 
Prüfungsausschüsse, in denen über 1000 Lehrer und Lehrerinnen die für 
die Jugend bestimmten Bücher prüfen. Das Ergebnis dieser Arbeit ist das 
„Verzeichnis empfehlenswerter Jugendschriften“, das in jedem 
Herbst in neuer Auflage erscheint und völlig unentgeltlich durch W. Senger, 
Hamburg 22, Wagnerstraße 53 erhältlich ist. 

Auch der Dürer-Bund hat unter dem Titel: „Welche Schriften 
geben wir unseren Kindern?“ eine Flugschrift herausgegeben, welche 
von dem Verlage C. W. Callwey, München, Finkenstraße 2, zum Preise von 
10 Pf. zu beziehen ist. 

Eine unheilvolle und verheerende Wirkung in bezug auf die Unter¬ 
grabung der Volksmoral und bezüglich der Verbreitung von Geschlechts¬ 
krankheiten übt die Prostitution aus. Ihre Bekämpfung wäre gewiß eine 
große Tat, welche die Sexualprobleme ihrer Lösung um ein bedeutendes 
Stück näher brächte. Eine fast unübersehbare Spezialliteratur befaßt sich 
mit diesem überaus wichtigen Problem und an theoretischen Vorschlägen, 
ja sogar an praktischen Versuchen, dieser Giftbeule beizukommen, fehlt es 
wahrlich nicht. Die Geschichte der Prostitution, zu welcher uns namentlich 
Tarnowsky 26 ) in seinem prächtigen Buche: „Prostitution und Abolitionis¬ 
mus“ ebenso interessante, wie lehrreiche Beiträge liefert, beweist, daß auch 
die vollständige Lösung dieses Problems nicht so leicht gelingen kann. 
Gewaltmaßregeln, so selbst die Massentötung von Prostituierten, gesetzliche 
Verbote, polizeiliche Überwachung, aber auch charitative Besserungsanstalten 
und Asyle für gefallene Mädchen — Maßnahmen, die auch in modernem 
Gewände in der neueren Literatur als Vorschläge wiederkehren — es war 
alles schon dagewesen und hat das Übel nicht beseitigt und auch nicht 
wesentlich eingeschränkt. 

Ich kann hier nicht auf dieses Thema, das sich nicht mit wenigen 
Worten abtun läßt, eingehen, weil mich dies viel zu weit führen würde; ich 
will daher nur das eine betonen, daß die Versuche, die direkten und in- 


*) Nach „JugendWohlfahrt“, I. Heft. Verlag B. G. Teubner, Leipzig, 1909. 
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direkten Gefahren der Prostitution nach Möglichkeit einzudämmen, mit 
allem Eifer fortgesetzt werden müssen, selbst wenn auch der Gegenwart nur 
ein bescheidener Erfolg beschieden ist, daß aber die Lösung des Problems, 
wie der meisten Sexualprobleme überhaupt, der Hauptsache nach mit der 
Behebung des sozialen Elends zusammenfällt. 

Hier muß der Hebel angesetzt werden! Armut und Not sind die kräf¬ 
tigsten Nährböden für Siechtum und moralische Verkommenheit, und wenn 
wir es auch in absehbarer Zeit kaum durchsetzen werden, daß der Wunsch 
des französischen Heinrich IV. in Erfüllung gehen wird, „daß Sonntags jeder 
Bauer sein Huhn im Topfe hat a , so können wir es doch erzielen, daß es keine 
unverschuldete Not gibt und daß der selbstverschuldeten Not durch gesetz¬ 
liche Zwangsmaßregeln gesteuert wird. 

Hier muß eine zielbewußte soziale Gesetzgebung, die sich in erster 
Linie auf die Sozialhygiene stützt, Vorsehung spielen, hier muß eine weit¬ 
blickende und menschliche Gemeinde-Armenfürsorge ergänzend ein- 
treten, um das Volk und in erster Linie die Jugend zu körperlich, geistig 
und moralisch gesunden Menschen zu erziehen. 

Diese sozialen Maßnahmen müssen mit dem Mutterschutz und der Säug¬ 
lingsfürsorge beginnen, ein Fürsorgegesetz muß es ermöglichen, die durch 
das verderbliche Milieu des Proletarierhauses sittlich gefährdeten Kinder aus 
demselben zu entfernen und von Staats oder Gemeinde wegen in richtigen 
Grundsätzen zu erziehen. Für verlassene und verwaiste Kinder muß ge¬ 
setzlich vorgesorgt, die schulentlassene Jugend, die Lehrlinge und die 
Lehrmädchen dürfen nicht Bich selbst und dem verderblichen Einflüsse der 
älteren Arbeitsgenossen überantwortet werden; sie müssen stetig überwacht 
und vor Not geschützt werden. Lehrlingshorte, Ledigenheime, Einführung 
von Volksspielen, Fortbildungsschulen sind die wichtigsten Einrichtungen, 
die diesem Zwecke dienen. Hier muß auch der Bekämpfung des Alkohol¬ 
mißbrauches, als einer unbedingten Voraussetzung für ein körperliches 
und geistigen Gedeihen des Volkes, gedacht werden, und diese Bekämpfung 
muß schon bei der schulentlassenen, ja schon bei der Schuljugend begonnen 
werden. 

Eine Wohnungsreform muß das Wohnungselend beseitigen, das 
eine der häufigsten Ursachen der sittlichen Verwahrlosung und Verrohung 
der Jugend bildet. Die Arbeiterschutzgesetze und die Sozialversicherung 
der Arbeiter und aller Minderbemittelter: Kranken-, Alters- und Invaliditäts¬ 
versicherung, die Versicherung gegen Arbeitslosigkeit, die Einschränkung 
der Frauen- und Kinderarbeit, sind auszubauen. Zwangserziehung, Zwangs¬ 
arbeitsanstalten, Trinkerasyle mit zwangsweiser Unterbringung von Ge¬ 
wohnheitstrinkern müssen für die den Gesetzen trotzenden Degenerierten 
gesetzlich vorgesehen sein. Fürsorge für Kranke aller Art und die Be¬ 
kämpfung der Volksseuchen müssen zweckentsprechend durchgeführt werden. 

Mit all diesen Vorschlägen bewegen wir uns nicht mehr auf theore¬ 
tischem und rein spekulativem Boden, hier schöpfen wir vielmehr aus dem 
praktischen Leben der Gegenwart. All die aufgezählten sozialen Einrich¬ 
tungen bestehen schon in den meisten Kulturstaaten, aber sie müssen noch 
sehr vervollkommnet, erweitert und vertieft werden, wenn sie ihren Zweck 
ganz erfüllen sollen und nicht halbe Maßnahmen bleiben sollen, wie sie es 
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heute sind. Es ist mit der sozialen Fürsorge ähnlich wie mit der Heeres¬ 
ausrüstung: sie muß vollkommen sein, wenn sie wirksam sein soll, und es 
ist eigentlich merkwürdig, wie leichten Herzens für den bewaffneten Frieden 
in allen Großstaaten die Millionen bewilligt werden, während man bei dem 
Etat für die Bekämpfung des sozialen Elends an allen Ecken und Enden 
spart und Abstriche macht, so daß diese Ausrüstung alB eine mangelhafte 
bezeichnet werden muß und weit hinter dem tatsächlichen Bedürfnisse 
zurückbleibt. 

Eine neue Richtung, welche die Verbesserung des Menschengeschlechtes 
in körperlicher und geistiger und mittelbar dadurch auch in ethischer Be¬ 
ziehung auf einem bisher wenig beschrittenen Wege anstrebt, ist die von 
Francis Galton als Eugenik bezeichnete Rassenhygiene. Galton hat 
an der Universität in London ein eigenes Laboratorium für Nationaleugenik 
errichtet und die neue Wissenschaft definiert als „das Studium der unter 
sozialer Kontrolle stehenden Agenzien, welche sowohl die körperlichen, wie 
die geistigen rasslichen Eigenschaften künftiger Generationen verbessern oder 
verschlechtern können.“ Karl Pearson 27 ) hat in eiuem geistvollen Vortrage: 
„Über Zweck und Bedeutung einer nationalen Rassenhygiene (National¬ 
eugenik) für den Staat“ die Grundlagen dieser neuen Wissenschaft kurz 
umschrieben und unserem Verständnisse näher gebracht. Für unser Thema 
ist nur die eine Tatsache von Belang, daß die neue Lehre eine durch den 
Staat kontrollierte Auslese des Volkes anstrebt. 

Schon Platon hat in ähnlichem Sinne eine „Reinigung des Staates“ 
durch gerechte Bestrafung und in letzter Linie durch Tod und Verbannung 
der die Gesamtheit schädigenden Individuen gefordert. Pearson faßt die 
Prinzipien dieser erwünschten Auslese dahin zusammen: 

„Es gibt gegen die Entartung kein Universalmittel. Jedes Verfahren ist 
heilsam, welches auf die Herabsetzung der Fruchtbarkeit der Untauglichen und 
auf die Hebung der Fruchtbarkeit der Tauglichen gerichtet ist. Wir werden die 
Bestimmung der gesellschaftlich Tauglichen schwierig finden, obwohl körperliche 
Erscheinung und geistige Fähigkeit uns dazu behilflich sein werden. Aber wenn 
wir uns dem Gewohnheitsverbrecher, dem Berufslandstreicher, dem Tuberkulösen, 
dem Geisteskranken, dem geistig Defekten, dem Alkoholiker, dem seit der Geburt 
oder durch Ausschweifung Kranken zuwenden, so kann wenig Zweifel über ihre 
gesellschaftliche Untauglichkeit bestehen. Hier ist jedes Hilfsmittel, das darauf 
gerichtet ist, sie von der Gemeinschaft zu sondern, jede Absonderung, die ihre 
Aussichten auf Fortpflanzung herabmindert, der Beachtung wert. So befremdend 
es scheinen mag, wir sind nicht weit über das von Platon vorgeschlagene Heil- 
mittel hinaus, das beschönigend eine Kolonie für die Entarteten jedes Geschlechtes 
genannt wird. Die Pflicht des Mannes der Wissenschaft ist, das Gesetz der Tat¬ 
sachen herauszufinden und, wenn möglich, das Gewissen seiner Landsleute zu er¬ 
wecken, damit sie mit dem Vorhandensein des Gesetzes rechnen. Die Aufgabe 
des Staatsmannes ist es, das anwendbare gesellschaftliche Heilmittel zu entdecken, 
das jenem Gesetze nicht zuwiderläuft. 11 

Auch Forel hat in seinem öfter erwähnten Werke einer derartigen 
Ra8senauBlese das Wort geredet, und in neuerer Zeit soll ein südamerikanischer 
Staat ein Gesetz erlassen haben, welches unter bestimmten Vorsichtsmaßregeln 
gegen den Mißbrauch dieses Gesetzes die Vornahme gewisser Operationen 
zur Verhütung der Fortpflanzung männlicher und weiblicher Degenerierter 
(Gewohnheitsverbrecher, unheilbarer Irren und Alkoholiker und dergleichen) 
anordnet. 
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E8 liegt unleugbar ein gesunder Kern in dieser Seite der 
^Eugenik“; aber die Menschheit und auch die Wissenschaft müßte weit 
mehr vorgeschritten sein, um solch ein neulykurgUches Staatsgesetz zu 
einem in allen Fällen gerechten und möglichst unfehlbaren zu gestalten. Es 
müßte lauter Ideal-Richter und Ideal - Sachverständige geben, „daß weder 
Haß noch Liebe das Urteil trübe“, das sie fällen. Man kann nicht rund¬ 
weg behaupten, daß die oben angedeuteten Gedanken ewig Utopien bleiben 
werden, aber sie sind vorläufig doch nur Zukunftsmusik und man wird durch 
die Verwirklichung derselben die Rasse und die Menschheit erst dann ver¬ 
bessern können, bis sie (auf anderen Wegen) — bereits etwas besser ge¬ 
worden ist. — 

Neben all den bisher erwähnten zahlreichen Vorschlägen und Versuchen 
zur Lösung der Sexualprobleme läuft noch eine moderne Bewegung einher, 
die mit der Sexualethik in einem innigen Zusammenhänge steht, die Forde¬ 
rung einer zeitgemäßen Ehereform. So gerechtfertigt auch diese Be¬ 
wegung besonders vom juridischen und frauenrechtlicben Standpunkte sein 
mag, für unser Thema hat sie nur ein sexualhygienisches und sexualpäda¬ 
gogisches Interesse. Die Erziehung der Mädchen zur Ehe (in der 
Familie und auch durch Haushaltungsschulen und durch den Unterricht in 
Kinderpflege) hat ihre volle Berechtigung. 

Die natürliche Bestimmung des Weibes ist der Mutterberuf. Im 
Laufe der Jahrtausende sind die Kulturvölker auf dem Wege der Evolution 
über die geschichtlichen Phasen der freien Liebe, der Vielweiberei und 
Polyandrie selbständig zur monogamen Ehe gelangt, zur Gründung der 
Familie. Die Familie bildet die feste Grundlage des Staates, sie ist die 
natürlichste Einrichtung für die Erziehung der Kinder. Die Kinder, die zu 
brauchbaren Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft erzogen werden 
sollen, können die Mutter nicht entbehren; aber seien wir aufrichtig: sie 
können auch nur sehr schwer des Vaters entraten. Das „Mutterrecht“ in 
Ehren, es soll bestehen; aber nur für Ausnahmefälle, die Familie mit Mutter 
und Vater soll doch die Regel bleiben. Das schließt die Gleichberechtigung 
von Mann und Weib nicht aus, das schließt nicht au9, daß die Frau, ob sie 
zur Ehe gelangt oder nicht, in allen Berufsarten mit dem Manne in 
Wettbewerb treten kann. 

Wenn wir objektiv urteilen, so müssen wir gestehen, daß in sehr vielen 
Fällen die moderne Mädchenerziehung — und dies gerade in besseren Fa¬ 
milien — einer gründlichen Reform bedürfe. Die Mädchen werden häufig 
nicht so sehr zur Ehe und für die Ehe, als zur Eheschließung erzogen, 
sie werden sozusagen auf den Mann dressiert. Durch die raffiniertesten 
Toilettenkünste soll der Mann sexuell angezogen werden, durch lukullische 
Gastmahle, bei welchen die Mütter heiratsfähiger Töchter in der Darbietung 
kulinarischer Genüsse sich in verschwenderischer Weise gegenseitig über¬ 
bieten, soll der eingefangene Heiratskandidat gleichsam bestochen werden. 
Sehen solche Mütter das Entwürdigende dieses üblichen Männerfanges nicht 
ein? Die unbedingte Voraussetzung für eine glückliche Ehe ist neben der 
vollständigen Gesundheit beider Eheteile die freiwillige gegenseitige Zu¬ 
neigung. Wehe, wenn sie nur durch den Duft der Havanna und durch den 
perlenden Schaum des Champagners, den man dem „Auserwählten“ vorsetzt, 
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vorgetäuscht wird, sie verflüchtigt dann in der Ehe ebenso rasch wie der 
Rauch der Havanna und der kurze Champagnerrausch. 

Wir Ärzte können nur einer Ehereform das Wort reden, welche nach 
Möglichkeit eine an Körper und Geist gesunde Nachkommenschaft verbürgt* 
Der Ehe kommt vom rassenhygienischen Standpunkte eine hohe Bedeutung 
zu. Auch für das Menschengeschlecht ist eine „Zuchtwahl“ im Darwin¬ 
schen Sinne erstrebenswert. Das Gesetz der Vererbung rächt tatsächlich 
die Sünden der Väter bis ins dritte und vierte Geschlecht. In erster Linie 
ist es die Syphilis eines der beiden Eheteile, welche dem unschuldigen Kinde 
schon im Mutterleibe das Kainszeichen aufdrückt und es siech macht oft für 
das ganze Leben. Der Alkoholismus der Eltern oder auch nur eines Eltern¬ 
teils erzeugt eine degenerierte Nachkommenschaft, Schwachsinnige und die 
„geborenen Verbrecher“; die Tuberkulose der Eltern schafft bei den Nach¬ 
kommen die Disposition für die gleiche Krankheit, die Nervosität der Eltern 
wird oft im gesteigerten Maße auf die Kinder vererbt 

Solange wir nicht zu einer echten Nationaleugenik im Sinne Galtona 
(8. oben) gelangen können, sind gesetzliche Eheeinschränkungen, wie sie 
bereits vielfach vorgeschlagen worden sind, bei derartigen Kranken immer¬ 
hin diskutabel und gewiß gerechtfertigt, obgleich auch hier die praktische 
Durchführbarkeit nicht so leicht ist, wie die Aufstellung der Forderung. 

So sind denn die Wege vorgezeichnet, die zur Lösung der Sexual¬ 
probleme führen — können, aber sie sind so zahlreich und so verschlungen, 
daß sie wohl beschritten, aber von einer Generation unmöglich zurück¬ 
gelegt werden können. Der Geschlechtstrieb ist der mächtigste Trieb, den 
die Natur zum Zwecke der Fortpflanzung und der Erhaltung der Art in den 
Menschen und in das Tier gelegt hat. Der Mensch hat diesen tierisohen 
Trieb zur beglückenden Liebe veredelt; aber alle Reformer und Moralphilo- 
sophen werden das Triebartige der Liebesgefühle nicht aus der Welt schaffen; 
das Horazsche Wort: „Naturam expellas furca; tarnen usque recurret“ — 
die Natur auszutreiben ist ein vergebliches Bemühen, Bie kehrt doch stets 
wieder zurück — gilt auch heute noch im vollen Maße von dem Liebesieben 
der Menschen. Wenn gewisse Moralprediger männlichen und weiblichen 
Geschlechtes die Natur in Gesetze zwängen wollen, welche meist der Phantasie 
entspringen, so ist das ein ebenso lächerliches, wie vergebliches Bemühen; 
die Natur läßt sich nicht meistern. sie hat sich selbst ihre ehernen Gesetze 
geschrieben, an denen der Mensch nicht rütteln kann und soll. In die zahl¬ 
losen Reformvorschläge für das Liebesieben der Menschen mischt sich sehr 
oft unbewußt der Neid und die subjektive Mißstimmung der Enttäuschten 
und Schiffbrüchigen in der Liebe. 

Aber auch denen, welche ihre zügellosen sexuellen Leiden¬ 
schaften und ihre Perversitäten zum Naturgesetz erhoben wissen 
wollen, den hypermodernen Umstürzlern auf dem Gebiete der 
Sexualethik, gehört die Zukunft nicht. 

Nur ein an Körper und Geist gesundes Menschengeschlecht wird auch 
eine natürliche und gesunde Geschlechtsliebe empfinden und nur auf diesem 
Wege werden wir das Ziel erreichen: durch Natürlichkeit und Rein¬ 
heit der Lebensführung des ganzen Volkes zur Natürlichkeit und 
Reinheit des Geschlechtslebens allmählich emporzusteigen. 
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Welche Anforderungen sind an die Gewinnung einer 
Milch zu stellen, die roh an Säuglinge verabreicht 

werden soll? 

Von Amtstierarzt Dr. Kurt Poppe, Berlin. 


„Die lebenswanne natürliche Milch ist lebendig und 
trügt in sich lebendige Kraft, welche Krankheiten ver¬ 
hindert und Krankheitskeime zerstört. Die gekochte 
Milch ist tote Milch, ein Gemisch lebloser chemischer 
Substanzen“ (Schottelius 0 *). 

Durch zahlreiche Untersuchungen und Beobachtungen ist festgestellt 
worden, daß die rohe Milch unter Umständen auf den Organismus des Säug¬ 
lings einen günstigeren Einfluß ausübt als die Milch, die durch Erhitzen in 
einen gewissen Dauerzustand übergeführt wurde. Diese in ihrer physiolo¬ 
gischen Wirkung beruhende abweichende Beschaffenheit der gekochten Milch 
kennzeichnet sich durch folgende Eigenschaften. Die löslichen Kalks&lze 
wandeln sich in unlösliche um, wodurch die Knochenbildung des Säuglings 
eine mangelhafte werden kann; das Lecithin, das für die Entwickelung des 
Nervensystems unentbehrlich ist, wird zerstört. Weiterhin soll das Erhitzen 
der Milch bei höheren Temperaturen eine Abnahme der Verdaulichkeit des 
Eiweißes, besonders des Lactoalbumins bewirken, die darauf beruht, daß das 
der Muttermilch nicht nur durch seine chemische, sondern auch durch seine 
biologische Nativität ziemlich nahe stehende lebendige Tiereiweiß infolge 
Gerinnens in eine schwer assimilierbare Form umgewandelt wird (Seiffert 4J4 ). 
Nach den Untersuchungen v. Behrings 8 ) äußert sich die ungünstige Wir¬ 
kung der gekochten Milch vor allem jedoch darin, daß die Fermente und 
antibakteriellen — nach Koning 44 ) die bakteriziden — Heilkörper, besonders 
die gegen die Tuberkulose, deren Zufuhr für den Säugling zum Kampfe 
gegen die Infektionskrankheiten notwendig ist, durch das Erhitzen vernichtet 
werden. 

Der Ansicht, daß die Milch durch das Abkochen denaturiert werde, 
stehen die Befunde Brünings 15 ) gegenüber, der in Übereinstimmung mit 
Soxhlet, Baginsky, Biedert, Czerny, Salge und anderen vor einer 
Überschätzung der Bedeutung der rohen Milch bei der Ernährung der Säug¬ 
linge warnt. Wie dem auch sei, so ist es jedoch als erwiesen zu betrachten, 
daß das fortgesetzte Verabreichen von gekochter Milch unter Umständen 
schwerwiegende Schädigungen, die meist unter dem Bilde der Rhachitis und 
Barlowschen Krankheit aufzutreten pflegen, hervorrufen kann. Es ist 
daher von den verschiedensten Seiten die Forderung aufgestellt worden, die 
Säuglinge, die aus besonderen Gründen die natürliche Brustnahrung ent¬ 
behren müssen, mit roher Milch zu ernähren. Da jedoch die rohe Milch, 
wie dies v. Soxhlets Untersuchungen (Bernheim 12 ) bewiesen haben, unter 
Infektionsbedingungen, die für die Frauenmilch nicht bestehen, zum Konsum 
kommt, so hat eine derartige Milch, falls das auf der einen Seite geschaffene 
Gute nicht durch die auf der anderen Seite bestehenden erhöhten Nachteile 
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in Frage gestellt werden soll, in betreff des „Hygienisch einwandfrei“ den 
weitgehendsten Ansprüchen zu genügen. Über diesen Punkt herrscht, was 
in sämtlichen genannten Gegenstand behandelnden Arbeiten, Ministerial¬ 
erlassen und Polizei Verordnungen zum Ausdruck gebracht ist, insofern die 
größte Übereinstimmung, als man allgemein die Forderung aufgestellt hat, 
daß „die zum Schutze der Volksgesundheit im Verkehr mit Milch zu erlassenden 
Bestimmungen nur dann von dauerndem Erfolg begleitet sein können, wenn 
sie schon bei der Produktion einsetzen“ (Müller und v. Wendt 69 ). Die 
Wichtigkeit dieses Gesichtspunktes, der für die Herstellung einwandfreier 
Kindermilch von ausschlaggebender Bedeutung ist, macht sich im besonderen 
auch darin bemerkbar, daß sich die jetzigen Maßnahmen in betreff der 
Hygiene der Milch fast ausschließlich auf die Hygiene am Ursprungsort 
konzentrieren und erst in zweiter Linie die früher allein aufgestellten For¬ 
derungen berücksichtigen, wo man der Meinung war, mit dem Vorschreiben 
eines gewissen Fettgehaltes und bestimmten spezifischen Gewichtes alles Er¬ 
forderliche getan zu haben. 

Der Zweck der vorliegenden Arbeit ist also, diejenigen hygienischen 
Maßnahmen zu besprechen, die es dem Produzenten ermöglichen, ohne über¬ 
mäßige Betriebsschwierigkeiten eine einwandfreie, der gewöhnlichen Markt¬ 
milch überlegene Kindermilch zu gewinnen, ohne daß der Preis eines der¬ 
artigen Produktes, das ja nicht bloß den wohlhabenden, sondern vor allem 
den durch eine erhöhte Säuglingssterblichkeit ausgezeichneten ärmeren Be¬ 
völkerungsschichten zugute kommen soll, übermäßig in die Höhe getrieben 
wird. Vom volkswirtschaftlichen Standpunkte ist dieser Frage, worauf 
Pusch 77 ) und andere hingewiesen haben, die größte Bedeutung beizu¬ 
messen, denn nur dann kann in Deutschland die enorm hohe Säuglings¬ 
sterblichkeit mit Aussicht auf Erfolg bekämpft werden, wenn es gelingt, zu 
wohlfeilen Preisen eine gesunde Kindermilch zu erzeugen. 

Als Einführung dürfte es zweckmäßig sein, den Begriff „Kindermilch“ 
(Säuglingsmilch) kurz zu erläutern. Unter Kindermilch und dem Sinne nach 
ähnlichen Bezeichnungen versteht man im allgemeinen eine Milch, die hin¬ 
sichtlich ihrer Gewinnung, Beschaffenheit und Behandlung besonderen An¬ 
forderungen genügen muß. Da für ein solches Produkt von seiten des Pro¬ 
duzenten eine gewisse Gewähr für das Elinhalten bestimmter hygienischer 
Maßnahmen gefordert werden muß, so schreiben sämtliche Polizeiverord¬ 
nungen, die den Verkehr mit Milch betreffen, die Anmeldung eines derartigen 
Betriebes bei der Behörde vor. Der Erlaß des Kgl. sächsischen Ministeriums 
des Innern vom 23. Juni 1899 gibt folgende Erklärung: 

„Wenn frische Vollmilch (d. i. Milch, der nichts hinzugesetzt und nichts weg 
genommen, welche also auch sonst nicht verändert ist) unter der Bezeichnung als 
»Kindermilch« verkauft werden soll, kann verlangt werden, daß sie nachweislich 
von Kühen stammt, deren Haltung, Fütterung und Gesundheitszustand von einem 
beamteten Tierarzt dauernd überwacht wird und zu Bedenken keinen Anlaß gibt.“ 

In verschiedenen Polizeiverordnungen wird in neuerer Zeit unter „Kinder- 
milch“ solche verstanden, die Krankheitskeime, besonders Tuberkelbazillen, 
nicht enthält [v. Behring 9 ), Klimm er 40 ), Pusch 77 )] und an deren Be¬ 
schaffenheit besondere, im Verlauf dieser Abhandlung zu besprechende Einzel¬ 
forderungen gestellt werden müssen. 
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Eine kurze und treffende Erklärung des Begriffes „Kindermilch“ wurde auf 
dem dritten Milchwirtschaftskongreß 55 ) gegeben, der den Beschluß faßte, „die zum 
Verbrauch im frischen Zustande und besonders die zur Säuglingsnahrung bestimmte 
Milch muß das gesamte Gemelke gesunder, gut genährter Kühe darstellen*. 


In ähnlichem Sinne sprach sich auch der achte Internationale tierärzt¬ 
liche Kongreß 105 ) aus, der die Forderung auf stellte, daß streng darauf zu 
achten sei, daß Bezeichnungen wie „tuberkulosefreie Milch, Kindermilch, 
hygienische Milch“ usw. nicht zu Reklamezwecken benutzt und die Gewin¬ 
nung solcher Milchsorten an bestimmte Forderungen geknüpft werde. 

Auf Grund der in den gesetzlichen Bestimmungen niedergelegten For¬ 
derungen gliedert sich das in Rede stehende Thema in folgende Abschnitte, 
die im folgenden näher behandelt werden sollen. 

I. Gewinnung der Milch. 

II. Eigenschaften der gewonnenen Milch. 

III. Versand der Milch. 

IV. Fütterung 

V. Aufstellung und Wartung } der Milchtiere. 

VI. Tierärztliche Überwachung 


I. Gewinnung der Milch. 

Zunächst sind die Forderungen zu erläutern, die an die Milch von der 
Entleerung aus dem Eutsr bis zur Abgabe an den Konsumenten zu stellen 
sind (Hygiene am Ursprungsort). Es gliedert sich daher dieser Gegen¬ 
stand in die Besprechung der für die Gewinnung von Kindermilch im all¬ 
gemeinen in Betracht kommenden Gesichtspunkte, woran anschließend die 
Maßnahmen zu erörtern sind, die bei Ausführung des Melkgeschäftes und 
der weiteren Behandlung der Milch eingehalten werden müssen. 

Über die Art der Gewinnung sind nach der Lage des landwirtschaft¬ 
lichen Betriebes bekanntlich zwei verschiedene Systeme zu unterscheiden. 
Auf der einen Seite, die als die natürliche oder ursprüngliche Form zu be¬ 
zeichnen ist, geschieht die Produktion von Milch in Aufzuchtwirtschaften, 
die, wie der Name besagt, sich mit der Züchtung von Jungvieh beschäftigen, 
während auf der anderen Seite die Abmelkwirtschaft eingeführt ist. Diese 
besteht darin, daß man in verkehrsreichen Gegenden, die für die Abnahme 
von Frischmilch zu höherem Preise günstige Gelegenheit bieten, die Jung¬ 
viehzucht vollkommen aufgegeben hat und den Bedarf an frischmilchenden 
Tieren durch Zukauf ergänzt. Die Kühe werden längstens neun bis zehn 
Monate gehalten, sind dann abgemolken und werden, wenn sie nur noch 
eine geringe Menge Milch liefern, im angefleischten Zustande verkauft. Das 
Wesen dieser beiden, voneinander vollkommen verschiedenen Betriebe kenn¬ 
zeichnet sich nach den Angaben von Perseke 74 ) am deutlichsten an der 
Hand der Statistik. Während sich nämlich in den eigentlichen Zuchtgebieten 
das Verhältnis des Jungviehs zu dem älteren Vieh wie 30:70 stellt, ist dies 
Verhältnis in der Nähe der dicht bevölkerten Bezirke wie 10 : 90. Die 
Frage, welcher Form des milchwirtschaftlichen Betriebes der Vorzug zu geben 
ist, ist noch nicht vollkommen gelöst und wohl dahin zu beantworten; daß 
im allgemeinen die Aufzuchtwirtschaft vorzuziehen ist, besonders auch aus 
dem Grunde, weil bei einer weiteren Ausdehnung der Abmelk wirtschaften 
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die Tierzucht stark benachteiligt werden würde (Hansen 29 ). Jedoch kann 
die Abmelk Wirtschaft, die infolge des dauernden Wechsels des Bestandes, 
der immerwährenden Stallhaltung und der wohl zum Fleischansatz geeigneten, 
für die Kindermilcherzeugung sich aber nicht empfehlenden intensiven 
Fütterung große Nachteile bietet, dann zur Kindermilchproduktion heran¬ 
gezogen werden, wenn die Einhaltung sämtlicher hygienischer Maßnahmen 
und besonders eine zweckentsprechende Fütterung gewährleistet wird. Eine 
weitere Ausdehnung dieser Betriebsart, die für industriereiche Bezirke manche 
Vorteile bietet, und allgemeine Einführung, wie sie Stieger 100 ) fordert, der 
für eine rationelle Milchproduktion die AufzuchtWirtschaft gänzlich aus¬ 
geschaltet wissen will, dürfte wohl aus dem Grunde nicht zu empfehlen sein, 
weil infolge des stetigen Wechsels der Tiere die Kontrolle erschwert und die 
Produktion unnötig verteuert wird. 

Die in der Literatur über die Gewinnung von Kindermilch niedergelegten 
Ansichten sind im allgemeinen dahin zusammenzufassen, daß nur die pein¬ 
lichste Sauberkeit die Gewinnung einer einwandfreien Milch gewährleisten 
kann. Die in diesem Sinne zu treffenden Maßregeln müssen daher, was in 
den meisten Polizeiverordnungen ausdrücklich betont wird, derartige sein, 
daß sie es ermöglichen, die Milch in dem Zustande zu erhalten, wie sie sich 
in der Milchdrüse befindet. Bei der Behandlung dieser Frage ist es nun 
von Interesse, festzustellen, daß man in dem Bestreben, die Milch möglichst 
vor Verunreinigung durch Keime zu schützen, von dem gleichen Gedanken¬ 
gang ausgegangen ist, wie die moderne Chirurgie. Gleichwie diese von der 
Antisepsis zur reinen Asepsis übergegangen ist, so hat man die noch vor 
kurzer Zeit zum Schutze der Verderbnis der Milch angewendeten Konser¬ 
vierungsmittel (Borsäure, Formalin, Wasserstoffsuperoxyd und andere), die 
zum Teil auch gesundheitsschädlich wirken, wieder fallen lassen und ist 
dazu übergegangen, die Milch möglichst keimfrei zu gewinnen. Da die 
Milch von gesunden Individuen in der Milchdrüse keimfrei ist, wie dies 
Escherisch jun. für die Frauenmilch und Lister 47 ), Simon 96 ) und andere 
für die Kuhmilch nacbgewiesen haben, so ist bei der „Anstrebung asep¬ 
tischer Verfahren in der Milchgewinnung als Erstes und Wichtigstes zu 
bedenken, daß die primäre Reinhaltung der Milch den Anfang des Ver¬ 
edelungsprozesses zu bilden hat tf (Seiffert 94 ). Die sämtlichen, die sog. 
aseptische Milchgewinnung betreffenden Bestrebungen verfolgen also den 
Zweck, daß die Zahl der Bakterien herabgesetzt wird (Hempel 31 ), Back¬ 
haus und Appel 4 ). Hierbei ist jedoch von vornherein ausdrücklich zu er¬ 
wähnen, daß die Herstellung einer vollkommen keimfreien Milch unter ge¬ 
wöhnlichen Verhältnissen schwer durchzuführen ist („aseptische Milch ist 
ein Gelehrtentraum“, v. Soxhlet 98 ). Man muß sich daher, soweit es sich 
um Kindermilch handelt, die infolge ihres annehmbaren Preises der Allge¬ 
meinheit dienen solL damit begnügen, eine möglichst keimarme Milch zu er¬ 
zeugen. 

Von den bei der Milchgewinnung im besonderen einzuhaltenden hygie¬ 
nischen Maßregeln ist zunächst die Ausführung des Melkgeschäftes 
einer näheren Besprechung zu unterziehen. Hierbei ist vor allem darauf zu 
achten, daß das mit dem Melken betraute Personal vor Beginn desselben die 
Euter der Tiere gründlich zu reinigen hat. Dies hat dadurch zu geschehen, 
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daß nach vorherigem Trockenreihen der Schenkel und der unteren Bauch¬ 
fläche das Euter und seine Umgebung mit Seife und warmem Wasser, das 
öfters erneuert werden muß, zu waschen, abzuspülen und mit einem sauberen 
Tuche abzutrocknen ist. Der Gebrauch einer Desinfektionsflüssigkeit — For¬ 
malin, Festoform (Backhausscher Euterbeutel) —, was von verschiedenen 
Seiten vorgeschlagen wurde, dürfte sich der mannigfachen Nachteile wegen 
(Übergang des Geruches der Desinfektionsflüssigkeit in die Milch, Mehrarbeit, 
vermehrte Kosten) erübrigen. Nebenbei sei an dieser Stelle erwähnt, daß 
in jüngster Zeit Fettick 23 ) Waschungen des Euters mit 2proz. Lösung von 
Lysoform (ungiftiges Formaldehyd, das nicht in die Milch übergehen soll) 
empfohlen hat, wodurch die Keimzahl der ermolkenen Milch auf den dritten 
Teil der sonst bei Waschung mit Wasser gefundenen zurückgedrängt werden 
konnte. Um die Milchinfektion durch die Luft — nach Koning 44 ) finden 
in der Stalluft Bakterienströmungen in bestimmter Richtung statt, von denen 
der von der Rückenhöhe der Kuh nach unten gerichtete „Bakterienregen“ 
der bedeutendste ist — und von der Haut des Tieres möglichst zu verhindern, 
hat man auch vorgeschlagen, den Kühen vor dem Melken ein großes leinenes 
Tuch um den Rumpf zu legen (Hempel 31 ). Der Wert einer solchen Maß¬ 
regel wird jedoch nach den Angaben von Pusch 77 ) meistens überschätzt. 
Falls die Milchkühe das Reinigen des Euters mit Wasser und Seife nicht 
vertragen sollten, was von verschiedenen Seiten behauptet worden ist, so 
kann eine gewisse Sauberkeit schon dadurch erzielt werden, daß nach Ent¬ 
fernung der groben Schmutzteile und Abreiben mit einem reinen trockenen 
Tuche das Euter mit einem neutralen, nicht ranzigen Fett eingerieben wird. 

Nach der Euterreinigung hat der Melker selbst seine Hände und Unter¬ 
arme mit warmem Wasser, Seife und Bürste zu reinigen, einen sauberen 
Melkanzug (aus waschbarem Stoff mit kurzen Ärmeln) oder eine Melkschürze 
anzulegen und mit dem Melken zu beginnen. Bei Ausführung des Melk¬ 
geschäftes, das schnell, aber ohne übergroße Hast erledigt werden soll, hat 
möglichste Ruhe, ohne die eine saubere Gewinnung der Milch nicht möglich 
ist, im Stalle zu herrschen. Das Melken ist nun derart vorzunehmen, daß 
die Melkhandgriffe und Bewegungen in steter Gleichmäßigkeit ausgeführt 
werden. Die ersten Milchstrahlen sind infolge ihres hohen Keimgehaltes 
(Schmutzpfropf an der Zitzenöffnung) in die Streu oder, was mehr zu emp¬ 
fehlen ist, in ein besonderes Gefäß zu melken. Bei dem Melken ist es 
gleichgültig, ob kreuzweise, gleichstrichig oder gleichseitig gemolken wird, 
da nach den Untersuchungen von Till mann 106 ) hierdurch weder die Menge, 
noch die Zusammensetzung der Milch irgendwie beeinflußt wird. Ein Haupt¬ 
augenmerk, das auf keinen Fall vernachlässigt werden sollte, ist darauf 
zu richten, daß dem sog. Ausmelken, welches die fettreichste Milch liefert, 
besondere Sorgfalt gewidmet wird. In letzter Zeit wurde auch das von dem 
dänischen Tierarzt Hegelund (vgl. Ostertag 67 ) eingeführte Melk verfahren, 
das einen erhöhten Fettgehalt und eine Mehrausbeute sichern soll, ver¬ 
schiedentlich gerühmt. Diese Methode bezweckt, „durch geeignete Bearbei¬ 
tung aller Teile des Euters ein vollständiges Reinmelken zu erreichen und 
dann durch das Nachmelken das Euter zur Milchbildung weiter anzuregen“ 
(Ostertag und Henkel 72 ). Kirchner 37 ) und andere, die dieses Verfahren 
nachprüften, konnten jedoch die Angaben Hegelunds nicht bestätigen; zu- 


Digitized by 


Gck gle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Welche Anforderungen sind an die Gewinnung einer Milch zu stellen, usw. 23M 

nächst wurde allerdings ein Mehrertrag erzielt, der aber bei den nachfolgen¬ 
den Melkungen wieder zurückging. 

Die Verwendung von Melkmaschinen, deren Gebrauch nach den Unter¬ 
suchungen von Backhaus 8 ) den Keimgehalt um das Hundertfache im Ver¬ 
gleich zur gewöhnlichen Gewinnung zurückdrängen soll — Müller und 
v.Wendt 62 ) behaupten jedoch das Gegenteil — dürfte jedoch in Anbetracht 
der hohen Anschaffungskosten und der subtilen Handhabung in einem ohne 
allzu hohe Geldausgaben arbeitenden Betriebe noch nicht allgemeine Ein¬ 
führung finden. 

In bezug auf die Melkgefäße, die zum Auffangen der Milch dienen 
sollen, ist zu fordern, daß nur leicht zu reinigende Melkeimer, am besten 
solche aus nahtlosem Metall (Holzeimer sind zu verwerfen), verwendet 
werden. Nach jedesmaligem Gebrauch sind diese durch Ausspülen mit 
Wasser, Auswaschen mit heißem Sodawasser oder besser 0,2proz. Natron¬ 
lauge (Müller und v. Wendt Ga ) und gründliches Nachspülen mit kochend 
heißem Wasser zu reinigen und vor Gebrauch möglichst durch Trocken¬ 
sterilisation zu sterilisieren. Beim Reinigen der Milchgefäße, das in einem 
eigenen Raume (Spülstube) zu geschehen hat, ist darauf Bedacht zu nehmen, 
daß nur Wasser (am besten Leitungswasser) verwendet wird, das hinsicht¬ 
lich seiner Beschaffenheit als vollkommen einwandfrei zu bezeichnen ist. 
Auch Melkeimer, die gleich beim Melken die Verunreinigung der Milch mög¬ 
lichst verhüten sollen (z. B. der Backhaussche Nutriciaeimer), sind emp¬ 
fehlenswert. 

Die Bedeutung eines besonderen Melkraumes, dessen Einrichtuug nament¬ 
lich von ärztlicher Seite [Hempel 22 ) und andere] angeraten wurde, ist be¬ 
deutend überschätzt worden. Ein solcher kann daher bei einem sachgemäßen 
und reinlichen Betriebe entbehrt werden. So konnte Pusch 77 ) durch genaue 
im Rassestall der Tierärztlichen Hochschule zu Dresden ausgeführte Versuche 
beweisen, daß der Keimgehalt der Milch, die einerseits in einem besonderen 
Melkraume und andererseits im Stalle ermolken wurde, nur geringe Unter¬ 
schiede aufweist. 

Beiläufig soll noch die Frage kurz erörtert werden, wie oft täglich ge¬ 
molken werden soll. Diese ist dahin zu beantworten, daß es im allgemeinen 
genügt, die Milchkühe zwei- bis dreimal zu melken. Sehr milchergiebige 
Kühe, besonders frischmilchende, sind öfters zu melken als solche, die in der 
Laktation schon weiter vorgeschritten sind. Vor allem ist jedoch darauf zu 
achten, daß die festgesetzten Melkzeiten, zwischen denen gleiche Zwischen¬ 
räume liegen müssen, und dieselbe Reihenfolge der zu melkenden Tiere streng 
eingehalten werden. Um über den Milchertrag einer jeden einzelnen Kuh 
eine Übersicht zu haben, ist es auch unerläßlich, daß ihre Menge oder ihr 
Gewicht täglich festgestellt werden. 

Weiterhin kommt für die Gewinnung einer hygienisch einwandfreien 
Kindermilch außer der peinlichst sauberen Ausführung des Melkgeschäftes 
noch in Betracht, daß die Milch auch in dem Zustande erhalten wird, wie 
sie das Euter verlassen hat. Dies läßt sich am sichersten durch Filtration 
und nachfolgende Tiefkühlung erreichen. Diese Arbeiten müssen, um 
eine Infektion mit Keimen der Stalluft zu vermeiden, im unmittelbaren An¬ 
schluß an das Melken in einem sauberen, luftigen Raume (Milchkammer, 
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Milchstube), der mit dem Stalle nicht in direkter Verbindung steht, vorge¬ 
nommen werden. 

Nachdem man erkannt hatte, daß die herkömmliche Art des Durch- 
seihens der Milch, die noch heute in den kleineren Produktionsstatten viel¬ 
fach angewendet wird, nicht imstande ist, den Milchschmutz — Kotteilchen, 
Haare, Futter- und Spreuteilchen — zurückzuhalten, sondern daß im Gegen¬ 
teil die Bakterienklümpchen beim Durchseihen aufgelöst und durch die Seih¬ 
tücher hindurchgedrückt werden (Engel 21 ), ist man dazu übergegangen, die 
Milch vor dem Eingießen in ein Sammelgefäß durch Metallsiebe mit Watte¬ 
einlagen zu filtrieren. Welcher von den zahlreich von der Industrie in den 
Handel gebrachten Filtrierapparate verwendet wird, ist gleichgültig, nur ist 
darauf zu achten, daß die Wattescheiben nach dem Gebrauch entfernt und 
nach Reinigung des Apparates durch neue ersetzt werden. Die zur Ent¬ 
schmutzung der Milch vielfach empfohlenen Reinigungszentrifugen, die 
außerdem noch eine Durchlüftung der Milch vornehmen (Entfernung des 
Futter- und StallJjerucbes), sind bei der Kindermilchproduktion zu entbehren, 
da ihnen der Nachteil anhaftet, daß die durch das Aufrahmen notwendig 
gewordene nachträgliche Mischung von Rahm und Magermilch eine weniger 
gleichmäßige Verteilung des Fettes bedingt. 

Die Kühlung der Milch an der Produktionsstätte, die nicht allzu schwer 
durchführbar ist, muß für die Herstellung von Kindermilch unter allen Um¬ 
ständen gefordert werden; nach Plaut 76 ) soll diese Bezeichnung überhaupt 
nur für eine im Stalle gekühlte Milch zulässig sein. Die Kühlung geschieht 
entweder dadurch, daß man die Temperatur der Milch durch möglichst 
kaltes Brunnenwasser zu erniedrigen sucht oder, falls es nicht gelingen sollte, 
die Temperatur auf 10° herabzudrücken, dadurch, daß man sich besonderer 
Tiefkühlapparate bedient. Meistens sind die von dem Ingenieur Helm 30 ) 
konstruierten Apparate eingeführt, die es ermöglichen, daß die Milch durch 
natürliche (Eis) oder künstliche Kälte (Kältemischungen) auf ungefähr 5° 
abgekühlt wird. Unter diese Temperatur bei der Kühlung der Milch her¬ 
unterzugehen, ist nicht empfehlenswert, weil unter 2° die antibakteriellen 
Milchkörper schon merklich beeinflußt werden (v. Behring 8 ). Da die Küh¬ 
lung der Milch jedoch keine Verminderung der ursprünglichen Keimzahl 
bewirkt, sondern nur die Vermehrung der Keime hintanhält, so ist die beete 
Tiefkühlung zwecklos, wenn die Milch während der Versendung Tempera¬ 
turen über 15° erreicht. 

II. Eigenschaften der gewonnenen Milch. 

In bezug auf die Beschaffenheit des als Kindermilch zu verwendenden 
Produktes ist strengstens darauf zu achten, daß die unter diesem Namen in 
den Verkehr kommende Milch unter allen Umständen Mischmilch von mehreren 
Kühen darstellen muß. In diesem Sinne verfügte die Verwaltung der Stadt 
München, deren gesetzliche Regelung des Verkehrs mit Milch als vorbildlich 
zu bezeichnen ist, daß Kindermilch Mischmilch von mindestens vier Kühen 
sein muß, die wenigstens drei Liter pro Tag geben. Daß unter dem Namen 
Kindermilch nur Vollmilch, d. i. Milch, der nichts genommen und 
nichts hinzugesetzt worden ist, verstanden wird, bedarf wohl keiner 
näheren Erörterung. Anders verhält es sich jedoch in betreff der von ein- 
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zelnen Verwaltungsbehörden festgesetzten Bestimmungen, daß die Kinder¬ 
milch einen höheren Fettgehalt als Vollmilch haben soll. Zum Beispiel 
schreiben die Polizeiverordnungen von Berlin, Charlottenburg, Essen, Halle, 
Leipzig (Vollmilch I. Sorte), M.-Gladbach vor, daß Kindermilch 3,0 Proz. Fett 
(gewöhnliche Vollmilch nur 2,7 Proz.) enthalten soll, während Dresden mehr 
als 2,8 Proz. Fett (Vollmilch I. Sorte) und Chemnitz 3,2 Proz. Fett (Voll¬ 
milch 2,8 Proz.) fordern (nach Rein sch 82 ). Da der Fettgehalt bekanntlich 
von der Iodividualität, der Rasse und dem Alter der Milchtiere, sowie von 
der Laktationsperiode abhängig ist, so ist eine höhere Normierung desselben 
gegenüber der Vollmilch wohl nicht zu rechtfertigen. Vom gesundheits¬ 
polizeilichen Standpunkte ist es auch entschieden vorteilhafter, wenn der er¬ 
höhte Preis der Kindermilch, die ja so wie so vor dem Gebrauch meistens 
verdünnt zu werden pflegt, die Gewähr dafür bietet, daß eine derartige 
Milch in betreff ihrer Gewinnung höheren Anforderungen genügt, als bezüg¬ 
lich eines Fettgehaltes, der über den der Vollmilch hinausgeht. 

Zar Feststellung der guten Beschaffenheit der Milch ist außer der grob¬ 
sinnlichen Prüfung (Farbe, Geschmack) die Untersuchung der Milch auf 
ihren Schmutz-, Bakterien- und Säuregehalt heranzuziehen. Wie im vorher¬ 
gehenden Abschnitt schon erwähnt wurde, stammt der Milchschmutz teils 
von den Milchtieren selbst (Haare, Kotteilchen, Bakterien), teils aus deren 
Umgebung (Futter- und Streuteilchen, Bakterien). Da der Gehalt an 
Schmutz für die Beurteilung einer reinlich gewonnenen Milch von Wichtig¬ 
keit ist — „das Hauptaugenmerk ist auf die Verschmutzung der Milch zu 
richten“ (Beschluß des zweiten Allgemeinen Milchwirtschaftskongresses 54 ) — 
so sind in viele Milchpolizeiverordnungen Bestimmungen über den Schmutz¬ 
gehalt aufgenommen worden. „Ob es jedoch angebracht ist“, schreibt 
Rein sch 82 ), „für den Schmutzgehalt eine Grenze dem Gewicht nach festzu- 
setzen, kann fraglich erscheinen. Ganz abgesehen davon, daß eine derartige 
Bestimmung die praktische Milchkontrolle in nicht unerheblichem Grade er¬ 
schwert, gehen auch die Ansichten über die noch zulässigen Grenzen des 
Schmutzgehaltes sehr auseinander.“ So ist die Höchstgrenze für den Schmutz¬ 
gehalt der Marktmilch festgesetzt worden in M.-Gladbach auf 5 mg, in 
Dresden und Düsseldorf auf 8mg, in Bielefeld, Chemnitz, Solingen und im 
Regierungsbezirk Stettin auf 10 mg, in Mannheim auf 15 mg im Liter. Die 
Polizeiverordnungen anderer Städte, soweit sie Bestimmungen über den 
Schmutzgehalt eingeführt haben, fordern entweder, daß die Milch keinen 
Schmutz oder Schmutz in „nicht erheblicher Menge“ (Hamburg) oder, daß 
Milch nach längerem ruhigen Stehen (Plauen), oder nach halbstündigem 
Stehen (Altona), oder einstündigem Stehen (Posen), oder zweistündigem 
Stehen (Hannover) keinen Bodensatz (Schmutz) zeigen darf (Reinsch 82 ). 
Eine besondere Vorschrift für die zulässige Schmutzmenge in Kindermilch 
hat nur die Verwaltung der Stadt Solingen eingeführt, die 5 mg im Liter 
als Maximum ansieht Eine Normierung des Schmutzgehaltes in der gleichen 
Höhe hat Würtz 112 ) vorgeschlagen, während v. Soxhlet 28 ) diese Grenze 
auf 10 mg erweitert wissen will. Da die vergleichenden Untersuchungen von 
Renk 84 ) und die im Hygienischen Institut zu Hamburg 11 ) ausgeführten 
deutlich gezeigt haben, daß es dem Produzenten ohne übermäßige Schwierig¬ 
keit möglich ist, den Schmutzgehalt in der Marktmilch unter 10 mg im Liter 
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zu halten, so ist, falls eine gesetzliche Bestimmung über die zulässige Höchst¬ 
grenze eingeführt werden sollte, diese unter 10 mg zu wählen. 

Ähnlich wie der Milchschmutz kann auch der Bakteriengehalt für 
die Beurteilung der Güte und Haltbarkeit einer Milch mit herangezogen 
werden. Da auch in dieser Hinsicht in der Neuzeit mancherlei, zum Teil 
übertriebene Anforderungen an die Kindermilch gestellt zu werdeu pflegen, 
so ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, was Pusch 70 ) kürzlich wieder be¬ 
tonte, daß die Bedeutung des Keimgehaltes nicht überschätzt werden darf. 
Es kann nämlich Vorkommen, daß eine Milch eine auffallend hohe Keimzahl 
auf weist, ohne in bezug auf ihre Reinheit und Frische verändert zu sein, 
denn nicht auf die Zahl, sondern auf die Art der Keime kommt es an* 
Während die von der Haut und aus der Umgebung des Tieres stammenden 
Bakterien, falls sie nicht in übergroßer Zahl Vorkommen, als harmlose Sapro- 
phyten anzusehen sind, können die eine Mittelstellung zwischen den patho¬ 
genen und saprophytischen Bakterien einnehmenden Koliarten und Strepto¬ 
kokken es bedingen, daß eine diese Keime enthaltende Milch nicht als 
Kindermilch bezeichnet werden darf. Was das numerische Verhältnis der 
Keime anbetrifft, so ist von verschiedenen Forschern eine Grenzzahl für 
Kindermilch angegeben worden. Pusch 77 ) fand bei seinen hierüber ange- 
stellten Versuchen, „für die keine besonderen Vorbereitungen getroffen und 
die im Interesse einer besseren Kontrolle des Personals auch mal an einem 
außer der Reihe liegenden Tage vorgenommen wurden u , daß die höchsten 
und die niedrigsten Keimzahlen einer und derselben Milch um rund 2000 
schwankten. Nach Jensen 83 ) soll eine Säuglingsmilch nicht über 6000 
Keime im Kubikzentimeter enthalten, während v. Behring*) den Keimgehalt 
auf 400 — zur Zeit des Verbrauches auf 1000 — festsetzt. Eine Bestim¬ 
mung über den zulässigen Keimgelialt von Kindermilch in die gesetzlichen 
Bestimmungen aufzunehmen, dürfte nur insofern anzuraten sein, als die 
Forderung aufgestellt wird, daß durch saubere Gewinnung und Behandlung 
am Ursprungsorte eine keimarme Beschaffenheit gewährleistet wird. 

In betreff des Vorkommens von Streptokokken, von denen be¬ 
stimmte Arten gewisse Darmkrankheiten der Säuglinge hervorrufen können, 
ist noch nachzutragen, daß wir in der ursprünglich von Berger 10 ) ge¬ 
fundenen und von Rullmann und Trommsdorff 89 ) bestätigten Tatsache, 
daß ein Zusammenhang zwischen dem Auftreten größerer Mengen von Leuko¬ 
zyten einerseits, von Streptokokken andererseits in der Milch besteht, ein 
Mittel haben, die Streptokokken indirekt nachzuweisen. Diese von Tromms¬ 
dorff 109 » 110 ) als Milchleukozyten- oder Milcheiterprobe bezeichnete Methode 
ermöglicht es, daß durch den vermehrten Leukozytengehalt in der Milch das 
Bestehen einer chronischen Euterkrankheit, insbesondere einer Streptokokken- 
mastitis, nachgewiesen werden kann. Die Milch derartiger Kühe, für die 
v. Behring 9 ) den Namen Kokkenkühe gewählt hat, ist vom Verkehr aus¬ 
zuschließen. Rühm 88 ), der die Trommsdorff sehe Methode nachprüfte, 
bestätigte ihren Wert für die frühzeitige Erkennung der eitrigen Mastitis, 
wohingegen Löhnis 49 ) behauptet, daß auch das normale Euter eine sehr 
leukozytenreiche Milch liefern könne. Auch Pusch 77 ) fand bei seinen 
Untersuchungen, daß der Leukozytengehalt der Milch erhöht sein kann, ohne 
daß es sich um Streptokokkenmastitis handelte (Kolostrum, Milch kurz vor 
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dem Kalben). Trotz dieser Fehlergebnisse hält genannter Forscher jedoch 
die Milchleukozytenprobe für geeignet, diejenigen Kühe herauszufinden, die 
an einer Milchanom&iie leiden, bevor man durch die klinische Untersuchung 
etwas Krankhaftes am Euter findet. 

Der Wert der Untersuchung der Milch auf ihren Schmutz- und Keimgebalt, 
die in einem geordneten Betriebe von Zeit zu Zeit vorgenommen werden sollte, 
liegt weniger in der direkten Ermittelung niedriger Schmutz und Keimzahlen, 
als vielmehr darin, daß der Vergleich der erhaltenen Zahlen es ermöglicht, 
das Personal auf seine Sauberkeit bei der Milchgewinnung zu kontrollieren. 

Weiterhin ist noch zu bemerken, daß ein als Kindermilch zu bezeich¬ 
nendes Produkt keinen erhöhten Säuregehalt zeigen darf, ebenso wie eine 
solche Milch natürlich die Koch- und Alkoholprobe bestehen muß. 

Von der Verwendung als Kindermilch in rohem Zustande ist, gleichwie 
dies für die Marktmilch allgemein gefordert wird, gänzlich auszuschließen 
Milch von Tieren, die für Mensch oder Tier pathogene Bakterien 
oder sonstige fremde Stoffe enthält, ln diesem Sinne wird in allen 
Polizei verordn ungen vorgeschrieben, daß Milch von Kühen, die an Milzbrand, 
Lungenseuche, Rauschbrand, Tollwut, Pocken, Maul- und Klauenseuche, 
Durchfällen, Euterentzündung, Pyämie, Septikämie, Gebärmutterentzündung, 
Zurückbleiben der Nachgeburt oder an anderen fieberhaften Erkrankungen 
leiden, oder die mit giftigen Arzneimitteln, die in die Milch übergehen, be¬ 
handelt werden, oder die fremde Stoffe (Konservierungsmittel) enthält, oder 
die sonstwie in bezug auf Farbe, Geruch und Konsistenz verändert ist, dem 
Verkehr entzogen werden muß. Desgleichen wird gefordert, daß die Milch 
von Kühen, die an allgemeiner Tuberkulose mit Abmagerung oder an sog. 
offener Tuberkulose (Lunge, Darm, Gebärmutter, Euter) leiden, vom Genuß 
unbedingt auszuscbließen ist. 

Über den Ausschluß der Milch von Kühen, die kurz vor dem Kalben 
stehen oder die eben gekalbt haben, enthalten die Polizei verordn ungen gleich¬ 
falls Bestimmungen, dahingehend, daß die Kolostralmilch bis zum 5., 6., 
8. oder sogar 14. Tage (München) nach dem Kalben nicht in den Verkehr 
gebracht werden darf. Da die Kolostralmilch infolge ihrer Zusammensetzung 
schädlich auf den Organismus des Säuglings ein wirkt, so haben diese Vor¬ 
schriften, die für die als Marktmilch in den Handel zu bringende Vollmilch 
erlassen sind, natürlich auf die zur Säuglingsernährung dienende Vorzugs¬ 
milch in erhöhtem Maße Anwendung zu finden. Ebenso ist die kurze Zeit 
vor der Geburt noch zur Absonderung kommende Milch, falls die Kühe nicht 
überhaupt trocken stehen, vom Konsum auszuschließen. Diese Bestimmung 
dürfte für die Kindermilch dahin zu erweitern sein, daß die Milch von 
Kühen, die weniger als drei Liter pro Tag geben (München) oder die hoch- 
trächtig sind [nach Moussu 68 ) nach dem siebenten Trächtigkeitsmonat] 
nicht mehr als Kindermilch zu bezeichnen ist. Auch die Verwendung der 
Milch brünstiger Tiere ist zu verbieten. 

UI. Versand der Milch. 

Die bei der Versendung anzuweodenden Maßnahmen haben den Zweck, 
die Milch auch weiterhin in dem Zustande zu erhalten, in dem sie sich an 
der Produktionsstätte befindet. Infolgedessen ist die für die gewöhnliche 
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Marktmileh übliche Art des Transportes in Milchkannen für die Kindermilch 
nicht zu empfehlen, weil hierbei die Gefahr besteht, daß die Milch durch das 
wiederholte Umfüllen neuerdings leicht verunreinigt werden kann. Außer¬ 
dem wird der Fettgehalt der nachträglich abgefüllten Milch, da während des 
Transportes in Kannen eine Aufrahmung einzutreten pflegt, insofern un¬ 
günstig beeinflußt, als die zuerst abgefüllte Milch sehr fettreich, die zuletzt 
abgefüllte dagegen relativ fettarm ist. Um diesen Nachteilen entgegen¬ 
wirken zu können, schreibt man jetzt für die Versendung von Kinder¬ 
milch allgemein vor, daß diese ausschließlich in Flaschen, deren Fül¬ 
lung am Orte der Produktion vorgenommen wird, in den Konsum gebracht 
werden darf. Die meisten Polizeiverordnungen enthalten daher die Bestim¬ 
mung, daß „Kindermilch nur in ungefärbten (weißen oder halbweißen) Glas¬ 
gefäßen in den Verkehr gebracht werden werden soll“. Was die Reinigung, 
Sterilisation und Füllung der Flaschen anbetrifft, so hat v. Behring 8 ) in 
seinen für die Säuglingsmilchgewinnung auf gestellten Leitsätzen, die hier 
auszugsweise wiedergegeben werden sollen, folgende Bestimmungen getroffen: 

1. Füllung in luft- und keimdicht zu verschließende Flaschen (250 bis 300 ccm), 
die leicht zu reinigen sind und 4 bei der Hitzesterilisation keinen Schaden 
leiden. 

2. Reinigung und Sterilisation der Milchflaschen: 

a) Rückgabe der Flaschen von den Konsumenten in ungereinigtem Zu¬ 
stande ; 

b) besonderer Flaschenreinigungsraum, der auch zur Flaschenfüllung 
dienen kann; 

c) Flaschenreinigung durch Spülung in 10 proz. warmer Sodalösung, Quarz¬ 
sandeintreibung mit einem unter Druck stehenden Strom von heißem 
Wasser, Kaltspülung; 

d) Sterilisation im Trockenschrank. 

Da in diesen Vorschriften die meisten für die Verwendung der Kinder¬ 
milch in Betracht kommenden Maßregeln, deren Ausführung wohl in einem 
mit geringeren Kosten arbeitenden Betriebe etwas vereinfacht werden kann, 
zusammengestellt sind, so ist nur noch nachzutragen, daß bei dem Abfüllen 
durch eine geeignete Vorrichtung darauf Bedacht genommen wird, daß der 
Fettgehalt in allen Flaschen der gleiche ist. • Um die Flaschen während des 
Transportes und an der Verkaufsstelle vor unbefugtem Öffnen zu schützen, 
ist es außerdem notwendig, eine Plombierung oder, was mit geringeren 
Kosten verbunden ist, eine Sicherung des Verschlusses durch aufgeklebte 
Papierstreifen vorzunehmen und mit einem Kennzeichen zu versehen, aus 
dem der Absender ersichtlich ist. Auch der auf dem Rittergute Ohorn 
[Hempel sa ), Zietzschmann 114 )] gebräuchliche Verschluß mit Pergament¬ 
papierkappe ist der Billigkeit halber sehr empfehlenswert. Durch kühlen 
Transport, im Sommer in Wagen mit Eiskühlung, ist weiterhin Sorge dafür 
zu tragen, daß die Milch ihre ursprüngliche Beschaffenheit beibehält. Dies 
kommt in manchen gesetzlichen Verordnungen dadurch zum Ausdruck, daß 
die Temperatur der Kindermilch bei der Abgabe an die Konsumenten einen be¬ 
stimmten Grad nicht überschreiten darf (Darmstadt 14°, Posen 10°, Solingen 
16°, Stuttgart 15°; in Neuyork gilt schon eine Milch, die wärmer als 10° C ist, 
als verfälscht, „adulterated“, Köster 43 ). Über das Alter einer Milch, die 
noch als Kindermilch zu bezeichnen ist, findet sich in der Verordnung für 
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die Stadt und den Kreis Darmstadt die Bestimmung, daß die am Vormittag 
gewonnene Milch spätestens im Laufe desselben Tages, die am Nachmittag 
gewonnene Milch spätestens während des nächsten Vormittags in die Hände 
der Käufer gelangen muß; ältere Milch darf nicht als Kindermilch bezeichnet 
werden. So empfehlenswert auch eine derartige Vorschrift ist, dürften sich 
jedoch aus wirtschaftlichen Gründen der allgemeinen Einführung einer solchen 
Bestimmung mancherlei Schwierigkeiten in den Weg stellen; zum mindesten 
müßte die Ablieferungsfrist bis in die Hände des Konsumenten auf 24 Stunden 
verlängert werden. 

Die Bedeutung der Flaschenmilch für die Versendung von Kindermilch 
ist für eine hygienische Milchversorgung über alle Zweifel erhaben, da sie 
allein den Abnehmern die sichere Gewähr bietet, eine unverfälschte und 
saubere Milch von bestimmter Herkunft zu erhalten. „Diese Art des Milch¬ 
handels verdient“, so schreibt Kirchner 88 ), „die allgemeinste Verbreitung, 
und nicht nur bei Vorzugsmilch.“ 

IV. Fütterung der Milchtiere. 

Für die Ernährung des Rindviehs kommen vorzugsweise Grün- und 
Rauhfuttermittel, Wurzelfrüchte und die Rückstände der landwirtschaftlichen 
Nebengewerbe in Betracht. Nach dem Nutzungszweck ist unter diesen Futter¬ 
mitteln eine Auswahl zu treffen, je nachdem höchste Arbeitsleistung, Milch¬ 
oder Fettproduktion erzielt werden soll, und besonders darauf zu achten, 
daß der den Tieren zwecks möglichst hoher Produktion von gewissen Stoffen 
(Fleisch, Fett, Milch) zugeführte Überschuß von Nährstoffen, das „Pro¬ 
duktionsfutter“ (im Gegensatz zum Erhaltungsfutter), so beschaffen sein 
muß, daß die Nährstoffe im richtigen Verhältnis zueinander stehen (Kelln er 86 ), 
Noll 68 ). Bei der Auswahl der Futtermittel für die Milchkühe ist nach 
Klimmer 42 ) auf Schmackhaftigkeit, Bekömmlichkeit und darauf zu achten, 
daß die Futtermittel keinen ungünstigen Einfluß auf den Geschmack und die 
sonstigen gewünschten Eigenschaften der Milch entfalten. Doch ist die Tat¬ 
sache, daß dieselben Kühe um so mehr Milch liefern, je reichlicher, leicht¬ 
verdaulicher und schmackhafter das Futter ist (Sieglin 96 ), nicht in dem 
Sinne zu deuten, daß durch eine sehr intensive Fütterung die Milchleistung 
Bis zum Übermaß gesteigert werden soll, denn die über das Gesetzmäßige 
erhöhte Zufuhr von Nährstoffen, die auf der einen Seite günstig wirkt, kann 
auf der anderen Seite Zustände hervorrufen, die man allgemein für das Zu¬ 
standekommen von Infektionskrankheiten, besonders der Tuberkulose, mit 
verantwortlich machen muß. 

Um nun eine Kindermilch von möglichst gleichmäßiger Beschaffenheit 
produzieren zu können, hat man die Forderung aufgestellt, die Säuglingsmilch¬ 
kühe ausschließlich durch Trockenfütterung zu ernähren. Verschiedene 
Milchpolizei Verordnungen (Berlin, Darmstadt, Wiesbaden und andere) schreiben 
diese daher für die Kindermilch obligatorisch vor, ebenso wie von den Säug¬ 
lingsmilchanstalten der Trockenfütterung im Sinne einer hygienischen Milch¬ 
gewinnung das Wort geredet wird [Baer und Kurtz 5 ), Würtz 112 )]. Zu¬ 
gunsten der Trockenfütterung wird meistens geltend gemacht, daß durch 
die vollkommen gleichmäßige Ernährung der Kühe der bei anderer Fütte- 
rungsart notwendige Futterwechsel, der auf die Zusammensetzung der Milch 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



246 


Dr. Kurt Poppe, 


Digitized by 


und somit auf die Ernährung der Säuglinge ungünstig einwirkt, ausgeschaltet 
wird. Als Futtermittel können Wiesenheu, Körnerfrüchte (auch als Kleie 
oder Schrot), Stroh von Hülsenfrüchten und Leinsamen verabreicht werden. 

In neuerer Zeit ist man jedoch zu der Ansicht gekommen, daß auch 
Grünfütterung, die ja die natürliche Nahrung des Rindes bildet, unter 
den nötigen Vorsichtsmaßregeln angewendet werden darf [Backhaus 3 ), 
Foth 26 ), Kirchner 38 ), Müller und v. Wendt öÄ ), Pusch 77 ) u. a.)]. Gleich¬ 
wie die Milchkühe auf der Weide, wo sie sich das Futter selbst aussuchen, 
bei ausschließlicher Grünfütterung gut gedeihen und einen reichen Milch¬ 
ertrag liefern, so kann diese Fütterung auch bei der Stallhaltung gebraucht 
werden, um so mehr als das Grünfutter einen guten Einfluß auf die Konsti¬ 
tution und die Gesundheit der Tiere ausübt. Einen wirtschaftlichen Vorteil 
bietet die Grünfütterung auch insofern, als bei dieser Fütterungsart im 
Gegensatz zur reinen Trockenfütterung die Herstellungskosten wesentlich 
verbilligt werden. 

Was nun die einzelnen Futtermittel anbetrifft, so sind nur solche zu 
verwenden, die sich hinsichtlich ihrer äußeren Beschaffenheit als tadellos 
erweisen und Zeichen einer Zersetzung oder Gärung nicht erkennen lassen. 
Von Rauhfuttermitteln ist Wiesenheu — nach Kirchner 38 ) auch Ackerheu 
(Esparsette- und Luzerneheu) — und im Notfälle auch Stroh von Halm¬ 
getreide zu gestatten. Als Kraftfuttermittel sind die Schrote und Kleien der 
verschiedenen Getreidearten, sowie der Leinsamen, der aus diätetischen 
Rücksichten in keiner Milchkuranstalt fehlen sollte (Pusch 77 ), und die 
Rückstände der Ölfabrikation (Erdnuß- und Palmkernkuchen), falls sie von 
guter Beschaffenheit sind und nur in kleineren Mengen gefüttert werden, 
zulässig. Die Wurzelfrüchte sind nur unter gewissen Vorsichtsmaßregeln 
zu füttern, doch können Rüben in kleineren Portionen — größere Gaben 
verursachen Durchfall und bewirken hierdurch Änderungen in der Be¬ 
schaffenheit der Milch — verabreicht werden; Kartoffeln sind zu verbieten. 
Die Rückstände der landwirtschaftlich - technischen Gewerbe (Schlempe, 
Melasse, Rübenschnitzel, Biertreber) eignen sich in frischem Zustande infolge 
ihrer leichten Zersetzlichkeit nicht zur Fütterung der Kindermilchkühe; in 
getrocknetem Zustande können jedoch Biertreber, die infolge ihres hohen 
Eiweißgehaltes sehr vorteilhaft sind, zugelassen werden. Wie schon erwähnt 
ist Grünfütterung, am geeignetsten in Gestalt einer gut bestandenen Weide, 
die ja außerdem den Tieren die durchaus notwendige Körperbewegung in 
frischer Luft und Sonne gewährt, zu gestatten. Bei Stallhaltung können 
frisches Gras und grüner Klee, falls dieser nicht zu jung ist, Luzerne, 
Esparsette und die grünen Halmfrüchte dann ohne Bedenken gefüttert 
werden, wenn man durch Vermischung mit genügenden Mengen von Heu 
oder Stroh dafür Sorge trägt, daß die stark abführende Wirkung des wasser¬ 
reichen Grünfutters vermindert wird. Grüne Rüben- (Oxalsäure!) und Kohl¬ 
blätter sind auf jeden Fall zu verbieten. Bei jeder Art der Grünfütterung 
ist jedoch, was für die Gewinnung von Kindermilch die größte Bedeutung 
hat, besonders darauf zu achten, daß die Gebote der Reinlichkeit streng¬ 
stens beobachtet werden. 

Der bei der Grünfütterung öfters notwendige Futterwechsel, der 
von seiten der Anhänger der reinen Trockenfütterung als besonders schäd- 
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ich für die Kindermilcherzeugung angesehen wird, verliert dann seine 
Nachteile, wenn man den Übergang von einer Fütterungsart zur anderen 
allmählich vornimmt. Der Entwurf von Grundsätzen für die Regelung des 
Verkehrs mit Kuhmilch im Königreich Preußen, dem die neuesten An¬ 
schauungen auf dem Gebiete der Milchhygiene zugrunde gelegt worden sind, 
fordert eine Übergangszeit von 14 Tagen. Diese Zeit läßt sich jedoch, wie 
Foth 25 ) ausführt, ohne Bedenken verkürzen, da der so sehr gefürchtete 
Futter Wechsel nicht so gefährlich ist, wie man früher allgemein glaubte. 

ln manchen gesetzlichen Verordnungen sind in betreff der Fütterung 
der Kindermilcbkühe die zulässigen Futtermittel festgelegt worden. Falls 
eine derartige Bestimmung in weiten Grenzen, die auch das Interesse des 
Produzenten und ihre wirtschaftliche Betriebsart berücksichtigen, sich be¬ 
wegt, ist hiergegen vom allgemeinen Standpunkte aus nichts einzuwenden. 
Als mustergültig in diesem Sinne kann wohl der erwähnte Entwurf an¬ 
gesehen werden, der in § 4 (Absatz B, II) ein Verzeichnis der verbotenen 
Futtermittel aufstellt. Wird jedoch durch Verordnung — wie dies die 
jährlich mindestens einmal zu veröffentlichende Bekanntmachung des Polizei¬ 
präsidenten zu Berlin nach § 13 c der Berliner Polizeiverordnung vor¬ 
schreibt — nur „das Verzeichnis derjenigen Futtermittel, welche bis auf 
weiteres an Kindermilchkühe verabfolgt werden dürfen, zur Kenntnis der 
beteiligten Kreise gebracht“, so muß eine solche Bestimmung auf Grund 
unserer heutigen Kenntnis über die Zulässigkeit von Futtermitteln als zu 
streng und insofern in die landwirtschaftlichen Betriebe zu einschneidend be¬ 
zeichnet werden, als auch eine Fütterung mit anderen Futtermitteln die gleiche 
Gewähr für eine tadellose Kindermilch bieten kann [Plehn 76 ), Rievel 85 )]. 

Weiterhin ist die Frage zu prüfen, wann gefüttert werden soll. Als 
allgemein gültige Regel ist die aufzustellen, daß während des Melkens 
Futter nicht verabreicht werden darf, weil durch die während des Fressens 
hervorgerufene Unruhe im Stall die Gewinnung einer keimarmen Milch aus¬ 
geschlossen ist. Aus diesem Grunde ist dringend anzuraten, die Fütterung 
und außerdem auch sämtliche sonstigen im Stall vorzunehmenden Geschäfte 
nach dem Melken auszuführen. Um die Stalluft möglichst vor erhöhter 
Infektion zu schützen, ist auch darauf zu sehen, daß die Futtermittel nicht 
im Stalle selbst aufbewahrt werden. 

Dem Tränken der Tiere int in einem der Kindermilcherzeugung 
dienenden Stall ebenfalls eine erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken. Hierzu 
ist nur Wasser, das zum menschlichen Genuß sich eignet, zu benutzen. Die 
Anlage einer Selbsttränkvorrichtung, die es den Tieren ermöglicht, zu jeder 
Zeit zu trinken, ist für den Kindermilchstall unerläßlich. Um zu verhüten, 
daß das Wasser der einzelnen Gefäße zurückfließt und sich mit dem der 
anderen vermischt, wodurch der Verbreitung von Infektionskrankheiten 
Vorschub geleistet würde, sind Rücklaufventile an jedem einzelnen Trog 
anzubringen. 

V. Aufstellung und Wartung der Milchtiere. 

Da für die Produktion einer einwandfreien Kindermilch die Hygiene 
am Ursprungsort, wie schon mehrfach erwähnt, von größter Bedeutung ist, 
so muß der Beschaffenheit des Stalles in erhöhterem Maße, als dies 
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bisher der Fall gewesen ist, das Interesse zugewendet werden (vgLStödter 102 ). 
Ans diesem Grunde ist zu fordern, daß die für die Kindermilchgewinnung 
dienenden Kühe in einem besonderen Stall (Breslau, Münohen, Stuttgart), 
der als solcher in „unauslöschlicher Weise u zu bezeichnen ist (Runderlaß 
für Preußen), oder wenigstens in einer genügend abgegrenzten Abteilung 
des Stalles aufzustellen sind. Daß der Stall den weitgehendsten hygieni¬ 
schen Anforderungen — ausreichender Raum für die Tiere, genügende 
Licht- und Luftmenge, gute Ventilation — genügen muß, ist wohl nicht 
näher zu erörtern. Besonders ist jedoch darauf Gewicht zu legen, daß die 
Wände, der Fußboden, der vollkommen undurchlässig sein muß, und die 
Krippen leicht zu reinigen sind. Um eine gründliche Reinigung des Stalles, 
dessen Vornahme der Runderlaß für Preußen wöchentlich vorschreibt, aus¬ 
führen zu können, ist es dringend erforderlich, daß die Kindermilcbställe 
mit Wasserleitung und guten Abfluß vorricht ungen versehen sind (Berlin, 
Hessen, Darmstadt, Mainz). 

Als Einstreumaterial, das den Tieren ein trockenes und weiches Lager 
bieten soll, ist Stroh — wegen der Übertragung von Infektionskrankheiten 
dürfen aber gebrauchtes Bett- oder Packstroh, sowie andere Abfallstoffe 
nicht verwendet werden — Torfstreu, Sftgespäne oder Holzspäne (Holzwolle), 
überdeckt mit Stroh (Auerbach 1 ) zu empfehlen. Die permanente oder 
Matratzenstreu ist zu verbieten, weil diese für Krankheitserreger günstige 
Wachstumsbedingungen schafft und die Stalluft in hohem Grade ver¬ 
schlechtert. Auch auf das öftere Entfernen des Düngers, das wie das Ein¬ 
streuen und Füttern erst nach dem Melken vorgenommen werden darf, ist 
aus genanntem Grunde Wert zu legen. 

Alle einzelnen Maßnahmen in betreff der Bauart, Einrichtung, Reini¬ 
gung usw. des Kindermilchstalles an dieser Stelle zu besprechen, würde zu 
weit führen. Es soll daher nachfolgend der diesen Gegenstand behandelnde 
Paragraph des schon mehrfach erwähnten Entwurfes für das Königreich 
Preußen, der alle Anforderungen an die Stallhygiene im weitgehendsten 
Sinne berücksichtigt, angeführt werden: 

„Die Ställe müssen so viel Raum bieten, daß sie eine saubere und gesunde 
Haltung der Kühe ermöglichen. Sie sollen hell und luftig, mit undurchlässigen, 
leicht zu reinigenden Fußböden und Krippen und mit guten Abflußvorrichtungen, 
sowie mit einer ausreichenden Waschvorrichtung für die Melker versehen sein. 
Die Wände müssen bis mindestens 1,50 m Höhe mit undurchlässigem Belag oder 
Anstrich versehen werden. Die Ställe sind täglich, die Krippen nach jeder 
Fütterung gründlich zu reinigen, möglichst staubfrei und dauernd in tadellosem 
Bauzustand zu halten.“ 

Um der Verbreitung von Infektionskrankheiten vorzubeugen, ist bei der 
Aufstellung der Milchtiere auch darauf zu achten, daß die Tiere nicht mit 
den Köpfen gegeneinander an einem in der Mitte des Stalles verlaufenden 
Futtergange, sondern mit den Köpfen gegen die Seitenwände des Stalles 
auf gestellt werden (v. Behring 8 ). Auch die Anlage von niedrigen Zwischen¬ 
wänden zwischen den Trftnkgefäßen und Krippen der einzelnen Tiere, sowie 
die Einrichtung eines Kontumazstalles für neu zugekaufte oder erkrankte 
Tiere hat dem gleichen Zweck zu dienen. 

Weiterhin ist das jetzt viel gerühmte sogenannte Holländer-Auf- 
stallverfahren noch einer kurzen Besprechung zu unterziehen. Dieses 
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besteht hauptsächlich darin, den Stand der Kühe, der Breite wie der Länge 
nach, so knapp zu bemessen, daß die Tiere zwar bequem stehen, zur Krippe 
gelangen und sich niederlegen, aber weder nach vorn, noch nach der Seite 
übermäßig answeichen, also mit ihren Ausleerungen den Stand sich nicht 
verunreinigen können; vielmehr genötigt sind, Kot und Harn unmittelbar in 
eine hinter ihnen offen gehaltene entsprechend breite und tiefe Rinne (Grupe) 
fallen zu lassen (Martiny 51 ). Der Vorteil dieser Aufstellungsart kenn¬ 
zeichnet sich dadurch, daß Euter, Hinterteil und Schwanz, der frei hängend 
befestigt ist, vollkommen rein bleiben, daß Streustroh erspart und die Be¬ 
seitigung der Abgänge erleichtert wird. Nachteilig wirken jedoch die durch¬ 
gehenden Krippen, die die Verbreitung von Infektionskrankheiten begün¬ 
stigen, und der kurze und enge Stand, wodurch es leicht vorkommt, daß die 
Tiere in die Grupe treten, ausgleiten und sich verletzen. Wird diesen 
Nachteilen durch Einführung von Einzelkrippen und Überdeckung der Grupe 
durch ein Gitter abgeholfen, so ist gegen diese Art der Aufstellung dann 
nichts einzuwenden, wenn der Betrieb es ermöglicht, daß die Kühe tagsüber 
ins Freie kommen oder im Sommer auf die Weide gehen. Bei Stallhaltung, 
wie sie in den zur Kindermilchgewinnung eingeführten Betrieben meist 
üblich ist, spricht gegen die allgemeine Einführung der holländischen Stall¬ 
einrichtung besonders der Umstand, daß die Tiere ihrer Bewegungsfreiheit, 
die für den Ablauf aller physiologischen Funktionen von größter Wichtig¬ 
keit ist, fast vollkommen beraubt sind. 

Für die Gesunderhaltung der Milchkühe, denn nur ein gesunder Körper 
kann ein gesundes Sekret ausBcheiden (Schuppli"), ist fernerhin zu ver¬ 
langen , daß die Tiere täglich in frischer Luft, sei es auch nur eine kurze 
Zeit, sich bewegen, wodurch auch der Milchertrag günstig beeinflußt wird 
(Torsseil 108 ). Dies kann erreicht werden durch mäßige Arbeit (im Klein¬ 
betrieb als Zugtier), durch Weidegang oder durch Bewegen in einem Lauf¬ 
hof. Letztere Art bietet für die in oder in nächster Umgebung der Groß¬ 
städte liegenden Kindermilchställe, die infolge ihrer Örtlichkeit einen 
Weidegang oder Tummelplatz nicht einzurichten vermögen, die einzige 
Möglichkeit, den Tieren die unbedingt notwendige tägliche Bewegung zu 
verschaffen. Außerdem gewährt auch das tägliche Herausbringen der Tiere 
aus dem Stall noch den Vorteil, den Stall gründlich durchlüften und reinigen 
zu können. Falls sich der Aufstellung einer Bestimmung über den täglichen 
Aufenthalt der Kindermilchkühe in frischer Luft nicht allzu große Schwierig¬ 
keiten in den Weg stellen, so würde eine derartige Vorschrift nicht nur aus 
diätetischen und hygienischen Gründen, sondern auch deswegen mit Freude 
zu begrüßen sein, weil diese Maßregel für die Gesunderhaltung unserer zu 
fast ausschließlichem Stallaufenthalt verurteilten Milchtiere von allergrößtem 
Vorteil sein würde (Beschlüsse des dritten Allgemeinen Milchwirtschafts- 
Kongresses 55 ). 

Ähnlich wie die Gewinnung einer guten Kindermilch ohne peinlichste 
Reinlichkeit nicht möglich ist, so darf auch bei der Stall pflege und der 
Wartung der Milchtiere nicht außer acht gelassen werden, daß jede An¬ 
sammlung von Schmutz im Stall, auf den Stallgeräten, im Futter, auf der 
Körperoberfläche der Tiere, am Körper und an den Kleidern des Stall¬ 
personals die Ursache für eine Verunreinigung der Milch abgeben kann. Es 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



250 


Dr. Kurt Poppe, 


Difitized by 


ist daher strengstens darauf zu sehen, daß die im Stalle beschäftigten Per¬ 
sonen sich der größten Sauberkeit befleißigen. Unterstützt werden diese 
Maßnahmen dadurch, daß man für ausreichenden Luftzutritt, am besten 
durch eine gute Ventilation, für genügende Helligkeit, ohne die eine Rein¬ 
haltung des Stalles schwer durchzuführen ist, sowie für eine schnelle und 
möglichst geruchlose Ableitung der flüssigen und eine staubfreie Abfuhr der 
festen Entleerungen sorgt. Auf diese Punkte ist namentlich bei der Bau¬ 
anlage neuer Ställe mehr als bisher Rücksicht zu nehmen. Außer der 
Sauberhaltung des Stalles, die bei halbwegs geschultem Personal leicht zu 
erreichen ist, ist auf die dauernde Reinhaltung der Milchkühe Gewicht zu 
legen, die nur durch eine zweckmäßige Hautpflege zu erreichen ist. „Diese 
ist nicht nur aus Gründen der Reinlichkeit und im Interesse der Nutzung 
angezeigt, sondern vor allem hygienisch notwendig“ (Klimmer 42 ). Die 
Hautpflege bezweckt einesteils die Haut vom Schmutz zu befreien und 
anderenteils die Hauttätigkeit anzuregen, wodurch sie günstig auf den Stoff¬ 
wechsel und die Milch Sekretion ein wirkt. Eine regelmäßige Hautpflege hat 
darin zu bestehen, daß die Milchkühe täglich geputzt werden, wobei die 
stark beschmutzten Teile (Schenkel, Schwanz) vorher mit warmem Wasser 
zu waschen sind. Um die der Beschmutzung am meisten ausgesetzten 
Körperstellen zu schützen, empfiehlt es sich, die Haare des Schenkels und in 
der Umgebung des Euters abzuscheren und die Schwanzquaste zu kürzen. 

Fernerhin haben auch die Maßregeln über die Sauberkeit auf das mit 
der Gewinnung, Behandlung und dem Vertriebe der Milch beschäftigte 
Personal strenge Anwendung zu finden. Am besten wird dies dadurch 
erreicht, daß man das Personal unter Zuhilfenahme von warmem Wasser 
und Seife, von Hand- und Wischtüchern zur Reinlichkeit zu erziehen sucht 
(v. Behring ö ). Ein besonderes Augenmerk, das sämtliche Verordnungen 
eingehend berücksichtigt, ist darauf zu richten, daß die im Stalle be¬ 
schäftigten Personen frei von ansteckenden Krankheiten sind (Tuberkulose, 
Typhus, Ruhr, Cholera, Syphilis, Scharlach, Diphtherie, Pocken, Haut¬ 
erkrankungen). Da es bei verschiedenen dieser Erkrankungen (Typhus, 
Ruhr, Diphtherie) vorkommt, daß Personen, ohne selbst erkrankt zu sein, 
die Infektionserreger beherbergen und auf andere Menschen übertragen 
können (gesunde Bazillenträger), so ist der Ausschluß des Stallpersonals 
auch dann berechtigt, wenn in der Familie desselben derartige Krankheiten 
herrschen. Um den genannten Infektionskrankheiten des Menschen erfolg¬ 
reich entgegentreten zu können, ist die fast allgemein eingeführte ärzt¬ 
liche Überwachung des Gesundheitszustandes des Personals der 
KindermilchBtälle und die Anzeigepflicht für ansteckende und ekelerregende 
Krankheiten, auch für solche, die nach dem Gesetze nicht anzeigepflichtig 
sind, von der größten Bedeutung. 

TI. Tierärztliche Überwachung der Milchtiere. 

In Anbetracht der schon mehrfach erwähnten Tatsache, daß eine Kon¬ 
trolle nur dann von Erfolg begleitet sein kann, wenn sie bereits im Stalle 
einsetzt, ist die in sämtlichen neuzeitlichen Verordnungen über Kindermilch 
vorgeschriebene tierärztliche Überwachung allgemein einzuführen. Diese 
hat sich auf die Gewinnung der Milch, auf die Fütterung und Haltung, 
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sowie vor allem auf die Beaufsichtigung des Gesundheitszustandes der Milch* 
tiere zu erstrecken. Aus diesem Grunde ist die jedesmalige Unter¬ 
suchung der neu einzustellenden Tiere unerläßlich und ein Tier nur 
dann in den Kindermilchstall aufzunehmen, wenn es sich bei eingehender 
klinischer Untersuchung, wobei ein besonderes Augenmerk auf Euterkrank¬ 
heiten und Tuberkulose (s. unten) zu richten ist, als vollkommen gesund 
erweist (Kennzeichnung durch Ohrmarke). Auch ist es zweckmäßig, die 
neu zugekauften Tiere, bevor sie in den Bestand aufgenommen werden, 
einige Zeit in einem Quarantänestall zwecks weiterer Beobachtung unterzu¬ 
bringen. Diese Maßregel dürfte sich namentlich dann empfehlen, wenn über 
die Herkunft der Tiere nichts Bestimmtes zu erfahren ist. Vor Abschluß 
der tierärztlichen Untersuchung ist die Milch solcher Kühe natürlich nicht 
als Kindermilch zu verwenden und nur nach genügendem Kochen zu ver¬ 
werten. Da die Milch älterer Kühe sich als Kindermilch nicht eignet, so ist 
außerdem bei der Neueinstellung auch darauf zu achten, daß die in den 
Kindermilchstall aufzunehmenden Kühe nicht älter als höchstens neun Jahre 
sind (Jess 34 ). Die Aufnahme einer Bestimmung über das Alter der Kinder¬ 
milchkühe in die gesetzlichen Verordnungen wäre sicherlich sehr zu emp¬ 
fehlen. 

Um über den Gesundheitszustand der Kühe ständig unterrichtet zu 
sein, ist außer der Untersuchung der neueinzustellenden Tiere eine dauernde 
Überwachung durch den Tierarzt unbedingt erforderlich. Diese hat 
darin zu bestehen, daß der Milchviehbestand in gewissen Zwischenräumen 
einer wiederholten systematischen Untersuchung unterworfen werden muß, 
wobei einerseits eine Untersuchung jeder einzelnen Kuh mit besonderer 
Prüfung des Euters vorzunehmen und andererseits darauf zu achten ist, daß 
die Vorschriften über die Gewinnung und Behandlung der Milch, sowie über 
die Fütterung und Haltung der Milch tiere genau eingehalten werden. Falls 
es angängig ist, ist die Zeit der Revision so zu wählen, daß auch das Melken 
beobachtet werden kann (Kühnau und Glevisch 45 ). Über das Ergebnis 
dieser Besichtigungen, die zwecks besserer Überwachung auch einmal zu 
unbestimmter Zeit vorzunehmen sind, sowie über die später zu besprechenden 
Tuberkulinprüfungen ist Buch zu führen. Was weiterhin die Frage an¬ 
betrifft, wie oft ein Kindermilchstall durch den Tierarzt kontrolliert werden 
soll, so sind hierüber in den gesetzlichen Bestimmungen keine einheitlichen 
Angaben enthalten insofern, als manche Verordnungen überhaupt keine Zeit¬ 
angabe treffen, wann die Untersuchungen zu wiederholen sind, während 
andere vorschreiben, daß eine Wiederholung der Untersuchung alle drei 
Monate und nach wieder anderen eine solche monatlich stattzufinden hat. 
In diesem Sinne sprach sich auch der dritte Milchwirtschaftskongreß 6ß ) aus, 
der den Beschluß faßte, daß die tierärztliche Untersuchung so oft als mög¬ 
lich, mindestens aber alle drei Monate vorgenommen werden sollte. Mit 
Rücksicht auf die Entstehung der Tuberkulose und mancher akuter Euter¬ 
krankheiten wird von verschiedenen Seiten eine Verkürzung der Frist 
zwischen den einzelnen Untersuchungen auf 14 Tage vorgeschlagen [Jansen 83 ), 
Simon 97 )]. Im allgemeinen dürfte jedoch eine monatliche veterinärpolizei¬ 
liche Untersuchung des Bestandes dann als ausreichend zu bezeichnen sein, 
wenn bei der Neueinstellung von Tieren mit größter Gewissenhaftigkeit 
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vorgegangen wird. Um diese Kontrolle besonders wirksam zu gestalten, ist 
die Yeteriuärpolizeiliche Beaufsichtigung des Viehbestandes und des Stalles 
beamteten oder vom Staate oder der Gemeinde besonders verpflichteten Tier¬ 
ärzten zu übertragen. 

Damit die tierärztliche Überwachung, die eich ja auf größere Zeit¬ 
abschnitte erstreckt, ihren Zweck vollkommen erfüllen kann, muß unbedingt 
gefordert werden, daß jede Erkrankung in dem zur Kindermilchgewinnung 
dienenden Bestände dem mit der Aufsicht betrauten Tierarzt unverzüglich 
gemeldet wird. Daher ist auch das Personal streng anzuhalten, jedes An¬ 
zeichen einer Erkrankung der Milchtiere (Knoten oder Stränge im Euter, 
veränderte Milch, Husten, Ausfluß, Durchfall usw.) zur Meldung zu bringen. 
Die Milch erkrankter Tiere, die bei jeder Allgemeinerkrankung aus dem 
Kindermilchstall zu entfernen sind (Kontumazstall), darf der zum Verkauf 
bestimmten nicht beigemischt, sondern muß bis zur Entscheidung durch den 
Tierarzt gesondert aufgehoben werden. Zum Schutze des Konsumenten vor 
den Gefahren, die ihm aus dem Genuß der Milch kranker Tiere erwachsen 
können, ist das Inverkehrbringen solcher Milch unter dem Namen Kinder¬ 
milch unbedingt zu verbieten. An erster Stelle kommt hierbei die Milch 
von Kühen in Betracht, die an auf den Menschen übertragbaren Krank¬ 
heiten (Tuberkulose, Maul- und Klauenseuche, Milzbrand, Tollwut, Kuh¬ 
pocken, Aktinomykose) oder sonstigen mit Fieber und Störung des Allgemein¬ 
befindens einhergehenden Erkrankungen (infektiöse Erkrankungen des 
Darmes, der Geschlechtsorgane, der Haut, Pyämie, Septikämie usw.) leiden. 
Besondere Vorsicht ist auch bei Euterkrankheiten, namentlich denjenigen, 
die durch für Kinder stark pathogene Streptokokken hervorgerufen werden, 
geboten. Zur Ermittelung dieser, zum Teil latent verlaufenden Fälle von 
Euterleiden bietet die Trommsdorff sehe Milchleukozytenprobe (s. oben) 
manche Vorteile. Die Anstellung dieser Probe ist von Zeit zu Zeit für einen 
Bestand, dessen Milch mit den höchsten Preisen bezahlt wird, zu empfehlen« 
jedoch ist, um Trugschlüssen möglichst zu begegnen, nicht Miachmilch, 
sondern die Milch jeder einzelnen Kuh zu untersuchen. Kühe, die einen 
erhöhten Gehalt an Leukozyten aufweisen, sind von der Kindermilchproduk¬ 
tion auszuschließen und einer öfteren klinischen Untersuchung des Euters 
zu unterziehen, um feststellen zu können, ob der vermehrte Leukozyten¬ 
gehalt in einer Milchdrüsen erkrank ung seine Ursache hat. 

Das Hauptaugenmerk bei der tierärztlichen Überwachung der Kinder¬ 
milchkühe ist jedoch darauf zu richten, daß diese frei von Tuberkulose 
sind. Da dieser Gegenstand zurzeit im Vordergrund einer hygienischen 
Kindermilchgewinnung steht, so muß hierauf etwas ausführlicher eingegangen 
werden. Robert Koch hat bekanntlich auf dem Internationalen Tuber¬ 
kulosekongreß zu London 1901 erklärt, daß er auf Grund seiner in Gemein¬ 
schaft mit Schütz angestellten Versuche zu der Anschauung gekommen sei, 
daß die Tuberkulose des Menschen (Typus humanus) von der Rindertuber¬ 
kulose (Perlsucht — Typus bovinus) verschieden ist. Demgegenüber er¬ 
klären die sog. Unitarier (Atloing, v. Behring, Dammann, de Jong, 
Eber, Fiebiger und Jensen, Johne, Nocard, Thomassen u. a.), daß 
eine Verschiedenheit des Tuberkelbazillus hinsichtlich seiner Pathogenität 
für den Menschen auf der einen, für das Rind auf der anderen Seite nicht 
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besteht. Die Anhänger Kochs sehen daher die Gefahr der Übertragung 
von Rindertuberkelbazillen mit dem Genuß von Milch (desgleichen von 
Fleisch) auf den Menschen als gering an — die Ansteckung erfolgt in der 
Hauptsache nur von Mensch zu Mensch —, während die zuletzt genannten 
Forscher, die eine Bestätigung ihrer Ansicht in dem häufigen Vorkommen 
von primärer Darmtuberkulose bei Kindern zu finden glauben, die strengsten 
Maßnahmen zum Schutze der Gesundheit des Menschen vor der Infektion 
mit Rindertuberkelbazillen fordern. Da es hier nicht der Ort ist, das Für 
und das Wider für die Berechtigung der einen oder anderen Anschauung 
näher zu erläutern, so muß ausdrücklich darauf hingewiesen werden, daß im 
Sinne der Milchbygiene der Rindertuberkulosebazillus als infektionstüchtig 
für den Menschen angesehen werden muß (Rosatzin 87 ). Der von 
v. Behring 7 ) aufgestellte Satz hat also vollkommen Geltung, „die Säuglings¬ 
milch ist die Hauptquelle der Schwindsuchtsentstehung, denn der mensch¬ 
liche Säugling entbehrt in seinem Verdauungsapparate der Schutzeinrich¬ 
tungen, die im erwachsenen Zustande normalerweise das Eindringen von 
Krankheitskeimen in die Gewebssäfte verhindern“. Die gleiche Anschauung 
vertritt Weber 111 )» der au ^ Grund der im Kaiserlichen Gesundheitsamts 
ausgeführten Versuche (Tuberkulosearbeiten aus dem Kaiserlichen Gesund¬ 
heitsamte) zu der Ansicht gekommen ist, daß im jugendlichen Alter die 
Tuberkulose des Rindes auf den Menschen übertragen werden kann (50 ein¬ 
wandfreie Fälle aus den verschiedensten Ländern können als Beweis hierfür 
angeführt werden). In diesem Sinne faßte auch die englische Tuberkulose- 
kommission den Beschluß, daß durch den Genuß von Kuhmilch die Bazillen 
der von den beiden Typen virulenteren Rindertuberkulose die menschliche 
Gesundheit, besonders die der Säuglinge und Kinder, schädigen können. 

Die Hygiene hat daher von einer Milch, die in rohem Zustande von 
Säuglingen genossen werden soll, unbedingt zu fordern, daß ein derartiges 
Produkt absolut frei von Tuberkelbazillen sein muß. Im folgenden sollen 
daher die Anforderungen, denen die Kühe in bezug auf das Freisein von 
Tuberkulose unbedingt genügen müssen, einer näheren Besprechung unter¬ 
zogen werden. 

Je nach der Art und der Ausbreitung der Tuberkulose können die 
Tuberkelbazillen auf verschiedene Weise in das Euter und somit in die 
Milch gelangen. Bei allgemeiner Tuberkulose ist es möglich, daß auf dem 
Wege der Blutbahn ein Übertritt der Tuberkelbazillen in die Milch statt¬ 
findet. Verschiedene Ansicht herrscht nur darüber, ob ohne Miterkrankung 
des Euters Tuberkelbazillen ausgeschieden werden können. So behaupten 
Bang (1889), McFadyean und Woodhead (1892), Ernst (1890/95), 
Law (1894), Hills und Rieh (1894), Ravenei (1897), Adami (1899), 
Roger und Garnier (1899), Adami und Martin (1899), Gehrmann, 
Gehrmann und Evans (1902) u. a., sowie vor allem Rabinowitsch 7S ), 
daß das intakte Euter bei klinisch nachweisbarer Tuberkulose Bazillen aus- 
scheidet, während Galtier (1889), Nocard (1896), Müller 60 ), sowie Oster¬ 
tag und seine Mitarbeiter (s. unten) nur dann eine tuberkelbazillen¬ 
haltige Milch beobachteten, wenn mit der klinischen Tuberkulose eine 
Erkrankung des Euters verbunden war [zum Teil zitiert nach Käsewurm w ) 
und Rievel 85 )]. Letztere Ansicht hat durch die Untersuchungen von Sehr öd er 
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und Cotton, welche fanden, daß die Milch nachträglich durch Tuberkel¬ 
bazillen der Faeces infiziert werden kann, eine Stütze erfahren; desgleichen 
sprechen die Befunde von Basch und Weleminsky, die ohne Hämorrh&gien 
oder Veränderungen in der Milchdrüse keinen Übergang von Krankheits¬ 
erregern in die Milch bemerkten, im Ostertagschen Sinne (zitiert nach 
Titze 107 ). Hinsichtlich der Eutertuberkulose, auf die nach Edelmann 20 ) 
0,23 Proz. der im Jahre 1907 im Königreich Sachsen geschlachteten tuber¬ 
kulösen Kühe (primäre Eutertuberkulose), nach Ostertag 70 ) 0,5 Proz. aller 
Kühe kommt, ist übereinstimmend zu berichten, daß eine derartige Milch, 
die in ihrer Beschaffenheit gar nicht verändert zu sein braucht, stets 
Tuberkelbazillen enthält. Da eine solche Milch als gesundheitsschädlich 
bezeichnet werden muß, so verbieten die gesetzlichen Verordnungen infolge¬ 
dessen, die Milch von Tieren, die an allgemeiner Tuberkulose, Tuberkulose 
mit Abmagerung oder Durchfall oder Eutertuberkulose erkrankt sind, in 
den Verkehr zu bringen [nach Ostertag 71 ) beträgt die Gesamtzahl der an 
sogenannten offenen Formen der Tuberkulose — Lungen, Darm, Gebär¬ 
mutter, Euter — erkrankten Kühe durchschnittlich 2 bis 3 Proz.]. 

Zur Feststellung der latenten Formen der Tuberkulose, die der klini¬ 
schen Untersuchung nicht zugänglich sind, ist für die Kindermilchkühe fast 
allgemein die Tuberkulinprobe vorgeschrieben worden. Außer in den 
meisten Polizeiverordnungen aus den letzten Jahren — in München ist die 
Vornahme der Tuberkulinprobe dem Ermessen des Tierarztes überlassen — 
wird diese Forderung unter anderem namentlich von ärztlicher Seite ver¬ 
treten [v. Behring 8 ), Fenner 22 ), Foth 26 ), Hempel 32 ), Klimmer 41 ), 
Schloßmann 91 ), 3. Tuberkulosekongreß zu Paris 1905, 2. und 3. Milch¬ 
wirtschaftskongreß ö4 > B6 )]. Die Beantwortung der Frage, ob die Tuberkulin¬ 
probe obligatorisch gefordert werden boII, hängt davon ab, ob wir in der 
Tuberkulinprobe ein absolut sicheres Mittel zur Erkennung der Tuberkulose 
haben. Da bekanntlich Tiere mit ganz geringgradigen tuberkulösen Ver¬ 
änderungen stark positiv, hochgradig tuberkulöse Tiere und solche, die 
innerhalb der letzten 25 bis 30 Tage (Lanzilotti-Buonsanti 46 ) schon 
einmal tuberkulinisiert worden sind, jedoch negativ reagieren, ist der Wert 
dieser Reaktion nur als ein bedingter anzusehen. Infolge dieser Fehlresul¬ 
tate — nach Ostertag 69 ) sind ungefähr 10 Proz. der Rinder, die nicht 
reagiert haben, trotzdem tuberkulös — sollte eine negative Reaktion nicht 
in dem Sinne gedeutet werden, daß ein solches Tier nicht mit Tuberkulose 
behaftet sein könnte. Erst nach sorgfältiger klinischer Untersuchung, wobei 
besonders auch auf Knoten oder Stränge im Euter zu achten ist — der¬ 
artige Kühe haben auszuscheiden — darf ein nichtreagierendes Tier zur 
Kindermilchgewinnung verwendet werden. Im Zweifelsfalle ist durch Meer¬ 
schweinchenimpfung der Beweis zu erbringen, daß ein Tier frei von Tuber¬ 
kulose ist. Das betreffende Tier ist bis zum Abschluß des Impfversuches 
im Kontumazstall zu halten; die Milch darf nicht als Kindermilch verwendet 
werden und ist vor der Abgabe zu kochen. Da neuerdings Foth 28 ) darauf 
hingewiesen hat, daß die Ophthalmoreaktion auch dann gute Resultate 
liefern soll, wenn die Tiere kurze Zeit vorher mit Tuberkulin vorbehandelt 
waren, so dürfte es sich vielleicht empfehlen, in zweifelhaften Fällen diese 
anzuwenden und einer Nachprüfung zu unterziehen. 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Welche Anforderungen sind an die Gewinnung einer Milch zu stellen, usw. 255 

Eine weitere für den Wert der Tuberkulinprobe wichtige Frage ist, ob 
die auf Tuberkulin positiv reagierenden Tiere, die klinische Erscheinungen 
der Tuberkulose aber nicht zeigen, Tuberkelbazillen mit der Milch aus- 
scheiden. Über diesen Punkt sind, ähnlich wie über die Ausscheidung 
von Tuberkelbazillen bei intaktem Euter, die Ansichten geteilt. Oster¬ 
tag 64 » 66 » 60 » 70 ), der hierüber in Gemeinschaft "mit seinen Mitarbeitern 
(Breidert, Käsewurm und Krautstrunk 78 ) zahlreiche Versuche an¬ 
gestellt hat, verneint dies; auch Basset 6 ), Douglas 18 ), Nocard (zitiert 
nach Käsewurm 36 ), 0. Müller 60 ) und Stenström") sind derselben 
Meinung. Demgegenüber behaupten Gehrmann und Evans, Märtel und 
Guörin, Martin, Möhler 56 ), Moussu 57 ), Ravenei, Vallee (zum Teil 
zitiert nach Weber 111 ), sowie vor allem Rabinowitsch 7 *) und Rabino- 
witsch und Kempner 80 » 81 ), daß Kühe, die lediglich auf Tuberkulin rea¬ 
gieren, klinische Erscheinungen der Tuberkulose aber nicht erkennen lassen, 
also nur an latenter Tuberkulose erkrankt sind, Tuberkelbazillen nusscheiden 
können. Ohne diese Frage hier zu entscheiden, muß trotzdem angenommen 
werden, daß die Milch von Kühen, die auf Tuberkulin reagieren, klinische 
Erscheinungen der Tuberkulose jedoch nicht zeigen, in rohem Zustande zur 
Ernährung von Säuglingen nicht verwendet werden darf, weil diese latenten 
Formen der Tuberkulose in ein offenes Stadium übergehen können, ehe dies 
durch die tierärztliche Untersuchung festgestellt wird. Auch soll die Milch 
derartig reagierender Kühe, obwohl sie keine Tuberkelbazillen enthält, in¬ 
folge ihres Toxingehaltes chronische Intoxikationserscheinungen hervorrufen 
können. Da jedoch bekanntlich von den Milchkühen 50 Proz. und mehr 
auf Tuberkulin positiv reagieren, so ist die Auswahl vollkommen tuberkulose¬ 
freier Kühe mit verhältnismäßig großen Schwierigkeiten und Geldkosten 
verknüpft (Pusch 77 ). Trotzdem ist daran festzuhalten, daß Milch von 
positiv reagierenden Kühen, auch wenn sie keine klinischen Erscheinungen 
der Tuberkulose zeigen, unter keinen Umständen als in rohem Zustande zur 
Ernährung von Säuglingen geeignet bezeichnet werden darf, weil das Publi¬ 
kum unter diesem Namen eine Milch versteht, die von vollkommen einwand¬ 
freien Tieren stammt. Nebenbei sei erwähnt, daß die Milch von lediglich 
reagierenden Tieren erst dann in Verkehr gebracht werden darf, wenn auf 
Grund von wiederholten klinischen Untersuchungen und öfters vorzunehmen¬ 
den Meerschweinchenimpfungen der Beweis erbracht worden ist, daß die 
fraglichen Tiere Tuberkelbazillen nicht ausscheiden. Nochmals ist jedoch 
ausdrücklich zu betonen, daß eine solche Milch in rohem Zustande zur Er¬ 
nährung von Säuglingen nicht Verwendung finden darf. 

Um auch dauernd darüber unterrichtet zu sein, daß die zur Kinder¬ 
milchgewinnung aufgestellten Kühe frei von Tuberkulose sind, ist eine öftere 
Wiederholung der Tuberkulinisation angezeigt. Daher schreiben die gesetz¬ 
lichen Verordnungen vor, daß jährlich mindestens einmal eine Nachprüfung 
mit Tuberkulin stattzufinden habe. Für die neueingestellten Tiere ist eine 
Wiederholung der ersten Impfung nach ungefähr drei Monaten, zu welcher 
Zeit auch die mit Tuberkulin vorgespritzten Tiere positiv reagieren, erforder¬ 
lich. Wurden die zugekauften Tiere aus Beständen mit tuberkulosefreier 
Aufzucht bezogen, so kann diese zweite Impfung, falls kein Verdacht vor¬ 
liegt, allenfalls unterbleiben. Anhangsweise ist auch darauf hinzuweisen, 
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daß der tuberkulosefreien Aufzucht die für Ergänzung des Viehstapels der 
Kindermilchställe und für die Rentabilität derartiger Betriebe die größte 
Bedeutung zukommt. 

Aus alledem gebt hervor, daß die Tuberkulinprobe trotz mannigfacher 
Nachteile für die Feststellung der latenten Tuberkulose der Milchtiere von 
großer Bedeutung ist. Ohne eine eingehende klinische Untersuchung ist ihr 
Wert jedoch ein geringer; vielmehr sollte ihr positiver Ausfall nur ein Hin¬ 
weis dafür sein, genauer und exakter auf alle Symptome zu achten (Schloß¬ 
mann, zitiert nach Pusch 77 ). Positiv auf Tuberkulin reagierende Kühe 
sind von der Produktion einer Milch auszuschließen, die roh von Säuglingen 
genossen werden soll. 

Meine Darlegungen sind dahin zusammenzufassen, daß die 
Überwachung des Verkehrs mit Kindermilch nur dann mit Erfolg 
durchzuführen ist, wenn sie am Orte der Produktion einsetzt. 
Die einwandfreie Beschaffenheit der Milch muß durch peinlichste 
Sauberkeit bei der Gewinnung, durch Filtration mit daran sich 
anschließender Tiefkühlung, sowie durch Versendung in Flaschen 
gewährleistet werden. Der Fütterung, die nicht eine ausschließ¬ 
liche Trockenfütterung zu sein braucht, und der genauen Be¬ 
folgung von Vorschriften über die Stallhygiene ist erhöhte Auf¬ 
merksamkeit zu schenken. Fernerhin ist die ärztliche Über¬ 
wachung des Personals zu fordern. Die tierärztliche Überwachung 
hat sich auf die Gewinnung der Milch, auf die Haltung, Fütterung 
und den Gesundheitszustand der Milchtiere zu erstrecken. Diese 
hat in der Untersuchung der neu einzustellenden Tiere und in 
Wiederholung derselben in bestimmten Zwischenräumen zu be¬ 
stehen. Die Tuberkulinprobe ist für Kindermilchkühe zu fordern. 
Positiv auf Tuberkulin reagierende Tiere sind von der Produktion 
von Milch, die roh von Säuglingen genossen werden soll, auszu¬ 
schließen. Jedoch ist auch bei der Einstellung nichtreagierender 
Kühe gewisse Vorsicht zu üben insofern, als erst nach sorgfältiger 
klinischer Untersuchung und Beobachtung (Quarantänestall) 
diese zur Kindermilchgewinnung zu benutzen sind. Unbedingt 
erforderlich sind wiederholte Tuberkulinimpfungen des gesamten 
Bestandes in bestimmten Zwischenräumen, sowie der neu zuge¬ 
kauften Tiere zwei bis drei Monate nach der Einstellung. Eine 
einfache und zweckmäßige Regelung der Ergänzung des Be¬ 
standes dürfte darin bestehen, die neu einzustellenden Tiere 
möglichst aus Beständen mit tuberkulosefreier Aufzucht zu ent¬ 
nehmen. 
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l04 ) 7. Internationaler Tierärztlicher Kongreß in Baden-Baden 1899, Zeitschr. 
f. Fleisch- u. Milchhygiene 1899, 8. 238. 

l#ft ) 8. Internationaler Tierärztlicher Kongreß zu Budapest 1905. Ebenda 
1906, 8. 27. 

lM ) Tillmann, Milchwirtschaft, 1908. 

107 ) Titze, Tuberkulose-Arbeiten a. d. Kaiserl. Gesundheitsamt, 9. Heft, 1908. 

196 ) Torsseil, Ref. in der Zeitschr. f. Fleisch- u. Milchhyg. 1902, S. 61. 

I#t ) Trommsdorff, Berl. Tierärztl. Wochenschr. 1906, S. 281 u. Münch, 
med. Wochenschr. 1906, 8. 541. 

11# ) Derselbe, Berl. Tierärztl. Wochenschr. 1909, Nr. 4. 
m ) Weber, Zeitschr. f. Säuglingsfürsorge, Bd. 1, S. 381, 1906/07. 
u# ) Würtz, Deutsche Vierteljahrsschr. f. öffentl. Gesundheitspflege, Bd. 35, 
S. 390, 1903. 

ll# ) Zahn, Der Nährwert der Milch, ihre zweckmäßige Behandlung und 
Verwendung im Haushalt, nebst einem Merkblatt für Säuglingsernährung, 1908. 

IU ) Zietzschmann, Deutsche Tierärztl. Wochenschr. 1906, S. 512. 
Polizeiverordnungen*). 1. Preußen: Runderlaß, betreffend die Rege¬ 
lung des Verkehrs mit Milch (27. Mai 1899, 29. Mai 1900). — Altona (2. Januar 
1903). — Berlin (23. August 1898, 15. März 1902). — Breslau (28. Dez. 1901). — 
Charlottenburg (9. Jan. 1899). — Frankfurt a. M. (24. Dez. 1897). — Reg.-Bez. 
Hannover (12. Aug. 1904). — Reg.-Bez. Koblenz (12. Okt. 1901). — Reg.-Bez. 
Stettin (10. März 1904). — Stettin (15. Mai 1903). — Wiesbaden (24. Nov. 1903). 

— Entwurf von Grundsätzen für die Regelung des Verkehrs mit Kuhmilch (ent¬ 
worfen vom Preuß. Landwirtschaftsministerium). — II. Bayern: Nürnberg 
(23. Nov. 1901). — München (3. Okt. 1906). — III. Sachsen: Verordnung des 
Minister, d. Innern, den Verkehr mit Milch betreffend (23. Juni 1899). — Chem¬ 
nitz (22. Juni 1901). — Dresden (31. Juli 1900). — Leipzig (4. Juli 1900). — 
Plauen (13. Nov. 1896). — IV. Württemberg: Stuttgart (7. Sept. 1905). — 
V. Hamburg (18. April 1894). — Großherzogtum Hessen (26. Jan. 1903). — 
Kreis Darmstadt (15. April 1904). — Kreis Mainz (23. Mai 1905). — Großherzog¬ 
tum Sachsen (21. Dez. 1904). — Herzogtum Sachsen-Coburg-Gotha (1. Dez. 1902). 

— Braunschweig (15. Juni 1906). — Reuß j. L. (30. Dez. 1905). 


*) In dieser Zusammenstellung sind nur die wichtigeren gesetzlichen Verord 
nungen, die bei Anfertigung der Arbeit berücksichtigt wurden, aufgeführt. 
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Die körperliche Erziehung in der Schule. 

(Mit besonderer Berücksichtigung der bayerischen Verhältnisse 1 ). 
Von Landgerichtsarzt Dr. Karl Frickhinger in Nürnberg. 


Seit Jahren herrscht über den Wert einer guten körperlichen Ausbildung 
unserer Jugend Einstimmigkeit, seit Jahren mehren sich unter den Ärzten 
und Schulmännern, in den Parlamenten und Eltern Vereinigungen die Stimmen 
über die Notwendigkeit einer besseren körperlichen Ausbildung der Jugend» 
seit Jahren wird darauf hingewiesen, daß die Schule in erster Linie dazu 
berufen sei, auch die körperliche Erziehung der ihr anvertrauten Jugend in 
die Hand zu nehmen — und trotzdem will es in diesem Punkt nur langsam 
vorwärts gehen. 

Während auf anderen Gebieten der Volksgesundheitspflege, so in der 
Bekämpfung der Tuberkulose, in der Säuglingsfürsorge, in der Wohnungs¬ 
frage, die modernen Grundsätze der Hygiene in die Praxis übertragen werden, 
ist in der körperlichen Erziehung der deutschen Jugend immer noch eine 
Kluft zwischen den Forderungen der Schulgesundheitspflege und den be¬ 
stehenden Einrichtungen. Es ist notwendig, daß hierauf immer und immer 
wieder hingewiesen wird, bis es gelungen sein wird, die allgemein anerkannten 
Grundsätze einer richtigen körperlichen Erziehung in der Praxis zum Durch¬ 
bruch zu bringen. 

Um die mannigfachen Schädlichkeiten, die auf den menschlichen Orga¬ 
nismus anstürmen, mit Erfolg bekämpfen zu können, muß in erster Linie 
die Widerstandsfähigkeit des Körpers gestärkt werden. Schon gleich nach 
der Geburt des unbeholfenen menschlichen Kindes muß hierauf hingearbeitet 
werden, es muß die Pflege und Förderung dieser Widerstandsfähigkeit Er¬ 
ziehungsgrundsatz werden. Und wenn das zarte Kind aus dem ungebundenen 
Leben der ersten Kinderjahre in die Schulbank gezwängt wird, da muß dann 
die Erhaltung dieser Widerstandsfähigkeit erst recht in den Vordergrund 
der Erziehung gestellt werden. 

Mit ihr bekämpfen wir am wirksamsten die mannigfachen gesundheit¬ 
lichen Gefahren, welche die Schule mit sich bringt. 

Wir erhalten und kräftigen diese Widerstandsfähigkeit, indem wir dem 
jugendlichen Körper die äußeren Bedingungen gewähren, in welchen er fröh¬ 
lich gedeihen kann. 

Wenn wir uns zurückversetzen in die Zeit, als uns noch die Schulbank 
drückte, und die damaligen Verhältnisse der alten schlechten Schulbänke, die 
rissigen, ausgetretenen und geflickten Fußböden, die wärmeausspeienden, 
eisernen Öfen vergleichen mit den baulichen Einrichtungen eines heutigen 
modernen Schulhauses, dann muß auf den ersten Blick der gewaltige Fort¬ 
schritt auffallen, der sich hier in wenig Dezennien vollzogen hat. Bequeme 

l ) Nach einem im Verein für öffentliche Gesundheitspflege in Nürnberg ge¬ 
haltenen Vortrag. 
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Bänke, die sich den Körperformen anschmiegen und zur Reinigung des 
Bodens mit einem Griff umgeklappt — sozusagen auf den Kopf gestellt — 
werden können, stehen in luftigen, gut yentilierten Schulzimmern auf einem 
glatten, staubfreien Riemenboden; durch große, hohe Fenster ist für den 
Zutritt von Luft und Licht reichlich gesorgt, und die Temperatur der Zimmer 
und Vorplätze wird durch eine gut regulierbare Zentralheizung auf gleich¬ 
mäßiger Höhe gehalten. 

Freilich gilt das soeben Gesagte in vollem Maße nur von den modernen 
Schulpalästen, welche weitsichtige Stadtverwaltungen ihrer Jugend in den 
letzten Jahrzehnten bereitgestellt haben. Das Dorfschulhaus, wie auch die 
Schulb&user vieler kleinerer Städte zeigen auch heute noch schwere hygie¬ 
nische Mängel, die sich nur langsam beseitigen lassen. 

Nach einer im November 1905 vom bayerischen Gymnasiallehrer-Verein 
veranstalteten Umfrage (A 29) entsprachen von 95 bayerischen humanisti¬ 
schen Gymnasien, Realgymnasien, Progymnasien und Lateinschulen hinsicht¬ 
lich der Schullokale — von geringfügigen Mängeln abgesehen — 74 teils 
den modernen hygienischen Anforderungen völlig, teils wurden sie wenigstens 
in sanitärer Beziehung als befriedigend befunden. Wir wollen uns der Er¬ 
kenntnis nicht verschließen, daß auch heute noch manche staatliche Anstalt 
in Bayern in wenig einwandfreien Räumen untergebracht ist, andererseits 
aber auch annehmen, daß seit dieser Umfrage in den 22 beanstandeten 
Anstalten manche Verbesserungen vorgenommen worden sind. 

Neben den baulichen Einrichtungen ist auch in der Unterrichtsmethode 
manche begrüßenswerte Änderung in den vergangenen Jahrzehnten einge¬ 
treten, so daß das Gesamtbild unserer bayerischen Schuleinrichtungen im 
großen und ganzen ein erfreuliches Fortschreiten zeigt und hoffen läßt, daß 
auch weiterhin kein Stillstand eintreten wird. 

Nur in einem — und wir dürfen sagen in dem allerwichtigsten Punkt 
— will es nicht rechts vorwärts gehen in der Pflege des Körpers unserer 
Jugend. 

Es läßt sich nicht leugnen, daß die körperliche Erziehung unserer Jugend 
in allen Schulen zu sehr in den Hintergrund tritt. 

Am stärksten macht sich dies in unseren Mittelschulen bemerkbar, in 
welchen die Schüler intensiv geistig arbeiten und auch noch zu Hause zu 
geistiger Arbeit angehalten werden müssen. Die Ansprüche des modernen 
Lebens lassen nun einmal einen gründlichen Schulsack nicht entbehren, und 
wir können unseren Söhnen eine intensive geistige Beschäftigung nicht er¬ 
sparen, wenn unser Volk den Kulturaufgaben auch weiterhin gewachsen sein 
soll Die Mittelschule hat das hohe Ziel, eine Elite von Männern heran¬ 
zubilden, Männer, die unserem Volke später Führer sein sollen. Es ist nur 
zu begreiflich, daß die Verfolgung dieses Zweckes die geistige Erziehung 
immer mehr in den Vordergrund hat treten lassen und die körperliche Er¬ 
ziehung zurückgedrängt hat. 

Die Notwendigkeit einer körperlichen Erziehung unserer Schuljugend 
ist zwar längst mehr oder weniger deutlich erkannt worden. 

Schon der „Lehrplan für die bayerischen Elementarschulen in Städten 
sowohl wie auf dem Lande tf vom Jahre 1806 (Bl) bringt Bestimmungen 
über die Pflege der „Gymnastik“ in den Volksschulen, so unter anderem in § 9: 
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„Überhaupt sollen auch unter der Anleitung und Aufsicht der Lehrer nach 
und nach mehr anständige, Körper und Geist stärkende Volksspiele und Unter¬ 
haltungsarten von der Jugend versucht und dadurch so manche andere schädliche, 
bisher übliche Belustigungsweise verdrängt werden.“ 

Man konnte sich aber damals noch lange nicht dazu auf schwingen, die 
„Gymnastik“ als Lehrgegenstand in den Lehrplan aufzunehmen. In dem 
„Lehrplan für die Volksschulen in Bayern nebst einer dazu gehörigen In¬ 
struktion für Lehrer und Lehrerinnen“ vom 3. Mai 1811 (B 2) heißt es wörtlich: 

„Ebenso kann auch Gymnastik kein eigentlicher Lehrgegenstand für die 
Volksschulen sein, sondern wird sich in der Begel auf die disziplinäre Erinnerung 
an gerade, anständige Stellung usw. und auf die praktischen Übungen, zu welchen 
der Lehrer auf Spaziergängen mit seiner Schule Gelegenheit findet, beschränken 
müssen.“ 

In recht kräftiger Weise wird in einer aus dem Jahre 1838 stammen¬ 
den bayerischen Ministerialentschließung (B 3) auf das Mißverhältnis 
zwischen geistiger und körperlicher Erziehung hingewiesen. Dieselbe ver¬ 
dient es, der Vergessenheit entrisssen zu werden. Es mögen deshalb die 
einschlägigen Stellen hier im Wortlaut folgen: 

„8. M. der König haben übrigens allergnädigst zu bemerken geruht, wie 
Allerhöchst dieselben sich neuerdings aus eigener Erfahrung von der Weitläufig¬ 
keit, Überspanntheit und dem Übermaße der Aufgaben, welche die Knaben vor¬ 
züglich in der griechischen Sprache erhalten, überzeugt haben und deshalb die 
Abstellung dieses vorschriftwidrigen Verfahrens auf das bestimmteste befehlen, 
indem es zwar der Allerhöchste Wille sei, daß die Jugend zum Fleiße angehalten 
werde, aber nicht zum beständigen Sitzen verurteilt, an ihrer Gesundheit Schaden 
nehme und an Geist und Körper alt werde, bevor sie noch jung gewesen.“ 

Und auch die Richtpunkte, welche nach einer Minist.-Entschließung 
vom 21. Dezember 1847 (B4) als leitende Prinzipien für die Revision der 
Studienordnung der bayerischen Gymnasien und Lateinschulen gelten sollten, 
weisen darauf hin, 

„daß die geistige Ausbildung keineswegs auf Kosten der körperlichen Ent¬ 
wickelung stattfinden darf. Unterricht und Freistunden müßten deshalb jenes 
Gleichgewicht behaupten, das dem Staate in der heranwachsenden Jugend ein 
intellektuell und physisch gleich kräftiges kernhaftes Geschlecht sichert.“ 

Prächtige Worte — aber eben nur Worte, die nicht in die Wirklichkeit 
umgesetzt wurden, und Generationen hindurch hat die Schule die körper¬ 
liche Ausbildung der ihr an vertrauten Jugend völlig versäumt. 

In Bayern gab erst im Jahre 1861 ein Antrag der beiden Kammern 
des Landtages (B 5), „es möge die körperliche Ausbildung der Jugend durch 
Turnen in entsprechender Weise in das System des öffentlichen Unterrichtes 
eingereiht werden“, den Anstoß zur Einführung des Turnunterrichtes in den 
Gymnasien, Lateinschulen und Schullehrerbildungsanstalten. 

Durch eine Entschließung des Kultusministeriums vom 17. Dezember 
1861 (B6) wurde der Turnunterricht unter die ordentlichen Lehrgegenstände 
der obengenannten Anstalten aufgenommen, die obligatorische Teilnahme der 
Schüler an demselben und die Erteilung des Unterrichts durch Lehrkräfte 
der betreffenden Anstalt als Regel ausgesprochen und über Beschaffung ge¬ 
eigneter Lokalitäten zum regelmäßigen Betrieb des Turnens auch während 
der Winterszeit und über die bei dem Turnunterricht anzuwendende Methode 
Anordnung getroffen. 
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Daß trotz dieser Entschließung der Turnunterricht nicht in allen hu¬ 
manistischen Anstalten, so beispielsweise nicht in den drei Anstalten der 
bayerischen Landeshauptstadt, eingeführt wurde, sehen wir aus der im Jahre 
1868 erneut gestellten Bitte der beiden Kammern (B9) betreffend Durch¬ 
führung des obligatorischen Turnunterrichtes in den höheren Kursen der 
männlichen Volksschulen und in allen mittleren Unterrichtsanstalten und aus 
der aus diesem Anlaß ergangenen Kultus - Minist. Entschließung vom 2. No¬ 
vember 1868. Eingehend werden hier die Ursachen, welche an einzelnen 
Anstalten der gedeihlichen Entwickelung des Turnunterrichts Hindernisse 
bereiteten (Mangel an geeigneten Lokalitäten, Mangel an Lehrkräften) und 
die Maßregeln, dem abzuhelfen, besprochen (B 7). 

Durch eine Entschließung des Ministeriums des Handels und der öffent¬ 
lichen Arbeiten vom 21. März 1869 wurde dann der Turnunterricht auch 
an den sogenannten technischen Lehranstalten, an den Realgymnasien und 
Gewerbeschulen obligatorisch (B 8) und ist seit den im Jahre 1874 erlassenen 
Schulordnungen für die Studienanstalten (B12) und für die Realgymnasien 
(B13) mit zwei wöchentlichen Stunden in den Lehrplan als Pflichtfach auf¬ 
genommen. 

Durch verschiedene Ministerialentschließungen, die aus dem Anhang zu 
ersehen sind, ist die Methode des Turnunterrichtes wohl vertieft worden, 
aber bis zum heutigen Tage ist es bei zwei obligatorischen Turnstunden an 
den bayerischen Mittelschulen geblieben. 

Der Turnunterricht an den bayerischen Volksschulen ist bis zum heutigen 
Tage nicht einheitlich geregelt. Die Schul- und Lehrordnungen für die 
Volksschulen werden in Bayern von den Kreisregierungen aufgestellt und es 
haben in den verschiedenen Schulordnungen die Leibesübungen eine sehr 
verschiedene Berücksichtigung gefunden. Regelmäßiger obligatorischer 
Turnunterricht findet überhaupt nur in den größeren Städten und auch hier 
nur von der 4. Klasse der Volksschule ab statt. 

In Preußen, woselbst im Jahre 1844 zwei wöchentliche Turnstunden 
dem Lehrplan der Mittelschulen einverleibt wurden, ist seit den 90er 
Jahren diesen zwei Stunden auch noch eine dritte Wochenstunde hinzugefügt 
worden. 

Aber was bedeuten zwei oder drei stündige Körperübungen in der Woche 
gegenüber den zahlreichen Unterrichtsstunden, in welchen der jugendliche 
Körper stillsitzen und geistig arbeiten muß. Das Mißverhältnis zwischen 
körperlicher und geistiger Ausbildung ist auch bei drei Turnstunden ein 
geradezu schreiendes. Besser als durch Worte wird dies durch Zahlen 
illustriert! 

Schon im Jahre 1890 wies der Deutsche Kaiser bei Eröffnung der auf 
seine Veranlassung einberufenen Schulkonferenz in Berlin darauf hin, daß 
bei jedem Schüler der preußischen Mittelschulen auf rund 25000 Schul- und 
Hausarbeitsstunden nur 657 Turnstunden treffen (A 5). In ähnlicherWeise 
berechnet Dr. Martin Vogt (A30) in den Blättern für das Gymnasialschul¬ 
wesen für einen bayerischen Gymnasiasten unter der Annahme einer täglichen 
zweistündigen häuslichen Vorbereitung die Zahl der geistigen Arbeitsstunden 
auf weit über 15000, welchen nur 720 Turnstunden gegenüber stehen. 
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In England dagegen hat ein Schüler von seinem 10. bis 19. Lebensjahr 
etwa 16500 Schul- und Hausarbeitsstunden und 4500 Turnstunden! 

Diese Zahlen bringen es uns so recht zum Bewußtsein, daß die Seite 
der Ausbildung unserer Jugend, auf welche das griechische Wort yvfivaöcov 
hinweist, am allerwenigsten von unseren Gymnasien gepflegt wird. An 
unseren übrigen Mittelschulen und den sogenannten höheren Töchterschulen 
sind diese Verhältnisse in keiner Weise bessere. 

Daß ein paar Wochenstunden für Leibesübungen völlig unzureichend 
sind, ist einleuchtend und wird heutzutage von Ärzten und Pädagogen 
gleichermaßen anerkannt. Der berühmte Chirurg Nußbaum pflegte das 
deutsche Turnen eine herrliche Arznei zu nennen, die aber nicht in solch 
homöopathischer Dosis gereicht werden dürfe. 

Unter solchen Verhältnissen muß die gleichmäßige harmonische Aus¬ 
bildung des Körpers und des Geistes unserer Söhne und Töchter leiden. Die 
Wechselbeziehungen zwischen den Funktionen des Körpers und der Psyche 
sind derartig intime, daß beide leiden, wenn der Bogen nach einer Richtung 
hin zu straff gespannt wird. 

Und in der Tat machen sich auch bei unseren Schülern beiderlei Ge¬ 
schlechts die schädigenden Einflüsse der jetzt noch üblichen Erziehung nach 
zwei Richtungen hin geltend. 

Durch die intensive geistige Beschäftigung wird dem arbeitenden Ge¬ 
hirn dauernd eine zu große Menge Blut zugeführt — es wird überlastet, 
überreizt — während andererseits den Organen des Körpers das Blut ent¬ 
zogen und ihre natürliche Entwickelung dadurch gehemmt wird. Bei der 
Arbeitsleistung eines jeden Körperorgans, auch des Gehirns, treten nach 
M 0 8 8 0 (A 14) lähmende Stoffwechselprodukte auf, welche die Ermüdung 
bedingen. Diese sogenannten Ermüdungsprodukte verschwinden wieder aus 
dem Kreislauf durch Arbeitspause, Rast, insbesondere aber durch Nahrungs¬ 
aufnahme und Schlaf. Sind die Erholungspausen zu kurz bemessen, so daß 
die Ermüdungsprodukte bis zur nächsten Arbeitsleistung nicht verschwunden 
sind, dann tritt die Überbürdung ein. Die Überbürdung wäre demnach 
nichts anderes als diq pathologisch gesteigerte physiologische Ermüdung. 

Es ist zweifellos, daß durch Überbürdung nicht nur der gewünschte 
Erziehungserfolg in Frage gestellt wird, sondern auch schwere nervöse Stö¬ 
rungen des jugendlichen Organismus eintreten können und dadurch über¬ 
haupt der Gesamtorganismus des jugendlichen Individuums in seiner Ent¬ 
wickelung gehemmt wird. Kopfschmerzen, Ängstlichkeit, Mangel an Frohsinn 
sind die Symptome, die wir so oft an geistig überanstrengten Kindern be¬ 
obachten. 

In körperlicher Beziehung beeinflußt die überreiche Naharbeit das Seh¬ 
organ in ungünstiger Weise und befördert die Kurzsichtigkeit, welche sich 
in vielen deutschen Familien der gelehrten Berufsstände von Generation auf 
Generation in zunehmendem Grade fortpflanzt. Der Mangel an Bewegung, 
das viele Sitzen verflacht die Atmung und verhindert eine ausgiebige Durch¬ 
lüftung der Lungen, insbesondere der Lungenspitzen. Dadurch bleibt der 
Brustkorb in seiner Entwickelung zurück, die Lungen werden für die Auf¬ 
nahme von Krankheitskeimen empfänglicher. Des weiteren leidet durch 
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die mangelnde Übung die Körpermuskulatur, insbesondere auch der wich¬ 
tigste Körpermuskel, das Herz. 

Sehr interessante Versuche über den Einfluß der Schule auf die Zu¬ 
nahme des Körpergewichtes wurden an der Kreisoberrealschule in Nürnberg 
angestellt. Es konnte nachgewiesen werden, daß die Zunahme des Körper¬ 
gewichtes während der Schulmonate hinter dem berechneten Durchschnitt 
zurückblieb, während dasselbe in den Ferienmonaten den Durchschnitt be¬ 
deutend überschritt (A13). 

Kurzsichtigkeit, Nervosität, Blutleere, Herzstörungen, Engbrüstigkeit, 
schlechte Körperhaltung, ja sogar Verkrümmungen der Wirbelsäule sind viel¬ 
fach Folgezustände einer fehlerhaften Erziehung. Ich möchte bei dieser 
Schilderung mit dem Kanzler in Goethes Faust ausrufen: „Ich malte schwarz, 
doch dichtern Flor zog’ ich dem Bilde lieber vor!“ 

Ich brauche zur Begründung des Gesagten nur auf die Aushebungs¬ 
resultate hinzuweisen, die bei den Abiturienten unserer Mittelschulen erzielt 
werden. So hat der bayerische Generalstabsarzt Dr. v. Vogl (A 27) in einem 
Vortrag in einer öffentlichen Sitzung der „Elternvereinigung München“ am 
28. April 1907 betont, wie wenig körperlich leistungsfähig die Einjährigen, 
welche doch die Elite der Wehrpflichtigen sein sollten, tatsächlich sind. Ein 
großer Teil der studierenden Jugend ist zum Militärdienst überhaupt untaug¬ 
lich, und die „tauglichen“ Einjährigen tragen deutlich die Zeichen einer 
physischen Minderwertigkeit zur Schau. Da unsere studierende Jugend in¬ 
folge ihres Pflicht- und Ehrgefühls diese körperlichen Schwächen zu ver¬ 
decken sucht, treten leicht Überanstrengungen, insbesondere des Herzmuskels 
ein, und jahraus jahrein müssen nach Vogl zahlreiche Einjährige „wegen 
Dienstbeschädigung“ entlassen werden, während eine andere ebenfalls nicht 
kleine Zahl mehr oder weniger geschädigt, wenn auch selbst ohne Empfindung 
oder Kenntnis davon zu haben, zum Berufsstudium zurückkehrt. 

In jüngster Zeit sind auch die Medizinalabteilungen des preußischen 
Kriegsministeriums und des bayerischen Kriegsministeriums den vielfachen 
Klagen über den ungünstigen Einfluß der höheren Schulen auf die körper¬ 
liche Entwickelung näher getreten. 

Die Berichterstatter Oberstabsarzt Dr. Nicolai und Stabsarzt Dr. 
Schwiening (A 17) kommen betreffend der Tauglichkeit zu einem anderen 
statistischen Ergebnis, weil sie hierbei sich nur auf das Resultat bei den 
endgültig Abgefertigten beziehen und die Zurückgestellten ganz außer Rech¬ 
nung ließen. Generalstabsarzt v. Vogl (A 17) weist in einem ausführlichen 
Referat über obige Arbeit auf die Höhe dieser Fehlerquelle hin. Während 
Nicolai-Schwiening den Prozentsatz der tauglichen Einjährigen in 
Deutschland auf 65,0 Proz., im Königreich Bayern auf 60,7 Proz. berechnen, 
weist Vogl an der Hand eines sehr reichhaltigen Materials aus 17 Jahrgängen 
(1879 bis 1896) nach, daß im Deutschen Reich von 100 zum Einjährigen 
Berechtigten nur 49,4 tauglich und 50,5 dauernd untauglich und in Bayern 
46,5 tauglich und 53,4 dauernd untauglich sind. Von den als tauglich Aus¬ 
gehobenen müssen im Laufe der Dienstzeit etwa 12 Proz. als dienstunbrauch¬ 
bar entlassen werden. Roese (A 23) berechnet in einem Aufsatz über Beruf- 
und Militärtauglichkeit den Ausfall an Tauglichen unter den sogenannten 
Kopfarbeitern im Durchschnitt sogar auf 67 Proz. 
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Ich bin weit davon entfernt, diesen erschreckend hohen Prozentsatz der 
untauglichen zum Einjährigen Berechtigten auf die Schule allein zu schieben 
— die Abstammung von städtischen Eltern, unzweckmäßiges Verhalten der 
jungen Leute selbst, Alkoholismus und Vergnügungssucht während und nach 
der Schulzeit trägt sicher auch zur Untauglichkeit gar manchen jungen 
Mannes bei — aber Schuld hat auch die Schule, und wir alle müssen es als 
eine ernste patriotische Pflicht betrachten, mitzuarbeiten, daß sich diese Ver¬ 
hältnisse bessern. Der alte Ausspruch Juvenals: Mens sana in corpore 
sano muß wieder Erziehungsgrundsatz in allen unseren Schulen werden. 
Die körperliche Erziehung muß den breiten Raum in den Lehrplänen er¬ 
halten, den sie verdient — sie muß als gleichberechtigt mit der geistigen 
Ausbildung anerkannt werden. 

Die Körperpflege in der Schule bedarf um so mehr der ernstesten Berück¬ 
sichtigung, wenn sich die jungen Leute beiderlei Geschlechtes in der wich¬ 
tigsten Periode ihrer körperlichen Entwickelung, in der Pubertätszeit, be¬ 
finden. Eine Vernachlässigung der Pflege des jugendlichen Körpers in dieser 
wichtigen Lebensperiode rächt sich für das ganze Leben. 

Aus dem bisher Gesagten geht hervor, daß die gleichmäßige harmo¬ 
nische Ausbildung des Geistes und des Körpers in der Schule dadurch er¬ 
reicht wird, daß einerseits die geistige Überanstrengung, die Überbürdung 
hintangehalten und andererseits die Entwickelung des Körpers durch Be¬ 
tonung der Leibesübungen direkt gefördert wird. 

Ich will die Frage unerörtert lassen, ob sich in der Mittelschule die 
Überbürdung ohne Beschränkung des Unterrichtsstoffes hintanhalten läßt — 
sicher trägt die schwache Begabung eines Teiles der Mittelschüler zu den 
nicht verstummen wollenden Klagen über Überbürdung bei. Hervorragende 
Pädagogen sind der Ansicht, daß sich die geistige Überanstrengung, die 
Überbürdung auch ohne wesentliche Beschränkung des Unterrichtsstoffes 
durch eine zweckmäßige Einteilung des Stundenplanes verhindern lasse. 
Einen sehr hervorragenden Anteil in dieser Frage nimmt die Pausen Ordnung 
ein. Die früher übliche Frei vierteistunde während des Vormittagsunterrichts 
als einzige Pause ist bei der jetzigen intensiven Unterrichtsmethode eine voll¬ 
ständig ungenügende. 

In Bayern wurde durch die Ministerialentschließung vom 28. Januar 
1891 (B26) und 10. September 1891 (B27) die Pausenordnung für die hu¬ 
manistischen Anstalten und die Realgymnasien in der Weise geregelt, daß 
nach der ersten Stunde eine Pause von 10 Minuten, nach der zweiten und 
eventuell nach der dritten Stunde eine Pause von 15 Minuten eintreten soll. 
Die Pausen sollen, so bestimmten die zitierten Entschließungen weiter, einer¬ 
seits soweit tunlich durch ungehemmte Bewegung im Freien ausgefüllt und 
andererseits zu einer gründlichen Durchlüftung der Schulzimmer benutzt 
werden. Leider war dieser Pausenordnung, die wir dem für Schüler und 
Lehrer warm empfindenden Kultusminister Dr. v. Müller und Obermedizinal¬ 
rat v. Kersehensteiner zu verdanken hatten, kein langes Leben beschieden, 
denn bereits im Jahre 1895 erschien unter Kultusminister v. Landmann eine 
Verfügung, welche die Pausen vormittags nach der zweiten Stunde auf 
15 Minuten, nach der Dritten auf 10 Minuten und nachmittags nach der 
zweiten Stunde auf 10 Minuten beschränkte (B28). Wir hatten also vor- 
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mittags und nachmittags wieder einen ununterbrochenen zweistündigen 
Unterricht. 

Der bayerische Gymnasiallehrerverein hat sich auch in dieser Frage das 
Verdienst erworben, seine Stimme warnend zu erheben. Eine Umfrage (A 1), 
die dieser Verein in s&mtlichen deutschen Bundesstaaten und in Österreich 
veranstaltet hat, ergab, daß 

1. überall die Pausen reichlicher und insbesondere zahlreicher als in 
Bayern und am reichlichsten in Hessen sind, wo nach jeder Stunde eine 
Pause von 15 Minuten eintritt, und 

2. daß überall nach jeder Stunde, auch nach der ersten, eine kleinere 
oder größere Pause eingerichtet ist. 

Die warnende Stimme, welche hier der Gymnasiallehrerverein erhoben 
hat, hat den Erfolg gehabt, daß seit dem Sommersemester 1907 (B29) an 
s&mtlichen humanistischen und technischen Mittelschulen Bayerns wenigstens 
am Nachmittag nach der ersten Unterrichtsstunde wieder eine Pause von 
10 Minuten eingeführt worden ist. 

Auch in außerdeutsohen Staaten hat man mit der Einführung reich¬ 
licherer Pausen durchwegs gute Erfahrungen gemacht. So wurden in Nor¬ 
wegen Versuche amtlich angeordnet, ob mit gekürzten Unterrichtszeit-Ein¬ 
heiten dasselbe Lehrziel erreicht werden könnte. Dabei hat sich gezeigt, 
daß der Zeitverlust durch eine größere Leistungsfähigkeit und lebendigere 
Teilnahme der Schüler wieder reichlich wett gemacht wird — eine Beobach¬ 
tung, die zur Folge hatte, daß in Norwegen seit 1896 die Lektionsdauer der 
Mittelschulen mit 45 Minuten gesetzlich vorgeschrieben ist (A2). Für die 
jüngsten Schüler, besonders für unsere A-B-C-Schützen empfiehlt sich eine 
noch weit reichlichere Pausenfolge. Nachahmenswert erscheint das Beispiel 
der Bürgerschule in Böhmisch-Leipa, woselbst in der 1. und 2. Klasse der 
Volksschule nach jeder halben Stunde eine Schwatzpause eingeführt ist (A 3). 

Neben der Pausenordnung wurde in der letzten Zeit auch die Forde¬ 
rung des ungeteilten Unterrichts aufgestellt und dieser zur Verhütung geistiger 
Überbürdung empfohlen. Es besteht darüber kein Zweifel, daß der Nach¬ 
mittagsunterricht nach der Hauptmahlzeit seine hygienischen Nachteile hat. 
Während der Verdauungstätigkeit fließt das Blut den Unterleibsorganen 
zu, das dadurch relativ blutleere Gehirn arbeitet langsamer. Die bei vielen 
Menschen während der Verdauungstatigkeit bestehende Abneigung gegen 
geistige Arbeit findet dadurch ihre natürliche Erklärung. 

Im Winter sprechen in unseren Breitegraden weiterhin die ungünstigen 
Licht Verhältnisse gegen den Nachmittagsunterricht, und in den großen 
Städten ist es der weite Schulweg, der gegen den Unterricht am Nachmittag 
ins Feld geführt wird. Zugunsten des ungeteilten Unterrichts wird mit 
Recht darauf hingewiesen, daß man dabei den Nachmittag für Körper¬ 
übungen frei bekommen würde, so daß der Vormittag der Ausbildung des 
Geistes, der Nachmittag der des Körpers gewidmet wäre. 

Diese schöne ideale Forderung läßt sich wohl leider nicht strikte durch¬ 
führen, da wenigstens für die höheren Klassen auch beim ungeteilten Unter¬ 
richt einige fakultative Fächer auf den Nachmittag fallen müssen. Wir sind 
aber noch weit davon entfernt, den ungeteilten Unterricht allgemein durch¬ 
führen zu können, die Schule kann diese Frage nicht ohne Berücksichtigung 
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der Lebensgewohnheiten des Volkes lösen, und diese sind bei uns vorerst 
dem ungeteilten Unterricht nicht günstig. Da, wo derselbe durchgeführt 
worden ist, sind nur gute Erfahrungen gemacht worden. Sowohl der an 
zwei Münchener Gymnasien gemachte Versuch, wie auch die Einrichtung des 
ungeteilten Unterrichts in den beiden Nürnberger städtischen Mädchenschulen 
während der Sommermonate hat bei Eltern, Lehrern und Schülern in gleicher 
Weise Anklang gefunden. Daß bei dem ungeteilten Unterricht nach jeder 
Stunde eine nicht zu kurz bemessene Pause stattfinden muß, um Lehrern 
und Schülern Erholung, dem Schulzimmer aber frische Luft zuzuführen, ist 
selbstverständlich. 

Die Wirkung der Pausen auf die Erholung wird gesteigert, wenn der 
jugendliche Körper in einer bestimmten Pause etwas Nahrung zugeführt be¬ 
kommt. Gewöhnlich gibt die besorgte Mutter den Kindern zu diesem 
Zweck reichlich Brötchen mit — sehr zweckmäßig wäre meines Erachtens 
die Einrichtung von Milchküchen, die sich wohl unschwer in jeder Schule 
treffen ließe. 

Weit mehr aber als durch die besten Schuleinrichtungen und Pausen¬ 
ordnung wird die Entwickelung eines gesunden, kräftigen, widerstandsfähigen 
Körpers gefördert durch Leibesübungen. Und da ist es in erster Linie das 
deutsche Turnen, dessen hygienische Bedeutung seit langer Zeit anerkannt 
ist. Durch Bewegungsübungen wird die Atmung vertieft, die Blutzirkulation 
beschleunigt, der Stoffwechsel angeregt und die Ausscheidung der schädlichen 
Stoffwechselendprodukte befördert. Instinktiv tummelt sich das junge Tier 
wie das heranwachsende menschliche Kind in froher Jugendlust und befördert 
dadurch mächtig das Wachstum des Körpers. Die Leibesübungen unserer 
Schuljugend sollten womöglich in freier Luft ausgeführt werden, damit frische, 
staubfreie Luft der Lunge zugeführt wird. Das Turnen in den Hallen hat 
immer seine Schattenseiten, denn auch unter Beobachtung aller Vorsichts¬ 
maßregeln, bei einwandfreien Böden, bei guter Ventilation, bei Ausschluß von 
Kokosmatten und unter Anlegen von Turnschuhen läßt sich die Luft eines 
geschlossenen Raumes nie mit der Luft in freier Natur vergleichen. Leider 
aber können wir in unserem Klima die Turnhalle nicht entbehren, da sich 
eben an zahlreichen Tagen des Jahres durch die Ungunst der Witterungs¬ 
verhältnisse das Turnen im Freien nicht ermöglichen läßt. Mit besonders 
peinlicher Sorgfalt müssen dann aber auch die hygienischen Einrichtungen 
der Turnhalle überwacht werden, um möglichst wenig Staub aufkommen 
zu lassen. 

Für größere Anstalten mit Parallelklassen sind zwei Turnhallen ein 
unabweisbares Bedürfnis, sonst bilden sich derartige Mißstände heraus wie 
in München am Ludwigsgymnasium und Realgymnasium. Im Ludwigs¬ 
gymnasium ist es unmöglich für die 22 großen Klassen, 44 Wochenstunden 
in einer Turnhalle abzuhalten, das Realgymnasium hat überhaupt keine 
eigene Turnhalle und benutzt die Halle vom Maxgymnasium gastweise mit, 
und so kommt es, daß in beiden Gymnasien für eine ganze Reihe von Klassen 
wöchentlich eine Turnstunde wegfällt (A 31). Wie Hofrat Crämer am 
8. Dezember 1909 in der Gründungsversammlung der Elternvereinigung 
Nürnberg mitteilte, mußten sogar einige Klassen des Münchener Realgymna¬ 
siums in den letzten Jahren den Turnunterricht völlig entbehren. Daß dies 
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für die körperliche Entwickelung der betreffenden Schüler ein großer Nach* 
teil ist, bedarf keiner weiteren Begründung, sind ja doch schon zwei 
wöchentliche Turnstunden durchaus ungenügend. Wir müssen vom ärzt¬ 
lichen Standpunkt aus grundsätzlich tägliche Leibesübungen für unsere 
Schüler fordern! 

Zu den Leibesübungen rechne ich auch methodische Atemübungen. 
Diese müssen prinzipiell im Freien vorgenommen werden und könnten im 
Anschluß an die Turnstunde oder zu Beginn des Turnspieles ausgeführt werden. 
Eventuell ließen sich die täglichen Atemübungen auch auf eine Pause ver¬ 
legen, wenn dazu im Schulhofe die Schüler klasaenweise antreten. Wenn 
ich auch kein Freund davon bin, die Pausen zu methodischen gymnastischen 
Übungen zu verwenden, weil die Schüler sich in der Pause ungezwungen 
bewegen und erholen sollen, so dürfte es immerhin keiner Einwendung be¬ 
gegnen, wenn täglich eine Pause für so einfache Übungen, wie es die Atem¬ 
übungen sind, in Anspruch genommen wird. 

Täglich ausgeführte systematische Atemgymnastik trägt ganz hervor¬ 
ragend zur Entwickelung des Brustkorbes bei und würde die Zahl der 
Militärpflichtigen, die wegen zu geringen Brustumfangs zurückgestellt werden 
müssen, wesentlich herabsetzen. 

Weiterhin sind Turnmärsche, Schwimmen, Eislauf und die Turnspiele 
mindestens gleichwertig mit den methodischen Turnübungen der eigentlichen 
Turnstunde. 

Insbesondere die Turnspiele werden an unseren Anstalten immer noch 
viel zu wenig geübt und gepflegt. Und gerade sie dienen nicht nur der 
körperlichen Ausbildung, sondern haben auch einen eminent erzieherischen 
Einfluß, der von allen Pädagogen anerkannt wird. Beim Turnspiel lernt 
Knabe und Mädchen sich der Spielleitung unterzuordnen und sich zu vertragen 
mit seinen Spielgenossen. Das eigene Ich geht in dem gemeinsamen Ganzen, 
in dem Interesse der Spielgenossenschaft auf. Die Spieler sind gezwungen, einen 
raschen Entschluß zu fassen, es wird die Geistesgegenwart geweckt, Ausdauer 
und Geduld geübt — alles wertvolle Charaktereigenschaften für das spätere 
Leben. Insbesondere das im späteren staatsbürgerlichen Leben so wertvolle 
Gemeinsamkeitsgefühl wird durch die Turnspiele geweckt und gepflegt. 

Mit Recht sagt daher Ray dt (A 19), daß das Jugendspiel zu Gemein¬ 
sinn und kräftigem patriotischen Tun und Handeln, zu nationaler Charakter¬ 
stärke erzieht, und der greise Wellington rief auf dem Spielplatz zu Eton 
aus: „It was bere, that Waterloo was won. u (A 20). 

Mit Erfolg greift in den letzten Jahren die Propaganda gegen den 
Alkohol, besonders unter den gebildeten Ständen mehr und mehr um sich 
— die Leibesübungen und insbesondere die in freier Luft betätigten Turn¬ 
spiele sind zweifellos ein vorzügliches Mittel gegen den Trinkteufel. Schüler, 
die sich regelmäßig in frischer Luft zu gemeinsamem Spiel zusammenflnden, 
haben kein Bedürfnis zu kneipen und fühlen sich in den rauchigen Wirts- 
stuben nicht wohl. 

Und weiterhin wird die sexuelle Entwickelung des jugendlichen Körpers 
durch fleißige Körperübungen in richtige Bahnen gelenkt und nicht zu früh¬ 
zeitig geweckt. Leibesübungen und Turnspiele sind deshalb auch ein vor¬ 
zügliches Vorbeugungsmittel gegen die Onanie. 
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Alle diese Gründe müssen Staatsregiemng und Schulleitung veranlassen, 
den Turnspielen ihre besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

Schon im Jahre 1882 hat auf die hohe erzieherische Bedeutung der 
Turnspiele ein Erlaß des preußischen Kultusministeriums in treffenderWeise 
hingewiesen (A21), und in Bayern erschien am 17. Dezember 1903 eine 
autographierte Entschließung des Kultusministeriums, welche die Schulvor¬ 
stände der Mittelschulen auf die Wichtigkeit der körperlichen Erziehung in 
ausführlicher Weise hinweist und eingehend alles vor Augen führt, was zu¬ 
gunsten der Jugendspiele gesagt werden kann (B 23). 

Daneben gab das bayerische Kultusministerium noch eine in erster Linie 
für die Turnlehrer bestimmte Anleitung für den Betrieb freiwilliger Turn¬ 
spiele an den bayerischen Mittelschulen heraus (B23). 

Auch die Bekanntmachung des bayerischen Kultusministeriums vom 
13. Januar 1907, allgemeine Bestimmungen über Einrichtung und Betrieb 
der nach Art. 59 der P. St. G. B. genehmigungspflichtigen Erziehungs- und 
Unterrichtsanstalten betreffend (B25), bestimmt in § 45, daß für die Er¬ 
ziehungsanstalten Gärten oder Spielplätze von ausreichender Größe vorhanden 
sein sollen. Die Schüler und Zöglinge sollen von den Aufsichtspersonen 
angeleitet werden, die Unterrichts- und lernfreie Zeit möglichst in den 
Gärten und auf den Spielplätzen zu verbringen und sich hier der körper¬ 
lichen Bewegung und dem gemeinschaftlichen Spiel zu widmen. 

Aber trotz dieser Erlasse will die stärkere Betonung der Leibesübungen 
und speziell die Einführung von Spielnachmittagen nicht recht vorwärts 
gehen. 

Es wird vielfach darüber geklagt, daß die Spielplätze schlecht besucht 
werden und daß sich gerade die Schüler, welche körperliche Übungen am 
nötigsten hätten, von ihnen fernhalten. 

In der 109. Plenarsitzung der Kammer der Abgeordneten vom 28. März 
1906 teilte Abgeordneter Lerno mit, daß an der Münchener Luitpold- 
Kreisrealschule nur 17 Proz. der Schüler an den Turnspielen teilgenommen 
hätten. 

Auch an der Kreisoberrealschule (früher Kreisrealschule) in Nürnberg 
sehen wir trotz steigender Gesamtschülerzahl der Anstalt einen Rückgang 
der an den Spielen sich beteiligenden Knaben: 


Es betrug im 
Schuljahr 

Die Gesamt¬ 
schülerzahl 

Die Zahl der 
Spieler 

Prozent der 
Spieler 

1906/07 .i 

! 610 

341 

55,9 

1907/08 . 

' 773 

353 

45,7 

1908/09 . 

| 824 

316 

38,3 


Dieser Rückgang ist um so befremdender, als die Anstaltsleitung der 
Kreisoberrealschule alles tut, um die Spiele zu heben, und am Schlüsse des 
Schuljahres ein Spielfest eingeführt hat, an welchem die gewandtesten Spieler 
mit Eichenkränzen geziert werden, auch werden ihre Photographien einem 
Album einverleibt. 

An manchen Anstalten scheint aber von der Anstaltsleitung die Be¬ 
deutung der Spiele noch nicht richtig gewürdigt zu werden, an anderen 
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wiederum fehlt überhaupt ein Spielplatz, oder derselbe liegt so ungünstig, 
daß er nicht richtig ausgenutzt werden kann. 

Wenn wir hier einen Schritt Torwarts machen sollen, dann muß jede 
Schule ihren genügend großen Spielplatz erhalten, auf welchem allgemein 
verbindliche Spielnachmittage eingerichtet werden. 

Nach dem Ausspruch eines englischen Schulmannes ist in England eine 
Schule eher ohne Schulzimmer als ohne Spielplatz denkbar (A 20), und wenn 
dieser Ausspruch auch nicht wörtlich aufzufassen ist, so zeigt er eben doch, 
welche Bedeutung man in England dem Spielplatz in der Jugenderziehung 
beilegt. 

In geradezu mustergültiger Weise sind die Spielnachmittage in Braun- 
schweig am Gymnasium Martino-Katharineum in allgemein verbindlicher 
Weise bereits seit dem Jahre 1879 eingeführt (A 12), während die württem- 
bergiBche Unterrichts Verwaltung obligatorische Spielnachmittage und 
Ausmärsche seit dem Jahre 1905 eingerichtet hat (A 11). 

Gegen den allgemein verbindlichen Besuch der Spielstunden wird als 
Hauptgrund immer angegeben, daß beim Spiel kein Zwang ausgeübt werden 
soll. Ich halte diesen Grund nicht für stichhaltig. Unsere Schuljugend ist 
des Spielens so entwöhnt, daß nur obligatorische Spielnachmittage auf 
den nötigen Besuch rechnen können. 

Wie nötig es ist, daß die Schule sich mehr um die Betätigung körper¬ 
licher Übungen außerhalb der beiden obligatorischen Turnstunden kümmert, 
sehen wir weiterhin aus einer von der Schulkommission des ärztlichen Ver¬ 
eins München veranstalteten Umfrage (A 4). Es zeigte sich, daß bei sämtlichen 
fünf Münchener Gymnasien in der Oberklasse viermal mehr Schüler als in 
der sechsten Klasse eigentlicher Körperübungen während ihrer freien Zeit 
ermangelten. Außer dem Schulwege hatte eine große Anzahl von Schülern 
an vielen Tagen keine körperliche Betätigung und Erfrischung im Freien. 
Ich glaube, daß man diese Feststellungen ohne weiteres wenigstens auf die 
meisten größeren Städte in Deutschland übertragen darf. 

Nicht besser, wenn nicht noch schlimmer steht es bei den Mädchen, 
welche durch Handarbeiten, besonders in den Wochen vor Weihnachten, neben 
ihren Lernstunden zum Sitzen verurteilt werden. Hier kann und wird nur 
Abhilfe bringen der obligatorische Spielnacbmittag, dessen Einführung eine 
ärztliche Notwendigkeit ist. 

Eine mächtige Förderung haben die Jugendspiele durch den im Jahre 
1891 durch den preußischen Landtagsabgeordneten v. Schenkendorff- 
Görlitz ins Leben gerufenen „Zentralausschuß zur Förderung der Volks- und 
Jugendspiele in Deutschland w erfahren. Die alljährlich erscheinenden Jahr¬ 
bücher des Zentralausschusses enthalten vorzügliche Artikel, die auf die 
Bedeutung der lange verkannten und vernachlässigten Turnspiele hin- 
weisen (A 9). 

Die Spielnachmittage bedürfen natürlich einer gewissen Beaufsichtigung. 
Diese Aufgabe ist in dem vorhin erwähnten bayerischen ministeriellen Erlaß 
in erster Linie den Turnlehrern und -lehrerinnen übertragen, aber auch 
andere Lehrer sollen sich aktiv an der Elinrichtung und Förderung der Spiele 
beteiligen. Eis ist selbstverständlich und sollte eigentlich gar nicht betont 
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werden müssen, daß man die obligatorischen Spielstunden, an welchen eich 
die Lehrer beteiligen, diesen als Pflichtstunden anrechnet. 

Um die aufsichtiührenden Lehrer mit den Spielen vertraut zu machen, 
hat der Zentralausschuß zur Förderung der Volks- und Jugendspiele seit 
Jahren Spielkurse zur Ausbildung von Spielleitern veranstaltet. Auch das 
preußische Kultusministerium und in neuerer Zeit die württembergische 
Unterrichtsverwaltung haben solche Spielkurse ins Leben gerufen. 

In Bayern werden an der seit dem Jahre 1872 bestehenden Zentral- 
Turnlehrer - Bildungsanstalt in München (Bll) in den letzten Jahren auch 
Spielkurse für Turnlehrer und Spielleiter abgehalten. 

Eine wichtige Forderung ist, daß die Spielnachmittage möglichst frei 
bleiben von Hausarbeiten. Ein Schüler, der sich beim Spiel ordentlich ab¬ 
gehetzt hat, hat Nahrungs- und Ruhebedürfnis — wenn man am Abend 
nach dem Turnspiel von ihm geistige Arbeit verlangen würde, so würde 
man der geistigen Überbürdung, der man gerade steuern will, nur Vorschub 
leisten. 

Denn es ist durch exakte Versuche bewiesen, daß körperliche Anstren¬ 
gung die geistige Leistungsfähigkeit vorübergehend herabsetzt. 

Mit den Turnspielen sollten abwechselnd Turnmärsche, Schwimmen, 
Eislauf, Rodeln und dergleichen Körperübungen in frischer, gesunder Luft 
gepflegt werden. Das Wandern durch Felder und Wälder abseits der stau¬ 
bigen Landstraße ist ein herrliches Herz und Lungen stärkendes Mittel, es 
weckt den Sinn für die Natur, spielend können auf solchen Wanderungen 
die Kenntnisse in der Naturkunde erweitert und vertieft werden. Die Turn¬ 
märsche sind für die älteren Schüler ein vorzügliches Vorbereitungsmittel 
für ihre späteren militärischen Marschleistungen. 

In Städten mit Wasserleitung kann aus jedem Spielplatz im Winter 
schon bei mäßiger Kälte ein Eislaufplatz zum fröhlichen Tummeln der Schüler 
hergestellt werden. In München waren, wie die Tageszeitungen berichteten, 
im Winter 1907/08 22 Schulhöfe in Eisplätze umgewandelt. 

Ipi heißen Sommer, wenn Turnspiele zu sehr anstrengen würden, gibt 
es keine gesündere Leibesübung als Schwimmen auf der staubfreien Wasser¬ 
fläche. Leider kümmern sich aber die wenigsten Schulen darum, ob die 
Schüler das Schwimmen lernen. Auf der Hauptversammlung der deutschen 
Gesellschaft für Volksbäder am 19. Mai 1909 in Nürnberg stellte Gymnasial¬ 
lehrer Dr. Schwarz auf Grund einer Enquete bei 72 Gymnasien fest, daß 
nur eine kleine Anzahl von Anstalten ihren Schülern in städtischen oder 
Militärschwimmanstalten das Schwimmen erlernen lasse, und stellte die 
Forderung, Turnstunden mit Schwimmstunden abwechseln zu lassen. 

Die stärkere Betonung des Turnunterrichtes und der Turnspiele kostet 
Geld. Es muß die Zahl der Turnlehrer, es müssen die Turnsäle und die 
Turngeräte vermehrt werden. Insbesondere in den größeren Städten wird 
die Bereitstellung von nicht zu entfernt liegenden Spielplätzen mit Kosten 
und Schwierigkeiten verknüpft sein. Bei der Beratung des preußischen 
Kultusetats im Herrenhaus fand die Einstellung einer Summe von 200 000 tM 
zur Förderung der Volks- und Jugendspiele allseitige Anerkennung. 

Wir zweifeln nicht, daß auch der bayerische Landtag, in welchem seit 
Jahren bei Beratung des Kultus- und Militäretats das Turnen und die Turn- 
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spiele eingehende Würdigung gefunden haben, nicht zögern wird, die nötigen 
Mittel zu bewilligen. 

Pie Turnspiele und die anderen Körperübungen sollen nicht in Sport 
au8&rten. Der Sport lenkt vom Studium ab, die von uns gewünschten 
Leibesübungen sollen die geistige Arbeit nur unterbrechen, nach entsprechen* 
der Ruhepause soll die geistige Tätigkeit mit frischem Mut und neuer Lust 
wieder aufgenommen werden. Nicht das Trainieren zu Höchstleistungen in 
einem bestimmten Sport, sondern gleichmäßige Übung aller Körpermuskelni 
insbesondere auch des Herzens, erscheint uns Ärzten als die Aufgabe einer 
zielbewußten Jugenderziehung. 

Es ist natürlich, daß zwischen den Forderungen des Arztes an die 
Schule und den Wünschen des Schulmannes Reibungsflächen bestehen. Zur 
richtigen Formulierung der Forderung der Gesundheitspflege im Schulwesen 
ist deshalb ein wechselseitiges Zusammenwirken von Arzt und Schulmann 
dringend notwendig. Nur dadurch ist es möglich, Einseitigkeiten zu ver¬ 
meiden und hintanzuhalten, daß durch Aufstellung übertriebener und un¬ 
durchführbarer Forderungen die Schulgesundheitspflege diskreditiert wird. 
Auch die von uns Ärzten schon längst geforderte körperliche Erziehung 
unserer Schuljugend wird durch ein solches Zusammenarbeiten nur gewinnen 
können. 

Leider sind aber bis jetzt erst Anfänge hierin zu bemerken. Für die 
Volksschulen wurde zwar bereits durch eine Ministerialentschließung vom 
16. Dezember 1875 einem Wunsche der Ärztekammer von Mittelfranken 
entsprechend verfügt, daß zu den Sitzungen der Ortsschulkommission, wenn 
es sich um die Behandlung von Fragen der Gesundheitspflege oder der Ge¬ 
sundheitspolizei handelt, auch der im Orte befindliche Arzt und, wenn neben 
anderen Ärzten ein Amtsarzt vorhanden ist, dieser einzuladen sei, um an 
den Beratungen mit Sitz und Stimme teilzunehmen. Aber trotzdem auf 
Veranlassung der Ärztekammern von Oberbayern und Mittelfranken diese 
Ministerialentschließung den Distriktspolizeibehörden aufs neue in Erinnerung 
gebracht wurde, ist alles beim alten geblieben, so daß sich die Ärztekammer 
von Mittelfranken im Jahre 1880 und 1887 veranlaßt sah, die obligatorische 
Beiziehung der Ortsärzte zu den Verhandlungen der Schulkommission mit 
Sitz und Stimme zu beantragen. In dem erschöpfenden Referat, welches 
Dr. Weiß (A 32) über die Schularztfrage im ärztlichen Bezirks verein München 
im Jahre 1899 erstattete, wird festgestellt, daß in München die fakultative 
Teilnahme der Orts- bzw. Amtsärzte an den Sitzungen der Lokalschulinspek¬ 
tionen überhaupt nicht durchgeführt worden sei, daß also die lebendige 
Fühlung zwischen Amtsarzt und Lokalschulkommission nicht einmal in der 
Landeshauptstadt besteht und wohl niemals bestanden habe. 

Durch die Einführung von Schulärzten sind diese Verhältnisse in den 
Volksschulen der größeren Städte wohl in mancher Beziehung — ich sage 
mit Betonung in mancher Beziehung — besser geworden, in den kleineren 
Städten oder gar auf dem platten Lande ist es auch heutzutage noch nicht 
üblich, daß der Arzt eine Einladung zu den Verhandlungen der Schul¬ 
kommission erhält. Ja auch in Städten, welche Schulärzte eingeführt haben, 
wird oft der so notwendige Konnex zwischen den Ärzten und der Schulleitung 
vermißt So klagt Dr. Frankenburger (A8) in einem Aufsatz über eine 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1910. jg 
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zeitgemäße Umgestaltung der Schularzteinrichtung in Nürnberg, daß nach 
§ 2 der Dienstordnung die Schulärzte wohl auf Einladung an den regel¬ 
mäßigen jährlichen Umgängen der magistratischen Schulpfleger in den 
ihnen zugewiesenen Schulhäusern teilzunehmen hätten, und daß weiterhin 
die Schulärzte nach § 14 ihrer Dienstordnung auf Einladung zu den Sitzungen 
der königlichen Lokalschulinspektionen zu erscheinen hätten, daß aber eine 
diesbezügliche Einladung niemals an ihn ergangen sei. 

Durch Allerhöchste Entschließung vom 30. Oktober 1890 wurde der 
bayerische Medizinalreferent im Ministerium des Innern als außerordentliches 
Mitglied in den obersten Schulrat einberufen. Die im Jahre 1891 neu er¬ 
lassenen Schulordnungen für die Gymnasien lassen bereits die Frucht dieser 
Berufung deutlich erkennen (A 10). Dagegen scheint der Vollzug der Be¬ 
stimmung des §42, Z. 11 dieser Schulordnungen, wonach sich der Anstalts¬ 
leiter in allen sanitären und hygienischen Fragen der Schule an den ein¬ 
schlägigen Amtsarzt zu wenden hat, die beabsichtigte lebendige Fühlungs- 
nahme des Leiters der Schule mit dem Amtsarzt nicht völlig erreicht zu 
haben — ja in manchen Anstalten soll sich diese Fühlungsnahme nur auf 
die regelmäßige Inspektion der Anstalt beschränken. 

Es war eine sehr glückliche Idee, daß die im Jahre 1904 durch den 
Vorsitzenden des ärztlichen Vereins München ins Leben gerufene Schul¬ 
kommission, welche aus namhaften Münchener Gelehrten und Ärzten besteht, 
Fühlung mit Pädagogen genommen hat. In einer gemeinschaftlichen Sitzung 
am 13. März 1906 wurden mit verschiedenen Rektoren, Mittelschulprofessoren 
und einigen Landtagsabgeordneten die hygienischen Zustände unserer Mittel¬ 
schulen eingehend besprochen (A 25 b und c). Es hat sich dabei eine er¬ 
freuliche Übereinstimmung zwischen Ärzten und Pädagogen gezeigt, die uns 
hoffnungsfreudig in die Zukunft blicken läßt Die körperliche Ausbildung 
der Schüler wurde in der von den Ärzten geforderten Ausdehnung — Min¬ 
destmaß täglich eine Stunde womöglich im Freien, Einführung obligatorischer 
Turnspiele — auch von den Pädagogen gebilligt und in eingehender Moti¬ 
vierung als durchführbar erklärt. 

Die Durchführung der von dieser Kommission aufgestellten Leitsätze würde 
uns unserem Ziele, der harmonischen Ausbildung des Geistes und Körpers 
der deutschen Jugend, um einen bedeutenden Schritt näher rücken. Dann 
werden unsere Söhne und Töchter nicht nur mit einem gediegenen Fonds 
von Kenntnissen, sondern auch als gesunde, widerstandsfähige Jünglinge und 
Mädchen die Schule verlassen. Das Vaterland braucht gesunde Jünglinge, 
gesunde Mädchen, gesunde Männer und gesunde Mütter — nur in einem 
gesunden Körper wohnt Schaffensdrang und Schaffensfreudigkeit. Diesen Ge¬ 
danken drüokt Johann Heinrich Voß in trefflicher Weise aus, wenn er sagt: 

Gesund an Leib und Seele sein, 

Das ist der Quell des Lebens, 

Es strömet Lust durch Mark und Bein, 

Die Lust des tapfern Streben*. 

Was man mit frischem Herzensblut 
Und starkem Wohlbehagen tut, 

Das tut man nicht vergebens. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



275 


Die körperliche Erziehung in der Schule. 

A. Literatur. 

1) Dr. Burger, Die Unterrichtepausen an den humanistischen Anstalten. 
Blätter für das Gymnasialschulwesen 1906, 42. Bd. f S. 237. 

2) Burgerstein und Netolitzky, Handbuch der Schulhygiene, S. 552. 

3) Dieselben, Ebenda 8.560. 

4) Dörnberger-Graßmann, Unsere Mittelschüler zu Hause. Schulhygie- 
nische Studie nach Erhebungen an Münchener Mittelschulen, veranstaltet durch 
die Schulkommission des ärztlichen Vereins München. München 1908. Lehmanns 
Verlag. 

5) Euler, Die Frage der Körperbildung, insbesondere der Jugendspiele, auf 
der Berliner Schulkonferenz. In den Mitteilungen des Zentralausschusses zur 
Förderung der Jugend- und Volksspiele in Deutschland, Jahrg. 1906, 8.43. Han¬ 
nover-Linden, bei Manz & Lange. 

6) Enzyklopädisches Handbuch der Schulhygiene. Herausgeg. von Wehner, 
Leipzig und Wien. A. Pichlers Ww. & Sohn. 

7) Eulenburg-Bach, Schulgesundheitslehre. 

8) Dr. Frankenburger, Gedanken über eine zeitgemäße Umgestaltung 
der Schularzteinrichtung in Nürnberg. Bericht über die Gesundheitsverhältnisse 
und Geeundheitsanstalten der Stadt Nürnberg. Jahrg. 1908, S. 280. 

9) Jahrbuch für Volks- und Jugendspiele. Herausgegeben in Gemeinschaft 
mit den Vorsitzenden des Zentralausschusses zur Förderung der Volks- und Jugend¬ 
spiele von E. v. Schenkendorff, Dr. F. A. Schmidt und Prof. H. Wicken¬ 
hagen. I. Jahrg. 1892 bis XVHI. Jahrg. 1909. B. G. Teubner, Leipzig und Berlin. 

10) Kerschensteiner, Reform des bayerischen Mittelschulwesens vom ärzt¬ 
lichen Standpunkt aus. Münch, med. Woohenschr. 1891, S. 503. 

11) Keßler, Über die Einrichtung der obligatorischen Spielnachmittage an 
den höheren Schulen in Württemberg. Jahrbuch für Volks- und Jugendspiele, 
Jahrg. 1907, S. 159. 

12) Dr. Koch, Die Einriohtung allgemein verbindlicher Schulspiele in 
Braunschweig. Jahrbuch für Volks- und Jugendspiele, Jahrg. 1907, S. 146. 

13) Martini, Einfluß der Ferienruhe auf die körperliche Entwickelung der 
Schuljugend. Blätter f. d. bayer. Gymnasialtumwesen, 18. Jahrg., S. 43. 

14) A.Mosso, Die Ermüdung. Aus dem Italienischen übersetzt von A.Glinger, 
Leipzig, Hirzel, 1892. 

15) Derselbe, Die körperliche Erziehung der Jugend. Übersetzt von Glinger, 
Hamburg und Leipzig, L. Voß, 1894. 

16) Münch, med. Wochenschr. Nr. 15 vom 14. April 1908, 8.830. 

17) Nikolai-Schwiening, Über die Körperbeschaffenheit der zum einjährig- 
freiwilligen Dienst berechtigten Wehrpflichtigen Deutschlands. Veröffentlichungen 
auf dem Gebiet des Militärsanitätswesens. Berlin 1909. Ein ausführliches Referat 
über diese Arbeit findet sich aus der Feder von Generalstabsarzt v. Vogl in der 
Münch, med. Wochenschr. 1909, S. 2064. 

18) Raydt, Die Spiele in England. Jahrbuch für Volks- und Jugendspiele, 
Jahrg. 1892, S. 35. 

19) Derselbe, Spielnachmittage. II. Aufl., S. 37. Leiptig - Berlin, B. G. 
Teubner, 1907. 

20) Derselbe, 1. o., S. 53. 

21) Derselbe, 1. 0 ., S. 16 (Abdruck des Erlasses des preußischen Kultus¬ 
ministeriums vom 27. Oktober 1882). 

22) Prof. J.Ranke, Das Bewegungsspiel in seiner physiologischen Bedeutung. 
Jahrbuch für Volks- und Jugendspiele, 4. Jahrg., 1895. 

23) G. Roese, Beruf- und Militärtauglichkeit. Politisch - anthropolog. Revue, 
IV. Jahrg., 3. Heft. 

24) Dr. F. A. Schmidt, Physiologie der Leibesübungen. R. Voigtländers 
Verlag, 1905. 

25) Schulkommission des ärztlichen Vereins München, a) Die Gesundheits- 
Schädigungen in den Mittelschulen und die Aufgaben der Schulkommission. Re¬ 
ferent Dr. Graßmann, Korreferent Dr. Dörnberger. Münch, med. Wochen- 
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B. Anhang. 

Die historische Entwickelung des Turnunterrichtes in Bayern ist aus folgenden 

bayerischen Verordnungen, Ministerialentschließungen usw. zu ersehen. 

(Soweit dieselben nicht im Text erwähnt sind, ist ihr Inhalt auszugsweise angegeben.) 

1) Lehrplan für die Königl. Elementarschulen in Städten sowohl als auf 
dem Lande vom Jahre 1806. (Weber, Gesetz-u. Verordnungen-Sammlung, BcLV, 
S. 518, Fußnote.) 

2) Lehrplan für die Volksschulen in Bayern nebst einer dazu gehörigen. 
Instruktion für Lehrer und Lehrerinnen vom 3. Mai 1811. (Döllinger, Verord¬ 
nungen-Sammlung, Bd. 9, S. 1344.) 

3) Min. - Entschl. vom 8. August 1838, den Religionsunterricht nach Maß¬ 
gabe des §82 der Schulordnung betreffend. (Döllinger, Bd. 9, 8.921; Bd. 24, 
S. 259. Weber, X, S. 408, Fußnote.) 

4) Min.-Entschl. vom 21. Dezember 1847, die Revision der Studienordnung 
für Gymnasien und Lateinschulen betreffend. (Döllinger, Bd. 24, 8.204; Weber, 
X, S. 408, Fußnote.) 

5) Landtags-Abschied vom 10. November 1861, §21. (Bayer. Gesetz- u. Ver¬ 
ordnungsblatt 1861/62, S. 49. Weber, V, S. 282.) 

6) Kult.-Min.-Entschl. von 17. Dezember 1861. (Weber, VII, 8.516.) (Nr. 1 
bis 6 siehe Text 8. 261 u. 262.) 

7) Kult.-Min.-Entschl. vom 2. November 1868, die Förderung des Turnunter¬ 
richts betreffend (Kult.-Min.-Blatt, S, 309; Weber, VII, S. 516.) 

8) Handels-Min.-Entschl. vom 21. März 1869, den Turnunterricht an den 
technischen Lehranstalten betreffend. (Kult.-Min.-Blatt, 8. 72. Weber, VII, 
S. 563.) 

9) Landtags-Abschied vom 29. April 1869, §55. (Gesetz- und Verordnungs¬ 
blatt, S. 836. Weber, VII, S. 687.) (Nr. 7 bis 9 siehe Text S. 263.) 

10) Kult.-Min.-Entschl. vom 23. November 1869, Die Förderung des Turn¬ 
unterrichts betreffend (Weber, VII, S. 516, Fußnote), 

bestimmt, daß der Turnunterricht in Abteilungen von höchstens 
50 Schülern im Anschlüsse an den Vor- und Nachmittagsunterricht und 
nur im Notfälle an einem schulfreien Nachmittag zu erteilen sei. Bei 
Dispensation vom Turnunterricht wird ein bezirksärztliches Zeugnis über 
körperliche Unfähigkeit verlangt, die Bezirksärzte werden beauftragt, 
bei Ausstellung dieser Zeugnisse mit Strenge zu Werke zu gehen. 
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11) Kult.-Min.-Bekanntmachung vom 5. September 1872 y das Statut der 
Zentral-Turnlehrer-Bildungsanstalt in München betreffend. (Reg.-Blatt, S.2089; 
Kult -Min.-Blatt f 8. 817. Weber, IX, 8. 529.) Bringt Organisator. Bestimmungen 
über die vom Beginn des Schuljahres 1872/73 errichtete Tumlehrerbildungsanstalt. 

12) Schulordnung für die Studienanstalten vom 20. August 1874. (Gesetz- 
Verordnungsbl., 8.467; Kult.-Min.-Blatt, S. 323; Weber, X, S. 394) und 

13) die Schulordnung für die Realgymnasien vom 20. August 1874 (Gesetz- 
Verordnungsbl., 8.507. Kult.-Min.-Blatt, S. 367. Weber, X, 8.421) reihen den Turn¬ 
unterricht unter die obligatorischen Lehrgegenstände mit zwei Wochenstunden ein. 

14) Kult.-Min.-Entschl. vom 21. Oktober 1876, Turnunterricht an den Lehrer¬ 
bildungsanstalten betreffend (Kult.-Min.-Blatt, S. 357. Weber, XI, 8.656), 

bestimmt, daß sich die Prüfungen an den Präparandenschulen und 
Lehrerseminaren auch auf das Turnen zu erstrecken haben, daß auch 
bei den Anstellungsprüfungen der Schuldienstexspektanten und Exspek- 
tantinnen das Turnen zu berücksichtigen sei. 

15) Kult.-Min.-Entschl. vom 3. März 1877, Turnunterricht an den Lehrer¬ 
bildungsanstalten betreffend (Kult.-Min.-Blatt, S. 127. Weber, XII, S. 35), bringt 
ein Programm, welches Lehrziel, Lehrstoff und Lehrgang des Turnunterrichtes 
regelt. 

16) Allerhöchste Verordnung vom 29. April 1877, die Umbildung der Gewerbe¬ 
schulen in Realschulen (Gesetz-Verordnungsbl., 8. 275), Beibehaltung von zwei 
Wochenstunden obligatorischem Turnunterricht. 

17) Kult-Min.-Entschl. vom 28. Oktober 1878 ordnet die Aufnahme des Turn¬ 
unterrichts in den alljährlich ausgegebenen Jahresberichten der Anstalten an. 
(Kult.-Min.-Blatt, 8.325. Weber, XII, 8.477.) 

18) Kult.-Min.-Entschl. vom 13. August 1879, den Turnunterricht an den 
humanistischen und realistischen Mittelschulen des Königreichs betreffend (Kult.- 
Min.-Blatt, 8.211. Weber, XIII, S. 182), regelt den Turnunterricht und bringt 
ein Programm, welches Lehrziel und Lehrstoff bestimmt. Im Programm sind auch 
Turnspiele aufgenommen. 

19) Schulordnung für die humanistischen Gymnasien vom 23. Juli 1891 
(Gesetz-Verordnungsbl., 8.253. Kult.-Min.-Blatt, S. 235. Weber, X, 8.750) und 

20) Schulordnung für die Realgymnasien vom 3. September 1891 (Gesetz- 
Verordnungsbl., S. 325) ersetzen die unter 12 und 13 erwähnten Schulordnungeu 
vom Jahre 1874. 

Es bleibt beim obligatorischen Turnunterricht mit zwei Wochen¬ 
stunden. Bei geeigneten Verhältnissen können vom Vorstand der Anstalt 
Spielstunden mit freiwilligem Besuch unter Beaufsichtigung eingerichtet 
werden. 

21) Kult.-Min.-Entschl. vom 19. Juli 1893, den Turnunterricht an den huma¬ 
nistischen und Realgymnasien betreffend (Kult.-Min.-Blatt, 8.273), stellt ein 
neues Programm für den Turnunterricht auf. Derselbe soll in der Regel klassen¬ 
weise und nur bei kleinen Klassen unter 25 Schülern unter Zusammenlegung 
mehrerer Klassen erteilt werden. Der Turnunterricht sei tunlichst im Freien zu 
erteilen, im geschlossenen Raume sind stauberregende Übungen und Spiele zu ver¬ 
meiden. Auf jeden Schüler soll, wenn tunlich, eine Bodenfläche von 4 qm treffen. 
Befreiungen vom Turnunterricht erfolgen in der Regel nur auf Grund eines amts¬ 
ärztlichen Zeugnisses. 

22) Kult. - Min.- Bekanntm. vom 30. Juli 1898, die Bildung der Lehrer und 
Lehrerinnen betreffend (Kult.-Min.-Blatt, S. 421. Weber, XXVI, 8.122), enthält 
auch Bestimmungen über den Turnunterricht und die Verteilung des Übungsstoffes 
auf die einzelnen Kurse. 

23) Autograph. Kult.-Min.-Entschl. vom 17. Dezember 1903, die Förderung 
der Turnspiele betreffend (siehe Text 8. 270). Die Entschließung ist an die Rekto¬ 
rate der humanistischen Gymnasien, Realgymnasien, Progymnasien und Realschulen 
und an die Bubrektorate der Lateinschulen ergangen und war gefolgt von einer 
für die Turnlehrer bestimmten „Anleitung für den Betrieb freiwilliger Turnspiele 
an den bayerischen Mittelschulen 11 . Es ist zu bedauern, daß diese Min.-Entschl., 
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welche auch für die Eltern und für Arzte großes Interesse hat, nicht veröffentlicht 
worden ist. 

24) Kult.- Min.-Bekanntm. vom 3. Januar 1904 (Kult.-Min.-Blatt, S. 46. 
Weber, XXXII, 8.651) führt an der Zentralturnlehrerbildungsanstalt in München 
Lehrkurse und Lehramtsprüfungen für Tumlehrerinnen ein. 

25) Kult-Min*-Bekanntm. vom 13. Januar 1907, allgemeine Bestimmungen 
über Einrichtungen und Betrieb der nach Art. 59 des P. 8tr.-G.-B. genehmigungs¬ 
pflichtigen Erziehungs- und Unterrichtsanstalten betreffend. (Kult.-Min.-Blatt 1907.) 
Hierher einschlägige Bestimmungen dieser Entschließung erwähnt auf 8. 270. 

Regelung der Pausen durch: 

26) Kult.-Min.-Bekanntm. vom 28. Januar 1891, die Abänderung einiger Be¬ 
stimmungen der Sohulordnung für die humanistischen 8tudienanstalten im König¬ 
reich Bayern betreffend (Kult-Min.-Blatt, 8.39. Weber, XX, 8.751, Fußnote), 
und nahezu gleichlautend 

27) Kult.-Min.-Bekanntm. vom 10. September 1891 für die Realgymnasien 
(Kult. - Min. - Blatt, 8.365), führen nach jeder Unterrichtsstunde eine Pause ein 
(siehe Text 8. 266). Nur bei zwei aufeinander folgenden Zeichenstunden fällt die 
Pause weg. 

28) Autograph. Kult. - Min. - EntschL vom 28. Juni 1895, die Instruktion zur 
Schulordnung für die Gymnasien betreffend, schränkt die Pausen wieder ein (siehe 
Text 8. 266). 

29) Autograph. Kult. - Min. - Entschl. vom 27. März 1907, führt wieder eine 
Pause nach der ersten Stunde des Nachmittagsunterrichts ein (siehe Text 8. 267). 
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Das Nathanstift in Fürth, 
ein modernes Wöchnerinnen* und Säuglingsheim. 

Von Dr. Spaet, Kgl. Bezirksarzt in Fürth in Bayern. 

Hit 6 Grundplänen und einer Tafel. 


Am 20. November 1909 wurde unter Anwesenheit zahlreicher Ehren¬ 
gäste von nah und fern das Wöchnerinnen- und Säuglingsheim in. Fürth 
eröffnet, das seine Entstehung der menschenfreundlichen Gesinnung eines 
privaten Wohltäters verdankt. 

Der Ehrenbürger der Stadt Fürth, Hofrath Alfred Nathan, früherer 
Rechtsanwalt, nämlich hat in richtigem Verständnisse für die vordringlichen 
Aufgaben unserer Zeit zum Gedächtnisse seiner Eltern im Jahre 1907 eine 
Stiftung mit einem Kapitale von 300 000 iAt errichtet; dazu kam noch die 
Schenkung eines Ungenannten für Säuglingsfürsorge im Betrage von 5000 
eine weitere Schenkung eines Wohltäters zu 10 000 als Beisteuer zur Er¬ 
richtung eines Milchpavillons, endlich noch eine Zuwendung des Stifters in 
der Höhe von 15 000 Jtt zur künstlerischen Ausstattung des Treppenhauses 
und Herstellung eines seinen Eltern gewidmeten Gedächtnisraumes, so daß 
einschließlich der während der Bauzeit angefallenen Zinsen in der Summe 
von 30 000 tM im ganzen Kapitalien in der Höhe von 360 000 zu Gebote 
standen. 

Die Anlage gliedert sich in zwei Teile: L Hauptgebäude, in welchem 
Wöchnerinnen- und Säuglingsheim untergebracht ist und II. Milchpavillon, 
in welchem die Beratungsstelle für Mütter und Säuglinge nebst Milchabgabe, 
sowie die Zentrale für das Kostkinderwesen sich befinden. 

Das Heim, das den Namen „Nathanstift“ führt, ist auf einem von der 
Stadtgemeinde Fürth zur Verfügung gestellten, an der Tannen- und Langen¬ 
straße in der Nähe des Stadtparkes — der Eogelhardtsanlage — gelegenen 
Grundstücke zu 0,276 ha erbaut, zu welchem von der Nathanstiftung noch 
ein städtisches Grundstück von 630 qm Fläche zur Vergrößerung der Garten¬ 
anlage zugemietet wurde. 

I. Hauptgebäude. 

Das Hauptgebäude, das eine Grundfläche von 750 qm bedeckt und in 
vier Geschosse zerfällt, ist mit seiner Hauptfront nach Südost orientiert. 

Was nun die Wahl der Himmelsrichtung für die Orientierung von 
Krankenanstalten anbetrifft, so kann es als unbestritten gelten, daß, soweit 
gewöhnliche Krankenräume in Frage kommen, die reine Lagerichtung nach 
Süden unbedingt den Vorzug verdient; soweit es sich dagegen um Säug¬ 
lingsräume handelt, könnten vielleicht Zweifel darüber auf tauchen, ob auch 
für diese die Orientierung gegen Süden sich empfiehlt, nachdem doch hohe 
Lufttemperaturen recht nachteilig auf das Befinden der Säuglinge einwirken, 
so daß ceteris paribus in einem trockenen, heißen Sommer die Erkrankungen 
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der Säuglinge an Magen -Darmstörungen gehäufter auf treten und damit die 
Kindersterblichkeit eine wesentlich erhöhtere ist, als in einem kühlen, nieder¬ 
schlagsreicheren Sommer. Da wo, wie in sehr vermöglichen Familien, aus¬ 
reichende Wohnräume zum Wechsel des Aufenthalts während der verschie¬ 
denen Jahreszeiten zur Verfügung stehen, ist es sicher ganz vorteilhaft, 
während der heißesten Monate für Säuglinge Zimmer zu wählen, die, nach 
Norden gelegen, gegen den Einfluß der hohen Außentemperaturen in dem 
erwünschten Maße geschützt sind; da aber, wo ein solcher Wechsel nicht 
möglich ist, wie in Anstalten, wird auch für Säuglingsräume die Orientierung 
nach Süden den Vorzug verdienen, denn während der kälteren Jahreszeit 
— und diese ist bei unseren klimatischen Verhältnissen doch die länger 
dauernde — ist die dort erwünschte Sonnenbestrahlung bei Südlage die er¬ 
giebigere; andererseits ist aber die Erwärmung der Räume bei reiner Süd¬ 
lage auch in den Sommermonaten keineswegs eine so lästige, wie man mit¬ 
unter noch anzunehmen geneigt ist, denn gerade im Sommer treffen die 
Sonnenstrahlen die nach Süden gelegenen Wände nur schräg und erhitzen 
diese bei weitem nicht in dem Maße, wie dies bei anderen Lagen der Fall 
ist, z. B. bei der Westlage, wo die Sonnenstrahlen mehr senkrecht auf das 
Mauerwerk fallen und dieses sehr stark durchwärmen; dazu kommt noch, 
daß bei der Westlage die Sonnenbestrahlung bis in die späten Abendstunden 
fortdauert, somit die Wände die aufgespeicherte Wärme noch während der 
Nachtzeit in die Innenräume abgeben und damit eine Abkühlung der nach 
Westen gelegenen Räume während der Nachtstunden verhindert wird. Auch 
die reine Ostlage hat gegenüber der Südlage gewisse Nachteile, insofern 
diese Räume in den frühesten Morgenstunden schon wieder von den Sonnen¬ 
strahlen beschienen werden und infolgedessen auch hier die während der 
Nacht sonst mögliche Abkühlung beeinträchtigt wird. 

Ich habe diese Frage schon früher einmal in dieser Vierteljahrsschrift 
(Bd. 24, H. 4, S. 631 ff., 1902) unter dem Titel: „Beobachtungen über 
Wohnung8klima u behandelt; auf die dort aufgeführten Untersuchungen 
und Beobachtungen stützen sich die obigen Ausführungen. Im gesundheit¬ 
lichen Interesse ist die Berücksichtigung dieser Tatsachen, namentlich auch 
seitens der Architekten, stets angezeigt. 

Bei dem „Nathanstift u war allerdings die reine Lagerichtung nach 
Süden wegen der bereits vorhandenen Straßenzüge und Baulinienführung 
nicht möglich, indes konnte hier doch für die Krankenzimmer reine West- 
und Ostlage vermieden und diesen in ihrer Mehrzahl die Richtung nach Süd- 
ost gegeben werden, welche ja im Winter immer noch eine recht günstige 
und die in den Sommermonaten noch nicht in den frühesten Morgenstunden 
schon der Sonnenbestrahlung und starker Erwärmung ausgesetzt ist. 

Ein Teil der Säuglingszimmer im ersten Stocke wurde nach Südsüdwest 
orientiert, ist also wenigstens in den späten Abendstunden während des Sommers 
frei von Sonnenbestrahlung; weniger günstig ist der Säuglingssaal, in welchem 
die Couveuse sich befindet, gelegen, da eine Wand desselben gegen Westen 
liegt; doch kann hier im Bedarfsfälle durch ausgiebige Anwendung der vor¬ 
handenen Ventilationsmittel die nötige Abhilfe geschaffen werden. 

Es wird über diesen Punkt bei Erörterung der Lüftungsvorrichtungen 
noch besonders zu sprechen sein. 
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Die Raumeinteilung im Hauptgebäude ist folgende: 

a) Wirtschaftsräume. 

Im Kellergeschoß, welches eine Höhe von 3,20m hat, befinden sich 
die Wirtschaftsräume und zwar an der Südostseite: Koch- und Spülküche, 
Vorratsräume, ein Speiseraum für das Personal, der Desinfektionsraum, der 
Plätteraum und die Waschküche; an der nordöstlichen Seite der Trocken- 
raum, eine Leichenkammer mit Vorraum, Montage, Holz- und Kohlenraum; 
an der Südostseite die Hausmeisterwohnung. 

Gegen den Hof zu liegen die Räume für Heizung und Warmwasser- 
leitung, Vorratsräume, Nähzimmer, Wäscheraum und die Aborte (Grundriß- 
plan 1). 

Die Verlegung der Wirtschaftsräumlichkeiten, wie Küche und Wasch¬ 
küche in das Hauptgebäude, war aus ökonomischen Gründen, welche eine 
Ausnutzung der Räumlichkeiten des Kellergeschosses verlangten, geboten; 
auch sprach die dadurch bedingte Vereinfachung des Betriebes für die Unter¬ 
bringung dieser Räume im Hauptgebäude. 

Um die durch den Koch- und Wäschereibetrieb für den übrigen Teil 
des Hauptbaues sich ergebenden Unannehmlichkeiten möglichst auszuschalten, 
wurde das Kellergeschoß vollständig für sich abgeschlossen und ist nur durch 
eine Nebentreppe, nicht vom Haupttreppenhaus aus, zugänglich. 

Der Schacht des Speisenaufzuges ist selbständig für sich bis in den 
Dachraum geführt; um stärkere Saug Wirkung zu erzielen, ist er mit einer 
Heizschlange und mit einem elektrisch betriebenen Ventilator versehen, so 
daß ständig ausreichende Ableitung von Kocbgeruch usw. gewährleistet ist. 
Die über dem Waschküchenkomplex gelegenen Krankenräume sind durch 
Asphaltierung des Estrichs und Einlage von Bleiisolierpappe auch in den 
Scheidemauern und durch Unterlagen von Korkplatten gegen Schallüber¬ 
tragung und die Einwirkungen der Wärme und Feuchtigkeit geschützt. 

b) Wöchnerinnenheim. 

Das Erdgeschoß enthält das Wöchnerinnenheim. Zur Aufnahme 
von Wöchnerinnen sind Säle mit starker Belegung vermieden worden; von 
den vorhandenen zwei Sälen faßt der eine sechs, der andere vier Betten, ein 
Einzelzimmer ist mit zwei Betten versehen; außerdem ist vorhanden ein 
Entbindungssaal und ein Operationssaal (Grundrißplan 2). 

Das Erdgeschoß hat in allen seinen Räumen eine lichte Höhe von 4m; 
die Bodenfläche beträgt für eine Wöchnerin samt Säugling im ersten Saal 
10,24 qm, der Luftraum 40,98 cbm, im zweiten Saal 11,18 qm bzw. 44,75 cbm, 
für gesunde Wöchnerinnen ein ausreichendes Maß, zumal auch für genügende 
Ventilationsmögliohkeit gesorgt ist. 

Die Wöchnerinnensäle haben neben den Betten für die Wöchnerinnen 
je ein Bett für den Säugling, ein Nachttischchen, eine Waschtoilette mit 
kaltem und warmem Wasser, ein Säuglingsbad mit Kalt- und Warmwasser- 
zuleitung, einen Wäscheschrank, eine Wickelkommode mit Schubfächern für 
Wäsche und Konsole für die Wage, endlich die entsprechende Anzahl Stühle. 

Der Entbindungssaal mit zwei 1,30m breiten Gebärbetten hat für 
eine Kreißende eine Bodenfläche von 18,39 qm und einen Luftraum von 
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73,56 cbm. Was diese Breite der Entbindungsbetten anlangt, so bietet sie 
ja den Kreißenden die oft recht erwünschte Möglichkeit, sich ausgiebig 
herum werfen zu können; von den die Geburt leitenden Hebammen wird diese 
Breite der Betten nicht angenehm empfunden; 6ie müssen sich die Wöch¬ 
nerin beim Untersuchen usw. gegen die Bettwand herauslegen lassen. 

Im Einzelzimmer für zwei Wöchnerinnen sind die Raummaße etwas 
beschränkter; sie betragen hier für eine Wöchnerin samt Säugling 9,68 ^m 
bzw. 38,72 cbm. 

Zur Absonderung erkrankter Wöchnerinnen steht zurzeit ein 
Zimmer mit zwei Betten zur Verfügung; dieses befindet sich an der Nordost¬ 
seite des Gebäudes, hat eigenen Abort und ist durch einen besonderen Vor¬ 
raum unmittelbar vom Freien aus zugänglich. Die Bodenfiäche für eine 
Wöchnerin (mit Säugling) beträgt hier 12,98 qm und 47,91 cbm Luftraum. 

An sich ist diese Isolierabteilung als solche räumlich etwas karg be¬ 
messen, indes für den jetzigen Betrieb der Anstalt mit einer Belegfähigkeit 
für zwölf Wöchnerinnen kann sie vorerst als zureichend bezeichnet werden; 
es kann allerdings unter ungünstigen Umständen aus sanitätspolizeilichen 
Erwägungen einmal die Forderung gestellt werden müssen, an Kindbettfieber 
erkrankte Wöchnerinnen sofort aus dem Wöchnerinnenheim ganz zu ent¬ 
fernen und sie in das städtische Krankenhaus zur Behandlung zu überweisen. 

Je nach Hebung der Anstalt und der Mehrung der Mittel kann später 
vielleicht weiterer Grunderwevb und Errichtung eines eigenen Isolierbaues 
erfolgen, der sich im Interesse eines hygienisch einwandfreien Betriebes im 
Hauptgebäude sicher sehr empfehlen würde, zumal auch im Säuglingsheim 
eine eigentliche Isolierabteilung fehlt. 

Zur Vornahme geburtshilflicher Operationen steht ein vorzüglich 
belichteter und reichlich den Anforderungen der Asepsis entsprechend aus¬ 
gestatteter Operationssaal zur Verfügung; das einzige, was auszusetzen 
wäre, ist seine Lagerichtung nach Südwest; er konnte aber mit Rücksicht 
auf angrenzende Nachbargebäude die wünschenswertere Orientierung nach 
Norden nicht erhalten. 

Das Operationszimmer ist 7 m tief und 5 m breit; der gegen das Freie zu 
gelegene Teil rückt etwas über 0,5 m über die Fluchtlinie des Gebäudetraktes 
vor, hier allseits mit Fensterauskleidung und Oberlicht versehen; außerdem 
erhält er noch Licht von einem nach Nordwesten gelegenen großen Fenster. 

Die künstliche Beleuchtung besorgt eine schieb- und drehbare Operations¬ 
lampe — ein mit zwölf Glühlampen versehener Spiegelreflektor, der nach 
unten mit einem Mattschirm verschlossen ist und nach oben Ventilations¬ 
öffnungen hat, so daß eine schöne gleichmäßige Zerstreuung des Lichtes erzielt 
und die Hitzewirkung für den Operateur etwas gemildert wird. 

An den Seiten befinden sich große emaillierte porzellanene Waschbecken 
mit Patenthebelbatterie in der jetzt überall üblichen Art, daß zum Waschen 
der Hände und Arme nur ein Hebel mit dem Ellenbogen zur Seite gedreht 
wird, um die Brause mit Warm- und Kaltwassermischung in Tätigkeit zu 
setzen. Den Geruchsverschluß bilden hier wie bei allen Ausgüssen in der 
Wöchnerinnen- und Säuglingsabteilung senkrecht gestellte vernickelte 
Messing-Syphons (D. R. G. M.) mit 7,5 cm hohem Wasser Verschluß, mit 
großem Ablaufventil, vollkommen abschraubbar. 
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Die Börsten werden nach vorausgegangener Sterilisation in antiseptischer 
Flüssigkeit — leichte Karbollösung — aufbewahrt und zwar in Glaskästen 
auf Spiegelglaskonaolen mit Nickelgalerie. 

Im Operationssaal befindet sich ferner noch ein großer Holsbehälter, 
der bei Operationen zur Desinfektion von Emailgefäßen, Glasschalen und 
dergleichen mit Sublimat gefüllt ist. 

Zwischen Operations- und Entbindungssaal befindet sich das Instru¬ 
mente nzimmer mit den verschiedenen Apparaten zur Sterilisierung der 
Instrumente und Verbandszeug usw. 

Die Apparate zur Sterilisierung des Verbandszeuges haben Ventilations- 
einrichtung, um die sterilisierten Gegenstände lufttrocken zu machen. Es 
ist dies von besonderem Vorteil, weil bekanntlich sterilisierten Verbands¬ 
stoffen usw. stets ein gewisser Grad von Feuchtigkeit anhaftet und diese 
deshalb bei Benutzung immer ein gewisses Gefühl von Unbehaglichkeit her- 
vorrufen. 

c) Säuglingsheim. 

Im ersten Obergeschoß ist das Säuglingsheim untergebracht. 
Dieses besteht aus vier Sälen zur Aufnahme von Säuglingen, welche zur 
Beseitigung ihrer krankhaften Störung neben sorgsamer Pflege besonderer 
Ernährung bedürfen; es handelt sich also vor allem um Aufnahme von 
Kindern, welche an Störungen des Magen-Darmkanals leiden, dann solcher, 
welche unterernährt und schlecht verpflegt sind und nur bei Aufnahme in 
das Heim Aussicht auf Erhaltung des Lebens und Hebung ihres Zustandes 
haben, ferner von früh- und schwachgeborenen Kindern, die besondere Um¬ 
sicht und Aufwendungen hinsichtlich der Ernährung und Pflege erfordern. 

Dagegen werden nicht aufgenommen Säuglinge, welche nicht krank 
bzw. hilfsbedürftig im obigen Sinne sind, ausgenommen Säuglinge, welche 
der Armenpflege anheimgefallen sind und die Säuglinge der als Ammen ver¬ 
wendeten Mütter; ferner werden nicht aufgenommen Säuglinge, welche an 
anderen als den oben genannten Krankheiten leiden, z. B. solche, welche 
operativ zu behandeln sind oder welche an einer übertragbaren Krankheit 
leiden. 

Aus diesem Grunde besitzt das Säuglingsheim auch keine eigentliche 
Isolierabteilung. 

Die von außen eingebrachten Kinder werden vor ihrer Aufnahme stets 
ärztlich untersucht; ergibt diese Untersuchung das Vorhandensein einer über¬ 
tragbaren Krankheit oder den begründeten Verdacht auf das Vorhandensein 
einer solchen, so erfolgt sofort Abweisung; andernfalls kommen die Kinder 
auf die Dauer von etwa 14 Tagen — die regelmäßige Inkubationszeit bei 
den meisten Kinderkrankheiten — in den Quarantänesaal; erweisen sich die 
Kinder nach Verlauf dieser Frist alB gesund, so kommen Bie erst auf die all¬ 
gemeine Abteilung. 

Treten die Anzeichen einer übertragbaren Krankheit auf, so erfolgt 
sofort die Entfernung der Kinder aus dem Säuglingsheim und deren Über¬ 
führung in das Kinderspital. 

Es erleichtert diese Gepflogenheit zweifellos den Betrieb im Säuglings¬ 
heim, denn die Herstellung einer den sanitätspolizeilichen Anforderungen 
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entsprechenden Isolierabteilung zur Aufnahme der so leicht übertragbaren 
Kinderkrankheiten, die ja hier vor allem in Frage kommen, würde große 
Aufwendungen für die Beschaffung eigener, von dem übrigen Bau vollständig 
getrennter und für diesen durchaus unzugänglicher Räume, sowie auch für 
Bereitstellung eines eigenen Pflegepersonals erfordern. 

Würde eine solche sorgsam durchgeführte Trennung der Isolierabteilung 
vom Hauptbetriebe nicht erfolgen, so bestände immer die Gefahr der Ver¬ 
breitung von übertragbaren Krankheiten im Hause und damit die Gefahr, 
daß sanitätspolizeilicherseits die Sperrung erfolgen müßte, um so mehr, als 
im gleichen Gebäude ja Wöchnerinnen untergebracht sind, für welche das 
Vorhandensein von übertragbaren Krankheiten, namentlich von Scharlach, 
bekanntlich außerordentlich gefährlich werden kann. 

Bei Vergrößerung des Betriebs könnte, wenn im Laufe der Jahre sich 
ein Bedürfnis danach fühlbar macht, immerhin in einem Isolierbau für die 
Unterbringung solcher übertragbarer Krankheiten, die bei den im Säuglings¬ 
heim gepflegten Kindern unerwarteterweise auftreten, gesorgt werden. 

Von den vorhandenen vier Säuglingssälen ist der eine mit acht Betten 
belegt; er bietet bei einer Höhe von 4 m für einen Säugling 3,9 qm Boden¬ 
fläche und 15,52 cbm Luftraum, der zweite mit fünf Betten hat 4,08 qm 
Bodenfläche und 16,26 cbm Luftraum, der dritte mit sieben Betten 5,2qm 
Bodenfläche und 21 cbm Luftraum für einen Säugling (Grundrißplan 3). 

Der vierte Saal ist mit fünf bis sechs Betten belegbar und faßt in einer 
Ecke noch die „Wärmestube“ — Couveuse —; abzüglich letzterer hat er im 
ganzen eine Bodenfläche von 26,325 qm X 105,2 cbm Luftraum, bietet somit 
einem Säugling 4,5 bis 5,2 qm Bodenfläohe und 17,5 bis 21,0 cbm Luftraum. 

In einem Zimmer mit vier Betten treffen auf einen Säugling 3,8 qm 
Bodenfläche und 35,31 cbm Luftraum. 

Die kleineren zwei Zimmer mit einer Belegung von zwei bis drei Betten, 
welche für höher zahlende Säuglinge eingeräumt werden können, bieten für 
ein Kind 7,0 bzw. 4,8 qm Bodenfläche und 28,60 bzw. 19,5 cbm Luftraum. 

Die von Sohlossmann-Dresden aufgestellte Forderung von 4 qm 
Grundfläche für ein Kind ist demnach, mit Ausnahme von zwei Sälen, in 
welchem bei einer Belegung mit vier bzw. acht Betten eine Bodenfläche von 
3,8 bzw. 3,9 qm für einen Säugling vorhanden ist, überall erfüllt; vielfach 
steht sogar eine größere Grundfläche — in den Einzelzimmern bis zu 7 qm — 
zur Verfügung. 

Die Einrichtung der Säuglingssäle besteht in einem Tische, zwei 
Stühlen, einer Waschtoilette, fahrbarem Tischchen, Blumentisch, Medikamenten- 
schränkchen. 

Der erste und zweite Saal besitzen einen gemeinsamen überdeckten 
Liegebalkon gegen Südost von 14m Länge und 1,5m Tiefe; der dritte und 
vierte Saal besitzen einen kleineren, ungedeckten Balkon gegen Nordwest, 
6 m lang und ungefähr 2 m tief. 

Zwischen den größeren Säuglingsälen, dem ersten und zweiten, dritten 
und vierten, liegt je ein Bade- und Wickelraum, der eine mit einer Boden¬ 
fläche von 10,58 qm und einem Luftraum von 42,32 cbm, der andere mit 
16,02 qm Bodenfläche und 64,08 cbm Luftraum. Die Einschaltung solcher 
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gesonderter Räume bietet hinsichtlich Ruhe und Geruchlosigkeit für die 
Säuglingssäle unverkennbare Vorteile. 

Sie sind ausgestattet mit je zwei Kinderbadewannen, einer Waschtoilette 
mit Kalt- und Warmwasserzuleitung, Wickelkommode mit Schubfächern für 
Wäsche, Wage, Medikamentenschränkchen, fahrbarem Tischchen. 

Bei der Ausstattung der Baderäume usw. mit Badewannen schwankte 
man in der Frage, ob jedem einzelnen Säuglinge ein eigenes Badewännchen 
zugesprochen werden solle oder nicht. 

Vom hygienischen und sanitätspolizeilichen Standpunkte wird man für 
den ersteren Standpunkt sich aussprechen, in der Annahme, daß sich hier¬ 
durch die Übertragung von Infektionen, wie z. B. solcher durch Gonokokken 
und andere Eitererreger, wohi am sichersten vermeiden lasse. 

Die Baukommission hat sich jedoch aus verschiedenen Erwägungen für den 
anderen Standpunkt entschieden, so namentlich weil wegen der hohen Kosten, 
die die Beschaffung von eigenen Badewännchen für jeden Säugling verursachen 
würde, nur an die Bereitstellung einfacher Blech wannen hätte gedacht 
werden können, diese aber zur erforderlichen Reinhaltung ganz besondere 
Ansprüche an das Pflegepersonal stellen würden, auch die Füllung und Ent¬ 
leerung solcher beweglicher Wännchen mit Belästigungen verknüpft wären. 
Man entschloß sich also zur Anordnung weniger, aber hygienisch einwand¬ 
freier, feststehender Badewännchen aus Feuerton. 

Da von außen aufgenommene Kinder vor ihrer Aufnahme stets ärztlich 
untersucht werden, zur Aufnahme überhaupt nur eine bestimmte Gruppe 
von Krankheiten, nämlich Entwickelungs- und Ernährungsstörungen, gelangt, 
überdies die ganze Anstalt, sowohl das Säuglings- als auch das Wöchnerinnen¬ 
heim, unter ständiger Aufsicht der Abteilungsärzte steht, so wird die Gefahr 
der Übertragung von Krankheiten durch die Benutzung gemeinsamer Bade¬ 
wannen für die Säuglinge in Wirklichkeit sich vollständig ausschließen lassen. 

Die Vorrichtungen zum Aufwärmen der Milch sind, um die da¬ 
durch bedingte Verunreinigung der Luft zu vermeiden, nicht in den Säuglings- 
Sälen untergebracht, sondern sowohl auf der Wöchnerinnen- als auch auf der 
Säuglingsabteilung in einer gut belichteten Gangerweiterung zentralisiert. 
Die Erwärmung geschieht nicht mit Gas, sondern mittels Elektrizität. 

Zur Vorwärmung der Krankenwäsche wurde im Entbindungs- und 
Operationssaal, dann im Gange der Wöchnerinnen- und Säuglingsabteiiung, 
je ein Schrank montiert, der an die Übergangsheizung angeschlossen ist. Wo 
möglich, wurden die Schränke zur Aufbewahrung der Wäsche mit Heiz¬ 
schlangen und guter Lüftung ausgestattet. 

Die Untersuchung der neuaufzunehmenden Kinder erfolgt in 
einem eigenen Untersuchungsraum (11 qm Bodenfläche und 44 cbm Luftraum), 
der mittels gesonderter Treppe vom Freien aus zugänglich ist, so daß Kinder, 
welchen aus irgend welchem Grunde, namentlich wegen übertragbarer Krank¬ 
heiten oder des Verdachts auf solche die Aufnahme verweigert werden muß, 
das Haus wieder verlassen können, ohne irgendwie mit den übrigen Räumen 
des Heims in Berührung zu kommen. 

Zur Vornahme im Hause etwa notwendig werdender leichterer kleinerer 
Operationen ist auch ein kleines Operationszimmer (11 qm Bodenfläche 
und 44 cbm Luftraum) vorgesehen. 
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Couveuse — W&rmestube — (Bratzelle). Eine besondere Erwäh¬ 
nung verdient noch die Beschaffenheit der „W&rmestube“, welche Bich von 
den sonst in Gebrauch stehenden „Brutkästen“ (Gouveuses) wesentlich 
unterscheidet. 

Daß eine gleichmäßig vorgewärmte und entsprechend angefeuchtete 
Luft für lebensschwache Frühgeborene, sowie durch Krankheit geschwächte 
Säuglinge große Vorteile gewährt, ist durch die Erfahrung, die man mit der 
Anwendung von Brutkästen machte, vollauf bestätigt und ist auch jetzt un¬ 
bestritten anerkannt. 

Eine Änderung in den Anschauungen auf diesem Gebiete ist nur inso¬ 
fern zu verzeichnen, als man in neuerer Zeit glaubt, die Nachteile, welche 
mit der Anwendung der bisher fast ausschließlich nach dem Muster der 
französischen Couveuses gebauten, den Größenverh&ltnissen der Säuglinge 
angepaßten Glaskästen verknüpft sind, durch Einführung eines anderen 
Musters vermeiden zu sollen. 

So hat der Umstand, daß die gründliche Reinigung und Trockenlegung, 
insbesondere das Stillen des Kindes, die Entfernung aus einem solchen Wärme¬ 
apparat und somit aus der gleichmäßigen Temperatur nötig macht, meines 
Wissens zuerst Professor Escherichin Wien bewogen, schon während seiner 
Graser Tätigkeit eine Brutkammer zu konstruieren, welche so groß ist, daß 
darin mehrere Säuglinge gleichzeitig sich aufhalten können, und auch die 
pflegende Person in dieselbe eintreten kann. Dieselbe stellt aber im Gegen¬ 
sätze zu der Chambre couveuse des Florentiner Findelhauses nicht ein auf 
die gewünschte Temperatur erwärmtes Zimmer, sondern einen in Glas und 
[Eisenkonstruktion ausgeführten Einbau in einem Zimmer vor, so daß die 
Pflegeperson sich für gewöhnlich außerhalb der Brutkammer aufhalten und 
die Kinder von außen beobachten kann. In diesem Sinne ist auch die im 
„Nathanstifte“ angebrachte Brutkammer auf gebaut. 

Escherich hat in der Wiener Brutzelle (bei einer Höhe von 2,23 m) 
einen Luftraum von 5,6 m für einen Säugling und einen Luftwechsel von 
80 cbm in 24 Stunden vorgesehen. 

Brüstlein l ) hält diese Ausmaße für etwas knapp. Er rechnet nämlich 
t&glich sechs Mahlzeiten des Kindes zu je zwölf Minuten, sechsmal Trocken¬ 
legen zu je sechs Minuten, und einmaliges Bad zu zwölf Minuten, das ergibt 
zwei Stunden, während deren die Amme t&glich in der Zelle beschäftigt ist, 
und für diese sei wohl kaum weniger als die üblichen 80 cbm stündlichen 
Luftwechsels zu rechnen. Billige man ferner dem Kinde selbst auch nur ein 
Viertel vom Luftdedarf eines Erwachsenen zu, was mit Rücksicht auf seine 
Ausscheidungen und die hohe Raumwärme nicht zu reichlich sein dürfte, 

80 

so ergebe sich der Bedarf an Frischluft zu 2 • 80 -f- 24 • — = 640 cbm in 

4 


24 Stunden. Diese große Zuluftmenge würde bei rund 6 cbm Rauminhalt 

640 

der Zelle stündlich einen -—— = 4^2 maligen Luftwechsel in der Stunde 
erfordern. 


l ) ßäuglingskrankenhäuser. Vom Landbauinspektor Brüstlein in Berlin. 
Zentralblatt der Bauverwaltung 1906. 

Vierteljahnschrift für Gesundheitspflege, 1910 . 29 


Difitized 


bv Google 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



290 


Dr. Spaet, 


Da aber Brüstlein zur Verhütung von Zug in solchen Brutzellen über 
einen dreimaligen Luftwechsel nicht hinausgehen zu dürfen glaubt, so hält 
er für eine Brutzelle, die nach Escherichs Art hergestellt ist, einen Luft¬ 
raum von 9 cbm angezeigt. Ob diese Anforderungen berechtigt sind, werden 
erst weitere Untersuchungen über die Einwirkung des stets nur vorüber¬ 
gehenden Aufenthalts der Amme oder Pflegerin auf die Luftbeschaffenheit 
des Raumes, sowie darüber, ob nicht durch energische Ventilation ohne Zug¬ 
luftstörung bei geringeren Raumverhältnissen die erforderliche Reinheit der 
Luft erzielt werden kann, feststellen müssen. 

Es erscheint bei der bestehenden feinen Luftverteilung unter ergiebiger 
Vorerwärmung keineswegs von vornherein schon bestätigt, daß öfterer als 
dreimaliger Luftwechsel belästigend und deshalb unzulässig sei. Im all¬ 
gemeinen steht man in der Ventilationsfrage in Deutschland allerdings auf 
diesem Standpunkte, die nordamerikanischen Schulen aber haben längst fünf¬ 
malige Lufterneuerung unter Anwendung von mechanisch angetriebenen 
Ventilatoren. 

Die Wärmestube im „Nathanstift“, welche ursprünglich zur Aufnahme 
von zwei Säuglingen bestimmt war, hat bei einer Höhe von 2,35 m eine 
Bodenfläche von 3,36 qm (2,10 X 1,75) und einen Luftraum von 8,63 cbm. 
Dem Zugänge zur Wärmestube ist noch ein kleiner Vorraum zur Vermeidung 
von Zugerscheinungen vorgelegt. 

Das Holzwerk in den Glaswänden der Brutzelle ist zur Sicherung gegen 
den Einfluß der Feuchtigkeit, da die Couveusenluft stets auf einen Feuchtig¬ 
keitsgrad von 66Proz. gehalten sein soll, aus „gesperrten“ Hölzern 6 cbm 
stark konstruiert, die inneren Fourniere sind überdies mit glasharter Email¬ 
farbe überstrichen. Sollte trotzdem ein Losziehen der inneren Fourniere 
durch die Feuchtigkeit erfolgen, so würden die Innenflächen mit Asbest¬ 
pappe verkleidet werden können. 

Die Ventilationsvorrichtungen sind von der Firma Wilhelm 
Sedlbauer, Werkstätten für Präzisionsmechanik und Elektrotechnik in 
München, Ehrengutstraße 18, geliefert worden. Die Ausführung erfolgte 
in der nachstehend beschriebenen Weise. 

Zur Zuführung der Luft dient ein elektrisch getriebener Ventilator von 
Vs PS, mit Flügelexhaustor von 27 cm Durchmesser, der die Luft im Gange, 
in dem die Ventilationseinrichtung mit Vorwärmung der Luft an der Wand 
anmontiert ist, und zwar in dessen oberem Drittel unmittelbar am Fenster ent¬ 
nimmt; je nach Windrichtung und Stärke der Luftströmung kann diese Luft bei 
öffnen der Oberflügel der Fenster unmittelbar aus dem Freien bezogen werden; 
ist die Luftströmung zu stark, so kann, je nach Bedarf, durch vollständiges 
Schließen der Fenster, die Eintrittsgeschwindigkeit der Luft nach Wunsch 
geregelt werden. Ehe die Luft durch den Ventilator in den Zuluftkanal 
getrieben wird, hat sie eine Filtervorlage zu passieren und zwar zuerst ein 
Metallfllter (feines Metallsieb) und dann ein Stoffilter. Aus dem Ventilator- 
raume gelangt die Luft in den Heizkasten, in welchem sie auf elektrischem 
Wege entprechend vorgewärmt wird durch Einschaltung von Heizwider¬ 
ständen. Diese sind vollständig eingeschlossen, kommen an sich mit der 
Luft nicht in Berührung und können infolgedessen eine Zersetzung der Luft 
nicht bewirken; die Erwärmung der letzteren erfolgt nur durch Wärme- 
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gulierhebel ( a) wird der Ventilator eingeschaltet und auf die für den verlangten 
Luftwechsel nötige Tourenzahl gebracht. Von Hand aus werden auch mittels 
des Regulierschalters (b) die Heizwiderstände je nach Bedarf eingeschaltet. 

Die Konstanterhaltung der einmal eingestellten Temperatur besorgt 
dann das Metallthermometer (d), das durch einen Luftstrom auB dem Heiz¬ 
kasten ventiliert wird, also die Temperatur im Heizkasten und mithin die in 
die Gouveuse zugeführte Luft anzeigt. Steigt oder fällt die Temperatur 
durch äußere Einflüsse, dann ergibt der am Thermometer befindliche Hebel 
Kontakt und schaltet selbsttätig mittels des Automaten g einen Zusatzwider¬ 
stand im Heizkasten zu oder ab, gleicht also die Schwankung aus. 

Genügt diese Regulierung nicht mehr, z. B. infolge zu starken Sinkens 
oder Ansteigens der Außentemperatur, dann betätigt obengenannter Hebel 
einen zweiten Kontakt und es tritt ein Relais — in einem Kästchen (Je) neben 
der Schalttafel untergebracht — in Funktion, das wiederum eine elektrische 
Klingel betätigt und dadurch das Personal aufmerksam macht. Je nachdem 
das Relais „zu kalt“ oder „zu warm“ anzeigt, wird dann von Hand aus am 
Regulator (b) Widerstand zu- oder abgeschaltet. 

Ein in der Brutzelle auf einem Konsol aufgestellter Thermo-Hygro- 
graph (TH) registriert selbsttätig auf einem Diagramm die in der Couveuae 
vorhandene Temperatur und Feuchtigkeit. 

Die bisher beschriebene Regulierung diente nur zur Erhaltung einer 
Temperatur von 28°; wird eine höhere Temperatur bis zu 34° verlangt, dann 
wird ein zweiter Regulierhebel (i) betätigt, der weitere Widerstande im Heiz¬ 
kasten zuschaltet und bei welchem je ein Kontakt 1° bedeutet. Gleichzeitig 
wird ein an dem obengenannten Thermo - Hygrograph vorgesehener Schiebe¬ 
kontakt auf den entsprechenden Kontakt eingestellt und der Thermo-Hygro- 
graph besorgt dann die Erhaltung dieser eingestellten Temperatur durch 
Zu- oder Abschaltung eines Heizkörpers, der sich in der Couveuse selbst be¬ 
findet, mit Hilfe eines Doppelautomaten (h) auf der Schalttafel. Der genannte 
Schiebekontakt hat den Zweck, zu bewirken, daß der mit dem Thermo-Hygro- 
graph in Verbindung stehende Kontakthebel entsprechend der einzustellenden 
Temperatur erst später oder früher Kontakt gibt und so den Automaten (Ä) 
in Gang setzt. 

Der Thermo-Hygrograph ist ein Metallthermometer ohne Ventilation, 
verbunden mit einem Haarhygrometer, deren Ausschläge mittels Zeiger und 
Feder auf eine rotierende Trommel mit aufgetragenem Diagramm in der be¬ 
kannten Weine übertragen, wird. 

Bei den oben erwähnten Brutzellen in Wien mußte für die Erwärmung 
der Luft wegen der räumlichen Beengtheit zur Gasheizung gegriffen werden; 
indes ist allgemein anerkannt, daß jeder Gasheizung verschiedene Mängel 
anhaften, die sich in gesundheitlicher Beziehung nachteilig bemerkbar machen, 
weshalb man, wenn irgend möglich, die Heizung mit Elektrizität betreiben solL 

Die Kostenmehrung, die sich daraus ergibt, kann sich nur auf den Be¬ 
zug des zur Heizung nötigen Stromes beziehen, während Regulier- und 
Registrier Vorrichtungen auch bei anderen Heizarten nicht entbehrt werden 
können, wenn man ein tadelloses Funktionieren der Einrichtung gewähr¬ 
leistet wissen will. Diese Kostenmehrung kann daher, wenn man einmal an 
die Herstellung, einer Brutzelle der oben beschriebenen Art geht, gegenüber 
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den Vorteilen, die damit im Vergleich zu einer Heizung mit Gas in hygie¬ 
nischer Beziehung erreicht werden, nicht mehr ausschlaggebend ins Gewicht 
fallen. 

Brüstlein schlägt neben der elektrischen Heizung Versuche mit Warm¬ 
wasserheizung vor; der Betrieb mit solchen Heizkörpern würde sich wohl 
billiger stellen als bei elektrischer Heizung — die kleinen Couveusen nach 
französischem Muster bekommen ja auch alle, oder meines Wissens wenig¬ 
stens fast alle, durch erhitztes Wasser die gewünschte Temperatur —, um 
aber bei den größeren Brutzellen stets die nötigen Wärmegrade zu erzielen, 
wird die Anbringung ziemlich großer Heizflächen notwendig sein; die Anlage 
wird also voluminöser werden. Ob die Temperatur bei Warmwasserheizung 
in der exakten Weise wie bei der elektrischen Heizung durch Selbstregler 
gleichmäßig in der geforderten Höhe sich erhalten läßt, das vermag ich auf 
Grund eigener Erfahrung nicht zu beurteilen. Brüstlein glaubt, dies mit 
Rücksicht auf die Ergebnisse der neuen Selbstregler für Heizkörper annehmen 
zu dürfen, und bei der im „Prinzessin-Arnulfhause für Säuglinge 1 * 
in München in Verwendung stehenden Wärmestube mit etwa 12 Cubikmeter 
Luftinhalt (das alte Modell ist in der „Zeitschrift für Säuglingsfür¬ 
sorge 11 , Bd. III, 1909, S. 108, abgebildet, im Gebrauch befindet sich jetzt aber 
ein von Dr. Rai nach modifiziertes Modell) erfolgt in der Tat die Erwärmung 
mittels Fernwasserbeizung mit Gasheizung (Askania-Warmwasserkessel), bei 
welcher die Regulierungsvorrichtung mit einem in der Gasleitung eingebauten 
Regulierventil so genau arbeitet, daß die Temperatur in der Wärmekammer 
auf 1°C zuverlässig eingehalten werden kann. Wie Dr. Rainach mir mit¬ 
teilte, hat sich das System entschieden bewährt sowohl was die Zirkulation 
der Luft als auch gleichmäßige Erwärmung betrifft. Immerhin werden aber 
auch bei Einfühung der Warmwasserheizung die Anlagekosten hinter denen 
bei elektrischer Heizung kaum wesentlich zurückstehen. 

Was die Tätigkeit der bei hiesiger Brutzelle in Betrieb gesetzten Ein¬ 
richtungen anlangt, so läßt sich die gewünschte Temperatur von 28° bis 34° C 
leicht erreichen und konstant erhalten, auch ist die Bedienung der Schalt¬ 
vorrichtungen, soweit sie von Hand aus zu geschehen hat, bei ganz geringer 
Übung sehr leicht und einfach zu betätigen, weit einfacher als es nach den 
obigen Ausführungen vielleicht erscheinen mag. Auch wird eine Belästigung 
durch Zugluft in der Kabine nicht verursacht, selbst nicht bei stärkstem 
Antrieb des Ventilators. Dadurch, daß die Luft aus den verschiedenen 
kleinen Öffnungen des an der Decke befindlichen Zuleitungsrohres austreten 
muß, wird eine so feine Verteilung bewirkt, daß namentlich bei dem Wärme¬ 
grade, mit dem sie in die Couveuse eintritt, nicht die geringste unangenehme 
Empfindung von Zug herrscht, selbst wenn man in unmittelbarster Nähe der 
Zutrittsöffnungen sich befindet und obwohl reichlich Luft durch den Venti¬ 
lator eingetrieben wird. 

Schwerer hält es, den richtigen Feuchtigkeitsgrad der Luft zu er¬ 
zielen und beizubehalten; auch bei der oben erwähnten Couveuse im „Prin¬ 
zessin Arnulfhause für Säuglinge 11 kann der Feuchtigkeitsgehalt durch 
das über den Heizschlangen angebrachte Verdunstungsbassin nur auf 35 bis 
40Proz. gebracht werden, so daß man dort stets noch befeuchtete Tücher 
aufhängt, um auf ÖOProz. Feuchtigkeit zu kommen. Leichter scheint die 
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Feuchtigkeitsregulierung in den kleinen, den französischen Couveusen ähn¬ 
lichen Modellen zu gelingen; so wird in der von Dr.Rommel konstruierten 
im „Säuglingsheim in München tf (Lachnerstraße 39) in Verwendung 
stehenden Couvease durch einfache Hebeldrehung an Ventilklappen der 
Feuchtigkeitsgehalt geregelt, indem gesondert trockene und mit Wasserdampf 
gesättigte Luft zugeführt wird bzw. für die vom Ventilator abgesaugte Luft 
automatisch nachfließt. Eine Abbildung dieser Gouveuse befindet sich in dem 
Pfaundler und Schlossmannschen Handbuche der Kinderkrankheiten, 
2. Auflage. I.Band, S. 411. Nach Dr. Rommels Mitteilung funktioniert speziell 
diese Regulierung der Luftfeuchtigkeit ausgezeichnet. 

In Wien geschieht die Befeuchtung der Zellenluft auf 60 Proz. durch 
parallel gestellte Tonplatten mit Gewebseinlagen, welche in ein Wassergefäß 
tauchen und täglich l 1 /* bis 2 1 /* Liter Wasser verdunsten. 

Vor allem wird es zweckmäßig sein, der Luft nach ihrer Erwärmung, 
aber wenn möglich, vor dem Eintritte in das Zuleitungsrohr, die nötige Feuch¬ 
tigkeit zu verschaffen, weil hierdurch eine viel größere Gleichmäßigkeit in 
der Verteilung des Feuchtigkeitsgehaltes der Luft erzielt wird, als wenn in 
der Zelle selbst erst durch Wasserverdunstung in einer Ecke der Luft Feuch¬ 
tigkeit zugeführt werden solL 

Als recht notwendig erweist sich die Einschaltung von Filtern an der 
Eintrittsstelle der Luft in den Ventilator; die nur auf ganz kurze Zeit sich 
erstreckenden Erfahrungen, die in dieser Beziehung dahier zu machen waren, 
zeigen, daß die eingelegten Filter sehr bald der Reinigung bedürfen. Wenn 
es sich nicht um den Kostenpunkt handeln würde, wäre es zweifellos die 
beste Einrichtung, den Staub- und Rußgehalt der Luft vor deren Durchtritt 
durch den Filter mittels leichter Warmwasserberieselung niederzuschlagen 
und durch diese Wasserspülung zugleich der Luft einen Teil der benötigten 
Feuchtigkeit zuzuführen, die dann noch, soweit nötig, nach dem Passieren 
der Heizwiderstände vor dem Eintritte in das Verteilungsrohr ergänzt werden 
könnte: zu stark angefeuchtet, soll nämlich die Luft nicht in den Heizkörper 
treten mit Rücksicht auf die dort vorhandenen elektrischen Leitungsdrähte. 

Wohnräume. 

Neben den erwähnten Krankenräumen befinden sich auf der Wöchne¬ 
rinnenabteilung im Erdgeschosse noch die Wohnung für die Vorsteherin, 
daneben das Aufnahmezimmer und Aufnahmebad, im ersten Stock eine kleine 
Wohnung für den Arzt, aus Wohn- und Schlafzimmer, Ankleide- und Bade¬ 
raum bestehend, ferner der Speisesaal für die Oberin und die Pflegerinnen, 
zugleich als Beratungszimmer und für ähnliche Zwecke verwendbar. 

Im Dachgeschoß, 2,90m hoch, das vom Erdgeschoß unmittelbar vom 
Hofe aus durch eine besondere Treppe zugänglich ist, sind die Wohnungen 
der Pflegerinnen, der Schülerinnen, der Mägde, der Ammen und sonstige 
Neben- und Reserveräume, sowie Zimmer zur Aufnahme von Wäsche¬ 
schränken usw. untergebracht (Grundrißplan 5). 

Das Kellergeschoß enthält die Hausmeisterwohnung mit den nötigen 
Nebenräumen. 

Jedes Stockwerk enthält mehrere Abortanlagen, die alle Vorräume 
besitzen; diese dienen teils zur Aufbewahrung von Gebrauchsgegenständen 
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zum Reinigen wie Besen usw. y teils befinden sich in ihnen noch besondere 
(porzellanemaillierte) Ausgüsse und sogenannte Windeloputative zum Ein¬ 
weichen gebrauchter Windeln. 

Die Aborte haben Wasserspülung, die Abortabwasser passieren vor 
ihrem Eintritt in den Kanal eine biologische Kl&ranlage; etwa infektiöse 
Abwasser, wie aus dem Sezierzimmer, werden vorher in einen Desinfek¬ 
tionsschacht geleitet. 

In jedem Krankenzimmer, auch in dem Bade- und Wickelraum, ist eine 
Waschtoilette aus Feuerton vorgesehen. In den Sälen für die Wöchne¬ 
rinnen wurde auch noch je ein Feuertonbadewännchen für die Säuglinge 
montiert. 

Für die zur Aufnahme kommenden Wöchnerinnen, dann für die in 
Pflege befindlichen Wöchnerinnen, ferner für die Pflegerinnen und die Ammen 
und das Dienstpersonal, sind getrennte Baderäume eingerichtet worden. Mit 
Rücksicht auf die hohen Kosten mußte für die Erwachsenen von der Be¬ 
schaffung von Feuertonwannen abgesehen werden; es wurden für die von 
den Wöchnerinnen zu benützenden Badewannen feuerfeste, porzellanemaillierte 
und für das Personal einfach porzellanemaillierte Wannen mit geschlossenen 
Füßen und stehender Badebatterie gewählt. 

Wasserversorgung. 

In allen Krankenräumen und Gängen ist natürlich in ausgiebigem Maße 
für Zuführung von kaltem und warmem Wasser Sorge getragen; jedes, 
auch das nebensächlichste Ausgußbecken hat neben dem Kaltwasser- auch 
noch Warmwasserzulauf erhalten. 

Das Kaltwasser ist von der städtischen Wasserleitung bezogen. 

Für die Warm wasserbeschaff ung wurden im Keller zwei je 
1000 Liter haltende Wasser kocher (Boiler) auf gestellt, deren Wasser durch 
Dampf aus einem kleineren Gliederkessel von 12,50 qm Heizfläche erwärmt 
wird. Im Winter, wenn die beiden Niederdruckdampfkessel geheizt werden, 
wird der kleine Sommerkessel ausgeschaltet und der Dampf zu den Boilern 
von den großen Niederdruckdampfkesseln zugeleitet. Auch das für die Koch-, 
Milch- und Waschküche benötigte warme Wasser wird den Boilern ent¬ 
nommen. 

Beheizung und Lüftung. 

Für die Beheizung sorgt eine zentrale Heizanlage in Form der 
Niederdruckdampfheizung. Die zwei im Kellergeschoß aufgestellten 
Niederdruckdampfkessel von je 36 qm Heizfläche versorgen im Winter das 
Hauptgebäude und die Räume der Milchhallen mit dem nötigen Dampf. In 
der Zeit, in welcher die großen Dampfkessel nicht geheizt werden, liefern 
die beiden oben erwähnten Niederdruckdampf-Gliederkessel die Wärme für 
Heizkörper im Operations- und Entbindungszimmer, sowie den für die Sterili¬ 
satoren im Instrumentenzimmer und den für den Milchsterilisationsapparat 
benötigten Dampf. 

Die Heizkörper — Radiatoren — sind, wie jetzt wohl überall üblich, 
an der Außenwand der Räume unter der Fensterbrüstung angebracht, ent¬ 
weder freistehend oder mit einer leicht entfernbaren Verkleidung versehen, 
um stets rein gehalten werden zu können und so die Verbrennung des etwa 
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aufgelagerten Staubes und die daraus sich ergebenden nachteiligen Einwir¬ 
kungen auf die oberen Atmungswege sowie auch jegliobe Geruchsbelftstigung 
zu verhindern. 

Die Vorteile der Aufstellung der Heizkörper an der Außenwand gegen¬ 
über der früher vielfach geübten Gepflogenheit, dieselben an den Innenwänden 
anzubringen, sind jetzt allgemein anerkannt; sie beruhen einmal darin, 
daß durch diese Anordnung der Heizkörper die von der kalten Außenmauer 
ausgehende Kältewirkung und dadurch bedingte Abkühlung für die dieser 
Wand zunächst sich befindlichen Personen und Gegenstände aufgehoben wird, 
andererseits darin, daß sie auch die unmittelbare Frischluftzufuhr an dieser 
Stelle aus dem Freien ermöglichen, weil hier die kalte Außenluft beim Ein¬ 
tritt die Heizfläche berührt und sich in einem Maße erwärmt, daß sie nicht 
mehr unangenehm oder schädigend auf die im Raume befindlichen Personen 
wirkt. 

Voraussetzung dieser günstigen Wirkung ist allerdings, daß die Luft¬ 
zufuhröffnungen auch an der richtigen Stelle und in der richtigen Weise an¬ 
gebracht werden. 

Befindet sich diese Öffnung zu weit vom Boden entfernt angebracht — 
was man namentlich beobachten kann, wenn die Beschaffenheit der Außen¬ 
fassade, z. B. Steinbossel oder sonstiger Fassadenschmuck, den Architekten 
zu dieser Wahl des Platzes veranlassen —, so streicht die eintretende Luft 
nur kurz über die Oberfläche des Heizkörpers und führt, wie ich namentlich 
in Schulen beobachten konnte, zu Klagen über Zugbelästigung für die zu¬ 
nächst Befindlichen; die Folge ist dann, daß diese Lüftungsöffnungen stets 
geschlossen gehalten werden. Es ist deshalb notwendig, daß diese Zuluft¬ 
öffnungen möglichst nahe am Boden angebracht sind und daß Vorrichtungen 
vorgesehen werden, welche die Luft nötigen, am Heizkörper eine Strecke 
emporzusteigen und Bich dabei zu erwärmen, ehe sie in den Innenraum 
treten kann. 

Diese Luftöffnungen werden deshalb hier nunmehr, sowohl in Schulen 
als auch sonst immer, ganz nahe dem Zimmerboden in die Außenwand ein¬ 
gefügt; ein an einer Kette beweglicher und in beliebiger Höhe feststellbarer 
Schieber bewirkt Öffnung oder Schließung der Zuluftöffnung, je nach Bedarf; 
der Öffnung ist eine fest montierte Blende vorgelagert, welche die eintretende 
Luft nicht unmittelbar durch die einzelnen Heizrippen hindurchtreten läßt, 
sondern sie zwingt, eine Strecke nach oben zu steigen, ehe sie in das Innere 
des Raumes selbst eintritt. Hierdurch wird die Luft nach den gemachten 
Beobachtungen soweit erwärmt, daß sie keinerlei Kältebelästigung mehr be¬ 
dingt, selbst wenn man unmittelbar an der Eintrittsstelle derselben sich be¬ 
findet. Ist bei besonders kaltem Wetter oder starker Windströmung an der 
betreffenden Außenwand allenfalls besondere Kältewirkung durch die ein¬ 
strömende Luft zu besorgen, so kann eine geeignete Regulierung durch 
Stellung des Schiebers erfolgen, der die Zuluftöffnung beliebig verkleinern 
kann. 

Außer den erwähnten Zuluftöffnungen dienen auch die mittels Stell¬ 
richtungen beliebig umklappbaren oberen Teile der Fenster zur Frischluft- 
znführung. Diese werden zur Unterstützung der Lufterneuerung hauptsäch¬ 
lich bei weniger kaltem Wetter, namentlich während der Sommermonate mit 
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herangezogen werden; bei strenger Kälte würde die kalte Außenluft nach 
ihrem Eintritt in den Raum zu rasch herabsinken und unter Umständen 
unangenehm wirken. 

Zur Abfuhr der Luft ist sogenannte Sommer- und Wintenrentilation 
eingerichtet, d. h. es kann die verbrauchte Luft im Winter durch Abzugs¬ 
öffnungen, welche in der Nähe des Bodens sich befinden, abgelassen werden, 
und im Sommer durch Abzugsöffnungen, welche oben in geringer Entfernung 
von der Decke angebracht sind. Ist ein Raum überhitzt, und ist somit 
rasche Abfuhr der erwärmten Luft, die ja in den oberen Schichten sich be¬ 
findet, angezeigt, so kann auch während der Heizperiode die obere Abzugs¬ 
öffnung zur Ableitung der Luft benutzt werden, während man für gewöhn¬ 
lich die Warme sparen und deshalb die oberen Abzugsöffnungen geschlossen 
halten wird. Diese Abzugsöffnungen münden in vollkommen glatt heraus¬ 
geputzte Abzugskamine, deren jeder für sich über Dach geführt wurde. 
Eine Zentralisierung der Abzugskanäle im Dachgeschoß wurde vermieden, 
um ja nicht etwaige Krankheitskeime von einem Saale in den anderen zu 
verschleppen und somit der Verbreitung übertragbarer Krankheiten, nament¬ 
lich der Entstehung des Kindbettfiebers, Vorschub zu leisten. 

Aus denselben Erwägungen wurde auch sonst alles möglichst vermieden, 
was der Staubablagerung und allenfallsiger Ansiedelung von Keimen förder¬ 
lich sein könnte. Wo angängig, wurde deshalb das Röhrennetz für Heizung 
und Wasser in Wandschlitze gelegt, die mit abnehmbaren Deckbleohen ver¬ 
sehen sind; wo dies, nicht möglich war, stehen die Leitungen zur bequemeren 
Staubfreihaltung mindestens 6 cm weit von der Wand ab. Profile, dann auch 
Baustoffe, die zur Staubablagerung besondere Veranlassung geben könnten, 
wurden gänzlich vermieden. So erhielten die stark benutzten Türen der 
Krankenräume zu den Gängen glatt polierte Marmorwände (Jurakalkstein, 
Treuchtlinger Material) als Ersatz für die üblichen Türverkleidungen und 
Türstöcke in Holz; die Türen selbst sind aus „abgesperrten u Holzflächen 
(innen Föhrenholz und beiderseitig außen amerikanisches Holz — Witte¬ 
wood-Absperrung — der Faserzug der einzelnen Holzschichten entgegen¬ 
gesetzt gelegt) ohne jegliches Profil oder Rahmen hergestellt. 

Auch die Fußböden und Wände sind vollkommen fugendicht; so sind 
die Decken über dem Keller- und Erdgeschoß Zylinderstegdecken, 
System Herbst mit glattem Zement-Estrichüberzug. 

In den Wohnräumen des Erdgeschosses und des ersten Stockes, nament¬ 
lich in den Wöchnerinnen- und Säuglingszimmern, den Wäschekammern, 
den Gängen und Vorplätzen des Erdgeschosses und des ersten Stockes, in 
den Bade- und Wickelräumen für Säuglinge sind die Zylinderstegdecken 
bzw. Estriche mit Korkment belegt und dieses hinwieder mit Linoleum. 

Alle übrigen Räume, wie Badezimmer, Toilettenzimmer, Operationssaal, 
Entbindungssaal, Instrumentenzimmer, Säuglingsbalkon und Laboratorium, 
sind mit Holenbrunner weißen Sechseckplatten belegt. 

Die Wände und Decken sind in allen Wöchnerinnen- und Säuglings¬ 
räumen, sowie den Bädern und Klosetts mit sauber geglättetem Verputz ver¬ 
sehen, die Wände auf Türhöhe (etwa 2,30m) mit hellgrauer, waschbarer 
Emailfarbe gestrichen. Die Flächen darüber und die Decken sind mit weißer 
Kaimfarbe gestrichen. 
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Im OperationBsaal, Instrumentenzimmer und Entbindungssaal, dann im 
Kinderoperationszimmer sind die ganzen Wände und Decken mit waschbarer 
Emailfarbe gestrichen. 

Die Gänge des Erd- und Obergeschosses haben einen etwa 1,20 m hohen 
Emailfarbsockel, die Wandflächen darüber und die Decken haben Kaimfarbe- 
anstrich. Den Übergang vom Fußboden zur Wandfläche bilden Hohlkebl- 
sockelleisten aus Duramentmasse in einer Höhe von 12 cm. 

Zunächst den Ausgüssen, Waschtoiletten und Wannen, dann bei den 
Wärmestellen in den Gangstuben kamen an den Wänden weiße Plattenbeläge 
zur Ausführung. 

Beleuchtung. 

Die künstliche Beleuchtung des Hauses erfolgt mittels elektrischen 
Lichtes; in den Krankensälen sind Nachtschalter, auch Lazarettscbalter ge¬ 
nannt, verwendet, welche bei schwacher Stromeinschaltung gedämpftes Licht 
bringen, so daß eine Belästigung der Kranken durch die Nachtbeleuchtung 
nicht verursacht wird. 

Gas ist nur zur Wirtschaftsküche, zum Bügelraum, zum Laboratorium 
und zur Notbeleuchtung im Entbindungs- und Operationssaal zugeleitet. 

Die natürliche Belichtung ist in allen Sälen eine vorzügliche; die 
Fensterfläche beträgt in den Wöchnerinnen- und Säuglingssälen 1 / 5 bis Vs der 
Bodenfläche. Außerdem sind in der Säuglingsabteilung die Zwischenwände 
zwischen den Seiten mit großen Fensteröffnungen durchbrochen. 

Zur bequemen Überwachung der Kranken sowie Pflegerinnen sind in 
beiden Abteilungen Fensterchen in die Türen eingeschnitten. 

II. Milohpavillon. 

Der Milchpavillon bildet ein kleines Nebengebäude, das 220qm 
Grundfläche bedeckt; er dient der Milchbereitung und Milchabgabe, sowie 
auch der Säuglings!ürsorge- und Mütterberatungsstelle, sowie der Verwal¬ 
tung des Kostkinderwesens (Grundrißplan 6). 

Der der Milchbereitung vorbehaltene Teil besteht aus einem Milch¬ 
sterilisationsraum von ungefähr 30qm Fläche mit Zufahrtsrampe, einem 
eigenen Kühlraum mit Vorraum und einem Flaschenspülraum. 

Die Milchabgabe erfolgt in einem unmittelbar vom Hofe aus zugäng¬ 
lichen besonderen Vorraum; daneben befindet sich ein Raum für Abgabe 
und Einnahme der Flaschen. 

In dem Sterilisationsraum sind untergebracht: 

1. Der Behälter zur Aufnahme und Mischung der vom Gute an¬ 
gefahrenen Milch (s. Abschnitt: „Milchabgabe“). 

Aus diesem Behälter wird die Milch in die Portionsgefäße abgefüllt. 

Außerdem stehen auch zur Verteilung der Milch graduierte Milchgefäße 
(Milcheimer bis zu drei Liter Inhalt) zur Verfügung. 

2. Der Sterilisierapparat, in welchem die Milch nach der Nathan- 
Strauß-Pasteurisiermethode (aus der Heidelberger Metallwarenfabrik) 
etwa 20 Minuten lang auf 70 bis 80° C erwärmt wird, eine Temperatur, bei 
welcher erfahrungsgemäß die Tuberkelbazillen zugrunde gehen. 

Die Besorgnis wegen der Verbreitung von Tuberkelbazillen ist bei der 
gegenwärtig verwendeten Milch allerdings an sich eine sehr geringe, da sie 
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angenommen, die Entbindung dort dnrchgeführt und Matter wie Kind die 
erforderliche Zeit gepflegt werden. 

Die Aufnahme erfolgt in der Regel nicht früher als drei Tage vor dem 
wahrscheinlichen Zeitpunkt der Entbindung, die Dauer des Aufenthalts hängt 
von dem Bedürfnisse, dem Willen der Wöchnerin und der verfügbaren Betten¬ 
zahl ab. Als Höchstzeit des Verbleibens ist mit Rücksicht auf die Anzahl 
der verfügbaren Betten drei Wochen angenommen; jedoch wird in Ausnahme¬ 
fällen auf ärztliche Anordnung bei kranken Personen immerhin ein noch 
längeres Verbleiben möglich sein. Die entlassene Mutter wird dazu angehalten, 
die Säuglingsfürsorge aufzusuchen. 

Eine Unterscheidung zwischen ehelichen und nicht ehelichen Müttern wird 
bei der Aufnahme nicht getroffen, sprechen jedoch Zweckmäßigkeitsgründe 
dafür, so können die ehelichen Wöchnerinnen in einem Saale vereinigt werden. 

Die Gebühren sind folgende: 

a) Bei Aufnahme in das Sonderzimmer (I. Klasse), wenn noch eine 
zweite Wöchnerin zugelassen ist, für jeden Tag 5 dt, wenn eine zweite 
Wöchnerin nicht zugelassen ist, für jeden Tag 10 dl einschließlich der Ver¬ 
pflegung des Kindes. 

Wird eine besondere, ausschließlich für diese Wöchnerin tätige Pflegerin 
gewünscht (die im Zimmer der Wöchnerin schlafen kann), so sind für jeden 
Tag weitere 5 dl zu bezahlen. 

Wöchnerinnen im Sonderzimmer haben das Nathanstift für die ärztlichen 
Bemühungen nach den hierfür bestimmten Sätzen besonders zu entschädigen. 

b) Aufnahme in einen Wöchnerinnensaal täglich 3,50 dl einschließlich 
der Verpflegung des Bandes. 

Außerdem ist eine Untersuchungsgebühr von 3 dl zu entrichten, die 
jedoch von der Verpflegungsgebühr abgerechnet wird. 

Angehörige der reichsgesetzlichen Krankenkassen und der sogenannten 
Dienstbotenkrankenkassen entrichten 2 dt, vom Frauen verein zur Unter¬ 
stützung ehelicher Wöchnerinnen für seine Rechnung angewiesene Kranke 
bezahlen ebenfalls 2 dl täglich, ebenso die Armenpflege Fürth. 

Die Stadtgemeinde Fürth ist überdies berechtigt, für eine bestimmte 
Anzahl von Verpflegtagen Personen zum Satz von 1 dt einzuweisen. 

Der Abschluß weiterer Verträge bleibt natürlich Vorbehalten. 

Das Säuglingsheim hat folgende Sätze: 

1. Für Säuglinge in einem Sonderzimmer (I. Klasse), 6 dl , wenn noch 
ein Säugling aufgenommen werden kann; 8 dt, wenn das Zimmer ausschließlich 
für den Säugling in Anspruch genommen wird. Für etwaige besondere Dienst¬ 
leistungen, sowie für die Bemühungen des Arztes sind besondere Entschädi¬ 
gungen an das Nathanstift zu bezahlen. 

2. Für Säuglinge im allgemeinen Zimmer 2,50 dl. 

Ermäßigungen treten auf Grund besonderer Vereinbarung ein; ist 

eine bayerische Gemeinde bzw. Armenpflege zahlungspflichtig, so beträgt die 
Gebühr 1,50 dl für jeden Verpflegungstag, auch steht der Stadtgemeinde 
Fürth die Einweisung für eine Anzahl von Verpflegstagen zu 1 dl zu. Über¬ 
dies ist der Arzt ermächtigt, innerhalb der verfügbaren Mittel Ermäßigung 
eintreten zu lassen. In der Regel wird die Aufnahme eines Bandes von der 
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vorherigen Sicherstellung der Gebühren nicht abhängig gemacht; dies bleibt 
vielmehr den späteren Verhandlungen überlassen. 

Außer der oben erwähnten Aufnahme von Schwangeren bzw. Gebärenden 
and Säuglingen verfolgt das Nathanstift noch den weiteren Zweck der Be¬ 
ratung von Müttern, weshalb dort auch eine unentgeltliche Beratungsstelle 
für Mütter eingerichtet ist. 

Mütterberatungsstelle. 

Ein Frauenarzt hält wöchentlich in den Räumen der Fürsorgestelle 
(Milchpavillon) für Schwangere BeratungsBtunden ab, in denen die gewünschte 
Aufklärung über die gestellten Fragen erteilt wird. Die Beratungsstelle 
dient nicht ausschließlich den Unbemittelten, sie soll vielmehr allen Rat er¬ 
teilen, welche dies wünschen. 

In Aussicht genommen ist, daß die Beratungsstelle außerdem, wo es 
veranlaßt erscheint, durch eine Schwester die Wohnung der Schwangeren be¬ 
suchen und dort das Erforderliche besprechen und raten läßt (z. B. Bettung, 
Pflege, Nahrungsbeschaffung); wo die häuslichen Verhältnisse einer guten 
Entbindung entgegentreten, wird die Benutzung des Wöchnerinnenheims 
empfohlen werden. 

Die Beratungsstelle wird auch dann, wenn eine Schwangere zur ärztlichen 
Beratung nicht erscheint, Hilfe gewähren und auch bei Mitteilungen dritter 
zieh mit der Schwangeren in Verbindung setzen. 

Das Wöchnerinnenheim beabsichtigt ferner an der Weiterbildung 
der Hebammen nach Möglichkeit sich zu beteiligen, wenn tunlich durch 
Einführung von Wiederholungs- oder Fortbildungskursen oder doch durch 
Abhaltung von Vorträgen für Hebammen. 

Endlich bezweckt das Nathanstift noch die Ausbildung von Pflege¬ 
rinnen und die Vermittelung gesunder Ammen. 

Mädchen, welche sich zu Pflegerinnen ausbilden wollen, haben 
für die Ausbildung und die Verpflegung eine monatliche Vergütung von 120 Jft 
im voraus zu entrichten; wohnen sie nicht in der Anstalt, so wird die zu 
leistende Entschädigung sich auf etwa 50 monatlich stellen, bei Einnahme 
der Mittagsmahlzeit in der Anstalt wird besondere Vereinbarung getroffen. 

In dem Nathanstifte sind zurzeit zwei honorierte Ärzte tätig, ein 
Frauenarzt und ein Kinderarzt; sie Bind in ihrer Tätigkeit unterstützt von 
einer Vorsteherin, einer gelernten Hebamme, die längere Zeit in einer Gebär¬ 
klinik tätig war, außerdem sind zwei Hebammen und eine entsprechende 
Zahl ausgebildeter Pflegerinnen an gestellt (auf fünf Säuglinge ist ungefähr 
eine Pflegerin gerechnet). 

Sä uglingsfürsorges teile. 

Die Säuglingsfürsorgestelle ist eine Einrichtung der Stadtgemeinde 
Fürth, welche schon seit einigen Jahren arbeitet; sie hat nunmehr ihren Sitz 
in dem auf dem Grundstücke des Nathanstiftes unter Heranziehung hierzu 
geeigneter Fonds erbauten, bereits oben näher beschriebenen Milchpavillon. 
Mit ihr verbunden ist auch die Verwaltung des Kostkinderwesens. 

Milchabgabe. 

Die Stadt Fürth hat bereits seit 1907 ein Abkommen mit der Guts¬ 
verwaltung Rieden getroffen, welche einwandfreie Kindermilch aus den 
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Musterstallungen Sr. Kgl. Hoheit des Prinzen Ludwig in der erforderlichen 
Menge hierher sendet 1 ). 

Diese Milchabgabe wird nunmehr in dem erwähnten Milchpavillon be¬ 
tätigt. Die Milch wird an Bemittelte für 0,50 Jt für das Liter, an Unbe¬ 
mittelte zum Preise von 0,20 Jl für das Liter, an ganz Unbemittelte auch 
umsonst abgegeben. Auf Wunsch wird gegen geringe Entschädigung die 
Milch auch in das Haus zugefahren. 

Wenn verlangt, werden auch trinkfertige Portionen nach ärztlicher 
Weisung für Private in der Anstalt hergestellt. 

Einiges über die bauliche Ausgestaltung und die Kosten. 

In baulicher Hinsicht unterscheidet sich das Nathanstift wesentlich von 
anderen, ähnlichen Zwecken dienenden Bauten; dem Wunsche des Stifters 
entsprechend sollte das Kasernen- und Schablonenhafte im Krankenhausbau¬ 
wesen vermieden werden, und durch Bewilligung der nötigen Mittel war 
dem Oberleiter der Bauführung, Herrn Stadtbaurat Holzer, der die Pläne 
entwarf, reichlich Gelegenheit zu Betätigung seiner baukünstlerischen Be¬ 
gabung geboten. 

Was zunächst die Außenansicht betrifft, so übt die gewählte gemischte 
PutzBandsteinbauweise bei dem rötlichgelben Tone des Sandsteins neben 
der weißgrau gehaltenen Putzfläche eine recht angenehme Wirkung auf das 
Auge des Beschauers, die noch erhöht wird durch die malerische Gruppierung 
der Baumassen bei entsprechender Ausbildung der Dachflächen. Der vom 
Architekten gewählte figürliche Schmuck bewegt sich teils auf ernstem, teils 
auf scherzhaftem Gebiete. 

Von den Innenräumen ist vor allem das Treppenhaus und der Gedächtnis¬ 
raum zu Ehren der Eltern des Stifters künstlerisch ausgestattet. 

Die weite Treppenhalle empfängt ihr Licht durch eine mäßige, etwa 
2,5 X 3,5 große Fensteröffnung, die das nach dem Entwürfe des Kunstmalers 
Kellner-Nürnberg geschaffene Glasgemälde, den getreuen Eckard als Be¬ 
schützer der Kinder gegen die Gefahren und Wirrnisse des Lebens darstellend, 
abschließt. 

Im Gedächtnisraum, der nach Art eines Mausoleums ausgebildet ist, 
sind die Wandflächen mit Kiesel und Muschelmosaikfeldern um die drei 
dort vorhandenen Nischen aufgeteilt und das Gewölbe mit Achteckkassetten in 
Rauhputz versehen. Der Fußboden wurde ebenfalls in Kieselmosaik gemustert. 

Die etwa 1,60 m hohen Hermen mit den Büsten der Eltern des Stifters 
wurden durch Professor Johann Götz, Berlin-Friedenau, in weißem Marmor 
ausgeführt. 

Zur Hebung des Eindrucks der Plastik wurde Anwendung eines Ober¬ 
lichtes gewählt. 

Recht sorgfältig ist auch ausgestaltet der Speise- und Aufenthaltsraum 
der Pflegerinnen, dessen Wandflächen mit Gemälden geziert sind. 

In den Krankenräumen ist die ihnen sonst gewöhnlich anhaftende Ein¬ 
tönigkeit benommen durch Auswahl von Wandbildern, durch Auf stellen von 
Korbstühlen, durch die freundliche weiße Bemalung und Lackierung der 


l ) Siehe nähere Ausführungen unter Abschnitt II: „Milchpavillon“, Ziff. 2. 
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Möbel und Bettstellen und durch angenehme Wandtöne, namentlich aber 
auch durch Aufstellung von Blumentischen, die bei uns früher fast nirgends 
üblich waren und die deshalb von jeher auf den deutschen Besucher der 
Krankenanstalten in England einen meist ungewohnten, aber äußerst an¬ 
mutenden Eindruck machten. 


Daß bei dieser Art der Bauführung und künstlerischen Ausgestaltung 
der Anstalt die Kosten höher als die sonst üblichen sind, ist begreiflich; die 
Zahlen sind ungefähr folgende: 


1. Bauarbeiten einschließlich Einfriedigung und Garten .... 232800.# 

2. Heizungs-, Lüftungs- und Wasserversorgungsanlage, einschließ¬ 

lich maschineller Einrichtung der Waschküche. 28 900 „ 

3. Für besondere Ausstattung des Treppenhauses und des Ge¬ 

dächtnisraumes (ohne Plastiken). 15 000 „ 

4. Allgemeines Mobiliar einschließlich der Badewannen, Ausgüsse 

und Waschtoiletten sowie Einrichtung der Milchküche . . 29 700 , 

5. Bettstellen- und Waschtischbeschaffung. 3 200 „ 

6. Beleuchtungskörper, Vorhänge und Haustelephon. 3 700 * 

7. Ärztliche Einrichtung, allgemeine Hauseinrichtung und Haus¬ 

haltungsgegenstände . 7 300 H 

8. Haus-, Bett- und Krankenwäsche. . 10 000 „ 

Summa 330 600 JL 


Nicht inbegriffen sind in den Gesamtaufwand die Ausgaben des Stifters 
für den Gemäldeschmuck des Treppenhauses und Speisesaales, für den plasti¬ 
schen Schmuck des Gedächtnisraumes sowie der Zierbrunnen im Hofe; zieht 
man auch noch die 15 000 <M für besondere Ausstattung des Treppenhauses 
und des Gedächtnisraumes von obiger Summe ab, so verbleibt ein Kosten¬ 
aufwand von 315 600 d. i. für das Krankenbett (bei 14 Wöchnerinnen- und 
27 Säuglingsbetten) von etwa 7600 Jft (ohne Grunderwerb; das Grundstück 
wurde von der Stadt unentgeltlich zur Verfügung gestellt). 

Vorstehende Ausführungen, die ich mit liebenswürdiger Zustimmung 
des Vorsitzenden deB Stiftungsrates — Herrn Oberbürgermeisters Kutzer — 
(des eigentlichen Organisators des ganzen Unternehmens) sowie unter dankens¬ 
werter freundlicher Auskunftserteilung des Herrn Stadtbaurates Holzer und 
des Bauführers Herrn Hurst veröffentliche, zeigen, daß durch den hoch¬ 
herzigen wohltätigen Sinn des Stifters und anderer Spender ein Werk ge¬ 
schaffen wurde, das geeignet ist, die auf dem Gebiete der Wochen- und 
Säuglingspflege noch immer bestehenden Mängel zu beheben und somit dauernd 
recht ersprießlich in der Wöchnerinnen- und Säuglingsfürsorge zu wirken. 
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Die Farbe der Seen und Meere. 

Von 

Prof. Dr. R. Kolkwitz (Steglitz-Berlin). 

Mit einer farbigen Tafel. 


Einleitung. 

ln der vorliegenden Arbeit sollen in der Hauptsache nur zwei derjenigen 
Faktoren behandelt werden, welche die Färbung unserer Seen, Flüsse und 
sonstigen Oberflächengewässer bedingen, nämlich die Eigenfarbe im wei¬ 
teren Sinne des Wortes und die Vegetationsfarbe, soweit diese durch 
niedere, meist planktonische Organismen hervorgebracht wird. Die schein¬ 
bare Farbe, beispielsweise bedingt durch Reflexion des Himmelslichtes von 
der Wasseroberfläche, die künstliche Farbe, etwa hervorgerufen durch Zu¬ 
flüsse aus Färbereien usw., und die Trübung, verursacht durch Ton, Lehm, 
Detritus oder dergleichen, sollen unberücksichtigt bleiben, da ihre Behand¬ 
lung den Umfang des Themas zu sehr auBdehnen würde. 

Unter Eigenfarbe im weiteren Sinne des Wortes verstehe ich nicht nur 
die Farbe des chemisch reinen Körpers H*0, sondern auch die durch natür¬ 
liche gelöste oder pseudogelöste Stoffe veränderte Farbe reiner Seen, wie 
z. B. derjenigen mit gelbem Wasser. 

I. Teil: Die Eigenfarben des Wassers. 

1. Die Farbe des ehemisch reinen Wassers. 

Reine, tiefe Seen und Ozeane, wenn sie sehr arm sind an Plankton oder 
sonstigen feinen Schwebepartikeln, erscheinen, wenn man senkrecht von oben 
in sie hinein sieht, oft fast schwarz, da das eindringende Licht absorbiert 
wird und wegen der weitgehenden optischen Leere so gut wie gar nicht re¬ 
flektiert werden kann. Versenkt man aber eine weiße Scheibe in das Wasser, 
so laßt diese durch Zurückstrahlung des Lichtes die natürliche Eigenfarbe 
erkennen. 

In einem mit destilliertem Wasser erfüllten See würde die tief versenkte 
Sichtscheibe blau erscheinen, da nach Bunsen, Spring und anderen Blau 
die Eigenfarbe des chemisch reinen Wassers ist. Dieser Farbenton wird 
durch selektive Absorption der Spektralfarben des weißen Lichtes bedingt. 
Farbloses Wasser gibt es, theoretisch gesprochen, eigentlich überhaupt nicht *, 
in einer Flasche kann es wohl so für das Auge erscheinen, aber in einer 
Schicht von mehreren Metern Dicke tritt über der Sichtscheibe immer die 
blaue Farbe hervor. 

2. Die Farbe des Elses. 

Das Innere von Eishöhlen in Gletschern, welche sich aus reinem 
Schnee bilden, erstrahlt auch bei weißbewölktem Himmel in einem milden, 
prachtvoll blauen Licht. Diese Erscheinung kann man zuzeiten in der 
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Höhle des Grindelwaldgletschers und vielen anderen Eishöhlen beobachten. 
Das Blan entspricht nach dem vorstehend Gesagten der Naturfarbe des zu 
Eis erstarrten Wassers. In ähnlicher Weise kann das Blau des Eises in 
den Speichern der Eiswerke in die Erscheinung treten, wenn solches Eis, 
wie das der Gletscher, möglichst rein ist. 

Die spiegelglatte Eisdecke reiner und nicht zu flacher Seen, wenn sie 
frei ist von Luftblasen und Staub, erscheint entsprechend den Ausführungen 
im ersten Abschnitt oft /schwarz. Man kann deshalb beim Passieren solcher 
Eisdecken unter Umständen das beängstigende Empfinden haben, als hätte 
das Gewässer keine Decke von genügender Tragkraft, auch wenn das Eis 
mehrere Fuß dick ist. 


3. Die Farbe des Genfer Sees. 

Die blaue Farbe des reinen Wassers ist unabhängig von der chemischen 
Reinheit an farblosen gelösten Stoffen. Es darf deshalb nicht verwundern, 
daß der Genfer See trotz eines Abdampfrückstandes an farblosen Salzen von 
etwa 170 mg pro Liter eine fast rein himmelblaue Farbe besitzt (vgl. Fig. 1 
der Tafel). Dieser Farbenton tritt besonders gut am Südufer in der Nähe 
von Meillerie hervor, weil hier die ziemlich steil abfallenden Ufer reine 
Wasser- und keine Grundreflexionen geben. 

Ein schwarzes Aussehen zeigt der Genfer See nicht, und zwar deshalb, 
weil er einen gewissen Gehalt an Plankton und anderen feinsten Schwebe¬ 
partikeln besitzt, welche zwar sehr kleine, aber recht zahlreiche Reflexions¬ 
flächen für das einfallende Licht bieten. Ein ganz geringer Stich von Grün, 
welcher sich auch bei Meillerie der Farbe des Sees beimischt, dürfte von 
kleinen Mengen im Wasser gelöster Humusstoffe herrühren. Vgl. Forel (1). 
Der Permanganatverbrauch des Genfer See wassere, ein Maß für die Menge 
der vorhandenen organischen Substanz, beträgt 1 bis 3 mg pro Liter. 

Weitere blaue Seen sind der Gardasee, der Achensee, der See von 
Arolla, der Blaue See bei Kandersteg u. a. m. 

4. Die Farbe grüner Seen. 

Unter allen natürlichen, gelösten bzw. pseudogelösten chemischen Körpern, 
welche in der freien Natur weit verbreitet sind, dürfte die Humussubstanz 
die einzige sein, welche nennenswert gefärbt ist und somit das Blau reiner 
Seen beeinträchtigen kann. Je mehr sich durch Bodenauslaugung den Meteor¬ 
wässern von dieser gelbbraunen Substanz beimischt, desto mehr verwandelt 
sich das Blau in Blaugrün, Grün oder Gelbgrün. Manche grüne Seen können 
wegen Zunahme der Humussubstanz am Ufer gelb sein. 

Wo gelöste Eisenverbindungen den Farbenton der Gewässer beein¬ 
flussen, dürften meistens Humate in Betracht kommen, doch können auch 
ungelöste, feinste Schwebepartikel von braunen Eisenverbindungen eine 
Rolle spielen. In manchen norwegischen Seen soll die grüne Farbe durch 
Auslaugungen aus Chloritschiefer bedingt sein. Auch Kalksalze sollen nach 
einigen Autoren die grüne Wasserfarbe mitbedingen helfen, doch bedarf 
dieser Punkt noch näherer Untersuchung. Nach W. Spring (1) können 
grüne Nuancen im Wasser auch dadurch hervorgebracht werden, daß Dif¬ 
fraktion des Lichtes an den im Wasser schwebenden Partikeln stattfindet. 
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Beispiele für grüne Seen in verschiedener Farbenabstufung sind der 
Vierwaldstätter See, der Walchensee, der Königssee, der Werbellin¬ 
see bei Joachimsthal u. a. m. 

Nach Klut (1) erscheint ein Wasser mit 14 mg Permanganatverbrauch 
pro Liter in einer größeren Flasche (lVa 1) bereits ganz schwach gelb. Es 
ist danach anznnehmen, daß der Permanganatverbrauch grüner Seen etwa 
14 mg meist nicht übersteigen dürfte. 

5. Die Farbe gelber Seen. 

Von einem gewissen Übermaß der organischen Substanzen an wird die 
blaue Farbe des Wassers durch die Humusstoffe vollkommen übertont. In 
diesen Fällen kann die versenkte weiße Scheibe gelb erscheinen, z. B. beim 
Tegeler See (vgL Fig. 2 der Tafel.) Dieses Gelb entspricht meist der 
Farbe dünnen Tees, die ja auch durch Extraktion von Pflanzensubstanz 
bedingt wird. Der Permanganatverbrauch solcher Seen pflegt gegen 30 mg 
pro Liter zu betragen. 

Zu den gelben Gewässern rechnen viele Seen und Flüsse der nord¬ 
deutschen Tiefebene (Müggelsee, Wannsee usw.) 

Steigert sich der Permanganatverbrauch bis gegen 50 mg pro Liter, so 
kann der infolge spezifischer organischer Nahrung vermehrte Planktongehalt 
bis zur Bildung von Wasserblüte (Flos aquae) führen. VgL Kolkwitz (1). 
Zwischen Permanganatverbrauch, Sichtscheibenbestimmung und 
Planktonmenge pflegen normalerweise enge Beziehungen zu be¬ 
stehen. So kann z. B. ein Permanganatverbrauch von etwa 50 mg pro 
Liter gleichzeitig bedeuten: Sichttiefe verhältnismäßig gering, Wasserfarbe 
gelb bis gelbbraun und Planktonmenge reichlich. 

6. Die Farbe brauner Seen. 

Besitzt ein Wasser einen hohen Gehalt an gelösten Humussubstanzen, 
so pflegt die Farbe über der Sichtscheibe braun zu sein. Meist bedingt auch 
der reichliche Gehalt an Humussäure eine saure Reaktion des Wassers, 
während die bisher behandelten Seen fast immer schwach alkalisch reagieren. 
Diese Säure pflegt aus den Mooren zu stammen, welche Seen der hier ge¬ 
schilderten Kategorie zu umgeben pflegen. 

Die starke Färbung solcher Seen läßt sie infolge kräftiger Lichtabsorption 
dunkel erscheinen und verleiht ihnen einen düsteren Charakter, der sich z. B. 
in den Namen Teufelssee und Pechsee widerspiegelt. Die allgemeine Natur¬ 
geschichte solcher Seen ist sowohl nach der chemisch - physikalischen wie 
biologischen Seite hin noch wenig erforscht. 

Bezeichnungen wie Rio Negro, Rio Tinto, Eau Noire usw. dürften 
oft auf ähnliche Wasserbeschaffenheit hindeuten. 

7. Beziehungen zwischen Seen und Flüssen. 

Beim Verlassen des Tegernsees besitzt die Mangfall grünes Wasser. 
Diese Farbe wandelt sich aber in Braungelb um, nachdem der Fluß das 
Aiblinger Moos passiert hat, aus dem es Humusstoffe in erheblicher Menge 
aufnimmt. VgL v. Aufsess (1). 

Umgekehrt kann Braun schwinden und Grün auftreten, wenn ein aus 
moorigem Gelände kommender Fluß in einen kalkreichen See eintritt. Seine 
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Alkaleszenz bindet die Humussäure, es entsteht schwer löslicher hamas- 
saurer Kalk, welcher nach dem Ausfallen zu Boden sinkt, und die grüne 
Wasserfarbe tritt wieder hervor. Blau wird deshalb nicht entstehen, weil 
ein Teil der Humussubstanzen in Lösung bleibt. 

Bei Mangel von Kalk- und Magnesiasalzen würden die Humusstoffe 
nicht ausfallen, sondern infolge der alkalischen Reaktion des betreffenden 
Wassers dunkler werden. 

Die klärende Wirkung der Seen infolge mechanischer Sedimentations¬ 
prozesse mag nur kurz erwähnt werden. Sehr bemerkenswert ist die „la 
batailliöre* genannte Stelle, an der die Rhone in den Genfer See ein- 
tritt und unter Strudelbildung jäh untertaucht, worauf sich die allmähliche 
Sedimentation in tieferen Schichten vollzieht. 

Beim Eintritt der Flüsse in das Meer, z. B. der Elbe in die Nordsee, 
scheint bei der durch Sedimentation bedingten Schlickbildung die Über¬ 
führung in den kolloidalen Zustand eine Rolle zu spielen. 

In beiden Fällen ergibt sich für das Auge eine wesentliche Farben- 
änderung. 


8. Die Sichttiefe der Seen nnd Meere. 

Die Farbe und Klarheit der Gewässer beeinflußt deren Sichttiefe, d. h. 
diejenige Strecke, bei der eine in das Wasser versenkte weiße Scheibe für 
das Auge verschwindet. Je größer die Tiefe ist, bis zu der die Scheibe für 
solche Bestimmungen versenkt werden muß, um so größer wird man ihre 
Dimensionen wählen müssen, da kleine Scheiben bei tiefem Versenken zu 
punktförmig klein werden. Secchi und Cialdi verwendeten für Bestim¬ 
mungen im Mittelmeer Scheiben von 2,37 m Durchmesser, v. Aufsess (1) 
für Studien an den oberbayerischen Seen solche von lm Durchmesser, 
ich selbst (2) für Untersuchungen an den meist trüberen Gewässern 
Nord- und Mitteldeutschlands weiße Porzellanplatten von meist 20 cm 
Durchmesser, auch solche von eckiger Form (Fläche = 314 qcm). 

Die Helligkeit des Himmelsgewölbes spielt bei diesen Untersuchungen 
in planktonhaltigen Gewässern meist keine wesentliche Rolle, da es sich haupt¬ 
sächlich nur um Vergleichung von Helligkeitsunterschieden handelt und diese 
von der Beleuchtungsstärke unabhängig sind. Zur Glättung der durch Wind 
bewegten Oberfläche dient der Wassergucker (1. c. S. 129, Fig. 8). 

Tabelle über maximale Sichttiefen. 

Atlantischer Ozean (ßargasaomeer). 

Mittelmeer (Secchi und Cialdi). 

Walchensee (v. Aufsess). 

Genfer See (Forel). 

Blauer See bei Kandersteg; Grund sichtbar bei .... 

Barmer Talsperre bei Herbringhausen (Kolkwitz) . . . 

Tegeler See. 

9. Die Farbe der Ostsee. 

Zu Zeiten mangelnder Wasserblüte und relativer Planktonarmut oder 
bei Vorhandensein fast glasiger Planktonten ist das Wasser der Ostsee klar 
und sehr durchsichtig. Vom Bord eines Dampfers betrachtet, kann es bei 
Ausschluß von Reflexion fast schwarz erscheinen. Seine Eigenfarbe über 


66 m 
45 „ 
25 „ 
21 „ 
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* * 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSfTY OF MICHIGAN 








Die Farbe der Seen und Meere. 


309 


der weißen Sichtscheibe ist auf freier See bei 1 m Tiefe schwach grün, bei 
2m Tiefe smaragdgrün, bei tieferem Versenken der Scheibe blaugrün, wie 
— neben Beinblau — auch vielfach bei anderen Meeren. Blaugrün war 
im Altertum die symbolische Farbe für die Meergötter. 

In der Nähe des Strandes von Saßnitz wechseln die Nuancen der 
Meeresfarbe in sehr bemerkenswerter Weise. Meist zeigt das Wasser hier 
eine grüne Farbe, da der helle Grund durchschimmert und aufhellt. Werden 
Schlämmwässer aus den Kreidefabriken ins Meer abgelassen, so gewinnt das 
Wasser durch Beflezion des Lichtes von den schwebenden weißen Kreide¬ 
teilchen bei stumpfem Aussehen eine intensiv grüne Farbe. Ähnlich 
wirken bei Dampferfahrten entstehende Luftblasen, wenn sie tief genug in 
das Wasser hineingedrückt werden. Vom Ufer aus bemerkt man an ver¬ 
schiedenen Stellen im Meere auffallend dunkle Streifen und Flecke. Diese 
werden bedingt durch vom Grunde durchschimmernde Tangwiesen oder durch 
mit Vegetation überzogene Gesteinsblöcke. 

An dem etwa 10m tiefen Kopf der langen Landungsbrücke von Binz 
auf Rügen erscheint das Meerwasser noch grün, ein Beweis dafür, daß der 
helle Grund zur Zeit der Beobachtung bei dieser Tiefe auf die Farbe noch 
durchwirkte, obwohl man ihn nicht mehr von der Brücke aus erkennt. Die 
Sichttiefe mußte also gegen 10 m betragen; in dieser Tiefe etwa beginnt auch 
die kleine Sichtscheibe zu verschwinden. Je mehr man sich mit dem Dampfer 
von der Landungsbrücke entfernt, desto mehr überwiegt Blau, bis der tief 
blaugrüne Ton der hohen See erreicht ist. Die bisher in der Ostsee beob¬ 
achtete maximale Sichttiefe wird auf 15 m angegeben. 

Die im Meer gelösten farblosen Salze üben auf die Gesamtfärbung des 
WasBers keinen Einfluß aus. 


10. Die Farbe des Grandwassers. 

Am Fuße der Rauhen Alb in Württemberg zeigt sich eine ziemlich 
mächtige Quellerscheinung am Blautopf bei Blaubeuren. Vgl. 0. Lueger 
(1). Dieses natürliche, freie Grund Wasserbecken besitzt einen Durchmesser 
von etwa 38 m und eine größte Tiefe von 20 m. Die zufließende Mittel¬ 
wassermenge beträgt 1300 Sek.-Liter, die Minimalergiebigkeit 350 Sek.-Liter. 
Die Farbe des Wassers ist schön blau. Es handelt sich hier also um ein 
Grundwasser von primärer Eigenfarbe. Die Vermutung, daß das Wasser 
Kupfersulfat in Lösung enthalten könnte, erscheint unbegründet. 

Das vom Galgenberg bei Hildesheim einem tiefen und breiten 
Sammelbecken zuströmende Grundwasser ist von blaugrüner Farbe. Bei 
vollständiger Füllung des Beckens beträgt die Wassertiefe 14,3 m. Nach den 
seitens der Direktion des Hildesheimer Wasserwerkes freundlichst für mich 
ausgeführten Ermittelungen ist bei dieser maximalen Wassertiefe eine weiße 
Sichtscheibe am Grunde des Reservoirs noch zu erkennen. Hier handelt es 
sich um ein Grundwasser, dessen Farbe durch Humusverbindungen ein wenig 
beeinflußt sein dürfte. 

Auf dem Fichtenberg bei Steglitz befindet sich ein großer Wasser¬ 
turm mit 9m tiefem Reservoir, welches hauptsächlich durch enteisenetes 
Wasser aus Tiefbrunnen bei Wannsee gespeist wird. Mit gütiger Erlaubnis 
des Herrn Direktor Wellmann stellte ich an diesem Wasser Untersuchungen 
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an, welche ergaben, daß seine Farbe über der weißen Sichtscheibe grüngelb 
war. Die Scheibe selbst war bei 9 m Tiefe noch deutlich sichtbar. Es han¬ 
delt sich hier also um ein Grundwasser, bei welchem die primäre Eigenfarbe, 
entsprechend seinem Ursprung aus der norddeutschen Tiefebene, schon mehr 
durch Humussubstanzen beeinflußt wird als das Wasser vom Galgenberg bei 
Hildesheim. Der Permanganatverbrauch des Steglitzer Leitungswassers be¬ 
trägt 12 bis 15 mg pro Liter, eine Zahl, die sich gut mit den Ausführungen 
auf S. 3 deckt. 

Außer den hier auf geführten Wasserwerken gibt es noch zahlreiche 
andere, welche mit deutlicher gelb gefärbtem Grundwasser gespeist werden, 
bei dem also der erhöhte Gehalt an Humusstoffen ganz besonders zum Aus¬ 
druck kommt. Die Gelbfärbung pflegt beim Einlassen des Wassers in weiße 
Badewannen oder Schwimmbassins oft besonders leicht kenntlioh zu sein. 
Den Grad der Gelbfärbung kann man im Bedarfsfall mit dem amerikanischen 
Farbmesser bestimmen. Vgl. Whipple (1). 

Wir ersehen also aus der vorstehend mitgeteilten Zusammenstellung, 
daß sich für die Farbe der Grundwässer ähnliche Abstufungen 
auffinden lassen, wie für die Farbe der Seen. 

11. Die Farbe der Wässer des Tellowstone-Parks. 

Den Schluß des Teiles über die Eigenfarbe des Wassers sollen die merk¬ 
würdigen Befunde an den warmen Quellen des nordamerikanischen 
Nationalparkes bilden. Vgl. v. Zittel (1). Hier tritt ein wechselvollerer 
Chemismus in die Erscheinung. Manche Wässer erhalten dort durch fein 
verteilten Schwefel eine intensiv grüne Färbung, andere Gewässer, als Farb- 
töpfe bezeichnet, zeigen nicht nur heißes, kristallklares Wasser von leuchtend¬ 
azurblauem und smaragdgrünem Scheine, sondern auch kochenden, gurgeln¬ 
den, von heißen Dämpfen durch wühlten Schlamm, der alle nur denkbaren 
Schattierungen von Weiß, Orange, Purpur, Violett, Blau, Grün und Braun 
zeigt. Hierbei scheinen Schwefel-, Eisen- und Kupferverbindungen an der 
Farbenerzeugung einen wesentlichen Anteil zu haben. 

IL Teil: Die Vegetationsfarben des Wassers. 

Allgemeines über gefärbte Planktonten. 

Wird die Eigenfarbe der Gewässer durch Organismenentwickelung ver¬ 
ändert, handelt es sich meist um Massenproduktionen einer Spezies von 
diesen, um förmliche Reinkulturen. Man sagt dann oft, das Wasser blüht. 
Zur Entstehung ausgeprägter Vegetationsfarben ist es meist erforderlich, 
daß die Zahl der pro Cubikcentimeter vorhandenen Kleinlebewesen sich nach 
Tausenden berechnet. Den Hauptanstoß hierfür gibt in der Regel ein gewisser 
Reichtum der Gewässer an ernährenden, gelösten, organischen Substanzen. 
Die Farben, welche dabei entstehen, können sehr mannigfaltig sein; Grün, 
Blaugrün, Braun und Rot pflegen aber am häufigsten aufzutreten. Meistens 
handelt es sich um pflanzliche Organismen, seltener um ausgesprochen 
tierische, z. B. um Crustaceen. Die gewöhnlichen Wasserbakterien können 
niemals die Farbe der Seen verändern, da ihre Zahl pro Cubikcentimeter 
sich dann auf viele Millionen belaufen müßte; in so großer Zahl kommen sie 
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aber in natürlichen Gew&ssern nicht vor, höchstens in Milch, die von ihnen 
blau oder gelb gef&rbt werden kann. Vgl. Solkwitz (3). Da Massen¬ 
produktionen an Plankton meist nur periodisch auftreten, ist die durch sie 
bedingte Farbe für ein Gewässer in der Regel nicht konstant, wie es bei der 
Eigenfarbe der Fall zu sein pflegt 

Sehr verschiedene Gruppen können Vertreter stellen, wie aus dem am 
Schluß der Arbeit beigefügten System zu ersehen ist. 

1. Rote Planktonfarben. 

Die Blutseen der Alpen sind eine auffällige Erscheinung, welche meist 
in der baumlosen Region auftritt und in der Regel Gewässer betrifft welche 
Dung8toffe von benachbarten Viehweiden aufnehmen. Auf Kosten dieser 
Stoffe entwickelt sich unter anderen Organismen massenhaft Euglena 
sanguivea (s. Fig. 3 der Tafel), welche auf der Oberfläche des Wassers eine 
rahmartige, mehr oder weniger kompakte, intensiv rote Haut bilden kann. 
Vgl. Klausener (1). 

Solche Seen sind in den Alpen beobachtet worden: am Stätzerhorn 
(2200m) in Graubünden; im Blutsee bei Arosa (2350m); vgL Thomas (1); 
im Pascumin-Tümpel (2000 m) bei Safiental in Graubünden; im Maderaner- 
tal bei der St&felalpe; im Rh&tikon; in Almtümpeln des Lunzer Gebietes und 
an anderen Orten. 

In Deutschland ist der Organismus in Teichen und Tümpeln gleichfalls 
beobachtet worden, von Ehrenberg (2) bei Berlin schon in den Jahren 1834 
und 1836; außerdem in Württemberg, Schleswig, Ostpreußen usw. 

Die rote Farbe der Euglena sanguinea ist nach den bisher vorliegenden 
Untersuchungen ein Schutzmittel des Chlorophylls gegen zu starke Insolation. 

Eine nicht minder bemerkenswerte Erscheinung ist das Auftreten roten 
Schnees, bedingt durch die Entwickelung von Sphaerella nivalis , nach dem 
Ausdruck von Schroeter (1) ein Zeichen für die fast unbesiegbare An¬ 
passung des organischen Lebens. Die Alge bildet auf dem Firnschnee und 
auf Lawinenschnee etwa zimmergroße Flecke von schwach himbeerroter 
Farbe. Die Alge findet sich auf den meisten Gebirgen der nördlichen und 
südlichen Halbkugel, außerdem in der Arktis. 

Eine dritte, besonders in der Schweiz auftretende, auffällige Erschei¬ 
nung für das Entstehen roter Farben ist die durch Oscillatoria rubescens her¬ 
vorgerufene Rotfärbung des Murten-Sees in der Westschweiz und anderer 
mehr. Die Alge steigt vom Grunde an die Oberfläche und färbt diese stark 
rot Im Volk wird sie als „Burgunderblut“ bezeichnet, das der Sage nach am 
22. Juni 1476 in den See floß, als in der Schlacht bei Murten das Heer Karls 
des Kühnen von Burgund vernichtet wurde. Der Organismus wird dort seit 
sehr langer Zeit beobachtet. 

Die Alge kommt auch bei uns vor (z. B. im Drewenzsee bei Osterode), 
aber wahrscheinlich nicht in so großer Menge. 

An der Küste von Dänemark können infolge des Faulens von Algen- 
und Seegrasmassen im Brakwasser ungeheure Mengen von Purpurbakterien 
(z.B. Chromatium Okenii und andere Spezies, Lamprocystis roseo-persicina usw.) 
auftreten, welche ganze Buchten rot färben. Vgl. Warming (1). 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



312 


Prof. Dr. R. Kolkwitz, 


Digitized by 


Im Roten Meer entwickelt eich, besonders in Uferbuchten, oft massen¬ 
haft eine Spaltalge namens Trichodesmium erythraeum , welche besonders 
beim Absterben blutrote schleimige Massen bildet und die Farbe dem Meere 
mitteilt. Vgl. Ehrenberg (1), wo auch die Erscheinungen blutfarbigen 
Wassers im Altertum besprochen werden. 

In Teichen kann sich bisweilen das Kleinkrebschen Daphnia puiex so 
massenhaft entwickeln, daß das Wasser einen roten Schein erhält. Blutrote 
Copepoden pflegen, mit Ausnahme etwa von Diaptomus finmarchicus , meist 
nicht so reichlich aufzutreten, daß sie die Farbe des Wassers verändern. 
Die Verfärbung scheint den Tieren einen gewissen Schutz gegen Kälte Wir¬ 
kungen zu gewähren, gelegentlich mögen auch bloße Schmuckfarben vor¬ 
liegen. 

Außerdem können rote Wasserfarben hervorgerufen werden durch 
HaemcUococcus pluvialis , Protococcus attanticus, Astasia haematodes , Arteniia 
salina usw. 

2. Gelbe Planktonfarben. 

Gelbfärbung des Wassers durch Mikroorganismen ist im allgemeinen nicht 
häufig. Im Süßwasser kann sie nach Seligo hervorgerufen werden durch 
Coelosphaerium Kuetzingianum und im Meere, besonders im Atlantischen 
Ozean, durch Xanthotrichum contortum Wille (1), der Meer-Sägespanalge. 
Von Tieren sei in dieser Beziehung Salpa flagellifera für den südatlantischen 
Ozean genannt. 

Zur Zeit der Blüte unserer Nadelhölzer, so von Pinus silvestris und Picea 
excetsa , überziehen sich benachbarte Teiche und Seen, besonders am Ufer, 
nicht selten mit einer dichten schwefelgelben Schicht von Blütenstaub. Als 
einige der zahlreichen Beispiele seien genannt: der Grunewaldsee bei Berlin 
und der Jägersbleeker Teich zwischen Altenau und Klausthal im Harz. 

Überzüge von wunderbarem Goldglanz können durch Chromulina 
Rosanoffii auf stehenden Gewässern verursacht werden. Sie fanden sich 
z. B. auf einem Goldfischweiher in Frankfurt a. M., konnten aber auch sonst 
an verschiedenen Orten, auch auf Gewächshauskübeln, beobachtet werden. 
Vgl. dazu Molisch (1). 

8. Braune Planktonfarben. 

Bräunliche Planktonorganismen, besonders Kieselalgen, können in Meeren, 
vor allem in der Arktis, in sehr großen Mengen auftreten und als Urnahrung 
der Fische von großer Bedeutung sein. Im Süßwasser werden sie gleichfalls 
häufig angetroffen und bei massenhafter Entwickelung dem bloßen Auge als 
lehmige Trübungen (düstere Wasserblüte) in Seen, Flüssen usw. erkennbar. 

Als Beispiele für mehr oder weniger ausgesprochen braune Plankton¬ 
farben seien genannt: Thalassosira Nordenskiöldii , Rhizosolenia setigera, 
Ghaetoceras decipiens (Nördliches und Südliches Eismeer), Melosira granulata 
und Binderiana (besonders in Spree und Havel), Asterionella formosa , Stephano - 
discus Hantzschianus (z. B. im Lietzensee), Coscinodiscus subtilis [nach Volk (1) 
olivbraune Farbentöne in der Unterelbe erzeugend], außerdem Ceratium 
hirundinella und andere Spezies, gelegentlich wohl auch Peridinium tabulatxm, 
der weit über die Erde verbreitete Flagellat Dinobryon sertularia (gallen¬ 
farbig) u. a. m. 
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Die Eiaenbakterie CMamydothrix ochracea , welche biaweilen Wiesen- 
graben rostbraun färben hilft, ist kein Plankton-, sondern ein Uferorganismns. 

Das ziemlich seltene Ancylonema Nordenskiöldii kann den Schnee braun 
färben. 

4. Grüne Planktonfarben. 

Sehr bekannt ist die intensive Grünfärbung mancher Dorfteiche und 
sonstiger Pfützen durch Euglena viridis ; die Wasseroberfläche erscheint dabei 
wie mit einer rein grünen Ölfarbe überzogen. Auch Chlamydomonas Bein - 
hardi und andere Spezies können ähnliche Erscheinungen hervorrufen, z. B. 
im Teltowkanal bei Berlin. 

Weiter können auffällige, rein grüne Farben hervorgebracht werden 
durch: Volvox globator und aureus , Eudorina elegans (s. Fig. 4 der Tafel), 
Pandorina morum usw., besonders in Fischteichen, Anlagenteichen, Drain¬ 
wasserteichen usw. Auch Desmidiaceen dürften dabei gelegentlich in Betracht 
kommen, vielleicht bisweilen auch Stentor polymorphus. 

Trübe grün sind in der Kegel die durch wasserblütebildende Spaltalgen 
hervorgerufenen Planktonfarben, z. B. durch Polycystis aeruginosa , Oscillatoria 
Agardhii [vgl. Kolkwitz (1)], Nodularia spumigena (Ostsee), Anabaena flos 
aquae , Aphanizomenon flos aquae (s. Fig. 5 der Tafel), Gloiotrichia echinu - 
lata (besonders in mecklenburgischen und holsteinischen Seen) u. a. m. 

Diese Algen erscheinen, besonders wenn sie abgestorben sind oder sich 
dem Absterben nähern, oft intensiv blaugrün bei ölfarbenartiger Kon¬ 
sistenz. 

5. Blaue Planktonfarben. 

Direkte Blaufärbung durch Planktonorganismen ist mir nicht bekannt. 
Beim Absterben planktonischer Schizophyceen (z. B. von Anabaena) kann 
aber das aus den Zellen austretende, wasserlösliche Phycocyan hin und wieder 
den Gewässern indigoblaue Farbe mitteilen. Vgl. Cohn (1). Gleichzeitig 
besitzt der Farbstoff blutrote Fluoreszenz. 

Die seltene Erscheinung des blauen Schnees kann durch die CoTlem - 
bolen- Gattung Achorutes viaticus bedingt werden. 

Blau gefärbte Kleinkruster pflegen nur vereinzelt vorzukommen. 

6. Weibliche Planktonfarben. 

Die saproben Ciliaten Colpidium colpoda, Glaucoma scintillans u. a. m. 
können unter besonderen Umständen in Pfützen und Abzugsgräben sich so 
reichlich entwickeln, daß sie dem Wasser eine weißliche, schwach milchige 
Farbe mitteilen. 

Eine ähnliche Erscheinung kann in Oberflächengewässern auch dadurch 
zustande kommen, daß am Grunde entwickelter Schwefelwasserstoff sich in 
den oberen Wasserschichten oxydiert, und die entstandenen feinen Schwefel- 
kömchen das Wasser trüben. 

7. Graue Planktonfarben. 

Graue trübende Farbentöne können besonders durch manche Klein¬ 
kruster im Wasser hervorgebracht werden. So z. B. beobachtete Ehren¬ 
baum im Mai 1891 bei Finkenwärder in der Unterelbe massenhaftes Auf- 
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treten des Copepoden Eurytemora affinis . Auch Rädertiere können bisweilen 
durch starke Entwickelung zu mehr oder weniger weitgehender Trübung 
des Wassers beitragen, z. B. Triarthra longiseta. 

8. Schwarze Planktonfarben. 

Das schwarze Trompetentier, Stentor igneus , kann an der Oberfläche von 
Waldteichen schwarze Schichten bilden, die wie Ruß erscheinen. Im all¬ 
gemeinen sind schwarze Planktonfarben selten. Vgl. E. Wolf (1). 

9. Stampf-graue Oberflächenh&ute. 

Solche Häute beobachtete ich an trüben Herbsttagen nach dem Abfallen 
des Laubes und dessen teil weiser Zersetzung im Wasser in den Teichen des 
Charlottenburger Schloßparkes. Es handelte sich um Keimpflänzchen von 
Cladothrix dichotoma , welche an der Oberflächenhaut hingen. Auch Panzer 
abgestorbener Exemplare von Bosmina coregoni und longirostris können der 
Wasseroberfläche einen grauen Farben ton verleihen. 

10. Glasige Verschleimung. 

Das Kleinkrebschen Holopedium gibberum kann das Wasser wie Frosch¬ 
laich verschleimen (z. B. im Schwarzen See in den Vogesen) und unter Um¬ 
ständen den normalen Glanz der Wasseroberfläche beeinflussen. Über eine 
gleichfalls durch Planktonten verursachte starke Verschleimung des Adria¬ 
tischen Meeres vergleiche man Forti (1). 

11. Irisierende Häute. 

An ruhigen Stellen, z. B. Uferbuchten, stagnierender Gewässer, nicht 
selten auch auf Aquarien, sieht man bisweilen feine Oberflächenhäute von 
zarten Zooglöen, oft ein und derselben Bakterienspezies. Diese Häute können 
im hellen Licht in schönen Perlmutterfarben, infolge Beugung des Lichtes, 
schillern, auch wenn man sie auf Glasplatten antrocknen läßt. Ähnliche 
Erscheinungen können in Sümpfen übrigens auch durch Eisenverbindungen 
hervorgerufen werden. 

12. Leuchten des Wassers. 

Im Süßwasser sind ausgedehnte, auffällige Leuchterscheinungen bisher 
nicht beobachtet worden. Man hat zwar leuchtende Flohkrebse (Gammarus 
pulex) aufgefunden, aber nur in vereinzelten Exemplaren. Es handelte sich 
dabei auch nicht um aktiv leuchtende Tiere, sondern um solche, welche mit 
Leuchtbakterien überzogen waren. Vgl. auch Ludwig (1). 

In den Ozeanen dagegen sind starke Leuchtphänomene nichts Seltenes. 
Sie werden in unseren heimischen Meeren in erster Linie durch die zu den 
Flagellaten gehörige, planktonisch lebende Noctiluca miliaris hervorgerufen. 
Die Einzeltierchen, welche das Aussehen sehr kleinen hyalinen Fischrogens 
haben, brauchen das Wasser nicht ganz dicht zu erfüllen, wenn Meeres¬ 
leuchten entstehen soll, sondern es genügt schon vollkommen, wenn sich in 
je 6 ccm eine Noctiluca findet. Außer dieser kann für die genannte Erschei¬ 
nung auch Ceratium tripos in Betracht kommen. Vgl. Reinke (1). 

Bakterien, wie Micrococcus phosphoreus y Pseudomonas lucifera , Microspira 
photogena u.a.m., scheinen in der Natur bei diffuser Verteilung im Wasser kein 
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Leuchten hervorzurufen, sondern nur dann, wenn sie sich in Massen auf der 
Oberfläche von Fischen usw. entwickeln. Vgl. dazu Moli sch (2). 

Eine sehr effektvolle Leuchterscheinung in dunklen Tropennftchten, 
hervorgerufen durch die Peridinie Pyrodinium bahamense , beschreibt Plate 
(1) an einem mit dem Meer zusammenhängenden See der Bahama-Inseln: 

„Jeder Ruderschlag treibt glitzernde Wellen über die Oberfläche, und die 
herahfallenden Tropfen leuchten wie flüssiges Silber in einem weißlichen, etwas 
mit Gelb versetzten Lichte, das so intensiv ist, daß man die Stellung des Uhr* 
zeigers erkennen kann. Aufgescheuchte Fische ziehen leuchtende Streifen durch 
das Wasser und lassen sich weithin verfolgen. Filtriert man das Wasser mit dem 
feinen Planktonnetz, so ist dessen Innenfläche beim Herausheben aus dem Wasser 
übersät von phosphorisch leuchtenden Punkten, ein Miniaturbild des in kalter 
Wintemacht funkelnden und flimmernden Sternenhimmels. Als Glanzpunkt der 
Darbietung springt ein Neger ins Wasser und, während alle Konturen seines Leibes 
magisch erglänzen, ruft er durch sein Plätschern eine ganze Feuergarbe funkeln¬ 
der Blitze hervor/ 
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Schizomycetes. 

Micrococcus phosphoreus. 
Pseudomonas lucifera. 
Microspira photogena. 
Cladothrix dichotoma. 
Chromatium OkeniL 
Lamprocystis roseo-persicina. 
Schizophyceae. 

Coelosphaerium Kuetzingianum. 
Polycystis aeruginosa. 
Oscillatoria rubescens. 

„ Agardhii. 
Trichodesmium erythraeum. 
Xanthotrichum contortum. 
Nodularia spumigena. 

Anabaena flos aquae. 
Aphanizomenon flos aquae. 
Gloiotrichia echinulata. 
Chrysomonaddles. 

Chromulina Rosanoffii. 
Dinobryon sertularia. 
Euglenalts. 

Euglena sanguinea. 

„ viridis. 

Astasia haematodes. 

PeridiniaUs. 

Ceratium hirundinella. 

„ tripos. 

Peridinium tabulatum. 
Pyrodinium bahamense. 


Bacillariales. 

Melosira granulata. 

„ Binderiana. 
Thalassosira Nordenskiöldii. 
Stephanodiscus Hantzschianus. 
Coscinodiscus subtilis. 
Rhizosolenia setigera. 
Chaetocera8 decipiens. 
Asterionelia formoaa. 
Conjugatae . 

Ancylonema Nordenskiöldii. 
Protococcales. 

Ghlamydomonas Reinhardi. 
Sphaerella nivalis. 
Haematococcus pluvialis. 
Pandorina morum. 

Eudorina elegans. 

Volvox globator. 

„ aureus. 

Protococcus atlanticus. 
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Pinus silvestris, Pollen. 
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Cystoflagellata. 

Noctiluca miliaris. 
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Glaucoma scintillans. 

Colpidium colpoda. 

Stentor polymorphus. 
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Stentor igneus. 
Rotatoria. 

Triarthra longiseta. 

Crustacea. 

Gammarus pulex. 
Eurytemora affinis. 
Diaptomus finmarchicus. 
Holopedium gibberum. 


Daphnia pulex. 
Bosmina coregoni. 

„ longirostris. 
Ärtemia aalina. 

Inseda. 

Achorutes viaticus. 

Tunicata. 

Salpa flagellifera. 
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Erklärung der Figuren auf der farbigen TafeL 

Fig. 1. Wasserfarbe des Genfer 8ees im durohfallenden Licht (nach Forel). 

Fig. 2. Wasserfarbe des Tegeler Sees. Bei tieferem Versenken der Sicht¬ 
scheibe nähert sich die Färbung etwas dem Braungelb. 

Fig. 3. Euglena sanguinea, Planktonprobe in ein Glasröhrchen einge¬ 
schmolzen. Den Farbenton, der öfter auch ins Braunrote spielt, 
verdanke ich Herrn Dr. Klausener in Basel. 

Fig 4. Eudorina elegans, am 11. Mai 1909 in den Fischteichen von Ahrens¬ 
felde bei Berlin gesammelt. Konservierte Planktonprobe. 

Fig. 5. Aphanizomenon flos aquae, am 14. Oktober 1908 als Wasserblüte 
im Müggelsee bei Berlin gesammelt. Konservierte Planktonprobe. 
Die Figuren 4 und 5 sind von Herrn E. Nitardy nach der Natur 
gezeichnet. 
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Englische Massnahmen 
zur Verhütung von Flussyerunreinigungen. 

Von Dr. M. Pleissner in Berlin, 

Hilfsarbeiter im Kaiserlichen Gesundheitsamte. 

(Mit einer Karte im Text.) 


Einleitung. 

Die englischen Maßnahmen zur Verhütung von Fluß Verunreinigungen 
haben von dem Zeitpunkt an, wo sie eine gesetzliche Grundlage erhielten, 
also seit Erlaß des Gesetzes zur Verhütung von Fluß Verunreinigungen im 
Jahre 1876, das Interesse auch der deutschen Hygieniker und Medizinal¬ 
beamten erregt. Man erkannte sofort die Wichtigkeit der Angelegenheit im 
Hinblick auf die deutschen Verhältnisse. Das Gesetz von 1876 wurde ins 
Deutsche übersetzt. Deutsche Fachgelehrte gingen nach England und er¬ 
warben sich durch Anschauung an Ort und Stelle die für das Verständnis 
fremder Einrichtungen und Gesetze so notwendigen Kenntnisse vom Land 
und von seinen staatlichen Einrichtungen. Sie traten in persönlichen Ver¬ 
kehr mit den dortigen Fachgelehrten. Es entstand ein lebhafter Gedanken¬ 
austausch, der neben zahlreichen Anregungen für die Heimat wesentlich zur 
Vertiefung unserer Kenntnisse über englische Verhältnisse beitrug. Zahl¬ 
reiche Veröffentlichungen sind seither der behandelten Frage gewidmet 
worden, wenn auch nicht ausschließlich, so doch im Zusammenhänge mit der 
Abwasserfrage. Neben den älteren wohlbekannten und geschätzten Werken 
von König, Dunbar, Fischer u. a. sind hier besonders zwei in den letzten 
Jahren erschienene, umfangreiche Abhandlungen zu nennen, die sich mit der 
Abwasserfrage in England beschäftigen und im Anschluß daran alle in Eng¬ 
land zur Verhütung von Fluß Verunreinigungen getroffenen Maßnahmen 
schildern. Es sind dies die im Jahre 1904 erschienene Abhandlung von 
A. Bredtschneider und K. Thumm 1 ) „Die Abwasserreinigung in 
England tf und die in diesem Jahre (1909) erschienene Abhandlung von 
A. Schiele 2 ) „Abwasserbeseitigung von Gewerben und gewerbereichen 
Städten unter hauptsächlicher Berücksichtigung Englands“. Die letztgenannte 
Abhandlung bringt ausführlich alle für die angeschnittene Frage wichtigen 
Gesetze und Einrichtungen, allerdings mit der Beschränkung auf die Ein¬ 
richtungen in den englischen Industriebezirken, während die für die Wasser¬ 
versorgung von London so wichtigen Conservancy Boards des Lee und der 
Themse, wie das ganz natürlich ist, nur genannt, aber ihre Einrichtungen 
nicht weiter erörtert werden. Die Vielgestaltigkeit der englischen staatlichen 
Einrichtungen, die eigentümliche von der in Deutschland abweichende Ent¬ 
wickelung des Hechtes und der Verwaltung in England erschweren wohl das 

l ) Mitteilungen aus der Königlichen Prüfungsanstalt, Heft 3. Berlin 1904. 

*) Daselbst Heft 11. Berlin 1909. 
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Verständnis für die englischen Maßnahmen zur Verhütung von Flußverun¬ 
reinigungen, die erzielten Erfolge dagegen drängen dazu und rechtfertigen, 
einmal diese Maßnahmen im Zusammenhänge darzustellen, was 
auf Grund von eigenen an Ort und Stelle gesammelten Erfahrungen und 
mit Hilfe der vorliegenden Literatur in der nachstehenden Abhandlung ver¬ 
sucht werden soll. 

Die englische Gesetzgebung zur Verhütung von Fluß Verunreinigungen. 

Die Klagen über eine zunehmende Verunreinigung der Flußläufe in 
England gehen auf die Mitte des vorigen Jahrhunderts zurück. Sie kamen 
aus den am dichtesten bevölkerten und gewerbfleißigsten Teilen des Landes. 
Mit der Zunahme der Bevölkerung und mit dem Anwachsen der Industrie 
hatte auch die Menge der häuslichen und gewerblichen Abwässer zuge¬ 
nommen, und ihre Einleitung in die Flüsse verursachte schwere gesundheit¬ 
liche Gefahren und ästhetische Bedenken. Neue Industrien brachten neue, 
früher nicht gekannte Verunreinigungen der Flüsse, und während früher die 
Abfallstoffe der verhältnismäßig nur kleinen Städte, teils von der Landwirt¬ 
schaft aufgenommen, teils in die Flüsse abgefübrt, wegen ihrer Geringfügig¬ 
keit bei ihrer Einleitung in die Flüsse keine als Belästigung empfundene 
Beeinträchtigung der Reinheit des Wassers brachten, wurden nunmehr häus¬ 
liche Abwässer in größeren Mengen den Flüssen zugeleitet. Mit der Ver¬ 
breitung des Wasserklosetts nahm die Verwendung der Fäkalien in der 
Landwirtschaft ab, da der Transport der stark verdünnten Fäkalmassen 
unwirtschaftlich wurde; man ging mehr und mehr dazu über, die halb¬ 
flüssigen Fäkalien, vermengt mit den sonstigen häuslichen Abwässern, in 
die Flüsse abzuleiten. Nach und nach traten die Schäden zutage und, sowie 
sie beobachtet wurden, suchte man sich ihrer durch einzelne Verfügungen, 
die nur immer eine Quelle der Verschmutzung trafen, zu erwehren. So 
wurde den Gasanstalten verboten (Gasworks Clauses Act, 1847, 10 und 11 
Vict. c. 15), die Waschwässer und Abfallstoffe in die Gewässer abzuführen. 
Die Besitzer der öffentlichen Siele und Entwässerungskanäle ferner wurden 
verpflichtet (Town Improvment Clauses Act, 1847, 10 und 11 Vict. c. 34), 
die Ableitung der städtischen und häuslichen Abwässer in die See oder in 
die öffentlichen Gewässer so zu bewirken, daß hiermit eine Schädigung nicht 
verbunden war. Zum Vorteil der Wasserwerke, die sich aus Flüssen und 
Strömen mit Wasser versorgen, sind in dem Wasserwerkgesetz (Waterworks 
Clauses Act, 1847, 10 und 11 Vict. c. 17) Bestimmungen getroffen worden, 
die die Reinerhaltung des Wassers bezwecken. Es ist dort verboten, 

„Schutt, unreine, kotige oder andere schädliche ßtoffe in die Gewässer (die 
der Wasserversorgung dienen) einzuwerfen oder darin Tuch, Wolle, Leder, Tier¬ 
häute, Wäsche oder andere Dinge zu waschen, ebenso ist die Einführung des 
Wassers aus Senkgruben, Sielen, Entwässerungskanälen, von Kondenswasser und 
Kocherbrühen oder anderem Schmutzwasser, sowie die Vornahme von Handlungen, 
die geeignet sind, die Qualität solchen Wassers zu verschlechtern, verboten.“ 

Alle diese Gesetze scheinen ihren Zweck nicht richtig erfüllt zu haben; 
die Klagen dauerten fort, so daß sich die Regierung im Jahre 1865 ent¬ 
schloß, eine dreigliedrige Königliche Kommission mit der Aufgabe zu be¬ 
trauen, „die besten Mittel zur Verhinderung der Flußverunreinigung (in 
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England) za erforschen“. Die Kommission erstattete drei Berichte (Reports 
of the Commissioners Appointed to Inquire into the Best Means of Preven- 
ting the Pollution of Rivers: 1866, 1867, 1868). Im Jahre 1868 wurde 
die Kommision aufgelöst, aber in demselben Jahre ernannte die Regierung 
eine neue dreigliedrige Kommision, deren Arbeitsgebiet durch Zunahme von 
Schottland vergrößert wurde und deren Aufgabe war, zu untersuchen, 

* inwieweit die gegenwärtige Benutzung der Flüsse und der fließenden Ge¬ 
wässer in England (und in Schottland) zur Beseitigung der häuslichen Abwässer 
aus Städten und volkreichen Plätzen und der Rückstände von gewerblichen Her¬ 
stellungsverfahren und von der Fabrikation ohne Gefahr für die öffentliche Ge¬ 
sundheit und ohne ernstliche Beeinträchtigung dieser Verfahren und der Fabri¬ 
kation beschränkt werden kann, und wie solche häusliche Abwässer und gewerb¬ 
liche Rückstände in anderer Weise als wie bisher durch Einführung in die Flüsse 
und fließenden Gewässer benutzt oder beseitigt, oder wie sie unschädlich gemacht 
werden können, ehe sie dieselben erreichen“ *). 

Die Arbeiten dieser zweiten Kommission schlossen sich denen der ersten 
an, so daß die sechs Berichte der zweiten Kommission [Reports of the Com- 
missioners Appointed in 1868 to Inquire into the Best Means ofPreventing 
the Pollution of Rivers: 1870 (2), 1871, 1872 und 1874 (2)] wie eine Fort¬ 
setzung der ersten Berichte erscheinen. Aus den Anregungen, die diese 
Berichte der Regierung und dem Parlamente boten, kam dann, nachdem 
das Sanitätswesen im allgemeinen durch das Public Health Act im Jahre 
1875 (38 und 39 Vict. c. 55) geregelt worden war, ein die Flußverunreini¬ 
gung speziell behandelndes Gesetz The Rivers Pollution Prevention Act (39 
und 40 Vict. c. 75) zustande. Das Gesetz hat im Jahre 1893 (56 und 57 
Vict. c. 31) einen Zusatz erhalten und heißt nun The Rivers Pollution Pre¬ 
vention Acts (1876 and 1893). 

Das Gesetz, betr. die öffentliche Gesundheit (Public Health 
Act, 1875 2 ) setzt für England die Aufgaben der ländlichen und städtischen 
Behörden in bezug auf die öffentliche Gesundheitspflege fest. Die Aua- 
führungsbehörde ist die Local Authority, und das Gesetz versteht darunter 
die städtischen und ländlichen Gesundheitsbehörden, urban sanitary autho¬ 
rity and rural sanitary authority (sect. 4). Die Zugehörigkeit zu dieser Be¬ 
hörde beruht für den einen Teil der Mitglieder auf ihrer Berufsstellung in 
der Stadt oder in der Gemeinde, für den anderen Teil auf der Wahl durch 
die Gemeinde (sect. 5—8). Die Bezirke der Gesundheitsbehörden decken 
sich besonders in den Städten mit den Bezirken der politischen Lokal¬ 
behörden, die Gesundheitsbehörden sind Abteilungen der letzteren. Auf dem 
Lande treten die Bezirke mehrerer politischer Lokalbehörden zu einem Ge¬ 
sundheitsbezirk zusammen. Die Gesundheitsbehörden stellen einen Arzt als 
Gesundheitsbeamten (Sanitary officer, medical officer) an. Dieser Beamte 
überwacht mit Unterstützung eines Unterbeamten (Inspector of nuisances) 

l ) Gerald A. R. Fitzgerald, M. A. The Rivers Pollution Prevention Act, 
1876, 1. 

*) Der Vorläufer dieses Gesetzes, das Public Health Act, 1872, brachte die Ein¬ 
teilung des Landes in Gesundheitsbezirke (Sanitary districts). Einen Zusatz er¬ 
hielt das Gesetz in dem The Public Health (Amendment) Act, 1890: die sect. 16 
und 17 darin treffen nähere Bestimmungen über die Einleitung von Abwasser in 
die öffentlichen Siele. 
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die hygienischen Einrichtungen des Bezirks und hat an seine Anstellungs¬ 
behörde zu berichten, die dann die erforderlichen Maßnahmen zur Abstel¬ 
lung der Mißstände anordnet. Die Aufgaben der Lokalbehörden sind um¬ 
fangreich und mannigfaltig. Aus ihrer Zahl erscheinen für den behandelten 
Gegenstand folgende Punkte von besonderer Wichtigkeit. Die Lokalbehörden 
sind mit wenigen Ausnahmen die Erbauer und Erhalter der öffentlichen 
Kanäle und Siele für die Entwässerung und Abwässerbeseitigung eines 
Distrikts. Nach dem Gesetze müssen die Lokalbehörden „für die wirksame 
Entwässerung ihres Distriktes 44 sorgen (sect. 15). Es sind ihnen zur Durch¬ 
führung dieser Pflicht weitgehende Vollmachten übertragen (sect. 23), z. B. 
können sie auf Kosten des Besitzers und gegen seinen Willen sein Haus¬ 
grundstück mit Kanalisation versehen. Die Einleitung aber von ungerei¬ 
nigten Abwässern in die Gewässer ist den Lokalbehörden nach sect. 17 
verboten, „es sei denn, daß diese Abwässer vorher von Exkrementen, fauligen 
oder schädlichen Stoffen, die die Reinheit und Qualität des Wassers dieser 
Gewässer beeinflussen oder verschlechtern könnten, befreit sind“. 

Die Lokalbehörden haben hiernach auch für die Anlagen zur Reinigung 
der Abwässer zu sorgen. Hier und in einigen anderen, die Selbstverwaltung 
betreffenden Dingen steht dem Local Government Board in London ein be¬ 
schränktes Beaufsichtigungsrecht zu. Die Gesundheitsbehörden haben dem 
Local Government Board alljährlich Bericht über ihre Tätigkeit zu erstatten. 
Die Errichtung und die Ausführung von hygienischen Einrichtungen, wie 
zentrale Wasserversorgungsanlagen, Kanäle, sind im allgemeinen ganz dem 
Ermessen der Behörden anheimgestellt, soweit sie mit den laufenden Mitteln 
auskommen. Wollen aber die Lokalbehörden hierfür eine Anleihe auf nehmen, 
so müssen sie vorher die Genehmigung des Local Government Board ein¬ 
holen und tritt dieses dann, vor der Bewilligung, in eine genaue, auch tech¬ 
nische Prüfung der geplanten Anlage ein. 

Das Local Government Board ist durch das Local Government Board 
Act, 1871 [34 und 35 Vict. c. 70(1)], zu dem Zwecke geschaffen worden, 
„um gewisse, die öffentliche Gesundheit und die Selbstverwaltung betreffende 
Aufgaben des Staatssekretärs und des Geheimen Rates in Verbindung mit 
den Vollmachten und Pflichten des Armenamtes (Poor Law Board) zu über¬ 
nehmen 14 . Das Local Government Board ist keine einem Ministerium unter¬ 
geordnete beratende Behörde, sondern eine zentrale, selbständige Beauf- 
sichtigungs- und Verwaltungsbehörde, die sich um das gesundheitliche und 
soziale Wohl der Bevölkerung kümmert und darauf achtet, daß die für diese 
Zwecke bestehenden Gesetze sinngemäß und in einheitlicher Weise zur Aus¬ 
führung gelangen. 

Das Gesetz zur Verhütung von Flußverunreinigungen (Rivers 
Pollution Prevention Act, 1876) will, wie die Einleitung zu dem Gesetz 
besagt, Vorkehrungen zur Verhütung von Flußverunreinigungen treffen, be¬ 
sonders die Entstehung und dauernde Niederlassung von neuen Quellen der 
Verunreinigung verhüten. Die sechs Teile des Gesetzes behandeln die Ver¬ 
unreinigung der Gewässer durch feste Stoffe, durch häusliche und gewerb¬ 
liche Abwässer, enthalten die Ausführungs- und Strafbestimmungen und, in 
den beiden letzten Teilen, die entsprechenden Abänderungen für die Ein¬ 
führung des Gesetzes in Schottland und Irland. Das Gesetz gilt demnach 

VierteJj&hmchriÜ für Gesundheitspflege, 1910. 21 
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nicht nur für England und Wales, sondern für ganz Großbritannien und 
bildet die Grundlage für diesen Verwaltungszweig. Seine wichtigsten Para¬ 
graphen sollen daher nachstehend auszugsweise in freier Übersetzung 1 ) ge¬ 
bracht werden. 

I. Teil. Zur Verhütung des Ein Werfens von festen Stoffen in die Gewässer 
wird bestimmt: „Wer absichtlich feste Abfallstoffe, aus Fabriken, Steinbrüchen 
oder von anderen gewerblichen Herstellungsverfahren herrührend, oder Schutt, 
Asche, Abfälle, faulige feste Stoffe“ in die Gewässer ein wirft oder mit Yorwissen 
einwerfen oder hineinfallen läßt, gleichgültig ob die Handlung ein- oder mehr¬ 
malig und ob sie in eigenem oder in fremdem Aufträge geschieht, soll sich eines 
Vergehens gegen das vorliegende Gesetz schuldig gemacht haben, wenn die festen 
Stoffe geeignet sind, den gehörigen Abfluß der Flut zu verhindern oder das 
Wasser zu verunreinigen. 

Der IL Teil behandelt die Einführung von Sielen, häusliches Abwasser ent¬ 
haltend, in die Gewässer. „Wer absichtlich oder wissentlich feste oder flüssige 
häusliche Abfallstoffe (sewage matter) in ein Gewässer faßen, fließen oder gelangen 
läßt, soll sich einer Übertretung des Gesetzes schuldig gemacht haben.“ »Wo 
häusliche Abfallstoffe durch ein schon benutztes, erbautes oder am Tage des In¬ 
krafttretens des Gesetzes im Bau befindliches Siel in ein Gewässer abgeleitet 
werden, soll derjenige, der die Ableitung der Abfallstoffe bewirkt oder wissentlich 
erlaubt, nicht auf Grund des Gesetzes zur Verantwortung gezogen werden, wenn 
er dem zuständigen Gericht in befriedigender Weise nachweisen kann, daß er die 
wirksamsten, praktisch verwendbaren Mittel (best practicable and available meane*) 
zur Unschädlichmachung der Abfallstoffe angewendet hat.“ 

Das Local Government Board kann für die Übergangszeit den Gesund¬ 
heitsbehörden als Besitzern der Siele die Einleitung auch ungereinigter häus¬ 
licher Abwässer in die Gewässer auf eine bestimmte, in der Verfügung fest¬ 
zusetzende Zeit erlauben. Die Verfügung, die von Zeit zu Zeit vom Local 
Government Board erneuert werden muß, bezweckt, den Gesundheitsbehörden 
Zeit zu lassen, entsprechende Reinigungsverfahren einzurichten. Ferner 
wird bestimmt, daß Private, die häusliche Abwässer durch ein im Besitz 
einer Gesundheitsbehörde gehöriges Siel in die Gewässer ableiten, voraus¬ 
gesetzt, daß sie es mit Willen der Gesundheitsbehörde tun, nicht zur Ver¬ 
antwortung gezogen werden. 

Der ILL Teil behandelt die Einleitung von industriellen Abwässern und 
Grubenwässem in die Gewässer. 

„Wer in die Gewässer giftige, schädliche oder schmutzige Flüssigkeiten, aus 
Fabriken oder von anderen gewerblichen Herstellungsverfahren herrührend, fallen 
oder fließen läßt oder deren Einführung wissentlich erlaubt, soll gegen das Gesetz 
verstoßen haben.“ 

„Dagegen soll die Benutzung eines schon im Gebrauch befindlichen, oder 
eines eben fertig gewordenen oder zur Zeit der Veröffentlichung des Gesetzes im 

*) Eine Übersetzung des Gesetzes lieferte Dr. G. Wolff, Vierteljahrsschrift für 
Gerichtliche Medizin. N. F., 49, 8. 1 u. 2, abgedruckt in J. König, Die Verunrei¬ 
nigung der Gewässer. Berlin 1899. 8.38. 

*) Nach Fitzgerald, a. a. O., 8. 6, soll der Ausdruck „best practicable and 
available meanB“ darauf hinweisen, daß hierbei der gegenwärtige Stand unserer 
chemischen und anderer Kenntnisse beachtet und die Örtlichkeit und die beson¬ 
deren Umstände jeden einzelnen Falles berücksichtigt werden. In dem Salmon 
Fishery Act, 1861 (24 and 25 Vict. c. 109), ist für die Verunreinigung der lachs- 
führenden Flüsse ein ähnlich lautender Vorbehalt gemacht. Es heißt da: „Die 
brauchbarsten Mittel bei einem angemessenen Kostenaufwand (the best practicable 
means within a reasonable cost).“ 
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Bau befindlichen oder erneuerten Kanals zur Ableitung der erwähnten giftigen, 
schädlichen oder schmutzigen Flüssigkeiten nicht gegen das Gesetz verstoßen, 
wenn zur Befriedigung des zuständigen Gerichtes nachgewiesen werden kann, daß 
die verhältnismäßig wirksamsten und praktisch verwendbaren Mittel zur Unschäd¬ 
lichmachung der betreffenden Flüssigkeit angewendet worden sind.“ 

Der nächste Abschnitt behandelt die Abführung von Grubenwässern in 
die Gewässer. 

»Wer feste Abfallstoffe aus Gruben in solchen Mengen in die Gewässer wirft 
oder deren Einlagerung wissentlich erlaubt, daß dadurch eine Schädigung des 
gehörigen Abflusses entsteht, oder wer giftige, schädliche, schmutzige, feste oder 
flüssige Abfallstoffe, aus Gruben herrührend, fallen oder fließen läßt, mit Aus¬ 
nahme der natürlichen Grubenwässer, soll gegen das Gesetz verstoßen haben, 
wenn er nicht zur Befriedigung des zuständigen Gerichtes nachweisen kann, daß 
er die verhältnismäßig wirksamsten und praktisch verwendbaren Mittel zur Un¬ 
schädlichmachung der giftigen, schädlichen oder schmutzigen Abfallstoffe an¬ 
gewendet hat.* 

Eine wesentliche Einschränkung erfahren die vorstehenden Bestim¬ 
mungen dadurch, daß nur Gesundheitsbehörden und diese auch nur nach 
Zustimmung des Local Government Board gegen solche Verunreinigungen 
einschreiten können. Das Local Government Board soll bei seinen Ent¬ 
schließungen auf die mit dem betreffenden Falle verbundenen industriellen 
Interessen und auf die örtlichen Umstände und Anforderungen Rücksicht 
nehmen. 

„Das Local Government Board soll seine Zustimmung zur Einleitung eines 
Gerichtsverfahrens seitens einer Gesundheitsbehörde in einem industriellen Bezirk 
nicht eher geben, als bis durch entsprechende Untersuchungen festgestellt worden 
ist, daß es wirklich brauchbare und unter allen Umständen wirksame Mittel gibt, 
um die giftigen, schädlichen oder schmutzigen Fabrikabwässer unschädlich zu 
machen, und daß keine materielle Beeinträchtigung der industriellen Interessen 
mit dem Gerichtsverfahren verbunden ist.“ 

Ferner soll in einem derartigen Industriebezirk dem Beschuldigten vor 
der Einreichung der Klage Gelegenheit gegeben werden, sich vor der Ge- 
snndheitsbehörde zu verantworten; auch soll während eines schwebenden 
Verfahrens keine andere Gesundbeitsbehörde wegen desselben Vergehens 
gegen ihn vorgehen, und bei Verurteilungen soll dem Betreffenden Zeit zur 
Ausführung von Verbesserungen gegeben werden. 

Der IV. Teil bringt die Handhabung des Gesetzes, Strafbestimmungen, 
Ausnahmebestimmungen und Definitionen. Für die Ausführung des Ge¬ 
setzes sind die Gesundheits- oder Lokalbehörden in Aussicht genommen. Den 
Gesundheitsbehörden wird eine Pflicht auferlegt und ein Recht eingeräumt. 
Die Pflicht besteht darin, daß die Behörden, die Besitzer von Sielen sind, 
der Industrie gestatten sollen, ihre Abwässer in den Sielen abzuführen 1 ). 
Dieses Zugeständnis an die Industrie soll aber den Sielbesitzem keinen 
Schaden bringen, es ist daher die Einleitung von Flüssigkeiten, die das 
Baumaterial der Kanäle angreift, sei es auf chemischem Wege oder durch 

') Das Recht, sein Grundstück durch Abführung in die Siele der Lokal¬ 
behörden zu entwässern, besitzt jeder Besitzer nach sect. 21 d. Public Health Act, 
1875. Nach sect. 5 des Alkaligesetzes [The Alkali, etc. Works Regulation Act, 1892 
(55 und 56 Vict. c. 29)] sind die Gesundheitsbehörden des Distrikts verpflichtet, 
auf Kosten der Soda- und Säurefabriken für eine geeignete Entwässerung dieser 
Fabriken zu sorgen. 

21 * 
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za hohe Temperatur, verboten, desgleichen die Einleitung von Flüssigkeiten, 
die die kommerzielle Verwertung und die Reinigung der Abfallstoffe er- 
schweren. Auch sollen die Sielbesitzer die Einleitung nur dann zulassen, 
wenn ihre Siele ausreichend weit sind; sie sollen dadurch nicht zu Neu¬ 
bauten gezwungen werden. 

Den Gesundheitsbehörden wird das Recht oder die Befugnis eingeräumt, 
darauf zu dringen, daß die Vorschriften des Gesetzes in ihrem Bezirk durch¬ 
geführt werden, sie können zu diesem Zwecke gegen Personen, und selbst 
gegen andere Gesundheitsbehörden, die gegen das Gesetz gefehlt haben, 
klagen. 

Mit Ausnahme der in dem dritten Teile genannten Beschränkung kann 
auf Grund des Gesetzes jedwede Person, die sich durch eine Verunreinigung 
der Gewässer beeinträchtigt glaubt, Klage erheben. Handelt es sich um 
Verunreinigungen mit festen Abfallstoffen oder häuslichen Abwässern, so 
kann sie direkt klagen, bei Verunreinigung mit Abfällen der Industrie und 
des Bergbaues muß sie die Vermittelung einer Gesundheitsbehörde anrufen. 

Bei Vergehen gegen das Gesetz spielt sich das Verfahren folgender¬ 
maßen ab. Die Klage der die Aufsicht führenden Gesundheitsbehörde oder 
des Geschädigten wird bei dem Grafschaftsgericht (County court 1 ) ein¬ 
gereicht. Dieses erläßt einen Befehl, in dem dem Beklagten geboten wird, 
den Verstoß gegen das Gesetz zu unterlassen oder die ihm durch das Gesetz 
auferlegten Pflichten zu erfüllen. Das Grafscbaftsgericht kann nach Gut¬ 
dünken solche Bedingungen auferlegen, die es für richtig erachtet. Es soll 
sich dabei aber von geeigneten Experten über die wirksamsten und praktisch 
verwendbaren Mittel unterrichten lassen und in Berücksichtigung ziehen, 
daß die Ausgaben für die in Vorschlag gebrachten Arbeiten und Apparate 
in einem vernünftigen Verhältnis zu dem Zwecke stehen müssen. Jeder 
Verstoß gegen eine derartige Verfügung des Grafschaftsgerichts wird mit 
einer Geldstrafe bis zu 1000 <jft (50 £) für jeden Tag bestraft; erleidet die 
Ausführung auch jetzt noch Verzögerung, so kann neben der Geldstrafe die 
Ausführung der Arbeit durch eine dritte Person verfügt werden, und der 
Betrag hierfür wird von dem Grafschaftsgericht von dem Beklagten ein¬ 
gezogen. Die Berufung gegen das Urteil des Grafschaftsgerichts an den 
Hohen Gerichtshof (High Court of Justice 2 ) steht dem Beklagten offen. 
Auch kann in jeder beim Grafschaftsgericht eingereichten Klage, für den 
Fall, daß es einem Richter des Hohen Gerichtshofes im Interesse der Ge¬ 
rechtigkeit wünschenswert erscheint, die Austragung der Sache in erster 
Instanz schon bei dem Hohen Gerichtshof beantragt werden. In welcher 
Weise festgestellt wird, ob eine Verunreinigung vorliegt oder nicht, darüber 


l ) Das Grafschaftsgericht (County court) vertritt die Zivilgerichtsbarkeit in 
kleinen Prozessen und ist auch Konkursgericht. 

*) Der Hobe Gerichtshof (High court) ist eine Abteilung des höchsten Ge¬ 
richtshofes (Supreme court), dessen andere Abteilung zugleich Berufungsinstanz 
gegen die Urteile des Hohen Gerichtshofes, das Appellationsgericht (Court of 
Appeal), ist. Der Hohe Gerichtshof entscheidet größere Zivilprozesse in erster 
Instanz und ist Berufungsgericht für die Urteile der Grafschaftsgerichte. Eine 
Unterabteilung des Hohen Gerichtshofes ist die King’s Bench Division für Be¬ 
schwerden gegen die Verwaltung. 
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sagt das Gesetz nichts; man muß daher mit Fitzgerald 1 ) annehmen, daß 
die Entscheidung nur mit den Sinnen getroffen werden solL Dagegen sieht 
das Gesetz für die Entscheidung der Frage, wie häusliche oder industrielle 
Abwässer unschädlich zu machen Bind, die Mithilfe eines vom Local Govern¬ 
ment Board bestellten Inspektors vor. Ein Zertifikat von dem Inspektor, 
daß die brauchbarsten Methoden zur Unschädlichmachung der Abwässer 
angewandt werden, soll bis zu einer Frist von zwei Jahren Gültigkeit haben. 
Gegen die Entscheidung des Inspektors steht die Berufung an das Local 
Government Board offen, und dieses trifft dann die letzte Entscheidung. Die 
Kosten für die Ausstellung des Zertifikats sind von dem Bewerber zu zahlen. 

Einschränkung des Verfahrens bei Vergehen. „Gerichtliche Verfahren 
sollen erst nach Ablauf von zwölf Monaten nach Erlaß des Gesetzes gegen 
eine Person (oder Behörde) eingeleitet werden, wenn es sich um Vergehen 
gegen den zweiten (Einleitung von ungereinigten häuslichen Abwässern) 
und dritten (Einleitung von gewerblichen Abwässern und Grubenabwässern) 
Teil des Gesetzes handelt. Ferner sollen bei Vergehen gegen dieses Gesetz 
in jedem Falle nicht vor Ablauf von zwei Monaten gerichtliche Verfahren 
eingeleitet werden, nachdem dem Beklagten schriftliche Mitteilung von der 
Absicht der Einleitung eines Verfahren gegen ihn gemacht worden ist. Auch 
soll kein neues Verfahren auf Grund dieses Gesetzes eingeleitet werden, 
wenn schon ein Verfahren anhängig ist.“ 

Im nächsten Paragraphen werden die durch eine Untersuchung auf- 
gelaufenen Kosten des Local Government Board geregelt. 

Die folgende Bestimmung räumt auch für vorliegende Zwecke den In¬ 
spektoren des Local Government Board gleiche Machtbefugnisse ein, wie sie 
die Armenpfleger 2 ) und sie selbst bereits unter dem Public Health Act, 1875, 
sect. 296, aber für andere Zwecke, besitzen. Sie können zu ihrer Infor¬ 
mation Untersuchungen anstellen, die Vorzeigung von Papieren und Rech¬ 
nungen verlangen und die Besichtigungen von Lokalitäten und Gegenständen 
vornehmen. 

In den Saving Clauses werden alle früher verliehenen, vom Parlament 
anerkannten Rechte von neuem bestätigt. Das betrifft besonders die Rechte 
für die Ableitung und Benutzung des Wassers. Namentlich angeführt 
werden die Privilegien der „The Thames Conservancy Acts, 1857 and 1864; 
The Thames Navigation Act, 1866; The Lee Conservancy Act, 1868; The 
Metropolis Management Act, 1855. Für das Lee Conservancy Board wird 
außerdem bestimmt, daß für diesen Distrikt die Ausführung des Gesetzes 
in die Hände dieses Amtes gelegt wird, und das Amt erhält unter Aus¬ 
schließung der sonst zuständigen Gesundheitsbehörden für die Ausführung 
des Gesetzes selbst Vollmachten wie eine Gesundheitsbehörde. Für diese 
Zwecke bildet es eine besondere Abteilung unter dem Titel Wasserschutz, 
Protection of water (vgl. S. 20). 

Von den Definitionen verdienen die Ausdrücke Stream, Polluting und 
Sanitary Authority Erwähnung. Gewässer (Stream) umfassen die See und 
die von der Ebbe und Flut abhängigen Flüsse, wie sie nach einer Lokal- 

l ) A. a. O., 8.12. 

*) The Poor Law Board Act, 1847, 10 and 11 Vict. c. 109, sect. 43 and 44. 
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besichtigung von dem Local Government Board bestimmt und in der London 
Gazette veröffentlicht werden. Außerdem versteht das Gesetz unter „Ge- 
wässer“ Ströme, Flüsse, Kanäle, Binnenseen und Wasserläufe. Das Wort 
„Polluting (Verunreinigung)“ soll sich nicht auf eine unschädliche Färbung 
im Wasser beziehen; ebenso soll die Bezeichnung „feste Stoffe“, „solid matter“ 
nicht auch für die im Wasser suspendierten Stoffe gelten. 

Unter Gesundheitsbehörde (Sanitary Authority) versteht das Gesetz in 
der Hauptstadt (London), nach den Erklärungen des hauptstädtischen Ver¬ 
waltungsgesetzes von 1855 J ), jede Lokalbehörde, die in Ausführung des 
Gesetzes für England von 1855 2 ) zur Beseitigung von Gesundheitsgefahren 
und der dasselbe bezweckenden Gesetze handelt, im übrigen England jede 
städtische oder ländliche Gesundheitsbehörde, die unter dem Public Health 
Act von 1875 arbeitet. 

Die beiden letzten Teile des Gesetzes, V. und VI., bringen die ent¬ 
sprechenden Abänderungen für Schottland und Irland. 

Das Gesetz beauftragt, wie ausgeführt, die Gesundheitsbehörden mit 
der Ausführung des Gesetzes und macht nur bei dem Lee Conservancy 
Board eine Ausnahme. Der Entwurf des Gesetzes sah dagegen schon die 
Einrichtung von besonderen Verwaltungsbehörden von ganzen oder geteilten 
Niederschlagsgebieten der Flüsse zur Durchführung des Gesetzes vor s ). Das 
Local Government Board sollte Behörden schaffen, denen die Aufgabe zufiel, 
für die Reinhaltung der Gewässer zu sorgen. Diese weitsichtige Bestim¬ 
mung fiel jedoch bei der zweiten Lesung des Gesetzes. Der Verfasser des 
Entwurfes hatte ganz richtig vorausgesehen, daß die Gesundheitsbehörden 
nicht die geeigneten Vollstrecker des Gesetzes seien, und wollte die ener¬ 
gische Durchführung des Gesetzes durch besondere, von einer Zentral¬ 
behörde ernannte Flußbehörden erreichen. Das Vorausgesehene trat ein. 
Die lokalen Gesundheitsbehörden versagten als Aufsichtbehörden, 
und eine Verbesserung der Verhältnisse an den englischen Fluß¬ 
läufen konnte nach dem Inkrafttreten des Gesetzes nicht be¬ 
obachtet werden. Schon eingangs ist gesagt worden, daß in den eng¬ 
lischen Gemeinden die lokalen Gesundheitsbehörden vielfach die Erbauer 
und die Besitzer der Abwässerkanäle sind. Die Gesundheitsbehörden hatten 
daher nur Interesse an einer raschen und billigen Beseitigung der Abwässer. 
Dagegen gingen sie den kostspieligen Reinigungen aus dem Wege und 
waren, da sie selbst die Hauptübertreter waren, lässig in der Verfolgung 
von Übertretungen des Gesetzes zur Verhütung von Flußverunreinigungen. 

Das Gesetz, betr. die Selbstverwaltung (Local Government 
Act. von 1888, 51 und 52 Vict. c. 41) (England und Wales) sect 14 sah 
daher eine anderweitige Regelung der Beaufsichtigung der Flußläufe vor 
und beauftragte neben den lokalen Gesundheiisbehörden die Gesundheita- 
behörden der Grafschaftsräte (County Councils 4 ) mit der Durchführung des 

l ) The Metropolis Management Act, 1855, 18 and 19 Vict. c. 120. 

Ä ) The Nuisances Bemoval for England Act, 1855, 18 and 19 Vict. c. 121; 
1860, 23 and 24 Yict. c. 77. 

# ) Fitzgerald, a. a. 0., 8.10. 

4 ) Der Grafschaftsrat, County Council, ist eine von den Steuerzahlern eines 
Verwaltungsbezirks (County) oder einer größeren Stadt (z. B. London) erwählte 
Körperschaft zur Durchführung gewisser lokaler gemeinnütziger Einrichtungen. 
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Gesetzes zur Verhütung von Flußverunreinigungen. Um die Aufsicht über 
die Flußläufe wirksamer zu gestalten, war dem Local Government Board die 
Befugnis eingeräumt worden, die Machtvollkommenheiten der einzelnen Ge¬ 
sundheitsbehörden, die an einem Flußlauf beteiligt sind, durch eine vorläufige 
Verfügung nach Bedarf zu vereinen. Das genannte Gesetz bringt die beiden 
Neuerungen unter sect. 14 ,1 und s. „Von dem festgesetzten Tage an (1. April 
1890) soll ein Grafschaftsrat allein oder in Gemeinschaft mit einer anderen 
Behörde ermächtigt sein, die Bestimmungen des Gesetzes von 1876 zur 
Verhütung von Fluß Verunreinigungen für diejenige Stromstrecke, die die 
Grafschaft oder einen Teil derselben durchfließt oder begrenzt, auszuführen, 
und der Grafschaftsrat soll für seinen Distrikt die gleichen Vollmachten 
und Aufgaben erhalten wie eine „Gesundheitsbehörde“ oder wie eine andere 
im Sinne des Gesetzes mit gleichen Rechten ausgestattete Behörde. tf 

„Das Local Government Board kann, auf Ansuchen eines zuständigen 
GrafschaftsrateB, durch vorläufige Verfügung ein Joint Commitee oder eine 
andere Körperschaft einsetzen, die die Grafschaftsverwaltungen vertritt, deren 
Distrikt ein Fluß oder ein namhaft gemachter Teil desselben oder ein Neben¬ 
fluß durchfließt oder begrenzt, und es (Local Government Board) kann einem 
aolchen Commitee alle die Vollmachten übertragen; die eine Gesundheits¬ 
behörde nach dem Gesetz von 1876 zur Verhütung von Flußverunreinigungen 
besitzt oder die ihm durch die Verfügung ausdrücklich übertragen werden; 
ferner soll die Verfügung Angaben über die Zusammensetzung und die Auf¬ 
gaben des Commitee oder der Körperschaft enthalten, auch soll sie Bestim¬ 
mungen für die Bezahlung der Ausgaben eines solchen Commitee oder einer 
solchen Körperschaft durch die in ihr vertretenen Grafschaftsverwaltungen 
und für die Prüfung der Rechnungen des Commitee oder der Körperschaft 
und ihrer Beamten treffen. tt Der Gedanke der korporativen Vereinigung 
nach geographischen Gesichtspunkten, hier also nach den Niederschlags¬ 
gebieten der Flüsse, hat sich in der Folge als äußerst nützlich erwiesen, 
und auf ihm haben sich die Flu'ßkommissionen aufbauen können, die wir 
heute als die wirksamste englische Maßnahme zur Verhütung von Fluß Ver¬ 
unreinigungen ansehen müssen. 

Es sind zwei Arten von Flußkommissionen zu unterscheiden. Solche, 
die ausschließlich zur Ausführung des Gesetzes von 1876 gegründet wurden, 
und solche, die, in der Mitte des vorigen Jahrhunderts aus handelstechnischen 
Gründen ins Leben gerufen, erst später mit der Ausführung des Gesetzes 
gegen Flußverunreinigungen betraut worden sind. Zu der ersten Art gehören 
das Mersey and Irwell Joint Commitee, das Ribble Joint Commitee und das 
West Riding of Yorkshire Rivers Board; zur zweiten Art dagegen die Conser- 
vancy Boards für den Lee und die Themse. Die einzelnen für die Flußämter 
geschaffenen Gesetze werden im Anschluß an die einzelnen Ämter Erwähnung 
finden. Außer diesen Gesetzen und dem schon erwähnten kleinen Ergänzungs¬ 
gesetz von 1893 über die Auslegung von sect. 3 des Rivers Pollution Pre- 


Die Gemeinderäte, Council of Borough County, Municipal Corporation, sind 
gleichen Zwecken dienende Körperschaften; sie unterscheiden sich im wesentlichen 
nur durch die territoriale Begrenzung und die (in ihrer historischen Entwickelung 
begründeten) abweichenden Rechte ihrer Verwaltungsbezirke. 
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vention Act, 1876, und außer einem Zusatz von 1898 l ), über die Konstituierung 
von Kommissionen an Flüssen, die England und Schottland gemeinsam durch¬ 
fließen (die aber kein allgemeines Interesse erwecken), hat die englische Gesetz¬ 
gebung betr. die Verhütung Ton Fluß Verunreinigungen keine weitere Ver¬ 
änderung erfahren. 

Mit den fünf Flußkommissionen ist die Anzahl der existierenden nicht 
erschöpft. Die anderen aber stehen in keinem bestimmten Verhältnis zu dem 
Gesetz zur Verhütung Yon Fluß Verunreinigungen. So gibt es eine Fluß¬ 
kommission z. B. für den Medway, die durch das Medway Conservancy Act, 
1881 (44 und 45 Vict.), auch parlamentarisch bestätigt ist, die aber lediglich 
„zur Erhaltung, zur Regulierung, zum Betrieb und zur Verbesserung des 
Medway u ins Leben gerufen wurde. Hygienische Aufgaben sind hiernach 
dieser Kommission nicht gestellt. Oder aber die Aufgaben des Fluß&mtes 
sind ganz lokal begrenzt, wie beim Manchester Rivers Board, dem auch kein 
Gesetz die Aufgaben vorschreibt. 

Die englischen Flußkommissionen. 

Die Flußkommissionen konnten nach dem Local Government Board Act 
von 1888 ins Leben gerufen werden. Dies geschah nicht auf einmal, sondern 
die Schaffung der jetzt bestehenden Kommissionen verteilte sich auf 10 Jahre, 
von 1891 bis 1900, und wie die Gründungen zeitlich auseinanderliegen, so 
weichen auch die zu ihrer Gründung getroffenen Bestimmungen, wenn auch 
nicht in grundlegenden Punkten, voneinander ab. Ihre Aufgaben und die 
Erfüllung derselben sind jedoch gleich; es soll daher zuerst eine Beschreibung 
der Punkte gegeben werden, die allen fünf Ämtern gemeinsam sind. 

Die Grafschaftsräte und die Gemeinderäte wählen eine bestimmte Anzahl 
von Vertretern in die Kommission. Wahlmodus und Stimmenzahl sind in 
der Verfügung, Schedule, des Local Government Board genau festgelegt 
Wie die Stimmen sind auch die Lasten für die Unterhaltung des Amte ins 
gleichem Verhältnisse verteilt Der Jahresaufwand der Kommissionen betrug 
für das Mersey and Irwell Joint Commitee im Jahre 1906/07 rund 93000^, 
für das Ribble Joint Commitee rund 54 000 und für das West Riding of 
Yorkshire Rivers Board für das Jahr 1898 rund 120 000 Jt. Die Kommission 
wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vor¬ 
sitzenden, ferner bildet sie verschiedene Unterkommissionen, so für finanzielle, 
juristische, chemische Fragen. Die Wahlperiode beträgt ein Jahr. Die Aus¬ 
führung der Kommissionsbeschlüsse liegt in den Händen eines Bureaus (staff) 
von festangestellten Beamten, die das eigentliche Flußamt bilden. An der 
Spitze des Flußamtes steht ein Oberinspektor, dem mehrere Distriktsinspektoren, 
deren Zahl sich nach der Anzahl der Verwaltungsbezirke richtet, unterstellt 
sind. Ein Sekretär (clerk) mit mehreren Schreibern besorgt den schriftlichen 
Verkehr des Amtes mit Behörden und Fabriken. Ein Rechtsanwalt (prose- 
cuting sollicitor) ist dem Amte als juristischer Berater verpflichtet. Ein 
Chemiker mit mehreren Gehilfen untersucht die Wasserproben. Die Beamten 
nehmen selbständige und angesehene Stellungen ein und beziehen entsprechende 

1 ) The Rivers Pollution Prevention (Border Councils) Act, 1898, 61 und 62 
Vict, c. 34 (b). 
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Gehälter. So hat nach einem Bericht des Mersey and Irwell Joint Commitee 
der Oberinspektor in Manchester 12000 JC (600 £.), der erste Chemiker 
lOOOOt^ (500 £.) Einkommen. Was nun die Vorbildung dieser Beamten be¬ 
trifft, so* hält man sich, wie man in England vielfach beobachten kann, 
nicht an eine bestimmte Regel, sondern man wählt Persönlichkeiten, die neben 
einer entsprechenden wissenschaftlichen Bildung vor allen Dingen praktische 
Erfahrung haben, gleichgültig ob sie dieselbe als Privatbeamte der Industrie 
und des Handels oder als Beamte von Behörden, surveyors, erworben haben. 
Der Oberinspektor in Manchester iBt ein Zivilingenieur, in Wakefield ein 
Arzt und in Preston ein Chemiker. Ersterer hatte z. B. die Universität und 
die Technische Hochschule in Manchester besucht, war darauf drei Jahre bei 
einem Gesundheitsinspektor (surveyor 1 ), dann mehrere Jahre in der Industrie 
als Ingenieur praktisch tätig gewesen, und hatte endlich die genannte Stellung 
erhalten. 

Die Kontrolle des Amtes erstreckt sich auf alle Zuflüsse eines Flusses 
oder der der Kommission unterstehenden Flüsse. Der Distriktsinspektor be¬ 
aufsichtigt die in seinem Bezirk einmündenden Zuflüsse aus Städten, Gemeinden 
und Fabriken und nimmt, wenn der äußere Befund es ihm wünschenswert 
erscheinen läßt, Proben von dem Abwasser. Den Beamten der Kommission 
ist in den Sondergesetzen das Recht *) eingeräumt, zu diesem Zwecke fremden 
Grund und Boden zu betreten. Städte und auch kleinere Gemeinden sind 
in England mit Kanalisation ausgestattet. Die weite Verbreitung der Kana¬ 
lisation ist dadurch zustande gekommen, daß die englische Gesetzgebung 3 ) 
die Errichtung von Kanalisationsanlagen unterstützt und für ihre Ausführung 
finanzielle Erleichterungen durch Gestattung von Anleihen vorsieht. Gegen 
den Willen der Mehrheit der Bürger kann das Local Government Board die 
Kanalisation eines Ortes durchsetzen und durch Anleihen den Bauaufwand 
hierfür decken. Alle aus Kanälen stammenden Abwässer dürfen nach dem 
Gesetz zur Verhütung von Flußverunreinigungen nur in gereinigtem Zustande 
den Flüssen übergeben werden. Aber auch das Abwasser einzelner Gehöfte 
wird kontrolliert und ihre Besitzer müssen das Abwasser, wenn es vor Ein¬ 
tritt in den Fluß sich nicht von selbst reinigt, künstlich reinigen. So findet 


l ) Zur Durchführung ihrer hygienischen und gemeinnützigen Aufgaben stellen 
Verwaltungsbezirke (County, Borough County), Städte und Körperschaften Beamte 
mit technischer, naturwissenschaftlicher oder medizinischer Vorbildung an, die 
surveyors genannt werden. In Städten über 50 000 Einwohner müssen diese Beamten 
im Besitz von einem Diploma of Public Health (D. P. H.) sein; dieses stellt das 
1886 gegründete The Royal Institute of Public Health aus. Das Institut bildet 
Medizinalbeamte aus und examiniert sie, führt chemische und bakteriologische 
Untersuchungen für Behörden aus, forscht und unterstützt Forschungen in preven- 
tiver Medizin, unterhält eine Bibliothek und gibt ein Journal heraus. The Sur¬ 
veyor 33, Suppl. 14 (1908) 22. 2. 08. 

*) Nach dem Public Health Act, 1875 sect. 102 haben auch die Beamten der 
Lokalbehörde das Recht, am Tage, zwischen 9 bis 6 Uhr, fremde Grundstücke zu 
betreten. Den Beamten der drei nachgenannten Flußkommissionen ist dieses Recht 
zu jeder Zeit eingeräumt. Mersey and Irwell Joint Commitee Act, 1892, sect. 10. 
West Riding of Yorkshire Rivers Board Act, 1894, sect. 15. The Thames Conser- 
vancy Act, 1894, sect. 98. 

# ) Public Health Act, 1875, sect. 235, 236, 237. The Public Works Loans 
Act, 1875, 38 and 39 Vict. c. 89, sect. 9. 
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man in England Riesenanlagen zur Reinigung der Abwässer von mehreren 
hunderttausend Menschen neben kleinen Anlagen zur Reinigung der Abgänge 
eines Hauses mit nur wenigen Bewohnern. Die industriellen Abwässer werden 
meistens in die öffentlichen Kanäle abgeleitet, und diese Ableitung findet ge¬ 
setzliche Unterst Ätzung. 

Der Distriktsinspektor nimmt von dem Abwasser drei Proben, versiegelt 
sie und übergibt die erste Probe dem Inhaber des Grundstücks zur eigenen 
Information, die zweite dem Chemiker des Amtes zur Untersuchung. Die 
Untersuchung erstreckt sich auf die Farbe, die Durchsichtigkeit, den Geruch, 
die Reaktion, den Bodensatz der Probe, ferner auf die Menge der suspen¬ 
dierten Stoffe, der organischen Substanz, des Chlors, des Ammoniaks und der 
Oxyde des Stickstoffs. Der englische Chemiker hat durch Übung eine be¬ 
deutende Sicherheit in der Beurteilung des Reinheitsgrades von Abwässern 
erlangt. Das Aussehen des Abwassers und der sogenannte vier Stundennach¬ 
weis (4 hours test) oder die Bestimmung des Albuminoidammoniaks genügen 
ihm meistens, um ein Urteil über den Reinheitsgrad eines Abwassers oder 
über die Wirksamkeit einer Reinigungsanlage abzugeben. Jedes Flußamt 
hat in bezug auf den zu erzielenden Reinheitsgrad eine bestimmte Grenze 
(Standard 3 ). Die in den einzelnen Flußämtern angenommenen Grenzen sind 
aber untereinander verschieden, und die angegebenen Werte lassen daher 
keine Vergleiche zu. 

Die dritte Probe wird für eine Nachprüfung zurückgestellt. Je nach 
dem Ausfall der chemischen Untersuchung wird nun weiter verfahren. Hat 
das Abwasser, ohne schlecht zu sein, einen ungenügenden Reinheitsgrad, so 
gibt der Oberinspektor dem Kanalinhaber eine Warnung. Ist das Abwasser 
hingegen schlecht, so bringt der Oberinspektor die Angelegenheit vor die 
Kommission, Joint Commitee, oder River Purifikation Commitee der Conser- 
vancy Boards, mit Hinzufügung der dritten versiegelten Abwasserprobe. 
Die Kommission ladet nun den Fabrikanten oder die Gesundheitsbehörde zu 
einem Termin ein, an dem sie ihre Sache zu vertreten haben. Können sie 
hier nachweisen, daß sie die besten Mittel angewendet haben, um das Abwasser 
zu reinigen, so ist die Angelegenheit erledigt. Gelingt ihnen aber der Nach¬ 
weis nicht, so geht das Verfahren weiter. Handelt es sich nun bei der Ver¬ 
unreinigung des Flußlaufes um die Einbringung von festen Gegenständen in 
den Fluß oder um die Einführung von ungereinigten häuslichen Abwässern 
durch öffentliche Kanäle, so steht es dem Amte zu, Strafantrag zu stellen, 
und in einem kurzen Verfahren können Strafen bis zur Höhe im ersten Falle von 
400 v/ft (20£), bei Wiederholung von 1000^ (50 £) für den Tag verhängt 
werden. Handelt es sich dagegen um industrielle Abwässer, so muß für die 

*) Für den Reinheitsgrad eines Abwassers, dessen Einleitung in die Gewässer 
unbedenklich erscheint, stellt neuerdings die Königliche Kommission für Abwasser¬ 
beseitigung als untere Grenze auf: 

1. Menge der suspendierten Stoffe nicht mehr als drei in 100 000 Teilen. 

2. Sauerstoffzehrung des durch Papier filtrierten Wassers. Nach 24 Stunden 
nicht mehr als 0,5 Gewichtsteile Sauerstoff in 100 000 Teilen Wasser, nach 48 Stunden 
nicht mehr als 1,0 Gewichtsteil Sauerstoff in 100 000 Teilen Wasser, nach 120 8tunden 
nicht mehr als 1,5 Gewichtsteile Sauerstoff in 100 000 Teilen Wasser. 5. Report of 
Royal Commission on Sewage Disposal (1908). Referat: The Surveyor 84, 284 
(1908) 11. 9. 1908. 
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Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens gegen den Fabrikanten oder Gruben- 
besitzer die Erlaubnis des Local Government Board in London eingeholt 
werdfen. Auch bei Verfehlungen der ersten Art ist die Anrufung des Local 
Government Board seitens des Beklagten gestattet. Die Kommission schickt 
also nun die dritte Probe nach London. Das Local Government Board läßt 
diese Probe untersuchen und gibt auch dem Beklagten, sei es nach der 
ersten oder zweiten Art, Gelegenheit, sich zu verantworten. Gewinnt das 
Local Government Board nach genauer Untersuchung des Falles durch Analyse 
und Verhör dieselbe Anschauung wie die Flußkommission, so gibt das Londoner 
Amt die Sache an die Flußkommission zurück und diese kann nun Strafantrag 
stellen. Die erste Instanz bei Flußverunreinigungen ist der County Court. 
Die Appellationsbehörde ist der High Court. Der Beklagte kann auch, ohne 
daß ein kurzes Verfahren gegen ihn zum Austrag gekommen ist, verlangen, 
daß seine Angelegenheit von dem High Court entschieden wird. Er muß 
drei Tage nach Eintreffen der Vorlage diesen Wunsch der Flußkommission 
mitteilen. Von dem Urteil des High Court kann noch für rein rechtliche Fragen 
Berufung an den Court of Appeal eingelegt werden. Bei den Verfahren 
wird, wie geschildert, der Tatbestand durch die Beamten der Flußkommission 
und des Local Government Board festgestellt, die Gerichtshöfe entscheiden 
lediglich die juristische Seite der Frage, verurteilen gegebenenfalls den An¬ 
geklagten zu den von dem Flußamt bzw. dem Local Government Board 
verlangten Einrichtungen und bestimmen das Strafmaß. 

Das gerichtliche Verfahren ist in England sehr kostspielig. Der Privat¬ 
mann führt der hohen Kosten wegen seltener Prozesse als in Deutschland. 
Hat eine Frage allgemeines Interesse, so treten zuweilen Interessentengruppen 1 ) 
ein und führen den Prozeß in allen Instanzen durch. Es könnte nun scheinen, 
als ob durch diese Verteuerung des Rechtsweges das Recht nicht genügend 
gewahrt sei. Dem ist aber entgegenzuhalten, daß die schon gekennzeichneten 
englischen Einrichtungen bis zu einem gewissen Grade einen Ausgleich für 
die Erschwerung des Rechtsweges bieten. Bei den Flußämtern sind die Be¬ 
amten vermöge ihrer guten technischen und wirtschaftlichen Vorbildung und 
mit Hilfe der Bewegungsfreiheit, die ihnen das Amt gewährt, in der Lage, 
weitaus die meisten Angelegenheiten gütlich zu regeln, so daß sie nicht ein¬ 
mal vor die Flußkommission kommen. Trotz der Schwierigkeit der Materie 
und trotz des recht bedeutenden Umfanges der Arbeiten eines Flußamtes ist 
die Zahl der gerichtlich entschiedenen Fälle ganz verschwindend klein. 

Im einzelnen sind nun die Provisionalorders bzw. Schedules des Local 
Government Board und die spezial enactements a ) verschieden gestaltet; die 
abweichenden Stellen und im Anschluß daran die Größe des den Fluß¬ 
kommissionen unterstellten Areals sollen nachstehend gebracht werden. 

*) VgL hierzu 3d Report of Royal Commission on Sewage Disposal, 1903, 
1. Bd., ß. 13. Der vollständige Titel des Berichtes lautet: Third Report of the 
Commissioners Appointed in 1898 to Inquire and Report what Methods of Treat- 
ing and Dispoeing of ßewage (including any Liquid from any Factory or Manu¬ 
facturing Process) May Properly be Adopted, 1903. 

*) Ein Appendix des in 1 ) auf geführten 3. Berichtes, 1. Bd., bringt eine tabel¬ 
larische Gegenüberstellung der Sondergesetze für das Mersey and Irwell Joint 
Committee und das West Riding Rivers Board mit dem Gesetze zur Verhütuug 
von Fluß Verunreinigungen, 1876. 
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Auf Grund der schon erwähnten sect. 14 des Local Government Act, 
1888, schuf das Local Government Board unter dem 8. Mai 1891 die ersten 
Joint Committees, das eine für den Mersey and Irwell, das andere für den 
Ribble; diese Verordnung (Schedule) fand unter dem 3. Juli 1891 die parla¬ 
mentarische Bestätigung als Local Government Boards Provisional Orders 
Confirm&tion (Nr. 10) Act, 1891 (54 und 55 Vict. c. 71). Die Schedule 
führt in seiner Einleitung die vertretungsberechtigten Körperschaften auf 
und nennt die Aufgaben und die Zusammensetzung der neuzuschaffenden 
Kommission. Dann wird der Wahlmodus bestimmt, die Stimmenzahl auf die 
einzelnen Körperschaften verteilt und der Ersatz für die durch Tod, Verzicht 
und Disqualifikation ausscheidenden Mitglieder festgesetzt. Die erste Sitzung 
(meeting) wird durch das Local Government Board bestimmt. Die folgenden 
finden nach Besohluß der Kommission statt,' oder sie werden durch den 
Schriftführer (clerk) auf Vorschlag des Vorsitzenden oder von drei Mitgliedern 
einberufen. Die Kommission wählt in ihrer ersten Sitzung und später bei 
Bedarf einen Vorsitzenden, einen stellvertretenden Vorsitzenden, einen 
Schatzmeister einen Schriftführer (clerk) und die Beamten des Flußamtes. 
Schatzmeister, Schriftführer und die Beamten des Flußamtes sind Angestellte 
der Flußkommission, beziehen von ihr die Remunerationen und sind von ihr 
absetzbar. Die Ausgaben für das Flußamt verteilen sich wie die Stimmen 
auf die die Flußkommission bildenden Behörden. Die Rechnungsführung 
des Amtes wird von dem Local Government Board geprüft, auch müssen die 
Behörden, die Vertreter in die Flußkommission entsenden, Einblick hierin 
bekommen. Zwistigkeiten zwischen der Kommission und einer der konstitu¬ 
ierenden Behörden werden durch Schiedsspruch beigelegt. (Sektion 62 des 
Local Government Act, 1888.) 

Mersey and Irwell Joint Committee (vgl. Karte). 

Das Gesetz vom Jahre 1876 enthält Einschränkungen, die der Durch¬ 
führung eines wirksamen Schutzes von einigen durch dichtbevölkerte und 
industrielle Landesteile fließenden Flüssen Schwierigkeiten bereiten. So kann 
die Klage bei Vergehen gegen den zweiten und dritten Teil des genannten 
Gesetzes erst nach zwei Monaten eingereicht werden. (Sect. 13.) Ferner be¬ 
stimmt das Gesetz ein umständliches und zeitraubendes Verfahren, wenn der 
Ort des Vergehens der Sitz einer Industrie ist. Endlich erlaubt das Gesetz 
den Beamten der Gesundheitsbehörde nicht, zum Zwecke der Ortsbesichtigung 
und Probeentnahme fremde Grundstücke zu jeder Zeit zu betreten. Man 
sah sich daher genötigt, Sondergesetze (special enactements), die diese Be¬ 
schränkungen nicht enthalten und eine größere Freiheit den ausführenden 
Beamten gewähren, zu erlassen. Solche Sondergesetze sind für die Kommission 
des Mersey and Irwell und für das West Riding of Yorkshire Rivers Board 
erlassen worden. Das „Mersey and Irwell Joint Committee Act, 1892“ (55 
und 56 Vict. c. 191) vom 27. Juni 1892 wird in der Überschrift bezeichnet 
als „ein Gesetz, um die Verhütung der Verunreinigung der Flüsse Mersey 
und Irwell und ihrer Nebenflüsse wirksamer zu gestalten.“ 

In der Begründung des Sondergesetzes wird auBgeführt, daß die Be¬ 
schränkungen des Gesetzes von 1876 ein wirksames Vorgehen zur Verbesserung 
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des Zustandes der Flüsse unmöglich machen, daß aber der Zustand der Flüsse 
eine Verbesserung dringend erfordere. 

A. Schiele beschreibt sehr anschaulich in seiner Abhandlung die Ent¬ 
stehungsgeschichte der Flußkommission und die Kämpfe, die diese neue In¬ 
stitution auszufechten gehabt hat. Nach ihm verdankt die Flußkommission 
der Selbsthilfe einsichtsvoller Männer ihre Entstehung und dem klugen 
taktvollen Vorgehen ihrer Flußaufsichtsbeamten ihre jetzige wirkungsvolle 
Tätigkeit. 

Die wichtigsten Abweichungen der einzelnen Teile des Sondergesetzes 
von dem Gesetze von 1876 sind folgende: 

Im ersten Teile bei der Aufzählung der Gegenstände, deren Einwerfen 
in die Flüsse verboten, ist das Wort Schlamm (sludge) hinzugefügt worden. 
Hierdurch kann einer Unsitte gesteuert werden, die wesentlich zur Verun¬ 
reinigung der Flüsse beigetragen hat. Unter Schlamm wird der Rückstand 
der Klärbecken verstanden. Es war bisher vielfach üblich gewesen, bei der 
Reinigung der Klärbecken sich der Rückstände einfach dadurch zu entledigen, 
daß man den Schlamm in die Flüsse spülte. 

Im dritten Teile des Sondergesetzes, der die Einleitung von industriellen 
Abwässern in die Flüsse behandelt, ist das umständliche Verfahren von sect. 6 
des Gesetzes von 1876, betr. die Verhütung von Flußverunreinigungen, weg¬ 
gelassen worden, ebenso die Beschränkung von sect. 13, die ein rasches 
Vorgehen bei Vergehen gegen das Gesetz unmöglich macht. Statt eines 
Grafschaftsgerichts (County Court) ist zunächst ein Court of Summary Juris¬ 
diction *) zuständig. Die Berufung gegen die Entscheidung dieses Gerichts¬ 
hofes findet an den nächsten Court of Quarter Sessions 2 ) statt. Sect. 10 
des Mersey and Irwell Joint Committee Act, 1892 verleiht der Kommission 
oder ihren Beamten das Recht, fremde Gehöfte zu betreten und Proben 
der Abflüsse zu entnehmen. Nur soll der Beamte dem Besitzer, wo der 
Abfluß stattfindet, ein versiegeltes Duplikat von jeder der von ihm ent¬ 
nommenen Proben hinterlassen. „Wer den Beamten oder die beauftragte 
Person hierbei stört oder belästigt, soll mit einer Geldstrafe bis zu 1000«^ 
(50 £) bestraft werden.“ 

Das Mersey and Irwell Joint Committee umfaßt das Niederschlagsgebiet 
der genannten Flüsse mit Ausnahme eines Nebenflusses des Mersey, des Tarn, 
dessen Beaufsichtigung dem West Riding of Yorkshire Rivers Board untersteht. 
Es untersteht ihm eine Fläche von 652 Quadratmeilen (englisch) = 1690 qkm. 
Die Kommission besteht aus 24 erwählten Mitgliedern, und zwar sendet die 
Grafschaft Lancaster 8, die Grafschaft Chester 3, das County Borough *) von 
Manchester 6, von Salford 2 und die von Bolton, Bury, Rochdale und Stockport 
je ein Mitglied in die Kommission. Der Sitz der Kommission und des Fluß¬ 
amtes ist in Manchester. 

l ) Der Court of Summary Jurisdicton ist eine Art Polizeigericht für Vorunter¬ 
suchungen und leichtere Vergehen; die Verhandlungen finden vor zwei Justices of 
the Peace oder vor einem besonderen Beamten, Stipendiary Magistrate, statt. 

*) Die Richter des Hohen Gerichts halten Gerichtstage in der Provinz ab 
(Court of'Quarter Sessions), von dessen Entscheidungen aber die Berufung an das 
Hohe Gericht möglich ist. 

8 ) Vgl. Anmerkung 8. 10. 
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Ribble Joint Committee. 

Das Ribble Joint Committee ist zugleich mit dem Mersey and Irwell 
Joint Committee von dem Local Government Board gegründet worden. Die für 
dieseKommission erlassene Schedule weicht nur unbedeutend von derjenigen für 
das Mersey and Irwell Joint Committee ab. Ein Spezialgesetz besitzt die Kom¬ 
mission nicht. Es sind daher für sie lediglich die Bestimmungen des Gesetzes von 
1876 zur Verhütung von Flußverunreinigungen mit all seinen Beschränkungen 
maßgebend. Sie hat unter diesem Gesetz die Vollmacht und die Aufgaben 
einer Gesundheitsbehörde (Local Government Boards Provisional Orders Cou- 
firmation Act, 1891, Art. XII). Die Schedule ist von dem Parlament bestätigt 
worden. Der Kommission untersteht der Mittel- und Unterlauf des Ribble. 
Der Oberlauf des Ribble untersteht dem West Riding of Yorkshire Rivers 
Board. In die Kommission wählen die Grafschaft Lancaster 9, die County 
Boroughs von Blackburn, Burnley und Preston je 2, und von Wigan 1 Mit¬ 
glied. Die Kommission besteht daher aus 16 erwählten Mitgliedern. Der 
Sitz der Kommission und des ausführenden Flußamtes ist in Preston. Das 
der FlußkommiBsion unterstehende Gebiet beträgt 550 Quadratmeilen (eng¬ 
lisch) = 1425 qkm. 

West Riding of Yorkshire Rivers Board. 

Die Verfügung zur Gründung dieser Kommission ist am 18. Mai 1893 
vom Local Government Board erlassen worden und fand Bestätigung durch 
das Parlament am 27. Juli desselben Jahres. Dieses Gesetz führt den Titel 
Local Government Boards Provisional Orders Confirmation (Nr. 16) Act, 1893 
(56 und 57 Vict. c. 132). Die Schedule ist etwas umfangreicher als die der 
zuerst angeführten Flußkommission, da sie außer den Bestimmungen für die 
Schaffung des Flußamtes noch ausführliche Kompetenzabgrenzungen für die 
Städte Chichester und York, für die Grafschaften Herford und Monmouth 
sowie Herford und Worcester bringt. Die Flußkommission erhielt unterm 
17. August 1894 ein Sondergesetz unter dem Titel West Riding of York¬ 
shire Rivers Act, 1894 (57 und 58 Vict. c. 166). Einführung und Inhalt 
dieses Gesetzes decken sich beinahe, auch dem Wortlaute nach, mit dem 
Sondergesetz für das Mersey and Irwell Joint Committee. Gemeinsam ist 
beiden Sondergesetzen, daß sie nur auf industrielle Abwässer und nicht auf 
Grubenwässer, unähnlich dem 3. Teil (sect. 4, 5, 6) des Gesetzes zur Ver¬ 
hütung von Fluß Verunreinigungen, 1876, der beide behandelt, Rücksicht 
nehmen. Die Kommission besteht aus 30 gewählten Mitgliedern, und zwar 
wählen die Grafschaft West Riding of Yorkshire hiervon 18 und die County 
Boroughs von Leeds 4, von Bredford und Sheffield je 3, von Halifax und 
Huddersfield je ein Mitglied. Das der Kommission unterstehende Flußgebiet 
umfaßt 2768 Quadratmeilen (englisch) = 7170 qkm. Die größten der der 
Kommission unterstellten Flüsse sind Ouse, Wharfe, Aire und Don. Der Sitz 
der Kommission ist in Wakefield. Die Abweichungen der beiden Sonder- 
gesetze betreffen im wesentlichen die am Schluß beider Gesetze aufgezählten 
Ausnahmen, die ausdrücklich ältere Hechte unter Schutz stellen. So wird in dem 
MerBey and Irwell Joint Committee Act den Bergwerken die Berechtigung zu- 
gesprochen, ihre Grubenwässer abfließen zu lassen. Auch die Flüsse mit 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



336 


Dr. M. Pleissner. 


Digitized by 


Gezeiten, sofern sie nicht das Local Government Board unter sect. 20 des 
Gesetzes zur Verhütung von Fluß Verunreinigungen als Gewässer erklärt hat, 
werden von der Beaufsichtigung ausgenommen. Beide Ausnahmen führt 
auch das West Riding of Yorkshire Rivers Act an, hier kommen aber noch 
Ausnahmen für den Huddersfield-Kanal, für die Aire- und Calder-Schiffahrt 
und den Leeds- und Liverpoolkanal sowie für die Korporation von York hinzu. 
Im Anschluß an das Verbot der Einleitung von industriellen Abwässern in 
die Flüsse ist auch die sect. 7 des Gesetzes vom Jahre 1876 aufgenommen 
worden, die im Mersey and Irwell Joint Committee Act weggelassen worden 
war, wonach die Gesundheitsbehörden die Einleitung von industriellen Ab¬ 
wässern in ihre Kanäle tunlichst erleichtern sollen. 

The Thames Conservancy Board. 

Durch das Thames Conservancy Act, 1857, sind die Aufgaben der Kon¬ 
servatoren der Themse gesetzlich fest gelegt worden. Im Laufe der Zeit hat 
dieses Gesetz mannigfache Änderungen erfahren und sind die Aufgaben 
gewachsen. Die letzte Regelung erfolgte im Jahre 1894, das Gesetz führt 
daher den Titel Thames Conservancy Act, 1894 (57 und 58 Vict. c. 187), vom 
17. August 1894. Es ist bezeichnet als „ein Gesetz zur Verbesserung der 
Zusammensetzung der Themseflußkommission (Conservators of the River 
Thames) und zur Festlegung dieser Verbesserung und zur Erweiterung ihrer 
gesetzlichen Vollmacht, ferner auch zur Schaffung weiterer Maßnahmen für 
die Erhaltung und Verbesserung des genannten Flusses in bezug auf die 
Handels- und Vergnügungsschiffahrt und im Hinblick darauf, daß der Fluß 
eine Quelle der Wasserversorgung für die Hauptstadt und ihre Vororte und 
für andere Zwecke ist u . Durch dieses Gesetz ist eine lange Reihe von früheren 
Gesetzen, die zum Teil noch aus dem 17. und 18. Jahrhundert stammen, hin¬ 
fällig geworden. Die Aufgaben der Konservatoren erstrecken sieh auf die 
Freihaltung der Schiffahrtsstraßen, ihrer Beleuchtung bei Nacht, auf die 
Unterhaltung von Schleusen, die Beaufsichtigung von Docks, Werften und 
Landungsplätzen und in den Sektionen 90 bis 108 auf die Verhinderung 
von Flußverunreinigungen. Hier wird zunächst das zu beaufsichtigende 
Areal abgegrenzt und dann werden die Pflichten der Konservatoren, den 
gehörigen Abfluß und die Reinheit des Wasser zu bewahren, folgendermaßen 
festgesetzt: 

Sect. 91. „Es soll die Pflicht der Konservatoren sein, mit allen gesetzlichen 
und geeigneten Mitteln den gehörigen Abfluß und die Reinheit des Wassers der 
Themse und ihrer Nebenflüsse bis zur westlichen Grenze der Grafschaft London 
zu allen Zeiten, soweit es möglich ist, zu bewahren und zu erhalten, und das Ge¬ 
biet bis auf 3 Meilen Entfernung von der Themse und ihrer Nebenflüsse bis zu 
der schon genannten westlichen Grenze reinzubalten (soweit dies vernünftigerweise 
möglich ist) von fäulnisfähigen Substanzen. “ 

Daher wird in den nächsten Paragraphen das Einwerfen von festen 
Körpern und das Einlassen von häuslichen Abwässern in die Themse verboten. 
Geschieht dieses letztere auf Grund älterer Rechte, so werden sie in einer 
angemessenen Zeit aufgehoben. Zuwiderhandlungen sollen mit einer Buße 
von höchstens 1000 oft (50 £) für den Tag oder insgesamt bis zu 2000 
(100 £) bestraft werden. Auch in diesem Gesetze steht den Konservatoren 
und ihren Beamten das Recht zu, fremde Grundstücke zu betreten. Behufs 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Englische Maßnahmen zur Verhötung von Flußverunreinigungen. 337 

besserer Kontrolle sind die Oesondheitebehörden und Grundstücksbesitzer 
verpflichtet, die Pläne ihr er Entwässerungsanlagen dem Amt innerhalb 28 Tagen 
von der Anmeldung an einzureichen. Oberhalb der Entnahmestellen der 
Londoner Wasserwerke, also oberhalb der Teddington-Schleuse, ist es auch 
den Schiffen verboten, ihre Abwässer in die Themse zu leiten, und die 
Beamten können sie von Zeit zu Zeit daraufhin kontrollieren. Eine Reihe 
von Zusatzgesetzen (Bye — Laws) ist für die Zwecke der Flußkommission 
(Thames Conservancy) erlassen worden, sie betreffen meist die technischen 
Aufgaben der Kommission. Einige von ihnen sind auch für die hygie¬ 
nische und wirtschaftliche Beschaffenheit des Wassers von Einfluß. Hier 
sind zu nennen The Petroleum Act, 1871 und 1879, die die Verschiffung 
und Verladung von Petroleum unter Aufsicht des Amtes stellen und das 
Einfließenlassen von Petroleum in den Fluß verbieten; dann zur Beförde¬ 
rung der Fischerei die Bye-Laws for the Protection, Preservation and 
Regulation of the Fisheries, 1893, die das Fanggerät vorschreiben, die 
Plätze bestimmen, wo nicht gefischt werden darf, und die Schonzeit und die 
Minimallänge für die einzelnen gefangenen Fischarten ausführlich festlegen. 
Besondere Vorkehrungen werden getroffen für die Verschiffung und Um¬ 
ladung von feuergefährlichen Stoffen durch die Bye-Laws for the Regulation 
of the Gonveyance of Carbide of Calcium, 1899, und Bye-Laws for Regula- 
ting the Gonveyance, Loading and Unloading of Explosive Substances, 1906. 
Die Anzahl der ernannten und der erwählten Mitglieder und ihre Amtszeit 
ist in dem Thames Conservancy Act ebenfalls enthalten. Ebenso befinden 
sich darin Bestimmungen über die Kostendeckung, über die Aufgaben der 
Beamten usw. Wie schon erwähnt, gelangen die Mitglieder durch Ernen¬ 
nung und durch Wahl in die Kommission. Einige königliche Behörden und 
außerhalb des Flußaufsichtsgebietes liegende Korporationen, die aber ein 
wesentliches Interesse an der Reinhaltung, besonders der oberen Themse 
haben, schicken ihre Vertreter in die Kommission. Da die Kommission auch 
Handelsinteressen vertritt, so wird den Handelskreisen durch Entsendung 
von Vertretern möglich gemacht, auch ihre Wünsche geltend zu machen. 
Die Mitglieder der Kommission werden ernannt und erwählt wie folgt: Es 
ernennen die Admiralität, das Handelsamt und das Trinity House 1 ) je zwei 
Vertreter, die Grafschaften Gloucestershire und Wiltshire nacheinander 
einen, Oxfordshire, Berkshire, Buckinghamshire, Hertfordshire, Surrey, 
Middlesex, Essex und Kent je einen Vertreter, die Stadt und das County Borough 
von Oxford ebenfalls einen Vertreter, London County Council und Common 
Council je sechs und das County Borough von Westham einen Vertreter, die 
Londoner Wassergesellschaften (jetzt Wasseramt) ebenfalls einen Vertreter. 
Es ernennen die Schiffseigner drei, die Segelleichter und Dampfschlepper zwei, 
die Inhaber von Docks* und Werften je einen Vertreter 9 ). Dieses Conser- 


l ) Trinity House ist eine Korporation in London, der die Sorge für die 
Sicherung der Küsten und Häfen durch Leuchttürme und Baken und der Hafen- 
ein* und -ausfahrt durch Lotsen obliegt. 

*) Im Frühjahr 1908 ist der Entwurf einer Board of London Bill im Par¬ 
lament eingebracht worden, worin eine Änderung des dem Thames Conservanoy 
Board unterstehenden Areals und der Zusammensetzung seiner Mitglieder vor¬ 
geschlagen wird. (The Surveyor 33, 449, vom 10. April 1908.) 

Vierteljehrsaohrift für Gesundheitspflege, 1010. 22 
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vancy Board ernennt nnn aas seiner Mitte das River Purifikation Com¬ 
mittee, bestehend aus 15 Mitgliedern, dem speziell die Verhütung von 
Flußverunreinigungen zufällt. Das ausführende Flußamt besteht aus einem 
Oberinspektor, acht Inspektoren und acht Assistenten, je einem für die acht 
Distrikte, in die das Gebiet (watershed) eingeteilt ist. Das dem Amt unter¬ 
stehende Gebiet umfaßt 4000 Quadratmeilen (englisch) = 10360 qkm. Der 

Sitz des Conservancy Board ist in London, Viktoria Embankement. 

» 

The Lee 1 ) Conservancy Board. 

Das Lee Conservancy Board hat durch das Lee Conservancy Act, 1868 2 ), 
seine gesetzliche Grundlage erhalten. Der weitere gesetzliche Ausbau dieser 
Flußkommission geschah durch die Zusatzgesetze (Bye-Laws) 1871 und 
durch das Lee Conservancy Act, 1874. In bezug auf die hygienischen Auf¬ 
gaben der Flußkommission bestimmen die Zusatzgesetze in sect. 25 über 
das Einwerfen von toten Tieren usw.: 

„Niemand soll in den Lee tote Tiere, Schmutz oder andere schädliche Dinge 
werfen, noch darin Tiere, Stoffe, Wolle, Leder oder Häute waschen oder reinigen.“ 

Das Gesetz von 1876 zur Verhütung von Flußverunreinigungen über¬ 
wies ausdrücklich und nur dieser Flußkommission hygienische Aufgaben, 
indem es in sect. 9 anordnet, daß das Lee Conservancy Board für das ihrer 
Jurisdiktion unterstehende Areal die ausschließlichen Vollmachten einer Ge¬ 
sundheitsbehörde besitzen und zur Erfüllung dieser Aufgaben eine eigene 
Abteilung für den Wasserschutz (Protection of Water) bilden solle. 

Eine Zusammenfassung der den Lee betreffenden Gesetze brachte daa 
Lee Conservancy Act, 1900 (63 und 64 Vict. c. 117). „Ein Gesetz zur 
Abänderung der Zusammensetzung und zur Verbesserung und Erweiterung 
der gesetzlichen Vollmacht des Lee Conservancy Board.“ Mit der Verhütung 
von Flußw&sserverunreinigungen befassen sich nur wenige Paragraphen. Es 
wird in sect. 27 in Erinnerung gebracht, daß das Ein werfen von Ballast, 
Steinen, Erde, Asche usw. und die Einführung von festen oder flüssigen 
schädlichen Stoffen in den Lee und seine Nebenflüsse verboten ist. Ebenso 
wie die Themse - Konservatoren haben diejenigen vom Lee auch für die 
Reinhaltung der benachbarten Ländereien und Gehöfte Sorge zu tragen, um 
einem Einschwemmen von häuslichen und industriellen Abfallstoffen vorzu¬ 
beugen. Sie haben daher nach sect. 30 das Recht, in der Zeit von 9 Uhr 
Vormittags bis 4 Uhr Nachmittags fremden Grundbesitz zu betreten, Proben 
zu entnehmen und entsprechende Anordnungen zu treffen. Endlich erschien 
unter dem 21. Dezember 1908 auch eine neue Zusammenfassung der Zusatz¬ 
gesetze (General Rules and Bye-Laws for the Regulation of the River Lee). 
Die hygienischen Bestimmungen in sect. 25 (neue Bye-Laws § 44) haben 


l ) Die Schreibweise schwankt zwischen Lee und Lea, in den Gesetzen wird 
der Fluß Lee geschrieben, während unter anderem der Surveyor vom 10. April 
1908 Lea schreibt. 

*) Das Lee Conservancy Act, 1868, ist vergriffen; auf Anfrage bei dem Amt 
in London wurde dies mitgeteilt und auf die Zusatzgesetze verwiesen, aus denen 
der oben angeführte Paragraph entnommen ist. 
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keine Veränderung erfahren. Neu sind die Bestimmungen der §§ 53, 54 
und 55. Sie verlangen, daß beim Transport von Abfallstoffen aller Art auf 
Schiffen die Fracht in geeigneter Weise bedeckt sei, und sie verbieten die 
Entnahme von Wasser und Eis ohne Benachrichtigung der Beamten der 
Flußkommission. 

Von den 15 Mitgliedern des Conservancy Board werden zehn durch 
Ernennung und fünf durch Wahl berufen. Der Londoner Grafschaftsrat 
(London County Council), das Londoner Wasseramt, die New River Com¬ 
pany und die Grafschaftsräte von Bedfordshire ernennen zwei, Essex, 
Hert-fordshire, Middlesex, die Korporationen von London und Westham je 
einen Vertreter. Ferner erwählen die Lokalbehörden von Hertfordshire, von 
Essex und Middlesex je ein Kommissionsmitglied, die Lokalbehörden von 
Hackney, Limebouse und Poplar 1 ) zusammen ein Mitglied und die Boot¬ 
besitzer ebenfalls ein Mitglied. Das Lee Conservancy Board hat seinen Sitz 
in London E. C., 12, Finsbury Circus. Das dem Amte unterstehende Gebiet 
beträgt 600 Quadratmeilen (englisch) = 1554 qkm. 

Die Tätigkeit der Flußkommissionen. 

Um einen Fluß vor Verunreinigung zu bewahren, ist neben der Kontrolle 
der Abwässer, wie sie die Flußämter ausüben, die Kenntnis von Verfahren zur 
Reinigung der verschiedenen Abwässer von großem Werte. Die englische 
Gesetzgebung gestattet nur die Einleitung von gereinigten Abwässern. Um 
aber nicht Unmögliches zu verlangen, begnügt sie sich mit dem Nachweis, daß 
die zurzeit anerkannt wirksamsten und praktisch verwendbaren Mittel zur 
Reinigung der Abwässer angewandt werden. Die Beamten des Flußamtes 
dürfen daher nicht nur Aufsichtsbeamte sein, sondern sie müssen auch die tech¬ 
nischen Berater der Behörden und Industriellen ihres Distrikts in allen Ab¬ 
wasserfragen werden. An der wissenschaftlichen Erforschung der Materie und 
an der Ausarbeitung von neuen Reinigungsverfahren nehmen sie wohl wegen 
Überhäufung mit anderen Arbeiten seltener teil. Hier treten die wissen¬ 
schaftlichen Laboratorien der Hochschulen und die Versuchsanlagen der 
großen Städte 9 ) ein. Die Beamten der Flußkommission sind dagegen haupt¬ 
sächlich praktisch und literarisch geschult, klären in Zusammenkünften 
(meetings s ) durch persönlichen Gedankenaustausch die durch zahlreiche Be¬ 
sichtigungen und durch Studium erworbenen Kenntnisse und sind daher 
wohl meistens in der Lage, die zurzeit mögliche Reinigung eines Abwassers 
beurteilen und Rat in allen derartigen Fragen erteilen zu können. Die 
Frage der Abwässerreinigung selbst kann hier nur gestreift werden. Für 

l ) Der vollständige Name dieser Lokalbehörden ist The Hackney Vestry, The 
Limehou8e Board of Works und The Poplar Board of Works. 

Ä ) Die Königliche Kommission für die Behandlung und Beseitigung von 
häuslichen Abwässern ist keine ständige Einrichtung. Ihre Arbeiten werden später 
besprochen werden. 

8 ) Bekanntere wissenschaftliche Körperschaften und Vereine, die hierfür in 
Betracht kommen, sind: Boyal Sanitary Institute, Incorporated Association of 
Municipal and County Engineers, Association of Engineers-in-Charge, Institute of 
Sanitary Engineers, Sanitary Inspeetor’s Association, Surveyor’s Institution, Asso¬ 
ciation of Water Engineers, Association of Managers of Sewage Disposal Works. 

22* 
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die Reinigung gewerblicher Abw&sser werden die auch in Deutschland be¬ 
nutzten Verfahren verwendet. Es sind dies die mechanische Entfernung 
von suspendierten Stoffen durch Gitter, die Absitzverfahren mit verschieden¬ 
artig gestalteten Absitzbecken und die chemischen Verfahren, die auf der 
niederschlagenden Wirkung des Kalkes, des Eisens und der Tonerde be¬ 
ruhen. Als Nachreinigung kommt die Filtration durch Sand hin und wieder 
hinzu. 

Auch für die Reinigung der städtischen Abwässer hatte man zuerst die¬ 
selben chemischen Verfahren in Anwendung gebracht, und diese /Art der 
Reinigung ist auch heute noch weit verbreitet. Die Stadt London z. B. 
reinigt das Abwasser von beinahe 6 Millionen Menschen mit dem kombi¬ 
nierten Kalk-Eisensulfatverfahren. Bei diesem Verfahren hat man jedoch 
häufig eine Nachfäulnis der gereinigten Abwässer beobachtet; es kann daher 
nur da Verwendung finden, wo, wie in London, eine wasserreiche Vorflut, 
hier die Themse in der Nähe ihrer Einmündung in die See, zur Verfügung 
steht 1 ). Wo aber eine wasserreiche Vorflut fehlt, mußte man zu anderen 
Mitteln greifen; hier war man auf die schon lange bekannte Aufbringung der 
Abwässer auf Land angewiesen. Hierfür geeignete Ländereien sind aber 
nicht überall zu finden oder sind, wo sie vorhanden sind, häufig zu teuer. 
Englischer Erfindungsgeist ist nun hier eingetreten und hat neue Wege der 
Abwässerreinigung beschritten, die dann hier und in anderen Ländern zur 
Ausbildung der verschiedenen biologischen Verfahren geführt haben. 

Zur Prüfung dieser neuen Verfahren, die trotz ihrer jahrelangen guten 
Erfolge bisher vom Parlament und Local Government Board nicht als voll¬ 
wertiger Ersatz der Landbehandlung anerkannt sind, hat die englische 
Regierung eine besondere Kommission, The Royal Commission on Sewage 
Disposal, im Jahre 1898 eingesetzt. Diese Kommision, in der die Namen 
der ersten englischen Gelehrten zu finden sind, hat in jahrelanger Arbeit 
nicht allein den Wert der biologischen Reinigungsverfahren festgestellt, 
sondern sie hat auch in ihren Berichten, von denen bis jetzt fünf erschienen 
sind, ein ungemein reiches und wertvolles Material für die Beurteilung von 
Abwässern aller Art und von Flußwasser nach hygienischer, physikalischer, 
chemischer, bakteriologischer und biologischer Hinsicht geliefert. Die Arbeiten 
der Royal Commission on Sewage Disposal erstreckten sich nicht nur auf 
ihr eigentliches Gebiet, die Prüfung von Abwässerreinigungsverfahren; die 
Kommission zog vielmehr auch die diese Aufgabe berührenden Gebiete in 
den Kreis ihrer Untersuchung und beschäftigte sich mit dem Einfluß unge¬ 
reinigter Abwässer auf die Vorflut in hygienischer und wirtschaftlicher Be¬ 
ziehung. Sie macht bestimmte Vorschläge 2 ) zur Verhütung von Flußver¬ 
unreinigungen, und man kann es wohl als eine Anerkennung der bisherigen 
Tätigkeit der Flußkommissionen auffassen, wenn sie für eine Vermehrung der 

1 ) Auch in Bekton, der auf dem linken Ufer der Themse gelegenen Lon¬ 
doner Abwässerreinigungsanstalt, sind Versuche im Gange, die chemisch ge¬ 
reinigten Abwässer noch einer biologischen Nachreinigung zu unterwerfen. Zu 
einem abschließenden Urteil über den Wert und die Notwendigkeit dieses kost¬ 
spieligen Nachreinigungsverfahrens scheint man zurzeit dort noch nicht ge¬ 
kommen zu sein. 

2 ) The Surveyor 32, 83Ö (1907); 33, 241 (1908). 
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Grundfläche und Bevölkerung von Flußgebieten, 
die Flußkommiasionen unterstellt sind, nebst Angaben über die 
Tätigkeit ihrer Flußämter. 


Name der 
Flußkommission 


Mersey and Irwell 1 
Joint Committee,! 
gegründet 1891 J 

Ribble Joint 1 
Committee, > 
gegründet 1891 J 

West Riding of 
Yorkshire Rivers 
Board, 

gegründet 1993 

Thames Conser¬ 
vancy Board. 
Letzte gesetzliche 
Regelung 1894 


Lee Conservancy 
Board. 

Letzte gesetzliche 
Regelung 1900 

Flußkommissionen bzw. der Flußämter eintritt und die Einrichtung einer 
solchen Kommision für jeden Flußlauf wünscht. 

Die jährlichen Berichte, die die Oberinspektoren (vgl. S. 12) ihren vor* 
gesetzten Flußkommissionen (Joint Committee oder Conservancy Board) 
über die Tätigkeit der ihnen unterstellten Ämter (staffs) für den verflossenen 
Zeitabschnitt erstatten, sind nach Form und Inhalt sehr verschieden und 
lassen sich nur schwer vergleichen. Nur über die Zahl der in einem Jahre 
ausgeführten Untersuchungen und über den Ausfall derselben lassen sich 
den Berichten einige Angaben entnehmen. Auf vorstehender Tabelle werden 
in Verbindung mit diesen Angaben solche über die Größe des Flußgebietes Und 
•einer Bevölkerung gebracht, aber auch diese Angaben sind, was die Zahl 
der Proben und ihren Ausfall betrifft, nur mit Vorsicht zu verwenden, da 
die Oberinspektoren ihre Angaben nicht nach einheitlichen Gesichtspunkten 
machen. Über die Methode, die bei der Untersuchung der Abwässer an¬ 
gewendet wird, bringen die vorliegenden Berichte keine näheren Angaben, 
es ist daher auch nicht möglich, aus den in den Berichten angeführten Quali¬ 
tätsbezeichnungen, good, fair, unsatisfactory und bad ein Urteil über den 
erreichten Reinheitsgrad der Abwässer zu gewinnen. 
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Einen guten Einblick in die Arbeiten der englischen Flußämter ge¬ 
währen die Berichte, die der Oberinspektor in Manchester dem Mersey 
and Irwell Joint Committee erstattet hat. Berichte liegen vor vom Mai 
1906 und Mai 1907. Die Berichte beschäftigen sich nicht mit der Qualität 
des Fluß wassere selbst, sondern vielmehr mit den Quellen seiner Verunreini¬ 
gung, also mit den Abwässern der nach dem Flusse ableitenden Fabriken 
und Ortschaften. Es ist dies eine Beobachtung, die auch in den Berichten 
der anderen Ämter, mit Ausnahme der an der Wasserversorgung von London 
beteiligten, gemacht werden konnte. Die Berichte von den Thames und 
Lee Conservancy Boards bringen Untersuchungen des Themse- oder Lee- 
wassers, die anderen aber keine Flußwasseruntersuchungen. 

Mersey und Irwell fließen durch einen der am dichtesten bevölkerten 
und gewerbereichsten Teile Englands. Das Wasser dieser Flüsse macht 
keinen vorteilhaften Eindruck auf den Beschauer, es ist dunkel und miß¬ 
farben, ohne sichtbares organisches Leben. In Manchester hat man durch 
massive hohe Brückeneinfassungen die Flut den Blicken der Passanten ent¬ 
zogen. Aber es ist anzuerkennen, daß das Wasser auch im Sommer nicht 
riecht und somit keine Belästigung für die Einwohner bringt. Gegenüber 
den früheren Verhältnissen, vor Schaffung der Flußkommissionen, wo der 
Geruch unerträglich gewesen sein soll, ist die Änderung wohl zu.beachten 
und auf Rechnung der Tätigkeit des Flußamtes zu setzen. Ein genauer 
Kenner 1 ) der Verhältnisse sagt hierzu: 

„Dank dem Joint Committee für die Verhütung der Verunreinigung der 
Flüsse Mersey und Irwell ist seit der Errichtung dieser Kommission im Jahre 1892 
ein sehr beträchtlicher Fortschritt in dem hygienischen Zustande dieser Flüsse zu 
beobachten, so daß wir jetzt die hoffnungslosen und verzweifelten Ausblicke auf 
den Zustand unserer Flüsse, der während der letzten 50 Jahre geherrscht hat, 
verlassen und mit vollem Vertrauen vorwärts blicken können nach einer noch 
nicht ganz deutlichen künftigen Zeit, wo der Irwell auf hören wird, eine öffent¬ 
liche Bedrohung und eine Schande für die Intelligenz der Bewohner von Lanca- 
shire zu sein, und zurückkehren wird zu einer verhältnismäßigen Reinheit, wie er 
sie ein Jahrhundert vorher gehabt hat.“ 

Die künstliche Reinigung der häuslichen Abwässer hat an Zahl und 
Ausdehnung der Anlagen im Flußgebiete stetig zugenommen. Von den 
rund 2554000 Einwohnern stehen rund 2250000 oder 88 Proz. bezüglich 
der häuslichen Abwässer, d. h. der Küchen-, Stall- und Klosettwässer, in 
Verbindung mit künstlichen Abwasserreinigungsanlagen. Es sind hierfür 
95 Anlagen in Betrieb, die rund 91330000 Gallonen oder 415000 cbm Ab¬ 
wässer in 24 Stunden bei Trockenwetter zu reinigen haben. Es entfallen 
demnach täglich 184 Liter zu reinigendes Abwasser auf jeden Kopf der 
Bevölkerung. Überraschend ist die Mannigfaltigkeit der Verfahren, die 
hier zur Reinigung der häuslichen Abwässer verwendet werden. Neben den 
verschiedenen biologischen Verfahren kommen eine Reihe chemischer Ver¬ 
fahren in Anwendung, von denen der Bericht zwölf verschiedene Kombina¬ 
tionen anführt, die sich sämtlich auf die Verwendung von Eisen, Kalk und 
Tonerde in verschiedenen Bindungsformen zurückführen lassen. 


l ) The River Irwell. By. I. Corbett, borough engineer of Salford, Manchester, 
Abel Hey wood and Son. Referat: The Surveyor 33, Supl. 15, vom 28. Februar 1908. 
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33 Proz. der Verfahren verwenden Eiaenalaun, und nur 40 Proz. kommen 
ohne Chemikalien aus. Die verbleibenden 60 Proz. der Verfahren sind ent¬ 
weder rein chemisch, oder sie reinigen die Abwässer auf chemischem Wege 
vor and auf biologischem Wege nach. Der Bericht sagt, daß mit allen be¬ 
kannt gewordenen biologischen Verfahren am geeigneten Orte gute Resultate 
erhalten werden könnten. Die Wahl eines Verfahrens hängt in jedem Falle 
lediglich von lokalen Umständen ab. 

Die Reinigung des Regenwassers macht hier wie anderwärts wegen der 
in Frage kommenden großen Mengen besondere Schwierigkeiten. Die direkte 
Einleitung dieses Wassers in die Flüsse erscheint, da es mit dem Schmutze 
der Straßen stark verunreinigt ist, nicht angängig. Ebenso empfiehlt es 
sich nicht, es mit den häuslichen Abwässern zu vermischen, da seine Zu¬ 
sammensetzung anders ist; so ist man auf den Ausweg verfallen, besondere 
umfangreiche Sedimentierungsbecken zur Aufnahme des Regenwassers zu er¬ 
bauen, aus denen es in einem genügend reinen Zustande hervorgebt, um 
unbedenklich in die Vorflut eingelassen zu werden. 

Der zweite der angeführten Berichte läßt auch die Art der ausgeführten 
Untersuchungen erkennen, und die Angaben dieses Berichtes sollen mit den 
an Ort und Stelle gesammelten Erfahrungen ergänzt werden. Der Rein¬ 
heitsgrad der gereinigten Abwässer wird auf chemischem Wege ermittelt, 
bakteriologische und biologische Verfahren, obwohl bekannt, kommen nicht 
in Anwendung. Die Laboratoriumsarbeiten haben die Aufgabe, reproduzier¬ 
bare, zahlenmäßige Angaben über den Reinheitsgrad der Abwässer zu ge¬ 
winnen, die jederzeit von anderer Seite nachgeprüft werden können. Die 
chemischen Nachweise erscheinen daher gegenüber den bakteriologischen 
und biologischen Methoden vorwiegend für den genannten Zweck geeignet. 

Die Methodik der chemischen Untersuchung ist in den einzelnen Ämtern 
ebenso verschieden wie die Anforderungen, die die Ämter an den Reinheits¬ 
grad eines Wassers stellen. In jedem Amte aber haben sich Richtlinien 
(Standards) ausgebildet, nach denen verfahren wird. Die in Manchester an¬ 
gewendeten Verfahren für die Bestimmungen des Chlors, des Ammoniaks, 
des Albuminoidammoniaks, der Nitrate und der Nitrite sind die auch ander¬ 
wärts allgemein üblichen. 

Die Durchsichtigkeit eines Abwassers wird in einem langen Glas¬ 
rohr bestimmt, an dessen Boden sich auf weißem Grunde ein schwarzes 
Fadenkreuz von 2 mm Balkendicke befindet. Die Länge der gerade noch 
durchsichtigen Schicht wird angegeben. 

Die Bestimmung der suspendierten Stoffe geschieht nach dem 
Differenz verfahren. In dem filtrierten und unfiltrierten Wasser werden 
Trockenrückstand und Asche bestimmt, durch Subtraktion der entsprechen¬ 
den Werte gewinnt man die Gesamtmenge der suspendierten Stoffe und 
ihrer Asche, durch Subtraktion der letzten beiden Werte die flüchtigen Be¬ 
standteile derselben. 

Das Aussehen und der Sauerstoff verbrauch spielen zur Beurteilung 
des Reinheitsgrades eines Abwassers die bedeutendste Rolle. In der bereits 
erwähnten Arbeit von A. Bredtschneider und E. Thumm werden die in 
England üblichen mit den in Deutschland angewandten Verfahren zur Be¬ 
stimmung des Sauerstoffsverbrauches eingehend verglichen. Das Flußamt 
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in Manchester sieht jetzt zur Beurteilung hauptsächlich die Vier-Stunden- 
probe (4 hours test) heran, durch die der Sauerstoffverbrauch mittels einer 
schwefelsäurehaltigen Ealiumpermanganatlösung nach einer Re&ktiondauer 
von vier Stunden bei 80° F oder 26,7° C bestimmt wird. Man unter¬ 
scheidet hier Tier Reinheitsgrade: 

1. gut, Verbrauch von weniger als 7,5 mg Sauerstoff für 1 Liter Ab¬ 
wasser; 

2. leidlich, Verbrauch von 7,5 bis 15 mg Sauerstoff für 1 Liter Abwasser; 

3. ungenügend, Verbrauch von 15 bis 22,5 mg Sauerstoff für 1 Liter 
Abwasser; 

4. schlecht, Verbrauch von mehr als 22,5mg Sauerstoff für 1 Liter 
Abwasser. 

Der Bericht, den der Oberinspektor dem Ribble Joint Committee 
erstattet hat, umfaßt das Geschäftsjahr 1906 und 1907 und schließt mit 
dem 31. März 1907. In dem Bericht werden die mit der Reinigung yon 
häuslichen und gewerblichen Abwässern erzielten Erfolge ausgedrückt, indem 
der Reinigungseffekt kurz als good, fair, poor und bad bezeichnet wird. (Be¬ 
züglich der Zahlen selbst vgl. die Tabelle S. 341.) Der Reinheitsgrad ist 
lediglich nach dem Gehalt der Abwässer an Albuminoidammoniak bemessen 
worden. Bei der Aufzählung der einzelnen Reinigungsanlagen werden über 
die benutzten Verfahren kurze Angaben gemacht, sowie über die im ver- 
gangenen Jahre vorgenommenen Verbesserungen und Erweiterungen dieser 
Anlagen. Von den angewandten Verfahren sind ungefähr 40 Proz. che¬ 
mische Niederschlagsverfahren, außer Polarite l ) wird keiner der verwendeten 
chemischen Stoffe darin genannt. Absitzbecken, Faulkammern, Eontakt¬ 
beete, Sprinklerfilter und Aufbringung der Abwässer auf Land werden in 
den verschiedensten Zusammenstellungen verwendet. Nach dem chemischen 
Niederschlagsverfahren folgt gewöhnlich Filtration oder Aufbringung auf 
Land. Die gereinigten Abwässer fließen hauptsächlich dem Ribble, Calder 
und Douglas zu. 

Das West Riding of Yorkshire Rivers Board hat zwei umfang¬ 
reiche Berichte über den Stand der Abwässerbeseitigung in seinem Fluß¬ 
gebiete veröffentlicht, und zwar behandelt der Bericht aus dem Juli 1905 
die Fabrikabwässer und der vom Schlüsse des Jahres 1906 die häuslichen 
Abwässer. 

Der Bericht über die Fabrikabwässer führt die einzelnen Werke 
namentlich an und gibt kurz das Reinigungsverfahren für die Abwässer an. 
Es ist üblich, obwohl hierzu eine gesetzliche Verpflichtung nicht vorliegt, 
die Pläne für die Anlagen zur Reinigung von Fabrikabwässern dem Fluß¬ 
amte vorzulegen, und dieses gibt Fingerzeige für eine sachgemäße Gestal¬ 
tung der Anlagen, ohne damit natürlich eine Verantwortung für den Erfolg 
zu übernehmen. Es ist nicht zu verkennen, daß diese vorsorgende Tätig¬ 
keit des Amtes großen Wert für eine erfolgreiche Bekämpfung von Fluß- 

*) Polarite ist nach Röchling eine braunschwarze, poröse 8ohmelze, be¬ 
stehend aus: Eisenoxyd 53,93, magnetischem Eisenoxyd 19,19, Eisenoxydul 7,25, 
Kalk 1,43, Kieselsäure 15,16, Kohlenstoff 1,80, Wasser 1,44 Proz. (Bericht der von 
der Stadt Ems nach England entsandten Kommission über die vom 8. bis 12. 
Januar 1902 vorgenommene Besichtigung englischer Kläranlagen.) 
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Terunreinigungen hat, aber auch einen großen Aufwand an Zeit und Mühe 
erfordert. 

Dieser mehr statistische Bericht findet eine wertvolle Ergänzung durch 
eine Reihe von Einzelberichten über die Behandlung der wichtigsten Fabrik¬ 
abwässer. In den Einzelberichten werden die Abwässer der Papier-, Leder-, 
Gas- und chemischen Fabriken, der Kohlen- und Wollwäschereien, sowie der 
Brauereien eingehend behandelt. Verfahren zu ihrer Reinigung werden be¬ 
sprochen und deren Ergebnisse mitgeteilt. Die Darstellung wird durch 
Zeichnungen unterstützt. Es ist bemerkenswert, wie hier die Behörde vor¬ 
geht und mittelbar durch Veröffentlichung der Verfahren und der Prüfungs¬ 
ergebnisse die erfolgreiche Reinigung der industriellen Abwässer zu er¬ 
reichen sucht. 

Den häuslichen Abwässern ist der zweite der oben erwähnten 
großen Berichte des West Riding of Yorkshire Rivers Board gewidmet. Für 
jeden Ort des Flußgebietes werden Angaben über den Stand der Bevölke¬ 
rung und über die Ausdehnung des ArealB gemacht. Dann folgen An¬ 
gaben über das steuerpflichtige Einkommen aus Boden- und Gebäudebesitz. 
Die Anleihen, die der Ort behufs Ausführung von Entwässerungs- und Ab¬ 
wässerreinigungsanlagen nach und nach hat aufnehmen müssen, werden ein¬ 
zeln aufgeführt und stellen häufig recht bedeutende Summen dar. Zum 
Schluß werden die Abwässerreinigungsanlagen in jedem Orte beschrieben und 
ihre Betriebserfolge verzeichnet. Die Pläne für Reinigungsanlagen häus¬ 
licher Abwässer der Städte und Ortschaften, die eine Anleihe aufzunehmen 
wünschen, werden dem Local Government Board zur Beurteilung vorgelegt. 
Dieses billigt die Anlage oder versagt die Genehmigung. Aber auch ohne 
Genehmigung des Local Government Board werden derartige Anlagen häufig 
ausgeführt und können, wenn keine Klagen über die Qualität des Abwassers 
laut werden, unbehelligt weiter arbeiten. Der Bericht bringt über jede An¬ 
lage Angaben, ob sie mit oder ohne Genehmigung des Local Government 
Board gebaut worden ist. 

Der Bericht bringt keine Angaben über die Methode, die bei der Unter¬ 
suchung der Abwässer angewandt worden ist, und begnügt sich mit den 
Qualitätsbezeichnungen good, fair, unsatisfactory und bad, die aber ein Ur¬ 
teil über den erreichten Reinheitsgrad der Abwässer nicht zulassen. 

Außer diesen zusammenfassenden Berichten und den Einzelberichten 
läßt die Flußkommission den jährlichen Bericht ihres Oberinspektors über 
die Tätigkeit des Flußamtes für das verflossene Geschäftsjahr herausgeben. 

Der im März 1907 erschienene jährliche Bericht bringt eine Zusammen¬ 
stellung über das Wachstum der Anlagen zur Beseitigung von häuslichen 
Abwässern. Die Zahl derartiger Anlagen hat sich in den letzten zehn Jahren 
nahezu verdoppelt, sie ist von 186 im Jahre 1896/97 im Betriebe befind¬ 
lichen Anlagen auf 331 im Jahre 1906/07 gestiegen. Die bei dem Amte 
vorgebrachten Klagen über schlecht gereinigte Fabrtkabwässer haben trotz 
der erwähnten Anstrengungen nicht ab-, sondern zugenommen. Der Berioht 
sieht aber den Grund für diese Erscheinung nicht in einer Zunahme von 
Fabrikabwässern schlechter Qualität, sondern in einem psychologischen 
Moment: Die Fabrikanten, die zur Errichtung von Reinigungsanlagen ge¬ 
zwungen worden sind, verlangen nun auch solche Reinigungsanlagen bei 
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ihren Konkurrenten und treten mit Klagen an das Amt heran. Die Ein¬ 
leitung von Fabrikabwässern in die städtischen Schleusen und Reinigungs¬ 
anlagen führt häufig zu einer Verschlechterung der Qualität des gereinigten 
Abwassers. Der Bericht mißt die Schuld hieran nicht den Fabrikabwässem 
als solchen bei, sondern sucht sie in den ungenügenden Abmessungen der 
Reinigungsanlagen, die häufig ursprünglich nicht zur Aufnahme von Fabrik¬ 
abwässern gebaut worden sind. Von den 30 gerichtlich entschiedenen 
Fällen betrafen 15 Fälle Gesundheitsbehörden, 14 Fälle Fabrikanten und 
1 Fall eine Privatperson. In weitaus den meisten Fällen (26) wurde ein 
für die Flußkommission günstiges Urteil erwirkt. 

Wenn auch die gesetzlichen Grundlagen und die geschichtliche Ent¬ 
wickelung der Gonservancy Boards von denen der Joint Committees ver¬ 
schieden sind, so sind die Tätigkeit und Arbeitsweise ihrer Flußämter doch 
recht ähnlich. Auch die Conservancy Boards haben zur Ausführung ihrer 
Aufgaben ein Flußamt oder Bureau (staff) aus technisch gebildeten Be¬ 
amten zur Seite und veröffentlichen jährliche Berichte über ihre Tätigkeit 
in bezug auf die Reinhaltung des ihnen unterstellten Flußgebietes. 

Das Thames Conservancy Board 1 ) gibt am Ende des Kalender¬ 
jahres einen Bericht „Über die Resultate der von den Konservatoren der 
Themse für die Reinhaltung des Flusses und seiner Nebenflüsse ausgeübten 
Tätigkeit heraus. Dem Gonservancy Board untersteht das ganze Fluß¬ 
gebiet der Themse, mit Ausnahme der Metropole London, die selbst be¬ 
sondere und selbständige Wohlfahrtseinrichtungen auch für die Reinhaltung 
des Flußwassers besitzt. Der Bericht, der seinen Verfasser nicht nennt, 
aber wahrscheinlich von dem Oberinspektor verfaßt ist, geht von dem River 
Purification Committee aus und ist an das Thames Gonservancy Board ge¬ 
richtet. Er gibt für jeden einzelnen Ort des Flußgebietes die Bevölke¬ 
rungszahl, die Entfernung des Ortes von der Themse, die Anzahl der im 
verflossenen Jahre vorgenommenen Inspektionen und das Ergebnis der In¬ 
spektionen an, d. h. ob eine Verschmutzung des Flusses von einem Orte aus 
stattgefunden hat oder nicht, und ob sie gegebenenfalls verhindert werden 
konnte. Große Wichtigkeit wird dem Umstande beigelegt, ob die Ort¬ 
schaften oberhalb oder unterhalb der Entnahmestellen der Londoner Wasser- 
versorgungsanlagen liegen. Von den acht die Stadt London mit Wasser 
versorgenden Anlagen verwenden nicht weniger als fünf ausschließlich Themse¬ 
wasser, eine sechste nimmt das Wasser teils aus der Themse und teils aus 
dem Lee, eine siebente aus dem New River, und nur eine, die von Kent, aus 
Quellen. Die acht Anlagen, die früher verschiedenen Gesellschaften gehörten 
und Wasser auch von verschiedener Qualität lieferten, sind jetzt in einem 
Metropolitan Water Board vereinigt, das für eine gleichmäßige und sorg¬ 
fältige Filtration der Flußwässer durch Sand sorgt und durch tägliche che¬ 
mische und bakteriologische Prüfung des gereinigten Wassers eine weit¬ 
gehende Kontrolle ausübt. Wie erwähnt, ist das Flußgebiet der Themse in 
acht Distrikte eingeteilt, von denen sechs Distrikte oberhalb der Entnahme¬ 
stelle der Londoner Wasserwerke liegen. In diesen sechs Distrikten wohnen 

*) Thames Conservanoy. River Purification. Statement Shewing the Results 
of the Action taken by the Conaervators of the River Thames for the Purification 
of the River and its Tributaries 1906. 
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über eine Million Menschen, und somit ist wohl die Aufmerksamkeit erklär¬ 
lich, die die Behörden den Entwässerungsanlagen der Ortschaften und 
Fabriken in diesem Landesteile zuwenden. Die Abwässer werden durch¬ 
gehende gereinigt; leider gibt der Bericht über die Art der Reinigung und 
über die bei der Beurteilung der gereinigten Abwässer benutzten Methoden 
nichts an. Er beschränkt sich auf einige kurze Angaben über die ge¬ 
wonnenen Untersuchungsergebnisse. Es geht daraus hervor, daß von 1761 
aus den Abflüssen der Reinigungsanlagen entnommenen Proben 1550 oder 
88 Proz. zufriedenstellend waren, daß sämtliche 227 untersuchte Proben 
Themsewasser einen genügenden Reinheitsgrad besaßen und nur zwölf ans 
Nebenflüssen entnommene Proben schlecht waren. Auch die für die Themse 
eigentümlichen Hausboote und die Vergnügungsdampfer (launches), die für 
die Verunreinigung des Wassers gleichfalls in Frage kommen, wurden streng 
überwacht und sollen zu keinen Beanstandungen ihrer für die Beseitigung 
der Fäkalien und des Küchenwassers getroffenen Einrichtungen Anlaß ge¬ 
geben haben. Bei der umfangreichen Tätigkeit des Flußamtes und bei der 
sachlich gebotenen strengen Handhabung der Beaufsichtigung will die ge¬ 
ringe Zahl von gerichtlich erwirkten Bestrafungen bei Fällen von Flußver¬ 
unreinigung — nur in acht Fällen — klein erscheinen. 

Der Bericht des Lee Conservancy Board 1 ) vom 18. Mai 1906 bringt 
die Entwickelung der Flußkommission vom Jahre 1868 an. Das Amt hat 
die Aufgabe, das Wasser des Lee rein zu halten, schon in dem Lee Conser¬ 
vancy Act, 1868, erhalten. Auch hier waren nicht allgemeine hygienische 
oder ästhetische Rücksichten, die dazu führten, solche Bestimmungen zu 
treffen, maßgebend, sondern lediglich die Sorge um die Trinkwasserversorgung 
der Hauptstadt. Zwei Wassergesellschaften, The New River und East 
London Water Companies, bezogen das Wasser aus dem Niederschlagsgebiet 
des Lee, und das Conservancy Board erhielt nach dem Lee Conservancy 
Act, 1868, jährlich 20000*/# (1000£), für die Flußwasserbeaufsichtigung. 
Die Summe ist später im Lee Conservancy Act, 1890, auf 40000«/# (2000 £) 
erhöht worden. Das kleine Flußgebiet hat nur eine Bevölkerungszahl von 
370000 Seelen. Die Niederlassungen oberhalb der Entnahmestellen der 
Londoner Wasserwerke haben eine Bevölkerungszahl von rund 42000 Seelen. 
Während im Jahre 1872 ein Gesundheitsingenieur mit einem Wasser¬ 
inspektor (Water Bailiff) noch genügte, um die hygienische Kontrolle des Fluß¬ 
gebietes durchzuführen, sind seit 1900 vier Inspektoren mit dieser Aufgabe 
beschäftigt. Einer von diesen Inspektoren hat beständig darauf zu achten, daß 
die Schiffe, die Mist, Gaskalk, Straßenschmutz oder andere gesundheitsschäd¬ 
liche Ladung führen, beim Transport und beim Umladen nichts in den Fluß 
fallen lassen und diese Dinge auf den Lagerplätzen in solcher Entfernung 
vom Flusse gelagert werden, daß die Gefahr der Verschmutzung des Flusses 
ausgeschlossen ist. Die Inspektoren haben täglich Berichte einzureichen, 
und der Ingenieur trägt die laufenden Angelegenheiten in den alle 14 Tage 
stattfindenden Sitzungen dem Conservancy Board vor. Wenn nötig, werden 
dann entsprechende Verfügungen getroffen. Auch die Schleusenwärter sind 

l ) Lee Conservancy. Protection of Water. Report on the Steps taken by 
the Lee Conservancy Board for the Preservation of the Purity of the Water of 
the River Lee and its Tributaries 1906. 
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verpflichtet, auf Verunreinigungen in ihrem Distrikt zu aohten und tote 
Tiere oder andere widerliche Gegenstände aus dem Fluß zu ziehen. Im 
Jahre 1901 ernannte das Conservancy Board eine Spezialkommiasion zur 
Verfolgung von Flußverunreinigungen. Die Spezialkommission kann, wenn 
durch chemische Analyse nachgewiesen ist, daß eine Flußverunreinigung 
vorliegt, selbständig ohne weitere Befragung des ganzen Conservancy Board 
Vorgehen (12. September 1902). Mit der Bildung eines Bureaus für die 
Exekutive und mit der Ermächtigung desselben, selbständig zu verfahren, ist 
ein Flußamt, ähnlich wie in den Joint Committees, geschaffen worden; es geht 
ihm nur die Befugnis ab, die das Mersey und Irwell Joint Committee und 
das West Riding of Yorkshire Rivers Board besitzt, in abgekürzter Weise 
bei Flußverunreinigungen vorzugehen und fremde Gehöfte behufs Probe¬ 
entnahme jederzeit zu betreten. Die Kommission arbeitet daher teils unter 
dem Lee Conservancy Act, 1868 und 1890, teils unter Sekt. 9 und 10 des 
Rivers Pollution Prevention Act, 1876 (21. Mai 1903). Die Probeentnahme 
von den den Flüssen zugehenden Abwässern findet durch die Inspektoren 
statt, sie geben die Proben, mit laufender Nummer und Datum versehen, 
aber ohne Angabe der Entnahmestelle, an den Chemiker ab, der sie unter¬ 
sucht und den Reinheitsgrad bestimmt. In den Jahren 1900 bis 1905 sind 
von den Beamten der Kommission 17195 Inspektionen vorgenommen wor¬ 
den, und der Chemiker hat in diesem Zeitraum 687 Proben zur Untersuchung 
erhalten. Die Ergebnisse der Untersuchungen haben dazu geführt, 41 Mah¬ 
nungen an Lokalbehörden und 61 an Fabrikanten und Grundstücksbesitzer 
wegen Vergehen gegen die Gesetze, betreffend die Verhütung von Fluß Ver¬ 
unreinigungen, zu erlassen. Wegen solcher Vergehen waren 49 gerichtliche 
Vorladungen erforderlich, und der Gesamtbetrag der verhängten Bußen be¬ 
trug 7560 tM (378 £). Nicht weniger wie 449 tote Tiere wurden oberhalb 
der WasserentnahmesteUe und 5631 unterhalb derselben herausgezogen. 
Sie wurden entweder in Gruben verbrannt oder an geeigneten Stellen ver¬ 
scharrt. Neuerdings sollen sie in den Müllverbrennungsöfen verbrannt 
werden. 

Die Erfolge der englischen Maßnahmen gegen die Verunreinigung 
der Flüsse und die Bestrebungen für die Zukunft. 

In einem der vorhergehenden Abschnitte ist die englische Gesetzgebung 
auszugsweise wiedergegeben, die für die Verhütung von Fluß Verunreinigungen 
geschaffen worden ist. Die nachstehende Übersicht führt sie nochmals nach 
dem Inhalt und der Zeit der Entstehung geordnet vor Augen. 

Die wichtigsten Gesetze zur Verhütung von Flußverunreinigungen. 

Allgemeine Gesetze. 

The Rivers Pollution Prevention Act, 1876. 

The Alkali etc. Works Regulation Act, 1881. 

The Alkali etc. Works Regulation Act, 1892. 

The Rivers Pollution Prevention Act, 1893. 

The Rivers Pollution Prevention (Border Councils) Act, 1898. 
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Sondergesetze. 

The Mersey and Irwell Joint Committee Act, 1892. 

The West Riding of Yorkshire Rivers Act, 1894. 

The Thames Conservancy Act, 1894. 

The Lee Conservancy Act, 1900. 

Gesetze zur Regelung der zuständigen Verwaltungsbehörden. 

The Metropolis Management Act, 1855. 

The Local Government Board Act, 1871. 

The Public Health Act, 1872, 1875. 

The Local Government (England and Wales) Act, 1888. 

The Public Health Acts Amendment Act, 1890. 

Parlamentarisch bestätigte Verfügungen des Local 
Government Board. 

The Local Government Board’s Provisional Orders Confirmation Act, 
1891 (betrifft die Kommissionen für Mersey und Irwell und für 
den Ribble). 

The Local Government Board’s Provisional Orders Confirmation Act, 
1393 (betrifft die Kommission in West Riding). 

Regierung und Parlament haben sich bemüht, eine brauchbare Waffe zur 
Bekämpfung der Flußverunreinigungen zu schmieden. Es hat sich aber 
gezeigt, daß diese Waffe vollständig stumpf ist, wenn nicht zu gleicher Zeit 
auch besondere Exekutivbehörden für diesen Zweck geschaffen werden. Die 
Royal Commission on Sewage Disposal 1898 äußert sich hierzu in § 22 ihres 
Interimreports vom Jahre 1902, also 26 Jahre nach dem Inkrafttreten des 
Hauptgesetzes zur Verhütung von Fluß Verunreinigungen, folgendermaßen: 

„Auf Grund der Aussagen, welche wir erhalten haben, auf Grund unserer 
eigenen Beobachtung und auf Grund der Erkundigungen, welche von dem Looal 
Government Board von Schottland für uns gesammelt worden sind, sind wir über¬ 
zeugt , daß das River Pollution Prevention Act vom Jahre 1876 eine allgemeine 
Verbesserung unserer Flüsse nicht bewirkt hat. u 

In dem nächsten Paragraphen führt sie drei Gründe an, die den Miß¬ 
erfolg des Gesetzes verschuldet haben sollen. Diese drei Gründe sind: 1. die 
Abneigung der Behörden, das Gesetz durchzuführen; 2. die Schwierigkeit 
der Durchführung und das umständliche Verfahren und 3, die ungeeigneten 
Grenzen der Distrikte. Es sind das dieselben Gründe, die schon vorher er¬ 
wähnt worden sind, und der letzterwähnte bat schon im Jahre 1888 eine 
weitgehende Berücksichtigung dadurch gefunden, daß nach dem in diesem 
Jahre erlassenen Gesetze die Grafschaftsräte mit der Ausführung des Ge¬ 
setzes vom Jahre 1876 beauftragt wurden und außerdem die Bildung von 
besonderen Wasserkommissionen für ein Flußgebiet ins Auge gefaßt worden 
ist. Die Königliche Kommission empfiehlt daher, für jedes Flußgebiet eine 
derartige Behörde zu schaffen, und dieser Vorschlag steht in Übereinstimmung 
mit den Beschlüssen früherer Königlicher Kommissionen, die eine Erweite¬ 
rung der Aufgaben der Conservancy Boards erstrebten. Neben der Ver¬ 
mehrung der Flußkommissionen empfiehlt sie die Schaffung einer Zentral¬ 
behörde, indem sie in § 31 desselben Berichtes ausführt: 
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„Es ist vielleicht nicht unsere Pflicht, anzugeben, welche Einrichtungen ge¬ 
troffen werden sollen, aber wir sind der Meinung, daß der Schutz unserer Flüsse 
eine Angelegenheit von hoher Bedeutung ist und deshalb die Schaffung einer 
eigenen Kommission oder einer neuen Abteilung des Local Government Board 
rechtfertigt. Diese Kommission soll die höchste Flußbehörde in allen die Flüsse 
und ihre Reinhaltung betreffenden Angelegenheiten sein und soll, wenn sie an¬ 
gerufen worden ist, die Befugnis haben, gerichtlich in allen Fällen vorzugehen, 
in denen die Lokalbehörden bisher versagten.“ 

Auf diese Zentralbehörde kommt auch der dritte*) und vierte 2 ) Bericht 
dieser Königlichen Kommission zurück. Besonders der dritte Bericht geht 
näher auf die Aufgaben und die Zusammensetzung der geplanten Behörde 
ein. Hiernach sollen der Zentralbehörde zwei Aufgaben zufallen. In allen 
Streitigkeiten zwischen Lokalbehörden und Fabrikanten, die von den Fluß¬ 
ämtern nicht geschlichtet werden können, soll sie eine schiedsrichterliche 
Tätigkeit ausüben. Es soll hier eine große Anzahl von Fällen Erledigung 
finden, die bisher von den ordentlichen Gerichtshöfen entschieden worden 
sind oder auch aus Furcht vor den hohen Gerichtskosten keine sachgemäße 
Erledigung gefunden haben. Dieser Teil der Aufgabe der Zentralbehörde 
bezweckt also eine Verbilligung des Rechtsweges. Der zweite Teil der Auf¬ 
gabe ist technisch-wissenschaftlicher Natur. Es soll hier eine Zentrale für 
alle Fragen der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung geschaffen 
werden. Zu diesem Behufe soll ein Laboratorium eingerichtet werden. Mau 
rechnet dabei mit folgendem Beamtenapparat: 

1. einem Verwaltungsbeamten als Vorstand; 

2. einem Bakteriologen mit besonderen Kenntnissen in der Bakterio¬ 
logie der Abwässer, gewerblicher Abwässer und des Reinwassers für Wasser¬ 
versorgung; 

3. einem Chemiker mit gleichen Spezialkenntnissen in der Chemie; 

4. einem Ingenieur mit besonderen Kenntnissen in Geologie und Wasser¬ 
versorgung. 

Ein später erschienener Interimsreport hierzu weist der Zentralbehörde, 
hier mit Supreme Rivers Authority bezeichnet, als neue Aufgabe den Schutz 
der Wasserversorgungsanlagen zu und will als fünften Beamten einen Epi¬ 
demiologen anstellen. Der im September 1908 erschienene fünfte Bericht, 
5 01 Report of the Royal Commission on Sewage Disposal 1908, dieser König¬ 
lichen Kommission geht (auf S. 235) noch einmal auf die Schaffung einer 
Zentralbehörde ein und führt hierzu aus: 

Um eine sparsame und wirksame Erledigung der den Lokal- und anderen 
Behörden in bezug auf die Verhütung von Fluß Verunreinigungen übertragenen 
Aufgaben zu gewährleisten, müssen die gesetzlichen Vorkehrungen einen elastischen, 
anpassungsfähigen Charakter besitzen. Denn die Bedingungen der einzelnen Fälle 
sind so verschieden, daß nach Ansicht der Kommission mit starren Gesetzen und 
ihrer üblichen Handhabung in den Gerichtshöfen hierin nichts Ersprießliches ge¬ 
leistet werden kann. Die Kommission empfiehlt vielmehr, die Kontrolle dieser 
Angelegenheit in erster Instanz den lokalen Flußkommissionen und in zweiter und 
letzter Instanz einer neu zu schaffenden Zentralbehörde zu überlassen. 

Die Vorschläge der Königlichen Kommission haben im Lande allent¬ 
halben Anklang gefunden. 

l ) 3. Report of Royal Commission on Sewage Disposal 1903, Vol. I. 

*) 4. Report of Royal Commission on Sewage Disposal 1904, Vol. I. 
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In einer Sitzung des Royal Sanitary Institute 1 ) berichtet Sir William 
Ramsay noch genauer über diese Pläne. Die Zahl der Flußämter soll auf 
15 gebracht werden, und in ihnen sollen außer den Behörden auch Fabri¬ 
kanten vertreten sein. Die neu zu schaffende Zentralbehörde soll fortgesetzt 
über die Chemie und Bakteriologie der Abwässer und des Reinwassers 
arbeiten, da hier manche Gebiete noch vollständig unbekannt seien. Dann 
soll zu den Aufgaben der Zentralbehörde gehören die Beaufsichtigung der 
Flußkommissionen und die schiedsrichterliche Tätigkeit in zweiter Instanz. 
Ferner soll die Zentralbehörde die Regierung bei der Schaffung von neuen 
Flußämtern beraten und ihr einen Plan für die Wasserversorgung des 
ganzen Landes ausarbeiten. Der letzte Punkt beansprucht ein besonderes 
Interesse. Mit der Zunahme der Dichtigkeit der Bevölkerung gehen Hand 
in Hand einerseits die Anforderungen, die an die Lieferung von Reinwasser 
gestellt werden, andererseits bei der zunehmenden Verseuchung des Bodens 
und der Flüsse die Schwierigkeit seiner Beschaffung. Da das Nieder- 
schlagsgebiet durch die natürlichen Grenzen gegeben und die Niederschlags¬ 
menge bekannt ist, so will man nach einem einheitlichen Gesichtspunkte 
hin die Verteilung des Wassers regeln. Auch mit dieser Frage hat sich 
das Royal Sanitary Institute 2 ) beschäftigt. In einer Sitzung des Instituts 
wurde von M. Huch. P. Raikles vorgeschlagen, England und Wales in 
sechs Kreise einzuteilen und in jedem eine Flußkommission einzurichten, 
welche die Wasserversorgung und Abwässerentfernung einheitlich zu regeln 
hat. Diese radikale Neugestaltung der Dinge jedoch dürfte in England 
wenig Anhänger finden. Dagegen scheint die Errichtung von neuen Fluß¬ 
kommisionen, eine für jedes wichtigere Flußgebiet, und die Einrichtung 
einer Zentralbehörde, die eine Abteilung des Local Government Board sein 
kann, nur eine Frage der Zeit zu sein. Der zuständige Minister John 
Bums hat sich 1907 sohon einer Deputation 3 ) gegenüber im zustimmen- 
den Sinne geäußert. 

Bemerkenswert und diesen Bestrebungen gemeinsam ist, daß man in 
England nicht nach Änderung der die Verhütung von Flußverunreinigungen 
betreffenden Gesetzgebung ruft, sondern mit den bestehenden Gesetzen 
auszukommen glaubt. Wenn auch die Erfolge in manchen Teilen des 
Landes nicht zufriedenstellend sind, so schiebt man dies nicht auf die 
mangelhafte Gesetzgebung, sondern auf die mangelhaften Einrichtungen 
zur Durchführung der Gesetzgebung und hofft, durch Vermehrung und 
Verbesserung der Einrichtungen mit der Zeit, wenn auch nicht einen 
Idealzustand, so doch einen erträglichen der Ästhetik und der Hygiene 
gleich genügenden Zustand der Gewässer zu erreichen. 

l ) The Burveyor 33, 241 (1908). 

*) Ebend. 33, 447, 470 (1908). 

■) Ebend. 32, 497 (1907). 
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Der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege wird vom 
13. bis 16. September in Elberfeld tagen. 

Tagesordnung (soweit z. Z. bekannt): 

I. Die Einrichtung einfacher Krankenhäuser für leicht und chronisch 
Kranke. 

Beferent: Prof. Dr. Grober, dirig. Arzt des Krankenhauses in Essen. 

II. Die hygienische Verbesserung alter Stadtteile. 

Referent: Stadtbaurat Voss in Elberfeld. 

III. Die Überwachung des NahrangsmittelTerkehrs. 

Referent: Geheimer Medizinalrat Dr. Abel in ^Berlin. 

IT. Nene Erfahrungen Aber die Behandlung and Beseitigung der ge¬ 
werblichen Abwässer. 

Referenten: Bauinspektor Dr. Schiele in Berlin. 

Geheimer Regierungsrat Prof. Dr. König in Münster. 

T. Aufgaben und Ziele der Bassenhygiene. 

Referent: Dr. Alfred Ploetz in München. 
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Arbeiten aus dem Kaiser! Gesundheitsamte. Bände XXX bis 
XXXin. Berlin, Julius Springer. Januar 1909 bis Februar 1910. 

Band XXX. 

Beiträge zur Chemie des Essigs mit besonderer Berücksichtigung 
seiner Untersuchungsverfahren. Yon Johannes Brode und Wil¬ 
helm Lange. 

Unter den allgemeinen Vorbemerkungen wird auf die Ermittelung über 
die Abstammung des Essigs hingewiesen, welche durch besondere chemische 
Reaktionen kaum erkannt werden kann und sich im allgemeinen nur durch 
die quantitative Bestimmung der enthaltenen Stoffe feststellen läßt. Für 
die Bestimmung des Glycerins wird das Jodid verfahren mit dem Bemerken 
empfohlen, daß die erforderlichen Reagenzien sehr kostspielig sind. Für die 
Feststellung der Extraktmengen wurde an dem für die Weinuntersuchung 
vorgeschriebenen Verfahren nichts geändert. Die Oxalsäure wurde titri- 
metrisch bestimmt. 

Über die Bestimmung des Fettes im Fleisch haben Emil Bauer und 
Hermann Barschall Untersuchungen mit dem Ergebnis gemacht, daß die 
Aufschließung des Fleisches mit Schwefelsäure als völlig gleichwertig mit 
der Verdauungsmethode angesehen werden darf und ihre Anwendung sich 
deshalb zur Bestimmung des Fettes im Fleisch empfiehlt 

Für die Bestimmung des Zuckers im Fleisch empfiehlt Emil 
Bauer die spektralanalytische Methode vor dem Reduktionsverfahren, weil 
man damit immer sicherer arbeitet. Nur darf man nicht außer acht lassen, 
daß man mittels der Spektralanalyse nicht Traubenzucker allein, sondern 
sämtliche Kohlehydrate bestimmt. 

Es folgen Arbeiten von Karl Beck über den Gehalt von Schwefelsäure 
in der Luft von Akkumulatorenräumen, von Fulda über die Absorption 
des Schwefeldioxyds in Wasser, von Pfyl über natriumsuperoxydhaltige 
Waschmittel. 

Die sehr eingehenden Untersuchungen staubbindender Fußbodenöle, ihre 
Zusammensetzung, Eigenschaften und Verwendbarkeit in Buchdruckereien 
und Schriftgießereien von R. Heise kommen am Schlüsse zu sehr wichtigen 
Ergebnissen für die Praxis auf Grund der Prüfung von 31 Arten, welche in 
zwei Gruppen geschieden werden, die wasserunlöslichen, die unmittelbar auf 
den Fußboden aufgetragen werden, und die sogenannten wasserlöslichen öle, 
die vor dem Gebrauche mit Wasser zu vermischen sind, und nur in fünf 
Proben zur Prüfung Vorlagen, welche, wegen geringer Erfahrungen über ihre 
praktische Brauchbarkeit im Buchdruckereigewerbe, nicht untersucht wurden. 

Die Ergebnisse über die Verwendbarkeit der in Wasser unlöslichen 
Fußbodenöle auf den verschiedenartigen Fußböden, Holz, Stein, Fliesen, 

VierteljAhrstohrift für Gesundheitspflege, 1910. 23 
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Linoleum usw., die damit verbundenen Unzuträglichkeiten und deren Ver¬ 
wendung finden sich S. 175 und 176 eingehend erörtert. 

Es folgen maßanalytische Bestimmung von Ameisensäure und ihrer 
„Salze“ von Plüddemann, sowie eine Arbeit von Auerbach und Werner 
über den Verlust von Formaldehyd bei der Desinfektion mit Autan. Die 
Untersucher schließen mit dem Satz: 

„Um der amtlichen DesinfektionsanWeisung zu genügen, dürfte die Des¬ 
infektion mit Aut an höchstens für jeweils halb so große Räume angewandt 
werden, wie auf den jetzigen Packungen angegeben ist. Desinfektionen mit 
nicht normalem Reaktionsverlauf müßten wiederholt werden.“ 

Das zweite Heft bringt sehr umfangreiche weitere Untersuchungen 
über das Wesen und die Bekämpfung der Schweinepest mit besonderer Be¬ 
rücksichtigung der Bakteriologie der Hogeholera- (Paratyphus B) Gruppe 
sowie ihres Vorkommens in der Außenwelt von Uhlenhuth, Hübener, 
Xylander und Bobtz im Anschluß an eine im Bande XXVH der Arbeiten 
aus dem Kaiserlichen Gesundheitsamte veröffentlichten Arbeit. 

Die Einzelheiten nachzulesen muß den Interessenten überlassen bleiben, 
da hier nur herausgerissene Sätze wiedergegeben werden könnten, die leicht 
irrtümliche Schlüsse herbeiführen. Besonders hingewiesen sei aber auf den 
Abschnitt VI, welcher die im Handel käuflichen Immunsera gegen die 
Schweinebazilleninfektion behandelt 

Das zweite Heft bringt ferner einen Beitrag zur Frage der Verbreitung 
der Bazillen der Paratyphusgruppe von Rimpau, welcher am Schlüsse sagt: 
Eine völlige Klärung der Ursache dieser gelegentlichen vorübergehen¬ 
den Paratyphusausscheidungen (von denen in der Abhandlung mehrere Be¬ 
obachtungen mitgeteilt sind) und der Bedeutung derartiger Ausscheider für 
die Verbreitung des Paratyphus und der Fleischvergiftung könne erst ein 
reicheres Material von gleichen Beobachtungen erbringen. 

Übrigens enthält Band XXX eine Anzahl interessanter kürzerer Arbeiten, 
unter denen auf die Mitteilungen über einige experimentelle Krebs¬ 
forschungen von Uhlenhuth und Weidanz, über Anaphylaxie mit Eiweiß 
tierischer Linsen von Andrejew, auf letztere Arbeit hauptsächlich auch des¬ 
wegen hingewiesen wird, um daran die Bitte zu knüpfen, daß man sich doch 
allgemein verständliche Ausdrücke einzuführen bemühen möge* 
Ein auf diesem Gebiete sehr heimischer Kollege konnte den Be¬ 
griff der Anaphylaxia nicht einwandfrei klar machen. Und 
Klarheit der Bezeichnungen ist doch für das Verständnis drin¬ 
gend erf orderlich, um so mehr, als die reale Vorbildung mehr und 
mehr vordringt. 

Erwähnenswert sind noch die epidemiologischen Beobachtungen bei der 
Typhusbekämpfung im Südwesten des Reiches, über das Vorkommen von 
Paratyphusbazillen im Wasser, Typhusinfektion durch Abortgrubeninhalt 

Band XXXI 

ist zurzeit noch nicht vollständig erschienen, enthält den amtlichen Bericht 
über die Erforschung der Schlafkrankheit in Ostafrika 1906/07 von Robert 
Koch und seinen Mitarbeitern, den Professoren Dr.M. Beck und Dr.F. Kleine, 
im ersten Heft. 
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Aas dieser hochinteressanten Arbeit einen auszugsweisen Bericht zu 
liefern, erscheint nicht angemessen, weil jede Einzelheit dazu zu bedeutend 
ist. Ich werde deshalb nur auf einzelne Punkte, gewissermaßen Marksteine, 
in dem Gange der Forschungsreise aufmerksam machen. 

Die Einleitung aus Robert Kochs Feder ffihrt uns den geschichtlichen 
Gang der Erforschung von den ersten Beobachtungen durch Winterbottum 
an der Hand von Lennin, sowie die Ansichten des Dr. Moffat um 1896 
und die Mitteilungen der Dr. A. R. und J. H. Cook in Mungo, die Ent¬ 
deckung des Trypanosoma durch Dr. Bruce und Dr. Castellani 1902 und 
1903 in dem lapidaren Stil des Verfassers vor. Koch schildert dann den 
Verlauf der Expedition, welche zunächst die Glossina palpalis, den Zwischen¬ 
wirt des Trypanosoma gambiense kennen zu lernen suchte und zu dem Zwecke 
sich einige Zeit des Monats Juni in Amani aufhielt, sich aber schon am 
12. Juni in das Sondergebiet der Schlafkrankheit nach Muanza am Südwest- 
ende des Viktoria-Nyansa begab. Hier und an anderen Orten am See und 
in dessen Umgebung wurden die grundlegenden Untersuchungen über die 
Glossina palpalis, ihre Lebensweise und ihre Lebensbedingungen, besonders 
eingehend über das Vorkommen und die Verbreitung der Fliege auf der 
Halbinsel Buninga angestellt. Sehr ergiebig waren die Ermittelungen in 
Kisiba. Der Weg der Expedition ist auf Tafel II angegeben. 

In den Beitragen zur Ätiologie der Schlafkrankheit S. 16 ff. behandelt 
Koch zuerst das Trypanosoma gambiense und weist darauf hin, daß man im 
Blut der Kranken nur wenige Trypanosomen findet, während sie zahlreich 
in den Drüsen, besonders des Halses angetroffen werden; sie Yerschwinden 
auch zeitweise aus dem Blute, um nach einiger Zeit wieder aufzutreten. 

Von den zahlreich untersuchten Tieren werden besonders ältere Kroko¬ 
dile und Schildkröten durch den Stich der Glossinen infiziert. Wie schon 
bekannt, ist das wirksamste Mittel zur Heilung der Schlafkrankheit das 
Atoxyl, welches in nicht zu alten Krankheitsfällen oft sehr schnellen Er¬ 
folg hat. 

Leider war es unmöglich Obduktionen zu machen, da die Eingeborenen 
dagegen nachdrücklichen Widerstand leisteten und sich der weiteren Be¬ 
obachtung und Behandlung entzogen haben würden, falls eine Autopsie 
dennoch stattgefunden hätte. 

Es sei ferner hingewiesen auf die Sondererörterungen über das Trypano¬ 
soma gambiense I, S. 16 ff. und über Glossina palpalis n, S. 30 ff., welche aus¬ 
schließlich an den Ufern des Viktoria Nyansa angetroffen wird. Die vier Try¬ 
panosomatypen hat Koch S. 23 ff. beschrieben und auf den Tafeln III und IV 
die mikroskopischen Bilder zum Vergleich gegeben. Hier wie in dem ganzen 
Bande finden sich zahlreiche, sehr gute photographische Aufnahmen. Endlich 
sei noch auf die AbholzungSYersuche hingewiesen. 

Prof. M. Beck beschreibt die Erkennungszeichen der Schlafkrankheit 
im allgemeinen, weist auf die Wichtigkeit der Untersuchung der Halsdrüsen 
bei allen Eingeborenen hin, welche sich im verseuchten Gebiete befinden 
oder befunden haben, und setzt die Art der Ermittelung Yon Trypanosomen 
auseinander, bespricht die von der englischen Ermittelungskommission für 
die Diagnose besonders betonte Lumbalpunktion, welche selten versagt, aber 
von der deutschen Kommission selten angewandt worden ist. 

23* 
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Eingehend erörtert Beck die Blutuntersuchungen und gibt für dieselben 
S. 67 Vorschriften. Schließlich erwähnt er auch die von den Engländern 
hervorgehobene Autoagglutination der roten Blutkörperchen, die die deutsche 
Kommission ebenfalls, namentlich bei Schwerkranken wahrgenommen hat 

Dann folgen klinische Beiträge zur Schlafkrankheit, auf welche hier, wie 
auf die Behandlung der Krankheit nicht weiter eingegangen werden kann; 
es wird nur nochmals darauf hingewiesen, daß sich daB Atoxyd den übrigen 
Mitteln überlegen erwiesen hat. 

Die von Koch vorgeschlagenen allgemeinen Maßregeln zur Tilgung der 
Schlafkrankheit bestehen in der Atoxylbehandlung der Kranken, welche 
durch die Tilgung der Trypanosomen im Blute auch die Ansteckung durch 
Übertragung herabsetzt. Die Kranken müssen aber, abgesehen von sehr 
vereinzelten Ausnahmen, in Lagern vereinigt werden, damit die Behandlung 
überwacht werden kann. Weiter ist die Abholzung der von Glossinen belebten 
Wälder und die Tilgung der von Glossinen zur Blutsaugung erkorenen 
Tiere am Viktoria Nyansa, also der Krokodile notwendig. 

Allen, die sich auch nur aus allgemeinen Gründen für die Kultur des 
schwarzen Erdteiles interessieren, sei das Studium des Berichtes mit seinen 
übersichtlichen Karten und bildlichen Darstellungen auf das wärmste empfohlen. 

Band XXXII. 

Der Aufsatz über die Verpuffungs- und Verbrennungsprodukte von 
Zelluloid von Dr. B. Pfyl und Dr. Paul Rasenak kommt auf Grund der 
angestellten Untersuchungen zu folgenden hier auszugsweise angeführten 
Ergebnissen: 

1. Bei Ausschluß von Luft bestehen die Verpuffungsdämpfe von Zellu¬ 
loid aus folgenden giftigen oder erstickenden Stoffen: Kohlenoxyd, Kohlen¬ 
dioxyd, Stickoxyd, Blausäure, Acrolein, Campher, unter denen quantitativ 
Kohlenoxyd und Stickoxyd vorherrschen. 

2. Beim Verpuffen von Zelluloid unter Luftzutritt enthalten die Ver¬ 
puffungsdämpfe an Stelle von Stickoxyd Stickstoffdioxyd oder Stickstoff¬ 
tetroxyd. 

Die wahrscheinlichen Produkte im Absatz 2, sowie die Ergebnisse zu 
3 und 4 interessieren hier nicht. 

Die nun folgenden Berichte über die biologischen Untersuchungen 
des Rheins, sowie die Untersuchungen zur Kenntnis der gebundenen schwefligen 
Säure müssen an Ort und Stelle eingesehen werden; das gleiche gilt von den 
Untersuchungen über den Gehalt der Handelsgelatine an schwefliger Säure. 
Wieweit die erzielten Ergebnisse Bedeutung für die praktische öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege haben, muß die Zukunft lehren. 

Die Untersuchungen über Antiformin, ein bakterienauflösendes Des¬ 
infektionsmittel, von Dr. Uhlenhuth und Dr. Xylander sind mit großer 
Sorgfalt angestellt und haben zu wichtigen Ergebnissen für die öffent¬ 
liche Gesundheitspflege geführt. 

Nachdem der Begriff Antiformin nach Herstellung und Zusammensetzung 
erläutert und mitgeteilt ist, welchen Desinfektionszwecken das Mittel dienen 
8oU, und inwieweit es nach den bisherigen Untersuchungen diese Zwecke 
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erfüllt, folgen die von den Verfassern vorgenommenen Prüfungen nach den 
verschiedensten Richtungen der Wirkungsweise des Antiformins auf anorga¬ 
nische und organische Substanzen, auf Auswurf, Kotballen und auf ver¬ 
schiedene Bakterienarten. Seine Brauchbarkeit für die mikroskopische 
Untersuchung auf Tuberkelbazillen im Sputum (Antiformin - Anreicherungs¬ 
methode) wurde geprüft und nach dem erzielten Ergebnis die Anwendung 
für den klinischen Nachweis der Tuberkelbazillen in Vorschlag gebracht. 
Ohne auf die Einzelheiten der sehr gründlichen und interessanten Unter¬ 
suchungen einzugehen, führe ich nur den Schlußsatz auszugsweise an: Es 
ergibt sich, daß das Antiformin ein beachtenswertes Präparat darstellt, 
das wegen seiner vielseitigen Eigenschaften für die verschiedensten Zwecke 
der Praxis geeignet erscheint, so namentlich im Gärungsgewerbe, zur Auf¬ 
lösung von Keratin und Chitinsubstanzen, zur Zerstörung bakterieller und 
tierischer Gifte (Ruhr, Paratyphus Gärtner, Diphtherie, Tetanus und 
Schlangengift), zur Desinfektion von Auswurf aller Art, von Kot, Urin, Eiter 
Abwässern, Badewasser usw. (S. 215, vgl. auch die Abbildungen auf Tafel 1). 

Für den Nachweis von Stärkesirup in den Fruchtsäften hat Dr. Fi ehe 
S.220 ein neues Verfahren angegeben, dessen Zuverlässigkeit in der Praxis 
abzuwarten bleibt. 

Die Beiträge zur Photographie der Blutspektren unter Berücksichtigung 
der Toxikologie der Ameisensäure von Dr. E. Rost, Dr. Fr. Franz und 
Dr. R. Heise sind eine umfangreiche wertvolle Arbeit mit sieben Tafeln, 
welche die Ergebnisse der Arbeit an zahlreichen Beispielen zur klaren An¬ 
schauung bringen. 

Am Schluß ihrer Arbeit sprechen sich die Verfasser dahin aus, daß die 
Photographie des Blutspektrums selbst unter Anwendung einfacher Hilfs¬ 
mittel in einer Weise ausgeführt werden kann, daß die erhaltenen Bilder die 
im Spektroskop gesehenen Spektra nach der Lage und der Art der Begren¬ 
zung der Streifen richtig wiedergeben. Die Photogramme erscheinen so 
durchgebildet, daß sie ohne weiteres geeignet sind, die bisher übliche Zeich¬ 
nung der Spektra zu ersetzen usw. 

Die Ergebnisse der amtlichen Weinstatistik Berichtsjahr 
1907/08 erscheinen mir, wie schon wiederholt bemerkt, für die 
Mehrzahl der Leser, wenn sich solche überhaupt dafür finden, 
ohne Belang. Immerhin geben sie mit einem Umfang von 254 Seiten 
ein schönes Füllmaterial für einen Jahrgang. 

Den Schluß dieses 32. Bandes bilden zwei Arbeiten von Dr. Troms- 
dorff über biologische Eiweißdifferenzierung bei Ratten und Mäusen und 
über intravenöse Impfungen mit Menschen- und Rindertuberkelbazillen bei 
MäuBen. 

Band XXXm. 

Die Untersuchungen von Haematococcus pluvialis nebst Bemerkungen 
über andere Flagellaten von Dr. Eduard Reichenow sind durch das Auf¬ 
treten des Haematococcus in den auszementierten Teichen auf dem Gelände 
des Kaiserlichen Gesundheitsamtes veranlaßt worden. Nach einleitenden 
Sätzen über die Gewinnung und die Entwickelung geht Verfasser auf die 
allgemeine Morphologie des Flagellaten über, bespricht die Arbeit Wollen- 
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webers und kommt am Schlüsse dieses Teiles auf das Hämatochrom und 
Volutin, welche in den Abschnitten II und III auf Grund sorgfältiger Unter¬ 
suchungen genau beschrieben und besprochen werden. Zeichnungen im Text 
und zwei Tafeln mit farbigen Darstellungen erläutern die ganze Arbeit. 

Dr. Manteufel in Groß-Lichterfelde faßt das Ergebnis seiner Studien 
über Trypanosomiasis der Ratten mit Berücksichtigung der Übertragung 
unter natürlichen Verhältnissen und der Immunität am Schlüsse, S. 76 bis 77, 
in 19 Sätzen zusammen, die hier nicht wiedergegeben werden können. In 
einem Nachtrage, S. 79 bis 83, werden die inzwischen über dasselbe Thema 
erschienenen Arbeiten beurteilt. 

Dr. Paul Andrejew kommt auf Grund seiner Versuche über „Das 
Verhalten von Normal- und Immunagglutininen bei Absorption und Filtration 
und beim Erhitzen mit besonderer Berücksichtigung der Rotzagglutinine u 
im ersten Teile zu keinem bestimmten Ergebnis über die Wertigkeit der 
Rotzagglutinine. Der Schlußsatz lautet: 

„Insbesondere läßt sich aus unseren Versuchen keine Methode ableiten, 
um relativ hochwertige Normal- und relativ geringwertige Rotzsera zu 
differenzieren.“ 

Auch die Versuche mit Typhus-, Paratyphus- und Ruhragglutininen, 
S. 107, führen nicht zu bestimmten, für die Praxis wertvollen Ergebnissen. 

Die Übertragung der Trichinen auf das Schwein hat Dr. Ströse studiert, 
dazu angeregt durch die Angaben des Stadttierarztes Höyberg in Frederiks- 
borg, welcher leicht und häufig Darmtrichinen im Körper eines zweiten Wirtes 
zur Weiterentwickelung gebracht haben will. Ströse teilt nun das Vor¬ 
kommen der Trichinen bei Schweinen und bei Ratten prozentualisch mit, 
widerlegt einige Angaben Höybergs, führt dann seine eigenen Versuche 
an und spricht sich S. 124 dahin aus: 

Daß die Ratten keineswegs die von Stäubli angenommene hohe Empfind¬ 
lichkeit gegenüber der Invasion von Darmtrichinen besitzen — die Auf¬ 
nahme von nicht weniger als 6000 entwickelungsfähigen Trichinenlarven 
an einem Tage wurde von einer Ratte gut vertragen —, und daß deshalb 
für die Ansicht von Stäubli, die Ratten seien für die Generationserhaltung 
der Trichinen ohne praktische Bedeutung, die Prämisse fehlt. 

Auch bei Mäusen sind Trichinen gefunden. 

Zur wirksamen Bekämpfung der Trichinose auch beim Menschen sei 
daher die Vertilgung von Ratten und Mäusen in allen Gehöften geboten, 
in welchen die Infektion von Schweinen durch Trichinen nachgewiesen 
worden ist. 

Über den Einfluß des Stickstoffs auf die Haltbarkeit des Fleisches nebst 
Beiträgen zur Bakteriologie der Fleischfäulnis kommen Lange und Poppe 
zu folgenden Schlußsätzen: 

1. Die Aufbewahrung von Fleisch in der Stickstoffatmosphäre übt keinen 
Einfluß auf seine Haltbarkeit aus. 

2. Die Fäulnis von Fleisch in der Stickstoffatmosphäre unterscheidet 
sich von der gewöhnlichen Fleischfäulnis duroh das völlige Fehlen von freiem 
Ammoniak. 

Satz 3 behandelt Widerlegung angeblicher Befunde von benannten Bak¬ 
terien durch andere Forscher. 
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Es folgen dann Beiträge zur Frage des Wachstums und der quanti- 
tativen Bestimmung von Bakterien an der Oberfläche von Nährböden. 

Uhlenhuth und Mulzer ist es gelungen, eine positive Übertragung 
{I. Passage) vom syphilitisch erkrankten Hoden eines Kaninchens bei einem 
zweiten Kaninchen zu erzielen. Sie hoffen auf weitere Erfolge. 

Für die Qewerbehygiene sind die umfangreichen Untersuchungen: „Zur 
Kenntnis der bleihaltigen Glasuren und deren Bleiabgabe an saure Flüssig* 
keiten u von Karl Beck, Löwe und Stegmüller von Bedeutung. Die 
auf S. 248 bis 249 mitgeteilten Schlußergebnisse lassen sich in Kürze nioht 
wiedergeben; sie stehen auch bezüglich der stark gebrannten Töpfergefäße 
einstweilen noch nicht fest. 

„Auffallend hoch sowie stark voneinander abweichend sind die seitens 
der zu schwach gebrannten Geschirre abgegebenen Bleimengen, so daß im 
Interesse der menschlichen Gesundheit diese Geschirre unter allen Umständen 
vom Verkehr femgehalten werden müßten M usw. 

Zwick und Weichei kommen bei ihren Untersuchungen „Zur Frage 
des Vorkommens von sogenannten Fleischvergiftungserregern in Pökelfleisch¬ 
waren u zu den Ergebnissen, daß 

1. die von Mühlens, Dann und Fürst unter Vorbehalt abgeleitete 
Folgerung, daß Bakterien vom Enteritis-Typus I (Flügge) und vom Enteritis- 
Typus II (Gärtner) auch in anscheinend normalen Fleischarten, namentlich 
in ungekochtem Schweinefleisch und Gänsepökelfleisch Vorkommen, durch 
ihre Untersuchungen keine Bestätigung gefunden hat. 

Pos. 2 und 3 handeln von Mäuseuntersuchungen. 

Ich kann für den Satz 1 die Bemerkung nicht unterdrücken, 
daß es wissenschaftlich wertvoller und für die Praxis vorteilhafter 
wäre, wenn so zweifelhafte Untersuchungsergebnisse wie die 
dort erwähnten der drei genannten Untersucher erst nach Sicher¬ 
stellung veröffentlicht würden. Wir leiden an einer Prioritäts¬ 
jagd! 

In dem zweiten Hefte dieses Bandes sind noch die Untersuchungen über 
die Desinfektion infizierten Düngers durch geeignete Packung von Hans 
Bohtz und die Nachuntersuchungen bei Personen, die vor Jahren Typhus 
durchgemacht haben, von Dr. Brückner für die Praxis von Bedeutung. 
Ob es möglich sein wird, im Zeitalter des Verkehrs mit seinen unberechen¬ 
baren Zwischenfällen den Schutz anderer Personen vor Ansteokung durch 
Bazillenträger zu erreichen, wird die Zeit lehren. Vorläufig ist der Zweifel 
um so berechtigter, als bisher nicht aufgeklärt ist, warum die Bazillenträger 
hier die Ansteckung herbeiführen, dort nicht. 

Im dritten Schlußheft folgen zwei Berichte über die Ergebnisse der 
siebenten biologischen Untersuchung des Rheins von Basel bis unterhalb Koblenz. 

Dr. E. Haller hat die Erhöhung der Desinfektionskraft der Phenole 
durch Zusatz von Säuren (Phenostal, Kresoloxalsäure) untersucht, die chemi¬ 
sche Zusammensetzung und das chemische Verhalten dieser Präparate geprüft 
und schließlich die Erhöhung ihrer Wirkung durch Zusatz von Säuren, ins¬ 
besondere von Oxalsäure festgestellt. In dieser Beziehung kommt Haller 
zu dem Ergebnis, daß die Wirkung des Phenols und der drei Kresole durch 
Zusatz von Säure zum Teil erheblich verstärkt wird (was für Karbolsäure 
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schon seit Jahrzehnten bekannt war). Die Reihenfolge des Einflusses der 
einzelnen Säuren wird angegegeben und unter Ziffer 7, S. 515, die Desinfektions¬ 
kraft der Schwefelsäure besonders hervorgehoben. 

Die Untersuchungen über Kälberruhr dürften unsere Leser wenig 1 
interessieren, ihre Besprechung bleibt deshalb tierärztlichen und landwirt¬ 
schaftlichen Blättern überlassen. 

Es folgt eine kurze Mitteilung über Rattenflöhe aus Deutsch-Ostafrika, 
die für die Verbreitung der Pest von Ratte zu Ratte bedeutungsvoll sind 
und damit für die Einschleppung der Seuche von Indien nach Ostafrika 
durch den Schiffsverkehr verantwortlich gemacht werden. 

In dem „Beitrag zur Fettbestimmung in Nahrungsmitteln“ bespricht 
Polenske zunächst die bisherigen Verfahren, erklärt die Soxhletsche 
Extraktionsmethode in seinem Extraktionsapparat für nicht so vorteilhaft, 
wie vielfach angenommen wurde, obgleich die Methode unter gewissen Vor¬ 
aussetzungen schnell zum Ziele führe, aber in anderen Fällen sich für die 
Praxis unbrauchbar erwiesen habe: 

Das bisherige Ausschüttelungsverfahren übertreffe die Soxhletsche 
Methode in mehreren Beziehungen, namentlich, wenn man das für Milch- 
und Käsebestimmungen schon seit langer Zeit gebräuchliche Äthergemisch 
auch auf Pflanzen Stoffe an wende. 

Unter Nr. 3 schildert Verfasser dann ein neues Ausschüttelungsverfahren, 
das in Kürze nicht wiedergegeben werden kann. Dann wird das neue Aus- 
schüttelungsverfahren von Baur u. Barschall beschrieben, an Parallelver¬ 
suchen vorgeführt und kritisiert. 

„Über den Einfluß der Normal- und Immunsera auf die Phagozytose“ 
hat F. Neufeld auf Grund wiederholter Prüfungen eingehende Betrachtungen 
veröffentlicht. Von der ersten Mitteilung Metschnikoffs über die Hefe¬ 
krankheit der Daphnien ausgehend wendet er sich der ferneren Entwickelung 
der Phagozytosentheorie durch Denys und seine Schüler zu, erörtert in geist¬ 
voller Weise die sich darauf stützenden Ansichten der einzelnen Autoren 
über die Vernichtung der gesundheitsschädlichen Bakterien durch sich im 
menschlichen Körper selbst entwickelnde Gegengifte oder durch die Ein¬ 
wirkung von Sens und sagt zum Schluß: 

„Es wäre eine durchaus voreilige Annahme, daß alle antibakterielle 
Immunität, soweit sie nicht durch die bakteriziden Ambozeptoren bedingt 
ist, auf Phagozytose zurückzuführen sein müßte.“ 

Ferner wird darauf hingewiesen, daß erst weitere Forschung zur Klärung 
der Ansichten über die natürliche und über die erworbene Immunität führen 
werde. 

„Über elektive Choleranährböden, insbesondere den Dieudonnöschen 
Agar“, haben Neufeld und Woithe Untersuchungen mitgeteilt, die ergeben 
haben, daß sich durch Zusatz von Kalilauge zu Peptonwasser ein für Cholera 
elektiver Nährboden gewinnen läßt, und daß durch die stärkere Alkalisierung 
infolge Zurückdrängung der Kolibazillen eine bessere Anreicherung an Cholera¬ 
vibrionen erzielt werden kann. 

Den Schluß dieses Bandes bildet der „Nachweis der Typhusbazillen im 
Blute durch Anreicherung in Wasser“ von E. Gildemeister. M. P. 
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Lehrbuch für Heilgehilfen und Masseure, Krankenpfleger 
und Bademeister. Im amtlichen Aufträge verfaßt von weiL Dr. 
Eaimund Granier, Geheimer Medizinalrat, Königlicher Kreisarzt. 
Sechste Auflage, durchgesehen von Oberstabsarzt &.D. Dr. £. Hüttig, 
Königl. Kreisarzt. Mit 80 Abbildungen. Richard Schoetz, Berlin, 
Wilhelmstr. 10, 1909. 

Im 39. Bande dieser Zeitschrift S. 838 hat das Granier sehe Lehrbuch 
durch E. Roth eine eingehende Besprechung erfahren, welcher nur hinzu¬ 
zufügen ist, daß der Verfasser inzwischen verstorben ist. Die schon vor 
seinem Ableben erforderlich gewordene sechste Auflage, von Hüttig durch¬ 
gesehen, enthält ein getreues Bild Graniers. M. P. 


Statistische Übersichten der Bevölkerung^- und Medizinal¬ 
statistik in graphischer Darstellung. Nach den Original- 
arbeiten der Ausstellung: „Volkskrankheiten und ihre Bekämpfung“ 
zu Dresden. Herausgegeben und der internationalen Hygiene-Aus¬ 
stellung 1911 gewidmet von K. A. Lingner. 

Tabelle V und VI. Der zeitliche Verlauf der Sterblichkeit 
an Tuberkulose in den europäischen Staaten. Vom 

Beginn der statistischen Aufzeichnungen an bearbeitet von Dr. med. 
E. Roesle. Mit tabellarischer Übersicht über die städtischen sozial¬ 
hygienischen Einrichtungen zur Bekämpfung der Tuberkulose. Berlin 
1909. Deutscher Verlag für Volks Wohlfahrt. 

Die sehr übersichtlichen und deshalb lehrreichen Tafeln seien allen Be¬ 
teiligten warm empfohlen. M. P. 


Dienstanweisung für die Kreisärzte. Nebst einem Anhänge, ent¬ 
haltend Formulare und eine Auswahl von Gesetzen, Verordnungen 
und Ministerialerlassen. Berlin 1909. Verlagsbuchhandlung von 
Richard Schoetz, Wilhelmstraße 10. X u. 227 S. Preis brosch. 
3,75 Jt, geb. 4,75 JC. 

Die Dienstanweisung für die preußischen Kreisärzte vom 23. März 1901 
ist in neuer, durch inzwischen in Kraft getretene Gesetze und dazu ergangene 
anderweite Vorschriften erforderlich gewordene Auflage am 1. September 1909 
erschienen. Die äußere Form, die Einteilung und die Fassung sind nicht 
verändert. Inhaltlich haben wesentliche Ergänzungen und Verbesserungen 
stattgefunden, auf die hier kurz hingewiesen wird. 

Die Vornahme von Untersuchungen (§ 37) ist erläutert worden. Die 
An- und Abmeldung der Schiffsärzte und deren Begutachtung ist dem Kreis¬ 
arzt in § 45 übertragen. Die Vorschriften über die Ausstellung der Zeug¬ 
nisse für Apothekergehilfen und Lehrlinge, §§ 50 und 51, sind geändert, die 
Prüfungsvorschriften für Gifthändler neu hinzugekommen. Die Erweiterung 
der Tätigkeit der Kreisärzte im Hebammenwesen sei erwähnt. 

Abschnitt XVII: Desinfektoren und Leichenbeschauer ist erweitert, ebenso 
Abschnitt XX über die Prüfung von Wasserversorgungsanlagen und XXI 
über den Verkehr mit Nahrungsmitteln. 
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Besonders zu beachten sind die neuen, den inzwischen in Kraft ge¬ 
tretenen Gesetzen und den gemachten Erfahrungen entsprechenden Anwei¬ 
sungen zu Abschnitt XXII über Verhütung und Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten, sowie über Schulhygiene (Abschnitt XXVI), über Säuglings- 
fürsorge (§ 98 a), Krankenfürsorge, zu welcher die Krüppelfürsorge gekommen 
ist, Mineralquellenschutz (§ 108). Kurz die Befugnisse der Kreisärzte sind 
zeit- und sachgemäß vermehrt worden. Hoffentlich ist die Zeit nicht mehr 
fern, in welcher volle Besoldung für alle Kreisärzte eintritt. 

Die Ausstattung des Buches entspricht den Gepflogenheiten der Verlags¬ 
finna. M. P. 


. Atlas und Lehrbuch der Hygiene mit besonderer Berück¬ 
sichtigung der Städtehygiene. Unter Mitwirkung von 
Architekt C. Ebert-München, Obermedizinalrat Prof. Dr. R. Edel¬ 
mann-Dresden, Prof. Dr. Ph. Forchheimer-Graz, Prof. Dr. 
H. Hammerl-Graz, I. Stadtbaumeister E. Hennig-Dresden, See¬ 
sanitätsarzt Dr. M. Kaiser-Triest, Oberingenieur A. Kleinschroth- 
München, Oberingenieur R. Klos8-Graz, Stadtbauinspektor Dr.-Ing. 
H. Küster-Breslau, Prof. Dr.A. Lode-Innsbruck, Prof. E. v. Mecen- 
seffy-München, Stadtrat H. Metzger-Bromberg, Prof. Dr. P. Th. 
Müller-Graz, Prof.Dr. Th. Pfeiffer-Graz, Prof. Dr. W. Prausnitz- 
Graz, Diplom-Ingenieur H. Recknagel-München, Ingenieur H. Still- 
krauth-München, Baurat Adalbert G. Stradal-Wien, Privatdozent 
Dr. A. Wittek-Graz herausgegeben von Prof. Dr. W. Prausnitz, 
Vorstand des hygienischen Instituts der Universität Graz. München 
1909, J. F. Lehmann. Preis 28 Jft . 45 Bogen Text mit 818 Ab¬ 

bildungen, darunter 4 farbige Tafeln. 

In dem Vorwort bezeichnet Prausnitz als den Zweck des Werkes, 
Technikern, Hygienikern, sowie allen Interessenten in übersichtlichem Inhalt 
und ansprechender Form die Kenntnis hygienischer Forderungen bei allen 
Anlagen zu erleichtern, welche dem Wohle der Menschen im Gebiete der 
privaten und öffentlichen Gesundheitspflege dienen. 

In 24 von Sondersachverständigen verfaßten Abhandlungen, durch meist 
vorzügliche Abbildungen ausgestattet, sind die einzelnen Gebiete bearbeitet. 
In den ersten 5 Aufsätzen werden die Bauordnungen, Straßen, Plätze, Hoch¬ 
bauten, Baustoffe und Baugefüge, kurz die Wohnplätze im allgemeinen, in 
Nr. 6 und 7 einzelne Zweckbauten, Familienhäuser - Kolonien, Gartenstädte, 
Arbeiterwohnungen besprochen. Es folgen die öffentlichen und privaten 
Anlagen und Einrichtungen zur Hebung der gesundheitsgemäßen Wohnungs¬ 
bedingungen, wie Wasserversorgung, Lüftung und Heizung, Beleuchtung usw., 
auch die aus neuester Zeit stammenden Entstaubungsgeräte sind nicht vergessen. 

Dann werden öffentliche Einrichtungen, Schulbauten, Krankenhäuser, 
Tuberkuloseheilstätten, Erholungsstätten, Baracken, Rettungswesen und 
Krankentransport, Desinfektion, Best&ttungsanlagen, Schlacht- und Viehhöfe, 
Markthallen behandelt. 

Es darf erwähnt werden, daß das gesamte Wohnungswesen im allgemeinen 
wie im einzelnen mit großer Liebe behandelt ist, namentlich sei auf die 
Arbeiterwohnungen hingewiesen. 
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Aub der Gewerbegesundheitspflege hätten wir gern die Wohlfahrtsein- 
richtungen, Schlachthäuser, Kantinen und deren Einrichtung und die An¬ 
lagen zur Rauchbeseitigung oder Verhütung, sowie der schädlichen Gasarten 
berücksichtigt gesehen. 

Zwei Kapitel sind noch besonders eingehend behandelt, die Fürsorge 
für Kranke und Gebrechliche yon dem Rettungs- und Transportwesen bis 
zur Anlage und Einrichtung der Krankenhäuser und Heilstätten, doch ver¬ 
mint man Rekonvaleszentenhäuser. Das Bestattungswesen in der Erde und 
durch Einäscherung hat Aufnahme gefunden. 

Am Schlüsse jedes Abschnittes findet sich ein Verzeichnis der benutzten 
Literatur. Ein alphabetisches Verzeichnis am Ende des Werkes entspricht 
einem Bedürfnis und wird von jedermann, den diese Angelegenheiten 
angehen, mit Vergnügen und Befriedigung benutzt werden. Die Ausstattung 
ist tadellos. M. P. 


Hermann: Grundlagen für das Verständnis krankhafter 
Seelenzustände (psychopathischer Minderwertigkeiten) 
beim Kinde, in 30 Vorlesungen. Für die Zwecke der Heil¬ 
pädagogik, Jugendgerichte und Fürsorgeerziehung. Heft 67 der 
Beiträge für Kinderforschung und Heilerziehung. Langensalza, Her¬ 
mann Beyer & Söhne, 1910. 

Es ist ein vortreffliches Buch, das, dem Lehrerstande in Verehrung ge¬ 
widmet, den Lehrer, Richter, den mit der Jugenderziehung betrauten Geist¬ 
lichen und nicht in letzter Reihe auch den Arzt in kurzer, leicht faßlicher 
und flüssiger Form in das Verständnis gesunder und krankhafter Seelen¬ 
zustände einführt. Der Verfasser stützt sich dabei hauptsächlich auf die 
Lehren der neuen Psychologie, wie sie von Wundt begonnen und von 
Ziehen, Wernicke und Flechsig den anatomischen Tatsachen entsprechend 
umgestaltet und so in eine für die Gegenwart gültige Form gebracht ist. 
Für die Einteilung der Geisteskrankheiten verbindet er Kräpelins Meister¬ 
schaft, wenige, scharf umschriebene Krankheitsgruppen zu schaffen, mit 
Ziehens psychologischem Scharfsinn, sie in mannigfache, wohl gekennzeich¬ 
nete Einzelbilder aufzulösen. 

Wir ersehen zunächst aus einer schönen, dem bekannten Flechsig- 
schenUrbilde ähnlichen Abbildung, daß das mittlere Drittel der Hirnoberfläche 
den peripheren Funktionen der Empfindungen und Bewegungsvorstellungen 
dient, während das vordere und hintere Drittel den höheren intrapsychischen 
Vorgängen der Ideenassoziation Vorbehalten zu sein scheint. Im Anschluß 
an zwei weitere, klare Übersichtsbilder wird uns dann der innere, physiolo¬ 
gische Parallelvorgang unseres Seelenlebens erläutert, welcher einer Empfin¬ 
dung, dem durch sie ausgelösten und im Wettstreit der Ideenassoziationen 
siegenden und zur Ausführung strebenden Gedanken und seiner motorischen 
Innervation, d. h. der Bewegungsleitung, dient. Wir lernen, daß es im Ge¬ 
hirn nicht anatomisch und physiologisch verschiedene Zentren für getrennte 
Seelenvermögen gibt, wie dies die alte Psychologie Galls lehrte, und daß sich 
auch kein besonderes, den anderen übergeordnetes, dem Willen oder der Apper¬ 
zeption dienendes Zentrum, wie es noch Wundt annimmt, anatomisch nach- 
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weisen läßt, daß sich vielmehr durch ein solches, für die Auffassung, das Urteil 
und den Schluß bestimmtes und die anderen Zentren gewissermaßen regieren¬ 
des Zentrum die intrapsychischen Vorgänge erklären lassen. Die Tatsache 
der Ideenassoziation an sich genügt, um den Sieg der einen, zur Ausführung 
kommenden Vorstellung über die anderen, mit ihr in Wettbewerb tretenden 
zu erklären. Die einzelnen Vorstellungen wurden einst nach dem Prinzip 
der Gleichzeitigkeit und Ähnlichkeit im Seelenleben aufgenommen und dort 
als Erinnerungen niedergelegt. Die Allgemeinvorstellung oder der Begriff 
der Rose ließ beispielsweise gleichzeitig in der Sehsphäre das Erinnerungs¬ 
bild ihrer roten oder sonstigen Farbe, in der Riechsphäre das ihrqs Geruches, 
in der Fühlsphäre das der Weichheit ihrer Blätter zurück. Dazu hörte das 
Kind, als es die erste Rose sah, von einem anderen das Wort „Rose“ sprechen, 
das als Wortklangbild zurückblieb, und als das Kind es nachsprach, behielt 
es in dem zweiten, der Sprache dienenden Zentrum, dem motorischen, die 
entsprechende WortbewegungsVorstellung. Hierzu gesellten sich noch im 
späteren Leben gleichartige Erinnerungsbilder im Lese- und im Schreib¬ 
zentrum. Wie der Begriff „Rose“ sind auch alle anderen Begriffe nicht an 
eine dem einzelnen Begriffe dienende Zelle, sondern mit ihren Partial¬ 
vorstellungen an diese verschiedenen Zentren geknüpft. Welche Vorstellung 
im Wettstreit der Ideenassoziationen siegt, welches Urteil und welcher Schluß 
bei einer Überlegung zustande kommt, richtet sich nach verschiedenen Um¬ 
ständen, insbesondere nach der durch häufigere Übung mehr oder minder 
großen Ausgeschliffenheit der Assoziationsbahnen und dem Umstande, ob der 
augenblickliche Seelenzustand, die Konstellation, gerade einer Vorstellung 
mit stark positiver oder negativer Gefühlsbetonung zugänglich ist, sowie 
danach, ob die innere Aufmerksamkeit gerade auf eine bestimmte Vorstellung 
gerichtet ist oder, wie man es auch ausdrückt, diese Vorstellung im Blick¬ 
feld des Bewußtseins ist. Im Anschluß hieran wird die freie Willensbestim¬ 
mung theoretisch verneint, während sie für die praktische Verwendung zu- 
gelassen wird. 

In einem zweiten, größeren Abschnitte schildert der Verfasser dann die 
Geistesstörungen der Kinder. Zunächst den degenerativen Charakter im 
allgemeinen, dann die einzelnen Krankheitsbilder, von denen hier besonders 
die des nervösen, hysterischen, degenerativ verschrobenen, phantastisch de¬ 
generierten schwachsinnigen Kindes und die erworbenen Seelenstörungen 
der Hebephrenie, Dementia praecox, des Alkoholismus, der Epilepsie und 
des Erschöpfungsirreseins wegen ihrer ausführlichen Behandlung hervor¬ 
gehoben seien. 

Das Buch sei den oben erwähnten Berufen zur Anschaffung bestens 
empfohlen. (A. Ehrhardt-Carlshof.) 


Die Bakteriologie des täglichen Lebens. In 18 gemeinver- 
verständlichen Vorträgen. Von Prof. Dr. Heinrich Jäger, General¬ 
oberarzt a. D. Hamburg und Leipzig, L. Voss, 1909. 

Das Buch soll dem gebildeten Laien die führenden Grundlinien in den 
Fragen der öffentlichen und privaten Gesundheitspflege in die Hand geben 
in der Kenntnis der Bakterien und Pilze. Entstanden ist es durch eine 
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Reihe von Vorträgen, die Verfasser an der Universität und an Volkshoch- 
schnlkursen gehalten hat. Es muß auch für den Fachmann ein Vergnügen 
gewesen sein, ihm damals zuzuhören. So viele populäre Bücher über Bak¬ 
teriologie und bakteriologische Fragen wir auch besitzen, es verdient in erster 
Linie vor den anderen empfohlen zu werden. Nicht nur zeichnet es sich 
durch seinen Umfang (620 Seiten) vor den anderen aus, der zu einem tieferen 
Eindringen unbedingt nötig ist; die Art der Darstellung in ihrer Gründlich¬ 
keit und Vollständigkeit mit ihren humorvoll eingeflochtenen Versen ist eine 
ganz vorzügliche. Die Infektionskrankheiten kommen zu ihrem vollen 
Rechte, und die Ratschläge beim Ausbruch einer Infektionskrankheit im 
Hause sind besonders lesenswert. Im Anschluß daran ist das ganze Gebiet 
der Hygiene besprochen, soweit sie mit den Bakterien zu tun hat; Brunnen, 
Filtration, Ozonisierung, Rieselfelder, Oxydationskörper, Milch, bis zu den 
modernen Staubsaugern. Und da den Bakteriologen von manchen Seiten 
der Vorwurf gemacht wird, daß sie in den Bakterien nur Krankheitserreger 
sehen, ist der praktischen Verwertung eingehend gedacht, und die Knöllchen¬ 
bakterien fehlen ebensowenig wie Met, Kwass und Negerbier. Den Kopf 
und den Schluß jedes Abschnittes schmückt eine Vignette, aus stilisierten 
Bakterien zusammengesetzt — Kunstwerke der Natur und des Laboratoriums. 
Wir wünschen dem Buche, daß es besonders bei den Frauen reichen Erfolg 
haben und ihr Handeln in hygienischen Dingen mit bestimmen möge. 

(K i 8 s k a 11 • Berlin.) 


Ingenieur E. Meitzer: Die Bedeutung des Typus der Hospital¬ 
bauten im Kampfe mit den Infektionskrankheiten. 

Mit einem Vorwort von Prof. Dr. med. D. Sokoloff. St. Petersburg, 
L. Ricker, 1909. 

In einer sehr lesenswerten Vorrede kommt Prof. Sokoloff zu dem 
Schluß, daß die bisher in Gebrauch stehenden Bautypen für Infektionskranke 
durchaus ungenügend sind und gründliche Reformen erfordern. 

Sehen wir nun zu, inwiefern die von Meitzer empfohlenen Bautypen 
dieser Forderung entsprechen: Eigentlich ist es nur ein einziger Bautypus. 
Meitzers Projekt zeigt eine einstöckige zu ebener Erde gelegene Bauanlage. 
Die Umfassungswände sind massiv hergestellt gedacht und in einzelne 
Pfeiler aufgelöst, zwischen denen große Fensterflächen angebracht sind. Das 
Innere des Gebäudes, in viele kleine Teile geteilt, enthält nur dünne, großen¬ 
teils mit Verglasung versehene Wände. Jede Achse zeigt von der Umfassungs¬ 
wand aus gerechnet und hintereinander angeordnet einen kleinen Vorraum, 
einen Empfangsraum, ein Isolierzimmer, eine sogenannte Schleuse. Dieselbe 
Anordnung wiederholt sich von der entgegengesetzten Umfassungswand aus. 
In der Mitte des Gebäudes bildet sich ein langgestreckter, in mehrere Teile 
geteilter korridorartiger Raum für das Personal. An den beiden schmalen 
Seiten sind kleine Räume für das Büfett, für transportable Wannen, für 
Wäsche, für Personalklosetts usw. projektiert. Jeder Kranke betritt das 
Haus bzw. den für ihn bestimmten Raum direkt von außen her durch den 
Empfangsraum. Die Bedienung des unter Beobachtung befindlichen Kranken 
erfolgt vom Innern des Gebäudes aus. Alle Räume des Hauses mit Ausnahme 
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des an der Außenwand gelegenen Vorraumes erhalten ihr Tageslicht indirekt 
durch mehrere Glasabschlüsse. Namentlich die Krankenräume selbst sind 
sehr ungenügend erhellt. Auch eine natürliche, ausreichende Lüftung durch 
die Fenster ist unmöglich. 

Das Projekt müßte also noch ganz wesentliche Verbesserungen erfahren, 
ehe es zur Ausführung empfohlen werden kann. Vorläufig mag es als ein 
Beleg dafür gelten, wie schwer es ist, dem von Prof. Sokoloff in der 
Vorrede gezeichneten Ideal Gestalt zu verleihen. 

Immerhin kann aber die Lektüre des Meitzer sehen Buches allen denen, 
die an der Weiterentwickelung des Krankenhausbaues arbeiten, empfohlen 
werden. (Boethke, Regierungsbaumeister a. D.-Berlin.) 


Salut! senectutis. Die Bedeutung der menschlichen Lebens¬ 
dauer im modernen Staate. Eine sozial-statistische Unter¬ 
suchung von Alfred von Lindheim. Leipzig und Wien, Franz 
Deuticke, 1909. 

Der Verfasser, dem wir schon eine ausgezeichnete sozial-statistische 
Untersuchung über den Zusammenhang körperlicher und geistiger Entwicke¬ 
lung in den ersten zwanzig Lebensjahren des Menschen verdanken, ver¬ 
sucht in seinem neuesten Werke den Beweis zu liefern, daß der moderne 
Staat ein ganz hervorragendes Interesse daran hat, die allgemeine Lebens¬ 
dauer zu erhöhen und die Kräfte der Lebenden zu erhalten, damit diese 
Lebenden, welche gerade in ihrem späteren Alter einen unschätzbaren Reich- 
tum kostbarer Erfahrungen repräsentieren, ihre Kräfte im Interesse des 
Staates und der Gesellschaft bo lange als möglich verwerten und der ganzen 
Generation ein Beispiel des Fleißes und der Weisheit zu geben vermögen. 
„Daran hat der Staat ein finanzielles, aber auch ein hervorragend ethisches 
Interesse. Ihm kann es keineswegs gleichgültig sein, ob sorgsam auf¬ 
gespeicherte Kräfte frühzeitig zugrunde gehen, und er hat die Verpflichtung, 
in ein Studium der Frage einzutreten, durch welche Mittel der Gesetzgebung, 
der Hygiene und der Moral es möglich ist, die Kräfte der älteren Menschen 
zu stärken und durch weise und richtige Verwertung dem öffentlichen 
Dienste zu erhaltend Während Hufeland in seiner berühmten „Makro¬ 
biotik tf dem einzelnen Menschen die Kunst weist, das Leben zu verlängern, 
faßt v. Lindheim darüber hinaus den wirtschaftlichen Wert des Menschen¬ 
lebens für die Gesamtheit ins Auge, und er schenkt uns eine glänzende 
Widerlegung aller derjenigen Theorien, die das menschliche Dasein als ein 
überflüssiges und elendes darstellen. Um seine Aufgabe von allen Seiten 
aus zu lösen, hat Verfasser sich der Mitwirkung verschiedener Fachgelehrter 
bedient; seine Mitarbeiter (Prof. Dr. Eckstein, Dr. Max Nordau, Dr. Kem¬ 
merich, Dr. Prinzing, Prof. Silbergleit, Geheimrat Prof. Dr. Biedert, 
Dr. Zeitlin, Prof. Dr. Westergaard, Reg.-Rath Dr. Raths) beleuchten in 
Form von Gutachten die Frage sowohl von naturwissenschaftlicher und 
medizinischer, wie von verwaltungs- und finanzwissenschaftlicher und endlich 
auch von versicherungstechnischer Seite. Dabei ist das Werk aber etwa 
nicht ein Sammelwerk verschiedener Autoren, die Gutachten dienen dem 
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Verfasser nur zur Unterstützung seiner eigenen Behauptungen, und es ist 
auf diese Weise ein einzig dastehendes Werk geschaffen worden, das eine 
zuverlässige Grundlage für die Verwaltung und Gesetzgebung darstellt, die 
Bedeutung der menschlichen Lebensdauer im modernen Staate ausführlich 
erörtert und daran eine Reihe von Forderungen an den Staat und die Ge¬ 
sellschaft knüpft. Nachdem im ersten Kapitel die Lebensdauer der Tiere 
und Pflanzen erörtert ist, wird dann die Sterblichkeit und Lebensdauer 
des Menschen in der Vergangenheit untersucht, an verschiedenen Beispielen 
gezeigt, wie gering der Wert des Lebens in der Vergangenheit war. Hoch¬ 
interessant sind hierbei die Gutachten über die Lebensdauer und die Todes¬ 


ursachen innerhalb der deutschen Kaiser- und Königsfamilien (Kemmerich) 
und über die Sterblichkeit in der bürgerlichen Bevölkerung Deutschlands 
seit den Zeiten der Karolinger (Prinzing). Es geht hieraus hervor, daß 
die Sterblichkeit Deutschlands im steten Rückgänge begriffen ist, daß gerade 
in Industriestädten die Säuglingssterblichkeit und auch die außereheliche 
Geburtshäufigkeit merklich abnimmt, und daß es grundfalsch ist, von einer 
Entartung der Arbeiterbevölkerung zu sprechen. Von gleichem Werte ist 
die Enquete, die Verfasser über die Lebensbedingungen von 705 Personen 
mit einem Durchschnittsalter von 85 l / s Jahren veranstaltet hat; hier ergibt 
sich, daß etwa 80 Proz. der Befragten an der Mutterbrust ernährt worden 
sind, daß fast alle Alkohol und Tabak genossen haben — das erstere Genuß- 
mittel auch die Frauen — und noch genießen, daß der größte Teil, etwa 
85 Proz., verheiratet und sehr lange, durchschnittlich bis zum 68. Jahre, be¬ 
rufstätig gewesen ist, und daß der Aufenthalt in der Stadt oder auf dem 
Lande eine untergeordnete Bedeutung hat. Nachdem die Bedingungen fest¬ 
gestellt sind, welche es Männern und Frauen aller Bevölkerungsklassen heute 
möglich machen, ein hohes Alter zu erreichen, wird im IV. Kapitel unter¬ 
sucht, welcher Wert eine lange Lebensdauer für den einzelnen Menschen 
und auch für den Staat habe. Aus den nun folgenden Gutachten Prof. 
Westergaards und Raths scheint hervorzugehen, daß die Sterblichkeit im 
Ruhestande befindlicher Personen im allgemeinen eine bedeutend höhere ist, 
als diejenige berufstätiger Personen, woraus der Schluß gezogen wird, daß 
das Ideal einer Sozialpolitik im Ausbau aller jener Einrichtungen liegt, 
welche geeignet sind, die Arbeitskraft bis zu der in der Natur des mensch¬ 
lichen Organismus liegenden äußersten Grenze schonend zu erhalten. Zum 
Schluß stellt Verfasser an den Staat und an die Gesellschaft Forderungen, 
um die menschliche Lebensdauer nutzbringend zu erhöhen, vor allem aus¬ 
gedehnten SäuglingsBchutz und Mutterschutz und Ausbau der Arbeiter¬ 
versicherung nach deutschem Muster. 

Im Rahmen eines Referates ist es unmöglich, den Inhalt des Buches auch 
nur annähernd genau wiederzugeben, vor allem näher auf die beweisenden 
Statistiken einzugehen. Die hohe Aufgabe, die sich v. Lindheim gestellt 
hat, ist ihm außerordentlich geglückt, sein Werk reiht sich dem Besten an, 
was die deutsche Literatur besitzt, und kann nur auf das angelegentlichste 


zum Studium und Lesen empfohlen werden. 


(M u g d a n - Berlin.) 
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P. Uhlenhuth und 0. Weidanz: Praktische Anleitung zur 
Ausführung des biologischen Eiweißdiffterenzierungs- 
verfahrens mit besonderer Berücksichtigung der foren¬ 
sischen Blut- und Fleischuntersuchung, sowie der Ge¬ 
winnung präzipitierender Sera. Jena, Gustav Fischer, 1909. 

Bei der großen Bedeutung, die das Uhlenhuthsche biologische Eiweiß¬ 
differenzierungsverfahren heutzutage nicht nur für die Immunitätswissenschaft, 
sondern auch für forensische Zwecke gewonnen hat, ist das vorliegende 
Werk geradezu ein Bedürfnis gewesen, faßt es doch zum erstenmal die zahl¬ 
reichen in der Literatur zerstreuten oder höchstens in Form gesammelter 
Originalaufsätze erschienenen Arbeiten über dieses wichtige Gebiet in einheit¬ 
licher monographischer Form zusammen. 

Besonders dem Sachverständigen, der die so verantwortungsvollen foren¬ 
sischen Blut- und Fleischuntersuchungen auszuführen hat, wird dieses Werk 
willkommen sein, da es gerade den Fragen und Bedürfnissen der Praxis 
gerecht wird. Eine reiche Fülle persönlicher Erfahrungen und praktischer 
Winke ist hier zusammengetragen und in überaus klarer Form dargestellt. 
Außer der Präzipitinmethode findet auch die Neisser-Sachssche Kom¬ 
plementbindungsmethode eingehende Würdigung, was besonders Fachleuten, 
die sich ihrer zur Ergänzung der Präzipitinmethode bedienen wollen, von 
Wichtigkeit sein dürfte, kommen doch tatsächlich auch in der Praxis Fälle 
vor, in denen diese Ergänzung willkommen sein kann. 

Das Werk gliedert sich in drei Abschnitte, von denen der erste die 
Technik und Methodik des biologischen Verfahrens für Unterscheidung ver¬ 
schiedener Blutarten, der zweite die Technik und Methodik des biologischen 
Verfahrens für den Nachweis verschiedener Fleischarten (Pferdefleisch usw.), 
der dritte die Technik und Methodik der Serumgewinnung umfaßt. Den 
beiden ersten Abschnitten sind zahlreiche forensische Gutachten beigegeben. 

Das ausführliche Literaturverzeichnis erhöht den Wert des Werkes, das 
nicht nur dem Immunitätsforscher, sondern auch dem Zoologen, Botaniker 
und Physiologen willkommen, dem gerichtlichen Gutachter, dem Nahrungs- 
mittelchemiker, Tierarzt usw. bald unentbehrlich sein wird und das ge¬ 
eignet ist, den Juristen in ein Gebiet einzuführen, dessen Kenntnis für ihn 
als Untersuchungsrichter oder Staatsanwalt unerläßlich ist. 

(K. Altmann-Frankfurt a. M.) 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITYOF MICHIGAN 



Neu erschienene Schriften. 


369 


Neu erschienene Schriften über öffentliche 
Gesundheitspflege. 

(125. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

Amtsarzt, Der. Zeitschrift für öffentliches Gesundheitswesen. Offizielles Organ 
des Reichs verbandes österr. Amtsärzte, redigiert von Drs. Polizei-Bezirksarzt 
M. Landesmann, Impfanst-Direktor Gust. Paul, Bezirksarzt J. Schaff ran. 
Red.: Dr. G. Paul. 2. Jahrgang 1910. 12 Nrn. (Nr. 1, 48 8.) gr.-8°. Wien, 
F. Deuticke. Bar 10 JL. 

Arbeiten aus dem kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des kaiserl. Gesundheitsamtes.) 33. Bd. 2. Heft. (S. 203 bis 452 mit 4 Taf.) 
Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1910. 12,40 Jt. — Die Abnehmer der Veröffent¬ 
lichungen des kaiserl. Gesundheitsamtes erhalten die Arbeiten zu einem um 
20 Proz. ermäßigten Preise. 

Archiv für Stadthygiene. Amtliche Mitteilungen städtischer Behörden. Heraus¬ 
gegeben von Drs. Clem. Dörr und Hans Lungwitz. Red.: Dr. Hans 
Lungwitz. Jahrgang 1910. 12 Hefte. (l.Heft IV., 46S.) gr.-8 # . Berlin, 
Adlerverlag. Vierteljährlich 2^0A; einzelne Hefte 1 A. 

Gesundheit*- und Wohlfahrtspflege, Die, der Stadt Zürich. Von den städtischen 
Behörden der 34. Versammlung des deutschen Vereins für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege, Zürich 1909, dargebotene Festschrift. Im Aufträge des Ortsaus¬ 
schusses redigiert von Stadtrat Dr. F. Erismann. (VIII, 524 S. mit Abbil¬ 
dungen, zum Teil farbigen Tafeln und 5 [4 farbigen] Karten.) gr.-8°. Zürich, 
Rascher Sc Co., 1909. Geb. in Leinwand 6A 

Hygiene (LO Revue Mensuelle. Ulustree. No. 1. 4to. sd. Goupil. net 2/. 

Reeueil des actes officiels documents et travaux du conseil supörieur d’hygiene 
publique de France, T. XXXVIII, assainissement des communes, hygiöne ä bord 
des navires, etc., fig., in-8°, 10 fr. J. B. Baiilrere et Als. 

Vierteljahrssclirift für öffentliche Gesundheitspflege. 41. Bd. 4. Heft. 2 Hälften. 
Braunschweig, Friedr. Vieweg Sc Sohn. 11 Ji. 

Zentralblatt für Bakteriologie, Parasitenkunde und Infektionskrankheiten. I. Ab¬ 
teilung: Medizinisch - hygienische Bakteriologie und tierische Parasitenkunde. 
Herausgegeben von Drs. Prof. 0. Uhlworm und Reg.-Rat A. Weber. Refe¬ 
rate. 44. Bd. Beilage. Originalbericht über die dritte Tagung der freien 
Vereinigung für Mikrobiologie in Wien vom 3. bis 5. Juni 1909. (155 S.) gr.-8°. 
Jena, G. Fischer, 1909. 4 Jt. 

Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten. 63. Bd. 3. Heft. Leipzig, 
Veit Sc Co. 7 Ji. — Dieselbe, 64. Bd. 1. und 2. Heft. Ebenda. 16 A 

Zeitschrift für Krebsforschung. 8. Bd. 2. Heft. Berlin, Hirschwald. 8 JC- 

2. Statistik und Jahresberichte. 

Goring (Charles) Inheritance of the Diatheses of Phthisis and Insanity. 
A Statistical Study based upon the family history of 1,500 Criminals. 
(Draper’s Company Research Memoirs in National Deterioration 5.) 4to. sd. 
Dulau. net 3/. 

Viertelj&hrsBchrift fttr Gesundheitspflege, 1910. 24 
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Government of India Publications. Sanftary Report, Madras, 1908. 1/2. 

Jahrbuch, Statistisches, für das Königreich Bayern. Herausgegeben vom königl. 
statist. Landesamt. 10. Jahrgang 1909. (XVI, 418 S. mit 3 [2 farbigen] Tafeln.) 
gr.-8°. München, J. Lindauer, 1909. 1,50 J4. 

Jahresbericht, Statistischer, der Stadt Wiesbaden. Herausgegeben vom städt 
statist. Amt. 2. Jahrgang 1908. (48 S. mit eingedruckten Kurven und einer 
eingedruckten Kartenskizze.) Lex.-8°. Wiesbaden, J. F. Bergmann, 1909. 
Bar 1,60 j&. 

Local Government Board. Report on the General Sanitary Circumstances and 
Administration of the Borough of King’s Lynn. (New Series, No. 18). 3d. — 
Ditto. Report of Ramsay Urban District. (New Series, No. 19.) 3d. — Ditto. 
Rural District of Easington. (New Beries, No. 20.) 4 d. 

Übersichten, Statistische, der Bevölkerungs- und Medizinalstatistik in graphischer 
Darstellung. Nach den Originaltabellen der Ausstellung: „Volkskrankheiten 
und ihre Bekämpfung“ zu Dresden herausgegeben und der internationalen 
Hygiene - Ausstellung Dresden 1911 gewidmet von K. A. Lingner. Berlin, 
Deutscher Verlag für Volks Wohlfahrt. 

* Tabelle V. Roesle, Dr. E.: Der zeitliche Verlauf der Sterblichkeit an 
Tuberkulose in den europäischen Staaten. Von Beginn der statistischen Auf¬ 
zeichnungen an bearbeitet. 1 Bl. 46 x95 cm. 1909. Bar 2 Jt. 

Tabelle VI. Roesle, Dr. E.: Der zeitliche Verlauf der Sterblichkeit an 
Tuberkulose in den deutschen Großstädten seit 1871. Mit tabellarischer Über¬ 
sicht über die städtischen sozialhygienischen Einrichtungen zur Bekämpfung 
der Tuberkulose. Unter Mitwirkung der städtischen statistischen Ämter be¬ 
arbeitet. 2 Bl. 64 X 45 cm. 1909. Bar 2 Jk. 

Zeitschrift für schweizerische Statistik. 6. Lieferung. Bern, Franke, 1909. 2,40^. 


3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Calmette, Dr. A. Recherches sur Tepuration biologique et chimique des eaux 
d’egout, effectuees ä l’Institut Pasteur de Lille et ä la Station experimentale 
de la Madeleine. T. V., fig. et 4pl., in-8°, 6 fr. Masson et O. 

Gerhard, W. P. The Water Supply, Sewerage, and Plumbing of Modern City 
Building. 8vo. net 17/. 

St&dtereinigung, Die. Zentralblatt für das gesamte kommunale Reinigungs¬ 
wesen. Chefredakteur: Ernst Kelterborn. 1. Jahrgang, Oktober 1909 bis 
September 1910. 24 Nummern. (Nr. 1, 12 S. mit Abbildungen.) 31,6 X 23,5 cm. 
Göttingen, E. Kelterborn. Bar 12 Jt. 


4. Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 

Abigt, Emil J.: Das Eigenheim des Mittelstandes. Ratgeber für den Bau oder 
Kauf eines eigenen Hauses mit Garten. 3. Aufl. Mit über 360 Ansichten und 
Grundrissen von Einfamilienhäusern, Doppelhäusern usw. (112 u. 96 S.) gr.-8°. 
Wiesbaden, Westdeutsche Verlagsgesellschaft, 1910. Kart. 3 Jt; geb. in Lein¬ 
wand netto 4Ji. 

Beetz, Dr.-Ing. Gerold E.: Das eigene Ileim und sein Garten. Unter besonderer 
Berücksichtigung der Verhältnisse unseres Mittelstandes herausgegeben. 660 Ab¬ 
bildungen, Kunstbeilagen usw. 3. verb. Aufl. (171 u. 190 S.) gr.-8*. Wies¬ 
baden, Westdeutsche Verlagsgesellschaft, 1909. Kart. 6 Jt; geb. in Leinwand 
netto 6,75 J6. 

Behrendt, Geschäftsführer Paul: Die Ansiedlung im Einfamilienhause. Ein 
praktischer Ratgeber für den Kleinwohnungsbau. (24 S. mit 2 Tafeln.) 8°. 
Bethel bei Bielefeld, Deutscher Verein „Arbeiterheim“, 1909. (Nur direkt.) 
Bar 0,30 Ji. 
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Bergmann, Reg.-Rat Zentralwohnungsinspektor Dr. E.: Die Wohnungsfürsorge 
in Bayern in den Jahren 1907 bis 1909. Im Aufträge deB königl. Staats- 
ministeriums des Innern bearbeitet und herausgegeben. (58 S.) Lex.-8®. 
München, J. Lindauer, 1910. 1 Jk. 

Bünz, Otto: Städtebau - Studien. 47 Tafeln Skizzen und 6 Tafeln mit 12 Stadt¬ 
plänen. Lex.-8®. Darmstadt, Zedier & Vogel, 1909. In Leinwandmappe 6 Jk. 

Entwürfe, Mustergültige, für ländliche Arbeiterwohnungen. Preisgekrönte und 
angekaufte Arbeiten. Herausgegeben im Aufträge der Landesversicherungs- 
anstalt. (Neue Auflage.) (32 Tafeln mit 7 S. illustr. Text.) 34 26,6 cm. 

Wiesbaden, Westdeutsche Verlagsgesellschaft, 1909. In Mappe 10 Jk. 

Flur, Bauinspektor F.: Im eigenen Ilause nicht teurer als in einer Mietswohnung. 
Rentabilität des Eigenhausbaues. 3. Auflage. 21. bis 30. Tausend. Mit 50 An¬ 
sichten und Grundrissen. (38 S.) 8°. Wiesbaden, Westdeutsche Verlagsgesell- 
echaft, 1909. 1 Jk. 

Holtmeyer, Landbauinspektor Dr.-Ing. Dr. A.: Beamtenwohnhäuser im Eisenbahn- 
direktionsbezirk Kassel. 1. Heft. [Aus: „Zentralblatt der Bauverwaltung“.] 
(22 S. mit 45 Abbildungen.) Lex.-8®. Berlin, W. Ernst & Sohn, 1910. 1,40 

Kleinwohnungen, Ländliche, für den Landkreis Bonn. Entwürfe der Architekten 
Bloemers, Bopp, Brantzky, Klotzbach, Kreis, Metzendorf. Heraus¬ 
gegeben vom Kreisausschuß. (18 S. m. Abbildungen u. 20 Taf.) 32 x 24,5 cm. 
Düsseldorf, L. Schwann, 1909. 8 Jk. 

Müller, Oberingenieur Rud.: Städtische Wohlfahrtseinrichtungen. Informationen 
für Gemeindeverwaltungen und deren Organe. Mit 16 Original-Textfiguren 
und 1 Tafel. (VIII, 73 S.) gr.-8°. Wien, Druckerei- und Verlags-Aktiengesell¬ 
schaft vormals R. v. Waldheim, 1910. 2,60 Jk. 

Schiefthaler, Gewerbeschuldirektor Reg.-Rat Frz.: Entwurf für ein eingebautes 
Wohnhaus. Vorlagenwerk zum Gebrauche an gewerblichen Fortbildungsschulen. 
Im Aufträge des k. k. Ministeriums für öffentliche Arbeiten herausgegeben. 
(25 Tafeln.) 52 X 38 cm. Mit Text. (IV S. u. 18 Bl. mit 1 Taf.) 31x24,5 cm. 
Wien, K. Graeser & Co., 1910. In Mappe 22 Jk. 

Tiefbau, Der städtische. Zeitschrift für neuzeitlichen Ausbau, technischer, gesund¬ 
heitlicher und wirtschaftlicher Entwickelung der Städte. Herausgegeben von 
Dr.-Ingenieuren Geh. Baurat Prof. Dr. Eduard Schmitt und Zivilingenieur 
Theodor Heyd. Red.: Dr. Th. Heyd. Jahrgang 1910. 24 Hefte. (1. Heft, 
20 S. m. Figuren.) Lex.*8°. Heidelberg, J. F. Meissner. Vierteljährlich bar 4 Jk . 

Vogel, F. Rud. Das amerikanische Haus. Entwickelung, Bedingungen, Anlage, 
Aufbau, Einrichtung, Innenraum und Umgebung. l.B<L Entwickelung der 
Baukunst und des amerikanischen Hauses. (III, V, 285 S. mit 400 Abbildungen.) 
33 X 23 cm. Berlin, E. Wasmuth, 1910. 25 Jk- 

Weissbach, fGeh. Hofr. Prof. Karl, u. Bauamtm. Dr.-Ing. Walt. Maokowsky: 
Das Arbeiterwohnhaus. Anlage, innere Einrichtung und künstlerische Aus¬ 
gestaltung, Arbeiterkolonien und Gartenstädte mit 439 Abbildungen im Text. 
(XII, 295 S.) Lex.-8®. Berlin, E. Wasmuth, 1910. 18 Jk. 


5. Schulhygiene. 

Dufestel, Dr. L. Guide pratique du medecin-inspecteur des ecoleB, in-18. 0. Doin 
et fils. 3,50 fr. 

6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Bishop, E. Stanmore. Lectures on Surgical Nursing. Illust. 12mo, pp. 150. 
Simpkin. net 2/6; lr., net 3/6. 

Clarke, E. M. An A.B.C. of Nursing in Accidents and Illnesses. Revised and 
Corrected by P. Barnett-Bentlif. 16 mo. iimp. Scientific Press, net 1/. 
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Düms, Dr.: Neue Samaritertafel für Berufsgenossenschaften. Herausgegeben von 
der ärztlichen Kommission der deutschen Gesellschaft für Samariter- and 
Rettungswesen. (1 Bl. mit Abbildungen.) 44 X 56,6 cm. Leipzig, J, Wömer, 
1910. Bar nn 0,50 jH> (Partiepreise). 

Geiser, Dr. J.: Wiederholungsheft für Samariter. (35 S.) 8 # . Oberwil bei Basel. 
Basel, Wepf, Schwabe & Co., 1909. 0,50 A- 

Große, Krankenhaus-Abteilungsvorst. Dr. Ludw.: Krankenpflege in Frage and 
Antwort. (VII, 159 S. mit 15 Abbildungen.) 8°. Stuttgart, F. Enke, 1910. 
2,80 A; geb. in Leinwand n 3,20 A- 

Molsaac, I.: Bacteriology for Nurses. Cr. 8vo. net 5/. 

Körting, Generalarzt z. D. Dr.: Unterrichtsbuch für die weibliche freiwillige 
Krankenpflege. Im Aufträge des Zentralkomitees des preuß. Landesvereins 
vom Roten Kreuz. Zweite, vervollständigte Auflage. (XVIII, 292 S. mit 55 Ab¬ 
bildungen.) 8°. Berlin, E. S. Mittler Sc Sohn, 1910. 1 A; geb. 1,50 A. 

Rothenaieher, Oberstabsarzt Dr. L.: Leitfaden für erste Hilfeleistung, Verband- 
und Transportlehre. 3. Aufl. (IV, 73 S. mit Abbildungen.) kL-8*. Heidelberg, 
J. Hörning, 1910. 0,80 A. 

Simple Lessons on Nursing. 12 mo, pp. 117. Blackie. 8d. 

Walther, Prof. Hebammenlehrer Dr. Heinr.: Leitfaden zur Pflege der Wöchne¬ 
rinnen und Neugeborenen zum Gebrauche für Wochenpflege- und Hebammen¬ 
schülerinnen. Mit einem Vorwort zur ersten Auflage von Geh. Med.-Rat Prof. 
Dr. Herrn. Böhleinf. Dritte, vermehrte und verbesserte Auflage. Mit 
12 Textfiguren. 25 Temperaturzettel in Briefumschlag. (XX, 192 S.) 8 f . Wies¬ 
baden, I. F. Bergmann, 1910. Geb. in Leinwand 2,60 A. 

7. Militär- and Schiffshygiene. 

Publikationen, Militärärztliche. Wien, J. Safär. 

Nr. 128. Senft, Milit.-Med.-Ob.-Offiz. Mag. E.: Taschenbuch für prak¬ 
tische Untersuchungen der wichtigsten Nahrungs- und Genußmittel. Nach 
den von Generaloberstabsarzt Prof. Dr. Fl. Ritter Kratschmer v. Forstburg 
in der militärärztlichen Applikationsschule gehaltenen Vorträgen zusammen- 
gestellt. Zweite, verbesserte und vermehrte Auflage. Mit 7 Tafeln (mit Text 
auf der Rückseite). (106 S.) kl.-8°. 1910. Geb. in Leinwand 2,40 A. 

Nr. 129. Einrichtung, Die innere, der Sanitätszüge in 18 Bildern. Nach 
photographischen Aufnahmen. (39 S.) 13x17,5 cm. 1910. Kart. 1,80 A* 

Nr. 130. Hoen, Oberstleutnant Max. Ritter v. und Regiments- u. Chefarzt 
Dr. Marian Szarewski: Behelf zur Lösung von Aufgaben aus dem tak¬ 
tischen und operativen Sanitätsdienste im Rahmen von Armee, Korps und 
Division. Mit 4 zweifarbigen Tafeln (14 Bl.). 8°. 1910. 2,70 A. 

Nr. 131. Hoen, Oberstleutnant Max. Ritter v. und Regiments- u. Chefarzt 
Dr. Marian Szarewski: Die Armee im Felde. Auszug aus den einschlä¬ 
gigen Vorschriften für Militärärzte. (48 S.) gr.-8°. 1910. 1,40 A- 

Nr. 132. Behelf zum Studium des Militärsanitätswesens an den k. und k. 
Korpsoffiziersschulen. Mit 6 Figuren im Texte. (Nach den Weisungen des 
Generalinspektorates der Korpsoffiziersschulen verfaßt von Oberstabsarzt Dr. 
Cron.) (52 S. mit Figuren.) gr.-8°. 1910. 1 A. 

Nr. 133. Hoen, Oberstleutnant militärärztl. Applikationssoh.-Lebrer Max. 
Ritter v. und Regiments- u. Chefarzt Dr. Marian Szarewski: Die operative 
und sanitätstaktische Tätigkeit des Armeechefarztes. Mit einem Schema als 
Beilage. (31 S. und 11 S. in 8 fl .) gr.-8°. 1910. 1,80 A. 

Rotb’s, W., Jahresbericht über die Leistungen und Fortschritte auf dem Gebiete 
des Militärsanitätswesens. Herausgegeben von der Redaktion der Deutschen 
militärärztlichen Zeitschrift. 34. Jahrgang. Bericht für das Jahr 1908. Er¬ 
gänzungsband zur Deutschen militärärztlichen Zeitschrift. (XIU, 120 S.) gr.-8*. 
Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1909. 3 A. 
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Sanitätsbericht über die kaiserl. Schutztruppe für Südwestafrika während des 
Herero* und Hottentottenaufstandes für die Zeit vom 1. Januar 1904 bis 31. März 
1907. Bearbeitet im Kommando der Schutztruppen im Reichskolonialamt. 

1. Bd. I. Administrativer Teil. Mit 1 Kurve, 9 Karten und Skizzen, sowie 
32 Abbildungen auf 7 Tafeln und 46 Abbildungen im Text. (IX, 264 S.) Lex.-8°. 
Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1909. 12 ü; geh. 13,50 M,. 

Sanitätsbericht über die königl. preußische Armee, das XII. und XIX (1. und 

2. königl. sächsische) und das XIII. (königl. württembergische) Armeekorps, 
sowie über das kaiserl. ostasiatische Detachement für den Berichtszeitraum 
vom 1. Oktober 1906 bis 30. September 1907. Bearbeitet von der Medizinal¬ 
abteilung des königl. preußischen Kriegsministeriums. Mit 31 Karten und 
10 graphischen Darstellungen. (VII, 236, 221 und 12 S.) Lex.-b°. Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn, 1909. 13,90 X 

Satzung der freiwilligen Krieger-Sanitätskolonne vom Roten Kreuz. (15 S.) 8°. 
Berlin, Trowitzsch & Sohn, 1909. nn 1,40 Jt. 

Werner, Generalarzt z. D. Dr.: Nachweis der Sanitätshilfsmittel, deren Sicher¬ 
stellung oder Beschaffung im Frieden seitens der freiwilligen Krankenpflege 
für die von ihr einzurichtenden Verband- und ErfriBchungsstellen oder Kranken- 
sam m eis teilen, sowie für ihre Hilfslazarettzüge und -schiffe in Frage kommt. 
(S. H. fr. Kr.) Vom 1. Juli 1909. Aufgestellt vom königl. preuß. Kriegs¬ 
ministerium, Medizinalabteilung, und mit dessen Einverständnis ergänzt und 
herausgegeben von dem Zentralkomitee des preußischen Landes Vereins vom 
Roten Kreuz. (29 S.) 8°. Berlin, Trowitszch & Sohn, 1909. nn 0,50 Jk. 

Wittmann, Oberstabsarzt Rieh.: Der Sanitätsdienst im Zukunftskriege. Mit drei 
Skizzen in Steindruck. (V, 163 S.) gr.-8°. Berlin, E. S. Mittler <fe Sohn, 1910. 
3,50 A; geb. 4,50 Ji. 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Anleitung zur Desinfektion für Sanitätskolonnen vom Roten Kreuz und Verbände 
der Genossenschaft freiwilliger Krankenpfleger im Kriege vom Roten Kreuz. 
Herausgegeben vom Zentralkomitee vom Roten Kreuz. (23 S.) kL-8°. Berlin, 
Trowitzsch & Sohn, 1909. 10 Stück nn 2,40 Ji. 

Desinfektor, Der praktische. Monatliche Mitteilungen. Schriftleitung: Assistent 
Privatdozent Dr. Bruno Hey mann. Jahrgang 1910. 12 Hefte. (1. Heft, 16 S.) 
Lex.-8*. Berlin, Deutscher Verlag für Volkswohlfahrt. Bar 2 Ji; einzelne Hefte 
0,20 Ji. 

Kaup, Dozent Dr. I.: Betrachtungen über die Bekämpfung der Tuberkulose in 
einigen Ländern, namentlich in England, Frankreich, den Vereinigten Staaten, 
Norwegen, Schweden und Dänemark und ihre Nutzanwendung für Deutsch¬ 
land. (Zentralstelle für Volks Wohlfahrt.) [Aus: „Concordia“.] (99 S. mit Ab¬ 
bildungen.) gr.-8°. Berlin, C. Heymann, 1910. 1 Ji. 

Klimm er, Direktor Prof. Dr.: Die Rindertuberkulose und ihre Bekämpfung. Vor¬ 
trag. (24 S.) gr.-8°. Leipzig, Fritzsche & Schmidt, 1910. 0,80 Ji. 

Malaria. International archives under the direction of Ronald Ross and of 
W. G. MacCallum; archives internationales sous la direction d’Edmond 
Sergent; internationales Archiv unter der Leitung von B. Nocht; archivi 
internazionali sotto la direzionedi Angelo Celli, hcrausgegeben von C. Mense. 
2 Bde. 4 Hefte. (1. Heft, 70 S. mit Abbildungen.) Lex.-8°. Leipzig, J. A. Barth, 
1910, Bar 20 Ji; 1. Heft allein b Ji. 

Ratschläge an Ärzte für die Bekämpfung der akuten epidemischen Kinder¬ 
lähmung (Poliomyelitis acuta infantum). Bearbeitet im kaiserl. Gesundheits- 
amte. (7 S.) 8°. Berlin, J. Springer, 1910. nn 0,15 Ji (Partiepreise). 

Roth, Reg.- u. Geh. Med.-Rat Dr. E.: Schutzmaßregeln bei ansteckenden Krank¬ 
heiten. Herausgegeben mit den Medizinalbeamten des Reg.-Bez. Potsdam. 
Zehnte, veränderte Auflage. (30 S.) 8°. Berlin, R. Schoetz, 1909. 0,40 Ji. 
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Schilling, Prof. Dr. C.: Die Schlafkrankheit, ihre Entstehung, Verhütung und 
Bekämpfung. Zum Gebrauch für Missionare, ärztliches Hilfspersonal, An¬ 
siedler und andere nichtärztliche Europäer, die in den von der Schlafkrank¬ 
heit bedrohten Gebieten sich aufhalten. Herausgegeben von der Berliner 
Missionsgesellschaft. Mit einem Vorwort von Miss.-Insp. Lic. K. Axenfeld. 
(23 S. mit 4 Abbildungen und 1 eingedruckten Karte.) gr.-8°. Berlin, Buch¬ 
handlung der Berliner evangelischen Missionsgesellschaft, 1909. 0,30 A. 

Zentralblatt, Internationales, für die gesamte Tuberkuloseforschung. Heraus¬ 
gegeben von Drs. Ludolph Brauer, Osk. de la Camp, Proff. Dirr. dirig. 
Arzt G. Schröder. Red.: Dirig. Arzt Dr. G. Schröder. 4. Jahrg., Dezember 
1909 bis November 1910. 12 Nummern. (Nr. 1, 64 S.) Lex.-8°. Würzburg, 

C. Kabitzsch. Bar 16 A. 


9. Hygiene des Kindes. 

Bibliothek, Kleine. 8°. Stuttgart, J. H. W. Dietz Nachf. 

Nr.5. Duncker, Käte: Die Kinderarbeit und ihre Bekämpfung. Zweite, 
durchgesehene Auflage. (78 S.) 1910. 0,75 A.; geh. bar 1 A 

Groth, Al fr., und Prof. Mart. Hahn, Drs.: Die Säuglingsverhältnisse in Bayern. 
[Aus: „Zeitschr. d. bayer. statist. Landesamts“.] (88 S. m. 3 Taf. und 7 färb. 
Karten.) 32 x 23,5 cm. München, J. Lindauer, 1910. 2 A. 

Keller, Schularzt Sanitätsrat Dr. v.: Was erhält unsere Kinder gesund? Merk¬ 
blätter für Eltern und Erzieher schulpflichtiger Kinder. (15 S.) 8*. Leipzig, 
J. Wörne^ 1910. 0,20 A. 

Myers, B.: The Care of Children. Cr. 8vo. H. Kimpton. sd. 1/6; 2/6. 

Neumann - Neurode, Oberleutnant Detlef f: Kindersport. Körperübungen für 
das frühe Kindesalter. Mit Vorworten eingeführt von Proff. Drs. Geh. Med.-R. 
Ileubner und Klapp. (79S. mit Abbildungen.) 8°. Berlin, Herrn. Walther, 
1910. 2 A. 

Schriften, Kleine, des Zentralausschusses zur Förderung der Volks- und Jugend¬ 
spiele in Deutschland. (Neue Auflage.) kl.-8°. Leipeig, B. G. Teubner. 

6. Bd. Burgaß, Oberlehrer Prof. Dr. E.: Winterliche Leibesübungen in 
freier Luft. Eine Anleitung zu ihrem Betriebe und zu ihrer weiteren Ver¬ 
breitung in Schule und Volk. Im Aufträge des Zentralausschusses verfaßt 
Zweite, vermehrte Auflage. Mit 68 Abbildungen aus den besten einschlägigen 
Werken. (X, 152 S.) 1910. Kart. 1A. 

Thalysiabibliothek. Leipzig, Reformhaus Thalysia. 

6. Bändchen. Winkler, Dr.: Ratgeber für Säuglings- und Kinderpflege 
mit einem Anhang über Schwangerschaft und Stillzeit. (64 S. mit 2 Tafeln.) 
kl.-8°. 1909. 0,25 A. — Bändchen 1, 2, 3, 4 u. 7 sind bereits früher, 5 ist 
noch nicht erschienen. 

Zeitschrift für Kinderschutz und Jugendfürsorge. Herausgegeben von der Zentral¬ 
stelle für Kinderschutz und Jugendfürsorge in Wien. Red.: Minist.-Vizesekr. 
Dr. Max Lederer. 2. Jahrgang 1910. 12 Nummern. (Nr. 1 und 2, 52S.) 

32x25,5cm. Wien, M. Perles. Bar 6A; einzelne Nummern 0,60 A. 


10. Variola und Vaccination. 

James, S. P.: Smallpox and Vaccination in British India. 4 to. net 7/6. 

Mirus, Oberlehrer Paul A. L.: Die Impffrage und der Verband deutscher Impf¬ 
gegnervereine. (24 S.) gr.-8°. Dortmund, R. Keßler, 1910. 0,50 A. 
Ziegelroth, Dr.: Die Impffrage. [Aus: „Handbuch d. physikal.-diätet. Therapie“.] 
(S. 735 bis 740.) gr.-8°. Frankfurt a. 0., M. Richter, 1909. Bar 0,30 A* 
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11. Geschlechtskrankheiten. 

Sisto, Dr. G.: Les cris ohez les nourrissons et la Syphilis hereditaire, avec fig. et 
11 pl., in-8 0 ., 5 fr. 0. Doin et fils. 

Stdrian, E.: L’education sexuelle, in-18, 3 fr. J.-B. Bailliere et fils. 

12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Greer, W. J.: Industrial Diseases and Accidents. Cr. 8vo, pp. 340. Arrowsmith 
net 7/6. 

Sammlung gemeinnütziger Vorträge. Herausgegeben vom deutschen Vereine zur 
Verbreitung gemeinnütziger Kenntnisse in Prag. 8°. Prag, J. G. Calve. 

Nr. 375. Rambousek, Bezirksarzt Privatdozent Dr. J.: Staub- und Staub¬ 
krankheiten. (Tuberkulose und Tuberkulosebekämpfung ira Gewerbe.) Vor¬ 
trag. (III u. S. 181 bis 192.) 1909. nn 0,20 M>. 

13. Nahrungsmittel. 

Hall, W. S.: Nutrition and Dietetics. 8vo. net 7/6. 

Martinet, Dr. Alfred: Les aliments usuels, composition, pröparation, 2« edit. rev. 
et augm., in-8°, 4 fr. Masson et C ie . 

Pascault, Dr. Precis d’alimentation rationnelle, in-8°, br. 1,20 fr., rel. 1,50 fr. 
Libr. Larousse. 

Rothöa, F.: Comment döpister rapidement les fraudes alimentaires, in-18°, cart. 
4 fr. 0. Doin et fils. 

Sammlung Goschen. Unser heutiges Wissen in kurzen, klaren, allgemeinverständ¬ 
lichen Einzeldarstellungen. kL-8*. Leipzig, G. J. Göschen. Geb. in Leinw., 
jedes Bändchen 0,80 JL. 

464. Bisch off, Oberstabsarzt Prof. H.: Ernährung und Nahrungsmittel. 
(120 S. mit 4 Abbildungen.) 1910. 

Übersicht über die Jahresberichte der öffentlichen Anstalten zur technischen 
Untersuchung von Nahrungs- und Genußmitteln im Deutschen Reich für das 
Jahr 1906. Bearbeitet im kaiserl. Gesundheitsamt. (VIII, 328 u. 44 S.) Lex.-8°. 
Berlin, J. Springer, 1909. 6,60 jH. 

14. Alkoholismus. 

Bericht über die 26. Jahresversammlung des deutschen Vereins gegen den Miß¬ 
brauch geistiger Getränke zu Nürnberg vom 13. bis 16. September 1909. 
Anhang: Bericht über die 10. Jahresversammlung des Verbandes von Trinker- 
Heilstätten des deutschen Sprachgebietes. (120 S.) 8°. Berlin, Mäßigkeits- 
Verlag, 1910. Bar 1,25 Ji. 

Bunge, Prof. Dr. G. v.: Alkoholvergiftung und Degeneration. Ein Vortrag. 3. Aufl. 

(20 S.) gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth, 1910. 0,40 J& (Partiepreise). 
Gegenwartsfragen. 8*. Stuttgart, Greiner & Pfeiffer. Jedes Heft 0,50 U4. 

9. Josephson, Herrn.: Die Antialkoholbewegung in Deutschland. (35 S.) 1909. 
Matern, Domherr Pfarrer Dr.: Die Alkoholfrage. Wesen, Wirkungen und Be¬ 
kämpfung des Alkoholismus und Alkoholmißbrauchs. (24 S.) gr.-8°. Brauns¬ 
berg, H. Grimme, 1909. 0,25 Ji. 

15. Verschiedenes. 

Eisenbahnsanitätswesen, Das österreichische. Früher „Zeitschr. f. Eiseubahn- 
hygiene“. Red.-Komitee: Drs. Aladas Bekess, Hugo Marcus, Erwin 
Ruff u. a. Chefred.: Dr. Emil Bergmann. 6. Jahrgang 1910. 12 Hefte. 

(1. Heft, 20S.) 8°. Leipzig, B. Konegen. Bar 10 Jk\ einzelne Hefte 1 M>. 
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Ergebnisse, Die, der Schlachtvieh- und Fleischbeschau im Deutschen Reiche im 
Jahre 1907. Bearbeitet im kaiserl. Gesundheitsamte. (VI, 62 u. 117 S.) 33,5 
X 26,5 cm. Berlin, J. Springer, 1909. 7,40 JL. 

Fragen des Lebens. 8°. Berlin, Verlag für Volkshygiene und Medizin. 

4. Martin, Geh. Med.-Rat Prof. Dr. A.: Verhalten und Pflege der werden¬ 
den Mutter. (16 S.) 1909. 0,30 Ji . 

5. Zinn, dirig. Arzt Prof. Dr. W.: Über Gesundheitsschäden aus täg¬ 
lichen Gewohnheiten. (Nach einem Vortrage.) (31S.) 1909. 0,50 Ji. 

Haider und Stabsarzt d. R. Dr. Herrn. Cramdr: Handbuch für freiwillige Sanitäts- 
kolonnen. Nach den heute geltenden amtlichen Bestimmungen neu bearbeitet 
und in vierter Auflage herausgegeben von Cramer. (86 S.) kl.-8°. Heidel¬ 

berg, J. Hörning, 1910. 0,80 Ji. 

Hausbücher für Gesundheitspflege. (Neue Auflage.) 8°. Oranienburg, W. Möller. 
45. Bd. Weil, Dr. Rud.: Gesunde Lungen! Die richtige Atmung, das 
naturgemäßeste und wichtigste Hilfs- und Heilmittel bei Erkrankungen der 
Atmungsorgane und gewisser chronischer Krankheitszustände. Sicherster 
Schutz gegen die Lungenschwindsucht. Zweite, durchgesehene und erweiterte 
Auflage. (96 S. mit Figuren und 1 Tafel.) 1910. 2 Ji. 

Lorand, Badearzt Dr. A.: Das Altern, seine Ursachen und seine Behandlung 
durch hygienische und therapeutische Maßnahmen. Ein Handbuch für eine 
rationelle Lebensweise. Zweite, erweiterte Auflage. (VIII, 259 S.) gr.-S“. 
Leipzig, Dr. W. Klinkhardt, 1910. 5 Ji; geb. n 6Ji. 

Nepveu, Dr. A.: Le nez et la gorge: hygiene maladies, traitement, in-8°, br. 1 fr.; 
rel. 1,30 fr. Libr. Larousse. 

Ribbing, Prof. Dr. Seved: Hygiene und Ethik der Ehe. 2 Vortrage. Deutsch 
herausgegeben von Dr. Oskar Reyher. (75S.) 8°. Darmstadt, P. Hobbing, 
1910. 1 Ji. — Derselbe: Sexuelle Hygiene und Ethik für die männliche 
Jugend. 2 Vorträge. Deutsch herausgegeben von Dr. Oskar Reyher. (IV, 
80S.) 8°. Darmstadt, P. Hobbing, 1910. 1 Ji. — Derselbe: Vorträge über 
sexuelle Hygiene und Ethik. Deutsch herausgegeben von Dr. Oskar Reyher. 

I. Teil: Sexuelle Hygiene und Ethik für die männliche Jugend. II. Teil: 
Hygiene und Ethik der Ehe. Neuer umgestalteter Abdruck der vereinigten 
Abhandlungen: „Die sexuelle Hygiene und ihre ethischen Konsequenzen“, 
öl. bis 53. Tausend und „Gesunde Ehen“, 13. bis 15. Tausend. (VI, 80 und 

II. 75 S. mit Bildnis.) 8°. Darmstadt, P. Hobbing, 1910. 2 Ji; geb. 2,60 Ji. 
Robson, H. N. Social Disease and its Prevention. 2nd ed. Cr. 8vo, pp. 112. 

Simpkin. net 3/6. 

Roeser, Dr. Vieillesse et longövitö, hygiene de la longövite, in-8°, 4 fr. A. Maloine. 
Rosenthal, Dr. P. La bouche et les dents: hygiene, maladies, traitement, in-8°, 
br. 1fr.; rel. 1,30 fr. Libr. Larousse. 

Surbled, Dr. Geo.: Die Moral in ihren Beziehungen zur Medizin und Hygiene. 

III. Bd.: Das geschlechtliche Leben. 1. Teil: Zölibat und Ehe. Berechtigte 
Übersetzung nach der 10. Auflage der französischen Ausgabe von Dr. Wilh. 
Wilke. (XV, 209 S.) 8°. Hildesheim, F. Borgmeyer, 1910. 2,50 Ji; geb. 3 Ji. 

Veröffentlichungen der deutschen Gesellschaft für Volksbäder. Herausgegeben 
von dem geschäftsführenden Ausschuß. V. Bd. 3. Heft. (VIII u. S. 201 bis 
360 mit Abbildungen.) gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1910. 1 Ji. 

Winke für Schlachthof bauende Städte. (Folge III 1909.) Eine Sammlung grund¬ 
legender Artikel in Wort und Bild aus der technischen Schlachthofkunde zur 
Information über den Bau, die Einrichtungen, den Betrieb und die Verwaltung 
öffentlicher Schlacht- und Viehhöfe. (Redaktionsmaterial der „Deutschen 
Schlacht- und Viehhofzeitung“, Berlin.) Mit zahlreichen Abbildungen, Lage¬ 
plänen, Außen- und Innenansichten usw. Zusammengestellt und herausgegeben 
von Dr. Ernst Lorenz. (Red.-Leitung: Schlachthof dir. Kühnau. (3. Folge.) 
(VIH, 113 S.) 35,5X 27,5 cm. Berlin, R. Kühn, 1909. 4 Ji. 
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Über Gartenkolonien. 

Aus einem Vortrag, gehalten am 25. November 1909 
von Dr. med. Alfons Stauder im Verein für öffentliche Gesundheitspflege 

in Nürnberg. 


Garten- oder Laubenkolonien. 

In Deutschland wurde diese soziale Idee im Anfang der 60 er Jahre des 
vorigen Jahrhunderts in Leipzig durch zwei Männer mit unermüdlichem Eifer 
gefördert und im Jahre 1866 die erste derartige Anlage eingerichtet. Ein 
Arzt Dr. Daniel Gottlieb Moritz Schreber hatte auf Reisen in England 
die Notwendigkeit von großen Spielplätzen für die Jugend erkannt. Er, der 
mit gewandter Feder und nie rastender Freude für alles eintrat, was der 
deutschen Jugend Kraft, Gesundheit und allBeitige körperliche wie geistige 
Ausbildung bringen konnte, und auch Mitbegründer des Leipziger Turn¬ 
vereins war, darf als der geistige Vater dieser Idee betrachtet werden, welcher 
er auch vielfach seinen Namen gab; wird doch in Leipzig und vielen anderen 
sächsischen und norddeutschen Städten in dankbarer Erinnerung an den 
selbstlosen Menschenfreund eine solche Gartenkolonie Schreberverein genannt. 
Es war Dr. Sohreber, der bereits im Jahre 1861 starb, nicht mehr be- 
ßchieden, die Idee, die er in Wort und Schrift begeistert empfohlen, zur Tat 
werden zu sehen. 

Ein zweiter Philanthrop, der Schuldirektor Dr. Ernst Innocenz Hau¬ 
schild, gründete nach dem Ableben Schrebers 1864 den ersten derartigen 
Schreberverein, der am 29. Mai 1865 den ersten Schreberplatz einweihte. 
Wie aus diesen in aller Kürze hier erwähnten historischen Mitteilungen zu 
entnehmen ist, ging Dr. Schreber von der Anschauung aus, daß für die 
heran wachsende Jugend der Großstadt zur Bekämpfung „der allgemeinen 
Hinfälligkeit und geringen Leistungsfähigkeit tt große, frei und gesund ge¬ 
legene Spielplätze geschaffen werden müssen, auf welchen eine harmonische, 
körperliche und geistige Ausbildung der Kinderwelt nach Kräften gefördert 
werden könne. Der von Hauschild und seinem Verein eingerichtete erste 
Schreberplatz bestand daher zunächst nur aus einem großen Wiesenplan, 
auf welchem die Schuljugend dem Bewegungsspiele in seiner verschieden¬ 
artigen Form oblag. Jedoch schon wenige Jahre später (1868) wurden auf 
Vorschlag des in Sachsen damals viel genannten Lehrers und Kinderfreundes 
Karl Gesell um den Spielplatz Kinderbeetchen angelegt, in denen die 
Kinder nach Herzenslust graben, säen, pflanzen und gießen sollten. Im 
Hinblick auf die Unerfahrenheit und Ungeübtheit der Kinder in diesen 
Dingen wollte es ohne elterliche Beihilfe nicht recht gehen. So wurden aus 
den Kinderbeetchen Familiengärtchen. Jede Familie erhielt ein Stück 
Wiesenland, für dessen Bepflanzung und gärtnerische Anlage sie Sorge zu 
tragen hatte; rasch entwickelten sich nun allerliebste Gärtchen, mit kleinen 
Gartenhäuschen oder Lauben, deren Inhaber, von der gesunden, kräf- 

Viertelj ah rs schrift für Gesundheitspflege, 1910 . 24** 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



378 


Dr. med. Alfons Stauder, 


Digitized by 


tigenden Arbeit im Freien begeistert, förmlich wetteiferten, das ihnen an¬ 
vertraute Stück Land so nutzbringend und schön wie möglich zu gestalten. 

So entstand die erste Gartenkolonie, der sich zehn Jahre später in 
Leipzig eine zweite anschloß; erst in den 80 er und 90er Jahren kam jedoch 
rasch nacheinander die Gründung einer großen Reihe solcher Anlagen zu¬ 
stande. Erst langsam und allmählich, dann aber um so unaufhaltsamer 
setzte sich der in diesen Schöpfungen liegende gute Gedanke zur Tat um. 
Heute bestehen in Leipzig ungefähr 5000 solcher Familiengärten, in Berlin 
etwa 40000; auch in den anderen Industriestädten Nord- und Mitteldeutsch¬ 
lands haben sich meist solche Vereine gebildet und Gartenkolonien gegründet. 
Es würde zu weit führen, hier Einzelheiten mitzuteilen. 

Was wollen nun solche Gartenkolonien und worin liegt ihre 
Bedeutung? 

Es ist mit der Gründung von Gartenkolonien beabsichtigt, billiges 
Pachtland an der Peripherie der Stadt zur Anlage kleiner Gärten zu er¬ 
werben; letztere sollen so billig wie möglich zu einem Preise, den der ein¬ 
zelne Pächter nie erzielen würde, an Familien vermietet werden, welche sich 
aus den Ständen der Arbeiter, Kleingewerbetreibenden, Bediensteten und 
Beamten rekrutieren. 

Die Gärten haben alle dieselbe Größe, in Nürnberg von ungefähr 
150 qm, werden durch das Los vergeben und zu dem festen Preise von 12 dt 
das Jahr verpachtet. Für Anlage von Brunnen, Abzäunung der Kolonie, 
Herrichten der Wege, Aufführung eines Häuschens für die Gartengeräte 
und Bedürfnisanstalten wird seitens des Vereius Sorge getragen. Außer 
den abgeteilten Gartengrundstücken ist ein Spielplatz angelegt, auf dem 
die Kinder der Gartenpächter sich ungezwungen bewegen und Spiele aller 
Art aufführen können. Auf diesem Platze finden auch die Feste der Kolonie, 
meist Mai- und Erntefeste, statt. 

Jede Familie, welche sich um ein Gärtchen bewirbt, ist gehalten, das¬ 
selbe anzupflanzen und in Ordnung zu halten; gewöhnlich errichtet dieselbe 
auf dem Grundstück ein Häuschen oder eine Laube und bebaut das ihr 
anvertraute Land mit Gemüse, Blumen, Nieder- und Hochobst. Alle Pächter 
einer Kolonie unterstehen einer selbstgewählten Gartenkommission, welche 
die Oberaufsicht über dieselbe ausübt. Die Ziele, welche mit der Anlage 
solcher Kolonien erreicht werden sollen und können, sind nach den ver¬ 
schiedensten Seiten hin wichtig und für die Allgemeinheit bedeutungsvoll, 
sie liegen auf gesundheitlichem, sozialem, ethischem, erzieheri¬ 
schem und materiellem Gebiete. 

Ich erörtere zunächst und hauptsächlich die gesundheitliche Seite 
der Frage. 

Die gesundheitlichen Schäden der Großstadt, denen sich sittliche und 
ethische anschließen, verlangen gebieterisch eine Rückkehr zur Natur. Wie 
könnte nun eine solche besser und zweckdienlicher für den Wenigbemittelteil 
und den Armen erreicht werden als in der täglichen Beschäftigung bei 
der Bepflanzung und Bearbeitung eines Stück Gartenlandes? 
Vom Frühjahr bis in den Spätherbst wird hier für Frau, Mann und Kinder 
ein direkter und dauernder Zusammenhang mit der Natur, mit Mutter Erde 
bewirkt. Unsere Arbeiterbevölkerung setzt sich bei der immer mehr wach- 
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senden Landflucht, welche die Städte überfüllt und das Land seiner kräftig¬ 
sten, körperlich leistungsfähigsten Volkselemente beraubt, größtenteils aus 
Bevölkerungsschichten zusammen, die in ländlichen Verhältnissen auf wuchsen 
und mit Feld- und landwirtschaftlichen Arbeiten vertraut sind. Für sie, 
welche in der engenden Großstadt besonders den Zusammenhang mit der 
Natur vermissen, in erster Linie, aber auch für jeden anderen, dessen Körper 
in eintöniger Berufsarbeit, einseitiger Inanspruchnahme seiner Kraft langsam 
geschwächt und entnervt wird, ist die Gartenarbeit, das Graben, Schaufeln, 
Bücken und Knien, die tägliche Sorge um die heran wachsen den Pflanzungen, 
das Gießen, Beschneiden, Aus jäten von Unkraut wohl die beste, allseitige 
Gymnastik, die sie sich wünschen können. Der ganze Körper, jede Muskel¬ 
gruppe wird bei dieser steten Tätigkeit geübt und in Anspruch genommen, 
Herz und Lunge, unsere wichtigsten Organe zum Leben, in guter, freier 
Luit geübt und trainiert. Durch diese in den verschiedenen Jahreszeiten 
bei wechselnder Temperatur, bei gutem und schlechtem Wetter ausgeübte, 
kräftigende Tätigkeit, die stählt und widerstandsfähig gegen Erkältung und 
Infektion macht, die fern ab liegt von der lauten, lärmenden Arbeit in Fabrik, 
Werkstätte und Geschäft, wird nicht nur der Körper selbst gekräftigt und 
leistungsfähiger, sondern auch die geschwächten und reizbaren Nerven zur 
Ruhe gebracht. Gibt es doch keine bessere Pflege für die immer mehr um 
sich greifende Nervosität unserer Zeit als Bewegung und Aufenthalt in freier, 
guter Luft und Beschäftigung in einer ablenkenden, die Sorgen des Tages 
vergessen machenden körperlichen Tätigkeit. 

So sehr ist diese Erfahrungstatsache Gemeingut ärztlichen Handelns 
geworden, daß in vielen Sanatorien die Garten- und Feldarbeit als ständige 
Behandlungsmethode in den Heilplan der verschiedensten Erkrankungen 
aufgenommen wurde und als Gegengewicht gegen die Körper und Geist 
zermürbende Berufstätigkeit ausgedehnte Verwendung findet. Wie oft hat 
der Arzt die Pflicht, seinen Patienten die verschiedenen Formen des Sports 
und die Gymnastik zu empfehlen, jeder von ihnen aber haften Nachteile an, 
die ihre Anwendung erschweren; entweder sie sind gefährlich und verlangen 
gespannte Aufmerksamkeit oder sie sind sehr zeitraubend, umständlich, kost¬ 
spielig und bewirken eine einseitige körperliche Kräftigung. Bei der Garten¬ 
arbeit kommt aber dies alles nicht in Betracht. Ruhe und Erholung wechselt 
ab mit körperlicher, der Leistungsfähigkeit des einzelnen angepaßter An¬ 
strengung; die Beschäftigung in und mit der Natur wirkt anregend, er¬ 
frischend auf das Gemüt, und schon lediglich dadurch wird das körperliche 
Befinden günstig beeinflußt. Solche Erwägungen waren es auch, die in 
Berlin vor einigen Jahren Veranlassung gaben, auch außerhalb der Sana¬ 
toriumsbehandlung Versuche zu veranstalten, Kranke aller Art, in erster 
Linie Stoffwechselkranke, die an Fettsucht, Zuckerkrankheit, Gicht litten, 
ferner solche, welche an dauernder Stuhlverstopfung, Hämorrhoidal- 
beschwerden, beginnender Arterienverkalkung krankten, und endlich Pa¬ 
tienten, die über nervöse Beschwerden aller Art, insbesondere nervöse 
Schlaflosigkeit und Appetitlosigkeit, klagten, einer systematischen ernsthaft 
betriebenen Gartenarbeit zuzuführen. Neurastheniker aller Art, Blutarme 
und Unterernährte wurden mit gutem Erfolge Gärtnern zur Arbeit im Freien 
zugewiesen und von diesen angeleitet und beaufsichtigt. Wenn für solche 
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direkt kranke Menschen die Arbeit im Garten eine Quelle der Genesung und 
Kräftigung darstellt, wieviel mehr muß sie vorbeugend und krankheits¬ 
verhütend wirken. Die systematische Kräftigung der Muskulatur und des 
Knochensystems, die Abhärtung in Wind und Wetter und frischer Luft, die 
kräftige Anregung auf Appetit und Verdauung, die durch die Körperarbeit 
bedingte Bekömmlichkeit schwerer Kost, endlich aber auch die durch die selbst 
gezogenen Gartenfrüchte mögliche bessere und reichlichere Ernährung 
der ganzen Familie mit frischem Gemüse, Beeren- oder Baumobst stärken 
den verweichlichten, zu Krankheiten aller Art neigenden Leib, speziell auch 
unserer Frauen und Kinder, vertreiben Blutarmut und Unterernährung. 

Dazu kommt, daß der Alkohol, dessen Verbrauch mit der Nähe eines 
Wirtshauses und körperlicher Bequemlichkeit in gleichem Verhältnis steigt, bei 
der Gartenarbeit wenig und mäßig begehrt wird. Das Wirtshaus und seine 
Vergnügungen treten bei den neuen Pflichten, die einem Gartenkolonisten 
erwachsen, ziemlich rasch in den Hintergrund. Die neuen ländlichen Auf¬ 
gaben und Freuden führen ihn mehr und mehr in den Kreis seiner Familie, 
und in seiner freien Zeit an schönen Abenden, an jedem Sonn- und Feiertag 
weilt er mit ihr in froher Gemeinschaft in seinem Garten. So leistet die 
Gartenkolonie in dem Sinne, wie sie in Nürnberg durchgeführt werden wird, 
auch eine zielbewußte Bekämpfung des Alkoholismus und der Trunksucht. 

Namentlich aber in der Bekämpfung der Tuberkulose scheint mir 
in der Gartenarbeit eine neue, segensreiche Waffe gewonnen zu sein. Nicht, 
daß ich damit sagen wollte, daß die mit so außerordentlichem Erfolg durch¬ 
geführten Maßnahmen zur Bekämpfung dieser größten Seuche auch nur teil¬ 
weise dadurch unnötig gemacht würden. Lungenheilstätten, Walderholungs¬ 
heime, Fürsorgestellen mit Wohnungshygiene und Milchverteilung und für 
die kleinen lungenkranken Kinder Waldschulen werden wohl kaum wieder 
zu entbehren sein und haben Großartiges, namentlich auch in hiesiger Stadt, 
geleistet. Doch darf dabei nicht vergessen werden, daß zunächst diese Hilfe 
nur einem Teil der Erkrankten zugute kommen kann, und daß andererseits 
diese Art der Bekämpfung der Tuberkulose außerordentliche Kosten ver¬ 
ursacht. Zur Prophylaxe, zur Verhütung der Tuberkulose, reichen die Mittel, 
die Staat, Krankenkassen, Kommunen und private Wohltätigkeit flüssig 
machen, bei weitem nicht hin. Es ist leider trotz umfassender Hilfeleistung 
nicht immer möglich, die an Lungenspitzenkartarrh Erkrankten sofort einer 
geeigneten Sanatoriumsbehandlung zuzuleiten. Der aus der Anstalt, dem 
Walderholungsheim Entlassene kehrt meist in unhygienische Zustände zu¬ 
rück, die ihm häufig nur zu bald einen Rückfall oder gar eine zunehmende, 
dann aber unaufhaltsame Verschlimmerung seines Leidens bringen; mit ihm 
aber ist seine ganze Familie, sein Weib und die meist recht große Kinder- 
schar, der Ansteckung und den gleichen Gefahren ausgesetzt. Die Frau 
muß dazu dann meist das Brot und den Lebensunterhalt mitschaffen für den 
kränkelnden Familienvater, die Kinder leiden an Rachitis, Skrofulöse, Blut¬ 
armut und Unterernährung und sind deshalb doppelt disponiert, das traurige 
väterliche Erbe in sich aufzunehmen. 

Für zur Tuberkulose disponierte, erblich belastete Menschen, für Lungen¬ 
kranke, welche an geschlossener Tuberkulose leiden und gekräftigt und 
arbeitsfähig das Sanatorium verlassen, für die Kinderwelt, die schon im frühen 
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Alter die Zeichen der tuberkulösen Belastung, den Knochenfraß, die Drüsen¬ 
eiterung, mit sich herumschleppen, für sie alle, glaube ich, wäre die billige 
Gartenpacht, die Arbeit in freier Natur, die Fernhaltung vom Alkohol und 
Wirtshaus, die kräftigende, abwechslungsreichere Ernährung, die sie sich 
durch eigenen Fleiß um wenig Geld erwerben, eine wahre, oftmals eine dauernde 
Verhütung und Vorbeugung vor Verschlimmerung. Wenn solche Familien 
in Kolonien angesiedelt würden, wenn mit verhältnismäßig geringen Mitteln 
ein Zwischenglied zwischen Sanatoriumsbehandlung, die naturgemäß nur 
wenige Monate währen kann, und der Rückkehr in die Fabrikarbeit und die 
schlecht durchlüfteten, eng bewohnten Arbeiterwohnungen geschaffen würde, 
wenn dieselben für Jahre hinaus in freier Luft eine kräftigende, die Schäden 
des Berufes ausgleichende Tätigkeit ausführen würden, so müßte meines Er¬ 
achtens auch ein direkt gesundheitsfördernder Einfluß auf die bereits lungen¬ 
krank gewesenen oder leicht Lungenkranken erzielt und sicherlich eine aus¬ 
gedehnte Verhütung der Erkrankung weiterer Glieder ein und 
derselben Familie ermöglicht werden können. Solche Gartenkolonien könnten 
zweckdienlich in der Nähe eines Wäldchens zur Anlage kommen, so daß 
Waldluft und Liegehallen im Wald verbunden mit einer Milchküche in leichter 
Weise mit dem gesundheitlichen Nutzen der Gartenarbeit verbunden werden 
könnten. 

Es fehlen mir hier leider statistische Unterlagen, um die von mir ge¬ 
wünschte vorbeugende Tuberkulosebekämpfung durch Ansiedlung 
disponierter oder an geschlossener Tuberkulose Leidender und deren Familien 
in Gartenkolonien schon mit Zahlen und Tatsachen begründen zu können. 
Eins möchte ich jedoch hierzu erwähnen: In Etienne (Frankreich) organisierte 
der Jesuitenpater Volpette eine großartige Gartenkolonie und wies durch 
eine jahrelang fortgeführte, gewissenhafte Statistik nach, daß unter den 
700 Familien der dortigen Arbeitergärten Tuberkulose so gut wie gar nicht 
vorkam. Solche Gründe mögen auch die Veranlassung dazu gewesen sein, 
daß die Landesversicherungsanstalt der Hansastädte in ihren Ratschlägen 
für Lungenkranke diesen ausdrücklich die Pachtung eines Gartens in der 
Nähe der Wohnung empfiehlt und für tuberkulöse Invalidenrentenempfänger 
Arbeitergärten einrichtete. „Wie sehr sie sich hierbei auf dem richtigen 
Wege befindet, u schreiben die Monatsblätter für Arbeiterversicherung am 
18. April 1908, „lehrt u. a. der Jahresbericht der Arbeitergärten vom Roten 
Kreuz in Gharlottenburg für 1903. Am deutlichsten sind, so heißt es dort, 
die Erfahrungen in gesundheitlicher Beziehung zutage getreten. Schwächliche 
und kranke Personen — Erwachsene und Kinder — erlangten nach längerem 
Aufenthalt in den Gärten sichtlich ihre Kräfte und frische Farbe wieder. 
Tuberkulöse gewöhnten sich so sehr an die kräftigende Gartenluft, daß sie 
in ihre dumpfe Hofwohnung nicht mehr zurückkehren wollten und selbst 
die Nächte in ihrer Laube zubraohten.“ 

Bei der Anlage von Kolonien zur Tuberkulosebekämpfung käme endlich 
noch der eine, nicht unwichtige Punkt in Betracht, daß die Einrichtung einer 
Kolonie im Verhältnis zum Bau und der Unterhaltung einer Walderholungs- 
»tätte außerordentlich billig ist, die Unterhaltungskosten von selbst ge¬ 
deckt werden und das angelegte Kapital zu mäßigem Zinsfüße sich selbst 
verzinst. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



382 


Dr. med. Alfons Stauder, 


Digitized by 


Auch als Heilmittel nach Unfällen und anderen Erkrankungen 
in der Rekonvaleszenz spielen die Gärten eine wichtige Rolle. Zum Zweck 
der Nachkur für Genesende, so schreiben die Monatsblätter für Arbeiter¬ 
versicherung in dem erwähnten Artikel, hat die Arbeiterversicherung 
mancherlei segensreiche Einrichtungen ins Leben gerufen. Unfallverletzte 
und Rekonvaleszenten finden in mediko-mechanischen Anstalten, in Genesunga- 
häusern, Erholungsstätten willkommene Kräftigung. Es liegt auf der H&nd, 
daß gerade Gartenarbeit nach schweren Operationen und langer Bettruhe in 
hohem Grade geeignet ist, die Genesenden an den Gebrauch ihrer Glieder 
allmählich zu gewöhnen, den Nervenkranken Lebensmut und Schaffens¬ 
freudigkeit wieder zu erwecken. Man kann die Gartenkolonie für solche 
Kranke geradezu als Freiluft-Erholungsstätte bezeichnen. 

Ich will nun auf den gesundheitlichen Wert des Spielplatzes 
näher eingehen. Was die Gartenarbeit für die erwachsenen Kolonisten an 
gesundheitsfördernden Werten bedeutet, das ist vielleicht in noch höherem 
Maße der Spielplatz für die Kinderwelt. Ich betrachte ihn deshalb als einen 
unentbehrlichen Bestandteil der Gartenkolonie. Ist diese völlig eingerichtet 
und bezogen, so haben die Gartenpächter die dankbare und nützliche Auf¬ 
gabe, aus ihrer Mitte eine Spielkommission zu wählen, der die Aufsicht auf 
dem Spielplatz zukommt und die Leitung der Spiele anvertraut ist. Es 
empfiehlt Bich zu dem Zweck, wenn möglich, einen Lehrer als Vorsitzenden 
dieses Spielausschusses zu wählen, oder, wenn ein solcher der Kolonie nicht 
angehört, einen solchen als Spielleiter zu gewinnen. Bei den vom Nürn¬ 
berger Verein zur Gründung von Gartenkolonien in diesem Jahre 
eingerichteten Kolonien liegen die Verhältnisse zurzeit noch anders; ich 
werde später darauf einzugehen haben. In Leipzig, das betreffs Einrichtung 
und Betrieb von Spielplätzen wohl die größte praktische Erfahrung besitzt, 
werden nun zu diesen Spielplätzen, auf welchen an den schulfreien Nach¬ 
mittagen und an den Sonntagen unter Leitung gespielt wird, nicht nur die 
Kinder der Kolonisten, sondern, soweit Platz zur Verfügung steht, alle artigen 
Kinder zugelassen, mögen nun ihre Eltern Gartenpächter sein oder nicht. 
Man wird mit einem gewissen Recht ein wenden, daß die hiesige Schulleitung 
schon längst eine große Anzahl von solchen Spielplätzen für Schulkinder im 
Betrieb hat und daß es unnötig sei, diesen Konkurrenz zu machen. So segens¬ 
reich sich dieselben bewährt haben, so meine ich doch, daß dieselben noch 
lange nicht zahlreich genug sind. Wir besitzen in Nürnberg für Schul¬ 
kinder 10 Spielplätze; auf jedem derselben wurde nach dem Bericht über 
die Gesundheitsanstalten vom Jahre 1907 durchschnittlich an 114,66 Spiel¬ 
tagen gespielt; der durchschnittliche tägliche Besuch der Spielplätze betrug 
1906: 1905 Schulkinder, 1907: 1856. Wenn auch ein gewisser Wechsel der 
spielenden Kinder an den verschiedenen Spieltagen eintreten mag, so ist doch 
aus diesen Zahlen ohne weiteres ersichtlich, daß die Stadt bei einer Schüler¬ 
zahl von 43 092 Kindern (1909) noch eine sehr große Zahl von Spielplätzen 
schaffen müßte, um für alle Schulkinder dem gesundheitlichen Zweck, dem 
solche Plätze dienen sollen, zu genügen. Also die Bedürfnisfrage nach einer 
großen Zahl neuer Spielplätze ist zu bejahen. Dazu kommt, daß auf dem 
Spielplatz der Gartenkolonie die Kinder unter den Augen der Eltern spielen, 
daß diese so selbst Verständnis für den gesundheitsstählenden Einfluß des 
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Spieles auf ihre Kinder gewinnen und so ein direktes Interesse daran haben, 
daß die Jungen und Mädel durch regelmäßige Teilnahme an den Spiel¬ 
stunden Bich rote Wangen und Lebensfrohsinn holen und dem verderblichen 
Einfluß der Straßen und Höfe entzogen werden. 

Welch großen Einfluß das Bewegungsspiel auf die heran wachsende 
Jugend ausübt, hat zunächst England eingesehen; wenn man liest, daß die 
Stadt London im Jahre 1892 nicht weniger als 6700 Plätze für 
Kricket und 1000 Plätze für Fußball in Verwaltung hatte, so kann 
man sich der Einsicht nicht verschließen, daß unsere deutschen Groß¬ 
städte noch sehr viel in diesem Punkte nachzuholen haben. Das 
Bewegungsspiel erzeugt kräftige Übung von Herz und Lunge, Atmung und 
Kreislauf werden durch die Schnelligkeitsbewegungen in einem dem Kräfte¬ 
zustand jedes Kindes entsprechenden Maße angestrengt; eine Überanstrengung 
wird viel besser als beim Schulturnen vermieden, da ja jedes Kind im Falle 
der Übermüdung jederzeit von selbst auf hören wird. Die Lust und Liebe 
aber, mit der die Kinder sich dem Spiele hingeben, die Freude, die ihnen 
dasselbe erzeugt, sind mächtige Faktoren zur Erhöhung körperlicher Kraft 
und Geschicklichkeit: Herbert Spencer sagt treffend in seiner Erziehungs¬ 
lehre; „Das Gefühl des Glücks ist die mächtigste aller Nervenstärkungen u 
und „für Mädchen sowohl wie für Knaben sind die Tätigkeiten des Spieles 
wesentlich zu ihrem körperlichen Wohlbefinden. Wer ihnen diese wehrt, 
versagt die von einer höheren Weisheit angeordneten Mittel leiblicher Ent¬ 
wickelung.“ Ferner ist das Spiel eine Quelle der geistigen Erholung; besser 
wie durch das Turnen werden hier Abgespanntheit, träge Unlust, Verdrossen¬ 
heit, kurz alle die Hemmungsgefühle, welche das stundenlange Stillsitzen in 
der Schule erzeugt, beseitigt. Neue Energie zum Lernen, neue Nervenkraft 
erwächst aus dem frohen Jubel des Spielplatzes. 

Neben diesen rein gesundheitsfördernden Momenten erreicht das Spiel 
Übung unserer Geiste sgegen wart und Schlagfertigkeit, eine bedeutende 
Vervollkommnung unserer Sinne, von Auge, Ohr, Tastsinn und Muskel- 
gefühl, eine Gewöhnung zum klaren, scharfen Beobachten und Vergleichen, 
kurz, es fördert die Entwickelung geistiger Fähigkeiten. 

Wird also durch das Bewegungsspiel einerseits, durch den häufigen, an 
freien Nachmittagen und Sonntagen über viele Stunden ausgedehnten Auf¬ 
enthalt der Kinder in freier, guter Luft andererseits ein gesunder Nach¬ 
wuchs unserer Arbeiterbevölkerung gewährleistet, so bieten die Spielplätze 
auch für die Erwachsenen Gelegenheit, den Körper geschmeidig zu erhalten 
und zu üben; indirekt wird dadurch der in der Großstadt immer mehr sinken¬ 
den Militärtauglichkeit wesentlich entgegengearbeitet und auch infolge der 
größeren Gewandtheit und körperlichen Frische der turnenden und im Garten¬ 
bau tätigen Kolonisten die U n f all gef ahr und mit ihr Invalidität und Siechtum 
vermindert. 

Alles in allem erblicken wir in der Einrichtung von Gartenkolonien eine 
für Volksgesundheit und Krankheitsverhütung überaus wichtige und segens¬ 
reiche Wohlfahrtseinrichtung allerersten Ranges. 

Daneben ist der soziale, ethische und erzieherische Wert der 
Gartenkolonien durchaus nicht gering zu schätzen. Ebenso wie das Spiel 
die Jugend zur Selbstbeherrschung, Gehorsam, Unterordnung unter die Spiel- 
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gesetze erzieht, der Umgang mit Altersgenossen der verschiedensten Stände 
and Charakteranlagen das Gefühl des Gemeinsinnes in ihnen erweckt, 
Bande des gegenseitigen Interesses und der Zuneigung knüpft, so 
erzeugt die Rückkehr zur Natur, die Beschäftigung mit ihren Geheimnissen 
und Wundern beiden Gartenkolonisten Freude an einfachen, bescheidenen 
Genüssen, Abneigung gegen das kostspielige Wirtshausleben, 
verhindert die Gefährdung der Seele und des Geistes durch die entsittlichenden 
Vergnügungen der Großstadt, fördert in erster Linie den Familien- und 
Gemeinsinn. Die Liebe zur Natur, das Bewußtsein, ein, wenn auch kleines 
Stück Land zum Eigentum zu haben, erweckt Heimatsgefühl und Vater¬ 
landsliebe; friedlich sitzt groß und klein, alt und jung im Garten beisammen, 
das Gemeinsamkeitsgefühl wird gehoben und vermehrt, Egoismus und seine 
ZwillingsschweBter, Genußsucht, muß weichen. Die Abspannung von der 
Tagesarbeit entschwindet, statt der Unzufriedenheit entsteht durch die sicht¬ 
baren Erfolge der Gartenarbeit eine gewisse innere Befriedigung, der in 
jeder Menschenbrust schlummernde Sinn für Schönheit bildet sich an den 
stets vor den Augen des Gärtners stehenden unerschöpflichen Vorbildern der 
ewig jungen Natur; auf die Lebensanschauung und die Charakterbildung 
des einzelnen muß dadurch ein günstiger, nachhaltender Einfluß gewonnen 
werden. Ganz besonders veredelnd und erzieherisch wird der Umgang mit 
der Natur, das Beobachten des Wachstums von Pflanze und Baum, die Freude 
am Gedeihen von Blüte und Frucht auf die Kinderwelt einwirken. Der Ver¬ 
lust an Naturzusammenhang und Naturerlebnis, an Gemeinschaft mit Tier- 
und Pflanzenwelt, wie Friedrich Naumann sich ausdrückt, wird ausgeglichen, 
das Kind lernt das ewige Werden und Vergehen, das Wechseln der Jahres¬ 
zeiten und ihren Einfluß auf Pflanze und Baum viel besser kennen als im 
Schulgarten und den städtischen Gartenanlagen, sein Sinn weitet sich, sein 
Verständnis für die Schönheit der Natur, für die Nützlichkeit von Obst und 
Frucht wächst, sein Zerstörungstrieb schwindet. Aus der von selbst immer 
mehr in ihm heranwachsenden Liebe zur nutzbringenden Beschäftigung im 
Garten wird eine dauernde Zuneigung zur freien Gotteswelt, zu Wald, Feld 
und Heide, es wird später seine Zerstreuung und Erholung dort Buchen, wo 
der Quell der Gesundung und der reinen Freude am lautersten fließt, am 
Busen der ewig jungen und anmutsvollen Mutter Natur. 

Endlich aber sei noch kurz auf den nicht unerheblichen materiellen 
Vorteil hingewiesen, den jeder Kolonist aus seinem Gärtchen ziehen kann; 
Gemüse aller Art, Salate, Beeren, Früchte wachsen ihm fast kostenlos zu, der 
geringe Preis für die Gartenpacht wird mehr als doppelt und dreifach her- 
ausgewirtschaftet, die Ersparnis für den Haushalt ist eine oft nicht unbe¬ 
trächtliche. Je mehr die Kenntnis und Erfahrung im Gartenbau wächst, 
desto mehr wird sich auch dieser reale Segen über die Kolonie ergießen und 
zu den sonstigen ideellen Vorteilen auch die Freude am Gewinn gesellen. Um 
hier von einem klassischen Beispiel zu berichten, was eine mit Fleiß und Um¬ 
sicht betriebene Gartenkultur zuwege bringt, so sei nur an das Vorgehen 
des Bürgermeisters Collings in Birmingham erinnert, der in den von ihm 
gegründeten Arbeitergärten eine rationelle Erdbeerzucht betreiben ließ und 
dadurch alle Gartenbesitzer zu wohlhabenden Leuten machte. Ich möchte 
ja nun keineswegs durch die Mitteilung dieser Tatsache den Glauben bei 
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den derzeitigen und künftigen Gartenkolonisten Nürnbergs erwecken oder 
gar eine Garantie übernehmen, daß sie alle durch ihre Gartenarbeit wohl¬ 
habende und vermögende Menschen werden, ich glaube aber, daß bei jeder 
Arbeiterfamilie die positive Einsparung von niedrig berechnet 30 bis 50 
im Jahre, abgesehen von den vielen anderen Annehmlichkeiten bei den der¬ 
zeitigen verteuerten Lebensbedingungen, wesentlich ins Gewicht fallen dürfte. 
Namentlich für kinderreiche Familien, für invalide Arbeiter, die auf eine 
magere Rente angewiesen sind, ist hier die Möglichkeit geboten, ohne großen 
Kostenaufwand einen wesentlichen Teil der nötigen Nahrung zu schaffen. 

Noch vieles ließe sich über die Bedeutung der Gartenkolonien sagen; 
die Zeit verbietet es mir, mich noch weiter damit zu befassen. Zusammen¬ 
fassend möchte ich jedoch noch hervorheben, daß nach jeder Richtung hin 
die Schaffung und Errichtung möglichst vieler solcher Kleingartenanlagen 
mir überaus segensreich und für die Bevölkerung einer rapid zur Großstadt 
heranwachsenden Industriestadt wie Nürnberg absolut nötig erscheint. 

Die Entwickelung der Gartenbewegung in Mittel- und Norddeutschland 
einerseits, in England, Frankreich, Dänemark, Belgien andererseits bestätigen 
diese Anschauung. Wenn bei uns in Bayern die Idee, Gartenkolonien zu 
schaffen, noch wenig Wurzeln schlug, so hängt das wohl damit zusammen, 
daß große Industriestädte, wie nördlich des Mains, noch wenige existieren 
und der Naturzusammenhang noch nicht so verloren ging wie dort. Wenn 
man liest, daß zahlreiche Kinder der Gemeindeschulen in Berlin niemals ein 
Kornfeld oder einen Kartoffelacker sahen oder eine Lerche singen hörten, 
daß im thüringischen Industrieort Nordhausen unter 38 6 jährigen Kindern 
12 keinen Nadelwald, 7 keinen Sonnenuntergang, 12 kein Dorf gesehen hatten, 
so begreift man, daß dort die Idee auf viel reiferen und fruchtbareren Boden 
fiel wie im Süden. Das schnelle Wachstum unserer Vaterstadt, die rapide 
Ausdehnung unserer Industriebezirke und Vorstädte fordert jedoch vom volks¬ 
wirtschaftlichen Standpunkt aus gebieterisch, daß solche Mißstände bei uns 
durch rechtzeitige Förderung und Unterstützung der Kleingartenbewegung 
überhaupt vermieden werden. 

Staat und Städteverwaltungen haben sich in Preußen, in den Hansa- 
städten und namentlich in Sachsen eifrigst der Förderung dieser sozialen 
Aufgabe angenommen. Das edle Vorbild, das unsere Kaiserin durch Über¬ 
nahme des Protektorats über den Zentralverband deutscher Arbeiter- und 
Schrebergärten gab, ist dort Anlaß geworden zu weitgehender Unterstützung 
der Gartenvereine seitens aller maßgebenden Faktoren. Regierungen und 
Städtetage haben auf die Wichtigkeit solcher Anlagen hingewiesen, der 
Stadtetag der Provinz Sachsen u. a. sprach sich 1906 für Organisation 
von Arbeitergärten auf Kosten der Gemeinden aus, eine große An¬ 
zahl von Städteverwaltungen, von denen ich nur Berlin, Kiel, Magde¬ 
burg, Bitterfeld, Brünn, Görlitz nenne, haben städtischen Grund und 
Boden zur Anlage solcher Kolonien verpachtet oder den Vereinen zur Ver¬ 
fügung gestellt, der Vaterländische Frauenverein vom Roten Kreuz hat in 
Lübeck und Charlottenburg Mustergärten dieser Art mit großem Erfolg er¬ 
richtet, ja sogar eine Krankenkasse in Schleswig-Holstein richtete aus Rück¬ 
sichten der Gesundheitsförderung für ihre Mitglieder Pachtgärten ein. Eine 
große Anzahl von vermögenden Wohltätern hat, diesen Beispielen folgend, 
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durch Überlassung von Land und finanzielle größere Schenkungen die Grün¬ 
dung solcher Kolonien auch in mittelgroßen Industriestädten erheblich ge¬ 
fördert . In neuester Zeit ist man in Posen wieder dazu übergegangen, dem 
Beispiel Dänemarks und Berlins folgend, seitens der Armenpflege an Familien, 
welche der städtischen Fürsorge anheimfallen, Land zur Anlage von Gemüse¬ 
gärten unentgeltlich abzugeben. So weit wie in England ging man in der 
sozialen Fürsorge in Deutschland nicht; dort gestand man den Arbeitern 
sogar das Recht auf Antrag der Expropriation des Grundbesitzes zu. So 
sind in England in der Tat 45 000 Parzellen vom Großgrundbesitz abgetrennt 
und Arbeitern zugeteilt worden. In Belgien endlich sind ebenfalls seitens 
der Armenverwaltungen und des Staates umfangreiche Kleingartenanl&gen 
entstanden. 

Es ist begreiflich, daß Gartenkolonien, welche sich solch weitgehender 
Unterstützung namentlich in der wichtigsten Frage, der Sorge für Pacht¬ 
land, von Staat, Stadt und gemeinnützigen Gesellschaften erfreuen, eine 
ganz außerordentliche Verbreitung und Entwickelung nehmen mußten. In 
allen großen Städten Nord- und Mitteldeutschlands sahen wir deshalb viele 
Tausende solcher Anlagen; durch Einrichtung von unentgeltlicher Milch¬ 
verteilung an die Kinder (Milchkolonien), wie in Leipzig, Düsseldorf u. &., 
durch Anlage von Luft- und Flußbädern bei den Kolonien (Badekolonien) 
oder Ausgabe von Badekarten, durch Wanderungen über Berg und Tal usw. 
sucht man die gesundheitliche Bedeutung derselben noch wesentlich zu er¬ 
höhen. 

So kommt es denn, daß der Zentralverband deutscher Arbeiter- und 
Schrebergärten schon seit Jahren genaue Grundlagen aus reichlicher Er¬ 
fahrung auf stellen konnte, nach denen bei der Anlage von Gartenkolonien 
am besten vorgegangen werden solL Sie lauten: 1. Die Plätze müssen mög¬ 
lichst Eigentum der Stadt, der Kirchengemeinde oder sonstiger Anstalten 
sein und sollen möglichst an einen Verein als Generalpächter verpachtet 
werden. 2. Der Pachtpreis muß möglichst gering sein, eigentlich nur eine 
Anerkennungsgebühr des jeweiligen Eigentümers, denn die Einrichtung 
soll eine Wohlfahrtseinrichtung sein. 3. Die Preise und die Pacht¬ 
zeit müssen auf lange Zeit, etwa 10 bis 15 Jahre, festgelegt sein, damit jede 
Preistreiberei, jedes Über bieten und Ausmieten ausgeschlossen ist. 4. Der 
Generalpächter hat dem Eigentümer gegenüber das Recht, allgemein gültige 
Bestimmungen über die Benutzung der Gärten zu erlassen. Er darf jeder¬ 
zeit den Garten auf kündigen, wenn ein Gartenbesitzer böswillig die Anlage 
anderer beschädigt und die seinige vernachlässigt. Ja, der Generalsekretär 
des deutschen Vereins für Bodenreform Dr. v. Mangoldt fordert in seinem 
Werk: „Die städtische Bodenreform“ direkt, es müsse ein Hauptziel der 
Stadtbaukunst sein, bei Anlage des Stadterweiterungsplanes von vornherein 
große Plätze und Landstücke dauernd für solche Gartenkolonien zu be¬ 
stimmen und freizuhalten, die Bebauung solcher Plätze zu verhindern und, 
um eine Preissteigerung solcher Grundstücke zu verhüten, dieselben zu er¬ 
werben und dauernd für diese Zwecke zur Verfügung zu stellen. 

So weitsehend und vielfordernd diese Wünsche auch sind, im Rahmen 
der von dem Verein für Bodenreform gestellten Forderungen zur Beseitigung 
der Großstadtschäden sind sie verschwindend klein. Andererseits darf nicht 
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vergessen werden, daß die Großstädte ungeheure Summen zur Schaffung von 
Park- und Gartenanlagen großen Stils auszugeben haben und mit einem ver¬ 
schwindenden Prozentsatz der hierfür ausgegebenen Summen für unsere Ar¬ 
beiter, Kleingewerbetreibenden und Beamten solche vom Standpunkt der 
Prophylaxe mindestens gleichwertige Kleingärten in hinreichender Zahl ge¬ 
schaffen werden könnten. Es sei hier nur zum Beweis auf den im Wiener 
Gemeinderat 1906 einstimmig beschlossenen Plan des Oberbürgermeisters 
Lueger hingewiesen, um Wien einen Wald- und Wiesengürtel größten Stils 
zu schaffen, einen breiten Streifen von großartigen, dauernd freibleibenden 
Volksparkanlagen im Ausmaß von nicht weniger als 4400 Hektar, das sind 
rund 75Proz. der gesamten Gemarkungsfläche Berlins vom Jahre 1901. 

Es ist weiter nicht zu vergessen, daß die große Verbesserung des Ge- 
sundheits- und Ernährungszustandes, die von einer umfassenden Einrichtung 
solcher Arbeitergärten nach dem oben Dargelegten zu erwarten wäre, der 
Gemeinde als Trägerin der Armen- und zum Teil auch der Krankenlasten 
sehr zugute kommen müßte. „Auch bedenke man“, so fährt v. Mangoldt 
in seiner Begründung der Notwendigkeit solcher Gartenkolonien fort, „um 
wieviel die Unterstützung vieler Armer, z. B. armer Witwen und der Arbeits¬ 
losen, erleichtert würde, wenn man ihnen Bodenparzellen zur Bearbeitung 
und Nutzung überlassen könnte. (In Berlin hat übrigens tatsächlich von 
1833 bis 1897 die Einrichtung bestanden, daß die städtische Armenverwal¬ 
tung ihren Armen Kartoffelland zur Bebauung überwies. 1882 wurden z. B. 
beinahe 3000 Familien auf diese Weise unterstützt.) 

So interessant diese Frage der Stellung der Gemeinden zu der Garten¬ 
koloniefrage auch ist, so weit sind wir zurzeit von einer derartigen Ent¬ 
wickelung entfernt. Für den auf dem Boden des Realen Fußenden, der 
nicht mehr wünscht und hofft, als derzeit in anderen Großstädten unseres 
deutschen Vaterlandes mit bestem Erfolge bereits zur Tat geworden ist, wird 
ob genügen, wenn die Stadtverwaltung der Spekulation entzogenes Land zu 
mäßigem Pachtzins auf längere Zeit dem Gartenverein zur Verfügung stellen 
würde. Ebenso würde sich hier für den an der Stadtgrenze liegenden Land¬ 
besitz des Staates, für den Grundbesitz von Kirchengemeinden, Stiftungen, 
Genossenschaften und Vereinen ein großes Feld segensreicher Verwertung 
im Dienste eines erprobten sozialen Gedankens eröffnen. 

Wenn ich nun einen Überblick gebe über das, was in unserer Vater¬ 
stadt Nürnberg zurzeit auf dem Gebiete der Kleingartenbewegung 
geleistet wurde und im Werk begriffen ist, so sei zunächst hervorgehoben, 
• daß sich seit einigen Jahren da und dort Anfänge zur Schaffung solcher 
Gartenkolonien gezeigt haben, einerseits durch private Spekulation, anderer¬ 
seits durch die Stadt selbst, wenn auch in sehr kleinem Umfang. Im Sommer 
1908 wurde hier der „Gemeinnützige Verein zur Gründung von 
Gartenkolonien tt gegründet; er beabsichtigt, rings an der Stadtperipherie 
Gartenkolonien anzulegen und einzurichten und für die der Volksgesundheit 
wie der Volkswohlfahrt in gleicher Weise dienende soziale Idee ausgedehnte 
Propaganda zu machen. Um die Teilnahme weiterer Kreise der Bevölkerung 
zu ermöglichen und auch den Minderbemittelten die Möglichkeit der Mit¬ 
arbeit an dieser schönen Aufgabe zu geben, ist der Jahresmindestbeitrag 
auflt/Ä festgesetzt. Politische und religiöse Zwecke verfolgt der Verein 
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ebensowenig wie finanzielle. Die Erfahrungen anderer Städte, in welchen 
entweder seitens Bau- und Landspekulanten oder Brauereien Gärten ein¬ 
gerichtet wurden und dann durch Steigerung der Pachtpreise, durch ver¬ 
tragliche Verpflichtung auf Abnahme von Bier eine erhebliche Verteuerung 
eintrat, haben den Nürnberger Verein veranlaßt, von Anfang an durch 
Gründung eines Zentralvereins, der die Kolonien gründet und überwacht, 
derartige Mißstände zu vermeiden. Der Verein hat in der kurzen Zeit seines 
Bestehens eine außerordentlich günstige Entwickelung genommen; zurzeit 
zählt er über 700 Mitglieder, darunter etwa 300 Kolonisten. Die rege An¬ 
frage nach Einzelgärtchen beweist die Notwendigkeit seiner Gründung. 
Woche für Woche mehren sich die Anfragen nach Gartenland. In diesem 
Jahre, dem ersten seines Bestehens, hat der Verein zwei Gartenanlagen ins 
Leben gerufen, die eine in Hummelstein aus Pachtland aus dem Privat- 
besitz des Herrn Ökonomierats Gampel, mit 95 Gärten, eine zweite kleinere 
an der Wiesentalstraße in St. Johannis auf städtischem Grund und Boden 
mit anfänglich 43 Gärten. Leider wurde diese kleine Kolonie zu Anfang 
des Jahres durch das Hochwasser stark beschädigt und nun durch Verlegung 
des Hochwasserdammes um 8 Gärten verkleinert, so daß sie nur noch 35 
Gartenteile zählt. Einen Spielplatz besitzt sie nicht, da dicht angrenzend 
der städtische Spielplatz liegt; jedoch ist die nachträgliche Anlage eines der 
Größe der Kolonie entsprechenden Platzes vorgesehen. Die Kolonie Hummel¬ 
stein, an die mit Beginn des Jahres 1910 weitere zehn Gärten angegliedert 
werden, besitzt einen stattlichen Spielplatz von etwa 1000 Quadratmetern, 
auf welchem in diesem Jahre ein gut verlaufenes Gartenfest der Kolonisten 
stattfand. Im kommenden Jahre wird eine dritte Kolonie in Zerzabelshof 
wiederum auf Privatgrundbesitz mit ungefähr 100 Gärten in reizvoller und 
gesunder Lage eingerichtet. Sie liegt verträumt weitab vom städtischen 
Verkehr, umgrenzt von einer dichten Naturhecke, fast am Waldesrand, ein 
großer Spielplatz von etwa 2000 Quadratmetern ist hier vorgesehen für die 
Spiele der Kinder und Feste der Großen. Bald wird er widerhallen von dem 
Jubel froher Kinderspiele! Möge sich auf diesen Spielplätzen das Bewegungs- 
spiel die Rolle erwerben, welche es nach den Erfahrungen anderer Städte 
und der von mir ausführlich besprochenen gesundheitlichen Bedeutung ver¬ 
dient. 
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Eine Villenkolonie. 

Von Dr. Sigmund Merkel, Nürnberg. 
Mit 3 Abbildungen. 


Das Hasten und Jagen des heutigen Erwerbslebens, sowie der sich stets 
mehrende Lärm der Großstadt übt eine verheerende Wirkung auf die Nerven 
der Großstadtbewohner aus, außerdem schädigen auch der Rauch und Staub 
sehr nachteilig die Gesundheit der Bewohner. Es steigt daher von Jahr zu 
Jahr in den weitesten Schichten der Großstadtbevölkerung die Sehnsucht 
nach einem eigenen Heim in gesunder, schöner Umgebung, wo man, fern 
von den Nervenerregungen der Großstadt, neue Kräfte für Körper und Geist 
zur Arbeit sammeln kann. 

Aus diesem Bedürfnis heraus ist bei den meisten Großstädten ein Ring 
von Villenkolonien entstanden, welche ihren glücklichen Bewohnern trotz 
der unmittelbaren Nähe der Stadt alle Vorteile und Annehmlichkeiten des 
Landaufenthaltes bieten. 

Leider mußte die Stadt Nürnberg bis jetzt in dieser Beziehung hinter 
den meisten anderen Großstädten zurückstehen, trotzdem auch hier das Be¬ 
dürfnis zur Anlage einer Villenkolonie in den weitesten Kreisen empfunden 
wird. Wenn in Nürnberg die Versuche zur Anlage von Villenkolonien im 
Anfangsstadium geblieben sind, so ist der Hauptgrund darin zu suchen, daß 
die nähere Umgebung von Nürnberg nur wenig Plätze besitzt, die alle Vor¬ 
bedingungen zur Anlage von Villenkolonien in sich vereinigen. Auch dort, 
wo bereits die Versuche zur Anlage von Villenkolonien gemacht worden 
sind, ist man über diese bloßen Versuche nicht hinausgekommen, da die 
Vorbedingungen zur gedeihlichen Entwickelung nicht oder nur teilweise 
vorhanden waren. Als solche Vorbedingungen müssen gelten: 

1. Schöne, gesunde, staub- und rauchfreie Lage in unmittelbarer Nähe 
eines Waldes oder Parkes. 

2. Nicht zu große Entfernung vom Stadtinnern, ferner gute, rasche 
und nicht teuere Verbindung mit dem Mittelpunkt der Stadt. 

3. Größtmögliche Nähe der Straßenbahn und Bahnhöfe. 

4. Anschluß an die städtische Gas- und Wasserleitung und ausreichende 
Kanalisierung, um Spülaborte einrichten zu können. 

5. Hygienisch einwandfreier Untergrund. 

6. Mäßiger Bodenpreis. 

Im Osten der Stadt, auf dem bewaldeten Gelände zwischen den Vor¬ 
orten Mögeldorf und Erlenstegen am Ebensee (Fig. 1) ist nun eine derartige 
Kolonie von Landhäusern im Entstehen begriffen und sind bereits fünf Land¬ 
häuser fertiggestellt, während weitere fünf im Bau begriffen sind. Alle ge¬ 
schilderten Vorbedingungen zur Anlage einer derartigen Kolonie sind bei 
diesem 25 Tagwerk großen Grundstück vorhanden. Das mit schönen 
Föhren, schönen Eichen- und Tannenbäumen bestandene Terrain liegt 13m 
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Das 25 Tagwerk große Gelände soll unter tunlichster Schonung des 
Baumbestandes mit etwa 60 Villen bebaut werden. Die bis jetzt gebauten Villen 
passen sich in ihrer Bauart ganz vorzüglich dem Gelände an und ist die Raum¬ 
einteilung äußerst praktisch und wohnlich und entspricht ganz den Wünschen 
ihrer Bewohner. Das ganze Gelände besitzt Entwässerung, und zwar ist das 
biologische Klärverfahren zur Anwendung gekommen, wobei als weiterer 
hygienischer Vorzug die Anlage von Abortgruben in den einzelnen Villen 



in Wegfall kommt. Auch Gas- und Wasserleitung ist bereits gelegt. Ein 
schöner Fußgängersteg über das ganze Pegnitztal verbindet die entstehende 
Villenkolonie mit dem Vorort Erlenstegen und beträgt die Entfernung bis 
zur verlängerten Straßenbahnendstelle in Erlenstegen von der Mitte der 
Kolonie nur 5 Minuten. In 10 Minuten ist der Bahnhof Mögeldorf 
und die Haltestelle der Staatsbahnlinie Erlenstegen zu erreichen. — Das 
nördliche Längsufer des Ebensees wurde durch Auffüllung hochwasserfrei 
gemacht und wird hier ein Lawn-Tennis -Platz, sowie ein Kinderspielplatz 
errichtet. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 











392 


Dr. Sigmund Merkel, 


Digitized by 


Wenn irgend möglich, wird auch die Errichtung einer Badeanstalt in 
allernächster Nähe geplant. Bei einzelnen Villen sind auf Wunsch der Be¬ 
sitzer auf den Dachflächen Luft- und Sonnenbäder angebracht. 

Dieses schöne Gelände ist Eigentum einer Nürnberger Baufirma und 
werden von derselben Villenbauplätze in jeder Größe abgegeben und Villen 
in jeder Preislage erbaut (18000 bis 30000 Ji ). (Fig. 2 und 3.) 

Fig. 3. 

[öl 



Aufriß einer Villa. 


Die Kanalanlage zerfällt in zwei Teile. 

1. In die Straßenkanäle, welche aus 0,40 bis 0,60m weiten Zement- 
röhren bestehen und etwa 5 m tief in Mitte der Straßen liegen, und 2. der 
Kläranlage. Diese besteht aus dem Sandfang, in welchen die Straßenkanäle 
einmünden, drei Faulkammern und dem Koksfilter. Der Sandfang ist ein 
großer Vorschacht, in welchem alle festen, unlöslichen Bestandteile, wie 
Sand, Erde, Steine, sofort zu Boden sinken und sich ablagern. Von diesem 
Sandfang treten die gesamten Abwässer mit den Exkrementen in die große 
Faulkammer, welche 10m lang, 3,50 m breit und 3 m tief ist. Hier sinkt 
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ein großer Teil der festen Stoffe zu Boden. Von hier aus werden die Ab¬ 
wässer durch Tauchwände in zwei weitere Faulkammern, welche je 10m 
lang, 1,75 m breit und 3,00 m tief sind, geleitet, ln diesen beiden Faul¬ 
gruben sinken alle noch im Abwasser befindlichen festen Stoffe zu Boden. 
Diese drei Faulgruben sind luftdicht abgeschlossen und bewirken eine un¬ 
geheuere Vermehrung der anaeroben Abwasserbakterien, wodurch bekannt¬ 
lich eine vollständige Zersetzung der organischen Stoffe herbeigeführt wird. 

Von der dritten Faulkammer wird nun das von dem größten Teil der 
suspendierten Stoffe befreite Abwasser über Tropfkörper geleitet. Diese 
Tropfkörper bestehen aus faustgroßen Koksstücken in zwei Kammern, je 
5 m lang, 5 m breit und 3 m hoch. Dieselben sind gut durchlüftet und 
ausschaltbar. Die feinen suspendierten Stoffe schlagen sich durch Filtrations- 
wirkuns* auf den Koksstücken nieder und werden auf der Materialober¬ 
fläche festgehalten. 

Unterhalb der Tropfkörper fließt das gereinigte Abwasser vollständig 
färb- und geruchlos ab und wird in einem Kanal in die Pegnitz geleitet. 
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Zur Frage einer einheitlichen Organisation 
des Krankentransportwesens 
Tom Standpunkte der öffentlichen Gesundheitspflege. 

Von Dr. Budolf Mohr mann, Stadtassistenzarzt in Kiel. 


Daß das Krankentransportwesen ein ganz bedeutendes Interesse für die 
öffentliche Gesundheitspflege hat, ist schon seit langer Zeit bekannt. Aus 
dem historischen Teil der Abhandlung über den Krankentransport im Hand¬ 
buch der Krankenversorgung und Krankenpflege von Liebe, Jacobssohn 
und G. Meyer geht hervor, daß schon im Jahre 1611 in einer aus Anlaß 
einer Pestepidemie in der Stadt Ulm erlassenen Pestordnung der Transport 
der Pestkranken geregelt wurde. Die damals erlassenen Vorschriften suchten 
zu bewirken, daß durch den Transport der Pestkranken, die von ihrer 
Wohnung in abgelegene HäuBer gebracht wurden, keine weitere Verbreitung 
der Krankheit verursacht wurde. Ohne hier näher auf die zahlreichen 
später erlassenen Vorschriften über das Krankentransportwesen einzugehen, 
sei nur hervorgehoben, daß aus Anlaß der immer wiederkehrenden ver¬ 
heerenden Epidemien in den verschiedenen Landen und Städten der damaligen 
Auffassung über die Seuchen entsprechende zweckmäßige Vorschriften er¬ 
lassen wurden. Diese Vorschriften zeigen auch, je näher der Gegenwart 
liegend, einen humaneren Geist dem kranken Individuum gegenüber. 

Durch die Verbreitung des Samaritergedankens in Deutschland durch 
von Esmarch seit dem Jahre 1881 wurden zahlreiche Samaritervereine 
gegründet; durch die Friedensbestrebungen des Roten Kreuzes wurde, nach 
Ausbau der Vorkehrungen für die erste Hilfe in Unglücksfällen — Rettungs¬ 
wesen — in Verbindung mit diesem dem Krankentransportwesen, zumal in 
den größeren Städten, mehr und mehr Aufmerksamkeit geschenkt, ohne daß 
der Staat einer einheitlichen Regelung dieser Frage näher getreten wäre; 
leiten doch z. B. die in Preußen zur Regelung des Krankentransportes 
geltenden Bestimmungen ihre Berechtigung zum großen Teile aus dem ver¬ 
alteten Regulativ vom Jahre 1835 ab. 

Wie wir oben gesehen haben, sind es in früheren Zeiten die Volks¬ 
seuchen gewesen, die von Einfluß auf das Krankentransportwesen waren. 
Auch heute geben diese sogenannten gemeingefährlichen und ansteckenden 
Krankheiten dem Staate Anlaß, sich mit dieser Frage zu beschäftigen und 
sie einer den modernen weitgehenden Forderungen der allgemeinen Gesund¬ 
heitspflege voll gerecht werdenden Lösung entgegen zu führen. 

Das Auftreten der Cholera in Deutschland im Jahre 1892 veranlaßte 
die Reichsregierung das ihr zustehende Recht aus Artikel 4, Nr. 15 der Ver¬ 
fassung des Deutschen Reiches vom 16. April 1871, wonach Beaufsichtigung 
und Gesetzgebung über die Medizinal- und Veterinärpolizei dem Reiche 
untersteht, dahin in Anwendung zu bringen, daß sie dem Reichstage im 
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Jahre 1893 einen Gesetzentwurf, betreffend einheitliche Bekämpfung gemein¬ 
gefährlicher Krankheiten, vorlegte. Sieben Jahre später kam dann das 
Gesetz vom 30. Juni 1900 zustande, das die einheitliche Regelung der 
Abwehr- und Schutzmaßregeln, zu denen auch der Krankentransport in be¬ 
deutsamem Maße gehört, wie wir später noch ausführlich sehen werden, 
sicherte. Spezielle Vorschriften, die unser Thema betreffen, konnte und 
wollte das Gesetz nicht geben, sondern überläßt dies der Landesgesetzgebung. 
Aber auch das gewissermaßen als Ausführungsgesetz zum Reichsgesetz von 
1900 erlassene preußische Gesetz betreffend die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten vom 28. August 1905 gibt noch keine speziellen Vorschriften 
über das Krankentransportwesen außer, wie auch das Reichsgesetz, in dem 
negativen Sinne, daß beide mit Strafe bedrohen — § 44 R.-G., § 34 Pr. G. 
— den, der wissentlich Fahrzeuge oder Gerätschaften, welche zur Be¬ 
förderung von Kranken oder Verstorbenen im Sinne des Gesetzes gebraucht 
waren, vor Ausführung einer Desinfektion wieder in den Verkehr bringt. 
Daß gesetzlich in positiver Beziehung, um z. B. nur ein, wenn auch das 
wichtigste Moment hier zu nennen, nämlich die zu verlangende allgemeine 
Bereitstellung von in jeder Hinsicht zweckentsprechenden Geräten zum 
Transport der erkrankten Individuen — kann doch sogar nach dem Gesetze 
ein von einer der vorgesehenen Krankheiten Befallener zwangsweise aus 
seiner Behausung in ein Krankenhaus transportiert werden — nichts fest- 
gelegt wurde, lag wohl daran, daß das hierzu nötige Material noch nicht 
bereit war. Gesetzlich möglich waren dahingehende Bestimmungen sowohl 
aus § 23 R.-G. wie auch aus § 29 Pr. G. Zur Herbeischaffung dieses 
Materiales war bereits am 22. Oktober 1903 durch den Erlaß des Ministers 
der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten, betreffend Ein¬ 
richtungen im Rettungs- und Krankentransportwesen, an die Oberpräsidenten 
der Grund gelegt. Durch Fragebogen sollten die in Stadt und Land be¬ 
stehenden Rettungs- und Krankentransporteinrichtungen festgestellt werden. 
Der fünfte für unsere Frage wichtige Abschnitt des Fragebogens enthält die 
spezialisierten Fragen über das Krankentransport wesen, der uns ebenso, wie 
der letzte Abschnitt über das Melde wesen, später noch beschäftigen wird. 
Soweit mir bekannt, steht die Veröffentlichung der Ergebnisse der Umfrage 
unmittelbar bevor, und es kann nicht dem geringsten Zweifel unterliegen, 
daß diese Umfrage die maßgebende Behörde zu energischem Eingreifen ver¬ 
anlassen wird, zur Fürsorge auf dem Gebiete des dann möglichst einheitlich 
zu gestaltenden Krankentransportwesens vom Standpunkte der öffentlichen 



Es soll nun im folgenden das hervorragende Interesse der öffentlichen 
Gesundheitspflege an einer in jeder Beziehung zweckmäßigen Regelung des 
Kraukentransportwesens gezeigt werden. Weiter soll unter Berücksichtigung 
des für das Thema Wichtigen in aller Kürze dargelegt werden, was auf dem 
Gebiete des Krankentransportwesens bis jetzt geleistet ist. Endlich sollen 
unter Würdigung der Ergebnisse der beiden ersten Fragen die Forderungen, 
die bei einer möglichst zweckentsprechenden und einheitlichen Regelung des 
Krankentransportwesens in Stadt und Land, unter Berücksichtigung auch 
der bis heute gemachten Vorschläge, verlangt werden müssen, besprochen 
werden. 
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Das bedeutende Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege für die 
Verhältnisse des Krankentransportwesens wird begründet durch die Tat¬ 
sachen, daß einmal ansteckende Krankheiten durch die Beförderung der 
daran leidenden Personen verbreitet werden können und dadurch, daß mit 
ansteckenden Krankheiten behaftete Individuen zu ihrer Beförderung so 
sehr häufig öffentliches Fuhrwerk in Anspruch nehmen. 

Die letzte Frage, über die man bis vor kurzem bei dem Fehlen jeg¬ 
lichen Zahlenmateriales nur Vermutungen hegen konnte, ist jetzt insoweit 
geklärt, als die veröffentlichten Statistiken von G. Meyer, Hirsch und 
Engel uns ein trauriges Bild über diese Zustände entrollt haben. Die 
Statistik von Hirsch ergibt, daß im Jahre 1899 von den in die drei 
städtischen Krankenhäuser Berlins in Moabit, am Friedrichshain und am 
Urban aufgenommenen ansteckenden Kranken 76 bis 87 Proz. in unzweck¬ 
mäßiger Weise in die Anstalten gekommen waren; wobei zu berücksichtigen 
ist, daß in Berlin schon damals eine Polizeiordnung allem öffentlichen Fuhr¬ 
werk den Transport von Cholera-, Pocken, Darm-, Fleck- und Rückfalltyphus-, 
Diphtherie-, Ruhr-, Scharlach- und Masernkranken bei Strafe verbot. In 
der eben erwähnten Hirsch sehen Statistik sind alle Infektionskrankheiten, 
auch die, die vorwiegend Kinder befallen, berücksichtigt worden. Sie ist 
aus diesem Grund besonders ungünstig und es muß hier ein, wie wir später 
sehen werden, äußerst wichtiger Umstand bei Beurteilung der Verhältnisse, 
nämlich der Kostenpunkt, als die Statistik drückend betont werden. Für 
den Transport von an ansteckenden Krankheiten leidenden Kindern müssen 
mit verschwindenden Ausnahmen die Kosten von den Eltern getragen werden. 
Die Kosten für einen Transport sind aber unverhältnismäßig hohe; die 
Kinder werden also auf andere Art, das ist im Zweifelsfalle durch öffent¬ 
liches Fuhrwerk, in das Krankenhaus gebracht. Hirsch hat deshalb auch 
an zwei Zusammenstellungen aus der Charite und den Krankenhäusern am 
Urban und in Moabit die einschlägigen Zahlen nur für Erwachsene er¬ 
mittelt. Auf den ersten Blick scheinen sie günstiger zu sein. Er fand für 
durch Krankenwagen, also zweckmäßig, Transportierte 30 und 41 Proz. 
Näher betrachtet verlieren jedoch auch diese Zahlen ganz bedeutend. Es 
ist wichtig, zur Beurteilung der Zahlen zu wissen, daß nach Hirsche Fest¬ 
stellungen die Testierenden 70 Proz. bzw. 59 Proz. der mit ansteckenden 
Krankheiten aufgenommenen Patienten bis auf wenige Ausnahmen mittels 
Droschke, Straßenbahn, Stadtbahn oder Omnibus, d. h. durch öffentliches 
Fuhrwerk in die Krankenhäuser gelangt waren. Weiter ist wichtig zur 
richtigen Beurteilung der letzt angeführten Zahlen, wie Hirsch ausdrücklich 
hervorhebt, daß für fast alle auf zweckmäßige Weise Beförderten die Kosten¬ 
frage nicht in Betracht kam insofern, als die Kosten von dritter Seite durch 
Kassen oder Behörden getragen wurden. Endlich hat Hirsch noch auf 
eine dritte Art versucht, die Frage nach dem uns interessierenden Zahlen- 
verhältnis zu klären. Er hat nämlich festgestellt, daß im Jahre 1897 in 
sämtliche Berliner Krankenhäuser 19 423 mit an den in der oben genannten 
Polizeivorschrift bezeichneten Infektionskrankheiten leidende Personen auf¬ 
genommen sind. Da die drei Privatunternehmer, die damals allein be¬ 
rechtigt waren in ihren besonderen Wagen Infektionskranke zu befördern, 
über diese Transporte genaue Listen führen mußten, so konnte die Zahl der 
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Infektionstransporte für das Jahr genau festgestellt werden, nämlich 637. 
Es waren also nur etwa 3 Proz. aller Infektionskranken auf zweckmäßige 
Weise in die Krankenhäuser befördert Dieses so gefundene Prozent- 
Verhältnis kann natürlich aus leicht ersichtlichen Gründen keinen Anspruch 
auf absolute Genauigkeit machen. Zu einem noch traurigeren Ergebnisse, 
wenigstens was die Beförderung von mit ansteckenden Krankheiten be¬ 
hafteten Kindern anlangt, kommt Engel. Er hat auch an einem Berliner 
Krankenhause die Zahl der in das Krankenhaus aufgenommenen Kinder, die 
an einer Infektionskrankheit litten, und die Art ihres Transportes fest¬ 
gestellt. Von 1000 derartigen Kindern waren nur 13, also etwas mehr als 
1 Proz., im Krankenwagen befördert worden. Wenn auch zu berücksichtigen 
ist, daß gewiß ein gut Teil der Kinder in ihrem eigenen Kinderwagen, also 
nicht in öffentlichem Fuhrwerk, befördert sein werden, so ist doch zu be¬ 
denken, daß diese Kinderwagen natürlich nicht desinfiziert wurden und 
als eine Quelle der Weiterverbreitung der Infektionskrankheiten anzu¬ 
sprechen sind. 

Gesehen haben wir also, daß die Beförderung von ansteckenden Kranken 
bis heute zum weitaus größten Teile auf höchst unzweckmäßige Weise ge¬ 
schieht, unzweckmäßig, weil nicht in besonderen dem öffentlichen Verkehr 
entzogenen Transportmitteln. 

Wir wollen nun im folgenden zeigen, daß durch diese bisher in der 
überwiegenden Mehrzahl der Fälle geübte Transportart Übertragungen von 
Infektionskrankheiten mit großer Leichtigkeit stattfinden können, daß so 
eine Weiterverbreitung von Seuchen erfolgen kann und daß deshalb die 
öffentliche Gesundheitspflege ein Interesse an zweckmäßigen Krankentrans¬ 
porteinrichtungen für ansteckende und innerliche Kranke hat. 

Daß die ansteckenden Krankheiten durch den Krankentransport auf 
Gesunde übertragen werden können, unterliegt für uns bei den vorgeschrit¬ 
tenen Kenntnissen über die Ätiologie und Epidemiologie der Infektions¬ 
krankheiten keinem Zweifel mehr, und wir dürfen auch für die Infektions¬ 
krankheiten, deren Erreger wir zurzeit noch nicht kennen, nach Analogie 
ähnliche Mikroorganismen mit ähnlichen Lebensbedingungen und einer ähn¬ 
lichen Art der Weiter Verbreitung annehmen, wie bei den erforschten In¬ 
fektionskrankheiten. Die Übertragungsmöglichkeit durch den Transport ist 
schon seit langem durch die zur Regelung des Beförderungswesens von an¬ 
steckenden Kranken erlassenen Vorschriften richtig gewürdigt worden. Die 
moderne öffentliche Gesundheitspflege als solche hat sich mit dieser Frage 
besonders eingehend in bezug auf die Übertragung von ansteckenden Krank¬ 
heiten im internationalen Verkehr und im Eisenbahnverkehr beschäftigt. 
Es sind dort für den Fall des Ausbruchs einer Seuche ausgezeichnete Vor¬ 
kehrungen getroffen, ebenso wie auch für die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten, z. B. der Tuberkulose, auf den Eisenbahnen vorzügliche Be¬ 
stimmungen erlassen sind. Petri und Praußnitz, die beide Durchgangs¬ 
wagen von Berlin nach Meran auf pathogene Keime untersucht hatten, haben 
Tuberkelbazillen und andere für Menschen pathogene Keime im Staube der 
Wagen gefunden. Daß durch das Auffliegen des infektiösen Staubes eine 
Infektion der gesunden Passagiere erfolgen kann, ist ohne weiteres ein¬ 
zusehen. Hier soll auch zur Beleuchtung dieser Frage der Fall von 
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Rousselet angeführt werden, den er im Progrös medical 1892, Nr. 9, mit¬ 
geteilt hat. Ein Vater bestieg mit zweien seiner Kinder eine Droschke. 
Das eine Kind fand in der Droschke ein Stück Papier, das sich als eine An¬ 
weisung zur Aufnahme eines an Diphtherie erkrankten Kindes in ein Kranken¬ 
haus herausstellte. Einige Zeit darauf erkrankten die Kinder an Diphtherie 
und starben. 

Hat ein infektiöser Transport in einem öffentlichen Fuhrwerk, z. B. 
einer Droschke, stattgefunden, so ist die nachher zu fordernde Desinfektion 
nur mit großen Schwierigkeiten möglich, und es sind auch aus diesem Grunde 
die öffentlichen Fuhrwerke vom Transport ansteckender Individuen aus¬ 
zuschließen. 

Wir sehen aus dem Gesagten, daß ansteckende Krankheiten durch den 
Transport der an ihnen leidenden Individuen in öffentlichem Fuhrwerk auf 
Gesunde übertragen werden können und daß auf diese Weise ein nicht un¬ 
wichtiges Moment zur Weiterverbreitung einer Seuche gegeben ist. 

Zusammenfassend ergibt sich, daß das Interesse der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege an einer zweckmäßigen Regelung des Krankentransportes von 
ansteckenden Kranken in Stadt und Land ein bedeutendes ist. Dies war 
schon früher anerkannt durch die verschiedensten Versuche, das Transport¬ 
wesen zu regeln. Die oben angeführten Tatsachen haben jedoch, glaube 
ich, den Beweis erbracht, daß alle sanitätspolizeilichen Vorschriften bis heute 
nicht im entferntesten das erreicht haben, was von ihnen erwartet wurde. 
Wir haben gesehen, daß trotz des Verbotes der Benutzung öffentlichen 
Fuhrwerks bei ansteckenden Krankheiten und Strafandrohung auf der einen 
Seite und trotz Vorhandenseins von geeigneten Transportmitteln — Berlin 
— auf der anderen Seite, doch so gut wie kein Erfolg erzielt ist. 

Die Gründe, die hierzu führten und mit zwingender Notwendigkeit 
führen mußten, werden wir weiter unten ausführen, nachdem wir zuvor 
durch die Betrachtung dessen, was bis heute auf dem Gebiete des Kranken¬ 
transportwesens, wenigstens soweit es für die Beförderung von ansteckenden 
und innerlichen Kranken in Frage kommt und damit das Interesse der 
öffentlichen Gesundheitspflege berührt, geleistet worden ist, eine Grundlage 
gewonnen haben für die an ein zweckmäßiges Krankentransportwesen zu 
stellenden Forderungen. 

Es sollen im folgenden an einigen wenigen, herausgegriffenen typischen 
Beispielen die im Deutschen Reiche bestehenden Einrichtungen für das 
Krankentransportwesen in der gegebenen Beschränkung angeführt werden, 
soweit mir dies an der Hand der mir zur Verfügung stehenden Literatur 
von G. Meyer im Handbuche der Krankenpflege, Henius, Samariter- und 
Rettungswesen und den Jahrgängen 1901 bis 1905 der Zeitschrift für 
Samariter- und Rettungswesen möglich ist. Die außerdeutschen Ein¬ 
richtungen sollen unberücksichtigt bleiben bis auf die in London, die so 
vorbildlich sind, daß sie zur Beurteilung einiger Fragen herangezogen 
werden müssen. 

An erster Stelle sollen die in vieler Beziehung mustergültigen und vor¬ 
bildlichen Einrichtungen für den Krankentransport in Hamburg besprochen 
werden (Zeitschrift für Samariter- und Rettungswesen XI, Nr. 22). In 
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Hamburg untersteht das gesamte Krankentransportwesen der Polizeibehörde, 
womit, wie wir später seheti werden, eine sehr wichtige Forderung erfüllt 
ist, nämlich die behördliche Regelung der Einrichtung. Der Behörde gehören 
auch sämtliche Gerätschaften. Es stehen der dortigen Polizeibehörde elf 
Erankentransportwagen in Landauerform nach dem Wiener System zur 
Verfügung. Die eine Seitenwand des Wagens ist geteilt und wird beim 
öffnen nach oben und unten geklappt. Auf der heruntergeklappten Seiten¬ 
wand, die in wagerechter Stellung arretiert ist, wird die im Innern in der 
Höhe der Sitze gelegene Tragbahre herausgerollt. Auf ihr kann der Kranke 
aus seiner Wohnung in den Wagen getragen werden. Außer dem Kranken 
haben im Wagen noch zwei Personen Platz, die durch eine gewöhnliche Tür 
auf der anderen Seite des Wagens einsteigen. Daß der Wagen vorzüglich 
gefedert ist und auf Gummirädern läuft, sei nebenbei erwähnt, da auf die 
technischen Fragen zum Krankentransport in dieser Arbeit nur insoweit 
eingegangen werden soll, als die öffentliche Gesundheitspflege, wie z. B. in 
der Desinfektionsfrage, ein Interesse daran hat. Von diesen elf Wagen sind 
vier ohne Polsterung im Innern mit Eisenblech ausgeschlagen, unterscheiden 
sich aber äußerlich in nichts von den anderen Wagen. Sie dienen zum 
Transport von ansteckenden Kranken. Außerdem sind noch 25 gewöhn¬ 
liche Landauer, die zur Zeit der Gholeraepidemie im Jahre 1892 mit einem 
Belag von Eisenblech versehen waren, vorhanden und können in Notfällen 
jederzeit zum Transport von ansteckenden Kranken herangezogen werden. 
Der gesamte Wagenpark ist bei einem Fuhrunternehmer eingestellt, der die 
vier Wagen für Infektionskranke in seinen vier Depots über das Stadt¬ 
gebiet verteilt hat. Die Bespannung wird von ihm besorgt. Durch be¬ 
sondere Telephonleitungen ist das Hauptgeschäftslokal mit den Polizeiwachen, 
dem Stadthause und der Feuerwehr Tag und Nacht verbunden, so daß ein 
präzises Arbeiten der Einrichtungen garantiert ist. Auf der Zentralstelle 
haben 12 im Samariter- und Krankentransportdienst ausgebildete Leute, die 
dafür bezahlt werden, ununterbrochen Dienst, so daß zur Begleitung eines 
Transportes stets geschulte Leute bereit sind. Von den Hamburger Ein¬ 
richtungen ist noch hervorzuheben, daß Transporte von mit ansteckenden 
Krankheiten behafteten Personen in öffentlichem Fuhrwerk verboten sind. 
Es rechnen hierher Pest, Cholera, Fleckfieber, Blattern, Scharlach und 
Diphtherie. Weiter besteht in Hamburg die Einrichtung, daß der Arzt 
jedem Patienten, den er einem Krankenhause überweist, einen Aufnahme- 
Schein mitgibt, auf dem die oben genannte Polizeiverordnung im Auszug 
abgedruckt ist und auf der Platz für die Personalien des Kranken und einen 
Garantievermerk der Kassen vorhanden ist. Bei nicht ansteckenden Krank¬ 
heiten wird ein weißer Schein, bei ansteckenden Krankheiten im Sinne der 
Polizeiverordnung wird ein roter Schein mitgegeben. Es wird dadurch 
dokumentiert, daß die betreffende Person nicht in öffentlichem Fuhrwerk 
befördert werden darf, und jedem Kutscher eines öffentlichen Fuhrwerks ist 
es bei Ansicht des roten Scheines leicht möglich, die Person als eine infizierte 
zu erkennen und den Transport abzulehnen. Jedem Arzte werden diese 
Formulare von der Polizeibehörde kostenlos zugestellt. Endlich ist von den 
Hamburger Einrichtungen noch bemerkenswert, daß kein Transport von der 
vorherigen Regelung der Kostenfrage abhängig gemacht wird. Bei Un- 
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bemittelten erfolgt die Beförderung zu Lasten der Polizeikasse; bei Be¬ 
mittelten findet nachherige Einziehung des Betrages statt. 

Ähnlich wie in Hamburg, nur nicht so zielbewußt durchgeführt, ist das 
Krankentransport wesen in vielen anderen großen Städten Deutschlands, 
überall mehr oder weniger eng vereint mit den Einrichtungen für die erste 
Hilfe bei Unglücksfällen. So ist, um nur einige Städte als Beispiele heraus- 
zugreifen, in Hannover das Krankentransportwesen auch von der Stadt ein¬ 
gerichtet und wird von ihr unterhalten. Es sind zwei Wagen vorhanden, 
von denen der eine nur zur Beförderung Infektionskranker dient und nach 
jedem Transport desinfiziert wird. Die Wagen stehen auf der Feuerwehr¬ 
hauptwache; die Bespannung und Begleitung wird von der Feuerwehr 
gestellt. Die Kosten betragen für einen Transport mit zwei Begleitern 
3,50«/#, ohne Begleiter 2 <M und werden Unbemittelten erlassen. Die Wagen 
sind zweckmäßig eingerichtet und lassen äußerlich ihren Zweck kaum er¬ 
kennen. Die Oberaufsicht führt die städtische Branddirektion. Die Be¬ 
nutzung öffentlichen Fuhrwerks ist in Hannover für folgende Krank¬ 
heiten verboten: Cholera, Pocken, Darm-, Fleck- und Rückfalltyphus, 
Diphtherie, Genickstarre, Ruhr, Scharlach und Masern, zeigt also gegen 
Hamburg eine durchaus wünschenswerte Vermehrung der verbotenen Krank¬ 
heiten. Ganz ähnlich sind auch die Einrichtungen in Köln und Königsberg, 
wo auch die sich in städtischer Regie befindliche Feuerwehr die Kranken¬ 
transporte ausführt. 

In Breslau ist das Krankentransportwesen durch die Berufsfeuerwebr 
organisiert. Bemerkenswert ist, daß dort die sechs Krankenwagen im 
städtischen Allerheiligen-Hospitale aufgestellt sind. Auch in Leipzig sind 
die Krankenwagen in zwei Krankenhäusern untergebracht und es werden 
auch die zur Bespannung nötigen Pferde im Krankenhause gehalten. Kranke 
mit ansteckenden Krankheiten dürfen nur in diesen Wagen befördert werden 
und in der Regel erfolgen alle Transporte innerlicher und ansteckender 
Kranken nur auf ärztliche Anordnung. Die Wagen werden nach jedem 
Transport von ansteckenden Kranken desinfiziert. 

Wir haben bis jetzt die uns interessierenden Einrichtungen in solchen 
Städten gesehen, in denen die Verwaltung der Stadt das Krankenbeförderungs¬ 
wesen mehr oder weniger in eigener Regie hatte und in denen so die wich¬ 
tigen Fragen nach der Kostenregelung und Desinfektion eine einigermaßen 
befriedigende Lösung gefunden haben. Wenn G. Meyer bei der Besprechung 
der Berliner Verhältnisse sagt, daß Pistors 1898 ausgesprochenes Urteil 
über die Berliner Krankentransporteinrichtungen, nach dem sie trotz mancher 
Unvollkommenheiten doch noch die besten im preußischen Staate seien, nicht 
mehr zutreffe, so hat er damit vollkommen recht. Die Berliner Einrichtungen 
sind trotz mancher Verbesserungen nicht mustergültig. 

Die Beförderung von ansteckenden Kranken ist dort drei Fuhrunter¬ 
nehmern übertragen und wird vom Kgl. Polizeipräsidium beaufsichtigt 
Nur in besonders bezeichneten Wagen dürfen die in der oben angeführten 
Polizeiverordnung näher bezeichneten Kranken befördert werden. Die 
Wagen werden nach jedem Transport desinfiziert. Die Kosten für jeden 
Transport belaufen sich je nach der gewählten Wagenklasse — es gibt ver¬ 
schieden ausgestattete Wagen II. und III. Klasse! — auf 8 bis 25t/#, wozu 
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noch 3,50 Jft für die Desinfektion des Wagens kommen. Die Preise sind 
also ganz enorm und erklären sich daraus, daß Privatunternehmer die Be¬ 
förderung ausführen. Die Erfolge, die auf diese Weise in Berlin erreicht 
sind, habe ich oben dargelegt. 

Ein erheblicher Fortschritt wurde in Berlin durch die Transport¬ 
einrichtungen des Verbandes für erste Hilfe seit dem Januar 1905 erzielt. 
Der Verband hat folgende Einrichtungen getroffen. In drei Depots sind den 
modernen weitgehendsten Anforderungen entsprechende Krankenwagen ein¬ 
gestellt. Die Wagen werden nebst Zubehör nach jedem Transport, mag der 
Transport ein infektiöser gewesen sein oder nicht, im Institut für Infektions¬ 
krankheiten desinfiziert. Die Transportgebühren sind, da die Einrichtung 
auf humanitärer Grundlage beruht, gering. Arme Kranke werden umsonst 
befördert. Die ganze Einrichtung endlich untersteht in ärztlicher Beziehung 
der Leitung eines Arztes. 

Es sei hier noch einer, wie mir scheint, recht zweckmäßigen Einrichtung 
zum Transport infektiöser Kinder in Berlin gedacht, die auf die Initiative 
Engels ins Leben gerufen wurde. Auf Engels Anregung ist ein Trans¬ 
portinstitut für kranke Kinder gegründet, das in besonderen Kinderkranken¬ 
wagen durch eigene, desinfizierbare Kleidung tragende, Wärter erkrankte 
Kinder in die Krankenhäuser befördert. Nach jeder Benutzung findet eine 
gründliche Desinfektion statt. Die Kosten betragen 3 Jt . 

Das Melde wesen zur Herbeirufung eines Wagens ist in Berlin gut ein¬ 
gerichtet. Bemerken möchte ich noch, daß die jetzigen Zustände in Berlin 
wahrscheinlich in absehbarer Zeit durch Verstadtlichung von Grund aus ge¬ 
ändert werden. 

Wir sehen, daß Berlin in bezug auf seine Krankentransporteinrichtungen 
eine Mittelstellung insofern einnimmt, als in ihr die Beförderung von Kranken 
im Sinne unseres Themas teils von behördlich damit beauftragten Unter* 
nehmera, teils von einem der Allgemeinheit dienenden Privatinstitute aus¬ 
geführt wird. 

Es seien nun zum Schluß dieses Teiles noch kurz einige Städte an¬ 
geführt, in denen das Krankentransportwesen ganz in Privathänden liegt. 
Hierher gehören z. B. Frankfurt a. M., Nürnberg und München. Ausführ¬ 
licher sollen nur die Münchener Verhältnisse besprochen werden, da sie ein 
typisches Beispiel für die Gruppe der hierher gehörigen Einrichtungen geben. 
Ich entnehme die Details dem zehnten Jahresbericht der Münchener Frei¬ 
willigen Sanitätskolonne (Zeitschr. f. Sam. u. Rett. 1905, Nr. 17 u. 18). Das 
Krankentransportwesen liegt dort in den Händen der Münchener Freiwilligen 
Rettungsgesellschaft und der Sanitätskolonne, deren Tätigkeit für Leistungen 
auf dem Gebiete des Rettungswesens auf die einzelnen Stadtgebiete verteilt 
ist, während beide bestellte Transporte über ganz München ausführen. Die 
erste Gesellschaft verfügt über sechs Wagen zum Teil neuester Konstruktion, 
die zum Krankentransport dienen. Ein Wagen ist zum Transport für an¬ 
steckende Kranke bereitgestellt. Die Wagen stehen in eigenen Stallungen, 
in denen auch acht eigene Pferde bereit stehen. Eigene Kutscher führen ev. 
unter Heranziehung von im Krankentransportdienst ausgebildeten Sama¬ 
ritern die Beförderungen aus. Die Kosten betragen nicht unter 3 Jtl. Ein 
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ähnliches Wagenmaterial und ähnliche Einrichtungen besitzt die Sanitäts- 
Hauptkolonne München. 

Wir haben bis jetzt die mehr oder weniger zweckmäßigen Einrichtungen 
zur Krankenbeförderung in Rücksicht auf den Transport von ansteckenden 
und innerlichen Kranken in den großen Städten an einer Reihe von Beispielen 
kennen gelernt. Infolge mannigfacher hier nicht näher zu erörternder Um¬ 
stände werden die Forderungen der Hygiene in den großen, kapitalkräftigen 
Städten eher und besser erfüllt, als in den kleinen Gemeinden und auf dem 
flachen Lande. Und so sehen wir auch, daß in den meisten kleineren 
Städten und auf dem flachen Lande in der Fürsorge auf dem Gebiete eines 
zweckmäßigen Krankentransportes noch fast nichts geschehen ist, und nur 
soweit der sich immer mehr bahnbrechende Samaritergedanke gedrungen ist, 
wird auch auf dem flachen Lande dem Transportwesen Interesse entgegen¬ 
gebracht. 

Wir können uns daher im folgenden bei der Schilderung der ein¬ 
schlägigen Verhältnisse sehr kurz fassen. Als Beispiele, wie sie wohl ähnlich 
in vielen kleinen bis mittleren Städten gefunden werden, mögen Göttingen 
und Wurzen dienen. 

Bis vor kurzem gab es in Göttingen einen äußerst dürftig ausgestatteten 
Krankenwagen, der Eigentum der Kgl. Klinik ist. Benutzt wurde dieser 
Wagen fast nie. Seit einigen Monaten hat nun ein dortiger Fuhrunternehmer 
sich einen modernen mit Leder ausgeschlagenen Krankentransportwagen 
angeschafft. Die Stadt hat eine unentgeltliche Desinfektion für jeden 
infizierten Transport im städtischen Desinfektionshause zugesichert. Im 
übrigen geht der ganze Betrieb ohne behördliche Aufsicht vor sich. Weder 
Kutscher noch Begleitmannschaft sind im Krankentransportdienst aus¬ 
gebildet. Die Transportkosten sind, wie das bei einem Privatunternehmen 
nicht anders zu erwarten ist, recht erhebliche, nach außerhalb fast un¬ 
erschwingliche. Wie eine einfache Inspektion des Wagens lehrt, ist eine 
gründliche Desinfektion nur äußerst schwer möglich. Für den Transport 
der besser situierten Kreise der Bevölkerung bedeutet es ja insofern eine 
Verbesserung, als der Transport bequemer und mit größerem Komfort als 
früher möglich ist; vom Standpunkte der öffentlichen Gesundheitspflege aber 
ist eine solche Einrichtung, wenigstens wenn sie die Lösung der uns inter¬ 
essierenden Frage für Göttingen bedeuten sollte, zu verurteilen. 

Auf andere, wenn auch ähnliche Weise, ist in Wurzen für die Be¬ 
förderung von Kranken gesorgt. Dort hat der Samariterverein mit Hilfe 
des Landesverbandes, wie unten näher beschrieben, sich einen Krankeo- 
transportwagen angeschafft. Die Stadtverwaltung hat die Einziehung der 
Kosten und die Desinfektion übernommen. Begleitet wird jeder Transport 
von einem ausgebildeten Samariter. Schwierigkeiten macht öfter die Herbei- 
scbaffung der nötigen Pferde, da in Wurzen kein Fuhrunternehmer für 
ständige Bereitschaft von zwei Pferden Garantie übernehmen wollte. Nach 
jedem Transport eines ansteckenden Kranken findet eine gründliche Des¬ 
infektion statt. 

Auf dem flachen Lande ist für den Krankentransport aus leicht ersicht¬ 
lichen Gründen noch so gut wie nichts geschehen. Für eine kleine Gemeinde 
ist zur Anschaffung eines Transportgerätes kein dringendes Bedürfnis vor- 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Zur Frage einer einheitlichen Organisation des Krankentransportwesens usw. 403 

handen, abgesehen davon, daß sie finanziell natürlich kaum in der Lage 
dazu ist. Die Kreise oder eine Mehrheit von Kreisen, denen die Sorge zur 
Lösung in erster Linie obliegen müßte, haben sich noch fast gar nicht mit 
der Frage beschäftigt; wenngleich es auch rühmliche Ausnahmen gibt. So 
hat z. B. der Kreis Fallingbostel auf KreiskoBten einen Krankenwagen für 
1500c^ angeschafft und ihn am Orte seines Kreiskrankenhauses, in Walsrode, 
aufgestellt. 

Was sonst zur Fürsorge auf dem Gebiete des Krankenbeförderungs¬ 
wesens auf dem flachen Lande hier erwähnt werden soll, verdankt der 
eifrigen Tätigkeit des Samariterbundes seine Entstehung. Wie Düms auf 
der VII. Sächsischen Landes-Samariterversammlung hervorhebt, hat es sich 
der sächsische Landessamariterverband neben seinem ursprünglichen Arbeits¬ 
gebiet, der Ausbildung von Samaritern und der Fürsorge für erste Hilfe, 
zur Aufgabe gemacht, das Krankentransportwesen in kleineren Städten und 
auf dem flachen Lande zu fördern. Düms führt dort aus: 

„Die Erwägung, daß der Krankentransport so häufig ausschlaggebend ist für 
die Wiedergenesung des Verunglückten, nicht minder die Erfahrung, daß auf dem 
Lande bisher noch die unzweckmäßigsten, ja geradezu totbringenden Transport- 
geräte verwendet werden, und ferner die Tatsache, daß bei der Unkenntnis und 
dem Leichtsinn, der auf dem Lande diesbezüglich besteht, der Verbreitung von 
Infektionskrankheiten Tor und Tür geöffnet ist, hat uns ganz besonders dahin 
geführt, hier Wandel zu schaffen.“ 

Der Verband hat infolgedessen schon 12 Transportgeräte, zum größten 
Teile Wagen, aber auch Fabrbahren, auf die kleinen Städte Sachsens verteilt, 
die mehr und mehr benutzt werden und Transporte bis zu 30 km Ent¬ 
fernung ausgeführt haben. Nach jedem Transport infektiös Erkrankter 
werden die Transportgeräte desinfiziert. Da die Hauptgeschäftsstelle des 
sächsischen Samariterbundes mit ihrer vorzüglichen Sachkenntnis die Trans- 
portgeräte anschafft, so sind sie in hygienischer und technischer Hinsicht 
einwandsfrei. 

Zusammenfassend sehen wir, daß das Interesse der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege am Krankentransport auf dem Lande noch völlig ungenügend 
berücksichtigt ist, daß hier, obzwar die Übertragungsmöglichkeiten von an¬ 
steckenden Krankheiten bei dem fast durchgängigen Fehlen von öffentlichen, 
der gemeinsamen Benutzung dienenden Fuhrwerks, eine weit geringere ist, 
doch entschieden Wandel geschaffen werden muß. 

Bevor wir jedoch im letzten Teile der Arbeit die Forderungen, die wir 
vom Standpunkte der öffentlichen Gesundheitspflege an eine zweckmäßige 
Organisation des Krankentransportwesens in Stadt und Land stellen müssen, 
erörtern, sollen, wie schon oben gesagt, die Krankentransporteinrichtungen 
in London dargestellt werden. Die anzuführenden Tatsachen entnehme ich 
G. Meyers Darstellungen der Londoner Verhältnisse. 

In London wie in ganz England sorgen die Behörden nur für an¬ 
steckende Kranke. Für diese werden von den Behörden eigene Kranken¬ 
häuser gebaut, während die Errichtung der Krankenhäuser für nicht- 
infektiöse Kranke der allgemeinen Wohltätigkeit mit ausgezeichnetem Erfolge 
überlassen bleibt. Es sind in London acht Hospitäler für ansteckende 
Kranke vorhanden, von denen sechs mit Transport Stationen verbunden sind. 
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Auf jeder Transportstation steht ein Fuhrpark von 15 bis 20 äußerlich 
hocheleganten Wagen bereit, die ihre eigentliche Bestimmung nicht erkennen 
lassen. Im Innern sind diese Wagen aus poliertem Holze und es sind 
alle Teile so eingerichtet, daß sie leicht und gründlich desinfiziert werden 
können. Zur Bedienung stehen genügend ausgebildete Mannschaften zur 
Verfügung, die zu jedem Transport besondere, leicht waschbare Kittel an- 
legen. Nach jedem Transport findet eine gründliche Desinfektion der Wagen 
statt. Zur Aufnahme eines Kranken in ein Hospital sind Überweisungs¬ 
scheine, ähnlich denen in Hamburg, gebräuchlich. Die Beförderungen er¬ 
folgen ohne Ausnahme kostenlos. Das Meldewesen ist ausgezeichnet ein¬ 
gerichtet. 

In dem bis jetzt Ausgeführten haben wir gesehen, daß die öffentliche 
Gesundheitspflege ein hervorragendes Interesse an einer zweckentsprechenden 
Regelung des Krankentransportwesens in Stadt und Land hat. Wir haben 
weiter gesehen, daß, wenn auch sohon vereinzelte gute Einrichtungen 
wenigstens in den großen Städten vorhanden sind, doch die Frage einer zweck¬ 
entsprechenden Fürsorge auf unserem Gebiete einer allgemein befriedigenden 
Lösung harrt. Es sollen nun unter Berücksichtigung der bereits gemachten 
Vorschläge und aufgestellten Forderungen die Punkte erörtert werden, die bei 
einer einheitlichen Regelung des Krankentransportwesens vom Standpunkte 
der öffentlichen Gesundheitspflege in bezug auf die Beförderung von an¬ 
steckenden und innerlichen Kranken zu berücksichtigen sind. 

Pistor sagt in seinem oben angeführten Werke: 

„Der Staat als die Vereinigung aller Gemeinwesen geringerer Ordnung 
(Provinzen, Bezirke, Kreise, Ämter, Gemeinden usw.) unter einer Verwaltung zur 
Förderung gemeinsamer Interessen hat die Pflicht dafür zu sorgen, daß die öffent¬ 
liche wie die Wohlfahrt des einzelnen möglichst gesichert und begünstigt werde. 
Zu den wesentlichen Bedingungen jener allgemeinen wie persönlichen Wohlfahrt 
gehört die Herstellung gesundheitsmäßiger, die Beseitigung gesundheitswidriger 
Verhältnisse, behufs Sicherung und Erhaltung der Volksgesundheit sowie Mehrung 
der Volks Wehrkraft und des Volkswohlstandes; diesen Teil der staatlichen Für¬ 
sorge nennt man die staatliche öffentliche Gesundheitspflege und deren Über¬ 
wachung Sanitätspolizei.“ 

Ich glaube es bedarf keiner Erörterung mehr, daß im Sinne Piators 
die zweckmäßige Einrichtung eines geordneten Krankentransportwesens für 
ansteckende Kranke sowohl unter die Herstellung gesundheitsmäßiger wie 
unter die Beseitigung gesundheitswidriger Verhältnisse fällt, daß es also eine 
Pflicht der staatlichen öffentlichen Gesundheitspflege ist, hier geeignete Vor¬ 
kehrungen zu einer einheitlichen Organisation des Krankentransportwesens 
zu treffen. 

Wir haben gesehen, wie wenig bis jetzt auf dem Gebiete geschehen ist 
und daß bei der großen Wichtigkeit, die einer zweckmäßigen Kranken¬ 
beförderung beizulegen ist, und bei dem großen Schaden, den auch nur ein 
unrichtig ausgeführter Transport durch die Weiterverbreitung einer 
Epidemie anrichten kann, eine allgemeine einheitliche Regelung verlangt 
werden muß. Das kann nur durch den Staat geschehen. Der Staat muß, 
sei es auf gesetzlichem, sei es auf dem Verwaltungswege, einheitliche Grund¬ 
sätze erlassen, nach denen das Krankentransport wesen eingerichtet und 
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gehandhabt wird. Er muß durch bereitzustellende Mittel den wirtschaftlich 
schwachen Kreisen wirksam bei der Einrichtung und Instandhaltung der zu 
schaffenden Institutionen helfen. 

Bei der Besprechung der einzelnen zu berücksichtigenden Punkte soll 
im folgenden nur das hervorgeboben werden, was bei einer staatlichen 
Regelung der Frage nach unseren heutigen Anschauungen unbedingt berück¬ 
sichtigt werden muß. 

Wer die erforderlichen Einrichtungen zu treffen hat, wird im einzelnen 
verschieden sein. In den großen Städten nimmt natürlich die Stadtverwaltung 
die Einrichtung in die Hand und es sind ja auf diese Weise schon recht 
gute Institutionen geschaffen. Bei den kleineren Städten wird es am zweck¬ 
mäßigsten sein, wenn sie sich mit den umliegenden Ortschaften, also ihrem 
Kreise, zusammentun und gemeinsame Einrichtungen treffen. Verschieden 
werden die nötigen Vorkehrungen sein, die bei der Organisation in den 
großen Städten zu treffen sind, von denen in den kleineren Städten und auf 
dem flachen Lande. Sie erheischen eine gesonderte Besprechung. 

Zunächst ist vor allen Dingen für eine genügende Anzahl von geeigneten 
Transportmitteln Sorge zu tragen. Es können dies in den Städten nur von 
Pferden gezogene Krankenwagen sein. Ob später an Stelle der Pferdekraft 
Motorantrieb gesetzt werden kann, ist lediglich eine Frage der Technik. Die 
Krankenwagen sind so herzustellen, daß sie durch gute Federung, Gummi¬ 
bereifung und geeignete Suspension der Bahre dem Kranken die größte 
Sicherheit und Bequemlichkeit bieten. Sie müssen, um Aufsehen zu ver¬ 
meiden und um den Kranken nicht abzuschrecken, äußerlich elegant und 
gefällig gebaut sein und dürfen von einer Equipage nicht zu unterscheiden 
sein. Im Innern sind die Wagen so herzustellen, daß sie Platz haben für 
eine Krankentrage und zwei bequeme Sitzplätze. Es kann dann der Kranke 
oder Krankheitsverdächtige auch sitzend befördert werden und für eine 
Begleitsperson ist auch noch Platz vorhanden. Die Wände, Decken und 
Fußböden müssen glatt hergestellt, unnötige Ecken und Winkel sorgfältig 
vermieden werden. Für gute Ventilation, Beleuchtung und die Möglichkeit 
einer Heizung für längere Transporte ist zu sorgen. Ein abwaschbarer Öl¬ 
farbenanstrich für die Wände und die Decke, ein Linoleumbelag für den 
Boden ist am meisten zu empfehlen. 

Nach jedem Transport ist eine gründliche Reinigung und Desinfektion 
des Wageninnern wie natürlich auch der Krankentrage, Wäsche und 
aller sonst mit dem Erkrankten in Berührung gekommener Gegenstände 
unbedingt zu verlangen. Diese Forderung hat G. Meyer schon im Jahre 
1894 in einem Vortrage im ärztlichen Verein zu Berlin aufgestellt und 
nachher immer wieder auf das nachdrücklichste vertreten. G. Meyer ver¬ 
langt eine Desinfektion nach jedem Transport, mag er einen ansteckenden 
Kranken betroffen haben oder nicht. Man kann dieser Forderung unbedingt 
zustimmen, da eben nur so eine absolute Garantie für die Gefahrlosigkeit 
des nächsten Transportes übernommen werden kann. Mit welchen Mitteln 
und auf welche Weise die Desinfektion am besten auszuführen ist, ist eine 
spezielle Frage und soll hier nicht näher erörtert werden; jedenfalls hat 
die Reinigung und Desinfektion peinlich genau nach einer einheitlichen, 
ausführlichen Desinfektionsordnung zu erfolgen. Es muß ein Verfahren ge- 
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wählt werden, das bei größter Sicherheit in der Wirkung möglichste Schnellig¬ 
keit zuläßt. 

Weiter ist zu verlangen, daß außer der nötigen Zahl von Transport¬ 
geräten auch eine im Krankentransport- und Samariterdienst ausgebildete 
genügende Zahl von Leuten zur Ausführung und Begleitung der Transporte 
bereit gestellt wird. Die Forderung, daß diese Leute besondere, leicht des¬ 
infizierbare, Kleidung bei Ausführung eines Transportes anlegen, ist ebenso 
selbstverständlich wie die Forderung, daß diese Kleidung nach jedem Transport 
desinfiziert werden muß. 

Die Bereitstellung besonderer Kinderkrankenwagen im Sinne Bngels 
wird sich für die Städte, auch wegen der Kostenersparnis, empfehlen. 

Eine wichtige und wohl nicht einheitlich zu lösende Frage ist die nach 
der Organisation und dem Orte der Unterbringung des Transportmateriales. 
Wir haben gesehen, daß in einzelnen Städten die Feuerwehr den Kranken¬ 
transportdienst übernommen hat, und daß man sehr wohl damit zufrieden 
sein kann, zumal so die Frage nach der Begleitmannschaft und den nötigen 
Pferden leicht zu lösen ist. Zweckmäßiger ist jedoch zweifellos, wenn be¬ 
sondere Krankentransportstationen an geeigneter Lage, d. h. leicht von allen 
Punkten des zu versorgenden Gebietes zu erreichen, entweder für sich 
errichtet werden oder, falls die Krankenhäuser der eben genannten Forderung 
entsprechend liegen, mit diesen verbunden werden. Daß die Wagen für 
ansteckende Kranke auf den Stationen getrennt von anderen Wagen, z. B. 
solchen für Unglücksfälle, aufgestellt werden müssen, sei hier betont. Die 
Leitung einer solchen Station ist am besten einem zuverlässigen imSamariter- 
und Desinfektionswesen ausgebildeten Beamten zu übertragen. Die Ober¬ 
aufsicht über das Krankentransportwesen einer Stadt hat der zuständige 
Medizinalbeamte zu führen. 

Eine weitere, unbedingt zu erfüllende Forderung ist die, daß die Trans¬ 
porte der ansteckenden Kranken kostenlos zu erfolgen haben. 

Endlich ist noch von den Städten zu verlangen, daß sie sich, bei der 
leichteren Verbreitungsmöglichkeit der Seuchen in ihnen, vorbereiten für 
den Ausbruch größerer Epidemien. 

Größere Schwierigkeiten wird eine zweckmäßige Einrichtung in den 
kleineren Städten und auf dem flachen Lande machen. Jedenfalls sind die 
Einrichtungen auch hier von den zuständigen Behörden zu treffen und zu 
überwachen. 

Da es sich ja bei fast allen Transporten von ansteckenden Kranken um 
die Beförderung des kranken Individuums von seiner Wohnung in ein 
Krankenhaus handelt, so ist hierdurch und durch die Tatsache, daß es sich bei 
der Beförderung in unserem Sinne, abgesehen von einigen Ausnahmen — 
diphtherische Kehlkopfstenose zum Beispiel — im Gegensatz zum Rettungs¬ 
wesen fast nie um eine sehr beschleunigte Ausführung des Transportes 
handelt, für die Einrichtung unter ländlichen Verhältnissen eine bestimmende 
Richtung gegeben. Es ist nämlich hier zu erstreben, daß durch Zusammen¬ 
schluß aller zu einem Kreiskrankenhause gehörenden Gemeinden ein oder 
mehrere Krankentransportwagen angeschafft werden und im Kreiskranken¬ 
hause auf gestellt werden. Die Beschaffung der Bespannung wird, wenn 
eigene Pferde nicht gehalten werden, wohl niemals auf unüberwindliche 
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Schwierigkeiten stoßen. Im übrigen sind auf dem Lande einfachere Trans¬ 
portgeräte, obwohl alle unzweckmäßiger als Wagen, wohl vorläufig nicht 
ganz zu umgehen. Sie sind dann an allgemein bekannten Örtlichkeiten, 
Spritzenhaus, Schule oder Gemeindehaus, in besonderen Schuppen auf¬ 
zustellen. Es gehören hierher die Trag- und Bäderbahren. Wenn sie, 
obwohl nicht zu empfehlen, angeschafft werden, müssen sie so eingerichtet 
sein, daß sie leicht zu desinfizieren sind. 

Die erforderlichen Leute zur Ausführung der Transporte in kleinen 
Städten und auf dem flachen Lande sind, wenn nicht Bedienstete der Kreis¬ 
krankenhäuser im Nebenamte dazu herangezogen werden können, durch die 
Heranziehung und Mithilfe der Sanitätskolonnen und der Mitglieder der 
Samaritervereine, die in diesem Fache besonders ausgebildet werden müssen, 
zu beschaffen. Der Kreisarzt ist, wie auch Kor man treffend bemerkt, die 
geeignete Persönlichkeit zur Einrichtung und Überwachung des Kranken¬ 
transportwesens auf dem Lande und zur Heranbildung eines Samariter¬ 
korps, das da, wo ein selbständiges Personal zur Ausführung der Transporte 
fehlt, helfend eintreten wird. Die Erfüllung der Forderungen, die bei Be¬ 
sprechung der einschlägigen Verhältnisse in den Städten in bezug auf Des¬ 
infektion und Kosten erwähnt sind, ist auch auf dem Lande unbedingt zu 
verlangen. 

Wir haben bei der Besprechung der Forderungen, die bei der Lösung 
der Frage nach einem einheitlichen Krankentransportwesen unter Berück¬ 
sichtigung des Interesses der öffentlichen Gesundheitspflege in Stadt und 
Land in Betracht kommen, gesehen, daß wir verlangen müssen, daß die zu¬ 
ständigen Behörden durch Bereitstellung einer genügenden Anzahl zweck¬ 
entsprechender Transportmittel und einer besonders ausgebildeten Be¬ 
gleitmannschaft, durch die Desinfektion der Transportmittel nach 
jedem Transport und endlich durch die Unentgeltlichkeit der Ausführung 
Fürsorge zu treffen hat für den Transport von ansteckenden und innerlichen 
Kranken. 

Es sollen nun noch drei Punkte besprochen werden , die die Durch¬ 
führung der bis jetzt besprochenen Forderungen wesentlich zu erleichtern 
versprechen. 

Der erste dieser Punkte erstrebt ein einheitliches Verbot des Trans¬ 
portes von ansteckenden Kranken, Erwachsenen und Kindern, in allen dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Fuhrwerken, gültig nicht nur in den Städten, 
sondern auch auf dem flachen Lande, und die Verpflichtung, daß solche 
Transporte nur in den behördlich zu diesem Zweck bereitgestellten Wagen 
ausgeführt werden dürfen. 

Mit dieser Frage hängt eng zusammen, auf welche Krankheiten sich 
das Verbot erstrecken soll. Bei der Durchsicht der im In- und Auslande 
vom Transport in öffentlichen Fuhrwerken ausgeschlossenen Krankheiten 
werden mannigfache Verschiedenheiten gefunden und es muß Sache genauer 
Erwägungen sein, welche Krankheiten hierher zu rechnen sind. Außer den 
im Beichsgesetz aufgeführten Krankheiten müßte sich meiner Meinung nach 
das Verbot noch erstrecken auf die im eigentlichen Sinne übertragbaren 
Krankheiten des Gesetzes vom 28. August 1905, so daß nicht unter das 
Verbot fallen würden Körnerkrankheit und die Trichinose. Für vor- 
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geschrittene offene Tuberkulose wäre der Transport in nicht öffentlichem 
Fuhrwerk dringend zu wünschen, so schwer durchführbar die Forderung 
auch sein mag. Ebenso sollten auch die Masern unter die Rubrik der ver- 
botenen Krankheiten aufgenommen werden. 

Der zweite Punkt betrifft die allgemeine einheitliche Einführung der 
Krankenhausüberweisungsscheine nach Hamburger Muster, für die G. Meyer 
wiederholt warm eingetreten ist; ein Vorschlag, dem nach jeder Richtung 
beizupflichten ist. Es steht fest, daß fast alle Kranken, die in einem 
Krankenhause zur Aufnahme kommen, vorher in der Behandlung eines 
Arztes gewesen sind, der aus irgend welchen Gründen die Aufnahme in ein 
Krankenhaus für erforderlich hält. Für alle diese Überweisungen sollte 
ganz allgemein überall der gleiche Überweisungsschein gebraucht werden, 
auf dem außer Personalien und Krankheit auch die Art der Beförderung 
angegeben wird. Wenn dann der Kranke bei einer verständnisvollen Mit¬ 
arbeit der Allgemeinheit der Ärzteschaft in jedem Falle auf die Folgen einer 
Übertretung des anzustrebenden Verbotes der Benutzung öffentlichen Fuhr¬ 
werks bei ansteckenden Krankheiten aufmerksam gemacht wird, so wird 
nach Erfüllung der oben gegebenen Forderungen — allgemeine Bereit¬ 
stellung guter Transportmittel, Kostenlosigkeit des Transportes usw. — die 
Beförderung eines ansteckenden Kranken in öffentlichem Fuhrwerk bald zu 
den seltenen, allerdings wohl nie ganz zu beseitigenden Ausnahmen gehören. 

Die letzte Forderung endlich verlangt einen weiteren Ausbau des 
Meldewesens, vor allen Dingen auch auf dem flachen Lande, so daß die 
Herbeischaffung der Wagen und die Anfragen nach Platz in den Kranken¬ 
häusern auf das schnellste erledigt werden können. 

Bei Erfüllung der besprochenen Forderungen ist dem Interesse, das die 
öffentliche Gesundheitspflege an einer einheitlichen zweckmäßigen Regelung 
des Krankentransportwesens hat, Genüge geschehen. 
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Über den 

heutigen Stand der Heizungs- und Lüftungstechnik. 

Von Ingenieur H. Schumacher in Berlin. 


Während kleinere Zentralheizungsanlagen vielfach schon handwerks¬ 
mäßig und zum Schaden des Faches leider oft recht mangelhaft von ehe¬ 
maligen Monteuren usw. ausgeführt werden, widmen sich die wirklichen 
Heizungsfachmänner mehr der wichtigeren Aufgabe, große Gebäude und 
ganze Gebäudegruppen von einer Feuerstelle aus zu beheizen. 

Bevor diese Anlagen, darunter auch die sogenannten Fernheizungen, 
näher besprochen werden, sollen die Anforderungen kurz erörtert werden, 
welche einerseits von der Hygiene, andererseits mit Rücksicht auf die Wirt¬ 
schaftlichkeit im Betriebe an eine gute Zentralheizung gestellt werden müssen, 
und wie weit die Heizungstechnik diese jetzt schon zu erfüllen vermag. 

Für das Wohlbefinden der in geschlossenen Räumen sich aufhaltenden 
Menschen ist es bekanntlich von großer Wichtigkeit, daß die den Menschen 
umgebende Luft an allen Stellen im Raum und zu jeder Zeit auf gleicher 
Temperatur von bestimmter Höhe erhalten wird und Luftströmungen im 
Raum sich nicht bemerkbar machen. Natürlich muß auch die Beschaffen¬ 
heit der Raumluft selbst einwandsfrei sein und darf ihre Güte nicht durch 
Staub, Krankheitskeime usw. beeinträchtigt werden. 

Gleichmäßige Wärmeverteilung in einem Raum erhält man 
durch Anordnung der Heizkörper an denjenigen Stellen, wo hauptsächlich 
die Abkühlung stattfindet, d. h. an den Außenwänden — besonders unterhalb 
der Fenster —, neben den Eingangstüren, unter den Oberlichtflächen usw. 
Dabei wird auch die Luft im Raum selbst am wenigsten in Bewegung gesetzt, 
weil der Wärmetransport vom Heizkörper zur Abkühlungsfläche fortfällt, 
und dieser doch eigentlich nur durch Luftzirkulation erfolgt. 

Schwierigkeiten, die sich bei außergewöhnlich hohen Räumen mit hoch¬ 
liegenden Abkühlungsflächen ergeben, lassen sich durch Aufstellung der 
Heizkörper in verschiedener Höhenlage fast immer beseitigen. 

Auch die Frage der Erhaltung gleichmäßiger Wärme in allen 
Räumen eines Gebäudes ist verhältnismäßig leicht zu lösen, indem z. B. 
bei einer genau berechneten Warmwasserheizung für alle Räume gleichzeitig 
das Wasser je nach der Außentemperatur mehr oder weniger hoch erwärmt 
wird und die Räume, welche kalten Winden ausgesetzt oder besonders 
günstig gelegen sind, gesonderte Rücklaufleitungen erhalten. 

Für Niederdruckdampfheizungen, die eine solche zentrale Regelung nur 
in ganz beschränktem Maße gestatten, sind besondere Apparate notwendig, 
um zu verhindern, daß die Räume überheizt werden, was nicht nur zur Ver¬ 
hütung von Wärmestauung im menschlichen Körper, sondern auch aus wirt¬ 
schaftlichen Gründen vermieden werden soll. 
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In früheren Jahren wurde großer Wert darauf gelegt, den Kesseln, 
Heizkörpern und Rohrleitungen einer Warmwasserheizung möglichst großen 
Wasserinhalt zu geben, um mit Hilfe der in dem Wasser auf gespeicherten 
Warme Schwankungen der Innentemperatur am Tage und zu große 
Auskühlung der Räume während der Nacht zu verhüten. 

Hiervon ist man fast ganz abgekommen, und werden mindestens gleiche 
Resultate durch Füllschachtfeuerungen unter Verwendung von Brennmaterial 
erreicht, welches ohne Abschlacken und Schüren stundenlang gleichmäßig 
fortbrennt. 

Ein nennenswerter Unterschied zwischen der Warmwasserheizung und 
der Niederdruckdampfheizung, trotz der vielen Verbesserungen, welche 
letzteres System erfahren hat, besteht in der Wirtschaftlichkeit des Be¬ 
triebes, und gerade dieser Punkt ist für die weitere Einführung der Zentral¬ 
heizungen von großer Bedeutung, zumal die jährlichen Kosten für Brenn¬ 
material unter günstigen Verhältnissen schon 12 bis 15 Proz. der Anlage¬ 
kosten betragen, während unvollkommene Anlagen das Doppelte erfordern; 
in wenigen Jahren machen sich also‘schon die Mehrausgaben für eine gute 
Heizungsanlage bezahlt. 

In der Hauptsache ist dieser Mehraufwand an Brennmaterial schon durch 
das Heizungssystem selbst begründet. Die Warmwasserheizung läßt sich nämlich, 
wie gesagt, zentral regeln, d. h. durch Anpassung der Kesselwassertemperatur 
an die jeweilige Außentemperatur läßt sich eine Überheizung der Räume selbst 
bei Dauerbetrieb vermeiden und damit verhindern, daß durch übermäßiges 
Lüften, Öffnen der Fenster usw., unnötigerweise Wärme verloren geht. Anders 
bei der Niederdruckdampfheizung, deren Heizkörper stets 100° C Oberflächen¬ 
temperatur besitzen und deshalb für mildes Wetter viel zu groß sind, weil 
sie doch für die größte Außentemperatur ausreichend berechnet werden 
müssen. Hieran kann auch durch das Einbauen bester Ventile nicht viel 
geändert werden, weil es selbst für einen Sachkundigen verhältnismäßig 
schwierig ist und viel Zeit erfordert, immer die richtige Ventilstellung bei mehre¬ 
ren Heizkörpern auszuprobieren. Infolgedessen unterbleibt die Regelung durch 
die Ventile meistens ganz, man hilft sich durch Öffnen der Fenster, und der 
dadurch entstehende Wärmeverlust ist noch viel größer als derjenige, welcher 
außerdem noch durch höhere Innentemperatur, d. b. durch größere Trans¬ 
mission der Außenflächen entsteht. Will man nicht zum periodischen Be¬ 
triebe der Niederdruckdampfheizung übergehen, muß man also Apparate 
anwenden, die selbsttätig die Regelung der Heizkörperventile bewirken. 

Es gibt bereits eine große Anzahl derartiger selbsttätiger Tempe¬ 
raturregler; aber auch die erprobtesten von ihnen (System Johnson) sind 
noch nicht einfach und sicher genug, als daß man sie überall empfehlen 
könnte. Durch Verwendung der Johnson-Regler erhöhen sich übrigens die 
Anlagekosten um etwa 20 Proz., so daß eine Niederdruckdampfheizung damit 
nicht viel billiger wird als eine Warmwasserheizung, die doch außer ein¬ 
facherer Bedienung auch noch den Vorteil der niedrigeren, hygienisch ein¬ 
wandfreien Heizkörpertemperaturen und eines wirklich ruhigen Betriebes bietet. 

Die jahrelangen Bemühungen verschiedener Firmen, bei der Nieder¬ 
druckdampfheizung durch sogenannte Luftumwälzung oder durch teil- 
weisen Vakuumbetrieb niedrigere Heizkörpertemperaturen zu erzielen und 
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sie dadurch in hygienischer Beziehung der Warmwasserheizung gleichwertig 
zu machen, haben dauernd gute Resultate nicht ergeben und kommen diese 
Ausführungsarten auch schon wegen der damit verbundenen nicht zuver¬ 
lässigen Einrichtungen und wegen der unverhältnismäßig hohen Mehrkosten 
der Anlage kaum noch in Betracht- 

Wenn man noch berücksichtigt, daß die Lebensdauer einer Warm¬ 
wasserheizung 30 und mehr Jahre beträgt, eine Niederdruckdampfheizung 
aber schon innerhalb 10 Jahren erhebliche Reparaturen erfordern kann, 
dann kommt man immer wieder zu dem Schluß, daß das Beste schließlich 
doch das Billigste ist, und gibt der einfachen, gediegenen Warmwasserheizung 
den Vorzug. 

Selbst die vor einigen Jahren plötzlich aufgetauchten und in den ver¬ 
schiedensten Formen zur Ausführung gebrachten Schnellumlauf-Warm¬ 
wasserheizungen finden heute nur noch selten Anwendung, weil sie nicht 
viel billiger und lange nicht so zuverlässig sind als eine gewöhnliche Warm¬ 
wasserheizung. 

Dem Wunsche einiger Hauswirte «Rechnung tragend, die mit der Be¬ 
dienung der Zentralheizung und mit den teils unerfüllbaren Wünschen mancher 
Mieter nichts zu tun haben wollten, sind für die einzelnen Wohnungen großer 
Mietshäuser bisweilen gesonderte Warmwasserheizungen mit Kesseln in den 
Koohherden, sogenannte Etagenheizungen, ausgeführt worden, die zwar 
jedem Mieter gestatten, seine Wohnung nach Belieben zu heizen, aber in 
Anbetracht der unökonomischen Kochherdfeuerung und wegen des lästigen 
Brennstoff- und Aschentransportes als ein Rückschritt zu bezeichnen sind. 

Der Vollständigkeit halber sei auch noch erwähnt, daß Heißwasser¬ 
heizungen der hohen Heizflächentemperatur und unvollkommenen Regulier- 
barkeit wegen, nicht zum mindesten auch infolge der Explosionsgefahr, 
heute fast gar nicht mehr gebaut werden, während Luftheizungen mit 
Rücksicht auf die hohen Betriebskosten nur noch dort empfohlen werden 
können, wo gleichzeitig eine starke Lüftung der zu heizenden Räume ver¬ 
langt wird und Gleichmäßigkeit der Raumtemperaturen und sichere Heiz¬ 
wirkung selbst bei starkem Wind nicht unbedingt notwendig sind. 

Wenn neuerdings, besonders für Landhäuser, Luftheizungen ameri¬ 
kanischen Systems angepriesen werden, die in bezug auf solide Ausfüh¬ 
rung und Anforderungen der Hygiene noch nicht einmal unseren alten, 
bereits seit vielen Jahren verworfenen Luftheizungen gleichkommen, dann 
geschieht dies ganz ohne Zustimmung aller maßgebenden Heizungsfachmänner. 

Es ist interessant zu verfolgen, wie die Gründe, welche seinerzeit An¬ 
laß gaben, die Einzelheizung zu verlassen und Zentralheizungen für ganze 
Gebäude einzurichten, schließlich dazu führten, daß für große Qebäudegruppen 
Fernheizungen eingerichtet werden. 

Abgesehen von der Verminderung der Feuersgefahr beschränkt man 
dabei den Kohlen- und Aschentransport, welcher bei Ofenheizung Staub und 
Schmutz in alle Räume brachte und unendlich viel Arbeit verursachte, auf 
das gemeinschaftliche Kesselhaus und benutzt bei großen Anlagen dafür 
sogar maschinelle Einrichtungen. 

Wenn hierdurch schon eine große Ersparnis an allgemeinen Betriebs¬ 
kosten entsteht, so tritt auch noch eine Verminderung der Kosten für Brenn- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



413 


Über den heutigen Stand der Heizungs- und Lüftungstechnik. 

material dadurch ein, daß die große zentrale Kesselanlage infolge ihrer voll¬ 
kommeneren Einrichtungen eine noch bessere Ausnützung des Brennstoffes 
ermöglicht, als dies bei Koksschüttkesseln mit selbsttätigen Verbrennungs¬ 
reglern erreichbar ist, zum Teil auch deshalb, weil statt des teuren Kokses 
jeder andere Brennstoff verwandt werden kann. Diese Ersparnisse sind so 
bedeutend, daß selbst die Wärmeverluste in den Fernleitungen zu den ein¬ 
zelnen Gebäuden und die Verzinsung des größeren Anlagekapitals gar nicht 
in Betracht kommen. Ganz besonders günstig liegen die Verhältnisse, wenn 
die Heizungskessel mit einer elektrischen Zentrale vereinigt werden können 
und der Abdampf von Lichtmaschinen für Warmwasserbereitungszwecke u. dgl. 
zur Verfügung steht. 

Während man bis vor wenigen Jahren zur Fortleitung der Wärme auf 
weitere Entfernungen ausschließlich Dampf benutzte, werden jetzt für den 
gleichen Zweck — sofern nicht sehr große Höhenunterschiede im Terrain zu 
überwinden sind — Fernwarmwasserheizungen vielfach vorgezogen, 
nachdem durch die Entwickelung der Zentrifugalpumpen, der Dampfturbinen 
und der rotierenden Dampfmaschinen dem Heizungsingenieur Mittel gegeben 
sind, eine gleichmäßige, schnelle Zirkulation des warmen Wassers in einem 
weitverzweigten Rohrnetz ohne große Kraftverluste und ohne Gefahr zu er¬ 
wirken, und nachdem die sonstigen Bedenken, welche dem maschinellen 
Betrieb entgegenstanden, glücklicherweise beseitigt sind. Wassertemperaturen 
über 100° C, mit denen in früheren Jahren die Amerikaner Fernheizungen 
betrieben haben und dabei recht schlechte Erfahrungen machten, kommen 
bei uns nicht in Frage. 

Die Vorteile einer Fern warm wasserheizung gegenüber einer Ferndampf¬ 
heizung bestehen in der Hauptsache in der viel einfacheren Rohranlage und 
deshalb viel leichteren Bedienung, in der Möglichkeit, die Wärmezufuhr in 
den einzelnen Gebäuden vom Kesselhaus zentral zu regeln, ferner in den 
geringeren Wärmeverlusten, insbesondere bei milder Witterung, und schließ¬ 
lich in den Ersparnissen an Reparaturkosten und Abschreibungen. Aller¬ 
dings müssen die an eine Fernwarmwasserheizung anzuschließenden Gebäude 
mit Warmwasserheizungen versehen werden, die in der Anschaffung 40 bis 
50 Proz. teurer sind als Niederdruckdampfheizungen, aber im Betrieb, wie 
gesagt, sich wesentlich billiger stellen. 

Es ist früher allgemein behauptet worden, die Lufterwärmung für 
Lüftungsz wecke könnte wegen der Einfriergefahr nicht durch Warmwasser¬ 
heizung erfolgen; dies ist auch heute noch zutreffend, wenn es sich z. B. um 
Luftzuführung durch Fensterbrüstungen zu gewöhnlichen Heizkörpern einer 
Warmwasserheizung handelt, nicht aber für große Heizkammern mit richtig 
konstruierten und zweckmäßig angeordneten Heizkörpern, es können also 
Lüftungskammern ebenfalls durch die Fern warm wasserheizungen mit Wärme 
versorgt werden. 

Vom hygienischen Standpunkt ist die weitgehendere Verwendung von 
Warmwasser für Heizungszwecke sowie zur Erwärmung der Frischluft gewiß 
als ein Fortschritt zu bezeichnen. 

Wie im Heizungsfach, so sind auch bezüglich der Lüftungsanlagen 
Neuerungen zu verzeichnen. 
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Im allgemeinen steht man allerdings auf dem Standpunkte, künstliche 
Lüftungsanlagen lieber ganz fortzulassen und sich mit Fensterlüftung zu 
begnügen, wenn nicht die Mittel vorhanden sind, wirklich gediegene Lüftungs¬ 
anlagen zu schaffen und wenn nicht die Gewißheit besteht, daß diese Ein¬ 
richtungen auch wirklich benutzt und sauber gehalten werden. 

Die frische Luft kann — wie bereits erwähnt — nicht nur durch Dampf¬ 
heizkörper, sondern auch durch Warmwasserheizung soweit vorgewärmt werden, 
daß sie, ohne Zugerscheinungen hervorzurufen, in die Räume eingeführt wer¬ 
den darf. In beiden Fällen ist mit Rücksicht auf gründliche Reinhaltung 
eine bequeme Zugänglichkeit aller Teile der Heizkammern besonders wün¬ 
schenswert, und es kommen aus dem gleichen Grunde als Heizkörper dafür 
nur glatte Radiatoren oder Rohrheizfläche nach Art der Röhrenkessel in 
Frage. Letztere bieten zwar der Luft größeren Widerstand und bedingen 
deshalb Yentilatorbetrieb, doch ist man heute schon daran gewöhnt, 
für gediegene Lüftungsanlagen Ventilatoren anzuwenden, wenn man auch 
bei ungünstiger Witterung den Lüftungseffekt sicher erzielen will. 

Hinsichtlich der Luftfilter gehen die Meinungen immer noch weit aus¬ 
einander, fest steht nur, daß Luftfilter, die nicht regelmäßig gereinigt werden, 
mehr schaden als nutzen. Eine vollständige Reinigung der Luft ist be¬ 
kanntlich nur schwer zu erreichen und, da nicht zu verhindern ist, daß Staub 
auch auf anderem Wege als durch die Lüftungskanäle in die Räume gelangt, 
so begnügt man sich vielfach mit einfachen sogenannten Streifflltern, welche 
alle groben Verunreinigungen der Luft zurückhalten. Große, leicht zu reinigende 
Staubkammern, in denen die Luft zur Ruhe kommt und die mitgerissenen 
festen Bestandteile ablagem kann, erfüllen übrigens fast ebenso den Zweok. 

Nachdem festgestellt worden ist, daß dem Menschen eine relativ trockene 
Luft am zuträglichsten ist, und der Wassergehalt der Raumluft unter normalen 
Verhältnissen nie auf eine unzulässige Grenze herabsinkt, kommen Luftbe- 
feuchtungseinrichtungen nur noch selten zur Ausführung, und es fällt 
damit die Gefahr fort, daß die Luft durch Übersättigung oder durch Ver¬ 
dampfung schmutzigen Wassers verschlechtert wird. 

Unter gediegener Ausführung einer Lüftungsanlage ist auch zu 
verstehen, daß die frische Luft an ein wandsfreier Stelle entnommen wird, 
daß die horizontalen Luftkanäle und Heizkammern begehbar gemacht werden, 
möglichst durch Tageslicht erhellt sind und ganz glatte, leicht abwaschbare 
Begrenzungsflächen erhalten. 

In vereinzelten Fällen sind Lüftungsanlagen durch Kühleinrich¬ 
tungen ergänzt worden. Es handelte sich weniger darum, die zu lüftenden 
Räume zu kühlen, als zu ermöglichen, daß auch an sehr heißen Tagen 
eine Frischluftzuführung stattfinden, eine Erhöhung der Raumtemperatur 
durch Einführung heißer Luft aber vermieden werden sollte. Kühlein¬ 
richtungen mit Kältemaschinen kommen für solche Zwecke der hohen Kosten 
wegen natürlich nicht in Frage, sondern die Luft wird an Kühlkörpern, 
durch welche kaltes Brunnenwasser fließt, vorbeigeführt und so um 8 bis 
10° C abgekühlt. 

Neuerdings ist es gelungen, durch verhältnismäßig einfache Apparate 
Ozon sehr billig zu erzeugen. Die Lüftungstechniker haben sich dies zu 
Nutzen gemacht und dort, wo eine Steigerung des Luftwechsels in gewünschtem 
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Über den heutigen Stand der Heizungs- und Lüftungßtechnik. 

Maße aus baulichen Gründen oder mit Rücksicht auf die Betriebskosten nicht 
angängig war, Ozonisierung der Luft ausgeführt. Besondere Beachtung ver¬ 
dient diese Ozonlüftung dort, wo viele Menschen längere Zeit auf engem 
Raum zusammengedrängt sich aufhalten müssen, ein entsprechender Luft¬ 
wechsel aber Zugerscheinungen hervorrufen würde. 

Wie aus vorstehenden Zeilen hervorgeht, können die Heizungs- und 
Lüftungstechniker heute schon recht weitgehenden Anforderungen gerecht 
werden und Anlagen schaffen, die in jeder Beziehung ein wandsfrei sind, 
leider wird aber ihre Arbeit von vielen Architekten noch nicht genügend 
gewürdigt und an der Heizung und Lüftung zugunsten der Architektur 
zu viel gespart. Deshalb wäre zu wünschen, daß ähnlich wie für gewerb¬ 
liche Anlagen von seiten der Gewerbeinspektionen so auch von anderen 
Behörden besonders für Schulen, Krankenhäuser, Restaurants, Versamm¬ 
lungsräume Bestimmungen getroffen würden, die wenigstens für die Lüftung 
ein Mindestmaß vorschreiben und die betreffenden Hausverwaltungen veran¬ 
lassen, die Lüftungsanlagen regelmäßig in Betrieb zu halten, was aus Spar- 
B&mkeitsrücksichten leider zu oft unterbleibt. 

Zum Schluß sei noch erwähnt, daß die Technische Hochschule Berlin 
seit einigen Jahren eine Versuchsanstalt für Heizungs- und Lüftungsein¬ 
richtungen besitzt, die unter anderem den Wert der verschiedenen Kon¬ 
struktionen streng wissenschaftlich prüfen und den. ausführenden Heizungs¬ 
ingenieuren neue Unterlagen für die Untersuchung fertiggestellter Anlagen 
in bezug auf Wirkung und sparsamen Betrieb schaffen soll. 
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Die sozialhygienischen Zustände 
in Deutschland nach amtlichen Yeröffentlichungen 
aus dem Jahre 1909. 

Von Dr. med. Alfons Fischer, Karlsruhe i. B. 


Alljährlich erscheint von seiten der Behörden des Reiches, der Einzel- 
staaten und vieler Städte eine große Summe von statistischen Veröffent¬ 
lichungen allgemeiner und auch spezifisch medizinischer Natur, die einen 
hohen Wert für die Hygiene, als Wissenschaft wie auch als praktisches 
Tätigkeitsgebiet, enthalten, ohne daß bis jetzt diese Publikationen die Be¬ 
achtung gefunden hätten, die ihrer Bedeutung zukommt. Es soll in dieser 
Feststellung, die gegenüber statistischen Veröffentlichungen auch für andere 
Berufsarten, nicht nur für den Arzt und den Hygieniker zutrifft, durchaus 
kein Vorwurf nach irgend welcher Richtung hin liegen. Bei der Fülle 
des stets wachsenden statistischen Materials ist es für den Einzelnen in der 
Regel unmöglich, all’ diese Publikationen zu Gesicht zu bekommen, geschweige 
denn sie zu studieren. Es ist auch nicht jedermann gewillt, vielleicht auch 
nicht vereigenschaftet, sich in die für den ersten Augenblick nüchtern er¬ 
scheinenden Zahlenreihen zu vertiefen. Ich meine, daß aus mannigfachen 
Gründen, aus Gründen der Arbeitsteilung, der Befähigung, des Geschmacks usw. 
sich eine neue Spezialität unter den Hygienikern und Ärzten immer mehr ent¬ 
wickelt. Diese Gruppe macht die sehr sorgfältigen, umfangreichen und kost¬ 
spieligen Statistiken, die von amtlicher Seite veröffentlicht werden, zur Grundlage 
ihrer Studien, um auf diese Weise die medizinischen Kenntnisse, die bisher 
fast ausschließlich am Krankenbett und im naturwissenschaftlichen Labora¬ 
torium gewonnen wurden, zu ergänzen. Man hat nämlich, besonders in den 
letzten Jahren, immer mehr erkannt, daß die Entstehung — und daher auch 
die Verhütung — weit verbreiteter Krankheiten weder in den Kliniken noch 
in den chemischen oder bakteriologischen Arbeitsräumen allein im vollen 
Umfange ergründet werden kann, daß vielmehr eine Ergänzung durch 
soziologische und volkswirtschaftliche Untersuchungen notwendig ist, da sehr 
häufig zwischen Krankheit und den jeweiligen wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnissen im Staat und in der Gemeinde ein enger Zusammenhang be¬ 
steht. Diese gesellschaftlichen Zustände kann man aber schwerlich besser 
als mit Hilfe der Statistik erfassen und beschreiben; solche Erhebungen werden 
seit langer Zeit von den verschiedenen Behörden vorgenommen, und die 
Resultate veröffentlicht. Setzt man nun diese sozialen, mit Hilfe der Statistik 
gewonnenen Zustandsbeschreibungen in Beziehung zu den jeweiligen medizinal¬ 
statistischen Publikationen, die von Amts wegen im Deutschen Reiche er¬ 
scheinen, so erhält man eine Vorstellung von den sozialhygienischen Zu¬ 
ständen in Deutschland. Ganz besonders wertvolle, eigen- und bis jetzt 
in gewissem Sinne einzigartige amtliche Veröffentlichungen Bind während des 
Jahres 1909 bekannt geworden. Es scheint mir daher eine lohnende Auf- 
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Die sozialhygienischen Zustände in Deutschland usw. 

gäbe zu sein, danach zu streben, einen Überblick über die sozialhygienischen 
Verhältnisse in Deutschland gerade während des letzten Jahres zu gewinnen. 
Bemerken möchte ich jedoch ausdrücklich, daß bei den folgenden Darlegungen 
— schon mit Rücksicht auf den Raum — auf Vollständigkeit des zu berück¬ 
sichtigenden Materials nicht Bedacht genommen werden konnte. Auch möchte 
ich es nicht unterlassen zu betonen, daß ich bei der Auswahl der zu be¬ 
sprechenden statistischen Angaben jeweils nur nach meinem persönlichen 
Ermessen verfahren bin; was mir besonders interessant und bedeutungsvoll 
erschien, habe ich hervorgehoben. Von anderer Seite her wäre gewiß vieles 
anders beurteilt worden. Es liegt mir nur daran, zu zeigen, welch eine Fülle 
wichtigen Materials die statistischen Publikationen enthalten; der Hauptzweck 
meiner Ausführungen besteht darin, zum eigenen Studium der betreffenden, 
den jeweiligen Leser interessierenden statistischen Werke anzuregen. 

Wenden wir uns nun zunächst dem „Statistischen Jahrbuch für das 
Deutsche Reich u l ) zu, so finden wir gleich auf Seite 1 einige ungemein 
wichtige Angaben über die Zusammensetzung und Zunahme der Be¬ 
völkerung in Deutschland. Bei der letzten Volkszählung am 1. Dezember 
1905 wurden 60,6 Millionen Personen, darunter 29,8 männliche, 30,8 weibliche, 
festgestellt; bei der vorletzten Volkszählung (am 1. Dezember 1900) zählte man 
nur 56,3 Mill. Menschen. Diese Ergebnisse sind sehr bedeutungsvoll. Sielehren 
uns, daß im Deutschen Reiche innerhalb von 5 Jahren eine BevölkerungsVer¬ 
mehrung von rund 4,3 Millionen Personen stattgefunden hat, d. h. daß sich 
die Zunahme pro Jahr auf fast 900000 Menschen beläuft. Deutschland hat 
mithin durchschnittlich jährlich während der letzten Volkszählungsperiode 
einen Zuwachs von 1,46 Proz. der mittleren Bevölkerung, während die ent¬ 
sprechenden Ziffern für Österreich-Ungarn 0,93, für Rußland 1,37, für England 
1,15, für Frankreich nur 0,15 lauten. 

Dieses starke Bevölkerungswachstum kann man, nach meiner Meinung, 
nur freudig begrüßen. Denn das kostbarste Besitztum eines Staates besteht 
in seinen Bürgern selbst; das beste Kapital stellt der werteerzeugende Mensch 
dar. Freilich kommt es nicht allein auf die Quantität, sondern auch auf die 
Qualität an; aber auch in dieser Hinsicht ist, wie wir sehen werden, bei 
einem Vergleich der deutschen Zustände mit den ausländischen, kein Grund 
zur Besorgnis vorhanden. Jedoch, das werden wir zu zeigen haben,' Gesetz¬ 
gebung und Verwaltung werden immer intensiver darauf bedacht sein müssen, 
die Bonität der Rasse zu erhalten und nach Möglichkeit noch zu verbessern; 
und hierin wird die Hygiene noch mehr als bisher die Führung übernehmen 
müssen. Denn so sehr man mit den deutschen Verhältnissen im allge¬ 
meinen zufrieden sein darf, so sehr zeigen sich doch auch, wie wir 
erkennen werden, in Einzelfällen Mißstände, die der Beseitigung be¬ 
dürfen, wenn das Ganze nioht notleiden soll. 

Werfen wir einen Blick auf die Zusammensetzung der deutschen Be¬ 
völkerung nach dem Geschlecht. Bei der Volkszählung am 1. Dezember 1905 
gab es rund 900 000 weibliche Personen mehr als männliche, obwohl in jenem 
Jahr auf 100 Geburten von Mädchen 106,3 von Knaben entfielen. Schon 
aus diesem Grunde sind heute nach Tausenden zählende Mädchen nicht mehr 
m der Lage, sich verheiraten zu können. Diese Tatsache hat eine be¬ 
deutende Tragweite. Aus ihr resultiert, daß zahlreiche Mädchen, die, bei 
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einer andersgearteten Verteilung, nach gewohnter deutscher Weise berufen 
waren, Ehefrauen zu werden und einen Haushalt zu führen, nunmehr der 
Erwerbsarbeit mit allen ihren gesundheitlichen Schädigungen nachgehen 
müssen. Und naturgemäß bleibt auch der große Überschuß an weiblichen 
Personen nicht ohne Einfluß auf die moralischen und hygienischen Zustände 
in sexueller Hinsicht, waB sich in der Zunahme des außerehelichen Geschlechts¬ 
verkehrs mit seinen Folgen, der Zeugung unehelicher Kinder und der Ver¬ 
breitung von Geschlechtskrankheiten dokumentiert. Gegen ein Naturgesetz, 
wie dasjenige, daß mehr Knaben als Mädchen sterben (im Jahre 1907 starben 
unter 100 lebendgeborenen Knaben 21,0, unter den Mädchen nur 17,8), ist 
man freilich machtlos. Aber der Mensch, der es vermocht hat, nicht nur 
das Meer, sondern auch die Luft zu bezwingen, wird wohl Maßnahmen finden, 
um die Nachteile jener Erscheinung zu mildern. Alle Mittel, die die Zunahme 
der Heiraten bewirken, müssen zur Anwendung gelangen, und gleichzeitig 
muß dahin gestrebt werden, die Frauenarbeit in jeder Beziehung nach Mög¬ 
lichkeit zu schützen, der Prostitution entgegenzuarbeiten und für sexuelle 
Aufklärung im Sinne der Willenskultur zu sorgen. 

Die Bevölkerungsvermehrung hängt in der Hauptsache von dem Ge¬ 
burtenüberschuß ab. Dieser ergibt sich aus der Differenz der Geburten¬ 
ziffer und der Sterbezahl. Betrachten wir nun die Geburts- und Sterb¬ 
lichkeitsverhältnisse im Deutschen Reiche. 

Im Jahre 1907 kamen in Deutschland auf 1000 Einwohner 33,2 Ge¬ 
burten. Dies ist die niedrigste Geburtenziffer, die jemals seit dem Jahre 
1859 beobachtet wurde. Fast ununterbrochen ist die Zahl der Geburten 
seit dem Jahre 1876, wo auf 1000 Einwohner 42,6 Geburten entfielen, immer 
mehr zurückgegangen. Von Zufälligkeiten kann unmöglich hier die Rede 
sein; die Verminderung der Geburtenfrequenz ist vielmehr ein Ausdruck der 
wirtschaftlichen und kulturellen Zustände. Die zunehmenden Schwierigkeiten, 
eine kinderreiche Familie ernähren zu können, läßt bei vielen den Wunsch 
entstehen, die Konzeption möglichst zu verhüten; und die immer weiter um 
sich greifende Aufklärung über sexuelle Fragen in ihrer Beziehung zu der 
wirtschaftlichen Lage veranlaßt heute auch schon weite Kreise der städtischen 
Arbeiterschaft, die neben der Landbevölkerung die meisten Kinder erzeugt, 
einem allzu starken Familienzuwachs Einhalt zu gebieten. Für immer größer 
werdende Schichten der deutschen, namentlich städtischen Bevölkerung gilt 
heute der Satz: „La fecondite est reglöe par la volontö.“ Und diese Ent¬ 
wicklung, die man jetzt auch in Deutschland beobachten kann, scheint mir 
keineswegs mißlich zu sein. Man weiß ja, daß in den Familien 2 ), die sich 
durch großen Kinderreichtum auszeichnen, die Kindersterblichkeit ebenfalls 
sehr hoch ist. Es liegt aber im Interesse des Staatswohles und besonders 
der Volksgesundheit, die Kindersterblichkeit möglichst niedrig zu halten. 
In diesem Zusammenhang betrachtet, erweist sich die Verhütung eines über¬ 
mäßigen Familienzuwachses durchaus als ungefährlich für die Nation. Übrigens 
ist auch jetzt noch die Geburtenziffer in Deutschland höher als in allen nordischen 
Ländern (Schweden, Norwegen, Dänemark, England, Holland), auch höher 
als in der Schweiz, Italien und vor allem Frankreich, welch letzterer Staat 
auf 1000 Einwohner nur 19,7 Geburten auf weist; übertroffen werden wir 
aber hinsichtlich der Geburtenfrequenz von Österreich-Ungarn und besonders 
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von Rußland, wo die Geburtenziffer 49,1 Promille beträgt Die deutschen 
Verhältnisse sind mithin auch in dieser Hinsicht im Vergleich zu den aus¬ 
ländischen Staaten nicht ungünstig; und wenn auch in Österreich-Ungarn 
und in Rußland die Geburtenfrequenz relativ höher ist als bei uns, so wird 
dieser Vorzug wieder, wie wir sehen werden, durch eine erheblich größere 
Sterblichkeit eingeschränkt. 

Die hohe Geburtenzahl an sich ist nicht ausschlaggebend. Es kommt 
vielmehr darauf an, einen gesunden, lebensfähigen Nachwuchs zu erhalten 
und so Persönlichkeiten zu gewinnen, auf deren Schultern dereinst das 
Staatswohl sicher getragen werden kann. Da ist vor allem auch darauf 
Bedacht zu nehmen, daß die Ziffer der unehelichen Geburten möglichst 
niedrig bleibt. Damit soll kein Vorwurf gegen die an der unehelichen Ge¬ 
burt unschuldigen Kinder ausgesprochen sein, auch soll nicht etwa in über¬ 
triebener und unangebrachter Prüderie ein Stein auf die unehelichen Mütter 
geworfen werden, die vielfach aus Not den Fehltritt begangen haben und 
diesen Schritt meist sehr schwer büßen müssen. Aber man darf doch nicht 
aus dem Auge lassen, daß, wie nun einmal die gegebenen Zustände 8 ) be¬ 
schaffen sind, die unehelichen Kinder eine geringere Lebenskraft und Wider¬ 
standsfähigkeit gegen ansteckende Krankheiten besitzen, daß sie mithin 
leichter als die ehelichen zum Ausgang ganzer Epidemien werden können. Und 
ferner sei betont, daß ein hoher Prozentsatz der Insassen von Korrektions¬ 
häusern uneheliche Mütter oder Nachkommen von solchen sind, und daß auch 
ein sehr großer Teil der Zuchthäusler aus den Reihen der Illegitimen stammt. 

Bedauerlicherweise ist nun die Zahl der unehelichen Geburten in Deutsch¬ 
land verhältnismäßig hoch; von 100 Geburten des Jahres 1907 waren 8,7 
unehelich. Mit dieser Prozentzahl stellt sich das Deutsche Reich nach 
Schweden und Österreich am aller ungünstigsten unter den europäischen 
Staaten dar. 

Die für das Deutsche Reich genannte Prozentzahl 8,7 ist eine Durch¬ 
schnittsziffer, von der die auf die einzelnen Bundesstaaten sich beziehenden 
Angaben sehr erheblich abweichen. Im Königreich Sachsen sind 14,0 Proz., 
im rechtsrheinischen Bayern 13,2 Proz. der Geburten unehelich; dagegen 
wurden in der (bayerischen) Pfalz nur 5,7, in der Provinz Westfalen sogar 
nur 2,9 Proz. illegitime Geburten festgestellt; die höchste Ziffer, nämlich 
18,6 Proz., weist Berlin auf. 

Unter solchen für Deutschland im allgemeinen und für manche Bezirke 
noch ganz besonders ungünstigen Zuständen ist es dringend geboten, nähere 
Aufschlüsse über die unehelichen Geburten zu erhalten, um so, wenn das 
Übel einmal in seinen Ursachen erkannt ist, auf Mittel zu sinnen, wie man 
ihm erfolgreich entgegentreten kann. 

In einer kürzlich erschienenen Arbeit hat Spann 4 ) die nach seiner 
Meinung wichtigsten Ursachen für die Unehelichkeit zusammengestellt. Als 
maßgebende Faktoren erachtet er 1. das Heiratsalter und die haupt¬ 
sächlich hiervon abhängige Altersgliederung der nicht verheirateten gebär- 
und zeugungsfähigen Bevölkerung beiderlei Geschlechts; 2. das Verhältnis 
dieser Nichtverheirateten beider Geschlechter zueinander (männ¬ 
licher Überschuß ist der Unehelichkeit ungünstig; weiblicher günstig); 
3. Heiratsbeschränkungen (in manchen Staaten ist auch jetzt noch ein 
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Ehekonsens notwendig; wahrscheinlich ist die Beseitigung dieses Heirats- 
hindernisses, welches vor der Reichsgründung in den süddeutschen Staaten 
vorlag, die Ursache für eine geradezu sprunghafte Verminderung der unehe¬ 
lichen Niederkünfte; in Hessen 6 ) z. B. kamen auf 100 Geborene 
1866—1870 . . . 12,7 1886—1890 . . . 7,6 


1871—1875 

1876—1880 

1881—1885 


7,8 

7,0 

7,6 


1891—1895 

1896—1900 

1901—1905 


7,9 

8,0 

7,2 


Wie man sieht, zeigt hier die Frequenz der illegitimen Geburten seit 1870 
eine auffallende Abnahme; und ähnlich ist das Resultat auch in anderen 
süddeutschen Bundesstaaten; 4. die Verwaisung der jungen Mädchen 
(nach SpannB Untersuchungen sind drei Viertel der unehelichen Mütter der 
Großstadt vaterlos oder ihrer Familie fern); 5. die Herkunft der unehe¬ 
lichen Mütter (Übersiedlung vom Lande zur Großstadt; Eigenart ge¬ 
wisser Volk8stämme, z. B. der Bajuvaren, bei denen sich die höchsten Unehe¬ 
lichkeitsziffern zeigen). 

Diese von Spann genannten Ursachen wird man als durchaus zu¬ 
treffend bezeichnen können. Aber bei der Aufzählang der Ursachen ver¬ 
misse ich eine von hoher Bedeutung, nämlich die Unkenntnis über die 
Folgen des geschlechtlichen Verkehrs. Inwiefern gerade dieser Grund 
von großem Belang ist, das erkennt man aus statistischen Angaben, die dem 
„Statistischen Jahrbuch der Stadt Berlin tt 6 ) und dem „Statistischen Handbuch 
für das Großherzogtum Hessen“ zu entnehmen sind. In dem Berliner Jahrbuch 
findet man folgende Zusammenstellung, die sich auf das Alter der Mütter 
bezieht: 

Geborene nach dem Alter der Mutter 1906. 
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Aus dieser Statistik ersieht man, daß unter den Müttern, die vor dem 
20. Lebensjahr niedergekommen sind, fast doppelt soviel ledig waren wie 
verheiratet. Hierbei muß aber noch berücksichtigt werden, daß unter den 
ehelichen Müttern, die zur Zeit der Niederkunft jünger als 20 Jahre alt 
waren, zweifellos viele gewesen sind, die zur Zeit der Konzeption noch zu 
den Ledigen gehörten. 

Man erkennt ferner aus der Statistik, daß bis zum 25. Jahre bei den 
unehelichen Müttern die Entbindungsfrequenz steigt, von da ab aber rapid 
fällt, während sie bei den ehelichen Müttern noch einmal nach dem 25. Lebens¬ 
jahr bis zum 30. erheblich zunimmt und sich auch noch bis zum 35., ja sogar 
40. Lebensjahre auf ansehnlicher Höhe hält. 

Diese Erscheinungen in der Reichshauptstadt decken sich vollkommen 
mit den Feststellungen eines ganzen Staates, nämlich des Großherzogtnms 
Hessen, das eine ziemlich gleichmäßige Zusammensetzung aus Stadt- und 
Landbevölkerung auf weist. Man hat in Hessen untersucht, wieviel von 
100 Niederkünften einerseits auf verheiratete, andererseits auf unverheiratete 
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Frauen in bestimmten Altersklassen kommen. Das Ergebnis dieser Er¬ 
hebung drücken folgende Zusammenstellungen aus: 

Von 100 Niederkünften kommen auf verheiratete Frauen: 
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Aus diesen Angaben ersieht man, daß nur 1 Proz. der verheirateten, 
aber 21,8 Proz. der unverheirateten Mütter vor dem 20. Lebensjahr nieder¬ 
gekommen sind. Man erkennt ferner, daß fast drei Viertel aller unehelichen 
Entbindungen vor dem 25. Lebensjahr der Niedergekommenen stattfinden, 
ln absoluten Zahlen ausgedrückt, wurde festgestellt, daß im Durchschnitt 
des Jahrfünfts 1901 — 1905 jährlich auf 2756 uneheliche Niederkünfte 2052 
vor dem 25. Lebensjahr der betreffenden Mutter erfolgten. 

Ganz besonders wertvoll für unsere Untersuchung sind die Angaben 
des „Berliner Statistischen Jahrbuchs“, die Aufschluß darüber geben, in 
welchen Lebensjahren der Mütter die Entbindungen stattfanden, die speziell 
vor dem 20. Lebensjahr beobachtet wurden. Wir finden hierüber folgende 
Statistik: 

Alter der Mutter unter 20 Jahren, und zwar: 


ij 

Geborene ! 

i 

Unter 

15 1 

Jahren 

15—16 

Jahren 

16—17 
Jahren j 

17—18 

Jahren 

' 18—19 | 
Jahren 

19—20 |j 
Jahren 1 

Zu¬ 

sammen 

Eheliche Kinder . 

— 


16 1 

120 

304 

67 6 

1116 

Uneheliche Kinder , 

4 

24 

141 

333 

638 

863 ‘ 

2003 

" i 

Zusammen j 

4 i 

24 j 

157 

! 

453 

942 

l 

1539 

3119 


Man erfährt also mit Entsetzen, daß 4 Mädchen bereits vor dem 15. 
uod 24 vor dem 16. Lebensjahr Mutter geworden sind. Doch soll auf diese 
Ausnahmeerscheinungen, die gewiß zum großen Teil durch Verbrechen 
seitens der Schwangerer zustande gekommen sind, kein zu großes Gewicht 
gelegt werden. Bemerkenswert ist aber die Tatsache, daß nur 16 ver¬ 
heiratete, jedoch 141 unverheiratete vor dem 17. Lebensjahr, nur 120 ver- 
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heiratete, aber 333 unverheiratete Mütter vor dem 18. Lebensjahr entbunden 
wurden. Und hierbei ist wieder noch zu berücksichtigen, daß wohl ein er¬ 
heblicher Prozentsatz der so jugendlichen verheirateten Mütter ledig 
konzipiert hat. 

Aus allen diesen Tatsachen schließe ich, daß wohl fast alle unehelichen 
Konzeptionen in jugendlichen Jahren ohne und zumeist sogar gegen den 
Willen der Geschwängerten erfolgten. Und der Grund hierfür liegt, nach 
meiner Meinung, oft genug darin, daß die jungen illegitimen Schwangeren 
nicht gewußt haben, welche Folgen sich an ihren Leichtsinn anschließen 
können. Vielfach habe ich es bei meiner ärztlichen Tätigkeit erfahren, daß 
Dienstmädchen, Geschäftsgehilfinnen usw., die schwanger waren, es für 
unmöglich hielten, daß sie sich im Zustande der Gravidität befinden, weil 
sie nur „einmal“ geschlechtlich verkehrt hätten. Diese Mädchen sind eben 
über die physiologische Tragweite ihrer Liebeständeleien nicht orientiert 
Hier müßte daher mit Energie die sexuelle Aufklärung, und zwar 
besonders um über die Enthaltsamkeitsfrage zu unterrichten, einsetzen. 
Diese Maßnahme wird, gemeinsam mit anderen Mitteln, gewiß erheblich 
dazu beitragen, die Zahl der unehelichen Geburten mit ihren mißlichen 
Folgen für die Betroffenen und für das Staatswohl einzuschränken. 

Wenden wir uns nunmehr den Sterblichkeitsverhältnissen zu, von 
denen wir oben bereits gesagt haben, daß sie ebenso wie die Geburtsziffer von 
Einfluß auf den Geburtenüberschuß und so auf die Bevölkerungszunahme sind. 

In dem letzten Berichtsjahr kamen in Deutschland auf 1000 Einwohner 
18,0 Gestorbene (ohne die Totgeborenen). Wir haben oben bereits hervor¬ 
gehoben, daß die Geburtenziffer seit dem Jahre 1859 niemals so niedrig 
war wie in dem Jahre 1907. Als Trost gewissermaßen für dieses Ergebnis 
können wir jetzt feststellen, daß seit derselben Zeit niemals eine so geringe 
Sterblichkeit beobachtet wurde wie in dem in Rede stehenden Berichtsjahr. 
Trotzdem darf man sich mit dem jetzigen Zustande noch keineswegs zu¬ 
frieden geben. Zwar ist die Sterblichkeit in manchen anderen europäischen 
Staaten (besonders denen mit hoher Geburtenziffer) noch größer als bei 
uns, in Österreich z. B. 22,6, in Ungarn 25,2, in Rußland gar 31,5 Promille. 
Aber andererseits stehen wieder manche Staaten, namentlich die nordischen, 
viel günstiger da als Deutschland; in den Niederlanden beträgt die Mortalität 
14,6, in Dänemark 14,2, in Schweden 14,6, in Norwegen 14,0, in England 
15,0 Promille. Diese Staaten müssen uns mithin in der Hinsicht, die Sterb¬ 
lichkeit zu vermindern, ein Vorbild sein. 

Von besonderem Interesse für den Sozialhygieniker sind die Mortalitäts¬ 
verhältnisse der Säuglinge und die Sterblichkeitszustände an Tuberkulose. 
Denn man weiß, daß unter sonst gleichbleibenden Bedingungen sowohl die 
Schwindsucht als auch die Säuglingskrankheiten wesentlich von der ökono¬ 
mischen und sozialen Lage abhängen, worauf wir weiter unten noch näher 
eingehen werden. 

In Deutschland wurden im Jahre 1907 auf 100 Lebendgeborene 17,6 Ge¬ 
storbene, die unter 1 Jahr alt waren, festgestellt. Auch auf diesem Sonder¬ 
gebiete sind die Ergebnisse in Deutschland schlechter als in den nordischen 
Staaten sowie in der Schweiz, in Frankreich und in Italien. Nur Österreich- 
Ungarn und Rußland haben eine höhere Säuglingsmortalität als wir. 
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In den einzelnen Bundesstaaten ist die Sterblichkeit der untereinjährigen 
Kinder sehr verschieden. Die ungünstigsten Zustande wurden in Bayern 
(besonders in den rechtsrheinischen Gebieten) und im Königreich Sachsen 
festgestellt; die günstigsten Verhältnisse zeigen die preußischen Provinzen 
Hessen-Nassau und Hannover, auch Rheinland-Westfalen sowie das Groß¬ 
herzogtum Hessen. 

Allgemein konnte man im Deutschen Reiche in den letzten Jahren einen 
beträchtlichen Rückgang der Säuglingssterblichkeit beobachten. Von 100 
Lebendgeborenen starben im ersten Lebensjahre 

1905 . 20,5 

1906 . 18,5 

1907 . 17,8 

Wie diese erfreuliche Erscheinung zu erklären wäre, ist vorläufig noch 
nicht mit Sicherheit festzustellen. Man darf wohl zweifellos^ diese Vermin¬ 
derung der Säuglingsmortalität zit einem beträchtlichen Teil auf die prophy¬ 
laktischen Maßnahmen namentlich der vaterländischen Frauenvereine und 
der Vereine für Säuglingsfürsorge zurückführen; gewiß ist die intensive 
Belehrung und Aufklärung über die Ernährung und Pflege der Säuglinge 
und mehr noch die Stillunterstützungen und die Beschaffung guter, billiger 
Säuglingsmilch von hohem Einfluß gewesen. Aber nicht minder günstig wird 
wohl auch die kühlere Sommertemperatur während der letzten Jahre ein¬ 
gewirkt haben. Welcher dieser und anderer in Betracht kommenden Faktoren 
ausschlaggebend war, darüber wird erst die Beobachtung in den nächsten 
Jahren das letzte Wort zu sprechen haben. 

Bedauerlicherweise weist auch bezüglich der Tuberkulosesterblichkeit 
Deutschland im Vergleich mit anderen europäischen Staaten unbefriedigende 
Zustände auf, wenn auch ausdrücklich betont sei, daß die Mortalität an 
Schwindsucht während der letzten Jahre im Deutschen Reiche sich ver¬ 
mindert hat und mithin die Hoffnung auf einen weiteren Rückgang besteht. 
Nach der neusten Zusammenstellung des Kaiserlichen Gesundheitsamtes 1 ) 
starben von je 100000 Einwohnern an: 



i 

Lungen- 
1 tuberkulöse 

Tuberkulose 

anderer 

Organe 

Lungen¬ 

entzündung 

1 Lungentuber- 
| kulose und 
! Krankheiten 
der Atmungs¬ 
organe 

1 

Deutsches Reich. 

163,8 

25,5 

138,2 

402,4 

Schweiz. 

183,5 

71,8 

— 

370,8 

England und Wales . . . 

114,0 

46,5 

134,4 

390,3 

Belgien . .. 

| 107,5 

30,3 j 

173,2 

387,1 

Niederlande ....... 

130,8 

43,5 

83,7 

387,7 

Die 343 größten Orte des 
Deutschen Reiches . . . 

! 1 

1 197,7 

1 


18 größere städtische Ge¬ 
meinden der Schweiz . . 

| 201,4 

95,9 ' 

: 1 

_ i 

361,7 

72 Städte Frankreichs (mit 
mehr als 30000 Einw.) . 

313,6 

62,4 

92,6 

635,7 

49 Städte Spaniens . . . . | 

244,3 

65,5 

109,1 

761,4 
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Wie man sieht, sind die Tuberkuloseverhältnisse in England und in 
Belgien, d. h. in zwei ausgesprochen industriellen Staaten, günstiger als 
bei uns. Man hat vielfach geglaubt, daß der fortschreitende Industrialismus 
die Verbreitung der Tuberkulose begünstigt. Zweifellos wird die Tätigkeit 
in staubigen Fabrikräumen mißlicher sein als eine landwirtschaftliche Be¬ 
schäftigung in freier Luft. Diese und andere Schattenseiten, die mit dem 
Industrialismus verbunden sind, sollen nicht in Abrede gestellt werden. 
Aber andererseits zeitigt die zunehmende industrielle Betätigung viel günstigere 
Erwerbsbedingungen und damit eine beträchtliche Verbesserung der ganzen 
Lebenshaltung. Zugleich aber muß mit dem Wachstum der Industrie für 
den Ausbau des Arbeiterschutzes und der sozialen Versicherung gesorgt 
werden, und es muß ebenso dahin gewirkt werden, daß die höheren Ein¬ 
nahmen der Industriebevölkerung nicht durch eine vermeidbare Steigerung 
der Lebensmittel und Wohnungspreise in ihrer Kaufkraft geschmälert werden. 
Wo diese Bedingungen, wie in England und in Belgien, mehr beachtet wer¬ 
den als bei uns, da sieht man, daß trotz der außerordentlich starken Ent¬ 
wicklung der Industrie die Tuberkulosesterblichkeit niedrig bleibt. Anderer¬ 
seits findet man in Ländern, wie Spanien und Frankreich, in denen die 
Industrie sich nicht so weit ausgedehnt hat wie bei uns, eine hohe Mortalität 
au Schwindsucht* 

Daß auch in Deutschland, trotz des immer weiteren Wachstums der 
Industrie, die Tuberkulosesterblichkeit und auch die Säuglingsmortalität 

— denn die Verhältnisse dieser beiden Erscheinungen gehen vielfach parallel 

— eingeschränkt wurden, vorzugsweise wohl eben wegen der mit dem Auf¬ 
schwung der Industrie verbundenen Verbesserung der Lebenshaltung in der 
Arbeiterbevölkerung, beweisen die Zustände im Königreich Sachsen, das 
bekanntlich eins der Hauptindustriezentren unseres Vaterlandes darstellt; 
hiervon wird weiter unten noch zu reden sein. 

Einen tieferen Einblick in die sozialhygienischen Zustände in unserem 
Vaterlande erhalten wir, wenn wir die einzelnen Zweige des Ge¬ 
sundheitswesens getrennt betrachten. Hierzu bieten die im Jahre 1909 
erschienenen amtlichen Veröffentlichungen ein ganz besonders reichhaltiges 
Material. Wir wollen uns zunächst dem Nahrungswesen zuwenden. 

Eine überaus wichtige Quelle für unsere Untersuchung stellt die Publi¬ 
kation 7 ) dar, welche aus der Abteilung für Arbeiterstatistik des Kaiserlichen 
Statistischen Amtes stammt und den Titel „Erhebung von Wirtschaftsrech¬ 
nungen minderbemittelter Familien im Deutschen Reiche“ trägt. Das ge¬ 
nannte Amt hat mit Vermittlung von 32 städtischen statistischen Ämtern eine 
große Anzahl von Familien veranlaßt, ein ganzes Jahr hindurch genau Buch 
zu führen, sowohl über die einzelnen Einnahmen als auch über die verschiedenen 
Ausgabeposten. Verwertet wurden für die Bearbeitung die Wirtschafts¬ 
rechnungen von 852 Haushaltungen, die 3952 Personen, also durchschnittlich 
4,64 Köpfe umfaßten. Die Familien, auf die sich die Erhebung erstreckt, 
gehörten teils dem Arbeiterstande, teils der Beamtenschaft an. Über die 
Einkommensverhältnisse dieser Familien, zugleich auch darüber, in wie vielen 
Fällen und bei welchen Stufen diese Einnahmen zur Deckung der Ausgaben 
hinreichten, belehrt uns folgende Statistik. 
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Es schlossen nämlich ab: 


Von Haus¬ 
haltungen 1 

Mit einer | 

Gesamtausgabe | 

Mit 

Überschuß 

Mit 

Fehlbetrag 

IS 

unter 1200 Jh 

9 

4 

171 

1200—1600 „ 

91 

79 

234 

1600—2000 „ 

119 

114 

190 

2000—2500 „ 

93 

97 

103 

2500-3000 „ 

43 

60 

102 

3000—4000 „ 

38 

59 

34 

4000—5000 „ 

11 

23 

5 

über 5000 „ 

2 

3 


Es weisen also 439 Haushaltungen Fehlbeträge, 406 Haushaltungen 
Überschüsse auf; ohne Fehlbetrag oder Überschuß blieben 7 Haushaltungen. 
Eis ist nun, wie es in der amtlichen Publikation heißt, höchst wahrscheinlich, 
daß die Ausgaben vollständiger gebucht wurden als die Einnahmen, und 
daß hierauf zum Teil die Fehlbeträge zurückzuführen sind. 

„Aber andererseits“, so fährt die Veröffentlichung fort, „wird in der Tat bei 
minderbemittelten Haushaltungen oft genug der Fall Vorkommen, daß der tat¬ 
sächliche Verbrauch die Einnahme übersteigt — beruht doch auf diesem Um¬ 
stande das so verbreitete Borgsystem. Berücksichtigt man, wie eng sich im 
Arbeiterhaushalte die Ausgaben den Einnahmen anschließen, so ist begreiflich, 
daß jeder unvorhergesehene Einnahmeausfall infolge Arbeitslosigkeit, Krankheit usw. 
die ganze Wirtschaftsführung aus dem Gleichgewicht bringt. Gewuß fehlt es viel¬ 
fach auch an genügender Voraussicht, an rechtzeitigem Zurücklegen eines Not- 
und Sparpfennigs. Hierbei ist immerhin zu bedenken, daß manche anscheinend 
überflüssige Ausgaben aus sozialen Gründen schwer vermeidbar sind, weil sie 
nämlich für das Aufrechterhalten einer oft viel zu hoch geschraubten „standes¬ 
gemäßen“ Lebensweise notwendig sind, während sie vielleicht gar keinem leb¬ 
haften individuellem Bedürfnis entsprechen. Dieser Grund dürfte namentlich bei 
Beamten- und Lehrerhaushaltungen zutreffen, bei denen sich verhältnismäßig 
häufiger Fehlbeträge, auch solche größeren Umfanges, finden* als bei den Arbeiter¬ 
haushaltungen. “ 

Aus diesen Ausführungen geht jedenfalls hervor, daß bei vielen der in 
Rede stehenden Haushaltungen die Elinnahmen nicht zur Bestreitung der 
Ausgaben gereicht haben, obwohl die betreffenden Familien von einer eigenen 
Schuld mehr oder weniger freizusprechen sind. Nun muß man aber noch 
bedenken, daß die für die Bearbeitung verwandten Wirtschaftsrechnungen 
sich auf Haushaltungen beziehen, bei denen — ausgenommen von 13 — ein 
Einkommen von mehr als 1200 oft vorhanden war. Wie müssen sich aber 
erst die Zustände gestalten bei den nach vielen Tausenden zählenden Familien, 
die nur eine noch geringere Einnahme besitzen? Wie müssen in diesen 
Kreisen die Nahrungsverhältnisse beschaffen sein, wenn, wie wir sehen 
werden, schon bei den in der amtlichen Publikation behandelten Haushal¬ 
tungen, bei denen sich doch in so erheblicher Zahl Fehlbeträge gezeigt haben, 
die Ernährungsart keineswegs üppig, ja in gewisser Hinsicht sogar dürftig 
genannt werden muß. 

Die Durchschnittsausgabe bei den in Rede stehenden E^amilien verteilt 
sich nach Hauptgruppen folgendermaßen: 
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Ausgaben für 

S * 

Proz. 

Nahrungs- und Genußmittel . . . 

. . . 1017,52 

45,55 

Kleidung, Wäsche, Reinigung . . . 

. . . j 282,44 

12,64 

Wohnung und Haushalt. 

... 401,27 

17,96 

Heizung und Beleuchtung .... 

... i 90,88 

4,07 

Sonstiges. 

. . . | 441,96 

19,78 


Wie man sieht, werden also 45 Proz. aller Ausgaben für die Ernährung 
notwendig. Diese Erscheinung, so läßt sich die amtliche Publikation ver¬ 
nehmen, findet sich bei allen minderbemittelten Haushaltungen; je kleiner 
das Einkommen, desto größer ist der Anteil, den diese unentbehrlichste aller 
Ausgaben von der Gesamtausgabe beansprucht. 

Über den Aufwand für die einzelnen Nahrungsmittel orientiert uns so¬ 
dann folgende Statistik: 


Durchschnitts- 

Gliederung der Ausgaben ]' ausgabe 

i ! M 

Proz. 

sämtlicher 

Ausgaben 

Proz. 

der Nahrungs¬ 
ausgaben 

Gesamtausgabe.; 

2234,02 

100 

— 

Davon für Nahrung. 

1017,52 

45,5 

100 

und zwar für: 




Fleisch, Schinken, Speck usw.I 

190,58 

8,5 

18,7 

Wurst. 

58,84 

2,7 

5,8 

Fische, auch geräuchert. 

15,95 

0,7 

1,6 

Butter. 

89,80 

4,0 

8,8 

Schmalz, Margarine usw.j 

38,50 

1.7 

3,8 

Käse. 

16,68 

0,8 

1,6 

Bier. 

31,32 

1.4 

3,1 

Kartoffeln. 

l 33,21 

1,5 

3,3 

Grünwaren. 

26,23 

1.2 

2,6 

Salz, Gewürze, Öl .. 

9,62 

0,4 

0,9 

Zucker, Sirup, Honig. 

26,53 

1.2 

2,6 

Mehl, Reis, Hülsenfrüchte usw. 

29,72 

1,3 

2,9 

Obst und Südfrüchte. 

29,44 

1,3 

2,9 

Brot und Backwaren. 

165,17 

7,4 

! 16,2 

Kaffee und Kaffeeersatz. 

26,42 

1,2 

1 2,6 

Tee, Schokolade, Kakao. 

8,90 

0,4 

0,9 

Milch.| 

j 102,80 

4,6 

10,1 

Übrige Getränke im Hause. 

| 34,23 

1,5 

! 3,4 

a) alkoholische. 

33,14 

— 

— 

b) alkoholfreie. 

1,09 

— 

j 

Sonstige Nahrungsmittel. 

2,55 

0,1 

0,3 

Zigarren und Tabak. 

20,66 

0,9 

2,0 

Ausgaben in Wirtschaften. 

60,37 

2,7 

5,9 

a) Speisen. 

18,40 

— ! 

— 

b) alkoholische Getränke. 

35,16 ! 

_ i 

— 

c) alkoholfreie Getränke. 

5,36 ' 

— i 

— 

d) nicht näher bezeichnet.| 

1,45 

— i 

— 

An der Spitze steht, wie man 

erkennt, der Fleischverbrauch mit 


190,58 Jft oder mit Hinzurechnung des Verbrauches an Wurst und Fisch 
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mit 265,37 Jt, d. h. 26,1 Proz. aller Nahrungsausgaben. Dann kommt, hin¬ 
sichtlich der Höhe der Ausgaben, der Aufwand für Brot und Backwaren mit 
16,2 Proz., für Milch mit 10,1 Proz., Butter, Schmalz und Margarine mit 
12 Proz. Für tierische Nahrungsmittel werden zusammen 53,5 Proz., für 
pflanzliche 30,5 Proz. ausgegeben. 

Nun ist aber naturgemäß neben der Höhe der Einnahmen die Kopfzahl 
der Haushaltung ein ausschlaggebender Faktor für die Ernährung der 
jeweiligen Familie. Je kopfreicher eine Familie ist, um so größer werden 
die Ausgaben für Nahrungsmittel. Denn von allen Bedürfnissen verträgt das 
Verlangen nach Essen und Trinken die geringste Einschränkung; zwar wird 
man sich auch auf diesem Gebiete, soweit es geht, nach der Decke strecken, 
und oft genug wird Unterernährung zutage treten; aber unter ein gewisses 
physiologisches Existenzminimum kann nicht heruntergegangen werden. — 
Man erkennt nun durch die hier erörterte Erhebung, daß zweiköpfige Familien 
nur 40,6 Proz. ihrer Gesamtausgaben, neunköpfige dagegen 50,9 Proz. für 
die Ernährung auf wenden müssen. 

„Im einzelnen zeigt sich dann weiter*, so heißt es in der amtlichen Darlegung, 
„daß trotz starken Steigens des gesamten Anteils der Nahrung an der Gesamt¬ 
ausgabe, der Anteil von Fleisch, Wurst und Fischen an der Gesamtausgabe bei 
wachsender Kopfstärke fast gleich bleibt, der von Butter nur wenig, mehr dagegen 
der von Schmalz und Margarine und der von Milch steigt. Dagegen wächst der 
Anteil von Brot und Backwaren erheblich, auch der von Kartoffeln, Zucker, Mehl, 
während der von Grünwaren und Obst sinkt.“ 

Im allgemeinen kann man aus den Ergebnissen der Erhebung schließen, 
daß mit steigender Kopfzahl, d. h. bei geringeren Mitteln für die Einzelperson 
eines Haushaltes, die Ausgaben für tierische Nahrungsmittel und Genußmittel 
sinken und für pflanzliche Nahrungsmittel steigen. Daraus läßt sich, nach 
meiner Meinung, erkennen, daß das deutsche Volk, soweit es durch jene hier 
zur Beobachtung gelangten Familien repräsentiert wird, nach tierischen Nah¬ 
rungsmitteln verlangt und sich solche zu verschaffen sucht in dem Umfang, 
in dem die Geldmittel hierfür ausreichen. Man mag über die Notwendigkeit 
der animalischen Kost bzw. über deren Ersatz durch Veget&bilien denken, 
wie man will, — die Erfahrung lehrt, daß das Volk auf die tierischen Nah¬ 
rungsmittel zu verzichten nicht willens ist, außer wenn die Not dazu zwingt. 
In diesem offenkundigen Volks willen liegt, nach meiner Anschauung, ein hin¬ 
reichender Beleg nicht nur dafür, daß das Volk die animalische Kost als etwas 
Notwendiges empfindet, sondern daß sie wohl auch tatsächlich notwendig sein 
muß. Und wenn man dann weiter sieht, wie wenig Ausgaben für animalische 
Nahrungsmittel auf den einzelnen Kopf überhaupt entfallen, dann erscheint 
es mir fast wie ein Hohn, wenn von manchen Seiten gepredigt wird, das 
Volk esse zu viel von dem teuren und entbehrlichen Fleisch, es möge sich 
mehr von den billigen Vegetabilien ernähren. 

Daß das Volk nur aus Not dem Fleischgenuß entsagt, erkennt man auch 
aus den sehr ausführlichen Darlegungen in dem Generalbericht 8 ) über die 
Samtätsveroraltung im Königreich Bayern. Dort wird aus einer großen An¬ 
zahl von Ortschaften berichtet, daß der Fleischkonsum in der Zeit von 1904 
bis 1906 zurückgegangen ist, weil die Fleischpreise erheblich gestiegen sind. 
Teilweise ist die Folge dieser Preissteigerung auch der Ersatz des Rind- und 
Schweinefleisches durch Pferdefleisch. Nur in denjenigen Haushaltungen, die 
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selbst Vieh halten (es handelt sich zumeist um Schweinemästungen), hat der 
Fleischverbrauch nicht nachgelassen. Aus manchen Orten hört man, daß in 
ihnen vor der Reduzierung des Fleischgenusses infolge der Teuerung viel 
animalische Kost konsumiert wurde, und zugleich wird aus diesen Ortschaften 
berichtet, daß man dort einen kräftigen Volksstamm, aus dem ein hoher 
Prozentsatz militärtauglicher Männer hervorgeht, träfe. So heißt es z. B. 
über Staffelstein: 

„Viel Fleisch neben großen Zugaben von Zerealien; 1906 Reduzierung des 
Fleischgenusses bei der Minderheit, die nicht selbst Vieh züchtet; kräftiger, ge¬ 
sunder Volksstamm, so daß von 255 im Jahre 1906 Vorgestellten nur 9 zum Land¬ 
sturm überwiesen und 3 ganz ausgemustert wurden.“ 

Aus einer Reihe von Orten wird berichtet, daß namentlich kleinere Leute, 
welche sonst alljährlich ein Schwein für den Hausgebrauch mästeten, von dem 
Kaufe eines Jungschweines wegen des hohen Preises absehen mußten, und 
daß andere der zu erwartende Erlös verleitete, das gemästete Tier lieber zu 
verkaufen als selbst zu verzehren. — Wie ungünstig andererseits die vege¬ 
tabile Kost auf den Organismus, selbst bei der Landbevölkerung, welche 
hierfür noch eher geeignet wäre als die Städter, ein wirkt, erkennt man 
z. B. aus den Schilderungen in dem genannten Generalbericht, wo es viel¬ 
fach heißt, daß die Nahrung zu monoton, bei der geringen Kochkunst zu 
mangelhaft zubereitet, schwer verdaulich und deshalb leicht zu Krankheiten 
der Verdauungsorgane disponierend sei; in manchen Orten sind bis zu 17 Proz. 
aller Todesfälle durch Verdauungskrankheiten verursacht worden. 

Ein besonderes Interesse würden zuverlässige Angaben über die Er¬ 
nährungsverhältnisse der Säuglinge beanspruchen dürfen. Leider 
liegen solche Mitteilungen nur in bescheidenem Umfange vor. Man ist hier auf 
verschiedenen Wegen vorgegangen; zumeist hat man, um ein Bild über die 
Ernährungsart der Säuglinge zu erhalten, die Hebammen befragt. Dieses 
System wird seit Jahrzehnten im Großherzogtum Baden 9 ) benutzt. 'Eine solche 
Methode scheint jedoch zu wenig brauchbar zu sein, als daß wir über die auf 
diese Art gewonnenen Resultate in eine nähere Erörterung eintreten müssen. 
Heißt es doch in dem schon mehrfach genannten bayerischen Generalbericht, 
daß die Angaben der Hebammen über die Stillverhältnisse sich fast durch¬ 
weg als unzuverlässig, bei Prüfung nach einem anderen System, erwiesen 
haben. — In Bayern hat man daher gelegentlich der Impfungen das Still¬ 
verhältnis in den einzelnen Bezirken festzustellen gesucht. Der General¬ 
bericht lehrt, daß 83,4 Proz. der Kinder in den oberfränkischen, dagegen 
nur 19,2 Proz. in den schwäbischen Städten gestillt wurden, und daß sich 
ähnliche Differenzen auch für die verschiedenen Bezirksämter in Oberfranken 
und in der Pfalz einerseits und in Ober- und Niederbayern andererseits 
gezeigt haben. Innerhalb der Regierungsbezirke finden sich bei den Städten 
die größten Unterschiede in Mittelfranken: 4,1 Proz. gestillt in Eichstätt 
und 56,2 in Nürnberg. 

Nach dem bayerischen Vorbild ist man auch in Hessen 6 ) verfahren. 
Man hat ermittelt, wieviel Impflinge niemals, wieviel weniger als 1 Monat 
und wieviel 6 Monate und mehr gestillt wurden. Über die beiden ersten 
Fragen liegen Angaben für das ganze Großherzogtum vor, über die letzte 
Frage dagegen fehlen sie für eine Anzahl Orte des Kreises Bensheim. — 
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Die bei diesen Erhebungen gewonnenen Ergebnisse ersieht man zunächst 
aus folgender Tabelle: 


| Von 1000 Kindern wurden zur 
| Zeit der Volkszählung ernährt in 
Ernährungsweise j nebenstehender Art 



1895 

1 1900 [ 

1905 

Muttermilch.i 

432,22 

325,94 1 

313,15 

Ammenmilch. i 

14,39 1 

7,09 

5,58 

Tiermilch. !■ 

454,26 

516,25 | 

559,95 

Surrogate. 

5,53 

i 25,86 ! 

24,80 

Tiermilch und Surrogate ... j 

19,41 

! 25,91 , 

28,27 

Brust- und Tiermilch. j 

16,70 

33,58 1 

35,01 

Brustmilch und Surrogate . . . ! 

1,02 

3,52 ! 

2,99 

Brust-, Tiermilch und Surrogate 

0,59 

1,32 

1,07 

Sonstige Angaben.j 

55,88 

60,53 

29,18 

1. 

1000,00 

1000,00 | 

1000,00 


Man erkennt, daß die Sitte des Stillens bei den Berliner Müttern von 
Volkszählung zu Volkszählung immer mehr abnimmt. Und wenn auch die 
Zahl der Gemischternährten, die neben der künstlichen Ernährung die Brust 
gereicht erhalten, absolut genommen sehr gestiegen ist, so ist dennoch damit 
für die Häufigkeit der überhaupt Brustgestillten nur sehr wenig gewonnen. 
Von den 39441 Kindern, deren Ernährungsweise bekannt ist, wurden gemäß den 
letzten Erhebungsresultaten 31,87 Proz. mit Brustmilch, nur mit Tiermilch 
56 Proz., mit anderer Nahrung 12,13 Proz. ernährt. Dies sind recht traurige 
Zustände, wenn man bedenkt, daß in manchen Gebietsteilen Deutschlands 
über 90 Proz. der Frauen stillen, und daß nach dem Urteil maßgebender 
Geburtshelfer fast alle Frauen, sicherlich aber 80 Proz. zu stillen die physische 
Möglichkeit haben. 

Es erhebt sich nun ganz von selbst die Frage nach der Ursache des 
Nicht Stillens: in Betracht kommen mancherlei Gründe, wie Unlust, Unkenntnis 
der hygienischen Bedeutung, örtliche Sitte und wirtschaftliche Not. Um 
über den Einfluß der sozialen Lage auf die Stilltätigkeit Klarheit zu erhalten, 
wollen wir folgende Tabelle aus dem Statistischen Jahrbuch der Stadt Berlin 
vom Jahre 1909 betrachten: 

'j Von je 1000 Säuglingen der 

|j nebenstehenden Ern&hrungsart lebten in Wohnungen 
Ernährungsart ! mit Wohnräumen 



L 1 

1 2 

3 

4 u. 5 

| 6 u. mehr 

Muttermilch. 

'i 325,77 

332,75 

298,04 

296,18 

186,07 

Ammenmilch. 

! — 

0,41 

1,41 

16,19 

1 94,53 

Brust- und Tiermilch. 

] 34,93 

34,09 

36,29 

35,97 

38,81 

Brustmilch und Surrogate .... 

2,62 j 

2,40 

I 3,25 

4,50 

5,97 

Brustmilch und sonstige Nahrung 

li 3,49 

2,31 ; 

2,81 

2,70 | 

! 5,97 

Tiermilch.* .... 

1 556,33 

553,14 

572,36 

571,04 

556,22 

Tiermilch und Surrogate .... 

' 20,96 

24,91 

1 31,90 

38,97 

45,77 

Tiermilch und sonstige Nahrung . 

i ! 18,34 ' 

16,93 

18,36 

2,37 

50,75 

Surrogate. 

, 30,57 1 

25,83 | 

25,83 

17,39 1 

6,96 

Sonstige Nahrung. 

2,62 i 

3,78 

3,95 

4,80 

0,99 

Andere Ernährung. 

4,37 

3,45 

5,80 

6,80 | 

7,96 


Digitized by Gougle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 
















Die sozialhygienischen Zustände in Deutschland usw. 


431 


Man entnimmt nun allerdings dieser Statistik, bei der die Anzahl der 
bewohnten Zimmer als Maßstab für die wirtschaftlichen Verhältnisse benutzt 
wurde, daß bei den Berliner Müttern der wohlhabenden Kreise das Stillen 
noch seltener ist als bei den Ärmeren und Ärmsten. Mit diesen Ergeb¬ 
nissen steht auch das Resultat einer Erhebung in Barmen 11 ) in Einklang. 
Dort erhielten von je 100 ehelichen Säuglingen die Mutterbrust im Jahre 
1905: 

bei einem Einkommen des Vaters bis 1500 JL .80,8 Proz., 

„ „ „ „ „ über 1500—3000 Jl . . . 68,7 „ 

n w * n » » 3000 JL .46,3 „ 

Aber weder aus der Berliner noch aus der Barmer Statistik darf ge¬ 
schlossen werden, daß im allgemeinen die Häufigkeit des Stillens von den 
wirtschaftlichen Verhältnissen unabhängig ist oder gar durch eine verbesserte 
ökonomische Lage beeinträchtigt wird. Der Sachverhalt scheint mir viel¬ 
mehr folgender zu sein: Die Frauen der Reichen und des Mittelstandes stillen 
zwar noch seltener als die Frauen der unteren Schichten. Die ersteren aber 
unterlassen das Stillen, teils weil es für sie eine Unbequemlichkeit ist, während 
die künstliche Ernährung des Säuglings bei Unterstützung durch Dienstboten 
keine nennenswerte Unbehaglichkeit verursacht, teils weil sie genügend Geld 
für eine gute, wenn auch teure Milch ausgeben können, und weil sie immer 
noch in dem Glauben leben, die Muttermilch ließe sich ersetzen. Ganz anders 
steht es bei den Müttern der unbemittelten Schichten. Diese haben viel mehr 
Mühe und Arbeit, wenn sie die Säuglinge künstlich ernähren; die Stillung ist 
für sie auch viel billiger als die Flaschenernährung, selbst wenn sie hierfür 
billige, minderwertige Surrogate benutzen. Und wenn trotz der Mühe und der 
Kosten, die die künstliche Ernährung verursacht, von den unbemittelten 
Frauen, wie die Berliner Statistik zeigt, mehr als zwei Drittel nicht stillen, 
so kann im allgemeinen gar kein anderer Grund vorliegen, als die wirtschaft¬ 
liche Not; diese äußert sich einmal darin, daß viele Frauen infolge von Ent¬ 
kräftung zu wenig Milch haben; dann aber auch darin, daß ihnen keine Zeit 
für die Erfüllung dieser Mutterpflicht übrig bleibt, weil sie in und außer 
dem Hause zu viel Arbeit verrichten müssen. 

Die wirtschaftliche Notlage wird man nun aber, um dies hier gleich an¬ 
zufügen, nicht mit einem Schlage beseitigen, nicht einmal wesentlich mildern 
können. Schafft man jedoch Maßnahmen, wie Gewährung von Stillprämien, 
von Hauspflege und vor allem von Wöchnerinnengeld, dann lindert man 
die schlechten ökonomischen Verhältnisse der jungen Mütter wenigstens in 
der kritischen Zeit des Wochenbetts. Eine umfangreiche Erfahrung lehrt, 
daß solche Mittel eine erhebliche Zunahme der Stilltätigkeit bewirkt haben. 
Aber es sei ausdrücklich betont, daß diese Maßnahmen nach Möglichkeit 
nicht auf dem veralteten und in ihrer Wirkung all zu beschränkten System 
der Wohltätigkeit auf gebaut werden dürfen, daß vielmehr hier die Gesetz¬ 
gebung in Gestalt einer umfassenden und ausgiebigen Mutterschafts¬ 
versicherung Platz greifen muß, und daß, soweit sich noch Lücken in 
diesem Teil des sozialen Versicherungswesens zeigen, auf Selbsthilfe beruhende 
Mutterschaftskassen 12 ) gebildet werden müssen. 
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Der Einfluß auf die Gestaltung der Volksgesundheit, den dieWohnungs- 
zustände ausüben, ist nicht weniger groß als derjenige, den die Ernah- 
rungsverhältnisse zeitigen. Es ist daher von hohem Interesse für den 
Hygieniker, zu untersuchen, welche amtlichen Mitteilungen über das Woh¬ 
nungswesen der deutschen Bevölkerung vorliegen. 

Wir haben oben bereits angeführt, in welchem Prozentsatz zu den Ge¬ 
samtausgaben der Aufwand für die Wohnung bei deutschen minderbemittelten 
Familien steht, soweit sich dies aus den oben besprochenen amtlichen Er¬ 
hebungen über die Wirtschaftsrechnungen erkennen läßt. 

Aus dem Statistischen Jahrbuch für das Großherzogtum Hessen kann 
man Angaben darüber entnehmen, wie die Bürger eines ganzen Staates 
wohnen. Die industrielle Provinz Starkenburg weist bei 543000 Einwohnern 
67000 Wohnhäuser auf; d. h. in dieser Provinz leben durchschnittlich 8,1 
Einwohner in einem Hause; in der agrarischen Provinz Oberhessen kommen 
6,0 Personen durchschnittlich auf ein Haus. Die einzelnen Gebietsteile 
Hessens, die sich nach der Erwerbsart der Bewohner wesentlich unterscheiden, 
zeigen mithin hinsichtlich der Wohnorte keine nennenswerten Differenzen. 
Der Übergang eines Staates von der Landwirtschaft zur Industrie braucht 
mithin keineswegs mit einer stärkeren Zentralisation der WohnungsVerhält¬ 
nisse verbunden zu sein; eine solche tritt vielmehr erst mit dem Wachstum der 
Städte und der Entstehung der Großstädte ein. Und so sehen wir, daß auch 
in den hessischen größeren Städten (Mainz, Darmstadt, Offenbach, Worms) 
die Zahl der Bewohner, die auf eiu Haus entfallen, steigt. 

Ganz besonders hoch ist die durchschnittliche Ziffer der Bewohner, die 
auf ein Haus in Berlin 6 ) kommt. In der Reichshauptstadt wurden durch¬ 
schnittlich 77 Personen pro Haus festgestellt. Über die außerordentliche 
Menscbenagglomeration in den Berliner bewohnten Grundstücken unterrichtet 
uns folgende Statistik: 


Bewohnte Grundstücke nach der Bewohnerzahl bzw. nach der 
Zahl bewohnter Wohnungen. 
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1970| 
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2639 
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Über¬ 

haupt 


26 438 
24 493 
23 255 
21614 
19 615 


Man sieht, daß in Berlin von den 26 438 Grundstücken, die im Jahre 
1905 gezählt wurden, nur 1461 jeweils weniger als 11 Bewohner hatten, 
daß dagegen 6869 Grundstücke jeweils mehr als 100, teilweise sogar 200 und 
300 Bewohner aufwiesen. Mit Entsetzen denkt man an diese Mietskasernen. 
Und trotzdem ist das Vorhandensein solch großer Mietskasernen noch nicht 
das Schlimmste. In Berlin ist die Sterblichkeit verhältnismäßig nicht sehr 
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hoch, and sie geht Ton Jahr zu Jahr noch zurück — trotz der Mietskasernen. 
Daraus läßt sich schon schließen, daß die WohnungsVerhältnisse in Berlin im 
Vergleich zu anderen Städten noch gar nicht die übelsten sind. Dies 
resultiert aus der außerordentlich starken Bautätigkeit in der Reichshaupt- 
st-adt. Hierdurch wird bewirkt, daß trotz des großen Bevölkerungszuwachses 
(der im wesentlichen auf Zuzug beruht) dennoch wenigstens ein Wohnungs- 
mangel nicht besteht. Wo der Wohnungsmangel aber fehlt, da sind im 
allgemeinen die Wohnungsmängel noch nicht die ärgsten. In Berlin fand 
man bei der Zählung Anfang des Jahres 1908, daß von den 560519 vor¬ 
handenen Wohnungen 17829, d. h. 3,18 Proz. leer standen; am zahlreichsten 
waren die unbewohnten Wohnungen auf dem Wedding, auf dem Gesund¬ 
brunnen und in der Stralauer Vorstadt, also in den Arbeitergegenden, die 
5 bis 10 Proz. leere Wohnungen aufwiesen. Dies Verhältnis ist immerhin als 
ein erfreuliches zu betrachten, insbesondere wenn man an die Zustände in 
München denkt. Wie der Verein für Verbesserung der Wohnungs Verhältnisse 
in München in seinem Jahresbericht 13 ) 1909 mitteilt, beträgt der Anteil an 
leeren Wohnungen am Gesamtwohnungszustand Münchens 0,6 Proz. (anstatt 
normal 3 Proz.) in manchen Arbeitervierteln sogar nur 1 Promille. Natürlich 
will ich durch diese Gegenüberstellung nicht etwa dartun, daß die Wohnungs¬ 
verhältnisse in Berlin zufriedenstellend wären. Aber viele werden sich die 
Zustände im Berliner Wohnungswesen noch schlimmer vorgestellt haben. 
Die starke Bevölkerungszunahme, die sich ja ganz allgemein in Deutschland, 
besonders aber in den Städten in den letzten Jahrzehnten vollzogen hat, ist 
die Hauptursache, warum fast überall über Wohnungsnot zu klagen ist. 
Dazu kommt noch, daß die Bedeutung der Wohnung für die Gesundheit 
immer mehr erkannt wird, und daß mit steigender Kultur auch ein ver¬ 
feinertes Wohnungsbedürfnis entsteht. Aus allen diesen und anderen Grün¬ 
den sind staatliche und städtische Behörden, denen vielfach gemeinnützige 
Vereine als Schrittmacher vorangegangen sind, eifrig darauf bedacht, teils 
die schon vorhandene Wohnungsnot zu beseitigen, teils den zu erwartenden 
Mißständen vorzubeugen. 

Bedeutungsvoll sind auf diesem Gebiet die Leistungen der Landesver¬ 
sicherungsanstalten. Nach § 164 des Invalidenversicherungsgesetzes haben 
die Anstalten das Recht, unter bestimmten Bedingungen die Hälfte ihres 
Vermögens in nicht mündelsicherer Weise für solche Veranstaltungen anzu¬ 
legen, die ausschließlich oder überwiegend der versicherungspflichtigen Be¬ 
völkerung zugute kommen, während die andere Hälfte, jedoch unter der 
Voraussetzung der Mündelsicherheit, gleichfalls für diese Zwecke verwendet 
werden darf. Daß zu den hierher gehörenden Unternehmungen der Bau von 
Arbeiterwohnungen in erster Linie gerechnet werden kann, ist ohne Zweifel. 
Die Landesversicherungsanstalten u ) sowie die entsprechenden anderen 
10 Kasseneinrichtungen (Knappschaftskassen, Pensionskassen der Eisen- 
bahn&rbeiter usw.) haben nun in der Tat viele Millionen bereits für Er¬ 
stellung von Arbeiterwohnhäusern als Hypotheken verliehen. Man erhält 
jedoch nur dann ein richtiges Urteil über den Umfang der Darlehen, wenn 
man die betreffenden Hypotheken summen mit dem Vermögen der je¬ 
weiligen Versicherungsträger vergleicht; hierfür diene folgende Gegenüber¬ 
stellung : 

Vierteljahnschrift für Gesundheitspflege, 1910. 28 
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Bis zum Jahre 

Als Darlehen ftir Arbeiter¬ 
wohnungen verausgabten 
sämtliche Versicherungsträger 

M 

Vermögen sämtlicher 
V ersicherungstrager 

M 

1900 . 

78,1 

Millionen 

00 

•ft 

Millionen 

1901 . .* . 

87,5 

B 

929,1 

1» 

1902 . 

103,4 

n 

1007,4 

T> 

1903 . 

118,3 

n 

1084,2 

» 

1904 . 

133,1 

T) 

1160,4 

n 

1905 . 

150,9 

T) 

1237,5 

n 

1906 . 

172,6 

n 

1318,5 

7* 

1907 . 

195,7 

n 

1404,0 

91 


Aus dieser Tabelle ersieht man, daß die Versicherungsanstalten von Jahr 
zu Jahr nicht nur absolut genommen immer größere Summen verliehen haben, 
sondern auch relativ betrachtet, d. h. im Verhältnis zu ihrem Vermögen. Im 
Jahre 1900 wurden rund nur 9 Proz. in Hypothekengeldern für Arbeiter¬ 
liftuser angelegt, im Jahre 1907 bereits fast 14 Proz. Aber trotz dieser steigen¬ 
den Tendenz wird man die bisher als Darlehen verausgabten Summen noch 
als zu gering bezeichnen müssen, wenn man bedenkt, einen wie weiten Spiel¬ 
raum die Anstalten haben, und wie segensreich diese für die Erstellung von 
Arbeiterwohnungen verliehenen Gelder wirken. 

Eine besondere Betonung verdient aber noch die Tatsache, daß die ein¬ 
zelnen Versicherungsanstalten sich sehr stark hinsichtlich der von ihnen für 
den genannten Zweck leihweise gewährten Summen unterscheiden. Über die 
großen Unterschiede belehrt uns folgende Statistik: 


Landes¬ 

versicherungsanstalt 

Ausgaben für 
Arbeiterwohnungen 

{ M 

Vermögen 
im Jahre 1907 

A> 

Rheinprovinz. 

1' 44,7 

Millionen 

152,9 Millionen 

Hannover. 

1 28,6 

n 

51,6 

Westfalen. 

' 22,4 

,, 

71,2 

Königreich Sachsen . . . 

17,4 

n 

144,8 

Württemberg. 

i; i3,9 

n 

42,8 

Baden. 

|! 17,3 

ii 

46,4 

Hessen-Nassau. 

j 11,4 

n 

48,9 

Oberbayem. 

j 1,9 

r> 

30,5 

Niederbayern. 

II 0,1 

1 

?» 

7,7 

Oberpfalz. 

i! 0>6 

n 

6,5 

Oberfranken. 

0,7 

n 

P 

00 

Unterfranken. 

1 0,4 

n 

8,3 


Man sieht, daß manche Anstalten, besonders diejenigen von Hannover 
und der Rheinprovinz sowohl absolut als auch im Verhältnis zu ihrem Ver¬ 
mögen sehr viel größere Summen verliehen haben als der Durchschnitt der 
Anstalten und vor allem als die bayerischen Anstalten, die weit hinter dem 
Durchschnitt Zurückbleiben. Und gerade in Bayern sollten die Gelder der 
Landesversicherungsanstalten sehr stark zum Bau von Arbeiterwohnungen 
beansprucht werden. Die Wohnungsnot in München haben wir bereite 
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erwähnt; und ein Blick auf die Karte des Deutschen Reiches, die die Häufig¬ 
keit der Gestorbenen nach Kreisen angibt, lehrt, daß in Bayern von allen 
Bundesstaaten die aller schlimmsten Verhältnisse bestehen, wozu, in Anbe¬ 
tracht der engen Beziehungen der Wohnungszustände zu der Höhe der 
Sterblichkeit, die Mißstände im Wohnungswesen zweifellos erheblich bei¬ 
tragen. Es sollten doch daher gerade in Bayern alle Mittel zur Anwendung 
gelangen, um diese ungünstigen Verhältnisse zu beseitigen; und zu den hier 
in Frage kommenden Maßnahmen würde der Bau von gesunden Arbeiter¬ 
wohnungen mit an erster Stelle zu rechnen sein. Seit einiger Zeit besteht nun 
in Bayern ein Landes verein zur Verbesserung des Wohnungswesens, an 
dessen Spitze sachkundige und einflußreiche Männer stehen. Es ist anzu¬ 
nehmen, daß es diesem Verein gelingen wird, die Gelder der bayerischen 
Landesversicherungsanstalten in weit größerem Umfange als bisher für die 
Erstellung von Arbeiterwohnhäusern flüssig zu machen. Und wie in Bayern, 
so sollte in allen deutschen Landesgebieten die Gründung von Landesvereinen 
zur Verbesserung der Wohnungszustände in die Wege geleitet werden. 

Erwähnenswert ist hier folgende Übersicht über die Wohnungsfürsorge 
für Arbeiter im Königreich Sachsen 16 ): 


Wohnungsfürsorge für Arbeiter im Jahre 1 907. 
(„Jahresbericht der königl. sächsischen Gewerbeaufsichtsbeamten für 1907“.) 



Zahl der 
vorhan¬ 
denen 

1 ?j , 2 

B , O ü 

ft# > . 

hß % -c 

C ~ c 

Zahl der Familien 
Wohnungen mit 

- 

hi 

ss 

* M JS. 
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C * ® 

= .3 s 

a 
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der Arbeiterhäuser 
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für 

u 3 .2 - 

•S M £ £ 

- 1 ; % 5 
•8 = 

1 | 2 3 

4 

5 u. 
mehr 

£ ® 3 
e g| 
■S 3 « 

iS sf 

x 

u 

1 

£ 

o> 

— ft> 

•- ti 

1 X 

x ~! 

z 

Familie 

Zahl der 
nungen m 

Räumen 

(einschließlich Kammern, 
ausschließlich Küche) 

. ® x 

! - 
•31 

N- 

3 

06 

NJ 


K 

önigreic 

h. 





Von Arbeitgebern errich¬ 
tete Mietshäuser . . . 
Von Genossenschaften u. 

1976 68 

, 7750 4512 

176 j 2857 3400 

I 

967 

350 

! 

| 

724 

2016 

Verein, erricht. Mietsh. 
Von Stiftungen errich¬ 

404 4 

: ] 

3385 1395 

,1151179 1219 

760 

112 

, 189 

235 

tete Mietshäuser . . . 

228, — ' 

1702 129 

12 ! 349 1285 

23 

33 

40 

40 

Erwerbshäuser . . . . 

63 |- 

184' 151 

— 47 71 

1 

17 

49 


— 

Zusammen 

2671 j72 

13021 j 6187. 

j303 4432 j 5975 j 

1767 | 

544 | 

: 953 

2291 


Aus dieser Zusammenstellung ersieht man, daß die von Arbeitgebern 
errichteten Mietshäuser in überwiegender Mehrzahl Wohnungen mit Garten 
oder Feld besitzen, während bei den von den Genossenschaften erbauten 
Häusern dies nur bei etwa einem Drittel der Fall ist. Nun ist es zwar vom 
hygienischen Standpunkte aus zu begrüßen, wenn zu einer Arbeiterwohnung 
Garten oder Feld gehört; eine solche wünschenswerte Beigabe ist jedoch mit 
einem beträchtlichen Mehraufwand verbunden. Darin liegt der Grund, warum 
die gemeinnützigen Vereine zumeist davon Abstand nehmen müssen, den 
Wohnungen Gärten anzufügen. Es ist nun aber noch keineswegs immer 
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ein Vorteil für die Arbeiter, wenn ihre Arbeitgeber ihnen Wohnungen mit 
Gärten beschaffen. Wohl erhalten die Arbeiter auf diese Weise zumeist 
bessere und trotzdem nicht teurere Wohnungen. Aber die Arbeiter sind durch 
diese Wohnungen dann in ihrer Bewegungsfreiheit behindert, sie werden eben 
dadurch vielfach gegen ihren Willen zu sehr an das Unternehmen des Arbeit¬ 
gebers gebunden. Die Folge davon ist dann vielfach, daß die Löhne reduziert 
werden, oder daß einer berechtigten Lohnverbesserung Schranken entgegen¬ 
gesetzt werden; auf diese Weise werden die Vorteile der Wohnung wieder 
ausgeglichen. Damit soll nicht gesagt sein, daß diese Erscheinungen 
sich überall gezeigt haben. Aber die Erfahrung lehrt, daß die Arbeiter 
nur sehr ungern in Häusern, die dem Arbeitgeber gehören, wohnen, und 
daß als Grund hierfür eben die Vergrößerung der Abhängigkeit ange¬ 
führt wird. 

Hervorgehoben sei noch, daß, nach der zuletzt wiedergegebenen Statistik, 
in den von Arbeitgebern errichteten Mietshäusern 176, in den von Genossen¬ 
schaften gebauten Häusern 115, im ganzen in 303 Fällen Familienwohnnngen 
geschaffen wurden, die nur aus einem Raum bestehen. Solche Wohnungen, 
in denen also in einem Raum gekocht, geschlafen und gewohnt (wohl auch 
gearbeitet) wird, sollten überhaupt nicht mehr hergestellt werden, am wenigsten 
von Arbeitgebern und Vereinen, die sich die Arbeiterwohnungsfürsorge zur 
Aufgabe gemacht haben; derartige Wohnungen sind ebenso ungesund wie 
menschenunwürdig. 

Zum Schluß sei noch bemerkt, daß auch mehrere Stadtverwaltungen den 
Bau von Arbeiterwohnungen in Angriff genommen haben. Vorbildlich auf diesem 
Gebiet war in Deutschland Freiburg i. B. 16 ), nach dessen Muster dann Ulm 
ganz hervorragende Arbeiterhäuser, die die Stadt an Arbeiter verkauft, ge¬ 
baut hat. Neuerdings hat die Stadtverwaltung von Freiburg wieder für ein 
großes Projekt zum Bau von Arbeiterwohnungen die erforderlichen Mittel 
bewilligt. Solche Unternehmungen sind nur möglich, wenn die Stadtver¬ 
waltungen auf Grund einer weitsichtigen Bodenpolitik im Besitz großer unbe¬ 
bauter Bodenflächen ist. In dieser Hinsicht sind die Maßnahmen, wie sie 
in Ulm auf Veranlassung des dortigen Oberbürgermeisters Wagner 17 ) seit 
einer Reihe von Jahren durchgeführt werden, mustergültig für ganz Deutsch¬ 
land geworden. 

Im Vergleich zu dem reichhaltigen Material über die verschiedensten 
Zweige der sozialen Hygiene, welches in den amtlichen Veröffentlichungen 
enthalten ist, sind Angaben über Kleidung und Hautpflege nur spärlich 
vorhanden. 

In welchem Umfange die deutsche minderbemittelte Bevölkerung Geld 
für Kleidung und Wäsche und Reinigung auf wendet, dafür bietet die oben 
genannte Statistik, die das Kaiserliche Statistische Amt in seiner Veröffent¬ 
lichung über die Wirtschaftsrechnungen der minderbemittelten Familien ange¬ 
fertigt hat, einen guten Anhalt. 

Sehr interessante Mitteilungen vom hygienischen Standpunkte aus über 
die Kleidung der bayerischen Bevölkerung enthält der schon mehrfach zitierte 
„Generalbericht über die SanitätsVerwaltung im Königreich Bayern“. Einige 
Angaben hieraus sollen hier erwähnt sein: 
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Im Amte Schrobenhausen, wo die Männer noch die beliebten aber hygienisch 
betrachtet unzweckmäßigen Schaftstiefel, die Frauen enge Leibchen tragen, nähert 
sich. die ländliche Tracht jetzt immer mehr der städtischen, wobei vielfach seitens 
der ländlichen weiblichen Bevölkerung und besonders der Dienstboten ein ge¬ 
wisser Luxus bezüglich der Oberkleidung eingerissen ist, der oft in direktem 
Gegensätze zur Qualität und namentlich zur Reinlichkeit der Unterkleider und der 
Leibwäsche steht. 

Ähnliche Berichte liegen aus zahlreichen anderen Orten vor; immer 
wird betont, daß weniger auf Solidität der verwendeten Stoffe, wie ehemals, 
gesellen wird, als vielmehr auf Farbenspiel, und daß jetzt an Stelle der 
Lodenstoffe oder der warmen Tuchstoffe nur Wollstoffe, meist Halb- oder 
Baumwolle getragen werden. Der Gebrauch der selbstgesponnenen sog. Haus- 
lein wand ist vielfach ganz abgekommen, zum mindesten erheblich reduziert 
und durch farbige Baumwollstoffe ersetzt; dies ist bei dem seltenen Wäsche¬ 
wechsel besonders im Interesse der Reinlichkeit zu beklagen. Aus vielen 
Ämtern hört man, daß dort das Bestreben weit verbreitet ist, Kopf und Hals 
gegenüber dem übrigen Körper möglichst warm zu halten. Solchem Zweck 
dienen die dicken wollenen Halstücher, wie sie in einem großen Teil der 
Pfalz, Oberpfalz und besonders in Oberfranken von den Männern im Winter 
unzertrennlich sind; ebenso unzweckmäßig sind die in manchen Bezirken ge¬ 
tragenen wollenen Unterjacken. Da diese Jacken und Wolltücher auch im 
warmen Lokale, und sogar im Bett nicht selten anbehalten und insbesondere 
nie gewaschen werden, bieten sie nicht nur Gelegenheit zu Erkältungskrank¬ 
heiten, sondern sie stellen sich auch als Bakterienträger schlimmster Sorte 
dar. Bei den Frauen wirken die schweren Kopftücher sehr ungünstig, da 
sie jede rationelle Haarpflege und namentlich die Ausdünstung der Kopfhaut 
verhindern. Mit der städtischen Kleidung findet auch das Korsett mit seinen 
gesundheitlichen Nachteilen für den weiblichen Organismus immer mehr Ein¬ 
gang in der bäuerlichen Bevölkerung. Als besonders gesundheitsgefährlich 
werden auch die an manchen Orten getragenen schnurähnlichen Strumpf¬ 
bänder bezeichnet, welche oft schon bei ganz jungen Personen Venenektasien 
und Krampfadern verursachen. 

Während das Korsett jetzt immer mehr Anklang bei der ländlichen Be¬ 
völkerung findet, hat in den bayerischen Städten die Reformkleider-Bewegung, 
die auf die Beseitigung des Korsetts hinzielt, bisher leider nur wenige Erfolge 
aufzuweisen. Es wird berichtet, daß die Reformtracht in Landshut wegen 
ihrer Zweckmäßigkeit auch bei minderbegüterten Frauen Eingang gefunden 
hat, während in Bamberg die einschlägigen Versuche nur von kurzer Dauer 
waren, und daß auch in Erlangen in der letzten Zeit diese Tracht wenig 
Fortschritte macht. Diese Tatsachen sind sehr unerfreulich; denn die Reform¬ 
tracht hat doch zweifellos ganz bedeutende hygienische Vorzüge. Es ist 
freilich möglich, daß bei vielen Frauen erst noch alte Gewohnheiten über¬ 
wunden werden müssen. Andererseits schrickt manche Frau wohl auch vor 
dem Luxus zurück, der vielfach, z. B. ganz besonders hier in Karlsruhe, im 
Gegensatz zu der sonstigen Bevölkerung gerade von den Vorkämpferinnen 
der neuen Tracht zur Schau getragen wird. Diese Damen meinen beweisen 
zu sollen, daß die Reformtracht ebenso schön und elegant sein kann wie 
die alte Mode. Hierbei vergessen sie oft den eigentlichen hygienischen 
Zweck, es kommt ihnen vielfach nur auf die Eleganz an. Infolgedessen 
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glauben viele Frauen, daß dieser Luxus, den sie sich nicht leisten können, 
zu der Tracht gehört, upd so kommt es, daß sie die neue „Mode tf (die aber 
gar nichts Vorübergehendes hat, weil sie auf vernünftigen hygienischen Er¬ 
wägungen beruht) nicht mitmachen. 

Angaben in den amtlichen Publikationen über den Umfang der zur 
Anwendung gelangten Bäder sind ebenfalls nur spärlich vorhanden. Es ist 
ja in der Tat nicht möglich, ein genaues Bild über die in einer Stadt 
oder gar in einem ganzen Staate von seiten der Einwohner geübte Haut¬ 
pflege zu erhalten, da Bäder (und sonstige Arten der Körperreinigung) 
vielfach in den Privathäusern verbraucht und so einer statistischen Er¬ 
fassung nicht zugänglich gemacht werden können. Immerhin kann man 
sich aus den Mitteilungen über die Bäderfrequenz in öffentlichen Bade¬ 
anstalten doch wenigstens eine Vorstellung davon bilden, ob es auch auf 
dem Gebiete der Hautpflege vorwärts geht. So enthält z. B. der Medizinal¬ 
bericht 18 ) von Württemberg Angaben über die Zahl der in den Badeanstalten 
abgegebenen Bäder. Aber diese nackten Ziffern können nur dann etwas 
sagen, wenn sie in Beziehung und Vergleich zu anderen Mitteilungen ge¬ 
setzt werden, was leider in dem württembergisehen Medizinalberichte nicht 
der Fall ist. 

Dagegen Bind die Statistiken über die Bäderfrequenz in München unge¬ 
mein interessant. Wir geben hier eine solche Statistik wieder, aus der man 
erkennt, wie groß die Frequenz der Bäder in den verschiedenen städtischen 
Badeanstalten 19 ) in den Jahren 1901 —1907 gewesen ist. 


Frequenz der städtischen Bäder in den Jahren 1901 —1907. 



Karl MullerschesVolksbad J 275322 1 ) 444338 519209,587126; 610892 647508 686437 

Männer-f Schwimmbäder 157198 1119378, 93647'225899 j 182768 118400 97072 

Freibad \ Sonnenbäder . — | — 19344 219937, 26026 22960 26755 

Frauen- ( Schwimmbäder 10490 11641 9447 133u| 13070 10422 7585 

Freibad \ Sonnenbäder . — j — I — 7551 1009 1161 1017 

Bad in (Schwimmbäder 9498 99911 8253 22061 ‘ 17155 10886 10264 

Maria < j , I 

Einsiedel \ Sonnenbäder . — I — I — 5870 ; 7828 6482 587b 

an der Schleißheimerstr. ! 103783 j 111420 119323 122713 123799 127417 131645 

„ „ Kirchenstraße . 109512 88353 83671 846631 81711 82999 85733 

„ „ Westenditr*ße . 50725 j 52014 1 52066 54870 1 53248 54731 57545 

„ „ Schulstraße . . . 44143 I 43841j 46408 47586 . 49929 56599 60703 

„ . PLingaueerstraße. 37773 35041j 38031 39441 j 38396 42934 49945 

„ „ Tumblingerstraße 67000 | 62660 1 63210 67100 66150 67950 71040 

am Bavariaring .... 54501 48099 47159 46308 j 42637 43996 45898 

an der Frühlingsstraße . 48841 41516 40210 41350; 34768*) — — 

„ n Pilgersheimerstr. — — — — 3265*) 63720 77392 

n „ Haidhauserstr. . 26424 24200 25753 27446 28178 ' 31027 35353 

im städt. Schlacht- und i 

Viehhofe.j — — — 10433 9223 , 19906 21140 

l ) Eröffnet am 9. Mai 1901. — *) Geschlossen ab 30. November 1905. — 

3 ) Eröffnet am 12. Dezember 1905. 


Difitized 


bv Google 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 




Die sozialhygienischen Zustande in Deutschland usw. 


439 


Man sieht, daß die Häufigkeit der B&der in Müllers Volksbad ganz 
gewaltig zugenommen hat. In der gleichen Zeit ist die Frequenz in den an¬ 
deren städtischen Badeanstalten teils nur wenig gefallen, teils sogar ebenfalls 
gestiegen. Jedenfalls erkennt man, daß seit dem Bestehen von Müllers 
Volksbad eine sehr beträchtliche Zunahme der Bäder zu verzeichnen ist. Auf 
den Bevölkerungszuwachs allein kann diese Vermehrung nicht zurückgeführt 
werden. Man muß nun aber wissen, daß Müllers Volksbad eine der besten 
und prächtigsten Badeanstalten ist, die es überhaupt gibt. Dazu kommt, 
daß die Preise für die Bäder wirklich einem Volks bade entsprechen. Man 
muß es gesehen haben, wie in München auch die minderbemittelte Be¬ 
völkerung in großen Scharen in dieses Bad zieht, eben weil es so schön und 
dabei billig ist. So entsteht dann die gewaltige Steigerung der Bäder¬ 
frequenz. Ich meine, diese Tatsachen sind sehr lehrreich. Man klagt oft 
über das in der unbemittelten Bevölkerung mangelhafte oder ganz fehlende 
Bedürfnis nach Hörperreinigungen. Elin solches Bedürfnis läßt sich aber 
wesentlich durch geeignete Maßnahmen steigern und, wo es fehlt, erzeugen. 
Dies beweisen die erstaunlichen Erfolge, die Müllers Volksbad erzielt hat. 
Und diese Feststellung auf dem Gebiet der Hautpflege und des Badewesens 
gilt für alle Zweige der Gesundheitspflege und der Kultur überhaupt 
Hygienische und kulturelle Bedürfnisse schlummern vielfach in der breiten 
Bevölkerung; man muß sie durch geeignete Mittel zu wecken wissen. Es 
ist durchaus falsch, zu meinen, dies oder jenes gesundheitsfördernde Unter¬ 
nehmen würde zwecklos sein, weil kein Bedürfnis dafür vorliege. Müllers 
Bad zeigt, daß bisher versteckt gebliebene Bedürfnisse zutage treten, wenn 
die für die Befriedigung des Bedürfnisses notwendige Einrichtung vor¬ 
handen ist. 

Für die Kenntnis von den gesundheitlichen Zuständen bei einem Volke 
ist es ferner von hoher Bedeutung, zu wissen, wie sich die Bevölkerung hin¬ 
sichtlich der Erwerbstätigkeit und der Berufsarten verhält. Über 
diese Verhältnisse gibt uns die Berufsstatistik*), die man mit Hilfe der Be¬ 
rufszählung im Jahre 1907 gewonnen hat, die notwendige Aufklärung. 

Wir erfahren, daß im Deutschen Reiche 26827 362 männliche und 8243478 
weibliche Personen, die erwerbstätig arbeiteten, gezählt wurden. Diese Ziffern 
besagen, daß im Jahre 1907 von 100 Personen der Gesamtbevölkerung 
45,52 Erwerbstätige oder Dienende waren. Bei der unmittelbar vorher- 
gegangenen Berufszählung, die im Jahre 1895 stattgefunden hat, belief sich 
diese Ziffer auf 42,71; es liegt mithin eine Zunahme von fast 3 Proz. vor. 
An sich ist diese Vermehrung als erfreulich zu bezeichnen. Denn Vermehrung 
der Erwerbsarbeit bedeutet — ceteris paribus — Vermehrung volkswirt¬ 
schaftlicher Werte, Vergrößerung des Volkswohlstandes und damit Verbesse¬ 
rung der Volksgesundheit. Aber bedauerlicherweise ist die Zunahme der 
Erwerbstätigen zum großen Teil durch die immer weiter um sich greifende 
Frauenarbeit hervorgerufen worden. Im Jahre 1895 kamen auf 100 Er¬ 
werbstätige oder Dienende 29,75, bei der letzten Berufszählung aber 
33,79 weibliche Personen; es liegt also eine Vermehrung um 4 Proz. vor. 
Betrachtet man nun, wie groß der Prozentsatz der weiblichen Erwerbstätigen 
in den einzelnen Landesgebieten ist, so findet man, daß auf 100 Erwerbs¬ 
tätige weibliche entfielen: 
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1907 1896 j 1907 1895 

im Königreich Preußen . 32,75 28,11 in der Rheinpfalz . . . 37,23 29,84 

im Rheinland. 27,74 24,89 im Königreich Sachsen . 31,93 31,54 

in Westfalen. 25,27 22,17 in Württemberg .... 37,42 32,91 

im Königreich Bayern . 41,42 34,65 in Baden. 39,09 35,08 

in Südbayern. 42,071 35 „ 0 in Hessen. 26,53 26,81 

in Nordbayern .... 41,95/ ’ 


Vergleicht man die Ziffern, die über die Ausdehnung der FranenerWerbe¬ 
arbeit orientieren, mit den Zahlen, die über die Säuglingssterblichkeit unter¬ 
richten, so wird man finden, daß in denjenigen Landesgebieten, in denen ver¬ 
hältnismäßig wenig Frauen erwerbstätig sind, wie im Rheinland, in Westfalen, 
in der Rheinpfalz, auch die Kindermortalität niedrig ist, während umgekehrt 
der Anteil der Frauen an der Erwerbsarbeit wie auch die Säuglingssterblich¬ 
keit in dem rechtsrheinischen Bayern, aber auch in Württemberg und Baden 
hoch ist. Der Zusammenhang zwischen Frauenarbeit und Kindermortalität 
scheint mir durch diese Angaben genügend klargestellt zu sein. 

Ebenso unerfreulich wie die Zunahme der Frauenarbeit ist die Abnahme 
der selbständigen Existenzen. Es ist ja wohl möglich, daß bisweilen die wirt¬ 
schaftliche Lage bei manchen selbständigen Handwerkern und Kaufleuten 
mißlicher ist, als bei den Angestellten in einem Großbetriebe. Aber im 
allgemeinen hat die Erhaltung der Selbständigkeit doch wohl große gesund¬ 
heitliche Vorteile; der Selbständige kann sich eher geeignete Arbeitsräume, 
ihm passende Arbeitszeiten usw. wählen, während der Unselbständige sich 
dem Willen eines anderen unterordnen und ein Stück seiner Freiheit, die 
ihm die Möglichkeit verleiht, auf seine individuellen gesundheitlichen Ver¬ 
hältnisse Rücksicht zu nehmen, verzichten muß. Welcher Unterschied in 
hygienischer Hinsicht sich zwischen Selbständigkeit und Unselbständigkeit 
im Berufe zeigt, werden wir am besten erkennen, wenn wir uns weiter unten 
mit der Rekrutenstatistik beschäftigen werden. 

Die Berufsstatistik lehrt nun, daß es unter den Erwerbstätigen des 
Jahres 1895 noch 28,57 Proz., im Jahre 1907 aber nur 22,67 Proz. Selb¬ 
ständige gab. Abgenommen hat die Zahl der landwirtschaftlich beschäftigten 
Selbständigen um 2,64 Proz., der industriell Tätigen um 4,11 Proz., dagegen 
hat die Zahl der im Handel arbeitenden Selbständigen um 19,99 Proz. zuge¬ 
nommen. Berücksichtigt werden muß aber, daß die absoluten Ziffern, die 
sich auf die im Handel Tätigen erstrecken, klein sind gegenüber den Riesen¬ 
zahlen derjenigen, die landwirtschaftlich oder industriell beschäftigt sind. 

Eine auffallende Zunahme, nämlich um 160,10 Proz. zeigt die Zahl der 
technischen Beamten in der Industrie; es ist dies eine zu begrüßende Er¬ 
scheinung, denn diese Zahl weist auf eine erhebliche Vermehrung des sog. 
Mittelstandes hin. 

Hervorgehoben sei noch, daß die Zusammensetzung der deutschen Be¬ 
völkerung nach Berufsabteilungen jetzt folgendes Bild zeigt: 

Haupt- und Neben¬ 
berufsfälle 1895 

I 

11 940 929 
| 8 900 606 

I 2 908 388 


Difitized by Gougle 


j Haupt- und Xeben- 
I berufsfälle 1907 

A. Landwirtschaft, Gärtnerei usw. . jl 15 484 479 

B. Industrie, Bergbau, Baugewerbe . 12 006 628 

C. Handel und Verkehr.|, 4 427 987 
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Aus diesen Ziffern ergibt sich, daß Deutschland keineswegs ein vor¬ 
zugsweise agrarischer Staat ist, denn diejenigen, die in der Industrie und 
im Handel beschäftigt sind, betragen zusammen rund 167a Mill. Erwerbs¬ 
tätige, während auf die Landwirtschaft nur 157 s Mill. entfallen. Und ferner 
sieht man, daß sich die Entwicklung von Agrar- zum Industrie- und Handels¬ 
staat immer mehr vollzieht. Denn die Zunahme der in der Industrie und 
im Handel tätigen Personen ist seit der Berufszählung im Jahre 1895 erheb¬ 
lich größer als die Vermehrung der landwirtschaftlich Beschäftigten. Diese 
Tatsache ist naturgemäß auch von hoher hygienischer Bedeutung; denn es 
ist ein großer Unterschied, ob sich ein Volk vorzugsweise von einer land¬ 
wirtschaftlichen oder von einer industriellen Beschäftigung ernährt. Auf diese 
Fragen kommen wir noch weiter unten zu sprechen. 

Von großer Wichtigkeit für die Gesundheitszustände einer Bevölkerung 
sind sodann die Einkommens Verhältnisse. Wir haben oben schon bei 
der Erörterung über die Statistik betreffs der Wirtschaftsrechnungen minder¬ 
bemittelter Familien gesehen, wie häufig sich in den dort in Betracht ge¬ 
zogenen Haushaltungen Fehlbeträge ergeben, obwohl es sich bei jenen 
Familien fast ausschließlich um solche mit einem jährlichen Einkommen von 
mehr als 1200 t/Ä handelte, und obwohl auch bei diesen von einem Überfluß 
in der Ernährung oder einem Luxus in der Wohnart nicht geredet werden 
kann. Nun gibt es im Deutschen Reiche aber zahlreiche Familienvorstände, 
deren Einnahmen die Grenze von 1200 Jft pro Jahr nicht erreichen. Eine 
Statistik für das ganze Reich über die Einkommensverhältnisse der Be¬ 
völkerung liegt freilich nicht vor. Wohl aber kann man aus den statistischen 
Jahrbüchern der Einzelstaaten über diese Frage Aufschluß erhalten. Be¬ 
dauerlich ist es, daß unter den Arbeitern und Arbeiterinnen selbst solche, 
die in Staatsbetrieben beschäftigt sind, zum großen Teil ganz erstaun¬ 
lich niedrige Löhne erhalten. So erfahren wir z. B. bezüglich des Arbeits¬ 
verdienstes der Arbeiter bei den Behörden und Anstalten der sächsischen 
Heeresverwaltung 15 ) im Jahre 1906 folgendes: Beschäftigt wurden insgesamt 


2348 Arbeiter; von diesen erhielten 

unter 800 Jt Jahresverdienst.621 

800— 899 „ n 135 

900— 999 „ „ 146 

1000—1099 „ „ 268 

1100—1199 „ „ 190 


Summa 1360 

Also weit mehr als die Hälfte dieser Arbeiter hatten ein Jahreseinkommen von 
weniger als 1200 jft. 

Noch schlechter wird von der sächsischen Heeresverwaltung die Frauen¬ 
arbeit entlohnt. Beschäftigt wurden 1254 Arbeiterinnen, von denen keine 
mehr als 1000 Jft erhielt, von denen aber 1195 unter 800 Lohn be¬ 
kamen. Wenn selbst eine deutsche Staatsbehörde so niedrige Löhne zahlt, 
welche Zustände mögen denn wohl erst bisweilen in Privatbetrieben herrschen. 

Erfreulicherweise sehen wir aber, daß, im Ganzen genommen, die Einnahme 
der unbemittelten Bevölkerung sich in den letzten Jahren gebessert hat und 
wohl auch noch weiter bessert, wenngleich ein erheblicher Teil des höher 
gewordenen Einkommens durch die inzwischen ebenfalls gestiegenen Preise 
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für Lebensmittel, Wohnung und Kleidung wieder eingebüßt wird. Unter 
100 eingeschätzten Haushaltungsvorständen hatten im Königreich Sachsen 15 ) 
im Jahre 1904 ein Einkommen bis zu 700 1 4t 17,53, im Jahre 1906 dagegen 
nur 16,10 Proz.; die Zahl derjenigen, die zur niedersten Einkommenstufe gehören, 
hat relativ (und auch absolut) abgenommen. Die Verhältniszahl derjenigen, 
die eine Einnahme von 700 bis 1600 1 4t beziehen, ist unverändert geblieben; 
auf 100 eingeschätzte Haushaltungsvorstände kommen 49 mit dem genannten 
Einkommen. Die Verhältnisziffer beläuft sich bei der Einkommenstufe von 
1600 bis 3400 Jft auf 25,51 Proz. (im Jahre 1904 nur auf 23,81 Proz.), und nur 
9,32 Proz. aller Haushaltungsvorstände haben eine Einnahme von mehr als 
3400 Jft . Im Ganzen zeigt sich also eine Abnahme der Ziffer bei denjenigen, 
die in die niederste Klasse eingereiht werden müssen, und eine Zunahme bei 
der Einkommenstufe von 1600 bis 3400 Jft. Dies ist ein immerhin be- 
friedigendes Ergebnis. Aber man wird sich immer bei der Beurteilung der 
Gesundheitszustände, die ja in wesentlicher Abhängigkeit von den Einkommen¬ 
verhältnissen stehen, vor Augen halten müssen, daß 50 Proz. aller Haus¬ 
haltungsvorstände über ein Einkommen von weniger als 1250 <4t y und nur 
9 Proz. über mehr als 3400 Jft verfügen. 

Betrachten wir nun die in den amtlichen Publikationen enthaltenen 
Mitteilungen über die GesundheitsVerhältnisse bei einzelnen Personen¬ 
gruppen. Wir wollen hierbei bei der jüngsten Gruppe, bei den Säug¬ 
lingen, beginnen. 

Unter den Säuglingen erfordern die sog. Kost- oder Ziehkinder eine 
besondere Berücksichtigung. Es handelt sich bei diesen zumeist um unehe¬ 
liche Kinder, die bei ihren Müttern nicht bleiben können und deshalb fremden 
Leuten zur Pflege und Erziehung übergeben werden. Bekanntlich ist die 
Morbidität und Mortalität unter den unehelichen Säuglingen ganz besonders 
hoch, und Krankheitsfälligkeit und Sterblichkeit werden naturgemäß noch 
begünstigt, wenn die Kinder die Sorgfalt der eigenen Mütter entbehren 
müssen. Seit einigen Jahren haben nun vielfach die Behörden mit Unter¬ 
stützung gemeinnütziger Vereine die Gesundheits Verhältnisse der Kostkinder 
einer besonderen Kontrolle unterworfen. Hierüber liegen z. B. in dem 
„Generalbericht über die Sanitätsverwaltung im Königreich Bayern“ folgende 
Angaben vor: 

„Nach den amtsärztlichen Jahresberichten aus 41 unmittelbaren Städten und 
154 (von 161) Bezirksämtern im Jahre 1905, 42 Städten und 157 Ämtern im Jahre 
1906 wurden am Jahresschlüsse 20 458 und 20 565 Kostkinder gezählt, welche sich 
wie folgt auf die Regierungsbezirke verteilen: 



1905 

1906 


1905 

1906 

Oberbayern . . . 

. . 9495 

10053 

Oberfranken . 

... 665 

739 

Niederbayern . . 

. . 3141 

2784 

Mittelfranken 

. . . 2004 

1919 

Pfalz. 

, . . 810 

871 

Unterfranken . . 

. . . 1096 

1099 

Oberpfalz. 

, . . 702 

764 

Schwaben . . . . 

. . . 2536 

2330 


„Mit Entschließung des Königl. Bayrischen Staatsministeriums des Innern*) 
vom 6. Februar 1906 wurden Anweisungen betreffs Beaufsichtigung der Kost- 
kinder erlassen, wonach über Ableben, sonstige Beendigung oder zeitweise Unter¬ 
brechung des Pfiegeverhältnisses jeweils binnen 24 Stunden der Gemeindebehörde 
Anzeige zu erstatten ist, welche über die vorhandenen Kostkinder Liste zu fuhren 
hat. Auf Grund dieses Erlasses wurde gegen früher die Kontrolle bedeutend 
intensiver. Sie ergab zwar verschiedene Mißstände, welche abzustellen waren, im 
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allgemeinen zeigte sich jedoch die Tatsache, daß Vernachlässigung oder Verwahr¬ 
losung von Kostkindern selten zu treffen ist, und daß diese Kinder größten¬ 
teils ebenso gut, vielfach besser als die eigenen Kinder gehalten 
werden; letzter es ist insbesondere bezüglich pünktlicherer Inanspruch¬ 
nahme ärztlicher Hilfe im Erkrankungsfalle zu betonen." 

Diese Tatsache verdient volle Beachtung, wenn auch der Grund hierfür 
häufig in der Sorge um Verlust des Verdienstes, um Entziehung der Er¬ 
laubnis zum Halten weiterer Kinder zu erblicken ist. Denn aus welchem 
Grunde die pünktlichere Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe zutage tritt, ist 
schließlich doch von geringerer Bedeutung; die Hauptsache ist, daß auf 
diesem Gebiete keine Vernachlässigung Platz greift. Wir werden aber 
weiter unten noch zu zeigen haben, daß bezüglich der Frage, wieviel unter 
den gestorbenen Säuglingen ohne jede ärztliche Behandlung geblieben sind, 
arge Mißstände festzustellen sind. 

Ähnlich wie aus Bayern lauten die bezüglichen Mitteilungen aus dem 
Königreich Sachsen 20 ). Hier steht, im Anschluß an eine Verordnung des 
Königl. Ministeriums des Innern aus dem Jahre 1906, die Fürsorgetätigkeit 
auf dem Gebiete des Ziehkinderwesens unter der Aufsicht der Stadträte und 
Amtshauptmannschaften; innerhalb der Gemeinden wird das Ziehkinderwesen 
durch die Ortspolizei, Gemeindewaisenräte und Armenpfleger unter dankens¬ 
werter Beteiligung der Ärzte, Ortsgeistlichen und Lehrer samt deren Frauen, 
ferner der Frauenvereine, Krankenschwestern und Hebammen verwaltet. 

„Die Berichte der Amtshauptmannschaften und Bezirksärzte über die Ergeb¬ 
nisse des verflossenen Jahres klingen“, so heißt es in dem Jahresberichte des 
Königl. Sächsischen Landes-Medizinalkollegiums, „sowohl was den Gesundheitszustand 
der Ziehkinder, als was deren Verpflegung und Abwartung durch die Ziehmutter 
betrifft, durchaus befriedigend. Wenn hier und da Klagen erhoben worden sind, 
wenn wegen imgenügender Abwartung oder mit Rücksicht auf Krankheiten der 
Pflegemutter oder deren Angehörigen die Erlaubnis zum Halten von Ziehkindern 
hat versagt oder zurückgezogen werden müssen, oder wenn ab und zu auch Be¬ 
strafungen vorgekommen sind, so gehören solche Fälle doch immer zu den Ausnahmen.“ 

Genauere statistische Angaben über die Zahl der Ziehkinder und über 
die Sterblichkeit bei dieser Personengruppe liegen für die sächsischen Re¬ 
gierungsbezirke (mit Ausnahme des Bezirks Leipzig) sowie für die 5 großen 
Städte Dresden, Leipzig, Chemnitz, Plauen und Zwickau vor; die Statistik 
sei hier wiedergegeben: 


1 

Bestand an 

Ziehkindern 

Gestorben 


Ende 1908 

Ende 1907 

Anzahl 
der Kinder 

Pros. 

der Kinder 

Regierungsbezirke: 





Bautzen. 

1670 

1712 

67 

3,9 

Dresden. 

9584 

10711 

602 

5,6 

Chemnitz. 

4852 

4800 

312 

6,5 

Zwickau. 

2869 

3468 

209 

6,0 

Städte: 





Dresden. 

2329 

3172 

324 

10,2 

Leipzig. 

7066 

7531 

| 506 

6,7 

Chemnitz. 

2581 

2948 1 

245 

8,3 

Plauen. 

985 

1077 

1 115 

10,6 

Zwickau. 

85 

528 

37 

7,0 
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In Leipzig hat man auf Anregung des rühmlichst bekannten Zieh¬ 
kinderarztes Dr. Taube 21 ) ein vortreffliches System eingeführt, nach welchem 
uneheliche Kinder unter gesetzliche Vormundschaft gestellt werden. Von 
den 7531 am Ende des Jahres 1907 dem Ziehkinderamte unterstellten 
Kindern befanden sich 5910 unter gesetzlicher Vormundschaft. 

„Wie trefflich sich die Organisation des Ziehkinderwesens in Leipzig bewährt“, 
so heißt es in dem ei*wähnten Jahresbericht des Landesmedizinalkollegiums, „wird 
durch das beständige Herabgehen der Säuglingssterblichkeit bewiesen. In den 
Jahren 1904 bis 1907 betrug sie bei den ehelichen Kindern 22,2, 21,2 16,8 und 
15,2, bei den unehelichen 33,4, 29,9, 28,5 und 27,7 Prozent.“ 

Vom 1. Januar 1907 ab besteht auch in Dresden eine dem Leipziger 
System ähnliche, bedeutungsvolle Neueinrichtung. Für alle unehelichen 
Kinder, welche nach Schluß des Jahres 1906 dort geboren und erzogen 
oder verpflegt werden und für deren Bevormundung das Amtsgericht 
Dresden zuständig ist, wurde die gesetzliche Vormundschaft eingeführt. 
Als gesetzlicher Vormund gilt dasjenige Ratsmitglied, dem das städtische 
Waisenamt unterstellt ist. Über die Einrichtung des Ziehkinderwesens 
wird in dem Bericht des Dresdener Stadtrats unter anderem folgendes 
mitgeteilt: 

„Die zur Aufsicht berufenen Organe sind zurzeit 1. zehn besoldete, im Dienst 
des Bates stehende Pflegerinnen, 2. die ehrenamtlich tätigen Aufsichtsdamen des 
Albertvereins, 3. sechs Ärzte, die von Fall zu Fall nach den mit ihnen ver¬ 
einbarten Sätzen entschädigt werden und 4. Beamte der städtischen Wohlfahrts¬ 
polizei. — Die Pflegerinnen besuchen die Ziehkinder im Alter bis zu 5 Jahren 
alle 4 Wochen, im Krankheitsfalle wöchentlich, überwachen die Kinds- und 
Ziehmütter bezüglich der pünktlichen Erfüllung ihrer Pflichten und erteilen 
Belehrung. Nach dem 5. bis zum 14. Lebensjahre üben die Damen des Albert¬ 
vereins diese Aufsichtsführung. — Die Ziehkinderärzte, welche den Gesundheits¬ 
zustand der Kinder im Alter bis zu 2 Jahren zu prüfen haben, veranstalten all¬ 
wöchentliche ärztliche Musterungen, zu welchen die Mütter mit den Pfleglingen 
geladen werden. Hierbei werden Verhaltungsmaßregeln über die Ernährungs- und 
Erziehungsweise erteilt; ärztliche Behandlung seitens der Ziehkinderärzte findet 
aber nicht statt. Nur im Falle gänzlicher Mittellosigkeit übernehmen die Armen- 
distriktsärzte die Behandlung. — Ziehmütter, die sich durch besondere Hingabe 
bei der Aufziehung von kranken und schwächlichen Kindern auszeichnen, erhalten 
Geldpreise und Diplome. — Von den 6 Ziehkinderärzten wurden 250 Musterungen 
veranstaltet, bei denen 2692 Kinder untersucht wurden; außerdem fanden 283 Haus¬ 
besuche statt. Die Zahl der Hausbesuche, die die Pflegerinnen unternahmen, beläuft 
sich auf 22 878.“ 

Im Anschluß an die Bemerkungen über die Säuglinge seien hier einige 
Angaben über die Wöchnerinnen erwähnt. Es ist sowohl für das Schicksal 
des Kindes als auch für den Gesundheitszustand der Mutter von Bedeutung« 
zum wievielten Male sie niedergekommen ist. Bekanntlich ist die Sterb¬ 
lichkeit in kinderreichen Familien sehr hoch. Statistische Angaben über 
die entbundenen Frauen nach der Zahl ihrer Niederkünfte sind nicht sehr 
häufig zu finden, am wenigsten für einen ganzen Staat. Ich gebe daher hier 
eine der badischen Medizinalstatistik 9 ) entnommene Tabelle wieder, die schon 
des genannten Grundes wegen ein besonderes Interesse verdient: 
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Konstanz . 

1072 

947 

719 

629 

986 

399 

170 

15 

j 182 

212 

4 443 

4 837 

4 727 

Villingen. 

594 

467 

877 

300 

670 

241 

96 

8 

68 

142 

2443 

2 653 

2 610 

Waldshut. 

470 

418 

396 

290 

504 

171 

63 

6 

38 

82 

2 202 

2317 

2320 

Freiburg. 

1 833 

1587 

1237 

973 

1655 

605 

209 

22 

202 

447 

7 372 

8021 

7 933 

Lörrach. 

653 

600 

421 

342 

546 

194 

80 

i 

87 

109 

2641 

2 837 

2 789 

Ottenburg. 

1195 

1056 

840 

722 

1240 

453 

170 

14 

186 

237 

6267 

6690 

5 575 

Baden. 

1066 

923 

77* 

612 

1235 

488 

147 

6 

105 

188 

4 962 

5 255 

5224 

Karlsruhe. 

3 396 

2 781 

2155 

1801 

3194 

1312 

602 

34 

451 

505 

14 219 

15175 

14 898 

Mannheim. 

2 463 

2128 

1652 

1241 

2289 

929 

401 

80 

| 479 

396 

10 268 

11 133 

10 773 

Heidelberg. 

i 1444 

1284 

933 

772 

1437 

691 

224 

16 

351 

806 

6 044 

6 701 

6 440 

Mosbach. 

945 

784 

656 

693 

1 169 

493 

162 

8 

IOC 

155 

4 539 

4 800 

4 768 

Bezirke der 














Land es k <»m m i ssäre : 














Konstanz. 

2 136 

1632 

1492 

1119 

2 060 

811 

329 

28 

283 

436 

9 088 

9 807 

9667 

Freiburg. 

3 681 

3243 

2 49* 

2037 

8341 

1252 

459 

37 

i 475 

793 

15 280 

16 548 

16 297 

Karlsruhe. 

4 462 

3 704 

2 933 

2413 

4 429 

1800 

649 

40 

556 

693 

19181 

20 430 

20122 

Mannheim. 

4 852 

4196 

8 241 

2606 

4 885 

2013 

787 

54 

936 

857 

20841 

22 634 

21971 

Großherzogtum . 1 

15131 

12975 

10164 

8175 

14715 

6870 

2224 

169 

' 2250 

2779 

64 390 

69 419 

' 68047 

1907 . . . 

14850 

12502 

10 067 

8083 

14711 

6768 

2193 

i 138 

! 2108 

2771 

63 423 

68302 

67 074 

1906 . . . j 

14 757 

12578 

10 096 

8313 

15 009 

5912 

2153 

117 

! 2173 

2724 

64 038 

1 68935 

67097 

1905. . . 

14 273 

12444 

10145 

8322 

14 6*1 

5949 

2285 

139 

2005 

2628 

63 556 

! 08 188 

66087 

1904 . . . 

14167 

12 537 

10342 

8469 

14 909 

1 6887 

2190 

! 133 

| 1947 

2553 

, 64124 

68 624 

67626 

1903 . . . 

13713 

12 524 

10196 

8020 i 

14 428 

5729 

2091 

; “7 

1795 

2394 

■ 62 659 

6». 84" 

65900 

1902 . . . 

, 14 053 

12 509 

10218 

8026 

14 638 

6762 

2085 

142 

1802 

2571 

62 960 

67 333 

66369 

1901 . . . 

14 557 

12 545 

10186 

8132 

14476 

5747 

2072 

186 

! 1697 

2450 

63 704 

: 67 *51 

67 000 

1900 . . . 

13843 

12146 

9 637 

7630 

14 127 

5604 1 

2010 

i 138 

1676 

2370 

! 61 083 

1 «5135 

64 371 

1899 . . . ! 

13746 

11778 

9 361 

7566 

| 13 785 

5673 

2020 

128 

1581 

2268 

60 097 1 

j «.3 946 

03 200 

Durchschnitt: 





1 

1 

i 




i 

1 



1899—190*. 

14300 

12 454 

10040 

; 8071 i 

14 63* 

5781 

2127 

138 

1903 

2552 

63 003 

67 458 

66 417 

Größere Städte: 
Mannheim. 

pflso 

1334 

994 

721 

1 

j 1252 

519 

216 

1 

16 I 

1 

348 

i 

278 

6702 

6 702 

6 420 

Karlsruhe . 1 

976 

767 

526 

376 

663 

196 

l »o 

6 1 

115 

141 ' 

3479 

3 479 

3 407 

Freiburg . . 

721 

584 

392 

269 

1 376 

116 

44 

7 

69 

228 

| 2 212 

2 509 

2 467 

Flörsheim 

550 

501 

318 

259 

i 394 

140 

61 

4 | 

! 140 

81 

! 2 006 

2 227 

2119 

Heidelberg «... 

593 

, 427 

265 

148 

267 

94 

, 39 

6 

165 

ISO 

1 493 ' 

1 83* 

1 700 

Konstanz. 

206 

211 

115 

73 

96 

26 

14 

2 1 

61 

43 

639 

743 

691 

Baden . . 

144 

101 

70 

1 63 

S 110 

31 

12 

2 

10 

1 17 

506 

633 

626 

Ottenburg 

! 106 

109 

62 

1 54 

! 65 

24 

8 


21 

9 

3*8 

418 

1 405 

Bruchsal . . 

115 

87 

70 

58 

84 

41 

11 

2 ' 

12 

20 

436 

468 

463 

Lahr . 

99 

82 

59 

64 

69 

' 29 

8 


15 

25 

360 

400 

386 

Rastatt. . 

107 

67 

56 

33 

00 

16 

12 


13 

13 

325 

351 

344 

Lörrach . i 

87 

61 

61 

28 

65 

7 

6 

1 

13 

9 

274 

296 

287 

I 

§ 

113 

86 

70 

51 

97 

1 43 

26 

_ 

16 

29 

441 

4 .SO 

475 

” einheiin 

101 

! 93 

80 

53 

105 

31 

13 

_ 

29 

5 

442 

4 76 

453 

Villingen. . . 

80 

74 

55 

44 

70 

19 

4 

1 

1* 

9 

329 | 

356 

339 

Ettlingen. 

f,9 

62 

32 

40 

77 

21 1 

8 

1 

8 

S 

294 

310 

304 


Difitized by Gougle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 








































446 


Dr. med. Alfons Fischer, 


Digitized by 


Die nähere Betrachtung dieser Tabelle liefert aber auch Ergebnisse, 
die in einer besonderen Hinsicht von Bedeutung sind. Wir haben oben 
schon davon gesprochen, daß der Ausbau der staatlichen Mutterschafts¬ 
versicherung notwendig ist, daß aber auf diesem Gebiete für absehbare Zeiten 
empfindliche Lücken in der Gesetzgebung bleiben werden, und daß diese 
durch private, auf Selbsthilfe beruhende Maßnahmen, insbesondere in Gestalt 
von Mutterschaftskassen, ausgefüllt werden müssen. Von Karlsruhe geht 
eine Bewegung aus, die die Bildung von Mutterschaftskassen 12 ) propagiert 
Im Großherzogtum Baden bestehen bereits mehrere solcher Kassen und weitere 
werden hier und in anderen Bundesstaaten geplant und voraussichtlich in 
Bälde gegründet werden. Nun macht man aber die Beobachtung, daß die 
Frauen, für die diese Kassen geschaffen werden, sich vorläufig noch zurück¬ 
haltend zeigen und mit dem Anschluß an diese Unternehmungen noch zögern, 
in der irrigen Vorstellung, daß, wenn sie ein oder zwei Kinder bereits ge¬ 
boren haben, weitere Schwangerschaften dann wohl nicht mehr eintreten 
werden. Diese Ansicht ist bei den Ehefrauen der Arbeiter und unteren 
Beamten weit verbreitet, erzeugt durch den Wunsch, daß diese Meinung 
durch die Tatsachen ihre Bestätigung finden möchte. Aber diese Bestätigung 
bleibt eben aus. Im Großherzogtum Baden waren bei weitem noch nicht 
die Hälfte der Niederkünfte während des Jahres 1907 erstmalig oder zweit¬ 
malig erfolgt; der weit größere Teil der in diesem Jahre niedergekom¬ 
menen Frauen hatte bereits zweimal geboren. In den industrieärmeren 
Städten Karlsruhe, Freiburg usw. ist allerdings die Mehrheit der Ent¬ 
bindungen erst- oder zweitmalig erfolgt, woraus man wohl schließen darf, 
daß die Frauen hier erfolgreicher Präventivmaßnahmen anzuwenden ver¬ 
stehen. Aber immerhin lehrt die Statistik, daß doch eine sehr erhebliche 
Zahl der Niederkünfte nicht nur auf dem Lande, sondern auch in den Städten 
(besonders in den Industriestädten Mannheim und Pforzheim) zum vierten, 
fünften bis siebenten, ja sogar achten bis zehnten Male und darüber hinaus 
erfolgt ist. Daß diese vielmaligen Niederkünfte vorzugsweise in den un¬ 
bemittelten Kreisen zu beobachten sind, ist aus der Statistik zwar nicht 
zu erkennen; aber jeder Eingeweihte weiß dies aus der eigenen Erfahrung. 
Man muß daher die Frauen an der Hand der statistischen Angaben dar¬ 
über belehren, daß ihre oben genannten Einwände gegen eine recht¬ 
zeitige Fürsorge im Falle der Schwangerschaft hinfällig sind; denn auf 
Grund der Statistik sind weitere Schwangerschaften auch über das zweite 
Kind hinaus zumeist zu erwarten und es gilt, für diese Zeit der erhöhten 
Ausgaben beizeiten die nötigen Vorkehrungen zu treffen, was am zweck¬ 
mäßigsten durch den Anschluß an eine Mutterschaftskasse geschehen könnte. 

Dem Alter nach würde nun auf die Besprechung über die sozial- 
hygienischen Angaben der Säuglinge eine Erörterung über die gesundheit¬ 
lichen Verhältnisse der Schulkinder zu folgen haben. 

Da in Deutschland der Schulzwang besteht, so ist es naturgemäß Pflicht 
des Staates, dafür Sorge zu tragen, daß aus dem Schulbesuch an sich für die 
Kinder keine gesundheitlichen Schädigungen erwachsen. Und so sehen wir, 
daß insbesondere in der letzten Zeit seitens der Behörden den Schulen und 
Schulkindern eine ganz besondere Aufmerksamkeit auch . in hygienischer 
Hinsicht zuteil wird. 
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Hierüber belehren uns z. B. recht ausführliche Darlegungen in dem 
bayerischen „ Sanitätsbericht tt . Dort wird eine sehr große Anzahl von Städten 
genannt, in denen während des Berichtsjahres neue Schulhäuser gebaut 
wurden; in vielen anderen Orten wurden Schulerweiterungsbauten vor¬ 
genommen, immer unter ausgesprochener Berücksichtigung der Anforde¬ 
rungen, die vom hygienischen Standpunkte aus geboten sind. Andererseits 
hört man aus zahlreichen anderen Orten, daß sich dort die Schulhäuser in 
recht mißlichem Zustande befinden. Es wird über ungünstige Raum- und 
Beleuchtungsverhältnisse, über Überfüllung der Schulklassen, über Feuchtig¬ 
keit in den Schulzimmern, über gesundheitsschädliche Subsellien, über defekte 
Abortanlagen u.a. m. geklagt. Über die Anstellung der Schulärzte und die 
Ergebnisse von deren Tätigkeit in bayerischen Schulen erfahren wir folgende 
Angaben: 

In München wurde im September 1906 die Schaffung von 20 Schularztstellen 
beschlossen; und zwar wurden 19 Arzte und 1 Ärztin angestellt, die ihre Tätigkeit 
am 1. Januar 1907 begonnen haben. — Interessant ist die Verschiedenheit der 
Meinungen über die Notwendigkeit, schulärztliche Untersuchungen vornehmen zu 
lassen, in den einzelnen Städten der bayerischen Pfalz. Die Städte Frankenthal, 
Pirmasens und Homburg zeigten sich zur Anstellung von Schulärzten bereit. In 
Ludwigshafen sind bereits von Mai 1907 ab 9 Schulärzte in Tätigkeit. Dagegen 
erachtete der Stadtrat und die Ortsschulkommission in Landau „mit Eücksicht auf 
den geringen Umfang der städtischen Volksschule und die durchaus günstige 
soziale Gliederung der Bevölkerung die Notwendigkeit der Einführung von Schul¬ 
ärzten für nicht gegeben“. 

Statistische Angaben über die schulärztliche Tätigkeit liegen aus den 
Städten Fürth, wo fünf Schulärzte angeatellt sind, und Nürnberg, das 
15 Schulärzte besitzt, vor. 

In Fürth wurden während der Jahre 1904 und 1905 Gesundheitsbogen 
angelegt für 1232 und 3489 Kinder, darunter 583 und 1811 Knaben, 647 
und 1678 Mädchen. Qualifiziert wurden als 
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Erwähnenswert sind auch die Angaben der Nürnberger Schulärzte über die 
ünterauchungsergebnisse im Schuljahre 1905/1906, die sich auf die Kinder der 
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ersten Yolksschulklassen (Lernanfänger) erstrecken. Von den 6213 auf ihre 
Körperbeschaffenheit untersuchten Lernanfängern hatten Konstitution I: 2251 oder 
36,23 Proz., Konstitution II: 3758 oder 60,92 Proz., Konstitution III: 177 oder 
2,85 Proz. Bei der Untersuchung dieser Schüler der ersten Yolksschulklassen 
wurden 4311 Erkrankungen festgestellt, abgesehen von 2243 Befraktionsanoznalien 
und 402 Störungen der Gehörssphäre. 

„Unter den Erkrankungen“, so heißt es in dem Bericht, „stehen an erster 
Stelle die der Lunge, des Herzens und der Unterleibsorgane mit 1104 oder 25,61 Proz., 
diesen folgen die Haut- und parasitären Krankheiten mit 490 oder 11,36 Proz. 
Dabei ist die Zahl der Fälle von tierischen Parasiten von 819 und 245 in den 
beiden Vorjahren auf 156 zurückgegangen, und zwar sind an diesen nur 2 Knaben 
gegen 154 Mädchen beteiligt. Eine wesentliche Steigerung weisen die Konstitutions¬ 
krankheiten auf: 842 gegen 196 oder 19,53 gegen 5,31 Proz. An dieser Steigerung 
ist die Anämie mit 435 Fällen gegen 117 beteiligt. Yon den 6221 auf die Augen¬ 
funktion untersuchten Lernanfängem waren 742 oder 11,93 Proz. unternormal auf 
einem, 1501 oder 21,13 Proz. auf beiden Augen. Yon 6212 auf Gehörsschärfe 
untersuchten waren 173 oder 2,78 Proz. unternormal auf einem, 229 oder 3,68 Proz. 
auf beiden Ohren.“ 

Bemerkenswert ist auch die Handhabung des schulärztlichen Systems 
in Würzburg. Dort werden vor Beginn des Schuljahres alle Kinder, welche 
vor dem sechsten Lebensjahre die Schule besuchen sollen, und eine bis sechs 
Wochen nach Beginn alle Neuaufgenommenen auf ihren körperlichen und 
geistigen Entwickelungszustand untersucht und bei ungenügendem Befunde 
zurückgestellt. Auch besteht in Würzburg ein zahnärztliches Institut, in 
dem die Schuljugend kostenlos untersucht und auf Wunsch unentgeltlich 
behandelt wird; im Jahre 1905 wurde das Institut von 500 Kindern in An¬ 
spruch genommen, etwa die Hälfte von ihnen wurde dann dort zahnärztlich 
behandelt. 

Seit einer Reihe von Jahren macht sich in Deutschland eine zu uns von 
England herübergekommene Bewegung geltend, die auf die mangelhafte Er¬ 
nährung der Schulkinder hinweist und dahin strebt, daß bedürftige Kinder, 
die im Elternhause kein warmes Frühstück oder Mittagessen erhalten und 
so auch in ihrer Lernfähigkeit beinträchtigt werden, von der Schule aus 
geeignete Mahlzeiten erhalten sollen. In der Tat sind bereits in einer großen 
Anzahl deutscher Städte sogenannte Schulspeisungen, die in der Verabreichung 
teils von Frühstück, teils von Suppen zur Mittagszeit bestehen, eingeführt 
worden. 

In dem bayerischen „Sanitätsbericht“ wird hierüber angeführt, daß 
z. B. in dem Regierungsbezirke Niederbayern zahlreiche Suppenanstalten für 
bedürftige oder weit von der Schule wohnende Schulkinder, zumeist im Zu¬ 
sammenhang mit Kinderbe wahranstalten und Kinderheimen, bestehen; so in 
Deggerndorf, Dingolfing, Grafenau, Regen, Viechtach und Wegscheid. In 
Passau gibt es fünf Suppenanstalten, die in den Jahren 1905 und 1906 im 
Betrage von 2729 und 2478t^ 23 721 und 21886 Portionen abgegeben haben- 

Auch in der bayerischen Pfalz haben mehrere Städte Suppenanstalten 
eingerichtet. In Kaiserslautern wurden täglich an durchschnittlich 365 arme 
Schulkinder im Winter im ganzen 21930 Mahlzeiten verabreicht. Die 
armen Schulkinder in Ludwigshafen a. Rh. wurden in den Wintermonaten 
mit warmem Frühstück (in den Jahren 1905 und 1906 etwa 80000 und 
70 000 Portionen) und Mittagessen in der Suppenanstalt der Kochschule 
(etwa 4000 und 3500 Portionen) unterstützt. 
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Über einige für den Gesundheitszustand der Schulkinder wichtige Maß¬ 
nahmen finden wir auch in dem Jahresbericht des sächsischen Landes¬ 
medizinalkollegiums recht beachtenswerte Mitteilungen. So werden wir z. B. 
durch diese amtliche Publikation darüber unterrichtet, in welchem Umfange 
in den sächsischen großen Städten von der Einrichtung der Schulbäder Ge¬ 
brauch gemacht wird. In Plauen wurden während des Jahres 1907 in vier 
Bürgerschulen über 30000 Brausebäder verabreicht. In Leipzig sind acht 
Schulen mit Bädern versehen. Nach den Leipziger Erfahrungen sind die 
Mädchen anfangs gewöhnlich nicht geneigt, das Bad zu benutzen; aber 
dies ändert sich, sobald sie die Vorteile erkannt haben. Dresden hat in drei 
städtischen Schulen Brausebäder eingeführt. 

„Die Teilnahme an den Bädern“, so heißt es in dem Bericht, „erstreckt sich 
auf die 1. bis 6. Klasse und ist freiwillig. Das Baden geschieht unter Aufsicht 
eines Lehrers oder einer Lehrerin und fällt bei den Knaben auf die Sing- oder 
Schreibstunden, bei den Mädchen auf den Nadelarbeitsunterrioht. Vor der erst¬ 
maligen Teilnahme werden die Kinder vom Schularzt untersucht und nach Er¬ 
fordern zeitweilig oder ganz zurückgestellt. Alle 14 Tage erhalten die Kinder ein 
Brausebad.“ — 

In Chemnitz gibt es vier Schulbrausebäder mit 40 Brausen; das Brause¬ 
bad ist dort mit einem etwas vertieften Bassin für das Fußwaschen ver¬ 
bunden. An den Bädern haben sich 45,8 Proz. der badeberechtigten Kinder 
beteiligt, und zwar 61,4 Proz. von den Knaben, 36,6 Proz. von den Mädchen. 

Bemerkenswert sind auch die Angaben über Erfahrungen mit sexual¬ 
pädagogischen Vorträgen. „In Dresden haben sich“, so heißt es, „die Di¬ 
rektoren über die Einrichtung sehr befriedigt ausgesprochen, nur wurde von 
einigen Seiten hervorgehoben, daß der Vortragsstoff zu unvermittelt an die 
Schüler herantrete.“ Mit diesen Vorträgen wurden in manchen Orten auch 
Belehrungen über den Alkoholmißbrauch erteilt. 

Interessant sind die Erfahrungen des Bezirksarztes in Plauen gerade 
über den Alkoholgenuß bei Schulkindern. Er hat in allen Schulen seines 
Bezirkes eine Umfrage über den Alkoholkonsum der Kinder veranlaßt und 
hierbei folgendes Resultat erhalten: 

„Von 29 528 Schulkindern trinken täglich 1976 = 6,7 Proz., ein- bis dreimal 
wöchentlich 15 747 = 53,4 Proz. Bier. Schnaps trinken täglich 198 = 0,67 Proz., 
ein- bis dreimal wöchentlich 2282 = 7,7 Proz. In den Städten trinken 7,8 Proz. 
täglich, 52,7 Proz. ein bis dreimal wöchentlich Bier, auf dem Lande 8,3 Proz. der 
Kinder täglich, 55,2 Proz. der Kinder ein- bis dreimal wöchentlich Bier. Schnaps 
wird in den Städten von 0,68 Proz. der Kinder täglich, von 7,7 Proz. ein- bis drei¬ 
mal wöchentlich, auf dem Lande von 0,63 Proz. der Kinder täglich, von 7,9 Proz. 
ein- bis dreimal wöchentlich getrunken.“ 

Zum Schlüsse sei hier von den schulhygienisch interessanten Angaben 
in den amtlichen Publikationen nur noch eine Mitteilung über die Einfüh¬ 
rung des Turnkleides für Mädchen erwähnt. Der Bezirksarzt des Bezirks 
Zwickau hat dem Turnunterricht in der höheren Bürgerschule beigewohnt 
und gefunden, daß das Turnkleid den Mädchen die Möglichkeit gab, die 
Übungen exakter auszuführen, und daß gewisse Übungen im Straßenanzug 
überhaupt nicht vorgenommen werden können. Bei den Schülerinnen der 
höheren Klassen zeigte sich jedoch eine gewisse Abneigung gegen das Turn¬ 
kleid, was nach Meinung des Bezirksarztes sich durch Anstellung von Turn- 

Vierteljehrsschrift für Gesundheitspflege, 1910. 2<J 
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lehrerinnen ändern ließe. Die Leipziger Schulärzte erinnern von Zeit zu 
Zeit an die hygienische Bedeutung des Turnkleides und demonstrieren den 
Schülerinnen den Zweck desselben mit Hilfe von sogenannten „Schnür- 
tafeln“, die in anschaulicher Weise die Wirkung des Schnürens auf den 
weiblichen Körper zur Darstellung bringen. 

Zu den Personengruppen, für die ein ganz besonderes Interesse vom 
Standpunkte der sozialen Hygiene aus besteht, gehören die militärpflich¬ 
tigen jungen Männer. Die Frage der Militärtauglichkeit ist nach 
manchen Richtungen von außerordentlicher Bedeutung. Denn die körper¬ 
liche Beschaffenheit der gestellungspflichtigen Männer wird vielfach als 
der Maßstab für die Volksgesundheit bzw. für eine etwaige Degeneration 
der Rasse benutzt. Und der Zusammenhang der Militärtauglichkeit mit der 
Rassentüchtigkeit einerseits und mit der Landesverteidigung andererseits 
gibt dann nicht nur zu rein wissenschaftlichen, Bondern auch zu politischen 
Erörterungen, die sich auf bestimmte gesetzgeberische Maßnahmen er¬ 
strecken, Anlaß. Es scheint mir darum eine wichtige Aufgabe zu sein, 
zu untersuchen, inwieweit aus dem vorliegenden amtlichen Material Schlüsse 
auf Veränderungen der Militärtauglichkeit gezogen werden können, za 
prüfen, in welchem Umfange die Militärtauglichkeit überhaupt einen Maß¬ 
stab für die Volksgesundheit darstellt, und zu erörtern, ob, bzw. welche 
gesetzgeberischen Maßnahmen im Interesse der Hygiene wie des Staats¬ 
wohles an der Hand der letzten Rekrutenstatistik notwendig erscheinen. 
Gerade im Jahre 1909 sind erstmalig so umfangreiche, neuartige und be¬ 
deutungsvolle amtliche Erhebungsergebnisse publiziert worden, daß man 
jetzt weit eher als bisher in der Lage ist, die angegebenen Probleme zu 
durchforschen. 

Amtliche Rekrutenstatistiken liegen seit vielen Jahrzehnten vor. Aber 
man erhielt aus ihnen keine Aufklärung über den Beruf und die Herkunft 
der Ausgehobenen. Erst seit dem Jahre 1902 wird alljährlich dem Reichs¬ 
tage 22 ) eine Übersicht über die Ergebnisse des Heeres-Ergänzungsgeschäftes 
geboten, so daß man erkennen kann, wieviel Taugliche unter den Endgültig- 
Abgefertigten in Land-, wieviel in Stadtgemeinden geboren waren, wie¬ 
viel einen landwirtschaftlichen, wieviel einen anderweitigen Beruf vor dem 
Eintritt in das Heer ausgeübt haben. Über die bayerischen Armeekorps 
lagen jedoch noch weitere Angaben darüber vor, wieviel Taugliche unter 
den Endgültig-Abgefertigten von landwirschaftlich beschäftigten und wie¬ 
viel von anderweitig beschäftigten Eltern abstammten. Da aber Mit¬ 
teilungen über den Beruf der Eltern der Rekruten für die Lösung unserer 
Probleme unbedingt notwendig sind, jedoch für die nichtbayerischen Truppen 
fehlten, so wurden von Abelsdorf 23 ) und nach ihm auch von Well¬ 
mann 24 ) private Erhebungen bei norddeutschen Arbeitern ausgeführt. Ob¬ 
wohl diese Untersuchungen mit bewundernswertem Fleiß unternommen 
wurden, so boten sie, wie es gewöhnlich bei privaten Maßnahmen der Fall 
ist, nur ein unzulängliches Material; der hohe Wert der genannten Enqueten 
8oll zwar keineswegs verkannt werden, aber da sie sich nur auf wenige 
tausend Befragte erstrecken, so können aus ihnen keine Schlüsse auf die im 
allgemeinen vorhandenen Zustände gezogen werden, jedenfalls noch weniger, 
als aus dem bayerischen Material, dem man den Vorwurf gemacht hat, daß 
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es gegenüber den Verhältnissen in ganz Deutschland zu viel Besonderheiten 
bietet, um Folgerungen allgemeiner Natur zuzulassen. Dazu kommt noch, 
dal! die Ergebnisse Abelsdorfs von denen Wellmanns nicht unbeträcht¬ 
lich abweichen. 

Schon seit dem Jahre 1897 verlangt Brentano 25 ) mit Energie, daß 
bei der Übersicht über die Heeresergänzung Angaben über den Beruf der 
^Eltern der Gestellungspflichtigen mitgeteilt werden. Aber sowohl der ehe¬ 
malige Kriegsminister v. Gossler wie der damalige Reichskanzler Fürst 
t. Bülow lehnten jahrelang die bezüglichen Wünsche von Abgeordneten im 
Reichstage ab, mit der Begründung, daß in der verlangten Bekanntgabe eine 
St&atsgefahr liegen würde. Fürst v. Bülow hat jedoch später, dem viel¬ 
fachen Drängen nachgebend, diesen Einwand fallen gelassen, und es wurden 
im Jahre 1906 auf Veranlassung des Reichsamtes des Innern Untersuchungen 
Torgenommen, um Aufschluß über die Abstammung der Mannschaften im 
gesamten deutschen Heere zu erhalten. Das so gewonnene Material wurde 
(merkwürdigerweise nicht im Kaiserlichen Statistischen Reichsamt, sondern) 
im Preußischen Statistischen Landesamt bearbeitet. Die Ergebnisse dieser 
Erhebungen sind unter anderem auch in dem „Statistischen Jahrbuch für 
den Preußischen Staat“, 6. Jahrgang, 1908 (erschienen 1909) mitgeteilt 
worden. Diese Angaben stellen nun — bei vorsichtiger Verwendung — ein 
ungemein wichtiges Material zur Lösung unseres Problems dar, und wir 
wollen erörtern, welche Antworten auf unsere Fragen die neuen und, wie 
wir sehen werden, neuartigen Statistiken bieten. 

Doch zuvor muß man sich darüber klar sein, worin das Problem 
besteht. Das Problem ist, wie oben bereits angedeutet wurde, ein doppeltes. 
Einmal kann die Rekrutenstatistik — in gewissem Sinne, wir werden so¬ 
gleich das Nähere hierüber sagen — für die Beurteilung des Volksgesundheits¬ 
zustandes im allgemeinen benutzt werden. Dann aber sollen die Angaben 
über die Militärtauglichkeit dazu dienen, die speziellen, praktisch wichtigen 
Fragen zu beantworten, ob weitere Gesetzesmaßnahmen zur Erhaltung 
oder Förderung der militärischen Leistungsfähigkeit unserer Nation not¬ 
wendig sind. 

Es muß zunächst betont werden, daß, wie Prinzing 26 ) mit Recht her¬ 
vorgehoben hat, die Militärtauglichkeit kein einheitlicher Begriff ist. Ob ein 
Gestellungspflichtiger als militärtauglich bezeichnet wird, hängt allein von 
dem Ermessen der jeweiligen Ersatzbehörden ab. Diese Behörden haben 
aber nach Zeit und Ort sehr unterschiedliche Anschauungen; manch ein Ge¬ 
stellungspflichtiger, der von einer Ersatzbehörde als tauglich bezeichnet 
wurde, würde anderswo oder zu einer anderen Zeit vielleicht als untauglich 
erachtet worden sein. Brentano 27 ) hat gezeigt, daß z. B. in München im 
Jahre 1902 unter den Militärpflichtigen mit den Namensanfangsbuchstaben 
A bis K mehr als tauglich befunden wurden als unter denen mit den 
folgenden Anfangsbuchstaben; dies kam daher, daß am Beginn des Aus¬ 
hebungsgeschäftes, das nach dem Alphabet vor sich geht, das Verhältnis des 
Bedarfes zum Vorrat noch nicht abzuschätzen ist, und der Arzt, um unter 
allen Umständen dem Bedarf zu genügen, bisweilen im Laufe der Aushebung 
den Maßstab bei der Beurteilung der Tauglichkeit ändern muß. Solche 
Unterschiede bei der Wehrfähigkeitsbestimmung werden sich entsprechend 
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den Ziffern der Gestellungspflichtigen in den verschiedenartigen Landesgebieten 
stets zeigen; in Gegenden mit hoher Bevölkerungszahl wird man einen anderen 
Maßstab anlegen als in Bezirken, die wenig bevölkert sind. Man sieht also, 
daß der Begriff der Militärtauglichkeit in der Praxis keine konstante Größe 
darstellt. — Dazu kommt noch, daß man aus den Untauglichkeitszahlen 
an sich nur in sehr bedingter Form einen Schluß auf die Volksgesundheita- 
zustände ziehen kann, wenn nicht zugleich die Gründe der Unbrauchbarkeit 
angegeben werden. Solche Angaben für deutsche Landesgebiete fehlen aber 
jetzt völlig, während sie früher, wie Prinzing 26 ) mitteilt, für einzelne kleinere 
Staaten Deutschlands publiziert wurden. — Immerhin bieten die neuesten 
Rekrutenstatistiken, wenn man die genannten und weiter unten noch zu 
erörternden Mängel und Lücken in den statistischen Angaben gebührend 
berücksichtigt, einen zur Beantwortung gewisser Fragen der Volksgesund¬ 
heitslehre verwendbaren Anhalt. 

Fragen wir nun zunächst, aus welohen Landesgebieten diese stammten, 
und untersuchen wir, ob jedes Land den von ihm zu erwartenden Anteil 
stellte. Als Maß benutzt man am besten die Ziffer, die angibt, wieviel 
Menschen im heiratsfähigen Alter bei der Volkszählung as ) am 1. Dezember 
1885 vorhanden waren. Es kamen damals solche Personen auf je 100 der 
Reichssumme in: 


Provinz Ostpreußen . . . .4,14 

„ Westpreußen . . . 2,95 

Stadtkreis Berlin.3,56 

Provinz Pommern.3,11 

„ Schlesien.8,70 

„ Sachsen.5,13 

,, Rheinland.9,32 


Königreich Preußen . . 60,56 
„ Bayern . . 11,34 

B Sachsen . . . 7,00 

„ Württemberg 4,06 

Großherzogtum Baden . . . 3,38 
Elsaß-Lothringen.3,34 


Jedoch die Zahl der in den genannten Landesteilen geborenen Soldaten 
entspricht zumeist nicht der Ziffer, die man nach den obigen Angaben er¬ 
warten sollte. Von 100 der Reiohssumme waren geboren in: 


Provinz Ostpreußen .... 5,58 I Königreich Preußen . . 63,79 

n Westpreußen . . . 3,70 „ Bayern . . . 10,39 

Stadtkreis Berlin.1,38 „ Sachsen . . . 6,60 

Provinz Pommern. 4,07 . „ Württemberg 3,72 

„ Schlesien.8,88 I Großherzogtum Baden . . . 2,84 

n Sachsen.7,00 Elsaß-Lothringen.2,72 

£ Rheinland . . . .8,73 


Hieraus erkennt man, daß Preußen mehr, daß aber Bayern (ausgenommen 
ist hierbei die Pfalz), Sachsen, Württemberg, Baden und Elsaß-Lothringen 
weniger Soldaten gestellt haben, als erwartet werden konnte; ferner siebt 
man, daß die agrarischen Provinzen Preußens dem industriellen Rheinland 
überlegen sind; und besonders auffallend ist, wie (relativ) wenig Rekruten 
aus Berlin stammen. 

Beachtenswert ist sodann, wie sehr sich hinsichtlich der Rekruten- 
ergiebigkeit die Gemeinden je nach der Größenklasse unterscheiden. Bei 
der Berufszählung im Jahre 1885 wohnten von der Reichsbevölkerung 
56,29 Proz. in Landgemeinden, 12,39 Proz. in Landstädten, 12,92 Pros, in 
Kleinstädten, 8,90 Proz. in Mittelstädten und 9,49 Proz. in Großstädten. Be¬ 
zeichnet man, um die relative Bedeutung der einzelnen Gemeindegrößen¬ 
klassen für die Rekrutenherkunft zu beurteilen, den nach dem Bevölkerungs- 
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Prozentsatz zu erwartenden Anteil an Soldaten als das „Soll“ jeder Gruppe, 
den tatsächlichen Anteil als das „Ist“, so verhält sich jenes zu diesem 


bei 

den Landgemeinden 

wie 

100 

zu 

114 


„ Landstädten 

n 

100 

n 

91 

n 

„ Kleinstädten 

n 

100 

n 

86 

n 

„ Mittelstädten 

n 

100 

n 

83 

n 

„ Großstädten 

rt 

100 

n 

65 


Das „Ist“ bleibt also um so mehr hinter dem „Soll“ zurück, je größer 
die Einwohnerzahl der Gemeinden ist. 

Zu diesem Ergebnis macht die vom Preußischen Statistischen Landes¬ 
amt herausgegebene „Correspondenz“ 29 ) folgende Zusätze: 

„Der Beitrag der Städte, namentlich der Großstädte, ist jedoch nicht zu 
unterschätzen. Seine Bedeutung liegt in der absoluten Vermehrung des Mannschaf ta- 
bestandes. Die Feldzüge und Schlachten werden mit absoluten, nicht mit Ver- 
hältniszahlen ausgefochten; ein Heer von 2 Millionen wird einem von nur 1 Million 
meist entscheidend überlegen sein, auch wenn das letztere aus einer an Bekruten 
verhältnismäßig viel ergiebigeren Bevölkerung hervorgegangen ist. Unsere Ziffern 
besagen nicht, daß unsere Wehrkraft ohne die Städte größer sein würde, sondern 
nur, daß sie nicht unwesentlich steigen würde, wenn wir imstande sein sollten, 
eine ebenso zahlreiche Bevölkerung zu ernähren, aber sie mehr zu dezentralisieren, 
statt sie in der bisherigen Weise immer mehr in Großstädten zusammenzuballen.“ 

Mit dieser in der amtlichen „Correspondenz“ ausgesprochenen An¬ 
schauung können wir uns durchaus einverstanden erklären. Man wird aus 
der relativ geringen Anzahl von Rekruten, die die Städte, besonders die 
Großstädte, stellen, auf gesundheitliche Nachteile schließen müssen, die das 
Zusammenballen von Hunderttausenden von Menschen in einer Siedelung zur 
Folge hat. Zwar entsteht hieraus noch keine Gefahr für die Landes¬ 
verteidigung, da hierbei ja nicht Verhältniszahlen, sondern absolute Ziffern 
ausschlaggebend sind; die letzteren werden aber durch die besseren Ein¬ 
kommensverhältnisse in den Städten vergrößert. Wie nun die Vorteile der 
städtischen Siedelungen ausgenutzt, die Nachteile aber vermieden werden 
können, darauf kommen wir noch zu sprechen; hier sei nur betont, daß man 
an der Hand der Rekrutenstatistik erkennen kann, daß die Großstädte, so 
wie sie jetzt beschaffen sind, gesundheitliche Entartung hervorrufen. 

Freilich ist hierbei noch mancherlei zu berücksichtigen. Zunächst sei, in 
Ergänzung obiger Darlegungen, noch auf einen wesentlichen Mangel in der uns 
beschäftigenden Rekrutenstatistik hingewiesen. Man hat nämlich nicht, wie es 
notwendig gewesen wäre, eine Übersicht darüber geboten, wieviel unter den 
aus den betreffenden Gemeindegrößenklassen stammenden Militärpflichtigen 
tauglich waren, sondern wieviel unter den dienenden Mannschaften aus 
den verschiedenen Gemeinden hervorgegangen sind. Dieser Fehler wieder¬ 
holt sich dann auch bei allen anderen Angaben der neuesten Statistik. 
Durch die der Statistik zugrunde liegende falsche Fragestellung 80 ) werden 
die agrarischen Provinzen wie auch die ländlichen Gemeinden bevorzugt; 
denn es ist ohne weiteres klar, daß in sehr bevölkerten Gegenden mit einer 
großen Zahl von Gestellungspflichtigen viele Taugliche nicht ausgehoben 
werden, wenn der erforderliche Bedarf gedeckt ist; in den weniger bevöl¬ 
kerten Bezirken dagegen werden nur wenige Dienstfähige überzählig sein. 
Stellt man mithin die Frage, welcher Prozentsatz unter den Endgültig- 
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Abgefertigten in den einzelnen GemeindegrößenklasBen tauglich war, 
so würde man ganz andere Resultate als die obigen erhalten. Leider aber 
liegen solche, sich auf die verschiedenen Gemeindegrößenklassen beziehenden 
Angaben für das ganze Reich nicht vor. Wohl aber besitzen wir Statistiken 
über den Anteil der Tauglichen unter den Gestellungspflichtigen, den alle 


Landgemeinden bzw. alle Stadtgemeinden 
folgende Zusammenstellung 31 ): 

liefern. 

Hierüber belehrt uns 

Gruppen 

| Von je 

100 Endgültig-Abgefertigten 
waren tauglich 


|l 1902 

t 

1905 

i 

1907 

I. Auf dem Lande geboren: 

a) in Land- und Forstwirtschaft beschäftigt . 

b) anderweitig beschäftigt. 

ii " 

!• 

II 58,64 

1 58,40 

i 

i 

| 60,21 
| 58,53 

58,73 

57,48 

Zusammen . . . . 

58,50 

59,25 1 

57,9 

EL In der Stadt geboren: 

a) in Land- und Forstwirtschaft beschäftigt . 

b) anderweitig beschäftigt. 

1' 

I 58,52 

, 53,52 

57,77 

51,34 

56,80 

49,87 

Zusammen .... 

j| 53,98 

51,87 l 

50,5 


Man sieht also, daß, wenn auch eine Überlegenheit der auf dem Lande 
Geborenen nicht zu verkennen ist, die Unterschiede dieser Gruppe gegen¬ 
über den in der Stadt Geborenen nur gering ist und sich jedenfalls als viel 
weniger bedeutungsvoll herausstellt, als man es nach den oben genannten 
Angaben des „Preußischen Jahrbuches“ vermutet hätte. 

Nebenbei soll noch erwähnt sein, daß für die Tüchtigkeit des Heeres 
nicht allein die physische Beschaffenheit der Soldaten, sondern auch deren 
Intelligenz von Bedeutung ist. Daß aber die aus den Städten, besonders 
den Großstädten, hervorgehenden Rekruten im allgemeinen ihren vom Lande 
stammenden Kameraden in intellektueller Hinsicht überlegen sind, dürfte 
kaum bezweifelt werden. Auch sei daran erinnert, daß von den Einjährigen 
verhältnismäßig etwa doppelt so viele aus Städten gebürtig waren, wie vom 
Lande, eine Tatsache, die für die Bildung des Reserve-Offizierkorps, das ja 
aus den Reihen der Einjährigen hervorgeht, von Bedeutung ist. 

Aus der zuletzt angeführten Zusammenstellung ersehen wir nun aber 
zugleich auch, ein wie großer Prozentsatz von Tauglichen sich jeweils unter 
den Endgültig-Abgefertigten der verschiedenen Berufsarten findet. Wir beob¬ 
achten, daß die Landwirtschaftlich-Beschäftigten den anderen Erwerbstätigen, 
wenn man sich an die Verhältniszahlen hält, überlegen sind; freilich ist der 
Unterschied auch hierbei nioht sehr bedeutend. Benutzt man aber die ab¬ 
soluten Zahlen, d. h. fragt man danach, wieviel unter den tatsächlich vor¬ 
handenen Mannschaften aus der Landwirtschaft, wieviel aus anderen Berufs¬ 
arten hervorgingen, so lautet nach dem „Statistischen Jahrbuch für Preußen 
die Antwort: Nach der Erhebung vom 1. Dezember 1906 waren von den 
Mannschaften vor dem Eintritt in den Heeresdienst tätig: 
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I. In der Landwirtschaft. 157 545 = 25,21 Proz. 

II. Im Bergbau, Industrie, Handel und Verkehr, häuslichen 
Diensten, als Lohnarbeiter wechselnder Art, in freien 

Berufen usw. 451 360 = 72,23 „ 

III. In keinem besonderen Berufe (Schüler, Rentner usw.) . 15 956 = 2,55 „ 


Aus diesen Angaben ist zu entnehmen, daß nur etwa ein Viertel der 
am 1. Dezember 1906 im deutschen Heere dienenden Mannschaften vor der 
Aushebung einen landwirtschaftlichen Beruf ausgeübt hat. Ich bin aber der 
Meinung, daß auf diese Feststellung nur wenig Wert für das uns beschäf¬ 
tigende Problem zu legen ist. Mit Recht sagt Sering 32 ), daß 

„offenbar eine Statistik des Berufs der Gestellungspflichtigen viel weniger 
Auskunft gibt über die Wirkungen der Beschäftigung auf die körperliche Ent¬ 
wickelung als über die Bedeutung, welche umgekehrt die körperliche Beschaffenheit 
des jungen Mannes auf die Wahl seines Berufes ausübt u . 

Eb ist ja auch ohne weiteres klar, daß in den überwiegenden Fällen die 
Berufstätigkeit während der verhältnismäßig kurzen Spanne Zeit vom Berufs¬ 
beginn bis zur Gestellung bei weitem nicht von solchem Einfluß auf die 
Militärtauglichkeit sein kann, wie die vielen sonstigen Umstände, die sich 
vor der Berufswahl geltend gemacht haben. Will man mithin einen Ein¬ 
blick in die gesundheitlichen, für die Dienstfähigkeit in Betracht kommen¬ 
den Zustände gewinnen, soweit sie von der Berufsart abhängen, so muß man 
nicht sowohl nach der Beschäftigung des Gestellungspflichtigen, als vielmehr 
nach der Erwerbsart seines Vaters fragen. Hierauf sich beziehende Angaben 
wurden auch tatsächlich von den verschiedensten Seiten her verlangt, und 
nun liegen im „Statistischen Jahrbuch für Preußen“ erstmals solche Mit¬ 
teilungen für das ganze Reich vor. Darin besteht der hohe Wert des „Jahr¬ 
buches“, wobei man allerdings den oben besprochenen Fehler berücksichtigen 
muß, daß nämlich die Erhebungen sich nicht auf die Militärpflichtigen, sondern 
auf die dienenden Mannschaften erstrecken. 

Man ist bei der Verarbeitung der Erhebungsergebnisse in folgender 
Weise verfahren: Man hat zunächst festgestellt, wieviel hauptberuflich be¬ 
schäftigte männliche Personen im Alter von 20 bis 50 Jahren nach der Be¬ 
rufszählung vom Jahre 1895 im Deutschen Reiche auf die einzelnen Berufs¬ 
arten kommen; an diesen Zahlen hat man sich darüber orientiert, wieviel 
Sohne von Vätern dieser Berufsarten unter den Militärpersonen des Jahres 
1906 zu erwarten gewesen wären; man erhielt dadurch die „Soll“-Ziffer; 
und man hat dann weiter festgestellt, wieviel solcher Söhne von Vätern der 
betreffenden Berufsarten wirklich im Heere gewesen sind („Ist“-Ziffer). Und 
schließlich hat man das Verhältnis des „Ists“ zum „Soll“ berechnet. 

So gelangte man zu folgenden Resultaten: Auf 100 Teile des „Solls“ 
kamen wirklich Söhne von Vätern, 

I. die in der Land- und Forstwirtschaft, Gärtnerei, Tierzucht und 


Fischerei tätig waren.118,58 

II. die anderweitig tätig wären. 89,83 


Aus dieser Feststellung würde nun allerdings die Überlegenheit der 
landwirtschaftlichen Beschäftigung hervorgehen, besonders wenn man noch 
berücksichtigt, daß das Verhältnis des „Ists“ zum „Soll“ in der Textilindustrie 
Bur 56,78 Proz., im Hüttenwesen sogar nur 39,63 Proz. beträgt. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 







466 


Dr. med. Alfons Fischer, 


Es scheint jedoch, daß dieses Ergebnis infolge der falschen Aufmachung 
der Erhebung stark beeinträchtigt ist. Denn die für die bayerischen Armee¬ 
korps gewonnenen Resultate lauten ganz anders. Hier ist — wie es gefordert 
werden muß — die Frage 83 ) aufgeworfen worden, wieviel Taugliche unter 
den Militärpflichtigen von Vätern der verschiedenen Berufsarten gestellt 
werden. In Bayern waren unter den von landwirtschaftlichen Eltern stammen¬ 
den End gültig-Abgefertigten im Jahre 1907 (1906, 1905, 1904, 1903) taug¬ 
lich 59,7 Proz. (58,2, 57,6, 56,7, 57,9) und unter den von anderweitig be¬ 
schäftigten Eltern abstammenden 55,3 Proz. (53,8, 55,1, 55,2, 56,4). Man 
sieht also, daß in Bayern die Unterschiede bei den beiden Berufsgruppen 
nur sehr gering sind. Es kann allerdings möglich sein, daß für Bayern be¬ 
sondere Umstände sich geltend machen. Man wird also in Anbetracht der 
sich widersprechenden Angaben die in Rede stehende Frage nicht anders 
als mit einem Non liquet beantworten können. 

Nun enthält aber das neueste „Statistische Jahrbuch für den preußischen 
Staat“ auch zahlenmäßige Mitteilungen darüber, wieviel Söhne von selbst¬ 
ständigen bzw. unselbständigen Vätern sich unter den Mannschaften am 
1. Dezember 1906 befanden. Und, wie mir scheint, ist diesen sehr wichtigen 
Angaben gegenüber der oben berücksichtigte Einwand gegen die Rekruten¬ 
statistik kaum von Belang. Wir erfahren, daß auf 100 Teile des „Solls“ 
von den 

I. in der Landwirtschaft usw. beschäftigten Vätern: 


a) selbständigen. 180,32 b) unselbständigen.73,79 

EL anderweitig beschäftigten Vätern: 

a) selbständigen. 138,93 b) unselbständigen.72,63 


tatsächlich Söhne vorhanden waren. Man sieht, daß der Unterschied bei 
den landwirtschaftlich und anderweitig beschäftigten Vätern, soweit sie un¬ 
selbständig sind, sehr gering, daß dagegen die Differenz zwischen den von 
Selbständigen und den von Unselbständigen Stammenden sehr groß ist, ganz 
gleich, welcher Art im übrigen die Berufstätigkeit der Väter ist. 

Durch diese Angaben ist das uns beschäftigende Problem in eine ganz 
neue Beleuchtung gerückt worden. Es handelt sich, wie wir erkennen, für 
die Erhaltung der Wehrfähigkeit nicht so sehr darum, ob die Eltern der 
Militärpflichtigen von einem landwirtschaftlichen oder anderweitigen Erwerb 
lebten, wie vielmehr darum, ob sie selbständig oder unselbständig waren. 
In diesem Satze liegt das, wie ich meine, wichtige Resultat unserer Erörterung 
über die eine Seite unseres Problems, das wir nunmehr folgendermaßen be¬ 
antworten können: Aus dem bis jetzt vorliegenden Material läßt sich er¬ 
weisen, daß die Militärtauglichkeit im allgemeinen im Deutschen Reiche seit 
seinem Bestehen sich nicht vermindert hat; im Gegenteil, Deutschland ver¬ 
einigt heute eine viel größere Zahl kriegstüchtiger Truppen unter seinen 
Fahnen als ehedem. Soweit die Militärtauglichkeit ein Maßstab für die 
Volksgesundheit ist, kann man daher annehmen, daß im allgemeinen in 
Deutschland Entartungserscheinungen nicht vorhanden sind. Partiell da¬ 
gegen machen sich Degenerationssymptome geltend, und zwar vorzugsweise 
in der Richtung, daß solche Anzeichen sich bei den Angehörigen der Un¬ 
selbständigen, ohne Unterschied, ob es sich um landwirtschaftlich oder 
anderweitig beschäftigte Familien handelt, finden. Außerdem ist dem Za- 
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sammenballen großer Bevölkerungsmassen in Großstädten ein beträchtlicher 
schädigender Einfluß auf die Militärtauglichkeit zuzuscbreiben. 

Wir wenden uns jetzt, nachdem der eine Teil unseres Problems seine 
Erledigung gefunden hat, kurz der Erörterung darüber zu, welche prak¬ 
tischen Konsequenzen aus den obigen Resultaten unserer Untersuchung zu 
ziehen sind. 

Ganz allgemein gesprochen, können wir wohl behaupten, daß denjenigen 
Quellen, die eine geringere Ergiebigkeit für die Heeresergänzung gezeigt 
haben, geholfen werden muß. Es ist, nach meinem Dafürhalten, ganz un¬ 
berechtigt zu sagen, daß, wenn ein Landesgebiet oder eine Berufsart sich als 
besonders ergiebig erweist, dieser Quelle dann — gewissermaßen aus Dank¬ 
barkeit — eine besondere Staatsbilfe zuteil werden müsse, damit ihre Be¬ 
deutung für die Heereserneuerung bestehen bleibt; eher scheint mir die 
Forderung berechtigt zu sein, daß diejenigen, die sich als weniger ertrags¬ 
reich erweisen, staatliche Unterstützung erhalten, um ihre gesundheitlichen 
Zust&nde zu verbessern. Daß jetzt noch vorzugsweise aus den ländlichen 
Gemeinden bzw. aus den landwirtschaftlichen Berufsarten unsere Soldaten 
hervorgehen, kann nicht mehr angenommen werden; wir haben gesehen, daß 
auch die Städte bzw. die nicht landwirtschaftlichen Berufsarten unentbehrlich 
für die Heeresergänzung sind. Es ist daher in keiner Weise gerechtfertigt, zum 
Schutze für irgend eine Art der Siedelungen oder der Erwerbstätigkeit be¬ 
sondere Staatsgesetze zu schaffen. Wünschenswert ist es nur, daß statt der 
weiteren Konzentration in den Großstädten eine ausgedehnte Dezentralisation 
eintritt. Am besten könnte dies durch die Gründung von Gartenstädten nach 
englischem Vorbilde geschehen, da hierbei die Vorteile von Stadt und Land 
ausgenutzt, und die jeweiligen Nachteile vermieden werden. Hierzu wird 
man jedoch schwerlich durch Gesetze gelangen, man wird vielmehr hierbei 
seine Hoffnung auf genossenschaftliche Selbsthilfe setzen müssen. Derartige 
Bestrebungen sollten aber das größtmögliche Entgegenkommen seitens der 
Staatsverwaltungen finden. Erfreulicherweise treffen sich die verschiedenen 
Parteien in dieser Dezentralisationsforderung. — Eine hohe Bedeutung für 
die Verbesserung der Militärtauglichkeit würde aber auch in der Erhaltung 
und Vermehrung der selbständigen Staatsbürger liegen. Aber leider sehen 
wir, daß von Berufszählung zu Berufszählung der Prozentsatz der Unselbst¬ 
ständigen erheblich steigt. Diese Erscheinung liegt in der wirtschaftlichen 
Entwickelung begründet und wird sich schwerlich durch gesetzliche Maß¬ 
nahmen beseitigen oder auch nur mildern lassen. Will man aber erreichen, 
daß die Wehrfähigkeit auch unter den Unselbständigen verbessert wird, so 
muß man dieser größten Menschengruppe durch geeignete Gesetze zu Hilfe 
kommen. Man kann wohl sagen, daß im allgemeinen berufliche Unselbst¬ 
ständigkeit und Besitzlosigkeit Zusammentreffen, so daß man also annehmen 
darf, daß durch die von uns erörterten Angaben der Rekrutenstatistik die 
geringere Militärtauglichkeit der Besitzlosen erwiesen ist. Wie sehr die 
Wehrfähigkeit von der Wohlhabenheit abhängt, kann man auch noch auf 
andere Weise an der Hand .derselben Statistik anschaulich machen. Das 
„Statistische Jahrbuch für den preußischen Staat“ lehrt nämlich, daß die 
Durchschnittsgröße aller Einjährigen im Deutschen Reiche das durchschnittliche 
Maß der übrigen Mannschaften um 4,13 cm übertrifft (171,62:167,49 cm). 
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Daß die Einjährigen, abgesehen von ihrer besseren Schulbildung, sich im 
allgemeinen durch nichts als durch eine größere Wohlhabenheit vor den 
anderen Mannschaften auszeichnen, wird als sicher gelten dürfen. Man wird 
aber weiter annehmen können, daß sich unter dem Einfluß des pekuniären 
Besitztums nicht nur das Körpermaß vergrößert hat, sondern daß überhaupt 
eine bessere körperliche Entwickelung ermöglicht wurde. Es ist übrigens 
für Württemberg 34 ) sowohl wie für Preußen 36 ) nachgewiesen worden, daß 
in den letzten 15 Jahren das Durchschnittsmaß auch der übrigen Mann¬ 
schaften um 1 bis 2 cm zugenommen hat; man wird diese Erscheinung zum 
größten Teil wohl ebenfalls auf die in dem genannten Zeitraum zu beob¬ 
achtende wirtschaftliche Verbesserung in unserem Vaterlande zurückführen 
können. Also Körpergröße und wohl auch Militärtauglichkeit dürften sehr 
wahrscheinlich in unmittelbarer Abhängigkeit von der Wohlhabenheit stehen. 
Und darum scheint zur Verbesserung der mangelhaften Wehrfähigkeit unter 
den Unselbständigen die wirtschaftliche Hebung dieser Bevölkerungsgruppe 
eine Notwendigkeit zu sein. Daß jedoch eine wesentliche Änderung im all¬ 
gemeinen auf diesem Gebiete in absehbarer Zeit eintreten kann, wird niemand 
annehmen. Wohl aber ließe sich schon jetzt die Heeresergänzungs-Ergiebig- 
keit der Unselbständigen ohne Unterschied der Berufsart durch geeignete 
sozialhygienische Maßnahmen steigern, wenn ihnen hierdurch wenigstens in 
gesundheitlicher Beziehung gesichert wird, was die Selbständigen (Besitzenden) 
ohne weiteres genießen. Diese Lehre sollte, meine ich, vor allen Dingen aus 
der Rekruten Statistik entnommen und dann beherzigt werden. 

Anknüpfend an die Erörterungen über die sozialhygienischen Zustände 
bei einzelnen Personengruppen, soweit sie aus den amtlichen Mitteilungen 
zu erkennen sind, möchte ich nun einige Angaben anführen, die sich auf 
den Zusammenhang der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse 
mit einzelnen Krankheitsgruppen beziehen. 

In Betracht kommen hierbei vorzugsweise Blindheit, Taubstummheit, Ver¬ 
krüppelungen, Geisteskrankheiten, Geschlechtskrankeiten, Tuberkulose und 
andere Infektionskrankheiten, sowie die Säuglingserkrankungen. 
Um jedoch den Raum nicht zu stark in Anspruch zu nehmen, wollen wir uns 
bei unseren Darlegungen auf die drei zuletzt genannten Krankheitsarten 
beschränken, zumal diese bezüglich ihres ziffernmäßigen Umfanges von ganz 
besonderer Bedeutung sind. Wir haben oben schon mehrfach davon ge¬ 
sprochen, daß das Leben auf dem Lande und die landwirtschaftliche Be¬ 
tätigung einen anderen Einfluß auf die gesundheitlichen Zustände eines 
Volkes ausüben, als das Leben in den Städten, besonders in den Großstädten 
und die industrielle Beschäftigung. Es wurde und wird vielfach von an¬ 
gesehenen Forschern darauf hingewiesen, daß die Tuberkulosesterbüchkeit 
und die Säuglingsmortalität durch die Ausdehnung der Industrie und durch 
die fortschreitende Agglomeration in den Großstädten begünstigt werde. 
Nun wird ja wohl niemand in Abrede stellen wollen, daß das Landleben 
in hygienischer Hinsicht große Vorzüge vor dem Aufenthalt in den über¬ 
füllten, staub-, rauch- und rußbeladenen Industriezentren hat. Indessen, wir 
müssen hierbei zweierlei bedenken: Einmal, daß breite Schichten der Land¬ 
bevölkerung von den Erträgnissen der landwirtschaftlichen Betriebe nicht 
mehr leben können, daß sie, willig oder unwillig, veranlaßt werden, in die 
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Städte auszuwandero, um die Kosten für ihren Lebenghedarf decken zu können. 

Mit dieser nun einmal gegebenen Tatsache muß gerechnet werden. Darin kommt 
aber zweitens. daß di* industrielle Beec,baftigtmg ? die als sinh *w&r ungesunder 
ist v den .4rbeite.ru we^ntiicb bessere Kirikoinmnsverhaltiiisse eiohert. als 
•M fftr sie an! dem ’tnoie* vüögiicb'.-i#t f uiid daß dAdtirch die bebönshalttiög 
gehoben* and mithin die Zustande- vor allem io* JSabruugs- uud Wohnung?- 
wesen gebessert werden, Wenn eich hieran noch in den Städten die bessere 
/•Uerlegenlwt., die A.rb^dterVevöikerujög iihör die Verbühmg von Krankheiten 
rt atz «.klaren, aurmht, wenn mit der Ausdehnung der Industrie immsr umfang- 
reichere und wirkungßVttiWe \VohDahrtöeinriöhtiJögen geschaffen werdeßj so 
ist oh sehr wohl möglich, daß die förtschreüende {ndufttmüaiärang Deutsch“ 
lands aoch in hygienischer Batiflicht nicht- n.W hiebt Wv beklage» ♦ sondern 
sogar zu begrüßen i#h '/ ./yV; 

Betrachten wii die Sterbiiehk*«ts Verhältnisse bei der Tuberkulöse und 
den SäugliogeVrwkheK^ti ;n einem ausgesprochenen Iß<foi$trie«ta*te,' wie wir 
ihn im Königreich Sachsen finden. $<* £eh#Er wir, daß bi den letzten Jahren 
dort ein -sehr beträchtlicher JMlek^aag der Mortalität im allgemeinen und bei 
den geuftoßton beiden Krankheiten im besonderen zu verzeichnen ist. ffier- 
§iftrkidehrt üa^vKägfende, dexa^ Jahrbuch für das Königreich 
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« »> I «0 60Ü £ l ii «v b ;> *. r 


■ ■ 1 •*•.";?/ .-V‘ £. *• i- 

■'■ \uq: < : . V. tf' : '& 
■ : . 

' * . rJr 

v S:\ 

Mm 

£ 4 

;,} * 

.>;*■ ■' 

y. 

y ':\?AtMc8&7' ■. 

JÄjdÄf '-■'•‘ ; i 

y- : : V yy.y 

?y , i 1 ' 

r>-frt-yr/iAA^V7 > 

vi ’«* 

srii^ö'm^n 

■ 






■ ■ . ■ ! i 


•V ^ : 

- • ;k 

' ^,ÄV , | 

: l 



■■ ■" 

: ; ’,y ;-| 

s 


;; : i^v y]j 




•rafiV- . -: 

**. , T . 

' im ’ y ; 

,%^-f 



• •Äs^s.v.y x 

* 

: iäö^ ' jf >y 


'[;y s :.vt0iä^\ , y,^ 

, 3^0-w 1. 

inM . : 

;• 

?- ■ 



: y...yjy>yy- 

.»U-70. 

' ,'! : 

nihV . ,. : v 




- ;,y^ 

2x i \ü : ••' 




■’V. : 


.' iV-i,»*' :;'.; 

ton*' ' y .‘4>’t■•','•• 

Mh 


Rü^r-y 

- 

' . 

fVOA V 

r 

■ Jw?' . t/c-Vfe-*- .•. 


-;•••■• ri^isrt.-y ‘*-: 


'. ' 0^> V 





. ,;0 


' ' 5,5>K^. '■ 

01 

’ -y. ;v> .* ’ y ^: 


Vy 

■ : 

• • ■; 




y.. j^4>< ;. ;f. ^ 

- 


Man erkennt äub die^or Zusömmeiiatelhing, wie .crta-Wiele im. Verlaut der 
Jahre l#{r2 hi* .sowohl dr* aUg^m^ine Sterblichkeit als auch die Mor¬ 
talität an Lungeot«hefkuloöß und an doo j^ägüßgekraukheltea vermindert 
worden ist; zuglaicb hubön auch die Tuberkulös« m soxiHtigen Organen und 
die entzündlichen.. Kran leimtet*; .der Atmaugatugon» ein* Eixiwln'fri'kuüg auf- 
erhellt, daß die der l/ungentuber¬ 
kulös nicht etwa auf irgend einer -V^mhlVimtrsir heruht. Man 

möiiere sieb' aber ' hier an die obigen Dartavjtmge«. über di# in• deu letzten 
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Jahren im Königreich Sachsen festgestellten Verbesserungen der Einkommens* 
Verhältnisse. Wird das Einkommen höher, wird die Lebenshaltung günstiger, 
dann werden, dies dürfen wir jetzt behaupten, Tuberkulosemortalität und 
Säuglingssterblichkeit eingedämmt, trotz der Ausdehnung der Industrie. 

Wie sehr ganz besonders die Tuberkulosebekämpfung eine Frage des 
Einkommens ist, beweist mit schlagender Evidenz eine für deutsche Zu* 
stände wohl einzig dastehende Statistik, die seit einer Reihe von Jahren 
in Hamburg 86 ) aufgemacht wird. Der hier folgenden Tabelle sind die Ein* 
kommen Steuerergebnisse vom Jahre 1905 zugrunde gelegt: 



Einkommen 


Steuerzahler 

Verstorbene 

Steuerzahler 

und deren 
Angehörige 

1908 

Zahlen Promille 

1907 , 1906 | 1905 

1904 

von 

900 

bis 

1 200 M 

53 238 

268 

5,03 

4,93 

4,54 

! 3,36 

3,88 

n 

1 200 


2 000 


80 428 

386 

4,80 

4,78 

5,72 

| 5,06 

4,51 

V 

2 000 


3 50u 

n 

26 130 

95 

3,64 

2,91 

3,45 

i 2,94 

2,94 

V 

3 500 

„ 

5 000 

n 

9 610 

27 

2,81 

1,99 

2,88 

j 1,32 

2,69 

r 

5 000 

T) 

10 000 

n 

8 701 

17 

1,95 

2,40 

1,24 

' 0,77 

; 1,20 

T 

10 000 

n 

25 000 


4 889 

4 

0,82 

1,53 

— 

' 0,95 

1 1,97 

n 

25 000 


50 000 

„ 

1 659 

4 

2,41 

1,25 

1,34 

0,7 t 

0,73 


über 

50 000 

n 

1 251 

2 

1,60 

1 

— 

; 2>1 

— 


Wie man sieht, sind geringe Unterschiede in den einzelnen Jahren vor¬ 
handen; nimmt die Sterblichkeit an Tuberkulose in einem Jahre bei der 
untersten Einkommenstufe zu, so geschieht dies auch im allgemeinen bei 
den höheren Stufen. Diese Schwankungen von Jahr zu Jahr sind offenbar 
auf klimatische oder rein lokale Einflüsse zurückzuführen. Dagegen sehen 
wir, daß sich jeweils beträchtliche Unterschiede in der Häufigkeit der 
Tuberkulosemortalität zeigen, je nach der Höhe des Elinkommens. Unter 
den Steuerzahlern, die ein Einkommen von 900 bis \200 Jft hatten, starben 
im letzten Berichtsjahre (1908) 5,03 Promille, unter jenen der Stufe 3500 
bis 5000 c At aber nur 2,81 Promille, der Stufe 5000 bis 10000 nur 
1,95 Promille. Und wie im letzten Berichtsjahre, so sind die Verhältnisse 
im wesentlichen auch in den vorhergehenden Jahren. Da wir nun keinen 
Anlaß haben, zu meinen, daß dieser hier ziffernmäßig nachgewiesene Zu¬ 
sammenhang zwischen Tuberkulosemortalität und Einkommen ein Spezifikum 
von Hamburg ist, so sind wir wohl, namentlich in Berücksichtigung sonstiger 
hierher gehörender Angaben, berechtigt, die für Hamburg geltenden Resultate 
zu verallgemeinern und hieraus den Schluß zu ziehen, daß die Bekämpfung 
der Tuberkulose im Wesentlichen eine Frage des Einkommens ist. 

Zum Schlüsse dieser Betrachtungen über den Einfluß der wirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse auf die Verbreitung der einzelnen Krankheitsgruppen 
möchte ich nur noch auf die Verbreitung der akuten Infektionskrankheiten 
durch die in der Heimarbeit beschäftigten Personen hin weisen. Hierüber 
liegt eine recht instruktive Äußerung vor, die in dem Jahresbericht dec 
sächsischen Landesmedizinalkollegiums zu finden ist. Der Bezirksarst von 
Freiberg legte auf einer in Dresden abgehaltenen Konferenz dar, welche 
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Übelstände in der Holz - Spielwarenindustrie bestehen; von anderer Seite 
wurde auf die mißlichen Verhältnisse in der Blumen- und Zigarettenindustrie 
hin gedeutet und betont, 

„daß in den zu allermeist armen Familien und in den äußerst beschränkten 
Wohnungen von Diphtherie, Scharlach oder Masern befallene Kinder solange als 
möglich die Arbeit fortsetzen, und auch deren Isolierung nicht durchführbar ist. 
Zugleich aber müßte erklärt werden, daß zurzeit einem wirksamen Vorgehen gegen 
diese Übelstände große Schwierigkeiten entgegenstehen, und daß namentlich auch 
von der Maßnahme, den Kindern die Erwerbstätigkeit zu verbieten, in Bücksicht 
auf die ungünstigen sozialen Verhältnisse der betreffenden Familien abgesehen 
werden müßte.“ 

Diese von amtlicher Seite herrührende Darstellung spricht eine deut¬ 
liche Sprache. Die hygienischen Mißstände in der Hausindustrie sind be¬ 
kannt, ohne daß es zurzeit möglich wäre, die Heimarbeit zu beschränken. 
Wohl aber ließen sich doch Maßnahmen schaffen, die wenigstens der Ver¬ 
breitung der akuten Infektionskrankheiten entgegenwirken würden. Hierzu 
gehört vor allem, daß beim Ausbruch einer ansteckenden Krankheit ärztliche 
Hilfe Platz greift, und daß die Kranken, am besten in einem Kranken¬ 
hause, isoliert werden. Aber diese Maßregeln konnten bis jetzt nur in 
beschränktem Umfange zur Anwendung gelangen, weil die Heimarbeiter 
zumeist der Krankenversicherung nicht angehörten. Erfreulicherweise wird 
dies nun anders werden. In dem Entwurf einer Reichs Versicherungsordnung, 
der dem Reichstage vom Bundesrate vorgelegt worden ist, wird die Ein¬ 
beziehung der Heimarbeiter in die Krankenversicherung gesetzlich be¬ 
stimmt. Wenn die hierauf sich beziehenden Paragraphen der Vorlage 
Gesetz werden, was zu erwarten steht, dann wäre für ärztliche Behandlung 
der erkrankten Heimarbeiter und für deren Isolierung im Bedarfsfälle ge¬ 
sorgt. Zugleich aber sollte, wofür die Krankenversicherung die Möglichkeit 
bietet, dahin gewirkt werden, daß die Familien Versicherung, die auch den 
Frauen und Kindern der versicherten Arbeiter ärztliche Behandlung ver¬ 
schafft, in weitestem Maße zur Anwendung gelangt. 

Diese kurzen Hinweise auf die Ausdehnung des Krankenversicherungs- 
Wesens leiten nun zu dem letzten Abschnitt meiner Darlegungen über, nämlich 
zu einer Erörterung der wichtigsten sozialhygienischen Maßnahmen, 
soweit über diese in den amtlichen Berichten Mitteilungen enthalten sind. 
Wir werden zu untersuchen haben, wie, nach den statistischen Angaben, 
die schon vorhandenen sozialhygienischen Einrichtungen wirken, in welchem 
Umfange sie gemäß den bisherigen Erfahrungen einer Erweiterung bedürfen, 
und welche Institutionen in Anbetracht der bestehenden Lücken zum Wohle 
des Staates und besonders im Interesse der Volksgesundheit geschaffen 
werden müssen. 

Betrachten wir zunächst das deutsche soziale Versicherungswesen, 
um das uns ja die anderen Staaten mit Recht beneiden, hinsichtlich der 
Leistungen seiner einzelnen Zweige, worüber uns die auf den beiden nächsten 
Seiten folgende Tabelle *) belehrt. 

Es ist geradezu imposant zu beobachten, welche erstaunlich hohen 
Summen mit Hilfe der sozialen Versicherungsgesetzgebung bereits jetzt aus¬ 
gegeben wurden, teils zur Wiederherstellung der Gesundheit, teils zur Ver¬ 
hütung von Krankheiten und Invalidität. Wahrlich, wir stehen hier vor 
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Leistungen der Versicherungs 
Krankenversicherung 


Jahr 


1. K rankhei ta 
(Krankenfürsorge nach Abzug der Ersatzleistungen 

Unternehmern und 


a) Ärztliche 
Behandlung 


b) Arznei 
und 

Heilmittel 


c) Krankengeld 
an Mitglieder 


d) Krankengeld 
an Angehöriee 


! 


1 | 



in 1000 Mark 


1905 

56 198,5 

37 373,8 

110 848,8 ! 

2 914,6 


1906 

60 424,3 

38 649,3 

111 963,3 

3 255,6 


1907 

66 766,3 

42 846,7 

130 288,3 | 

3 677,5 


1885/1907 

698 192,9 

521 627,5 

1 446 952,8 

30 624,6 



Unfall- 



i" 

1. Krankenfiirsorge 




j 

Jahr 

1 

a) Heil- | 
verfahren j 

b) Fürsorge in 
der gesetzlichen 
Wartezeit (§ 76 c 
des Kranken- 1 
Versicherungs¬ 
gesetzes) 

i 

c) Heilanstalts- ! 
behandlung ^ 

d) Angehörigen¬ 
rente 

i 1 

2. 

Verletzten¬ 

rente 


I 



in 1000 Mark 


1905 

3 125,3 

709,8 

4 563,4 

1 264,1 

| 100559,6 


1906 

3 228,6 

724,4 

4 542,0 

1 281,9 

1 105 763,8 


1907 1 

3 408,8 

765,3 

4 695,0 

1 312,0 

111138,9 

i 

1885/1907 

37 401,6 

8 836,1 

57 156,7 

i 

15 512,1 

i 1071450,6 



Invaliden - 



! 

Krankenfiirsorge 



i 

Jahr ; 

i 

i 

1 

a) Heil¬ 
verfahren 


b) Erhöhte 
Angehörigen¬ 
unterstützung und 
sonstige außer¬ 
ordentliche i 

Leistungen | 

2. 

Invalideiihaus- 

pflege 

1 

3. 

Invalidenrente 

! 

i 



in 1000 

Mark 


. _ ' i 

1905 1 

12 158,8 


636,0 

349,7 j 

; 1 

i 114 287,2 

1906 ■ 

13 468,3 


754,2 

407,7 

i 120 987,5 

1907 

15 186,3 


812,8 

444,0 

126 691,5 

1891/1907 

94 229,0 


3 624,8 

1 735,7 

913 817,8 i 
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weige 1905, 1906, 1907; 1885, 

1907. 



rinschl. Knappschaftskassen). 




o s t e n 





on Berufsgenossenschaft 
ersicherungsanstalten) 

en, 

i 

Sonstige 

i 

Summe der 

e) Unterstützung an 
Wöchnerinnen, 
seit 1904 auch an 
Schwangere 

f) Krankenhaus¬ 
pflege, 

Rekonvaleszenz 

1 

g) Sterbegeld 

Leistungen 

Lntscnadigungs- 
I leistungen 


in 

1000 Mark 



4 582,8 

34 170,5 

6 918,6 

4 309,7 

1 257 317,3 

5 067,6 

37 205,1 

7 068,6 

3 543,6 

267177,4 

5 499,5 . 

41 246,5 

7 672,8 

4 657,2 

• 302 654,8 

51 693,5 

415 683,4 

105 423,8 

50 924,7 

3 321 123,2 


Versicherung. 


i 

3. 

V erletzten- 
abfindung 
(Inländer) 

i 

, 

4. 

Sterbegeld 

5. 

Hinterbliebenen- j 
reute (Witwen, 
Waisen usw.) 

i 

6. 

Witwen- 

abflndung 

7. 

Ausländer- 

abfindung 

Summe der 
Entschädigungs¬ 
leistungen 

1 



in 1000 

Mark 



1 148,1 

i 

637,1 

23 187,3 

800,9 

j 152,1 

136147,7 

1 240,7 

654,3 

24 717,7 ! 

818,6 

. 189,3 

143161,3 

1 423,3 

733,0 

26 513,9 

892,2 

208,1 

151090,5 

8 996,7 

8 952,5 

266 196,4 

j 10 259,4 1 

3 396,0 

1488158,1 


Versicherung (1891). 


6. Beitragserstattung 


4. 

Krankenrente ’ 

5. 

Altersrente 

a) 

bei Heirat 

b) 

bei Unfall 

- - -1 

<0 

bei Tod | 

Summe der 
Entschädigungs¬ 
leistungen 

in 1000 Mark 

3 140,4 

19 476,4 ! 

5 586,4 

57,2 

i 

2 527,9 

158 220,0 

3 630,3 

18 354,8 j' 

5 752,4 

55,5 

2 628,4 

166039,1 

3 590,1 

17 311,7 

5 804,2 

50,5 

3 000,2 

172891,3 

18 996,2 

391 615,3 

55 168,2 

334,4 

21 579,0 j 

1501 100,4 
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einem beispiellosen Werke, welches das Deutsche Reich zum Wohle der Arbeiter 
und ihrer Angehörigen errichtet hat. 

Doch es ist notwendig, sich noch etwas mehr in Einzelheiten zu ver¬ 
tiefen, um zu erkennen, wo dieses gewaltige Gebäude der sozialen Fürsorge 
noch Lücken aufweist, die ausgefüllt werden müssen und können. 

Werfen wir zunächst einen Blick auf die detaillierteren Angaben 1 ) über 
die Krankenkassenleistungen, worüber wir aus Tabelle auf S. 465 Aus¬ 
kunft erhalten. 

Aus dieser Tabelle ersieht man, daß zwischen den Leistungen der ein¬ 
zelnen Kassenarten recht erhebliche Unterschiede bestehen. Auf ein Mit¬ 
glied im Durchschnitt des Jahres wird bei den Gemeindekrankenkassen 
an Krankheitskosten etwa die Hälfte verausgabt von dem, was die Orts¬ 
und Betriebskrankenkassen hierfür aufwenden. Hieraus läßt sich schließen, 
daß, da auch bei den Orts- und Betriebskrankenkassen von irgend welcher 
Verschwendung nicht die Rede sein kann, die Gemeindekrankenkassen zu 
wenig ausgeben, so daß hierunter naturgemäß die Aussicht auf völlige Her¬ 
stellung der Gesundheit leiden muß. Besonders möchte ich auch darauf 
hin weisen, daß die Gemeindekrankenkassen keine Wöchnerinnenunterstützung 
zahlen. So kann man es nur freudig begrüßen, daß in dem Entwurf der 
Reichsversicherungsordnung die Beseitigung des Systems der Gemeinde¬ 
krankenkassen vorgesehen ist. Vergleicht man die Häufigkeit der Er¬ 
krankungsfälle bei den verschiedenen Kassenarten, so findet man, daß, je 
weniger Krankheitskosten auf ein Mitglied aufgewandt werden, um so ge¬ 
ringer die Zahl der Erkrankungen ist. Es kamen nach der amtlichen Sta¬ 
tistik 87 ) im Jahre 1908 auf je 100 Mitglieder bei den Gemeindekrankenkassen 
27,0, bei den Ortskrankenkassen 43,0, bei den Betriebskrankenkassen 49,1 
Erkrankungsfälle vor. Ich deute diese Erscheinung dahin, daß, wenn für 
einen Krankheitsfall wenig verausgabt werden kann, wie dies bei den Gemeinde¬ 
krankenkassen geschieht, die Krankmeldungen nur im äußersten Notfälle ein- 
laufen, da jeder Kranke infolge der unzureichenden Krankengelder so lange 
arbeitet, als es eben möglich ist. Umgekehrt ist es, wenn das Krankengeld aus¬ 
giebig ist. Wohl ist dann bisweilen eine Förderung des Simulantentums zu 
befürchten. Aber im großen ganzen wird man dagegen erfolgreiche Vorkeh¬ 
rungen zu treffen wissen, während ein zu geringes Krankengeld gesundheit¬ 
liche Vernachlässigung und Verbreitung von Krankheiten zur Folge haben muß. 

Es wäre nun gewiß von hohem Interesse, hier die Ergebnisse einer Er¬ 
hebung 38 ) des Kaiserlichen Statistischen Amtes über „die Gesundbeits- und 
Sterblichkeitsverhältnisse bei der Ortskrankenkasse Leipzig u zu erörtern. 
Doch 8oll hiervon aus äußeren Gründen Abstand genommen werden, teils 
weil der Umfang meiner Darlegungen hierdurch noch bedeutend erweitert 
werden müßte, teils weil diese hervorragende amtliche Publikation erst im 
Jahre 1910 erschienen ist, während ich meinen Ausführungen nur amtliches 
Material aus dem Jahre 1909 zugrunde legen wollte. Ich beabsichtige jedoch, 
das ungemein wertvolle Material, das der gewaltige Opus des Kaiserlich 
Statistischen Amtes enthält, in einer besonderen Arbeit zu verwerten. 

Im Anschluß an die Erörterungen über Einzelheiten der Leistungen auf 
dem Gebiete des Krankenversicherungswesens seien nun noch einige weitere 
Angaben über die Leistungen der In validen Versicherung hierangereiht 
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Dr. med. Alfons Fischer, 


Nach den §§18 bis 23 des Invalidenversicherungsgesetzes vom Jahre 
1899 haben die Träger der Invalidenversicherung im Falle der Erkrankung 
eines Versicherten, sofern Invalidität als Folge der Krankheit zu befürchten 
ist, das Recht, das Heilverfahren zu übernehmen. Von diesem Rechte 
machen, wie wir gesehen haben und sehen werden, die Landesversicherungs- 
anstalten 39 ) einen sehr ausgiebigen Gebrauch; und zwar unterscheidet man 
bei der Heilbehandlung zwei Arten: 1. eine „ständige“, cLh. ein planmäßiges 
Heilverfahren in Kranken- und Genesungshäusern, Heilstätten, Bädern oder 
auch in der eigenen Behausung des Versicherten; und 2. eine „nicht 
ständige“, d. h. die Behandlung in der Sprechstunde des Arztes, sowie alle 
einmaligen und vorübergehenden Maßnahmen (Gewährung von Arzt, Arznei, 
künstlichen Gliedern usw.). Die Leistungen der Krankenkassen, welche sich 
aus Arztkosten, Aufwendungen für Arznei und kleine Heilmittel, für Wöchne¬ 
rinnen-, Krankenhaus- und Rekonvaleszentenpflege, aus Krankengeld an 
Mitglieder und Angehörige usw. zusammensetzen, werden von den Invaliden¬ 
versicherungsanstalten freilich nicht erreicht; aber die Heilbehandlungs¬ 
kosten der Berufsgenossenschaften werden seit dem Jahre 1902 immer mehr 
von denjenigen der Träger der Invalidenversicherung übertroffen. 

Fast die Hälfte aller Kranken, die aus Anlaß der Versicherungsanstalten 
behandelt wurden, waren tuberkulös; bei den Tuberkulösen handelte es sich 
in fast 99 Proz. der Fälle um Erkrankung der Lungen. Die Tuberkulösen 
gehören dem Beruf nach meist industriellen Betrieben an; Arbeiter der 
Land- und Forstwirtschaft werden zwar seltener infolge von Tuberkulose 
invalid, immerhin entfallen mehr als 37 Tuberkulöse auf 100 männliche 
Rentenempfänger der ländlichen Bevölkerung im Alter von 20 bis 24 Jahren. 

Die folgende Statistik demonstriert nun, eine wie große, von Jahr zu 
Jahr steigende Anzahl von Tuberkulösen auf Veranlassung der Versicherungs¬ 
anstalten in ständiger Behandlung, teils wegen Lungentuberkulose, teils 
wegen anderer Krankheiten, waren: 


Jahr | 

i 

Wegen Lungentuberkulose | 

| Wegen anderer Krankheiten 

Männer 

Frauen 

: Zusammen 

! Männer 

Frauen 

| Zusammen 

i 

1902 

12 187 

4 302 

; 16 489 

9 837 

6 196 

= 16 033 

1903 

14 937 

5 211 

20 148 | 

11 868 

7 763 

19 629 

1904 | 

16 957 

6 520 

23 477 ' 

12 182 

8 426 

20 608 

1905 

19 085 

7 536 

: 26 621 ! 

13 098 

9 224 

i 22 322 

1906 

21 959 

9 063 

31 022 

14 354 

' 10212 

24 566 

1907 

22 258 | 

9 816 

32 074 

15 702 

11 035 

t'- 

00 

l- 

SD 

DJ 

1908 

| 26 437 

12 288 | 

cs 

GO 

CO 

H 172 

12 240 

| 29 412 


Die fürsorglichen Bemühungen der Landesversicherungsanstalten haben 
nun erfreulicherweise auch recht befriedigende Erfolge erzielt. Es wurden 
nämlich sehr genaue Untersuchungen darüber angestellt, wieviel Behandelte 
nach einem Zeitraum von fünf Jahren noch erwerbsfähig waren. Es hat sich 
gezeigt, daß in den letzten Jahren von Kontrollperiode zu Kontrollperiode 
immer mehr Prozente der Behandelten ihre Erwerbsfähigkeit behielten. Man 
erkennt dies mit Deutlichkeit aus folgender Übersicht: 
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Auf 100 der überhaupt Behandelten waren am Ende der Periode noch 

Heilerfolge vorhanden: 


Behandlungsperiode 

1 a) Lungentuberkulose 

| b) Andere Krankheiten 

! Männer 

Frauen 

i 

! Männer 

1 

Frauen 

1897—1901 . 

25 ' 

32 

34 

35 

1898—1902 .| 

28 

38 

37 

40 

1899—1903 . 

30 

37 

35 

39 

1900—1904 . 

30 

35 

35 

39 

1901—1905 . 

32 

39 

38 

43 

1902—1906 . 

40 

47 

41 

47 

1903—1907 . 

43 

50 

46 

52 

1904—1908 . 

44 

51 

48 

54 


Sehr zu begrüßen ist es auch, daß, wie aus den „Amtlichen Nachrichten“ 
des Reichsversichernngsamtes zu ersehen ist, die Versicherungsanstalten nicht 
nur erst dann eingreifen, wenn eine Erkrankung bereits vorliegt, sondern 
daß sie auch Maßnahmen gemeinnütziger Vereine unterstützen, die der Ver¬ 
hütung von Krankheiten, besonders in den Kreisen der wirtschaftlich 
schwachen Bevölkerungsschichten dienen. Freilich sind diese Aufwendungen 
seitens der Versicherungsanstalten — wir sehen hier von den Hypotheken¬ 
geldern für Arbeiterwohnungen, wovon oben die Rede war, ab — für solche 
prophylaktisch wirkende Einrichtungen noch sehr gering —, insbesondere im 
Verhältnis zu dem riesigen, nach vielen Millionen zählenden Vermögen der 
Versicherungsträger. Auch muß mit Bedauern festgestellt werden, daß 
manche Anstalten noch gar keine Ausgaben für Verhütungsmaßnahmen in 
diesem Sinne aufzuweisen haben; andere Anstalten dagegen zeigen auch 
hierbei eine recht fortschrittliche Auffassung. 

Verwandt wurden die hier in Rede stehenden Ausgaben, um die Aus¬ 
breitung der Lungentuberkulose, des Alkoholmißbrauchs und der Geschlechts¬ 
krankheiten zu bekämpfen, sowie für sonstige Zwecke, wie Milchausschank, 
Säuglingsheime, Mutterschutz, Turn- und Schwimmvereine u. a. m. Im ganzen 
wurden im Jahre 1908 aufgewendet: 

1. Zur Bekämpfung der Lungentuberkulose. 248 805,00 M 

2. * „ des Alkoholmißbrauchs. 5 316,00 „ 

3. „ „ der Geschlechtskrankheiten ... 2 188,00 „ 

4. Für sonstige Zwecke. 95 344,00 „ 

Zusammen . . 351 653,00 Jh 

Dagegen im Jahre 1907 . 266 824,95 Jt 

n . * 1906 163 721,86 „ 

„ * „ 1905 102 147,08 „ 

Wenn auch, wie man sieht, die Höhe der hier in Frage kommenden 
Ausgaben von Jahr zu Jahr verhältnismäßig stark sugenommen hat, so 
sollten, meiner Meinung nach, die Versicherungsanstalten in Anbetracht des 
bedeutungsvollen Zweckes, für den die Gelder verwandt werden, noch weit 
intensiver in Anspruch genommen werden; es ist die Aufgabe aller auf die 
Volksgesundheit hin arbeitenden Vereinigungen, mit entsprechenden Wünschen 
um Unterstützung an die Versicherungsanstalten heranzutreten. 
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Dr. med. Alfons Fischer, 

Überblickt man, welch 9 enorme Geldsummen von seiten der verschie¬ 
denen Zweige des sozialen Versicherungswesens alljährlich zur Wiederherstel¬ 
lung der Gesundheit der minderbemittelten Bevölkerung aufgewandt, welche 
großen Mittel insbesondere für ärztliche Behandlung ausgegeben werden, so 
sollte man annehmen dürfen, daß im Deutschen Reich dafür gesorgt sei, daß 
wohl jeder, der der ärztlichen Hilfe bedürftig ist, dieser Leistung teilhaftig 
werde. Dem ist aber leider keineswegs so. Wohl stehen Ärzte wahrlich in 
genügender Zahl zur Verfügung; aber die Statistik zeigt, daß in erstaunlich 
vielen Fällen selbst bei schweren Erkrankungen, die zum Tode geführt 
haben, ärztliche Hilfe nicht in Anspruch genommen wurde. Wir sprechen 
hier natürlich nicht von denjenigen plötzlichen Vorkommnissen, wie Unfällen, 
Verbrechen usw., bei denen der Tod eintrat, ehe ärztliche Hilfe zur Stelle 
sein konnte; wir haben hier vielmehr nur auf solche Erkrankungen Bedacht, 
bei denen man einen Arzt hätte um Rat fragen können und müssen, aber 
es dennoch unterlassen hat. 

Statistische Angaben darüber, in welchem Umfange ärztliche Hilfe bei 
Erkrankungen im allgemeinen zur Anwendung gelangte, lassen sich natur¬ 
gemäß nicht beschaffen. Aber wir besitzen amtliche statistische Mitteilungen 
wenigstens darüber, wie viele von den Gestorbenen der ärztlichen Be¬ 
handlung teilhaftig wurden. Allein, selbst die Angaben dieser Art sind 
nur spärlich, was ich als einen Beweis dafür erblicke, daß man dieser ungemein 
wichtigen Frage bisher ein zu geringes Maß von Aufmerksamkeit gezollt 
hat. Der größte deutsche Bundesstaat, das Königreich Preußen, z. B. ver¬ 
öffentlicht überhaupt keine statistischen Mitteilungen über die Häufigkeit 
der Fälle, in denen die Gestorbenen ärztlich behandelt wurden. In manchen 
Staaten, so im Königreich Sachsen 30 ), wo die Leichenschau von Ärzten 
besorgt wird, werden Erhebungen angestellt, in wie vielen Fällen die Todes¬ 
ursache ärztlich beglaubigt ist; es braucht hierbei eine ärztliche Be¬ 
handlung nicht vorausgegangen zu sein. Nur von Bayern 8 ) und Baden 9 ) 
liegen Angaben darüber vor, wie viele von den Gestorbenen ärztliche Hilfe 


Von je 100 Todesfällen im Königreich Sachsen war die Todesursache 

ärztlich beglaubigt bei 


In den Altersgruppen 

1907 

1906 

1905 

1904 

1903 

1902 

1901 

1900 

1899 

0— 1 Jahr . . . 

37,3 

37,5 

38,0 

36,4 

34,9 

32,8 

31,7 

30,8 

31,2 

1— 5 Jahre . . . 

74,6 

75,5 

71,6 

71,5 

70,1 

70,6 

67,4 

66,2 

68,9 

5-10 . . . . 

92,1 

89,7 

91,2 

90,4 

89,0 

87,3 

87,2 

86,3 

86,3 

10-15 „ ... 

92,8 

92,6 

90,8 

88,2 

88,0 

86,1 

86,0 

86,4 

85,6 

15-20 „ ... 

93,1 

92,5 

92,4 

90,8 

91,0 

87,5 

88,2 

86,3 

88,3 

20—30 „ ... 

95,1 

95,0 

94,2 

92,0 

93,0 

91,9 

91,2 

88,9 

89,3 

30-40 „ ... 

94,8 

94,0 

93,8 

92,7 

92,7 

91,6 

91,1 

88,6 

90,3 

40-50 „ . . . 

93,9 

93,1 

92,4 

94,4 

91,2 

90,1 

90,2 

87,8 , 

| 87,5 

50—60 „ ... 

92,7 

91,8 

90,9 

89,4 

87,8 

88,2 

87,2 

85,9 

86,3 

60—70 „ ... 

86,9 

86,9 

85,9 

83,8 | 

82,2 : 

82,1 

81,2 

79,0 

78,1 

70—80 „ ... 

74,2 

72,2 

70,5 

69,8 | 

66,9 

66,6 , 

67,3 

65,6 

66,4 

über 80 „ ... 

59,7 

58,3 

55,2 

55,4 1 

53,6 1 

52,9 

1 49,3 

52,6 

51,6 

insgesamt .... 

67,0 

65,7 

63,5 

62,3 

60,6 

60,0 

! 57,0 

55,1 

56,7 

über 1 Jahr . . . 

84,2 

83,7 

81,7 

75,6 

78,2 - 

79,2 

79,5 

76,5 

77,1 
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erhalten haben. Immerhin bieten auch die Mitteilungen über die ärztliche 
Beglaubigung einen Anhalt zur Klärung unseres Problems. In wieviel 
Fällen die Todesursache im Königreich Sachsen während der Jahre 1899 
bis 1907 beglaubigt worden ist, darüber belehrt uns vorstehende Tabelle. 

Man sieht, daß insgesamt seit dem Jahre 1899 eine Zunahme von 
10,3 Proz. vorliegt. Aber immer noch wird bei fast einem Drittel der Fälle 
die Todesursache nicht ärztlich festgestellt. Ganz besonders mißlich Bind 
die Verhältnisse bei den Säuglingen und bei den Greisen. Wenn nun schon 
nicht einmal zum Zwecke der Feststellung des Todes und seiner Ursachen 
der Arzt zugezogen wurde, um wieviel weniger kann man dann annehmen, 
daß bei ernsten Erkrankungen, die nicht zum Tode geführt haben, bei denen 
aber doch ärztlicher Rat erforderlich gewesen wäre, eine sachgemäße Be¬ 
handlung eingegriffen hat. Sehen wir doch aus weiteren Mitteilungen des 
sächsischen Medizinalkollegiums, daß z. B. im Jahre 1907 von je 100 Todes¬ 
fällen an Masern nur bei 71,8 die Todesursache beglaubigt worden ist; und 
ähnlich ist es bei Keuchhusten. Welche Möglichkeiten der Übertragung von 
zum Tode führenden Erkrankungen liegen vor, wenn in einer so großen 
Zahl von Infektionsfällen jede sachgemäße Verordnung gefehlt hat! Und 
welche Sicherheit hat man, daß hinter diesen als Keuchhusten- oder Masern- 
Todesfällen geltenden Vorkommnissen nicht ganz andere Erscheinungen, 
vielleicht noch schlimmere Infektionskrankheiten oder gar Verbrechen ver¬ 
steckt sind? 

Erwähnt sei noch, daß zwischen den einzelnen Gebieten des Königreichs 
Sachsen sich große Unterschiede hinsichtlich der Häufigkeit der ärztlichen 
Beglaubigungen von Todesursachen zeigen. In der Universitätsstadt Leipzig 
mit ihren Polikliniken und Kliniken fanden bei allen Todesfällen Beglaubi¬ 
gungen statt, in Dresden-Stadt bei 90 Proz., in Chemnitz-Land dagegen nur 
bei 43,1 Proz. 

Interessant ist es auch, die Höhe der Sterblichkeitsziffer eines Gebietes 
mit der Zahl der ärztlichen Beglaubigungen in Beziehung zu setzen. Von 
den sächsischen Medizinalbezirken hatte die höchste Sterbeziffer der Bezirk 
Glauchau mit 22,6 Promille, die niedrigste der Bezirk Dippoldiswalde mit 
14,6 Promille. Glauchau steht bezüglich der Häufigkeit der ärztlichen Be¬ 
glaubigungen, von Chemnitz-Land abgesehen, an der alleruntersten Stelle, 
während Dippoldiswalde mit 70,3 Proz. noch einen ansehnlichen Überschuß 
über dem Landesdurchschnitt aufweist. 

Brauchbarer als die Angaben über die ärztliche Beglaubigung sind die 
statistischen Mitteilungen über die Häufigkeit der Fälle, in denen den 
Gestorbenen ärztliche Behandlung zu teil wurde. Die besten hierauf sich 
beziehenden Statistiken liegen aus dem Großherzogtum Baden vor, wo in 
dankenswerter Weise seit langen Jahren auf derartige Erhebungen mit Hilfe 
der Bezirksärzte großer Wert gelegt wird. 

Über die Zahl der Gestorbenen und die Ziffer derjenigen von ihnen, 
die in ärztlicher Behandlung gewesen sind, gibt die auf S. 470 folgende, der 
badischen Statistik 9 ) entnommene Zusammenstellung Auskunft. 

Wie man sieht, ist die Zahl der ärztlich Behandelten seit dem Jahre 
1899 in ununterbrochener Steigerung begriffen. Man erkennt auch, daß in 
Baden der Prozentsatz der Gestorbenen, die ärztlich behandelt worden sind, 
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Jahre 

Zahl der 
Gestorbenen 
(ohne Totgeb.) 

Davon in ärztlicher 
| Behandlung gewesen 

Personen 

| Proz. 

1899 . 

37 575 

| 26 715 

71,1 

1900 . 

41 566 

I 29 646 

71,3 

1901. 

40 060 

29 019 

| 72,4 

1902 . 

38149 

27 855 

| 73,0 

1903 . 

39 633 

29 162 

73,6 

1904 . 

40 214 

29 761 

74,0 

1905 . 

40 011 

29 742 

74,3 

1906 . 

38 887 

28 917 

74,4 

1907 . 

38 234 

28 728 

75,1 

1908 . 

37 878 ' 

1 28 487 

75,2 

Durchschnitt 1899/1908 . 

39 221 

! 28 804 

• i 

73,4 


höher ist als in Sachsen der Prozentsatz der Gestorbenen, bei denen die 
Todesursache ärztlich beglaubigt worden ist. Aber immerhin ist auch in 
Baden noch mehr als der vierte Teil aller Gestorbenen ohne ärztliche Hilfe 
geblieben. 

Ähnlich wie im Königreich Sachsen sind es auch in Baden unter den 
Gestorbenen vorzugsweise die Säuglinge und Greise, die in so häufigen Fällen 
der ärztlichen Behandlung ermangelten. Von den 2471 Säuglingen, die im 
Jahre 1908 angeblich an Lebensschwäche gestorben sind, wurden 1872, von 
den 3172 Greisen, die mit der „Diagnose u Altersschwäche verschieden sind, 
wurden 1681 nicht behandelt. 

Ganz besonders instruktiv ist die auf S. 471 wiedergegebene Übersicht 

Wie man sieht, war im ganzen Großherzogtum Baden nur wenig mehr 
als die Hälfte der gestorbenen Säuglinge ärztlich behandelt worden. Ganz be¬ 
sonders selten wurde sowohl den Unter- als auch den Übereinjährigen, die 
an Entwickelungskrankheiten gestorben sind, ärztliche Hilfe zuteil. Dasselbe 
trifft auch, freilich nicht in so schlimmer Weise, bei den Verdauungskrank¬ 
heiten zu. Ich erkläre mir diese Tatsachen damit, daß im Volk wohl die 
Meinung verbreitet ist, bei Entwickelungskrankheiten und den Krankheiten 
der Verdauungsorgane sei ärztliche Behandlung nioht nötig, es würde schon 
von selbst gut werden, oder aber, wenn die Gesundung nicht von Natur 
aus einträte, so würde ein ärztlicher Eingriff auch nicht helfen können, so 
daß also die Ausgaben für ärztliche Behandlung unnötig erscheinen. Gewiß 
wird in der Tat jeder ärztliche Rat in manchem dieser Fälle sich als zweck¬ 
los erweisen, da es hier oft gilt, gegen soziale Ursachen anzukämpfen, gegen 
die der Arzt im Einzelfalle nichts anzuordnen vermag. Aber dennoch sollte 
der ärztliche Rat nicht unterbleiben, am wenigsten deshalb, weil man die 
Ausgaben scheut Es sollte dahin gewirkt werden, daß die unbemittelten 
Kreise in jedem ernsten Erkrankungsfall einen Arzt um Hilfe angehen 
können, ganz gleich, ob der Arzt im Einzelfalle Heilung zu bringen vermag; 
nützen wird er sicherlich. Aber freilich sollte für die unbemittelte Be¬ 
völkerung eine besondere finanzielle Belastung in derartigen Fällen nicht 
erwachsen. Auch in dieser Hinsicht würde die Ausdehnung der Familien¬ 
versicherung von hohem Wert sein. — 
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Interessant ist auch die Erscheinung in der badischen Statistik, daß die 
Zahl der ärztlich Behandelten bei der weiblichen Bevölkerung größer ist als 
bei der männlichen. Eine einwandfreie Erklärung für diese Tatsache ist 
meiner Meinung nach nicht zu erbringen. 

Wichtig scheint es mir nun noch zu sein, zu untersuchen, ob in den¬ 
jenigen Gebieten, in denen die ärztliche Hilfe in geringem Maße in Anspruch 
genommen wurde, das Kurpfuschertum sich breiter macht als in anderen 
Bezirken, so daß sich vielleicht die mißlichen Erscheinungen durch eine über¬ 
große Verbreitung der Kurpfuscherei erklären ließen. Aus dem Königreich 
Sachsen 20 ) liegen Angaben vor über die Zahl der Ärzte einerseits und der 
Kurpfuscher andererseits, die in den einzelnen Medizinalbezirken tätig sind. 
Es zeigt sich nun, daß in Leipzig, wo, wie wir gesehen haben, bei allen 
Gestorbenen die Todesursache ärztlich beglaubigt wurde, im Jahre 1908 auf 
451 Ärzte nur 112 Kurpfuscher, also etwa 25 Proz. kommen, in Chemnitz- 
Land aber, das hinsichtlich der Häufigkeit der ärztlichen Beglaubigungen 
die allerungünstigste Ziffer aufwies, entfallen auf 36 Ärzte 46 Kurpfuscher; 
ähnlich, wenn auch nicht so schlimm, nämlich 34:31, ist das Verhältnis 
der Ärztezahl zur Ziffer der Kurpfuscher in Glauchau, welcher Bezirk hin¬ 
sichtlich der Seltenheit der ärztlichen Beglaubigungsfälle, wie oben dargelegt 
wurde, nur noch von Chemnitz-Land überboten wird. 

Gegen das Kurpfuschertum sollten alle gesetzlichen Mittel zur Anwen¬ 
dung gelangen. Mehr jedoch als von einem eigentlichen Gesetz gegen die 
Kurpfuscherei in Gestalt eines Verbotes verspreche ich mir von positiver 
Arbeit, von Aufklärung und Belehrung einerseits, und andererseits von der 
Ausdehnung der sozialen Versicherung, die möglichst allen Bedürftigen 
ärztliche Hilfe beschafft. 

Ehe ich nun die Erörterungen über die wichtigste sozialhygienische 
Einrichtung, die wir in Deutschland besitzen, das soziale Versicherungswesen, 
beende, möchte ich noch darauf hinweisen, welche Zweige der sozialen Für¬ 
sorge ganz besonders noch der Erweiterung bedürfen. Es sind dies die 
Mutterschaftsversicherung und die Arbeitslosenversicherung. 

Da ich mich über die erstere in einer in dieser Zeitschrift erst kürzlich 
erschienenen Arbeit 12 ) schon ausführlich ausgesprochen habe, so erübrigt es 
sich zunächst, hier noch weitere Darlegungen über dieses Thema anzureihen. 
Nur über das Problem der Arbeitslosenversicherung möchte ich noch einige 
Bemerkungen anfügen. 

In welchem Umfange während des Jahres 1908, das unter dem Zeichen 
einer tiefgehenden wirtschaftlichen Krise gestanden hat, die Arbeitslosigkeit 
um sich gegriffen hat, darüber belehren uns die Angaben der Reichs¬ 
statistik x ). In dem genannten Jahre haben die Arbeiterfachverbände, soweit 
sich bei ihnen die Krise in Gestalt von Arbeitslosigkeit fühlbar machte, bei 
einer durchschnittlichen Mitgliederzahl von 1 291 420 die gewaltige Ziffer 
von 72 929 000 Arbeitslosen tagen zu erleiden gehabt; die kaufmännischen 
Verbände zählten bei einer durchschnittlichen Zahl von 91463 zu Unter- 
Stützungen berechtigten Mitgliedern 163 719 Stellenlosentage. Achtung¬ 
gebietend sind nun die Summen, welche die Verbände ihren arbeitslosen 
Mitgliedern auszahlten. Die Arbeitslosenunterstützungen der freien Gewerk¬ 
schaften während des Jahres 1908 belaufen sich auf über 8 000 000 t/#, der 
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Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine auf 288 000 der ChriBtlichen Gewerk¬ 
schaften auf 134 000 

Aber naturgemäß können diese Mittel der Selbsthilfe nicht ausreicben, 
um die außerordentlich große Not zu beseitigen. Es sollte daher aus öffent¬ 
lichen Mitteln Hilfe zur Selbsthilfe treten. Diese Forderung muß man 
auch vom sozialhygienischen Standpunkte aus stellen. 

Denn die Arbeitslosigkeit übt nach mehreren Richtungen hin einen 
schädlichen Einfluß auf die sozialhygienischen Zustände aus. Man hat z. B. 
häufig die Beobachtung gemacht, daß in Zeiten einer weit verbreiteten 
Arbeitslosigkeit die Krankmeldungen bei den Krankenkassen sehr stark zu¬ 
nehmen. Dies hat freilich seine Ursache darin, daß mancher eine Krankheit 
simuliert, um auf diese Weise statt des fehlenden Arbeitslohnes Krankengeld 
zu erhalten. Ganz abgesehen von dem hierin liegenden Vergehen gegen die 
Moral beeinträchtigt der Simulant naturgemäß die Finanzen der Kasse zum 
Schaden der wirklichen Kranken, denen dann nicht mehr der volle Nutzen 
der Krankenversicherung zuteil werden kann. Man muß aber berücksichtigen, 
daß viele sich während der Zeit der Arbeitslosigkeit nur äußerst dürftig er¬ 
nähren können und so die Disposition zu Erkrankungen erwerben. Es sei auch 
hier an eine von Rubner 40 ) festgestellte Tatsache erinnert, daß ein Organismus, 
der während weniger Tage mangelhaft ernährt wurde, Wochen und Monate lang 
braucht, um sich wieder zu dem früheren Zustand zu erholen. Aus all dem 
geht hervor, daß durch die Arbeitslosigkeit — ganz abgesehen davon» daß 
der Arbeiter während dieser Zeit keine volkswirtschaftlichen Werte schafft — 
ein enormes Kapital an Volksgesundheit und Volkskraft verloren geht. Es 
gilt, dieser Gefahr vorzubeugen. Vermag man es nicht, die Arbeitslosigkeit 
zu verhüten, so muß wenigstens dafür gesorgt werden, daß die Folgen der 
Krise tunlichst keine gesundheitlichen Schädigungen zeitigen. Als wirksamstes 
Mittel zu diesem Zweck erscheint aber die staatlich subventionierte Arbeits¬ 
losenversicherung, die zur Ergänzung unserer sozialen Versicherungsgesetze 
einzuführen die Aufgabe der nächsten Jahre sein muß. — 

Zum Schlüsse meiner Darlegungen über die sozialhygienisch wirkenden 
Maßnahmen möchte ich nur noch wenige Angaben über solche Organisationen 
hier anknüpfen, die in Gestalt von gemeinnützigen Vereinen in die Erscheinung 
treten. Das Kaiserliche Statistische Amt 1 ) hat eine Erhebung über die Zahl 
und Ausdehnung der im Deutschen Reiche vorhandenen Frauenorgani¬ 
sationen angestellt. Hierbei wurde eruiert, daß es im Jahre 1908 unter 
den Frauenorganisationen 178 mit 36 639 Mitgliedern gab, die ihrem Haupt¬ 
zwecke nach soziale, und 3707 mit 688 032 Mitgliedern, die ihrem Haupt¬ 
zwecke nach charitative Bestrebungen verfolgen. 

Daß diese sozialen und charitativen Frauenvereine eine äußerst wichtige 
sozialhygienische Arbeit verrichten, ist hinreichend bekannt. Besonders betont 
zu werden verdient aber die Tatsache, daß im Großherzogtum Baden die 
charitativen Frauenvereine verhältnismäßig am zahlreichsten vertreten sind 
und die größte Mitgliederziffer aufweisen; in Baden gibt es 389 charitative 
Frauen vereine mit 76 212 Mitgliedern; der absoluten Zahl nach wird Baden 
nur von Preußen übertroffen. Dieses schöne Ergebnis ist zweifellos auf das 
unermüdliche und vorbildliche Wirken der Großherzogin Luise zurück¬ 
zuführen. Man sieht auch hieran wieder, welche Leistungen auf dem Gebiete 
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der Volksgesundheit eine einzige Persönlichkeit zn vollbringen vermag, wenn 
sie mit eiserner Energie und erfüllt von wahrer Menschenliebe das klar 
erfaßte Ziel zu erreichen strebt; denn es hat sich noch immer erwiesen, daß 
es nur eines starken Vorbildes bedarf, um weite Kreise in den Dienst der 
Volksgesundheit und des Volkswohles zu ziehen. 

Werfen wir nun noch einen Rückblick auf unsere Darlegungen, so 
werden wir in der Hauptsache zweierlei finden. Man wird erkannt haben, 
daß das in den amtlichen Publikationen enthaltene statistische Material sich 
als ein ungemein wertvoller Stoff darstellt, der geeignet ist, die medizinische 
und hygienische Forschungstätigkeit neben der Arbeit am Krankenbett und 
im Laboratorium nutzbringend zu ergänzen. Freilich ist hierfür notwendig, 
daß man die medizinischen und hygienischen Angaben mit den volkswirt¬ 
schaftlichen Tatsachen zu kombinieren versteht, und aus diesen Gegenüber¬ 
stellungen vorsichtig Schlüsse zu ziehen weiß. Natürlich darf man sich mit 
diesen amtlichen Veröffentlichungen, die sich zumeist auf große Beobachtungs¬ 
gebiete erstrecken und daher auf Einzelheiten nicht eingehen können, nicht 
begnügen; zu den behördlichen Publikationen werden daher immer noch 
Untersuchungen privater Forscher treten müssen, zumal diese sehr oft als 
Pioniere den nachfolgenden amtlichen Erhebungen großen Stiles vorangehen. 
Wenn aber auch die von Privaten veranstalteten Enqueten durchaus voll 
gewürdigt werden müssen, so wird man dennoch wünschen, daß besonders 
die Behörden, die über die notwendigen Untersuchungsmittel verfügen, mehr 
noch als bisher sozialhygienische Probleme erforschen mögen. Wir stehen, 
wie wir gesehen haben, erst am Beginn unserer Kenntnis von wichtigen 
Zweigen der sozialen Hygiene; ich erinnere nur an die unbeantworteten 
Fragen bezüglich der Volksernährung und der Militärtauglichkeit. Hier sind 
noch bedeutungsvolle Aufgaben zu lösen, und zwar nur mit Hilfe groß¬ 
zügiger amtlicher Untersuchungen. Allerdings ist dann dringend zu wünschen, 
daß an solchen Erhebungen, bzw. an deren Verarbeitung stets auch Ärzte 
beteiligt sind, wie dies z. B. neuerdings bei der vom Kaiserl. Statistischen 
Amte veröffentlichten Arbeit über die Verhältnisse bei der Ortskrankenkasse 
in Leipzig geschehen ist. 

Wir haben aber noch ein Zweites aus unseren Schilderungen ersehen. 
Man hat beobachten können, daß die sozialhygienischen Zustände und die 
Maßnahmen, die zu ihrer Verbesserung in Angriff genommen wurden, im 
allgemeinen zufrieden stellen und bei einem Vergleich mit dem Auslände durch¬ 
aus günstig dastehen. Aber andererseits gibt es manche Teile auf dem Gebiete 
der sozialen Hygiene, bezüglich deren uns andere europäische Kulturstaaten 
überlegen sind. Die allgemeine Sterblichkeitsziffer sowie die Geburten¬ 
frequenz befinden sich bei uns auf einem so erfreulichen Niveau, daß wir 
in Deutschland alljährlich einen sehr beträchtlichen Bevölkerungszuwachs zu 
verzeichnen haben, woraus man, im Zusammenhang mit manchen anderen 
von uns erörterten Tatsachen, schließen kann, daß wir, im ganzen genommen, 
gesunde Zustände haben, trotzdem man befürchten mußte, daß der immer 
weiter fortschreitende Übergang vom Agrar- zum Industriestand einen 
ungünstigen Einfluß ausüben würde. Freilich haben wir auch gesehen, daß 
die in Industriegebieten besonders in die Erscheinung tretenden Seuchen, 
die Schwindsucht und die Säuglingskrankheiten, bei uns noch, wenn auch 
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allmählich zurückgehend, in weit größerem Umfange sich zeigen, als im 
Ausland und selbst in solchen ausländischen Staaten, in denen die Industrie 
sich stark entfaltet hat Es gilt also darauf hinzuwirken, daß die jetzt noch 
vorhandenen Mißstände mit Hilfe geeigneter Maßnahmen beseitigt werden. 
Das Deutsche Reich besitzt in seinem sozialen Versicherungswesen, wie wir 
gesehen haben, ein sozialhygienisches Mittel, das von unschätzbarem Werte 
ist, und um das wir mit gutem Grunde vom Auslände beneidet werden. 
Jedoch auch unsere Versicherungsgesetzgebung bedarf noch des Ausbaues, 
namentlich hinsichtlich der Mutterschafts- und der Arbeitslosenversicherung. 
Dazu müssen aber vor allem noch Verbesserungen auf dem Gebiete des 
Wohnungswesens und der Volksernährung treten, denn in dieser Hinsicht 
sind in Deutschland noch wesentliche Änderungen nötig, wenn wir hinter 
dem Auslande nicht zurückstehen sollen. Hoffen wir, daß alle diese Wünsche 
erfüllt werden können; dann wird man mit Recht sagen dürfen, daß Deutsch¬ 
land hinsichtlich der sozialhygienischen Zustände in der Welt voran ist. 
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Das Fischsterben im Oberlaufe der Fränkischen Rezat. 

Ein Beitrag zur Hygiene der Flüsse. 

Auf Grund der Akten bearbeitet 
von Dr. Federsolimidt, Königl. Bezirksarzt in Ansbach. 

Mit 2 Abbildungen. 


Die Fränkische Rezat, ein kleiner Privatfluß des Kreises Mittelfranken, 
nimmt ihren Ursprung oberhalb Oberdachstetten, vereinigt sich nach einem 
etwa 60 km langen Lauf bei Georgensgemünd mit der Schwäbischen 
Rezat und bildet mit dieser die Rednitz. Seit Jahrzehnten macht die Ver¬ 
unreinigung des Oberlaufes der Fränkischen Rezat und das häufige Fisch¬ 
sterben in demselben den Behörden viel zu schaffen. Beschwerden über 
Beschwerden gelangten nicht nur an das Bezirksamt Ansbach und den 
Magistrat der Stadt Ansbach, sondern die Anwohner des Flusses wurden 
auch direkt bei der Königl. Regierung von Mittelfranken und schließlich auch 
bei dem Königl. Staatsministerium des Innern in der Sache vorstellig und 
baten um Behebung der herrschenden Mißstände. Bei den Schwierigkeiten 
der zu leistenden Aufgabe ist es aber bis heute zum Leidwesen der Anwohner 
der Rezat noch nicht gelungen, in befriedigender Weise Wandel zu schaffen. 

Sehen wir von der Verunreinigung der Rezat unterhalb Lehrberg, wo 
die Mißstände nicht so hochgradig sind wie unterhalb Ansbach, ab, so sei 
erwähnt, daß seitens der Geschädigten der Kampf gegen die Verunreinigung 
des Flusses oft mit großer Erbitterung geführt wurde. Chemiker, Techniker, 
Amtsärzte wurden mit Gutachten fast bis zum Überdruß beschäftigt und die 
Arbeitsstunden, welche dieser Gegenstand in Anspruch nahm, dürften sich 
nach Tausenden belaufen. 

Und der Effekt? Parturiunt montes, nascetur ridiculus mus! 

Wollte aber jemand geneigt sein, den Behörden den Vorwurf zu machen, 
daß sie nicht schon längst ihre Forderungen zur Behebung der bestehenden 
Mißstände durchgesetzt, so sei ihm erwidert, daß die Behörden ein Vorwurf 
deshalb nicht treffen kann, weil die Technik der Abwässerreinigung bislang 
versagte und der Stadt nicht zugemutet werden konnte und wollte, für einen 
etwaigen Fehlgriff ein teueres Lehrgeld zu zahlen. 

Erst in den letzten Jahren wurde die Frage der Abwässerreinigung 
soweit geklärt, daß es nunmehr wohl angängig sein dürfte, der Stadt zur 
Reinigung ihrer Abwässer Auflagen zu machen, zumal in jüngster Zeit auch 
Nördlingen, eine Stadt, welche ebenfalls nur einen kleinen Vorfluter besitzt» 
an die Erbauung einer Abwässerkläranlage herangetreten ist. 

Was nun das Fischsterben im Oberlaufe der Rezat anlangt, so wurde 
dasselbe beobachtet unterhalb Lehrberg bis auf eine Strecke von etwa 4 km 
abwärts und unterhalb Ansbach bis auf eine Strecke von etwa 15 km. 
In dem zwischen diesen beiden Strecken befindlichen Teile des Flusses 
traten Mißstände nie zutage und wurde namentlich ein Fischsterben nie 
beobachtet. 
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Als Ursache des FischsterbeDs beschuldigte die Bevölkerung von jeher 
die Abwässer der Leimfabrik bei Lehrberg und die Abwässer der Stadt Ansbach. 


Betrachten wir nun das Fischsterben in chronologischer Reihenfolge, 
so ergibt sich folgendes: Am 18. Mai 1884 wurde ein großes Fischsterben 
beobachtet von Lehrberg abwärts bis zur Schmalenbacher- und Wasserzeller 
Mühle. Am Rechen der Schmalenbacher Mühle stauten sich die verendeten 
Fische so massenhaft, daß der Müller genötigt war, die Schleuse zu ziehen, 
um die Fischkadaver mit dem Wasser durchziehen zu lassen. Das Absterben 
betraf Weißfische, Aale, auch tote Krebse wurden gefunden. 

Ein Mann, namens Johann Sack, ließ sich tote Fische zubereiten, war 
aber nicht imstande, dieselben zu genießen. 

Ebenfalls am 18. Mai 1884 fand ein Fischsterben statt unterhalb Ansbach 
bis Alberndorf und Rutzendorf. Es wurden hauptsächlich Rotaugen und Weißfische 
gefunden. „Ein großer Teil der Fische war gänzlich abgestorben. Da nämlich 
das Absterben zur Nachtzeit geschah, konnten keine Belebungsversuche gemacht 
werden.“ (Entschuldigung eines Bürgermeisters dem Bezirksamte gegenüber, 
welches angeordnet habe, bei einem etwaigen Fischsterben sollten die betäubten 
Fische in frisches Wasser gebracht werden.) 

„Am 5. Oktober 1884 kamen tote Fische von Alberndorf nach Rutzendorf 
herabgetrieben.“ 

„Am 6. Oktober 1884 trieb von der Rutzendorf er Mühle bis Lichtenau eine 
Masse Fische (Weißfische, Hechte, Karpfen), welche bewußtlos auf dem Wasser 
schwammen.“ 

Ein Teil der aufgöfangenen Fische wurde wieder zum Leben gebracht, indem 
man 9ie in frisches Wasser legte. Da unterhalb Lichtenau tote Fische in der 
Rezat nicht gefunden wurden, nahm man an, daß die betäubten Fische, in reineres 
Wasser gelangt, sich wieder erholten. 

Die Bewohner beschuldigten als Ursache die Abwässer der Gasfabrik in 
Ansbach. 

Am 8. November 1885 wurden etwa l 1 /* Zentner tote und „halbtote“ Fische, 
meist Weißfische, am Rechen der Liehtenauer Mühle herausgeholt. Einige der 
Fische kamen, in reines Wasser gebracht, wieder zum Leben. 

„Das Wasser hatte eine eigentümliche, ganz schwarzgrüne Färbung.“ 

Am 6. Juni 1896 wurde eine große Menge teils toter, teils betäubter Weiß¬ 
fische am Rechen der Mühle zu Lichtenau angeschwemmt. 

Am 80. September 1898 schwammen oberhalb Lichtenau massenhaft, teils 
abgestorbene, teils betäubte Fische auf dem Wasser der Rezat daher. „Das Wasser 
zeigte eine eigentümlich bläulichgrüne Färbung. Ein Teil der Fische erholte sich 
wieder, in frisches Wasser gebracht.“ 

Am 17. Mai gelangte ein Telegramm der Gendarmerie Lichtenau an das 
Königl. Bezirksamt: „Das Wasser der Rezat hat ein trübes, schmieriges Aussehen, 
verbreitet einen unausstehlichen Geruch und die Fische siud massenhaft abge¬ 
storben.“ Ein Teil der Fische war nur betäubt. 

„Die betäubten Fische streckten die Köpfe aus dem Wasser hervor.“ 

Da die massenhaft abgestorbenen Fische die Luft verpesteten, beauftragte 
das Königl. Bezirksamt die Gemeinden, für Beseitigung der toten Fische Sorge zu 
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tragen. Nach dem Berichte eines Bürgermeisters sträubten sich die Leute, die 
schwierige und ekelerregende Arbeit zu leisten.“ 

Am 28. und 29. Mai 1903 wurde ein Absterben der Fische von Alberndorf 
bis Butzendorf beobachtet bei niedrigem Wasserstande. 



Am 1. Juni 1903 vormittags starben die Fische unterhalb Lehrberg bis zur 
Bchmalenbacher Mühle. 

Am 4. Juli 1903 wurde berichtet, daß in der Hezat unterhalb Lichtenau in 
den Gemeindebezirken Malmersdorf und Immelsdorf unzählige (etwa 50 Zentner) 
Fische abgestorben seien, große Hechte, Karpfen, Aale usw. „Das Wasser hatte 
schon längere Zeit einen unausstehlichen Geruch verbreitet.“ 

„Am 13. Juni 1907 wurde von Butzendorf bis Lichtenau eine große Anzahl 
abgestorbener Fische vorgefunden. 41 
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„Dem Fischsterben ging ein großes Gewitter mit Regen voraus, wodurch der 
Schlamm aufgewühlt wurde. - 

Am 6. August 1907 wurden hei der Wasserzeller Mühle „mindestens 1000“ 
Fische verschiedener Art in der Rezat verendet aufgefunden. 

Am 20. Mai 1908 vormittags wurde am „Schutze“ der Schmalenbacher Mühle 
eine große Menge (25 bis 30 Zentner) Fische, hauptsächlich Weißfische, verendet 
vorgefunden bei reichlichem Wasser. 

Am 27. Mai 1909 fand zwischen Schmalenbach und Wasserzell ein großes 
Fischsterben statt. 

Am 28. Mai 1909 wurden am Rechen der Immelsdorfer Mühle 1 bis l l / g Zentner 
und am Rechen der Bchlauersbacher Mühle etwa 6 Zentner tote Fische geborgen 
und eingegraben. „Darunter Hechte bis zu 5 und Karpfen bis zu 7 Pfund.“ 

Am 4. Juni 1909 wurde ein Fischsterben bei der Schmalenbacher Mühle 
beobachtet. 

Es wurde also seit 1884 Fischsterben im Oberlaufe der Rezat beobachtet 
und zwar 6 mal unterhalb Lehrberg und 10 mal unterhalb Ansbach. Da das 
Fischsterben jedesmal nur eine Strecke weit abwärts reichte, betrachtete die 
Bevölkerung, wie schon oben erwähnt, von jeher die Abwässer der Leimfabrik 
bei Lehrberg und die Abwässer der Stadt Ansbach als Ursache derselben. 

Erörtern wir nun zunächst das Fischsterben unterhalb Lehrberg und 
die Ursache desselben, so ergibt sich folgendes: 

Gelegentlich des Fischsterbens vom 18. Mai 1884 und vom 20. Mai 1908 
äußerten sich die Fischereirechtbesitzer dahin, daß das Wasser der Rezat 
unterhalb des Einlaufes der Abwässer der Leimfabrik einen widrigen Geruch 
zeigte und daß die Oberfläche ein öliges Aussehen aufwies. 

Der Mühlenbesitzer Schwarzbeck von der Schmalenbacher Mühle gab 
anläßlich des Fischsterbens vom 27. Mai 1908 an, daß das Rezatwasser an 
jenen Tagen einen üblen Geruch und weißliche milchige Trübung aufwies 
und daß die Oberfläche des Wassers eine ölhaltige fettige Schicht gezeigt habe. 

Was die wissenschaftlichen Gutachten anlangt, so gehen diese weit 
auseinander. 

Eine an der Königl. Untersuchungsanstalt für Nahrungs- und Genußmittel 
zu Erlangen von Dr. von Raumer am 11. Juni 1895 vorgenommene Unter¬ 
suchung von Rezatwasser, unterhalb der Einmündung der Abwässer der Leimfabrik 
Lehrberg entnommen, ergab in 100 Liter Wasser 144,1 g Gesamtrückstand, 98,0 g 
Glührückstand, 45,9 g Glühverlust, sehr viel Ammoniak und 1,37 g Schwefel¬ 
wasserstoff, also eine ganz bedeutende Verunreinigung des Flusses. 

Ein Gutachten (von Raumer) vom 26. September 1903 dagegen äußert sich 
dahin, daß auf Grund des Untersuchungsbefundes von einer Verunreinigung der 
Rezat durch die Abwässer der Lehrberger Leimfabrik keine Rede sein könne. 

Ebenso ergab eine Untersuchung am 24. Oktober 1904 und am 4. August 1905 
ein negatives Resultat. 

Dagegen ergab eine nach dem Fischsterben vom 4. Juni 1909 vorgenommene 
Wasseruntersuchung, daß das 2 km unterhalb des Einlaufes der Fabrikabwässer 
entnommene Wasser gelb-trüb war, einen kloakenähnlichen Geruch zeigte, Schwefel¬ 
wasserstoffgehalt aufwies und daß der Rückstand des Wassers beim Verbrennen 
nach verbranntem Horn oder Leim roch. 

Durch diese Untersuchungen ist also dargetan, daß das Rezatwasser 
unterhalb der Leimfabrik bei Lehrberg, wenn nicht immer, so doch zeitweise 
durch Fabrikabwässer in hohem Grade verunreinigt war. 

Um über die Art der Abwässer klar zu werden, besichtigte Bericht¬ 
erstatter die Leimfabrik am 27. Juli 1909 und stellte folgendes fest: 
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1. Die Fabrik verbraucht täglich etwa 20 kg Kalkhydrat als Zusatz zum 
Wasser, mit welchem die Kessel der Dampfmaschinen gespeist werden. Dieser 
Zusatz dient zum Weichmachen des Wassers und zur Verhütung des Ansatzes 
von^Kesselstein. 



Das Abwasser der Kessel enthält demnach große Mengen Kalkschlamm. 
Der Kalkschlamm wird in ein Bassin I (s. Skizze) geleitet, an welches zwei 
weitere Bassins, welche als Klärgruben dienen sollen, angeschlossen sind. 
Jedes dieser Bassins war bei der Besichtigung mit Kalkschlamm bis zum 
Überlaufen gefüllt. 

Über dem Kalkschlamm des Bassins I findet sich eine drei Querfinger dicke 
Schicht von Schmieröl, herrührend vom Auspuff der Maschinen. 

Vierteljahraachriit für Gesundheitspflege, 1100. qi 
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2. Die Knochen, welche zu Leim verarbeitet werden sollen, werden in 
Holzbottiche geschüttet und mit Wasser fibergossen, welches 1 Proz. schweflige 
Säure enthält. Nach 12 Stunden wird das Wasser abgelassen und in ein 
Bassin (Bassin IV der beiliegenden Skizze) geleitet. Dieses sog. Mazerations¬ 
wasser ist mit organischen Bestandteilen, herrührend von den Überresten 
von Weich teilen, welche sich an den Knochen befanden, gesättigt und zeigt 
einen penetranten, äußerst üblen Geruch nach Schwefelwasserstoff. Seine 
Farbe ist schwarz, herrührend von Schwefeleisen. 

Dem Mazerationswasser wird nach Angabe des Fabrikleiters öfters 
Kalkmilch zugesetzt, um die schweflige Säure zu neutralisieren. — Der Über¬ 
lauf der Bassins I, II, III, IV gelangt in das Bassin V und von da in den 
Fabrikgraben. 

3. Zum Zwecke der Entfettung der Knochen wird Benzin in Benzin¬ 
dampf verwandelt und so mit den Knochen in Berührung gebracht. 

Um nun das Benzin wieder zu gewinnen, wird der mit Wasserdampf 
und animalischen Bestandteilen, namentlich mit Fett gesättigte Benzindampf 
in einem Kühlschiffe gekühlt. 

Das sodann von dem Benzindampf abgesonderte Wasser enthält Spuren 
von Benzin und geringe Mengen animalischer Bestandteile, wird in das 
Bassin IV geleitet (s. Skizze), in welchem auch das Mazerationswasser sich 
befindet. 

4. In einem Vakuumapparate wird die Leimbrühe eingedampft bzw. 
durch Kochen eingedickt. Es ist möglich, daß mit dem Kondenswasser 
geringe Mengen Leim nach außen gelangen, doch sind Schutzvorrichtungen 
vorhanden, um ein Entweichen von Leim teilen, welches ja für die Fabrik 
einen ökonomischen Schaden bedeuten würde, zu verhüten. 

Die unter 3. und 4. beschriebenen Abwässer, welche die Behörden in 
den Jahren 1902 und 1903 wiederholt beschäftigten, kommen ihrer geringen 
Mengen wegen in sanitärer Hinsicht nicht in Betracht und verdienen keine 
besondere Berücksichtigung. 

Große Bedeutung in hygienischer Hinsicht haben dagegen die unter 
1. und 2. geschilderten Abwässer, nämlich der Kalkschlamm und das mit 
schwefliger Säure versetzte Mazerationswasser, welches große Mengen orga¬ 
nische fäulnisfähige Substanzen enthält. Diese Abwässer werden Tag für 
Tag, jahraus jahrein der Rezat zugeführt, welche wegen ihres trägen Laufes 
und ihrer geringen Wassermasse (etwa 130 Sekundenliter bei Niederwasser¬ 
stand) nur ein sehr eng begrenztes Selbstreinigungsvermögen besitzt. 

Das Mazerationswasser findet, wie oben erwähnt, zunächst Aufnahme 
in dem Bassin IV. Von hier aus wird es durch Tonröhren in das Bassin V 
geleitet, wo es sich mit dem aus den Bassins I, II, III herrührenden Kalk¬ 
schlamm vermischt. Die Bassins I bis V werden seitens der Fabrikleitung 
als Klärbassins bezeichnet. Dieselben verdienen aber diesen Namen nicht, 
da sie ihren Inhalt unverändert weiter geben. 

Das Gemisch von Mazerationswasser und Kalkmilch gelangt in einen 
durch Wiesen führenden offenen Graben, welcher etwa 1000 m unterhalb 
der Fabrik in einen natürlichen Wasserlauf, den Altbach der ßezat mündet. 
Das Wasser des Grabens verbreitet von seinem Beginne unterhalb der Fabrik 
bis zur Einmündung in den Altbach einen äußerst penetranten üblen Geruch 
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nach Schwefelwasserstoff; fast überall steigen aus dem Graben Gasblasen an 
die Oberfläche des äußerst träge fließenden Wassers und zeigen an, daß eine 
Menge Fäulnisgase im Wasser vorhanden sind. Vom Beginne des Grabens 
bis etwa 40 m abwärts ist das Wasser schmutzigweiß vpn der reichlichen 
Beimengung von Kalkschlamm. Weiter unten wird das Wasser klar, da 
sich der schwere Kalkschlamm zu Boden senkt. Während der unter dem 
Wasser sichtbare Schlamm zunächst noch grauweiß erscheint, wird er weiter 
abwärts im Fabrikgraben schwarz. Offenbar rührt diese Schwarzfärbung 
her von Schwefeleisen, welches sich bei der Fäulnis des an organischen 
Substanzen reichen leimhaltigen Mazerationswassers gebildet hat. 

Ein in das Wasser des Fabrikgrabens getauchtes blaues Lackmuspapier 
wird sofort intensiv rot gefärbt. Die auf diese Weise nachgewiesene saure 
Reaktion des Wassers rührt unzweifelhaft her von der schwefligen Säure, 
welche, wie oben erwähnt, das Mazerationswasser enthält. Bassin IV wurde 
eben nicht genügend mit Kalkmilch beschickt, daß eine genügende Neu¬ 
tralisation der Säure hätte zustande kommen können. Auf der Sohle des 
Grabens lagert eine bis zu 40 cm dicke schwarze stinkende Schlammschicht, 
aus welcher, wie schon oben erwähnt, fortwährend Blasen von Fäulnisgasen 
aufsteigen. Nach alledem ist ein etwa 1 km langer offener Wasserlauf 
unterhalb der Fabrik mit Kalkschlamm, Säure, faulenden organischen 
Substanzen in höchstem Grade verunreinigt und verpestet die Luft in weitem 
Umkreis mit Schwefelwasserstoffgas. Zugleich werden aus diesem Graben 
fortwährend große Mengen fauligen, mit schwefliger Säure und Kalkschlamm 
versetzten Wassers der Rezat zugeführt und wird dadurch dieser wenig 
leistungsfähige Vorfluter in hohem Grade verunreinigt. 

Die Abwässer der Fabrik Lehrberg bestehen nach den obigen Ausfüh¬ 
rungen aus einem Gemenge anorganischer und organischer Substanzen. Zu 
den ersteren ist zu rechnen der Kalkschlamm und die schweflige Säure, zu 
den letzteren das bei der Fäulnis große Mengen Schwefelwasserstoff ent¬ 
wickelnde Mazerationswasser. 

Die schweflige Säure gehört, wie in dem von Freiherrn von Malsen 
und Professor Hofer herausgegebenen Kommentar zum Fischereigesetz be¬ 
merkt ist, zu den gefährlichsten Fischgiften, sie vermag schon bei einer Ver¬ 
dünnung von 1:1 000000 Fische abzutöten. (Wenn diese Angabe richtig ist, 
so wäre die schweflige Säure von fabelhafter Giftigkeit, wie sie uns nur von 
Toxinen bekannt ist. 8 /ioooo mg einer Tetanustoxinlösung töten eine Maus.) 

Von großer Bedeutung sind die organischen Substanzen des leimhaltigen 
Mazerationswassers, welche in Fäulnis geratend dem Wasser Sauerstoff ent¬ 
ziehen und so zur Sauerstoffverarmung des Fluß wassere beitragen. 

Von der größten Bedeutung ist aber unzweifelhaft der im Fabrikgraben 
sich entwickelnde Schwefelwasserstoff. Von der Menge desselben kann man 
sich einen Begriff machen, wenn man weiß, daß im Sommer die Bewohner 
des Bahnhofgebäudes zu Lehrberg, welches etwa 50 m und die Bewohner des 
Schulgebäudes, welches etwa 200 m von dem Fabrikgraben entfernt liegt, 
zeitweise die Fenster schließen müssen, um sich gegen die üblen Aus¬ 
dünstungen zu schützen. 

Aus dieser Mitteilung kann man schließen, daß zur Sommerzeit, wenn 
die Fäulnisbakterien unter den Einfluß der Sonnenwärme eine lebhafte 

31 * 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



484 


Dr. Federschmidt, 


Tätigkeit entfalten, und die eiweißhaltigen Substanzen des Mazerationswassers 
in Fäulnis geraten, ganz gewaltige Mengen Schwefelwasserstoff in die Rezat 
gelangen. Schwefelwasserstoff wirkt einesteils dadurch schädlich, daß es 
dem Wasser Sauerstoff entzieht, indem sich dieser mit dem Wasserstoff ver¬ 
bindet und Schwefel ausgeschieden wird, anderseits ist aber Schwefelwasser¬ 
stoff ein direktes Fischgift, und Weigelt hat nachgewiesen, daß bereits 
1 mg Schwefelwasserstoff in 1 Liter Wasser innerhalb 5 Minuten bei 
Forellen Rückenlage bewirkt 

Das Fiscksterben wird hauptsächlich dann eintreten, wenn Niederschläge, 
namentlich Gewitterregen, eintreten und hierbei plötzlich große Mengen 
Schwefelwasserstoff aus dem Fabrikgraben in den Fluß gelangen. 

Den sämtlichen, unterhalb Lehrberg beobachteten Fischsterben ging ein 
Regen voraus. Der Einfluß meteorologischer Ereignisse auf das Fischsterben 
wird uns später noch ausführlicher beschäftigen. 

Wenn Dr. von Raumer in seinem Gutachten vom 4. Juni 1909 sich 
dahin äußert, daß das Wasser unterhalb des Einflusses der Fabrikabwässer 
einen kloakenähnlichen Geruch zeigte, so könnte das zu dem Glauben ver¬ 
leiten, als sei das Wasser durch Fäkalien verunreinigt gewesen. Hierbei ist 
aber zu bedenken, daß bei der Fäulnis eiweißhaltige Substanzen durch 
Bakterientätigkeit aus dem aromatischen Kern des Eiweißmoleküls Indol und 
Skatol sich abspalten, welche einen charakteristischen Fäkalgeruch verbreiten. 

Freilich werden auch die 1000 Einwohner Lehrbergs zur Verunreinigung 
der Rezat beitragen; da es sich aber ausschließlich um ländliche Betriebe 
handelt, bei welchen die menschlichen und tierischen Abfallstoffe zur Düngung 
der Felder und Wiesen sorgfältig gesammelt werden, der übrige Teil aber 
größtenteils im Boden versickert, so dürfte die durch Lehrberg verursachte 
Verunreinigung der Rezat nur eine unbedeutende sein. 

Dem Besitzer der Leimfabrik wurde zur Beseitigung der Mißstände die 
Auflage gemacht: 1. den Fabrikgraben gründlich reinigen zu lassen; 2. sämt¬ 
liche Kalkschlammbassins stets so rechtzeitig zu entleeren, daß kein Kalk¬ 
schlamm in den Fabrikgraben gelangen könne; 3. das mit schwefliger Säure 
versetzte Mazeration8wasser durch Zusatz von Kalkmilch zu neutralisieren 
und auch hier dafür Sorge zu tragen, daß kein Kalkschlamm aus dem Bassin 
in den Fabrikgraben gelange. Dem Aufträge wurde entsprochen und es ist 
nun die häufige Entleerung und Reinigung der Kalkschlammbassins und des 
Fabrikgrabens gehörig zu überwachen. Sollten später trotzdem Mißstände 
wieder zutage treten, so müßte der Fabrik die Auflage gemacht werden, 
eine biologische Kläranlage zur Reinigung bzw. Oxydation des fäulnisfähigen 
Mazerationswassers einzurichten. 

Was nun die Verunreinigung der Rezat in Ansbach und unterhalb der 
Stadt anlangt, so reichen die darüber laut gewordenen Klagen weit zurück. 

ln einer Entschließung der Königl. Regierung des Rezatkreises, Kammer 
des Innern vom 28. September 1831, wird das KönigL Landgerichtsphysikat 
Ansbach beauftragt, „ unverzüglich einen Zusammentritt des Gremiums der 
Ansbacher Ärzte zu veranlassen und zu erwägen, inwiefern bei möglicher 
Annäherung der orientalischen Choleraepidemie die Gefahr für die Bewohner 
hiesiger Stadt erhöht werde und daher eine Abhilfe — soweit sie noch be¬ 
wirkt werden kann — besonders dringend sei“. 
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Die Antwort lautete, „daß allerdings zu befürchten sei, daß durch die Aus¬ 
dunstungen der Rezat die Gefahr für die hiesigen Einwohner beim Ann&hern der 
Cholera erhöht werde, indem die Behauptung mehrerer Ärzte, daß diese Krankheit 
ein durch Sumpfluft erzeugtes bösartiges Wechselfieber sei, immer mehr Anhänger 
findet, und daß daher da, wo die Luft auf solche Weise verunreinigt ist, mehr zu 
befürchten sein muß, als da, wo dies nicht der Fall ist; was auch bisherige Beob¬ 
achtungen bestätigt haben“. 

Es wird eine Reinigung und Reinhaltung des Flußbettes seitens des 
Gremiums der Ansbacher Ärzte gefordert und am Schlüsse des Gutachtens 
äußert sich der damalige Landgerichtsphysikus folgendermaßen: 

„Unterzeichneter hegte immer die Hoffnung, daß noch vor dem Ausbruch 
des drohenden Übels die Rezat eine Eisdecke erhalten und daß diese Eisdecke die 
Ausdunstungen der Rezat verhindern werde, welche Hoffnung aber auch unerfüllt 
bleiben kann.“ 

Da die Verhältnisse sich nicht besserten, so wurden seitens der KönigL 
Regierung durch Entschluß vom 18. Dezember 1864 die Korrektion des Rezat- 
bettes und die Pflasterung des durch die Stadt zur Rezat fließenden Onolz- 
boches und Dombaches im Bereiche der Stadt in Anregung gebracht. 

Die Pflasterung scheint in den folgenden Jahren durchgeführt 
worden zu sein. Ende der 80er Jahre des vorigen Jahrhunderts wurde das 
Vorgefundene sehr defekte Pflaster durch eine Zementierung ersetzt; die an 
die Zementierung zu beiden Seiten angrenzenden Teile der Bachsohle wurden 
ebenfalls zementiert. Im Jahre 1894 kam sodann die Korrektion des Rezat- 
bettes im Stadtgebiete zustande und zugleich wurde das korrigierte Rezat- 
bett mit einer Pflasterung versehen. 

Durch all diese sanitären Maßnahmen, welche große pekuniäre Opfer 
erheischten, und durch die im Jahre 1899 in Betrieb genommene zentrale 
Wasserversorgung wurde erreicht, daß nunmehr die Abwässer nicht mehr im 
Stadtgebiete stagnierten und zum Teil versickerten, daß vielmehr die ganze 
Menge derselben in das Bett der Rezat gelangte. 

Damit rückte aber die Rezatverunreinigung in ein zweites Stadium, 
indem nunmehr zwar die Stadt selbst und der im Stadtgebiete fließende Teil 
des Rezatflusses mehr oder weniger als saniert erschienen, die Unzuträglich¬ 
keiten der Flußverunreinigung sich aber nun unterhalb der Stadt bis auf 
eine Strecke von etwa 15 km weit abwärts geltend machten. Der Fluß war 
eben jetzt noch viel mehr, als es vor den oben aufgeführten sanitären Maß¬ 
nahmen der Fall war, zum Rezipienten der Abwässer Ansbachs geworden. 
Während früher die Einwohner Ansbachs selbst über die üblen Ausdunstungen 
der Rezat im Weichbilde der Stadt Klage führten, kamen jetzt Klagen über 
Klagen und Beschwerden über Beschwerden seitens der Unterlieger über 
Fischsterben im Flusse und über seine, die ganze Gegend verpestenden üblen 
Gerüche. Diese Klagen und Beschwerden werden aber nie verstummen, 
werden immer wieder laut werden, wenn nicht durch Erbauung einer zentralen 
Abwässerkläranlage Abhilfe geschafft wird. 

Schon auf Grund rechnerischer Überlegung wird man zu der Über¬ 
zeugung gelangen, daß im Flußbette unterhalb Ansbach Mißst&nde vorhanden 
sein müssen. Der sogenannten Selbstreinigung der Flüsse sind viel engere 
Grenzen gezogen, als häufig angenommen wird. Wenn im Laufe der wegen 
Verunreinigung der Rezat gepflogenen Unterhandlungen, welche häufig nicht 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



486 


Dr. Federschmidt, 


sine ira ac studio geführt wurden, der Vertreter einer Interessentengruppe 
die Meinung äußert, daß Pettenkofer doch die Selbstreinigung der Flüsse 
nachgewiesen habe, so entgegnet ihm ein anderer Experte mit Recht, daß 
die Selbstreinigung der Flüsse doch nicht ins Ungemessene gehe. 

Was zunächst die Art der Abwässer Ansbachs anlangt, so setzen sich 
diese lediglich zusammen aus den Uausabwässern und den Abwässern der 
Fabriken, da ja die Fäkalien entweder in zementierten Gruben gesammelt 
und abgefahren werden oder in Klärgruben Aufnahme finden. Gelangen 
ja einmal Fäkalien in den Fluß, so geschieht dies nur per nefas und ist ihre 
Menge auf alle Fälle eine sehr geringfügige. Die Menge der Abwässer der 
Stadt beträgt, wenn wir von den Abwässern der Oechslerschen Knochen¬ 
warenfabrik, der Smyrnateppichfabrik, des Schlachthofes, welche weiter unten 
in den Fluß gelangen, absehen, 20 Liter in der Sekunde. Die Menge des 
Flußwassers beträgt bei Niederwasserstand unterhalb des Einflusses des 
Onolzbaches 150 Liter in der Sekunde. Diese Zahlen wurden auf Grund 
von Messungen des städtischen Bauamtes im Königl. hydrotechnischen Bureau 
1905 berechnet. Die Menge der Abwässer verhält sich also zur Wasser¬ 
menge des Vorfluters bei Niederstand des Wasses wie 20:150 oder wie 
1:7,5. Da aber während des Tages die Menge der Abwässer zeitweise eine 
viel größere ist als die berechnete Durchschnittsmenge, so wird bei Nieder¬ 
wasserstand bei Tage das Verhältnis der Abwässermenge zur Fluß wasser¬ 
menge zeitweise ein noch viel ungünstigeres sein. Daß bei einem solch 
ungünstigen Verhältnis von einer Selbstreinigung des Flusses keine Rede 
sein kann, leuchtet von selbst ein. 

Was das Gefälle der Rezat anlangt, so ergibt sich nach einer in den 
Akten befindlichen Berechnung folgendes: 

Die Schloßbrücke in Ansbach liegt 398,9 m über dem Meere, die Amts¬ 
grenze des Bezirksamtes Ansbach hinter Elpersdorf bei Windsbach 373,0 m 
über dem Meere. Die Stromlänge zwischen diesen beiden Punkten beträgt 
29,6 km. Die Höhendifferenz des Anfanges und des Endes dieser Strecke 
beträgt demnach 25,9 m. Zur Zurücklegung dieser Strecke braucht die 
Rezat bei Niederwasserstand 22 Stunden, bei Mittelwasser 21 Stunden, bei 
Hochwasser 187a Stunden, bei größerem Hochwasser (2,30 m Pegelstand) 
11 l /2 Stunden. Auf Grund dieser Zahlen berechnet sich die Geschwindigkeit 
des Flusses bei Niederwasser zu 0,36 m in der Sekunde. Nach einer Be¬ 
rechnung des städtischen Bauamtes beträgt die Geschwindigkeit bei Nieder¬ 
wasserstand 0,45 m in der Sekunde. Die Differenz beider Resultate rührt 
davon her, daß die Messungen des städtischen Bauamtes im gepflasterten 
Flußbette bei Ansbach vorgenommen wurden, in welchem der Lauf des 
Wassers infolge des geringeren Niederstandes ein rascherer ist, als in dem 
nicht gepflasterten, verschlammten Teile des Flusses. 

Pettenkofer stellte den Grundsatz auf, daß gewöhnliches Sielwasser 
mit menschlichen Auswürfen keinen Fluß auf eine längere Strecke verun¬ 
reinigenkann, welcher bei Niederwasserstand mindestens die 15 fache Wasser¬ 
menge von der des Sieles führt und keine geringere Geschwindigkeit besitzt 
als 0,6 m in der Sekunde. Dabei darf aber die Geschwindigkeit des Wassers 
in den Sielen ebenfalls nicht weniger als 0,6 m in der Sekunde betragen. 
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Die Geschwindigkeit der Rezat beträgt aber in dem nicht gepflasterten 
Teile des Flusses nur 0,36 m in der Sekunde. Bei einem so träge fließenden 
Flusse kommt aber eine Selbstreinigung nur dann zustande, wenn sich die 
Menge der Abwässer zur Wassermenge des Vorfluters verhält wie 1:25. 

Zu einem sehr ungünstigen Urteil über das Verhältnis der Abwässer¬ 
menge zur W&B8ermenge der Rezat gelangt ein obertechnisches Gutachten 
vom 8. Dezember 1903 auf Grund der sog. Baumeisterschen Formel 
Dieses Gutachten lautet im Auszuge: 


„Um den Grad einer Fluß Verunreinigung bemessen und um zwischen ver¬ 
schiedenen Orten Vergleiche anstellen zu können, hat Prof. R. Baumeister für 

Q • v 

die Berechnung eines sog. Verunreinigungskoeffizienten eine Formel = - , —r 

E (1 *r °) 

aufgestellt und die Größe dieses Koeffizienten für eine Reihe von Städten bestimmt. 
Da nun für drei dieser Städte, namentlich Cassel, Paris und Breslau, deren Verun- 
reinigungskoeffizient 3,20, 1,90, 1,80 betrug, behufs Abstellung anftretender Miß- 
Stände die Reinigung des Kanalwassers vor seinem Eintritt in den Fluß ange¬ 
ordnet werden mußte, so schließt daraus R. Baumeister, daß ungefähr 5 die 
niedrigste Grenze sein dürfte, die von dem Koeffizienten erreicht werden muß, 
wenn Kanalwasser ohne vorherige Reinigung in einen Fluß eingeleitet werden soll.“ 
„Nach den Angaben des magistratischen Berichtes vom 10. November 1903 
stellt sich die Rechnung für die Rezat bei Ansbach wie folgt: 

q = Wassermenge in der Sekunde bei Niederwasserstand der Rezat= 0,188 cbm, 
Q = desgl. in 1 Tag (24 Stunden) = 86400 X 0,188 = 16248,2 cbm, 
v = 0,495 m mittlere Geschwindigkeit des Rezatflusses in der Sekunde, 

E = Einwohnerzahl = 18000, 

C = 0 . C •=■ konstante Größe, die gleich Null zu setzen ist, wenn mansch* 
liehe Absonderungen nicht in den Fluß eingeleitet werden. Abwässer 
aus Kläranlagen der Aborte (Klärgruben) werden hier nicht gerechnet 
Setzt man diese Zahlen in die oben genannte Formel ein, so ergibt sich die Größe 

, _ , _ . «. 16 243,2 X 0,495 8040,38 

des Verunreinigungskoeffizienten mit: — - —— 7—: —7- = - ? — = 0,45. 

6 6 18000 (1 + 0) 18000 * 

Da der Koeffizient unter 5 nicht herabgehen soll, so geht aus der Berechnung 
hervor, daß das zulässige Maß der Flußverunreinigung um das 11 fache über¬ 
schritten ist und daß die Rezat nur die Abwässer einer Ansiedelung aufnehmen 
könnte, die den 11. Teil der gegenwärtigen Bevölkerung, also etwa 1600 Ein¬ 
wohner zählt“ 


Eine gute Vorstellung von der hochgradigen Verunreinigung der Rezat 
durch die Hausabwässer der Stadt gewinnt man durch die nachstehenden 
Ausführungen eines obertechnischen Gutachtens vom 17. April 1906: 


„In der Stadt werden 4447 Haushaltungen gezählt, es dürften also etwa 
4000 Küchenausgüsse und etwa 1000 Abläufe aus Waschküchen in Benutzung 
stehen.“ 

„Würden die sämtlichen Küchenausgüsse und Waschküchenausläufe so die 
Rezat entlang aneinander gereiht, daß alle 2 m ein Ausguß oder ein Ablauf 
träfe, so würde diese Reihe von Ansbach bis Lichtenau reichen, d. h. etwa 10 km 
lang sein.“ 

„Nach Weigelt (Dr. Häfke, Städt. Abwässer 1901, 8. 32) ist pro Kopf und 
Tag ein Quantum von 30 Liter gemischten Küchen- und Hausabwassers zu rechnen, 
somit für 18479 Einwohner ein tägliches Quantum von 55437,0 Litern oder eine 
sekundliche Wassermenge von 6,4 Liter, somit l / g sämtlicher Abwässer, deren 
Menge im Gutachten des hydrotechnischen Bureausauf 20 Sekundenliter geschätzt ist.“ 

Ein Drittel der Abwässermenge besteht also aus Hausabwässern. Aber 
gerade die Hausabwässer enthalten große Mengen organischer stickstoff¬ 
haltiger Substanzen, welche leicht in Fäulnis geraten und dabei den Sauerstoff 
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des Flaßwaßsers verbrauchen. Außerdem entwickelt sich beim Zerfall der 
Eiweißkörper Schwefelwasserstoff, welcher auf die Fische geradezu tödlich 
wirken kann. 

Bringt man Fische in eine Mischung, welche sich zusammensetzt aus 
einem Teile faulenden Hausabwassers und 10 Teilen Wasser, so gehen die« 
selben ein 1 ). 

Abgesehen von den Hausabwässern tragen zur Verunreinigung der 
Rezat auch bei die Abwässer der Färberei Eberth, des Gaswerkes, der 
Smyrnateppichfabrik, der Oechslerschen Knochen- und Hornwarenfabrik, des 
Schlachthauses. 

Nach dem Gutachten von v. Räumers vom 17. Juli 1908 wird durch 
den Zufluß dieser Abwässer zwar die Menge der gelösten und suspendierten 
Substanzen der Rezat nicht erheblich vermehrt, „doch bedingen dieselben 
immerhin infolge ihres Gehaltes an stickstoffhaltigen Substanzen eine be¬ 
lästigende Verunreinigung des Flußlaufes 1 *. Namentlich dürfte der nach¬ 
gewiesene reiche Gehalt der Fabrikabwässer an Schwefelwasserstoff nicht 
gleichgültig sein, da Weigelt schon bei 1mg Schwefelwasserstoff pro Liter 
Wasser bei Forellen und König schon bei 3 bis 8 mg Schwefelwasserstoff 
pro Liter Wasser für Karpfen eine schädliche Wirkung beobachtete. 

Wenn nach den oben mitgeteilten Berechnungen die Menge der Ab¬ 
wässer zur Wassermenge des Vorfluters sich verhält wie 1:7,5, so ist dieses 
ungünstige Verhältnis freilich nur während eines Teiles des Jahres bei 
niederem Wasserstande vorhanden, bei höherem Wasserstande ist das Ver¬ 
hältnis ein viel günstigeres. Daß aber auf alle Fälle seit Jahren ernstere 
Mißstände im Flußbette unterhalb Ansbach vorhanden sind, das ergibt sich 
mit Sicherheit daraus, daß fast jahraus jahrein Klagen einlaufen über Fisch¬ 
sterben und über die üblen Ausdunstungen des Flusses. 

Nachstehend seien einige Äußerungen mitgeteilt, welche den Eindruck 
wiedergeben, den die verunreinigte Rezat auf Laien und Sachverständige 
machte. 

Bezirksamtmann M. sagt am 5. Oktober 1894: „Wer mit offenen Augen 
und offener Nase die Rezat oberhalb der Stadt Ansbach und beim Ausflusse 
aus derselben begeht, kann sich ohne chemische Untersuchung überzeugen, 
woher die Verunreinigung des Wassers ihren Anfang nimmt.“ 

Die Gendarmerie Lichtenau berichtet am 8. November 1895, daß zur 
Zeit des Fischsterbens das Wasser der Rezat eine tief schwarze Färbung 
gezeigt habe. 

Der Müller Heinlein in Lichtenau schreibt anläßlich des Fischsterbens 
vom 17. November 1895, daß das Rezatwasser verschiedene Farben zeigte, 
einen sehr üblen Geruch von sich gab und auf der Oberfläche aussah, als ob 
Öl in das Wasser gelassen worden wäre. 

Die Gendarmerie Lichtenau berichtet am 17. Dezember 1910: 

,ln der letzten Zeit hat das Rezatwasser einen derartig üblen Geruch ver¬ 
breitet, daß die Einwohner von Lichtenau allgemein Klage erhoben. Das Wasser 
war trübe und sah aus, als ob es durch den Zufluß einer stinkenden und schmierigen 
Masse verunreinigt sei.“ 


*) Weigelt, Vorschriften für die Entnahme und Untersuchung von Abwässern 
und Fischwässern. Berlin 1900. 
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Am 18. Juli 1901 berichtet die Direktion der Strafanstalt Lichtenau 
nach dem Fischsterben vom 17. Juli: 

.Schon seit Wochen führt die Rezat ein übelriechendes Wasser, welches 
zuerst ein rotes Aussehen hatte, jetzt eine dunkle Farbe zeigt. Nach den Aussagen 
des Hausarztes sind dadurch die Gesundheitsverhältnisse äußerst gefährdet. 11 

Was nun die wissenschaftlichen Gutachten anlangt, so lauten auch diese 
dahin, daß die Rezat unterhalb Ansbach in sehr hohem Grade durch fäulnis¬ 
fähige Substanzen verunreinigt sei. 

Fast sämtliche Wasseranalysen wurden von dem Königl. Professor der 
Untersuchungsanstalt für Nahrungs- und Genußmittel zu Erlangen Dr. von 
Raumer ausgeführt und finden sich dieselben bei den Akten. 

Des Raummangels wegen kann hier nur ein kurzer Auszug aus den 
Gutachten Platz finden. 

Im Gutachten vom 12. Oktober 1904 heißt es unter anderem: 

„Das ober- und unterhalb Eyb entnommene Wasser der Rezat zeigte einen 
für Bach- und Flußwasser abnorm hohen Gehalt an gelüsten Substanzen, von 
welchen ein sehr großer Teil aus organischen Stoffen besteht. Das Auftreten von 
Ammoniak und Schwefelwasserstoff läßt deutlich erkennen, daß in dem betreffen¬ 
den Wasser Fäulnisprozesse stattfinden. Das Wasser ist von trüber Beschaffenheit 
und zeigt unangenehmen Kloakengeruch.“ 

In einem Gutachten über ein am 6. und 7. Oktober 1895 an der Mühle 
bei Steinbach entnommenes Rezatwasser heißt es: 

„Im allgemeinen ist aus den Untersuchungsresultaten ersichtlich, daß das 
Wasser an beiden Tagen Verunreinigungen enthielt, welche auf Zersetzungsprodukte 
organischer stickstoffhaltiger Substanzen zurückzufÖhren sind, da sowohl der Ge¬ 
halt an gelösten organischen Stoffen ein sehr hoher war, als auch an beiden Tagen 
nicht unbedeutende Mengen Ammoniak, am ersten Tage auch Schwefelwasserstoff 
in großer Menge nachgewiesen werden konnte.“ 

Im Schlußsatz des Gutachtens vom 3. November 1898 heißt es: 

„Es ist somit durch die Untersuchung konstatiert, daß lediglich durch die 
Kanaljauche der Stadt Ansbach das Rezatwasser in den Tagen vom 30. September 
und 1. Oktober in so hohem Grade verunreinigt wurde, daß ein Fischsterben 
erfolgte.“ 

Im Gutachten vom 1. Juli 1903 sagt von Raumer auf Grund einer 
Analyse des Rezatwassers bei Lichtenau: 

„Das Flußwasser ist sonach stark verunreinigt durch faulende organische 
Substanzen, welche bei der Fäulnis Ammoniak und Schwefelwasserstoff entwickeln, 
wodurch nicht nur die Fischzucht vernichtet wird, sondern besonders die anliegen¬ 
den Bewohner in der unangenehmsten Weise belästigt und unter Umständen in 
ihrer Gesundheit geschädigt werden.“ 

In dem ausführlichen Gutachten des Vorstandes der biologischen Ver¬ 
suchsstation für Fischerei Professor Dr. Hofer vom 15. Oktober 1902 heißt 
es unter anderem: 

„Oberhalb Ansbach ist das Wasser der Rezat noch klar gut durchsichtig, 
geruchlos und normal mit gesunden Pflanzen, wie Potamogetonarten, Ceratophyllum 
und anderen bestanden, zwischen welchen sich eine reichlich entwickelte, den 
Fischen zur Nahrung dienende niedere Tierwelt befindet, bestehend aus Krebsarten, 
wie Gammarus pulex und verschiedenen Cyclopiden, ferner den Larven der Ein- 
tagspfliege usw.; ebenso konnten auf dieser Strecke Fische beobachtet werden. Der 
Grund des Wassers ist teils sandig, teils mit einer leichten Schlammdecke über¬ 
zogen, welche aus den verwesenden Pflanzenresten, der Hauptsache nach aber aus 
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anorganischen Stoffen, d. h. Lehm, Erde, Sand besteht.“ — „Unterhalb der Stadt 
von der Orangerie an ist der Boden der Bezat bis nach Lichtenau herunter mit 
einer zum Teil mehrere Fuß hohen Schlammschicht von schwarzer Beschaffenheit 
bedeckt, welche aus einer faulenden Masse zusammengesetzt ist, aus der beständig 
große Blasen von Schwefelwasserstoff, Sumpfgas und anderen Fäulnisgasen auf¬ 
steigen, so daß sich das Wasser durch seinen intensiv stinkenden Geruch schon 
von fern bemerkbar macht. 

Die Wirkung dieser Verunreinigung ist nun auf die Welt der Organismen 
eine verschiedenartige und kann beurteilt werden 1. aus dem Vorhandensein oder 
Fehlen oder einer Veränderung der im Wasser lebenden niederen Tiere und Fische, 
sowie Pflanzen; 2. aus dem Gehalt des Wassers an Sauerstoff, welcher zum Leben 
der Tiere notwendig ist.“ 

„Von der Orangerie an unterhalb Ansbach ist die grüne Pflanzenwelt voll¬ 
ständig verschwunden, statt dessen ist aber der den Boden bedeckende Schlamm, 
sowie alle im Wasser liegenden Gegenstände mit einem dicken Basen von Abwäaser- 
pilzen, besonders Sphaerotilus natans und Leptomitus lacteus überzogen.“ 

Der Sauerstoffgehalt des Wassers zeigt sich oberhalb der Stadt als ein durch¬ 
aus normaler, da im Liter 7 ccm Sauerstoff konstatiert werden konnten. Dieser 
Gehalt an Sauerstoff, welcher einen Gradmesser für die Beinheit oder genauer 
gesagt für das Fehlen übermäßiger Mengen fäulnisfähiger Stoffe abgibt, beginnt 
schon an der Orangerie etwas abzunehmen und ist dann unterhalb der Einmün¬ 
dung des Schlachthofkanales bis nach Lichtenau sehr erheblich vermindert. Er 
beträgt selbst bei Lichtenau, wo doch das Wasser zur Zeit der Beobachtung über 
dem am Grunde befindlichen Schlamm sich abgeklärt hatte, nur noch 1,65 ccm im Liter, 
ist daher bis zu der Grenze gefallen, bei welcher Fische überhaupt noch zu leben 
vermögen. Fische und Fischbrut konnten auf der ganzen 8trecke von Ansbach 
bis nach Lichtenau überhaupt nicht beobachtet werden.“ 

„Wenn wir nun die Frage aufwerfen, ob das im Sommer 1901 und auch 
früher wiederholt beobachtete Fischsterben zwischen Ansbach und Lichtenau ebenso 
wie das Fehlen von Fischen auf dieser Strecke auf die geschilderten Verun¬ 
reinigungen der Bezat zurückzuführen sind, so müssen wir diese Frage unbedingt 
bejahen. Es unterliegt gar keinem Zweifel, daß zur heißen Jahreszeit, wenn die 
im Wasser jetzt, das ist im Oktober, nach erfolgter Bachreinigung schon zu beob¬ 
achtenden so abnorm hohen Fäulnisprozesse sich naturgemäß noch erheblich 
steigern, der an sich schon durch die am Boden liegenden Schlammassen bedingte 
geringe Sauerstoff sich noch weiter vermindern wird; ebenso unterliegt es gar 
keinem Zweifel, daß bei jedem stärkeren Begen, welcher den Grund und den 
faulenden Schlamm auf wühlt, das Wasser der Bezat sowohl mit dem für alle 
lebenden Wesen giftigen Schwefelwasserstoff als mit Sumpfgas und anderen Fäulnis¬ 
gasen bereichert werden muß, und daß dann die letzten Beste von Sauerstoff ver¬ 
schwinden werden, so daß die Fische schon allein an Sauerstoffmangel zugrunde 
gehen müssen.“ 

In einem Gutachten Professor Dr. von Räumers vom 28. November 1903 
heißt es: „Unterhalb der Stadt Ansbach entwickelt das Rezatwasser solche 
Mengen Schwefelwasserstoff, daß ein Kubikmeter des Wassers an gelöstem 
Schwefelwasserstoffg&s 4,46 Liter an die Luft abzugeben vermag. Außerdem 
enthält aber das Wasser in dem suspendierten und am Boden abgelagerten 
Schwefeleisen eine solche ausgiebige Reserve zur Erzeugung neuen Schwefel¬ 
wasserstoffgases, daß ersiohtlich ist, daß das Rezatwasser in diesem Zustande 
ununterbrochen beträchtliche Mengen dieses für die Fische äußerst giftigen 
Gases zu entwickeln imstande ist. Schwefelwasserstoff verbraucht nämlich, 
wie auch Schwefeleisen den sämtlichen gelösten Sauerstoff des Wassers zu 
seiner Oxydation und entzieht somit den Fischen jegliche Atemluft.“ 

„Außerdem enthält aber das Wasser in seinen gelösten und suspendierten 
organischen Substanzen unterhalb der Stadt ebenfalls Sauerstoff absorbierende 
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und das Wasser mit Fäulnisprodukten schwängernde organische Substanzen, 
welche aus dem gleichen Grunde für die Fischzucht schädlich sind. u 

„Das Rezatwasser ist demnach unterhalb der Stadt Ansbach in solch 
hohem Grade durch die Fäulnisprodukte der Abfallstoffe aus den städtischen 
Haushaltungen verunreinigt, daß es mehr einem Kloakenwasser als einem 
Flußwasser gleicht und sowohl für die Anwohner durch seine Miasmen be¬ 
lästigend, ja geradezu gesundheitsschädlich wirkt, als auch jede Fischzucht 
für die Dauer unmöglich macht.“ 

Sollte aber jemand den Ein wand erheben, daß es sich bei dem Fisch¬ 
sterben möglicherweise nicht um eine Erstickung der Fische durch Sauerstoff¬ 
mangel gehandelt habe, sondern um eine natürliche epidemisch auf tretende 
Erkrankung, so ist dagegen folgendes zu sagen 1 ): Nach den Forschungen 
Professor Hofers 2 ) „findet sich bei einem Massensterben infolge natürlicher 
Erkrankung fast immer nur eine einzige Fischart auf dem Totenfeld, da die 
natürlichen Krankheiten an einem Orte und zu gleicher Zeit meist nur an 
einer Art auftreten, nicht aber zugleich auf mehrere Arten sich ausdehnen tf . 
Bei dem Fisohsterben vom 18. bis 19. Mai 1894 fanden sich Rotaugen und 
Weißfische, bei dem Fischsterben vom 4. Juli 1903 eine Menge von großen 
Hechten, Karpfen, Aalen usw. 

Beim Fisohsterben vom 8. November 1895 wird von Weißfischen und 
„anderen Fischen“ gesprochen, beim Fischsterben vom 28. Mai 1909 von 
Hechten, Aalen und anderen Fischen. „Auch eine Goldorfe wurde gefunden.“ 

Abgesehen davon spricht auch die Art des Fischsterbens dafür, daß 
Mangel an Sauerstoff, also Erstickung die Todesursache war. „Die Fische 
streckten die Köpfe aus dem Wasser“ heißt es anläßlich des Fischsterbens 
wiederholt in den Akten. 

„Der in einem sauerstoffarmen, verunreinigten Wasser befindliche Fisch 
streckt“, wie Hofer in seinem Handbuche der Fischkrankheiten sagt, „die 
Schnauze über Wasser und sohluckt Luft, welche er in seinem Munde zer¬ 
teilt und dem Atem wasser beimischt. Auf diese Weise kann er stundenlang 
den sonst tödlichen Sauerstoffmangel im Wasser überwinden. Allein auf die 
Dauer genügt auch dieses Mittel nicht.“ 

Auch der Umstand, daß ein Teil der Fische, in frisches Wasser gebracht, 
sich sofort wieder erholte, spricht dagegen, daß eine natürliche Krankheit 
die Ursache des Fischsterbens war. 

Überdies wurde eine bei einem Fischsterben aus der Rezat entnommene 
Wasserprobe am hygienischen Institute zu Erlangen untersucht und es 
wurde von Professor Heim nachgewiesen, daß es sich bei dem Fischsterben 
nicht um eine durch Krankheitskeime verursachte Krankheit gehandelt habe. 

„In zwei Aquariumbassins wurden 50 bzw. 33 Liter Leitungswasser 
gebracht, kontinuierlich Luft durchgeleitet und je drei Weißfische hineingesetzt. 
Die drei Fische in 50 Liter Wasser blieben zur Kontrolle, den 33 Litern 
Wasser im anderen Bassin wurde fast der ganze Inhalt einer Flasche Wasser 
der Eyber Grenze und eine Flasche Wasser, entnommen bei Lichtenau, 
hinzugegossen. Mehr hinzuzufügen erschien nicht ratsam, weil sonst mög- 

*) Das hier Gesagte gilt auch für das Fischsterben unterhalb Lehrberg. 

*) Vorschriften für die Entnahme und Untersuchung von Abwässern und 
Fi8chwässem. Weigelt 1900, 8. 269. 
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licherweise chemische Stoffe nachteilig hätten wirken können, während etwa 
vorhandene Infektionsstoffe sicherlich hingereicht haben würden zur Wirkung, 
da sie sich im Leitungswasser wohl auch hätten vermehren könnend 

„Die 10 Tage hindurch fortgesetzte Beobachtung hat keine Anhalts¬ 
punkte für das Vorhandensein von Infektionsstoffen gegeben. u 

Das häufige Vorkommen von Fischsterben bei Beginn der wärmeren Jahres¬ 
zeit (in unserer Zusammenstellung 9 mal im Mai und Juni) dürfte auf folgendem 
beruhen: Während der Winterzeit ruht der Kälte wegen die Bakterientätigkeit 
mehr oder weniger, so daß sich organischer Schlamm massenhaft ansammeln 
kann, ohne durch Bakterien in seine Elemente zerlegt zu werden. Bei Beginn 
der wärmeren Jahreszeit setzt eine lebhafte Tätigkeit der Fäulnisbakterien 
ein. Bei den Fäulnisprozessen wird aber der Sauerstoff des Wassers zum Teil 
verbraucht. Außerdem kommt es bei diesen Fäulnisprozessen auch zur 
Bildung von Gasen, wie Kohlensäure, Ammoniak, namentlich aber von 
Schwefelwasserstoff, welcher, wie oben des öfteren betont, ein für die Fische 
direkt giftiges Gas darstellt. 

In 87,5 Proz. der von uns in den Akten verzeichnet gefundenen Fisch¬ 
sterben erfolgte dieses Fischsterben nach einem Regen, welcher am gleichen 
Tage fiel oder ein paar Tage vorher gefallen war. 

Auf Grund der in den Akten niedergelegten Aufzeichnungen und auf 
Grund von dienstgefälligen Mitteilungen der meteorologischen Zentralstation 
ergibt sich folgendes: 

Fischsterben am 18. Mai 1884, Regen am 16. Mai, 

„ „ 5. Okt. 1884, Regen am 3., 4. und 5. Oktober, 

„ „8. Nov. 1895, Regen am 7. November, 

„ „ 7. Nov. 1896, kein Regen, 

„ „ 30. Sept. 1898, Regen am 28. September, 

n „ 17. Juli 1901, Regen am 15. Juli abends, 

„ „ 28. Mai 1903, Regen am 26. Mai, 

„ „ 1. Juni 1903, Regen am 26. Mai, 

„ „ 4. Juli 1903, große Trockenheit, kein Regen, 

„ «13. Juni 1907, Gewitter und Regen, 

„ «6. Aug. 1907, Regen am 5. und 6. August, 

„ n 20. Mai 1908, Gewitter und Regen am 20. Mai, 

* „ 27. Mai 1909, \ n _ , - 

„ „ 28. Mai 1909, / Gewltter und Re « en * 

„ «4. Juni 1904, Regen am 4. Juni. 

Wie aus unserer Zusammenstellung hervorgeht, ging der Regen dem 
Fischsterben öfters ein paar Tage voraus. Dem Fischsterben vom 18. Mai 
1884 ging ein Regen am 16. Mai, dem Fischsterben vom 30. September 1898 
ein Regen am 28. September, dem Fischsterben vom 17. Juli 1901 ein Regen 
am 15. Juli und dem Fischsterben vom 28. Mai 1903 ein Regen am 26. Mai 
1903 voraus. 

Das Fischsterben tritt also nicht immer am gleichen Tage ein, an 
welchem der Regen fällt, weil in der Regel längere Zeit verstreicht, bis der 
durch den Regen aufgewühlte Schlamm und der in den Fluß geschwemmte 
Schmutz den Sauerstoff des Wassers soweit verbraucht haben, daß Erstickung 
der Fische erfolgen muß. 

Über das Fischsterben vom 30. September 1898 und vom 17. Juli 1901 
finden sich in einem oberärztlichen Gutachten nachstehende Ausführungen: 
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„Am 28. September 1898 hatte die mehrere Wochen andauernde Trocken- 
periode ihr Ende erreicht. Um 4 Uhr nachmittags stellte sich ein ausgiebiger 
Regen ein, der die Nacht hindurch andauerte. Am zweitnächsten Tage 
starben die Fische bei Lichtenau. Desgleichen ist am Montag, den 15. Juli 
1901 abends ein heftiger Gewitterregen beobachtet worden. Gleichfalls am 
zweitnächsten Tage starben die Fische in großer Menge. u 

„Wenn man weiß, welche ungeheuren Mengen von Schmutzstoffen nach 
langer Trockenheit aus den Straßen, Reihen, Höfen und den Überläufen der 
Dunggruben durch andauernde Regengüsse aus der Stadt abgeschwemmt 
werden, so ist es nicht zu verwundern, wenn der Fluß bei Niederwasserstand 
trotz der einfließenden Regenwässer eine das gewöhnliche Maß weit über¬ 
schreitende Verunreinigung erfährt. — Das gleiche Fischsterben wird bei 
gleichen meteorologischen Verhältnissen sich auch künftig wiederholen.“ 

Die im letzten Passus des am 7. Januar 1903 abgegebenen Gutachtens 
enthaltene Voraussage hat sich später bewahrheitet insofern, als auch dem 
Fischsterben vom 28. Mai 1903, 13. Juni 1907, 28. Mai 1909 ein Regen 
vorausging. 

Die meteorologischen Verhältnisse allein können aber für das Fisch¬ 
sterben nicht verantwortlich gemacht werden und es werden Regengüsse 
Fischsterben in einem nicht schon vorher verunreinigten Flusse kaum bewirken. 

Nur dann, wenn ein Fluß wie die Rezat schon vorher durch faulenden 
Schlamm hochgradig verunreinigt war, können Regengüsse, indem sie den 
im Flusse befindlichen Schlamm aufwühlen und zugleich noch anderen Schmutz 
in den Fluß schwemmen, Fischsterben verursachen. 

Kommt einmal eine Assanierung der Rezat durch Errichtung einer Ab¬ 
wässerreinigungsanlage zustande, so werden meteorologische Verhältnisse, 
wie Regengüsse ein Absterben der Fische nicht mehr im Gefolge haben. 

Daß Regengüsse als direkte Ursache des Fischsterbens bei einem ver¬ 
unreinigten Flußbette betrachtet werden müssen, geht aus dem uns vor¬ 
liegenden Aktenmaterial insofern hervor, als einigemal, nämlich im Mai 1884, 
im Mai 1903 und im Mai 1909, eine gewisse Koinzidenz zwischen dem Fisch¬ 
sterben unterhalb Lehrberg und dem Fischsterben unterhalb Ansbach beob¬ 
achtet wurde. 

Einigemal sind gelegentlich des Fischsterbens in der Rezat auch Ge¬ 
witter verzeichnet Bei Gewittern tritt aber nach Hofer Fischsterben in 
einem mit gärendem und faulendem Schlamm verunreinigten Flußbette 
deshalb häufig auf, weil der bei Gewittern vorhandene niedere Luftdruck 
die Gasentwickelung (Schwefelwasserstoff) begünstigt 

Aber auch ohne vorausgegangene meteorologische Ereignisse kann bei 
längerer Trockenheit und sehr niedrigem Wasserstande der auf der Sohle 
des Flusses massenhaft angesammelte Schlamm zu seinen Fäulnisprozessen 
soviel Sauerstoff verbrauchen, daß die Fische in ihrer Existenz bedroht 
werden und schließlich zugrunde gehen müssen. Bei dem Fischsterben am 
4. Juli 1903 war der Wasserstand ein minimaler, Niederschläge sind zu dieser 
Zeit nicht gefallen. Nach Weigelt kann man bei langsam fließendem Ge¬ 
wässer annehmen, daß die karpfenartigen Fische vielleicht noch einen Sauer¬ 
stoff von 2 bis 3 ccm im Liter Wasser sich als Atmungssauerstoff nutzbar 
zu machen vermögen. Nach Kuantes Zahlen erscheint es wahrscheinlich, 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



494 


Dr. Federschmidt, 


daß Karpfen vorübergehend mit 2 ccm Sauerstoff im Liter Wasser aus- 
kommen können, woraus jedoch keineswegs hervorgeht, daß Karpfen in solchen 
Gewässern dauernd leben und gedeihen können. Erwähnt sei noch, daß 
auch die im Schlamme vorhandenen Schwebestoffe, wie Cellulosefäserchen, 
Kalkschlammpartikelchen, zur Erstickung der Fische beitragen können, indem 
sie, durch einen Regenguß auf gewirbelt, die Kiemen der Fische verstopfen. 

Welch hohen Wert man in den Kreisen der Fischerei-Interessenten der 
Reinhaltung der Flüsse beimißt, geht daraus hervor, daß in den Werken über 
Fischereiwesen die Verfahren zur Reinigung der Abwässer sehr eingehend 
besprochen werden. Freilich weist K. W. Jurisch 1 ) auf Grund der Statistik 
des Deutschen Reiches vom Jahre 1882 darauf hin, daß von je 10 000 Ein¬ 
wohnern nur 3,1 Personen an der gesamten Binnenfischerei beteiligt waren, 
und sagt ferner: „Während die Binnenfischerei das Nationalvermögen jährlich 
nur um rund 6 Mill. Mark vergrößert, beträgt diese Vergrößerung durch 
die Abwässer liefernde Industrie 5696 bis 11793 Mill. Mark, also das 
1000- bis 2000fache. tf Trotzdem wird das Fischsterben für den gerade 
davon Betroffenen unter Umständen eine nicht zu unterschätzende Schädigung 
bedeuten. 

Eine hübsche Illustration hierfür gibt uns eine Eingabe des Landwehr¬ 
majors und Ökonomen Schnürlein zu Windsbach. Die Eingabe ist an die 
Königl. Regierung von Mittelfranken gerichtet, datiert vom 4. Oktober 1835, 
und lautet: 

„Müßte ich, wie mir befohlen wurde, mein Fischwasser dreimal jährlich 
reinigen, so würde am Ende das Fischen und Krebsen in diesem Wasser gänzlich 
aufhören und zwar um so mehr, als durch dieses Reinigen des Schilfes sich kein 
Fisch und kein Krebs mehr halten kann. 

Müßte ich diesem Befehle Folge leisten, so würde ich mit meiner Familie zu¬ 
grunde gehen.“ 

Das bayerische Wassergesetz vom 23. März 1907 bedeutet für den 
Schutz der Fischerei einen großen Fortschritt. Während die Wassergesetz- 
gebung vom Jahre 1852 auf die Fischerei wenig Rücksicht nahm und die 
landwirtschaftlichen und gewerblichen Interessen einseitig in den Vorder¬ 
grund stellte, ist, wie Frbr. von Malsen-Waldkirch und Prof. Hofer in 
ihrem Kommentar zum bayerischen Fischereigesetze vom 15. August 1908 
sich ausdrücken, 

„das neue Wassergesetz, insoweit es sich auf die Fischerei bezieht, auf dem 
Grundsatz aufgebaut, daß die Interessen der Fischerei vor anderen Interessen den 
Vorzug verdienen, wenn jenen eine höhere wirtschaftliche Bedeutung beizumessen 
ist, daß die Fischerei zurückzutreten hat, wenn überwiegende Interessen der Land¬ 
wirtschaft, des Gewerbes, des Verkehrs oder der Gesundheitspflege in Frage stehen, 
daß aber auch in diesen Fällen auf die Fischerei tunlichst Rücksicht zu nehmen 
ist und daß, wenn dies nicht möglich ist, eine entsprechende Schadloshaltung ein¬ 
zutreten hat.“ 

In Artikel 109 des Wassergesetzes heißt es ausdrücklich, daß bei der 
Genehmigung einer Einleitung von Abwässern in die Flußläufe die Interessen 
der Fischereiberechtigten möglichst zu berücksichtigen sind. 

Nachdem wir nun die Kalamität des Fischsterbens als Folge der Rezat- 
verunreinigung weitläufig erörtert haben, dürfte es wohl gestattet sein, noch 

l ) König, Die Verunreinigung der Gewässer 1899, S. 93. 
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kurz die Frage aufzuwerfen, ob auch von einer Gesundheitsschädigung der 
Menschen durch die Verunreinigung des Flusses gesprochen werden kann. 
In dieser Hinsicht ergibt sich folgendes: 

Seit Jahren führen die Anwohner der Rezat Klage über die üblen Aus¬ 
dunstungen des Flusses bei Niederwasserstand, namentlich zur Sommerzeit. 

Beschwerden über Beschwerden gelangten an das Königl. Bezirksamt, 
den Magistrat der Stadt Ansbach, die König]. Regierung und schließlich an 
das Königl. Staatsministerium des Innern. 

Während aber früher gelegentlich des Fischsterbens nur nebenbei über 
den üblen Geruch der Rezat geklagt wurde, wurden diese Klagen mit der 
zunehmenden Verunreinigung des Flusses immer lauter, die Beschwerde¬ 
schriften, durch welche man eine Abhilfe erzielen wollte, wurden immer 
häufiger und dringender. Iq einer von 12 Einwohnern Lichtenaus, darunter 
vom Strafanstaltsdirektor Link und dem Anstaltsarzte Dr. Baumann 
unterschriebenen, an das Königl. Bezirksamt Ansbach gerichteten Eingabe 
vom 23. Juni 1903 heißt es unter anderem: 

„Die Luft in den Gebäuden erscheint geradezu wie verpestet und macht sich 
dieser Zustand ganz besonders zur Nachtzeit fühlbar. Von einer Durchlüftung der 
Zimmer kann keine Rede sein. Die in dieser Beziehung bestehenden Verhältnisse 
spotten überhaupt jeder Beschreibung und diesen Zustand noch länger ertragen 
zu müssen, erscheint uns als eine wahre Tortur.“ 

Heinlein und Wörrlein berichten am 6. Juli 1903 aus Immeldorf: 

„Das stinkende schwarz verfärbte Wasser verpestet die Luft, zumal des Abends 
dringt diese ungesunde Luft in die Wohnhäuser und in die Schlafräume. Unsere 
Weideplätze sind an der Rezat und unser Vieh kann nicht mehr am Fluß ge¬ 
tränkt werden.“ 

Am 25. Juli 1903 richteten die sämtlichen Einwohner Alberndorfs eine 
Eingabe an die Königl. Regierung. Eine Stelle dieser Eingabe lautet: 

„Durch die Abflüsse der Stadt Ansbach wird die Rezat seit 10 bis 15 Jahren 
so verunreinigt und mit stinkendem Schlamm angefüllt, daß nicht nur jedes 
lebende Wesen im Wasser zugrunde gehen muß, sondern daß die Gegend die 
Rezat entlang durch die ekelhaften Ausdunstungen des Wassers völlig verpestet ist.“ 

In einer Elingabe des Müllers Heinlein aus Steinbach heißt es unter 
anderem: 

„Schon seit Jahren haben die Anwohner der Rezat unterhalb Ansbach ge¬ 
klagt über die belästigenden Ausdunstungen derselben, herrührend von den Ab¬ 
wässern Ansbachs, und noch immer herrschen Zustände, die auf längere Zeit nicht 
mehr zu ertragen sind.“ 

„So führt die Rezat gerade in den letzten Wochen ein Wasser, das jeder 
Beschreibung spottet, dabei Ausdunstungen verbreitend, die Appetitlosigkeit und 
Ekel für die Anwohner zur Folge haben.“ 

Diese kleine Auslese aus einer sehr großen Zahl von Klagen und Be¬ 
schwerden dürften genügend die im Bereiche der Rezat unterhalb Ansbach 
bestehenden Mißstände illustrieren. Die Klagen werden, wenn nicht Abhilfe 
geschaffen wird, nicht verstummen, sie werden im Gegenteil immer lauter 
sich äußern, da ja die Anwohner der Rezat in der steten Sorge leben, die 
fauligen Zersetzungen im Flußbette und die dadurch verursachten üblen 
Ausdunstungen möchten eine Gefahr bedeuten für Gesundheit und Leben. 

Wenn auch nach dem heutigen Standpunkte der Wissenschaft nicht 
angenommen werden kann, daß durch die üblen Ausdunstungen Infektions- 
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krankheiten entstehen werden, so können immerhin Menschen, welche in 
unmittelbarer Nähe des Flusses wohnen, oder in der Nähe desselben Arbeiten 
verrichten müssen, an ihrer Gesundheit Schaden nehmen, und wenn die 
Ökonomen Soldner und Götz in Lichtenau am 8. Juli 1903 Klage führen 
über „den Kopfschmerzen und Unwohlsein verursachenden Geruch des Rezat- 
wassers“, so hat man durchaus kein Recht, diese Angabe für übertrieben zu 
halten. Die üblen Ausdunstungen rühren von den faulenden eiweißhaltigen 
Substanzen des in der Rezat abgelagerten Schlammes her und bestehen haupt¬ 
sächlich aus Schwefelwasserstoff. Schwefelwasserstoff diffundiert aber, mit der 
Luft eingeatmet, von der Lungenoberfläche mit großer Leichtigkeit in das 
Blut. In größerer Menge eingeatmet übt er auf den roten Blutfarbstoff, 
das Hämoglobin, eine deletäre Wirkung aus, in geringer Menge kann er 
wenigstens Kopfschmerz und Übelkeit erzeugen. 

Als im heißen Sommer des Jahres 1858 die Schwefelwasserstoffaus¬ 
dunstungen der Themse die ganze Gegend verpesteten, ließ John Simon 
über 200 beliebige Personen, welche auf und an der Themse beschäftigt 
waren, ärztlich untersuchen, und es stellte sich heraus, daß sie fast aus¬ 
nahmslos an Krankheitserscheinungen litten, welche auf Schwefelwasserstoff¬ 
vergiftung zurückgeführt werden mußten 1 ). 

Nach alledem kann doch bis zu einem gewissen Grade von einer Gesund¬ 
heitsschädigung durch die üblen Ausdunstungen der Rezat gesprochen werden. 

Auch die Rechtsprechung hat sich bei ähnlich gelagerten Fällen schon 
wiederholt dieser Anschauung angeschlossen. 

Aber ganz abgesehen von der gesundheitsschädigenden Wirkung der 
üblen Ausdunstungen sind die herrschenden Zustände schon aus ästhetischen 
Gründen zu verabscheuen. Wenn auch zugegeben werden muß, daß die 
Verunreinigung des Flusses wohl nicht so hochgradig geworden wäre, wenn 
das Flußbett seitens der Unterlieger häufiger gereinigt worden wäre, so ist 
doch zu bedenken, daß der faulende Schlamm hauptsächlich herrührt von 
den Abwässern der Stadt Ansbach, deren Menge so groß ist, daß bei Nieder¬ 
wasser von einer Selbstreinigung des Flusses nicht die Rede sein kann. 
Wenn aber das Gutachten des hydrotechnischen Bureaus vom 28. November 1905 
dahin lautet, daß es sich bei der Verunreinigung der Rezat nur um eine vor¬ 
übergehende, durch die seit 1901 herrschende Trockenperiode verursachte 
Kalamität handele, so ist doch zu bedenken, daß das Fischsterben, wenn wir 
von dem Fischsterben vom Jahre 1884 absehen, zurückreicht bis zum Jahre 
1895, und daß vom Jahre 1895 bis 1909, also in einem Zeitraum von 
14 Jahren Fischsterben 7 mal, durchschnittlich alle zwei Jahre beobachtet 
wurde. 

Nachdem bereits im Jahre 1903 in einem oberärztlichen Gutachten 
darauf hingewiesen worden war, daß nur von einer zentralen Abwässerklär¬ 
anlage eine Behebung der vorhandenen Mißstände zu erhoffen sei, stand man 
auf Grund des obigen Gutachtens des hydrotechnischen Bureaus davon ab, der 
Stadt die Erbauung einer Kläranlage zuzumuten, forderte nur Reinigung 
der schädlichsten Kanal- und Fabrikabwässer vor ihrem Einlauf in die Rezat, 
häufige Reinigung der Kanäle und Abwässergräben sowie des Flußbettes, 

l ) Sander, Handbuch der öffentlichen Gesundheitspflege 1877, S. 388. 
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Verhütung der Einführung menschlicher Exkremente sowie des Inhaltes von 
Dunggruben in die städtischen Kanäle. Diesem Aufträge wurde nach Mög¬ 
lichkeit Rechnung getragen, die Klagen über die üblen Ausdunstungen der 
Rezat kamen bis heute nicht zum Schweigen. 

Das Verhältnis zwischen Menge der Abwässer und Wassermenge des 
Vorfluters ist eben viel zu ungünstig, als daß durch Palliativmittel Hilfe ge¬ 
bracht werden könnte, hier ist, wie in den oberärztlichen Gutachten wieder¬ 
holt ausführlich erörtert wurde, nur von zentralen Abwässerreinigungsanlagen 
Besserung der herrschenden Zustände zu erwarten. Dr. Kellermann- 
Nürnberg befürwortet die Erbauung eines Staubeckens, aus welchem die von 
den Sinkstoffen teilweise befreiten Abwässer zunächst in Teiche geleitet wer¬ 
den, um erst von hier aus Aufnahme in der Rezat zu Anden. In einem vom 
Königl. Kreiskulturingenieur Regierungsrat Döpping ausgearbeiteten Ent¬ 
würfe wird die Verwendung der Abwässer zur Düngung der in Ansbachs 
Umgegend befindlichen Felder und Wiesen erörtert, welchen die Abwässer 
durch ein Rohrnetz zugeführt werden sollen. Berichterstatter selbst möchte 
dem biologischen Klärverfahren mit Oxydationskörpern das Wort reden. 

Doch mag dem sein, wie ihm wolle, über die für Ansbach beste Art der 
Abwässerreinigung haben andere Sachverständige zu beünden. 

Auf alle Fälle ist es aber, wie aus den vorstehenden Ausführungen zur 
Genüge hervorgehen dürfte, dringend geboten, das Gutachten eines hervor¬ 
ragenden Hygienikers einzuholen, damit die Sanierung der bestehenden Miß¬ 
stände in die Wege geleitet wird. Freilich kostet diese Sanierung Geld, viel 
Geld, so daß das Fehlen eines wasserreichen Vorfluters für Ansbach geradezu 
ein ökonomisches Mißgeschick bedeutet. Wenn aber bei der Bürgerschaft 
Ansbachs Unmut Platz greifen sollte über die ewigen Beschwerden und 
Klagen der Anwohner der Rezat, so möge ihr das Wort Platos in den Sinn 
kommen: Keiner ist für sich allein da, jeder lebt mit anderen für das 
Ganze! Und wenn der Magistrat der Stadt der großen pekuniären Opfer 
wegen nur schweren Herzens an die Sache herantritt, so möge ihm seinen 
Entschluß erleichtern ein schöner Ausspruch Rudolf Virchows. Dieser 
Ausspruch lautet: „Welches auch die flnanziellen Konsequenzen sind, sie 
müssen getragen werden, wenn die Rücksicht auf die öffentliche Gesundheit 
sie fordert. Salus publica suprema lex! u 

Möge die Zeit nicht mehr fern sein, da die Silberßsche, welche in efflgie 
prangen im Wappen der Stadt Ansbach, sich wieder in natura munter 
tummeln werden in der Rezat klarer Flut! 


Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1910. 
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Die Bedeutung der Bakteriologie für die öffentliche 

Gesundheitspflege. 

Von Professor Dr. Kisskalt (Berlin). 

Mit einer Abbildung. 


„Eine geringe, chemisch gar nicht einmal nachweisbare Alteration der 
Atmosphäre verursacht Cholera, gelbes Fieber, schwarzen Tod usw., welche 
Millionen Menschen wegraffen: eine etwas größere würde alles Leben ans¬ 
löschen.“ Man glaubt sich um Jahrhunderte zurückversetzt, wenn man 
diesen Satz liest; und doch stammt er aus der Mitte des vorigen Jahr¬ 
hunderts, von Schopenhauer. Fragt man aber, wie die Ärzte der dama¬ 
ligen Zeit darüber dachten, so findet man in einer der ersten Schriften, die 
Virchows Namen bekannt gemacht haben, den „Mitteilungen über die in 
Oberschlesien herrschende Typhusepidemie“ (1848) als Ursachen diskutiert: 
den ZuBtand der Erdoberfläche, die Vegetation, die Temperatur der Luft, ihren 
Wassergehalt, ihren Druck, vielleicht auch ihre Elektrizität; und als End¬ 
ursache glaubte er annehmen zu dürfen, daß sich unter dem Zusammenstoß 
polarer und äquatorialer Luftströme aus den Zersetzungsprodukten der 
Wohnungsluft ein Miasma bildete, das in Zusammen Wirkung mit der Hungers¬ 
not die Seuche hervorrief. 

Wie man sieht, braucht man nicht bis in das Mittelalter zurückzugehen, 
wo man die Seuchen auf bestimmte Konstellationen der Gestirne zurückführte, 
um Ansichten zu finden, die uns heute völlig unerklärlich zu sein scheinen. 
Das ätiologische Bedürfnis und die Phantasie haben stets wieder dazu geführt 
neue Theorien aufzustellen, der kritische Geist hat sie wieder zerstört. 
Neue Entdeckungen verwandter Wissenschaften haben befruchtend gewirkt, 
aber es war nur Unkraut, was hervorsproß. Nach der Entdeckung des 
Ozons glaubte man in ihm einen Körper gefunden zu haben, der in der Luft 
manchmal in gewissen Mengen vorhanden war, manchmal zu fehlen schien ; 
auf dem Lande, in Wäldern glaubte man es in größeren Mengen nach- 
weisen zu können als in der Stadt und stellte die Hypothese auf, daß 
durch sein Fehlen Epidemien entstünden, was indessen bald widerlegt 
wurde. In geistvollen Schlüssen bewies schließlich Henle, daß nur ein 
belebtes Virus Epidemien hervorrufen könnte. Pettenkofer stellte die 
Theorie auf, daß die Schwankungen des Grundwassers, bzw. die Verun¬ 
reinigungen des Bodens mit dem Verlaufe von Seuchen in ätiologischem 
Zusammenhang stehen, die jedoch durch statistische und epidemiologische 
Beobachtungen widerlegt wurde. 

Erst durch die seit 1876 erschienenen Arbeiten Robert Kochs und 
seiner Schüler wurde das Dunkel gelichtet, das über der Entstehung der 
ansteckenden Krankheiten lag. Den Unterschied zwischen den früheren 
und den heutigen Forschungsmethoden können wir uns am besten klar 
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machen, wenn wir das Studium zweier Epidemien betrachten: der erwähnten 
oberschlesischen Flecktyphusepidemie 1848 und der wieder von neuem auf¬ 
tretenden Pest 1894 in Hongkong. 

Als Virchow damals die Seuche untersuchte, standen ihm keine 
anderen Hilfsmittel zur Verfügung, als die, mit denen er die oben erwähnten 
Beobachtungen anstellen konnte. Die Vorarbeiten in epidemiologischer Be¬ 
ziehung, die wir auch heute noch als berechtigt anerkennen, beschränkten 
sich auf historische Notizen; die experimentellen waren fast gleich Null. So 
gelang es nicht einmal seinem Genie, das Rätsel zu lösen. 

Als die Pest im Jahre 1894 von neuem auftrat, zogen gleichzeitig zwei 
Expeditionen zu ihrer Erforschung aus: eine indische und eine japanische. 
Sie waren ausgerüstet mit allen Hilfsmitteln, Mikroskopen, Brutschränken, 
Nährböden, Versuchstieren, und erfahren im Studium der Mikroorganismen. 
Schon bei den ersten Untersuchungen gelang es ihnen, in den geschwollenen 
Leistendrüsen sämtlicher Erkrankter einen Bacillus von charakteristischer 
Gestalt aufzufinden, der hei Gesunden und anderweitig Erkrankten niemals 
vorkam. Die Züchtung gelang leicht mit den gewöhnlichen Mitteln; Infek¬ 
tion geeigneter Versuchstiere, selbst mit minimalen Mengen der Kultur und 
selbst bei Eintröpfeln auf die unverletzte Bindehaut des Auges führte stets 
den Tod herbei, worauf sich die Bazillen wiederum im ganzen Blute und 
besonders in den geschwollenen Lymphdrüsen nachweisen ließen. Besonders 
erwiesen sich Ratten als geeignet, und es hatte sich auch gezeigt, daß diese 
spontan besonders häufig an Pest erkrankten, ja daß den Epidemien unter 
den Menschen meist eine Epidemie unter den Ratten voranging. Es war 
nur noch die Frage zu lösen, wie sich die Seuche unter den Menschen ver¬ 
breitete, nachdem man nicht nur damals, sondern auch früher (z. B. bei 
Napoleons Zug nach Syrien) die Beobachtung gemacht hatte, daß Über¬ 
tragungen gerade in Krankenhäusern kaum vorkamen. Der Verdacht fiel auf 
die Ratten und ihre Flöhe; es konnte nachgewiesen werden, daß die Krank¬ 
heit durch Flöhe übertragen werden konnte; Betzte man Tiere in „Pest¬ 
häuser“, in denen die Seuche immer wieder auftrat, so erkrankten sie daran, 
nicht aber, wenn man die Käfige so hoch aufhing, daß sie ein Floh im 
Sprunge nicht mehr erreichen konnte, oder sie eng vergitterte. So können 
wir heutzutage sagen: Die Pest ist eine Seuche, die durch einen charakte¬ 
ristischen Bacillus hervorgerufen wird und unter den Ratten herrscht; sie 
kann durch bestimmte Arten von Flöhen auf den Menschen, und, aber be¬ 
deutend seltener, von Mensch zu Mensch übertragen werden. 

Nicht bei allen Krankheiten ist die Erforschung so relativ leicht; doch 
können unsere Kenntnisse wenigstens so weit ausgedehnt werden, daß es zu 
einer Erklärung der Übertragung genügt. Seit einigen Monaten kommen, 
speziell im Westen Deutschlands, zahlreiche Fälle von epidemischer Kinder¬ 
lähmung vor, die mit Fieber beginnt und meist mit Lähmungserscheinungen 
eines Armes oder Beines endete. Der Erreger der Krankheit ist noch nicht 
gesehen worden; aber wir wissen wenigstens aus anderen Gründen, daß er 
so klein ist, daß er zurzeit selbst mit den besten Mikroskopen noch nicht 
gesehen werden kann; wir vermögen ferner die Krankheit auf Tiere, und 
von Tier zu Tier zu übertragen, und sind dadurch imstande, seine sonstigen 
Lebensbedingungen kennen zu lernen; wir sind ferner über die Grundzüge 
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der Epidemiologie der Krankheit orientiert; und das alles, nachdem es noch 
kein Jahr her ist, daß die Seuche studiert wird. 

Diese Erfolge sind durch das Genie Robert Kochs erreicht worden, 
der in weniger als 10 Jahren die Methoden zum Studium der Mikroorganis¬ 
men fand und die Erreger zahlreicher Krankheiten entdeckte, darunter die 
der wichtigsten einheimischen und der wichtigsten ausländischen Seuche, der 
Tuberkulose und der Cholera. 

Nach diesen Forschungen haben wir anzunehmen, daß keine Infektions¬ 
krankheit von selbst entsteht; bei der Betrachtung der Ursachen haben wir 
zunächst den kranken Menschen zu suchen, der sie verbreitet hat; nur 
bei Eiterungen, Sommerdiarrhöe der Säuglinge und einigen anderen sind die 
Erreger so weit verbreitet, daß ihnen gegenüber die vom Patienten aus¬ 
geschiedenen kaum in Betracht kommen. So finden sich die Eiterkokken 
auf der Haut, an Gegenständen, aber es ist im allgemeinen eine Wunde 
nötig, um ihnen den Weg ins Innere zu bahnen. — Auf die ungeheuren Er¬ 
folge, welche die Chirurgie der Bakteriologie verdankt, kann hier nur flüchtig 
hingewiesen werden, da nur die öffentliche Gesundheitspflege berücksichtigt 
werden soll. — Ganze Epidemien aber von Wundinfektionskrankheiten 
kamen manchmal im Kriege vor, wo nach der Schlacht die Verwundeten 
massenweise an den fürchterlichen Erscheinungen des Wundstarrkrampfes 
starben. Man schob es damals auf die Abkühlung auf dem Schlachtfelde, 
hielt die Krankheit für rheumatisch und glaubte sie nicht bekämpfen zu 
können; heute wissen wir, daß sie nur ausbrechen kann, wenn ein be¬ 
stimmter Bacillus in die Wunde eingedrungen ist, der sehr weit im Boden 
verbreitet ist und auch durch Instrumente leicht übertragen werden kann. 

In den weitaus meisten Fällen aber haben wir den infizierten Menschen 
als die ursprüngliche Infektionsquelle zu betrachten. Nehmen wir als Bei¬ 
spiel die Cholera, so wie die Epidemien der ersten zwei Drittel des 19. Jahr¬ 
hunderts verlaufen sind. In einer Stadt herrscht die Krankheit; ein Mensch 
infiziert sich dort kurz vor seiner Abreise und bringt den Keim in einen 
anderen Ort. Erst nach Ablauf der Inkubationszeit erkrankt er daran; die 
Krankheit wird nicht erkannt oder sie wird nicht für ansteckend gehalten, 
die Exkremente werden verstreut; und auch ängstliche Personen die sich 
fern halten, sind vor der Übertragung nicht sicher, da sie selbstverständ¬ 
lich oft nicht daran denken, daß auch minimale Partikelchen, die mit dem 
bloßen Auge unsichtbar sind, den Keim beherbergen können. Die Wäsche 
wird an dem Brunnen gewaschen; einige Tropfen der Exkremente werden 
in diesen hineingespült und verseuchen das Wasser, oder der Ablauf ist 
undicht und Teile des gebrauchten Waschraumes kehren, ungenügend filtriert, 
durch den Boden zum Brunnen zurück. So entsteht zunächst eine kleinere 
Wasserepidemie. Aber nicht jeder, der aus dem Brunnen trinkt, nimmt 
Bazillen auf; diese verteilen sich nicht wie eine lösliche Substanz durch das 
Wasser, so daß in jedem Liter gleichviel davon vorhanden ist, sondern 
während viele Liter frei sind, beherbergen einige ein Schleimflöckchen aus 
dem Cholerastuhl, das die Bazillen nun in enormer Anzahl enthält. Um¬ 
gekehrt aber erkranken bei Wasserepidemien auch Personen, die angeblich 
nichts davon getrunken haben. Aber ihre Eß- und Trinkgeschirre sind mit 
dem verdächtigen Wasser ausgespült worden; die Milch wird damit ver- 
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fälscht und schließlich werden auch wenige Weintrinker so weit gehen wie 
der Herr, der sich zum Mundausspülen des Morgens eines „leichten Mosels u 
bediente. Ist eine allgemeine Wasserleitung vorhanden, so wird die ganze 
Stadt gleichmäßig befallen; sind es zwei, so ist zunächst nur der Stadtteil 
betroffen, den sie versorgte. Wurde die Epidemie nicht rationell bekämpft, 
so schlich sie fort; in einem dunkeln Gemüsekeller kamen die Bazillen auf 
Nahrungsmittel, die ungekocht genossen werden; der Bäckerjunge, dessen 
Meister erkrankt war, pflegte ihn zuerst und brachte dann mit seinen 
Händen minimale Spuren der Exkremente auf das Brot, das er austrug: so 
entstanden kleine Nahrungsmittelepidemien, die zu beträchtlicher Größe an¬ 
schwollen, wenn es sich um ein Nahrungsmittel handelte, von dem viele 
gleichzeitig erhielten, wie der Milch; und wieder bildeten die Befallenen 
kleine Centren, von denen direkt oder indirekt Übertragungen vorkamen. 

Mit Zunahme der Schnelligkeit des Verkehrs breiteten sich auch die 
Epidemien schneller aus, wie wir besonders an einem Vergleich der Cholera¬ 
epidemien der 60er Jahre mit ihren Vorgängerinnen sehen. 

Alle diese Überlegungen und Möglichkeiten haben zwar von vornherein 
wesentlich mehr Wahrscheinlichkeitswert als die früheren Ansichten, da sie 
logisch auseinander und der Existenz von Lebewesen mit bestimmten Eigen¬ 
schaften gefolgert werden könnten; aber was uns die Gewißheit gibt, daß 
dies alles nicht nur Spekulationen sind, ist das bakteriologische Experiment. 
Die Reinkultur der Mikroorganismen und die Hervorrufung von Krankheiten 
bei Überimpfung auf Tiere gibt uns den Beweis, daß die Bakterien wirklich 
die Erreger sind; das Studium ihrer Eigenschaften, ihrer Vermehrung, ihrer 
Widerstandsfähigkeit gegen Austrocknen, Licht, ihrer Lebensdauer in Wasser 
zeigt uns, ob unsere Überlegungen bezüglich der Übertragbarkeit auch die 
richtigen sind. Wie die Cholera ist der Typhus eine Krankheit, deren Er¬ 
reger durch den Darm eindringen und ähnliche Eigenschaften haben wie die 
Choleravibrionen. Nur ist er bei uns heimisch und seine Epidemien daher 
noch genauer studiert. Man beobachtete schon früher, daß die Krankheit 
aus einigen Häusern nicht weichen wollte, daß in ihnen immer wieder ein¬ 
zelne Personen befallen wurden, während die Umgebung frei blieb. Diese 
merkwürdige Tatsache, für die man in früherer Zeit die Erklärung meist in 
dem Boden suchte, auf dem das Haus stand, wissen wir heutzutage anders 
zu deuten: Bei manchen Personen bleiben auch nach Ablauf der Krankheit 
die Bazillen im Darme, vermehren sich und werden ständig ausgeschieden; 
sie haben an Virulenz nichts verloren, und eine solche Person wäre wie 
eine typhuskranke zu behandeln, aber die Gefahr ist bedeutend größer, da 
sie allen unbekannt ist und die Bazillen viel weiter verbreitet werden 
können. 

Eine andere Art der Verbreitung haben die Erkrankungen, die in den 
Atmungsorganen beginnen, wie Tuberkulose, Diphtherie, Influenza. Hier ist 
es undenkbar, daß so große Mengen infektiöses Material in eine Wasser¬ 
leitung kommen, um eine ganze Stadt zu verseuchen; Übertragungen durch 
Gegenstände kommen allerdings vor, treten aber in ihrer Häufigkeit gegen 
einen anderen Modus zurück. Es ist hier für die Epidemiologie charakte¬ 
ristisch, daß sich die Bakterien auf den Schleimhäuten und in der Lunge 
befinden und beim Husten mit großer Schnelligkeit und in großer Zahl 
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herausbefördert werden. Die Bedingungen, unter denen Bakterien in die 
Luft aus feuchten Gegenständen übergehen können, sind genau erforscht; 
ebenso kennen wir die Zahl der Bazillen, die auf diese Weise in die Luft 
verbreitet werden — es sind bei Tuberkulose bis zu 20000 in einer halben 
Stunde — wir wissen aber auch, daß sich die Tröpfchen nicht Behr weit vom 
Kranken fortbewegen, etwa nur 80cm und daß sie sich nach verhältnis¬ 
mäßig kurzer Zeit niederschlagen und festkleben, womit die Gefahr außer¬ 
ordentlich herabgemindert wird. Denn selbst Sputum in dicken Ballen 
beherbergt zwar unter Umständen enorme Mengen von lebensfähigen Bazillen, 
aber diese haften am Staube fest und nur sehr selten wird dieser so fein 
verrieben, daß er von geringen Luftströmungen aufgewirbelt und eingeatmet 
wird; am leichtesten ist dies noch bei den an Kleidern haftenden Bakterien 
möglich. Auch hier, z. B. bei Diphtherie, kommt es vor, daß Personen, die 
genesen sind oder gar nicht merklich erkrankten, die Bazillen lange Zeit 
beherbergten und übertrugen. Im übrigen aber kann die Luft nicht mehr 
als Zentrum einer Seuche angesehen werden; niemals kann z. B. auf der 
Straße die Luft die Bazillen in einigermaßen beträchtlicher Menge enthalten, 
da sofort eine enorme Verdünnung ein tritt. 

Die Erreger einiger anderer Krankheiten, wie Pocken, Masern, Schar¬ 
lach, sind uns unbekannt; aber aus ihrer Epidemiologie dürfen wir schließen, 
daß ihre Eigenschaften ähnlich sind wie die der letztbesprochenen Erreger, 
nur daß sie auch in Hautschuppen vorhanden sind und in trockenem Zu¬ 
stande durch den Staub leicht verbreitet werden können. 

Wieder andere Krankheiten, wie Milzbrand, Rotz, Tollwut sind eigent¬ 
lich Tierseuchen, die nur gelegentlich auf den Menschen verbreitet werden, 
während der Erreger der Malaria durch Stechfliegen von Mensch zu Mensch 
übertragen wird und in seinen Entwicklungsformen auf dem ganzen Wege 
auf das genaueste studiert ist; und auch die epidemiologischen Beobach¬ 
tungen stimmen mit diesen Untersuchungen auf das genaueste überein. 

So wissen wir jetzt in den meisten Fällen und in den anderen können 
wir es nach Analogie schließen, was der „Genius epidemicus“ ist, den frühere 
Jahrhunderte in den Gestirnen, in der Luft und in chemischen Stoffen ge¬ 
sucht haben. Würden diese Kenntnisse ins Publikum übergehen, so wäre 
dies einer der wichtigsten Fortschritte zu ihrer Bekämpfung. Vieles ist 
darin geschehen, mehr noch zu tun. Vor allem wäre es Aufgabe der Presse, 
hier aufklärend zu wirken. Diese Aufgabe erfüllt sie aber hur recht un¬ 
gleichmäßig; man kann auf einer Seite einen guten Artikel über eine Krank¬ 
heit lesen, und zwei Seiten später die Notiz, daß in dem Orte X infolge der 
großen Hitze die Tollwut einige Hunde befallen hätte; oder man liest einen 
populären Artikel über die Sinne der Tiere und findet darin, daß beim 
Nahen der Cholera alle Vögel aus einem Orte weggezogen seien, der denn 
auch besonders stark von der Krankheit heimgesucht worden sei. Ebenso 
kann man in Büchern solche Ansichten verbreitet finden; so wird erzählt, 
daß in einem Dörfchen, in dem die Cholera herrschte, der Glaube war, daß 
sie aufhören würde, wenn Nordwind wehe; der Pfarrer nagelte nun nachts 
die Wetterfahne ohne Wissen der Bauern fest, so daß sie Nordwind zeigte 
und infolge der Suggestion habe die Epidemie aufgehört! Die Geschichte 
soll in einem kleinen Dörfchen in Spanien gespielt haben, wodurch sie selbst- 
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verständlich ganz unkontrollierbar wird. Und dies noch in einem Buche 
über Okkultismus, dessen Verfasser Spuk, Aberglaube und Mystizismus mit 
viel Erfolg bekämpft. Wenn das am grünen Holz geschieht, sieht man erst, 
wie viel am dürren noch zu tun ist. 

Auf unsere Kenntnisse vom Wesen der Erreger und von ihrer Ver¬ 
breitung sind unsere Maßnahmen aufgebaut. Auch in früheren Zeiten ver¬ 
suchte man die Seuohen fernzuhalten; die Geschichte der Cholera im 
19. Jahrhundert und der Pest im Mittelalter zeigen uns zahlreiche Beispiele, 
bis zu welcher Rigorosität man bei der Furcht ums eigene Leben kommen 
kann; aber so streng man den Kordon aufrecht zu erhalten suchte, Handel 
und Wandel wurden aufs empfindlichste gestört, aber das Durchschmuggeln 
einzelner ansteckungsfähiger Personen oder das Durchwandern einiger an¬ 
scheinend harmlosen Ratten konnte man fast niemals verhindern. Noch 
schlimmer war es, wenn die Krankheit überhaupt nicht bekämpft wurde, 
wie die Cholera zu einer Zeit, als man sie nicht für ansteckend hielt, oder 
als man glaubte die Tuberkulose würde nur durch Vererbung übertragen. 
Die Schädigungen, welche durch die Schutzmaßregeln bei einer Seuche einer 
Stadt zugefügt wurden, waren in früheren Zeiten nicht geringer, sondern 
sogar ganz bedeutend größer als heutzutage. Die Hilflosigkeit der damaligen 
persönlichen Prophylaxe wird durch die Räucherbüchschen, Essigfläschchen 
und Ventilatoren genügend charakterisiert, wenn auch nicht zu leugnen ist, 
daß gewisse Firmen auch heute noch ein glänzendes Geschäft mit Kampfer¬ 
schachteln, Räucherlämpchen und carbolisiertem Klosettpapier machen würden; 
aber heute kann wenigstens jedem, der es wissen will, Auskunft über die 
Wertlosigkeit dieser Präparate gegeben werden. 

Da wir den Kranken als Ausgangspunkt der Infektion ansehen, müssen 
wir hier auch mit der Bekämpfung der Seuche beginnen. Durch eine Ab¬ 
sonderung, die sachgemäß durchgeführt werden muß, sucht man die Ver¬ 
breitung der Bazillen zu verhindern. Wo dies aus eigenen Mitteln unmög¬ 
lich ist, wie bei der Tuberkulose unter der armen Bevölkerung, treten 
Kommunen oder Vereine hilfreich ein; wie dies am zweckmäßigsten zu ge¬ 
schehen hat, ist in der ersten Nummer dieses Jahrganges so eingehend aus¬ 
einandergesetzt, daß sich eine weitere Besprechung erübrigt. Zur Fest¬ 
stellung der Krankheit stehen Untersuchungsämter zur Verfügung, die in 
dem größten Teile von Deutschland die Untersuchungen im öffentlichen 
Interesse unentgeltlich vornehmen. Aber nicht nur um zu sehen, ob jemand 
krank, sondern auch wie lange nach Ablauf der Krankheit er noch an¬ 
steckungsfähig ist, ist ihre Tätigkeit in Anspruch zu nehmen. Früher hatte 
man zur Desinfektion Chlorkalk, Schwefeldämpfe und gründliche Lüftung; 
daß die Schwefeldämpfe desinfizierend wirkten, wollte man daraus schließen, 
daß man in einen Raum Käfige mit Vögeln, Mäusen usw. aufstellte und 
Schwefel darin verbrannte; und nachdem die Tiere gestorben waren, glaubte 
man schließen zu dürfen, daß ihnen „organisches Leben nicht widerstehen 
könne“. — Seit solche Versuche aber auch mit Bakterien angestellt werden 
können, wissen wir, daß die Wirksamkeit bedeutend überschätzt wurde. Ebenso 
ist von Desinfektion durch Ventilation nicht viel übrig geblieben, da die 
meisten Bakterien sich nicht in der Luft, sondern in Winkeln und im Staube 
befinden und durch die relativ schwachen Luftströme nicht aufgehoben werden 
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können. Ebenso zeigte sieb die trockene Hitze im Bakterien versuch wenig* 
wirksam, dafür wurde im Dampfe ein ausgezeichnetes Mittel gefunden. Von 
allen älteren Desinfektionsmitteln ist nur der Chlorkalk übrig geblieben; an 
die Stelle der übrigen sind zahlreiche neuere getreten, wie Sublimat, Carbol* 
Kresol, Formalin, deren Zuverlässigkeit sicher erprobt ist. Leider wirft 
allerdings auch hier die Industrie eine Anzahl Präparate auf den Markt, 
deren Minderwertigkeit durch eine kollosale Reklame und Gutachten ver¬ 
deckt wird, die den Kundigen zwar den wahren Wert erkennen lassen, dem 
Laien dagegen Sand in die Augen streuen. Es wäre wünschenswert, wenn 
von einer Zentrale im Reiche aus alle diese Mittel geprüft und vor ihnen 
nötigenfalls öffentlich gewarnt würde, wie vor den marktschreierischen 
Anpreisungen der Kurpfuscher. 

Eine energische Bekämpfung bringt nicht unwesentliche Eingriffe in 
das Privatleben und muß daher gesetzlich geregelt werden. Auch hier 
stehen wir heutzutage auf festem Boden. Während früher Krankheiten wie 
Krebs, Weichselzopf usw. anzeigepflichtig waren, bat das neue preußische 
Seuchengesetz sie weggelassen und die wichtigsten anderen hinzugefügt, 
leider noch nicht die Tuberkulose. Durch die Anzeige werden die Krank¬ 
heiten zur Kenntnis der Behörde gebracht, die ihre Maßnahmen darnach 
trifft. Speziell die exotischen, „gemeingefährlichen“ Infektionskrankheiten 
sind es, die wir uns fernzuhalten suchen; aber nicht mehr durch Kordons 
und strengste Absperrung des ganzen Landes, sondern durch einfache Über¬ 
wachung des Verkehrs. Allerdings ist diese viel gründlicher durchgedacht, 
als früher; wenn die Cholera an die Grenzen des Reiches anklopft, findet sie 
überall zahlreiche Posten; und ebenso sind unsere Auslandshäfen von langer 
Hand gegen Einschleppung der Fest durch Ratten geschützt. 

Eine Tropenkrankheit sei noch erwähnt, die besonderes Interesse bean¬ 
sprucht, weil sie in der ganzen warmen Zone weit verbreitet ist: die Malaria, 
die nicht nur die Weißen dezimiert, sondern auch die Zahl der Neger 
dauernd niedrig hält; „wie erobern wir Afrika für die weiße und farbige 
Rasse“ lautete kürzlich das Thema eines Vortrages, und ungeheure Werte 
wären zu gewinnen, wenn ihre Ausrottung gelänge. 

Die großen Erfolge, welche die Therapie durch das Diphtherieheilserum 
hatte, können hier nur kurz gestreift werden, nicht nur zahlreichen Kindern 
wurde dadurch das Leben erhalten, sondern die. Krankheit damit auch ab¬ 
gekürzt und ihre Ausbreitung verringert. Von den Schutzimpfungen ist 
allerdings keine auch nur annähernd so erfolgreich gewesen wie die lange 
vor der bakteriologischen Ära gefundene gegen Pocken, doch sind immerhin 
gute Resultate erzielt und Aussichten in dieser Richtung auf spätere Zeiten 
vorhanden. Einen kleinen Überblick über die Erfolge bietet die nebenstehende 
Abbildung. Man sieht, wie Tuberkulose und Typhus stetig sinken. Die 
Diphtheriekurve zeigt in der Mitte mit Einführung des Heilserums (1894) 
einen plötzlichen Abfall, um dann dauernd tief zu bleiben. Über die Cholera 
sei nur an die Schrecken früherer Epidemien in Deutschland erinnert, im 
Vergleiche zu den beiden letzten 1905 und 1909, die sich nur im Nordosten 
Deutschlands abspielten und von Laien fast unbemerkt vorübergingen. 

Die Infektionskrankheiten wären aber nicht so stark durch die Erfolge 
der Bakteriologie zurückgegangen, wenn nicht gleichzeitig und schon etwas 
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vorher die Kranken- und Invaliditätsversicherung eingeführt und zahlreiche 
hygienische Maßnahmen getroffen worden wären, die ihren Anstoß auch 
durch das gesteigerte Reinlichkeitsbedürfnis erhielten. Speziell die Errich¬ 
tung von Schlachthöfen, Wasserwerken, Kanälen war es, auf deren Aus¬ 
gestaltung dann die Bakteriologie großen Einfluß gewonnen hat. So nimmt 
sie z. B. in der Fleischbeschau bereits eine wichtige Stelle ein, die in Zukunft 
hoffentlich noch wachsen wird. 


In den deutschen Städten mit über 15000 Einwohnern starben: 

von 5 000 insgesamt . . _I von 100 000 an Diphtherie . _ 

von 20 000 an Tuberkulose . I von 100 000 an Typhus . . — 



I_l_J_1_____ i I _1_I_I_I_I_I_I_I_I_I_I-I_1_1_I_I-1-1-1 

1877 80 8 5 9 0 95 1900 04 


Es fällt allen Laien auf, daß man seit einigen Jahren so oft von Fleisch¬ 
vergiftung sprechen hört und man vernimmt oft die Frage, ob die Fälle 
in der letzten Zeit zugenommen haben. Dies ist nicht der Fall; kleine 
Gruppen von Durchfällen, die früher in Familien oft beobachtet wurden, 
erregen nur heutzutage lebhafteres Interesse, seit sie genauer studiert und 
auf bestimmte Erreger zurückgeführt werden können. Durch Einführung 
bakteriologischer Untersuchungsanstalten und durch die Fortschritte der 
bakteriologischen Technik gelingt es heutzutage stets, die Ursache der 
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Krankheit zu isolieren um damit den Weg suchen zu können, auf welchem 
der Bazillus in das verdächtige Nahrungsmittel gelangt ist Die betreffenden 
Krankheiten verlaufen meist als leichtere oder schwere, ja choleraähnliche 
Durchfälle; in einigen, allerdings seltenen Fällen, sehen sie einem Typhus so 
ähnlich, daß der Erreger auch den Namen * Paratyphusbacillus“ erhalten hat. 
Sie sind nicht nur für den Menschen krankheitserregend, man findet sie 
auch bei allen möglichen Tierseuchen, bei Rindern, Pferden, bis herab zu 
Mäusen, Sperlingen, Papageien. Auch die Erreger des Mäusetyphus, mit 
denen man unter Mäusen Epidemien hervorrufen und sie dezimieren kann, 
gehören unter diese Gruppe. Bei Papageien hat man tödlich verlaufende 
Krankheiten mit ähnlichen Bazillen beobachtet, und Personen die sich be¬ 
sonders eifrig mit den Tieren beschäftigt haben, sind an schweren Lungen¬ 
entzündungen erkrankt. 

Vor allem interessieren uns hier die Befunde an Schlachttieren. Schon 
Bollinger hat darauf hingewiesen, daß die Mehrzahl der Fleischvergiftungen 
durch das Fleisch kranker Tiere verursacht wird. Septisch - pyämische Er¬ 
krankungen sind es meist, teils mit lokalisierten Eiterherden, teils nur mit 
mehr oder weniger zahlreichen, größeren oder kleineren Blutungen. Bei 
Kälbern wurden die erwähnten Bazillen außerdem Erreger von Ruhr, 
und Lungenbrustfellentzündung; sie sind aber nicht auf den eigentlichen 
Herd beschränkt, sondern verbreiten sich über alle Organe, und zwar schon 
im Leben. Bei Kühen sind Sepsis und Pyämie so verbreitet, daß im Jahre 
1904 in Deutschland 5,41 pro Mille der zur Untersuchung gelangten Tiere 
aus diesem Grunde vernichtet werden mußten. 

Eine unter den Schweinebeständen oft verheerend auf tretende Seuche, 
die Schweinepest oder Hogcholera, wurde ebenfalls lange Zeit auf ähnliche 
Bazillen zurückgeführt. Sicher ist jedenfalls, daß die Mikroorganismen in 
den meisten Fällen in großer Zahl den Körper überschwemmen. Allerdings 
hat sich durch neuere Untersuchungen gezeigt, daß nicht sie die wirklichen 
Erreger der Krankheit sind, sondern Mikroorganismen, die so klein sind, 
daß sie unter dem Mikroskope nicht mehr erkannt werden können. Es 
liegen hier ähnliche Verhältnisse vor wie bei Pocken und Scharlach: auch 
deren Erreger sind uns unbekannt; aber in den durch sie geschwächten 
Körper dringen andere Bakterien, Streptokokken ein, die die Krankheit ver¬ 
schlimmern. Jedenfalls aber ist der Bacillus suipestifer ein sehr häufiger 
Befund, speziell auch im Muskelfleische, nicht nur bei schwer kranken Tieren, 
sondern auch bei solchen, die die Krankheit ohne besondere Symptome über¬ 
standen hatten und zur Zeit der Schlachtung keinerlei Merkmale mehr, auch 
nicht im Darme, aufwiesen. Auch dann, wenn die Bazillen schon abgekapselt 
und für den tierischen Organismus unschädlich sind, können sie beim Durch¬ 
schneiden des Abszesses bei der Schlachtung, sei es auch nur zum Zwecke 
der Untersuchung, wieder auf das Fleisch übertragen werden. Auch die 
Herkunft des Bazillus ist uns nicht mehr dunkel: man findet ihn vor allem, 
allerdings nur in einzelnen Exemplaren, im Darme von gesunden Menschen 
und Tieren, und von hieraus gelangt er, wenn der Organismus geschwächt 
ist, unter Umständen in das Blut. Auch sonst kommt er in der Außenwelt 
vor; in Wasser wurde er gefunden, ferner in Eis, Milch, verdächtiger Wurst, 
aber immer nur vereinzelt. Von Bedeutung ist aber die Menge. Eine 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Bedeutung der Bakteriologie für die öffentliche Gesundheitspflege. 507 

große Zahl in dem Fleische kommt nicht nur dadurch zustande, daß in den 
letzten Stadien der Krankheit sich sehr viele Bakterien ansiedeln, sondern 
es kann auch nach dem Tode die Vermehrung eintreten. So sind Fälle 
bekannt, in denen der Genuß des frischen Fleisches keine Krankheits¬ 
erscheinungen auslöste, während der des von demselben Tiere stammenden, 
mehrere Tage aufbewahrten, schwere Zustände hervorrief. 

Besonders sind die Hackfleischvergiftungen bekannt, die früher von 
den übrigen Fleischvergiftungen abgetrennt wurden; hier sind die Verbin¬ 
dungen, die sonst das Vordringen der Bakterien in die Tiefe im allgemeinen 
verhindern, gelöst und die Vermehrungsbedingungen so günstig, daß bis zu 
6 Millionen Keimen in 1 g Fleisch gezählt wurden. Durch Zusatz von 
Präservesalz (Natriumsulfit) wird derartiges Fleisch für das Auge frisch 
erhalten, während schon tiefgreifende Zersetzungsprozesse vor sich gegangen 
sind. Auch die durch nichts begründete Unsitte, Hackfleisch in rohem Zu¬ 
stande zu genießen, vermehrt die Gefahr; oft hat man beobachtet, daß die 
betreffenden Personen erkrankten, während die, welche gebratenes und ge¬ 
kochtes Fleisch genossen, gesund geblieben sind. Doch schützt die Zu¬ 
bereitung nicht stets vor Vergiftung: einerseits gehen zwar die Bakterien, 
aber nicht die vorher von ihnen gebildeten Gifte durch Kochen zugrunde; 
andererseits dringt die Hitze nur langsam und unvollkommen in die Tiefe 
großer Stücke. Um so notwendiger erweist es sich, verdächtiges Fleisch nicht 
in den Handel kommen zu lassen. Am häufigsten ist es das Fleisch von 
kranken und notgeschlachteten Tieren, das bisher die Krankheiten ver¬ 
breitet hat. Schon öfters ist es vorgekommen, daß sachgemäß, d. h. durch 
Besichtigung untersuchtes und freigegebenes Fleisch die Ursache war. Be¬ 
sonders leicht kann dies Vorkommen bei Hausschlachtungen, da diese von 
der Beschau unter Umständen völlig befreit sind; aber auch bei Notschlach¬ 
tungen ist eine Beschau vor der Schlachtung nicht möglich, durch die oft 
der Verdacht auf bestimmte Krankheiten gelenkt werden könnte, besonders 
sind es gewisse Fälle von Sepsis, die an dem Befunde der Organe manchmal 
schwer erkannt werden. Das einzige Mittel, das hier helfen kann, ist die 
bakteriologische Untersuchung; es muß durchgesetzt werden, daß sie in 
allen verdächtigen Fällen vorgenommen und jedes Fleisch, das die be¬ 
treffenden Bazillen birgt, als gesundheitsschädlich betrachtet wird. 

Wesentlich seltener als diese fieberhaft verlaufenden Diarrhöen, aber 
um so schwerer in ihren Erscheinungen ist eine andere Nahrungsmittel¬ 
erkrankung, der Botulismus. Die Erreger müssen erst längere Zeit in den 
betreffenden Nahrungsmitteln sein, ehe sie genügend Gift gebildet haben; 
im Darm des Menschen vermögen sie nicht fortzukommen. Außerdem ver¬ 
mögen sie nicht zu wachsen, solange Luft zutreten kann. Wir finden sie 
daher besonders als Erreger von Konservenvergiftungen, so in der bekannten 
Darmstädter Epidemie, in der die Bohnen in einer Haushaltungsschule wohl 
nicht genügend erhitzt worden waren. Aber auch bei den industriell her¬ 
gestellten Konserven wird oft mit außerordentlicher Unachtsamkeit vor¬ 
gegangen ; so wurde einmal bei einer kleinen Epidemie nachgewiesen, daß 
die betreffende Salmkonserve mit dem aus Wasser, Essig und Gelatine her¬ 
gestellten Geleo übergossen, dann einen Tag stehen gelassen und dann die 
Büchsen zugelötet wurden. Daß nunmehr die Bakterien sich ungestört 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



508 


Prof. Dr. Kisskalt, 


Digitized by 


vermehren konnten ist selbstverständlich. Eine bessere Kontrolle und 
vor allem energische gerichtliche Verfolgung in solchen Fällen wäre sehr 
wünschenswert. 

Umgekehrt ist es uns durch die* Fortschritte gelungen, uns von manchen 
falschen Vorstellungen über das Zustandekommen von Nahrungsmittel¬ 
vergiftungen zu befreien. In früherer Zeit spielten die Erkrankungen an 
Grünspan eine ziemliche Rolle; unter den Genußmitteln wurde besonders die 
Vanille an geschuldigt, die oft giftig sein sollte. Seit der bakteriologischen 
Ära konnten derartige Fälle jedoch stets auf ein belebtes Virus zurück¬ 
geführt werden. 

Weit häufiger als wegen Sepsis wird das Fleisch bei der Beschau wegen 
Perlsucht verworfen. Der Zusammenhang dieser Krankheit mit einer mensch¬ 
lichen Tuberkulose war früher unklar; seit der Entdeckung des Tuberkelbazillus 
durch Koch wissen wir, daß sich in den erkrankten Stellen Bazillen be¬ 
finden, die mikroskopisch kaum von diesem Mikroorganismus unterschieden 
werden können. Es ist bekannt, daß eine völlige Identität der beiden eben¬ 
falls zuerst von Koch bestritten wurde. Durch die eingehenden Unter¬ 
suchungen, die sich an die Aufrollung der Frage anschlossen, kann als 
festgestellt angesehen werden, daß man höchstens von einer nahen Verwandt¬ 
schaft sprechen darf. Verfüttert man Reinkulturen des Menschentuberkel- 
bazillus, so erhält man selbst bei enormen Mengen kaum ein Resultat; 
selbst die sonst viel wirksameren Wege der Inhalation und der subkutanen 
Infektion ergeben nur geringe pathologische Veränderungen, die bald aus¬ 
heilen. Nimmt man dagegen aus dem Rinde gezüchtete Perlsuchtbazillen, 
so gelingt die Infektion sehr leicht. Selbstverständlich sind die Versuche 
mit großer Sorgfalt vorzunebmen. So hat man mit Reinkulturen zu ar¬ 
beiten, da in den Organstückchen sich die Bazillen in sehr wechselnder 
Menge befinden; ferner ist genau zu dosieren usw. Auch andere Versuchs¬ 
tiere zeigen eine verschiedene Empfänglichkeit für die beiden Bazillenarten, 
die als „Typus humanus“ und „Typus bovinus u bezeichnet werden, und 
zwar in der Weise, daß sie für den letzteren empfänglicher sind. Am 
Menschen kann man selbstverständlich keine eingehenderen Versuche machen 
und muß sich auf die ärztlichen Beobachtungen verlassen. Da hat sich 
nun gezeigt, daß von Untersuchungen im großen Maßstabe nicht die Rede 
sein kann. Die Fälle, welche auf Infektion mit Perlsuchtbazillen mit 
Sicherheit oder großer Wahrscheinlichkeit zurückgeführt werden können, 
sind einstweilen noch so selten, daß jedes einzelne veröffentlicht wird. Es 
handelt sich meist um Erkrankungen, die an den Mesenterialdrüsen beginnen 
und bald ausheilen, bald langsam die übrigen Organe ergreifen. Ihre Bedeutung 
ist gering im Vergleich mit den übrigen Tuberkulosefällen; ganz besonders 
in epidemiologischer Hinsicht; der ungeheuren Menge von Tuberkelbazillen, 
die ein hustender Schwindsüchtiger verstreut, gegenüber, spielt die Gefahr 
der Erwerbung der Tuberkulose durch Perlsuchtbazillen nur eine sehr 
geringe Rolle. Dabei sind die weitaus meisten Fälle von Perlsucht beim 
Menschen nicht auf Fleisch, sondern auf Milch zurückzuführen. Perlsüch¬ 
tige Kühe scheiden aus dem Euter, selbst wenn dieses nicht erkrankt ist, 
unter Umständen sehr große Mengen von Bazillen aus, und selbstverständ¬ 
lich muß ihre Aufnahme durch gesunde Menschen verhindert werden. Für 
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die Prophylaxe aber spielt die Verhinderung der Infektion von Seiten eines 
tuberkulösen Menschen die unendlich bedeutendere Rolle. 

Mit der Milch können außer der Tubeikulose zahlreiche andere Krank¬ 
heiten verbreitet werden; besonders wurden einige große Typhusepidemien 
mit Sicherheit darauf zurückgeführt. Als eine sehr nährstoffreiche Flüssig¬ 
keit ist die Milch imstande, das Wachstum aller hineingelangenden Bakterien 
außerordentlich zu befördern, falls die Temperatur eine genügende Höhe 
hat; und die Vermischung der infizierten Milch mit anderen in der Molkerei 
ermöglicht eine Verbreitung auf einen großen Kreis von Konsumenten. Es 
müßte also sorgfältig darauf geachtet werden, daß jede Berührung mit 
Typhuskranken oder - Bazillenträgern sorgfältig vermieden wird; doch ge¬ 
schieht in dieser Richtung leider noch nicht genug. 

Typhus- und Choleraepidemien rufen in der Bevölkerung großen Schrecken 
hervor; hygienische Verbesserungen sind auf Grund derselben im allgemeinen 
leicht zu erreichen. Anders ist es mit den Krankheiten, an deren Wirkung 
man sich im Laufe der Zeit gewöhnt hat, obwohl die Ziffer jahraus jahrein 
eine höhere ist als die der vorübergehenden Epidemien. Vor allem gilt dies 
für die Sommerdiarrhöe der Säuglinge, deren Bekämpfung erst seit kurzer 
Zeit kräftig eingesetzt hat. Ihr Erreger ist uns unbekannt, so daß wir uns 
über manche Punkte ihrer Entstehung noch im Unklaren sind. Sicher 
spielt jedoch die Milch eine große Rolle dabei, und die Tatsache der geringen 
Sterblichkeit der Brustkinder und der mit sterilisierter Milch ernährten 
Säuglinge zeigt uns den Weg zu ihrer Verhütung. Jedoch wird sie manchmal 
in einem Zustande in das Haus gebracht, der eine Verbesserung durch Ab¬ 
kochen aussichtslos erscheinen läßt. Schon beim Melken beginnt die Ver¬ 
schmutzung durch die unreinen Hände, durch die hineinfallenden Partikel¬ 
chen von Kuhkot, durch schmutzige Eimer. Würde man ein weißes Tuch 
ebenso behandeln wie Milch, man würde seine ursprüngliche Farbe nicht 
mehr wiedererkennen und sich hüten es in die Hand zu nehmen, geschweige 
denn es an den Mund zu führen. 

Durch die oft hohe Temperatur sind die Bakterien imstande sich enorm 
zu vermehren und die Milch zu zersetzen. Gerade diese Zersetzung ist es, 
die Maßnahmen der öffentlichen Gesundheitspflege hervorrufen sollte. Die 
polizeiliche Untersuchung der Milch geschieht fast stets nur um festzustellen, 
ob Wässerung oder Entrahmung stattgefunden hat. So wichtig der Nach¬ 
weis ist, da durch beides der Nährwert und der Geschmack herabgesetzt 
wird und manchmal noch pathogene Bakterien zugeführt werden, so wäre 
es doch dringend wünschenswert, die Maßregeln zu ergänzen. Allerdings 
müßte die Kontrolle schon im Stalle beginnen, ob genügend Sauberkeit 
gewahrt ist; weiterhin dürfte die Temperatur nicht hoch steigen und auf 
dem Transporte und beim Händler wären ebenfalls oft wiederholte Revi¬ 
sionen nötig. Die Inspektion wäre durch Untersuchung entnommener Proben 
zu ergänzen, die allerdings sehr bald nach der Entnahme zu untersuchen 
wären. 

Ausgezeichnete Vorschriften bestehen in dieser Richtung im Staate 
New York. Hier ist zunächst jede Milchhandlung konzessionspflichtig. 
125 Inspektoren untersuchen sie, ob sie sauber, groß genug und hell ist, ob 
die Milch nicht in unzweckmäßigen Räumen aufbewahrt wird und ob die 
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Gefäße ordentlich gereinigt werden. Wöchentlich wird ans jedem Laden 
eine Probe zur chemischen und zur bakteriologischen Untersuchung ent¬ 
nommen. Besonders wichtig ist, daß sie nicht über 10° haben darf. Milch 
welche mit einer Temperatur von 16° ankommt, darf vom Händler über¬ 
haupt nicht angenommen werden. Die Kontrolle beginnt aber schon im 
Stalle. Er muß hell, luftig und groß genug sein, die Kühe müssen sauber 
gehalten, die langen Haare in der Gegend des Euters kurz geschnitten, die 
Hände vor dem Melken gewaschen werden. Alles dies stellt der Inspektor 
durch öftere Revisionen fest. Wird ihm der Eintritt verwehrt, so darf die 
Molkerei dem Bauern keine Milch mehr abnehmen; tut sie es doch, so wird 
ihre gesamte Milch nicht mehr in der Stadt zugelassen. Auch der Gesund¬ 
heitsbericht von Massachusetts bringt jährlich Mitteilungen über die 
gleiche Art von Milchkontrolle, mit Photographien guter und schlechter 
Stallungen. In dieser Hinsicht werden uns die amerikanischen Staaten noch 
lange vorbildlich sein. 

Ähnlich wie die Milch ist auch das Wasser ein Vehikel, durch das 
zahlreiche Menschen auf einmal erkranken können. Schon vor Aufkommen 
der Bakteriologie hat man mancherorts versucht, das Wasser zentral zu 
reinigen; die ersten englischen Ingenieure kamen 1853 nach Deutschland, 
und schon vorher hat man dort, auf Grund der Erfahrungen mit der Cholera 
in London und ihre Verteilung auf die beiden Wasserleitungen, den Wert 
einer guten Trinkwasserversorgung für eine Stadt kennen gelernt. Aber 
erst seit der Erforschung der Mikroorganismen ist es uns möglich, die Be¬ 
dingungen festzustellen, unter denen ein Wasser infektiös sein kann. Zu 
diesem Zwecke mußten zunächst die Lebensbedingungen der in Betracht 
kommenden Bakterien bekannt sein; man mußte z. B. wissen, wie lange sie 
im Wasser aushalten könnten. Die Beantwortung dieser Frage ist durchaus 
nicht einfach gewesen; es hat Jahre gedauert, bis man zu einigermaßen 
genauen Zahlen gekommen ist. Die Schwierigkeit lag darin, daß sich im 
Wasser zahlreiche andere Bakterien befinden, die das Auf suchen der hinein¬ 
gebrachten pathogenen sehr erschweren; erst seit für die letzteren Spezial¬ 
methoden gefunden sind, wissen wir mit Sicherheit, daß die Lebensdauer im 
Flußwasser mindestens einige Wochen betragen kann. Um zu wissen, wie 
die betreffenden Bakterien in das Wasser gelangen konnten, war es nötig, 
ihre Verbreitung kennen zu lernen und zu finden, daß sie nicht im Boden 
oder in der Luft normalerweise vorhanden sind, sondern stets direkt oder 
indirekt durch den Menschen verbreitet werden. Es ist daher unser Be¬ 
streben, in jedem Falle diesen zu ermitteln; erst dann können wir die Epi¬ 
demie für erklärt erachten. Doch ist in den meisten Fällen von den Exkre¬ 
menten eines Typhuskranken bis zu der Wasserversorgungsanlage ein weiter 
Weg für die Bakterien zurückzulegen, dessen Hindernisse von ihnen nur 
ganz ausnahmsweise überwunden werden. Gelangen sie in einen Bach oder 
Fluß, so ist es noch am leichtesten möglich; kommen sie dagegen auf den 
Erdboden oder in Gruben, so sind einigermaßen hohe und feinkörnige 
Schichten leicht imstande ihnen den Durchtritt zu verwehren. Dazwischen 
gibt es alle Übergänge, und Aufgabe der Wasseruntersuchung ist es, fest¬ 
zustellen, ob im einzelnen Falle eine Infektion möglich war, zurzeit möglich 
ist oder in Zukunft möglich sein wird. 
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Schon lange vor Beginn der bakteriologischen Ära hat es eine wissen¬ 
schaftliche Beurteilung des Wassers gegeben. Die chemische Untersuchung 
war es damals, die die Möglichkeit gab, ein Wasser zu begutachten. Sie 
erwies sich sogar als sehr bequem, da es möglich schien, ein Wasser zu 
prüfen, ohne an den Brunnen hinauszufahren, nach einfacher Zusendung an 
das Laboratorium. Es zeigte sich, daß in Brunnen, die in dem stark ver¬ 
unreinigten Boden der Städte standen, Substanzen sich befanden, die aus 
menschlichen und tierischen Exkrementen stammten; ein derartiges Wasser 
erklärte man als gesundheitsgefährlich, und selbst diejenigen Forscher, die 
nicht der Meinung waren, daß sich Infektionskrankheiten durch das Wasser 
verbreiten könnten, erklärten sich für ihre Schließung. Besonders die stick¬ 
stoffhaltigen Substanzen wie Ammoniak, salpetrige und Salpetersäure waren 
es, die eine große Abneigung hervorriefen, da sie besonders aus dem Harn¬ 
stoff stammten; die organischen Stoffe konnten in ihrer schädlichen Wir¬ 
kung nicht recht gedeutet werden, doch gerade dies trug dazu bei, die 
Furcht vor ihnen zu erhöhen. Diese Beurteilung der „jauchigen Stoffe“ hat 
besonders dazu beigetragen, daß große Reinemachen in den Städten in der 
zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts zu beschleunigen und die Ein¬ 
führung der zentralen Wasserversorgung zu erleichtern. Durch die Auf¬ 
stellung von „Grenzzahlen“ über die Menge der einzelnen Stoffe glaubte 
man sich die Arbeit der Begutachtung noch besonders erleichtern zu dürfen. 
Späterhin allerdings zeigte sich, daß ganz einwandfreies Grundwasser die 
Substanzen in Mengen enthalten konnte, die die Grenzzahlen weit über¬ 
schritten, und wenn man das vollständig einwandfreie Leitungswasser einiger 
deutscher Städte nach früher aufgestellten Maximen beurteilen wollte, müßte 
man es als unbrauchbar verwerfen; und umgekehrt könnte man öfters dazu 
kommen, ein Wasser auf Grund der chemischen Untersuchung als einwand¬ 
frei zu erklären, das Typhus zu verbreiten imstande ist. Gegen ersteren 
Übelstand weiß man sich allerdings dadurch zu helfen, daß man das zu 
untersuchende Brunnenwasser mit reinem Grundwasser aus derselben Gegend 
vergleicht; doch wird dies Verfahren in der Praxis in sehr zahlreichen 
Fällen nicht angewendet. 

Durch Einführung der bakteriologischen Wasseruntersuchung wurde 
auf zahlreiche bis dahin noch unklare Punkte Licht geworfen. Nachdem 
schon vorher bekannt war, daß Ammoniak, salpetrige und Salpeter¬ 
säure in der im Wasser vorhandenen Menge nicht schädlich waren, sondern 
nur als Indikatoren dienen konnten, wurde auch betreffs der organischen 
Substanzen festgestellt, daß sie weder als Gifte (Ptomaine) wirkten, noch 
den Bakterien als Nährboden dienten; dazu ist ihre Menge viel zu gering. 
Man suchte nun, neben der chemischen Untersuchung oder für sich allein 
ein Wasser nach der Zahl der vorhandenen Keime zu begutachten. Die 
Untersuchung war damit allerdings erschwert, da hie an Ort und Stelle aus¬ 
geführt oder das Wasser in Eis verpackt verschickt werden mußte, indem 
sich die Bakterien bei gewöhnlicher Temperatur sehr schnell vermehrten. 
Außerdem gelang es auch hier nicht, bestimmte Grenzzahlen festzusetzen. 
Wird aus einem Brunnen ständig Wasser abgepumpt und finden sich dann 
einige hundert Keime pro Kubikcentimeter, so ist der Befund ganz anders 
zu behandeln als wenn das Wasser schon lange in dem Brunnen stagnierte. 
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Auf die Zahl der Bakterien kommt es in bezug auf Infektionsgefahr nicht 
an, sondern auf die Art. Wir nehmen täglich so viele Bakterien auf — in 
einem Kubikcentimeter Milch mehrere 100000; in einem Stückchen Käse 
viele Millionen —, daß die verhältnismäßig wenigen Keime des Wassers 
dagegen bedeutungslos sind. Es würde sich also darum handeln, die ver¬ 
dächtigen Keime, vor allem Typhus- und Cholerabazillen aus dem Wasser 
zu isolieren. Dies ist in der Tat schon oft gelungen, seit sich unsere 
Methoden verbessert haben, so daß man bei einer Epidemie heutzutage den 
Nachweis ungern vermißt; doch sind dadurch, daß von der Infektion des 
Wassers bis zu ihrem Ausbruch speziell bei Typhus eine längere Zeit ver¬ 
streicht, Mißerfolge immer noch zu erklären. Andererseits sind die Mikro¬ 
organismen selbstverständlich erst nach dem Ausbruch der Krankheit zu 
erwarten; für die Anzeige einer Gefährdung des Wasserwerkes wäre es 
dann aber zu spät. Man hat demgemäß nach anderen Indikatoren gesucht 
und glaubte sie in dem Bact. coli gefunden zu haben, das aus dem mensch¬ 
lichen oder tierischen Darme stammt; wo es auf irgend welchen Wegen in 
das Wasser gelangt, da liegtauch die, wenn auch ganz wesentlich geringere 
Wahrscheinlichkeit vor, daß auch einmal Typhus- oder Cholerabazillen 
hineingelangen können. Leider sind die Methoden zu dem Nachweise des 
Mikroorganismus noch nicht genügend ausgebildet, um weitgehende Schlüsse 
zuzulassen. So genügt denn auch die bakteriologische Untersuchung allein 
nicht zur Abgabe eines Urteils über die Tauglichkeit eines Wassers. Da¬ 
gegen leistet sie schon für sich viel, wenn es sich um fortlaufende Kontrolle 
eines Wassers handelt, das zwar im allgemeinen einwandfrei ist, aber manch¬ 
mal Störungen unterliegen kann, z.B. bei der Sandhitration, bei Wasser¬ 
werken die neben Flüssen liegen, bei nicht einwandfreien Quellen. 

Der Hauptvorzug der bakteriologischen Wasseruntersuchung ist aber, 
daß sie uns die Bedingungen kennen lehrte, unter denen eine Verunreinigung 
eines Wassers überhaupt möglich ist. Ist die Grund wasserschicht, aus der 
ein Brunnen schöpft, von einer genügend hohen undurchlässigen Ton¬ 
oder Lehmschicht bedeckt, so daß es erst weite Wege in einer filtrierenden 
Schicht zurücklegen muß; schließt der Deckel dicht, oder handelt es sich 
gar um einen Röhrenbrunnen; hat das nicht gebrauchte Wasser freien Ab¬ 
lauf infolge einer Neigung des Bodens, so ist schon durch den Augenschein 
eine Verbreitung von Typhus dadurch als höchst unwahrscheinlich erwiesen. 
Handelt es sich dagegen um einen schlecht gedeckten Kesselbrunnen oder 
gar Ziehbrunnen in grobem Kies, an dessen Seite gewaschen wird und an 
dessen Wandungen Schmutzstreifen den Weg des hinabgesickerten Wassers 
anzeigen, so ist für schleunige Abhilfe zu sorgen, auch wenn hieraus noch 
nicht nachweislich Typhus verbreitet worden ist. Ähnliches gilt für große 
Wasserwerke. Man sieht also, daß die dritte Methode, die Inspektion, die 
auf den Ergebnissen der Epidemiologie fußt, die ist, die am besten Auskunft 
über die Möglichkeit der Infektion eines Wassers gibt, und die daher in 
erster Linie vorzunehmen ist. Allerdings setzt auch sie Kenntnisse über die 
mögliche Gestaltung des Bodens und Kenntnis der Bakteriologie voraus. 
Daneben ist selbstverständlich die eigentliche bakteriologische Untersuchung 
nicht zu vernachlässigen, die ebenfalls wertvolle Aufschlüsse ergeben kann; 
ebensowenig die chemische, die nicht nur die Befunde von Eisen, Mangan, 
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Blei, Härte usw., sondern auch die der früher allein als Indikatoren dienenden 
Stoffe umfaßt, da auch sie noch das Bild vervollständigen können. Eine 
hygienische Begutachtung hat sich also stets auf Okularinspek¬ 
tion, bakteriologische und chemische Untersuchung zu gründen. 
Ihr gegenüber steht die Begutachtung für technische Zwecke; hier 
kann man unter Umständen ein Wasser z. B. wegen des Kalkgehaltes nicht 
für brauchbar halten, das als Trinkwasser gut zu verwerten ist; es tritt also 
die chemische Analyse mehr in den Vordergrund, doch kann auch der 
bakteriologische Befund von Wichtigkeit sein, da manche Industrien nur ein 
keimarmes Wasser brauchen können. Sobald aber das Wasser auch als 
Trinkwasser dient, muß es allen Anforderungen der Hygiene entsprechen. 

Nach diesen Grundsätzen wird auch heutzutage mehr und mehr ver¬ 
fahren. Immerhin kommt auch jetzt noch vereinzelt der früher typische 
Fall vor, daß beim Ausbruch einer Epidemie das verdächtige Wasser einem 
Apotheker oder Chemiker zur Untersuchung zugesandt wird. Er findet 
darin vielleicht einen hohen Gehalt an Chlor, organischer Substanz, Salpeter- 
und salpetriger Säure und Ammoniak; das „Gutachten" lautet, daß das 
schlechte Wasser den Typhus verbreitet habe. Der Brunnen wird ge¬ 
schlossen und — die Epidemie, die vielleicht gar keine Wasserepidemie, 
sondern eine Kontaktepidemie war, nimmt ruhig ihren Fortgang, da man 
sie genug bekämpft zu haben glaubt. — Es bedarf wohl keiner weiteren 
Ausführungen über die Verwerflichkeit eines solchen Verfahrens. 

Im vorigen wurde erwähnt, daß Grnndwasser in genügender Tiefe aus 
gut filtrierenden Schichten stets keimfrei ist. Nun kommt aber Grundwasser 
auch neben Flüssen vor; bei normalem Wasserstand fließt es ihnen zu oder 
parallel mit ihnen, bei Hochwasser wird es angestaut und es tritt schließlich 
Flußwasser über; oder die Entnahmestelle wird überschwemmt und das 
Flußwasser sickert, oft ungenügend filtriert, von oben durch. Ebenso kann 
es Vorkommen, daß das Grnndwasser von dem Wasserwerk so stark be¬ 
ansprucht wird, daß schon bei normalem Betriebe Flußwasser angesaugt 
wird. Man hat beobachtet, daß unter solchen Umständen Infektionskrank¬ 
heiten unter der Bevölkerung aufgetreten sind; so beobachtete man in einer 
deutschen Stadt mit Überschwemmung des Wasserwerkes ein Ansteigen der 
Magendarm erkrankungen, und als später ein Teil anderes Wasser erhielt, 
trat die Erscheinung hier nicht mehr auf, während sie in dem anderen Teile 
noch beobachtet wurde. Keimzählungen ergaben auch hier ein sehr starkes 
Ansteigen der Bakterienzahl. Dagegen beobachtete man diese Phänomene 
nicht bei anderen Wasserwerken, trotzdem nachweislich Flußwasser zum 
Grundwasser trat: hier ist die Filtrationsfähigkeit des Bodens eine genügende 
und solange keine Vermehrung der Bakterien überhaupt eintritt, dürfen wir 
sicher sein, daß auch die krankheitserregenden nicht zugenommen haben. 
Besonders scheinen die feinen Ablagerungen am Boden des Flusses einen 
guten Schutz gegen das Durchdringen zu gewähren. 

Aber auch da, wo das Wasser weit vom Flusse weg in frischem Zu¬ 
stande dem Boden entsprudelt, kann unter Umständen eine Infektionsgefahr 
vorliegen. Die Gesteine sind im Wasser löslich, allerdings nur in minimaler 
Menge; aber wenn die Löslichkeit, wie beim Kalk, bei Gegenwart von Kohlen¬ 
säure 1:300 beträgt und die Tätigkeit des Wassers Jahrtausende andauert, 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1910. qo 
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so ist begreiflich, daß schließlich Höhlen entstehen müssen, von denen die 
Adelsberger Grotte die berühmteste ist. Es ist bekannt, daß dort im Karst 
mancherorts ganze Bäche, ja Flüsse versinken, um anderswo als Quellen 
wieder zu Tage zu treten, und es ist klar, daß die Bakterien dabei nicht 
abfiltriert werden; ein derartiges Wasser ist oft nichts anderes als Bach¬ 
wasser, das nur seine gröberen Bestandteile sedimentiert hat und wenn sich 
am Oberlaufe ein Gehöft oder Dorf befindet, aus welchem typhusbazillen¬ 
haltiger Kot oder Urin in den Bach kommt, so werden die Mikroorganismen 
an der „Quelle“ wieder getrunken oder in die Wasserleitung gebracht. In 
dieser Weise sind in Orten, welche an entsprechendes Gestein angrenzen, 
schon öfters Typhusepidemien entstanden; die bekanntesten sind die von 
Paris und Besangon, in Deutschland Paderborn und Detmold. 

Es ist also nötig, unter Umständen auch anscheinend tadelloses Quell¬ 
wasser von Bakterien zu befreien; noch vielmehr gilt dies von Oberflächen¬ 
wasser, mit dem sich manche Städte behelfen müssen, obwohl es auch in 
anderer Beziehung, z. B. in bezug auf die Temperatur, dem Grundwasser 
erheblich nachsteht. Die Mittel zu seiner Reinigung, speziell die Sand¬ 
filtration, sind zwar um einige Jahrzehnte älter als die Bakteriologie; aber 
erst diese hat uns in Stand gesetzt, ihren Wert richtig zu beurteilen und 
sie von einigen Mängeln zu befreien. Erst seit den diesbezüglichen Unter¬ 
suchungen wissen wir, welches das eigentlich filtrierende Agens ist, und 
wodurch Fehler Vorkommen können; wir wissen aber auch, daß es über¬ 
haupt nicht gelingt, sämtliche Bakterien zurückzuhalten, daß ein minimaler 
Bruchteil immer durchgeht und daß es sich nur darum handeln kann, das 
Verhältnis der zurückgehaltenen zu den durchgegangenen Bakterien mög¬ 
lichst günstig zu gestalten. Auch andere Reinigungsmethoden, wie das 
amerikanische Jewe 11 filtrationsverfahren und die Ozonisierung konnten mit 
Hilfe der Bakteriologie experimentell geprüft werden und es hat sich dabei 
gezeigt, daß sie der alten englischen Sandfiltration mindestens ebenbürtig 
sind. Dagegen hat es sich auf demselben Wege zeigen lassen, daß es zu¬ 
verlässige Methoden zur Sterilisation geringer Mengen verdächtigen Wassers 
mit leicht tragbaren Mitteln noch nicht gibt — abgesehen vom Abkochen —, 
so daß man im Felde noch auf fahrbare Apparate angewiesen ist. 

Auf dem Gebiete der Abwasserbeseitigung war es besonders die Frage 
der Fluß Verunreinigung, bei der die Bakteriologie wichtige Probleme zu 
lösen hatte; vor allem die Möglichkeit bzw. Wahrscheinlichkeit der Ver¬ 
breitung von Epidemien durch Flüsse, die Abnahme der Keime durch Licht, 
durch Sedimentierung usw. Auch bei der Reinigung der Abwässer hat sie 
befruchtend eingewirkt. Die biologischen Reinigungskörper sind in ihrer 
heutigen Gestalt zum Teil erst nach Kenntnis der in ihnen vorgehenden 
Prozesse entstanden, die wir wiederum erst systematischen Untersuchungen 
über die Gärungsprozesse verdanken. Hiermit sind wir auf einem Gebiete 
angelangt, in dem die Bakteriologie ebenfalls ungeheuer viel geleistet hat, 
das aber nicht mehr zur öffentlichen Gesundheitspflege gehört. 

So hat uns die Bakteriologie die Ursachen der Infektionskrankheiten 
kennen gelehrt. Es sind nicht mehr Feinde, die uns im Dunkel der Nacht 
gegenüberstehen und gegen die wir hilflos nichts kennen als die Flucht, 
sondern wir können ihnen Auge in Auge gegenüberstehen und sie bekämpfen. 
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Der schwarze Tod, die Cholera, die Blattern versuchen auch heute noch über 
unsere Grenzen einzudringen, aber wir sind gerüstet sie zu empfangen und 
in dem Augenblicke, in dem die Gefahr gemeldet wird, sind auch unsere 
Gegenmaßregeln bereit. Die in Deutschland heimischen Infektionskrank¬ 
heiten aber suchen wir nach Möglichkeit zurückzudrängen und ihnen den 
Boden für ihre Entwickelung zu entziehen. Umgekehrt aber haben wir uns 
von unbestimmten, ja mystischen Vorstellungen frei gemacht und sehen 
keine Gefahren mehr, wo keine sind. Die Bakterienfurcht besteht haupt¬ 
sächlich bei Laien; wie der Forscher im Laboratorium mit Ruhe arbeitet, 
weil er weiß, daß er sich bei bestimmten Vorsichtsmaßregeln nicht infizieren 
wird, so geht der Arzt getrost an das Krankenbett; und hoffentlich ist auch 
die Zeit nicht mehr fern, wo hygienische Ansichten und Maßnahmen im 
Publikum nicht nur auf Wohlwollen, sondern auf Verständnis stoßen und 
als etwas ganz Natürliches geübt werden. 
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Dr. R. Loebe: Die Beseitigung städtischer Abwässer mit be¬ 
sonderer Berücksichtigung der Berliner Abwässer¬ 
frage. Mit 9 Textabbildungen und 1 Kartenskizze. Berlin, Maaß u. 
Plank, 1909. 63 S. 

Der erste Teil der Arbeit, der über Kanalisation, städtische Sielwässer 
und Fluß Verunreinigung im allgemeinen handelt und eine Übersicht über die 
einzelnen Verfahren der Abwasserreinigung gibt, enthält nichts neues. Ohne 
auf unzutreffende Einzelangaben einzugehen, muß der Überschätzung des 
Kohlebreiverfahrens durch den Verfasser nachdrücklich entgegengetreten 
werden. 

Im zweiten und haupsächlichen Teil seiner Arbeit „Die Berliner Ab¬ 
wasserfrage“ stellt Verfasser die Behauptung auf, daß die Berliner Riesel¬ 
felder schon jetzt überlastet seien und daß unhaltbare Zustände eintreten 
würden, wenn Berlin infolge des Zustandekommens des Zweckverbandes 
Groß-Berlin die Vororte an seine Kanalisation anschließen müßte. Bekannt¬ 
lich haben aber die Vororte, soweit sie nicht an die Berliner Kanalisation 
angeschlossen sind, eigene Kanalisation, so daß die Befürchtung des Verfassers 
grundlos ist. Verfasser bekennt sich als Anhänger der Ideen Kades, der 
vom wirtschaftlichen und ästhetischen Standpunkt aus die Berliner Riesel¬ 
felder, „den Gürtel von Gestank“, beseitigt und die Berliner Abwässer der 
Oder und Elbe zugeführt wissen will. Eine kritische Besprechung der Aus¬ 
führungen des Verfassers über die Durchführbarkeit und Verbesserung des 
K ade sehen Planes ist unmöglich und auch unnötig, weil die Vorschläge des 
Verfassers schon allein daran, daß er grundfalsche Vorstellungen von der 
Abwasserfäulnis hat, scheitern. Es sei nur so viel erwähnt, daß die Vorschläge 
des Verfassers dahin gehen, für die Abwässer Berlins nördlich der Spree 
einen offenen Kanal nach der Oder zu bauen, der auch als Wasserstraße zur 
Beförderung der bei der mechanischen Klärung des Abwassers anfallenden 
Rückstände und des Mülls dienen könnte, und dessen Wassermassen zur Er¬ 
zeugung elektrischer Kraft ausgenutzt werden sollen. Für die Abwässer des 
südlichen Teiles Berlins will Verfasser die Reinigung durch Bodenberieselung 
beibehalten; jedoch sollen die Rieselfelder nach dem nördlichen Fläming ver¬ 
legt werden. (Nowack-Potsdam.) 


W. Abelsdorff, Die Mitwirkung von Ärzten im Dienste der 
englischen Gte Werbeaufsicht. Nr. 4 der Bibliothek für soziale 
Medizin usw. Herausgegeben von Dr. R. Lennhoff. Berlin 1910. 
Allgemeine medizinische Verlagsanstalt. 

Die vorliegende Arbeit ist ein erweiterter Abdruck des von Abelsdorff 
am 29. April 1909 in der Gesellschaft für soziale Medizin, Hygiene und 
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Medizinalstatistik in Berlin gehaltenen außerordentlich lehrreichen Vortrages. 
Die vom Staatssekretär für die Certifying Surgeons (Amtsärzte) im Dezember 
1907 neu erlassenen Vorschriften betonen, daß diese Ärzte unmittelbar 
unter dem Obergewerbeinspektor stehen, von diesem ernannt und entlassen 
werden, ihre Aufsichtsbezirke zugeteilt bekommen und allen Anordnungen 
und Vorschriften dieses ersten Beamten der Gewerbeinspektion Folge zu 
leisten haben. 

Das Arbeitsgebiet dieser halbamtlichen Ärzte ist folgendes: 

1. Prüfung jugendlicher Personen unter 16 Jahren und Kinder zwecks 
Ausstellung eines Tauglichkeitszeugnisses zur Beschäftigung in Fabriken 
und Werkstätten, und zwar auf Antrag des. Arbeitgebers, und in geeigneten 
Fällen Ausstellung besonderer Zertifikate. 

2. Untersuchung gewisser Unfälle und Vergiftungen und Bericht¬ 
erstattung hierüber. 

3. Auf Antrag Untersuchung der Arbeiter in gewissen gefährlichen Be¬ 
trieben und ev. Bescheinigung, daß ihrer Beschäftigung nichts im Wege steht. 

4. Auf Anordnung des Staatssekretärs Veranstaltung besonderer Er¬ 
hebungen und Berichterstattung hierüber. 

5. Auf Wunsch eines Gewerbeinspektors diesen zwecks Aussagen zum 
Gericht zu begleiten. 

6. Jahresberichte und Jahresrechnungen zu liefern und endlich 

7. die von den Amtsärzten verlangten Arbeiten zu erledigen, welche 
sich aus dem Unfallversicherungsgesetz ergeben und auf gewisse gewerbliche 
Unfälle beziehen. 

Von besonderer Wichtigkeit ist die Beaufsichtigung der Arbeiterschaft 
in den sogenannten gefährlichen Betrieben. Für gewisse gefährliche Betriebe 
sind noch besondere Vorschriften und Sonderbestimmungen erlassen worden, 
in denen periodische ärztliche Prüfungen der Arbeiterinnen vorgeschrieben 
sind. Das Gesetz von 1901 gab dem Certifying Surgeon die Befugnis, seine 
Aufnahmezeugnisse durch Bedingungen einzuschränken, und das 1907 in 
Kraft getretene Gesetz (Dressmaker’s Order) dehnte die Notwendigkeit der 
Aufnahmezeugnisse auf eine große Zahl von Werkstätten aus (Ref.). 

Im weiteren werden die einzelnen Aufgaben dieser englischen Fabrik¬ 
ärzte vom Verfasser unter Vorführung von Tabellen und Formularen ein¬ 
gehend erörtert, wie auch ihr Verhältnis zu den öffentlichen (kommunalen) 
Gesundheitsbeamten einerseits und dem Gewerbeaufsichtsbeamten anderer¬ 
seits. Der Certifying Surgeon ist ein Arzt mit meist umfangreicher Privat¬ 
praxis, der vom Staate ernannt wird, jedoch für seine Dienstleistungen kein 
festes Gehalt bezieht, sondern auf Gebühren angewiesen ist. Letztere trägt 
zu einem Teil der Staat, soweit es sich um Unfallberichte, Berichte über 
Vergiftungsfälle, Zeugengebühren bei Gericht u. a. handelt, zu einem anderen 
der Arbeitgeber, soweit Tauglichkeitsatteste in Frage kommen. Endlich sind 
auch einige Gebühren vom Arbeiter selbst zu entrichten, wenn die Unter¬ 
suchung auf besonderes Gesuch des Arbeiters erfolgt. 

Im Gegensatz zu diesen halbamtlichen Fabrikärzten ist der Medical 
Officer of Health ein von den Sanitätsbehörden angestellter Vollbeamter. 
Das ganze Land, mit Ausnahme von London, ist in städtische und ländlich 
Sanitätsdistrikte geteilt, die unter der Verwaltung von städtischen und länd- 
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liehen Sanitätsbehörden (Distriktsräten) stehen. Jede Sanitätsbehörde muß 
bekanntlich einen oder mehrere Medizinalbeamte und einen öffentlichen 
Gesundheitsbeamten (Sanitary Inspector) ernennen. Zwei oder mehr Sanitäts¬ 
behörden können denselben Medizinalbeamten anstellen. Grafschaftsräte 
haben ebenfalls das Recht, Medizinalbeamte zu ernennen. Neben ihren amt¬ 
lichen Funktionen Priyatpraxis zu übernehmen, ist diesen englischen Gesund¬ 
heitsbeamten ohne schriftliche Genehmigung nicht gestattet. Die Bezahlung 
der Medizinalbeamten erfolgt der Regel nach durch die Sanitätsbehörden, 
während ihre Tätigkeit durch die Regierung yorgesohrieben ist. Hinsichtlich 
ihrer Aufgaben auf dem Gebiete der Gewerbehygiene bestimmt der § 132 
des Fabrik- und Werkstättengesetzes yon 1901, daß die Medizinalbeamten 
in ihrem Jahresbericht über die Werkstätten und Arbeitsplätze ihres Bezirks 
Bericht zu erstatten und einen Abdruck dieses Berichts an den Staatssekretär 
einzusenden haben; hierfür sind eingehende Formulare yorgeschrieben. Be¬ 
sonderer Wert wird dabei auf die Vornahme systematischer Inspektionen 
der Fabriken und Werkstätten gelegt, und zwar unabhängig yon den Unter¬ 
suchungen auf Grund besonderer Anzeigen und Beschwerden. 

Als Bindeglied zwischen diesen beiden Ärztekategorien steht der viel¬ 
beschäftigte Gewerbeaufsichtsbeamte. Er wird durch die ärztliche Mitarbeit 
nicht entlastet, sondern belastet, da sowohl der Certifying Surgeon wie der 
Medical Officer of Health über Unfälle und Gewerbekrankheiten bzw. Miß¬ 
stände, welche nur auf Grund des Fabrik- und Werkstättengesetzes abzu¬ 
stellen sind, an den Gewerbeinspektor zu berichten haben, während dieser 
andererseits sanitäre Mängel, die sich nur auf Grund der Gesundheitsakte 
beseitigen lassen, dem Medizinalbeamten zur weiteren Veranlassung mitteilen 
muß. Deshalb sieht Abelsdorff in der Mitwirkung der Ärzte, wie sie in 
der belgischen Gewerbeinspektion eingeführt ist, eine glücklichere Lösung 
des Problems. Vor allem müßte die ärztliche Tätigkeit mehr eine vor- 
beugende, nicht eine überwiegend kontrollierende sein. 

Mit einem kurzen Rückblick auf die Ergebnisse der Berufszählung des 
Jahres 1907 und einem Ausblick in die Zukunft der Lebenstüchtigkeit und 
Wehrfähigkeit des deutschen Volkes schließt Verfasser seine außerordentlich 
lehrreiche und anregende Studie. (E. Roth-Potsdam.) 


w. Heepke: Die Warmwasserbereitungs- und Versorgungs¬ 
anlagen. Ein Hand- und Lehrbuch für Ingenieure, Architekten 
und Studierende. Mit 255 in den Text gedruckten Abbildungen. 
München und Berlin, R. Oldenbourg, 1910. 

Wenn das Werk auch vorwiegend für Ingenieure, Architekten und 
die Studierenden dieses Faches bestimmt ist, hat es doch auch für den 
Hygieniker ein besonderes Interesse, weil es ausschließlich diejenigen Anlagen 
behandelt, die warmes Wasser zu Genußzwecken und für wirtschaftliche und 
gewerbliche Zwecke erzeugen, nicht aber solche für Speisewasser, Vorwärm¬ 
anlagen der Kraftdampfkessel u. a., die mit der Gesundheitstechnik an sich 
nichts zu tun haben. 

Die Reichhaltigkeit des Werkes ergibt sich aus der Einteilung in die 
folgenden 12 Abschnitte: I. Allgemeines. II. Die Heizmittel. III. DieWarm- 
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wasseranlagen bezüglich der Anzahl der Zapfstellen. IV. Die Systeme der 
Warmwasserbereitungs- und Versorgungsanlagen. V. Die Wärmequellen. Die 
Wärmeentwickler. VI. Die Wasserquelle. VII. Die Wasserbehälter. VIII. Die 
Rohrleitungen. IX. Die Regulier-, Maß- und Kontrollvorrichtungen. X. Die 
Deckung, Aufspeicherung und Größe der erforderlichen Wärmemenge. XI. Die 
Berechnung der Konstruktionsteile. XIL Tabellen. 

Ganz besonders beim Bau von Krankenanstalten, Badeanstalten, Schlacht¬ 
häusern, Kochküchen usw. wird das vorliegende Werk von dem Hygieniker 
mit Vorteil zu Rate gezogen werden. (E. Roth-Potsdam.) 

Scheibe: Die Zentralluftheizung für das Einfamilienhaus. 
Westdeutsche Verlagsgesellschaft m. b. H. Wiesbaden. Preis 60 

Verfasser gibt sich als begeisterter Anhänger der Zentralluftheizung gegen¬ 
über der Dampf- und Warmwasserheizung zu erkennen, allerdings nicht der 
Luftheizung, wie sie vor 30 und mehr Jahren üblich war, sondern der modernen, 
die jede Wiederbenutzung verbrauchter Haus- und Zimmerluft sorgfältig 
vermeidet. 

Der Verfasser erörtert in allgemein verständlicher Weise die Vorteile 
einer richtig angelegten Luftheizung, besonders den Vorteil ausgiebiger Luft¬ 
erneuerung in den geheizten Räumen, die die andern Systeme, soweit sie 
nicht mit Ventilationsanlagen verbunden sind, vermissen lassen, verkennt 
aber auch die Nachteile, besonders die sehr erhebliche Schalleitung nicht, 
die das System überwiegend nur für Einfamilienhäuser geeignet erscheinen 
läßt. In jedem Falle muß auch hier auf die Regulierung der Temperatur 
der ausströmenden Luft und auf die Reinhaltung der Kanäle besonderer 
Wert gelegt werden. 

Wer sich ein Einfamilienhaus mit Zentralheizung bauen will, wird die 
kleine Schrift zur Entscheidung über das anzuwendende System mit Vorteil 
zu Rate ziehen. (E. Roth-Potsdam.) 

R. Wittmann: Der Sanitätsdienst im Zukunftskriege. Berlin, 
Mittler u. Sohn, 1910. 163 S. 3 Skizzen. 

Elin Roman, lehrreich und spannend, den man mit Genuß durchliest. 
Verfasser hat die Form eines Tagebuches gewählt, in dem er uns seine Er¬ 
lebnisse im Zukunftskriege mitteilt. Es ist ein glücklicher Griff, den trockenen 
Stoff aller der in Frage kommenden Dienstanweisungen, Vorschriften, Ord¬ 
nungen und Anleitungen in der lebendigen, wenn auch erdichteten Darstel¬ 
lung des Selbsterlebten zu vereinigen und bis ins kleinste erschöpfend wieder¬ 
zugeben. Verfasser wird als Regimentsarzt eines Infanterie-Regiments mobil 
und schildert nun die Mobilmachung, die Fahrt und die Märsche in das Auf¬ 
marschgebiet, die Herrichtung von Krankenstuben und Ortslazaretten mit 
dem Abschub schwer heilbarer Kranken. Es folgt dann die Besprechung 
des Dienstbetriebes bei einem Angriffs- und einem Verteidigungsgefecht, bei 
diesem mit obligatem Rückzug unter erschwerenden Umständen; die Maß¬ 
nahmen bei Ausbruch einer Typhusepidemie und schließlich die eines Dorf¬ 
gefechtes, bei der Verfasser selbst verwundet wird. Er macht nun die Reise 
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durch Feld-, Kriegs-, Etappen-, Reserve- und Vereinslazarett, deren Einrich¬ 
tungen und Dienstbetrieb er schildert. Hergestellt, wird er Garnison- und 
Chefarzt in einer inländischen Festung, geht dann zu einer Reserve-Armee, 
bei der er die Belagerung und Erstürmung einer feindlichen Festung mit- 
macht und uns eine eingehende Schilderung des Sanitätsdienstes von den 
rückwärtigen Einrichtungen durch die Laufgräben bis in die Mauern der ge¬ 
fallenen Feste gibt. Überall erfahren die hygienischen Maßnahmen eine sehr 
eingehende Besprechung. Mit der Demobilmachung schließt er. Von be¬ 
sonderem Werte ist, daß er bei allen seinen Schilderungen am Rande des 
Druckes auf die entsprechenden dienstlichen Vorschriften hin weist. 

(H. Meisner.) 


Die Fürsorge für uneheliche Kinder. Zwei Vorträge von Prof. 
Dr. Arthur Keller, Berlin, und Prof. Dr. Heinrich Reicher, 
Wien. 1909. 94 S. 

Die städtische Säuglingsfürsorge in Magdeburg im Halbjahre 
April bis Oktober 1908. Von Bürgermeister Lindemann, Kiel, früher 
Stadtrat in Magdeburg, und Prof. Dr. Thiemich, Magdeburg. 

1909. 54 S. 

Ergebnisse einer Stillstatistik im Regierungsbezirk Magde¬ 
burg für die Jahre 1906 und 1907. Von Reg.- u. Geh. Medizinalrat 
Dr. Deneke und Sanitätsrat Dr. Thorn, Magdeburg. 1909. 56 S. 

Aus der Berliner Säuglingsfürsorge: Arbeiten von Prof. Dr. 
Hugo Neumann, Clara Birnbaum, Dr. Ernst Michaelis, Dr. 
Ernst und Lillie Oberwarth; Rechtsanwalt Dr. Thiersch, Leipzig. 

1910. 100 S. 

Die vorstehend genannten Schriften sind Heft II bis V der von Prof. 
Keller, Berlin, herausgegebenen, bei Franz Deuticke, Leipzig und Wien, 
erscheinenden „Ergebnisse der Säuglingsfürsorge“. Sie enthalten 
sämtlich ein für die einschlägigen Forschungen höchst beachtenswertes 
Material und bedürfen deshalb des eingehenden Studiums der mit diesen 
Aufgaben befaßten Ärzte und Verwaltungsbeamten. Hier können nur die 
wichtigsten Gesichtspunkte hervorgehoben werden. 

In Heft II betont Keller, daß die „Stillprämien“ weder den erwar¬ 
teten Einfluß auf die Stillhäufigkeit gehabt, noch eine nachweisbare Ver¬ 
längerung der Stillzeit herbeigeführt haben. Er will sie selbstverständlich 
trotzdem keineswegs fallen lassen, denn es ist kein Zweifel, daß sie mindestens 
ein wirksames Lockmittel sind, um die Mütter mit ihren Kindern in ärzt¬ 
licher Obhut zu halten. Und daß die dauernde Aufsicht und unermüdliches 
Zureden und Belehren immerhin bisweilen die Absicht des Entwöhnens hin¬ 
ausschieben, wird doch nicht zu bestreiten sein. Der energische Appell der 
Ärzte hat es doch sichtlich bewirkt, daß in den Kreisen der Bemittelteren 
das Selbstnähren entschieden wieder im Zunehmen ist, und so darf man 
auch hoffen, daß die Volkssitte überhaupt in diesem Punkte wieder eine 
Wandlung zum Besseren erfahren wird. Freilich darf man hier nicht rasche 
Fortschritte erwarten und darf auch nicht übersehen, daß es meines Er¬ 
achtens der gleiche soziale Grund ist, der bei den Bemittelten das Selbst- 
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nähren begünstigt (aus Mangel an Ammen), bei den Unbemittelten hemmt: die 
Zunahme der weiblichen Erwerbstätigkeit. Daß die auf den Erwerb 
angewiesene Mutter nur mit großen Opfern oder gar nicht das Stillen ihres 
Säuglings eine ausreichende Zeit fortzusetzen vermag, liegt auf der Hand. 
Andererseits bewirkt das Überhandnehmen weiblicher Erwerbsarbeit ein 
rapides Sinken der Ammenziffer 1 ). Dem ersteren Umstand will man durch die 
Einrichtung von „Stillstuben“ nahe den Arbeitsstätten zu begegnen suchen, 
aber man kommt damit nur sehr langsam vorwärts: Die Arbeitgeber nehmen 
lieber Arbeiterinnen ohne Säugepflicht, und auch die Genossinnen der Ar¬ 
beiterinnen sehen es — zumal bei gemeinsamer Akkordarbeit — nicht gern, 
wenn einzelne vorübergehend beurlaubt werden. Die ganze Angelegenheit 
kann nach meiner Meinung in großzügiger Art nur erledigt werden, wenn man, 
wie es z. B. die mechanische Weberei Linden bei Hannover in muster¬ 
gültiger Weise seit einem halben Jahrhundert tut, mit der Fabrik ein Kinder¬ 
heim verbindet, in welchem die Kinder der Arbeiterinnen vom Säugling 
bis zum ältesten Schulkind den ganzen Tag gewahrt und gewartet und 
genährt und beschäftigt werden, und zwar gegen ein bestimmtes, vom Lohne 
abzuziehendes Entgelt. 

Ich ging auf diese Sache etwas näher ein, weil in der Kinderfürsorge 
alle sozialen Probleme zusammendrängen und die Notwendigkeit der Abhilfe 
hier am meisten anerkannt wird. Wir sehen — sagt Keller mit Recht — 
„überall Bewegung, aber bisher hat die Bewegung noch keine sichere Rich¬ 
tung“. Belehrung und Aufklärung sind gewiß nötig und nützlich, aber bei 
bestehender Notlage „nützen alle Ratschläge nichts, sondern da muß materiell 
unterstützt werden“. Keller hält deshalb für das Dringendste die Be¬ 
schaffung von Heimen, in denen die Mutter unmittelbar nach der Ent¬ 
lassung aus der Entbindungsanstalt Aufnahme mit ihrem Kinde findet, und 
zwar für mindestens 6 bis 8 Wochen. Die paar Wöchnerinnen- und Kinder¬ 
heime, die bisher für solche Zwecke zur Verfügung stehen, sind nicht mehr 
als ein winziger Anfang zur Erstrebung dieses Zieles. In einer sehr lehr¬ 
reichen, sich auf alle Länder erstreckenden Studie stellen Kellerund ebenso 
Reicher die Elin rieh tun gen der Findelhäuser dar und zerstreuen dabei 
manche sehr verbreitete Vorurteile über sie. In den moderneren Anstalten 
dieser Art finden sich sogar manche vorbildliche Einrichtungen, so auch 
betreffs des Zusammenbleibens von Mutter und Kind und betreffs der Er¬ 
ziehung der Mutter zu möglichst langem Selbststillen. Eine Reihe von Ge¬ 
setzen und Gesetzentwürfen ist dem Hefte angegliedert. 

Heft III gibt eine eingehende Schilderung der Magdeburger Säug¬ 
lingsfürsorge, um die sich von der Verwaltungsseite Lindemann, von 
der ärztlichen Seite früher Keller und jetzt Thiemich große Verdienste 
erworben haben. Die Schilderung ist sehr erwünscht, weil sie viele zur 
Nachahmung anregen wird, u^d sie ist bei aller Ausführlichkeit so anschaulich 
und fesselnd, daß ihr Vorbild gewiß wirken wird. Auch hier ist die Not¬ 
wendigkeit der Stillkrippen betont, aber auch hier wird geklagt, daß alle 
Bemühungen vollständig fehlgeschlagen seien. Wo die Arbeitgeber geneigt 
waren, nahe wohnenden Arbeiterinnen ohne Lohneinbuße verlängerte Arbeits- 

1 ) Z. B. wurden 1906 in ganz Magdeburg nur 11 Kinder durch Ammen ge¬ 
stillt! (Heft IV, S. 87.) 
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pausen behufs Stillung ihres Kindes zu gewähren, wurde von dieser Ver¬ 
günstigung so gut wie gar kein Gebrauch gemacht! Betreffs der Stillprämien 
ist in Aussicht genommen, sie nur bis zur Steuerstufe von 1050 dt zu ge¬ 
währen. Wie überall, erkennt man auch in Magdeburg an, daß der größte 
Teil der Mütter auch ohne die Prämien gestillt haben würde, aber man hält 
es andererseits für sicher, daß die Prämiengewährung weite BevölkerungB- 
kreise auf die hervorragende Bedeutung des Stillens aufmerksam gemacht 
haben. Von Interesse ist die Bestimmung, daß auf die Milchmarken die 
Milch nur verabfolgt wird, wenn gleichzeitig der Preis für sie entrichtet 
wird (7 ^ pro 1 / 8 Liter einer Milch, für welche die Stadt 40 $ pro Liter, 
also das Doppelte zahlt). Dadurch wird ein Mißbrauch der Marken ver¬ 
hindert, da sie an sich ja keinen Wert haben. Anfänglich fanden die Marken 
deshalb auch wenig Anklang, aber allmählich verbreitete Bich die Einsicht, daß 
man mit ihrer Hilfe eine viel wertvollere Milch zum Preise der marktgängigen 
gewöhnlichen erhalten könne. — Die ärztliche Versorgung der Magde¬ 
burger Säuglinge zieht daraus Vorteil, daß der städtische Kinderarzt zugleich 
der Leiter der Säuglingsabteilung des städtischen Krankenhauses Altstadt 
ist, und daß auch die Assistenten dieser Abteilung zugleich in der Fürsorge¬ 
stelle tätig sind. Die allgemeine Annahme, daß schon wenige Wochen oder 
Monate Brusternährung das Kind vor tödlichen Ernährungsstörungen schütze, 
konnte nicht bestätigt werden, vielmehr meint Thiemich, daß „erst der 
6. Lebensmonat eine Art Grenze bildet u , und verlangt deshalb die Verlänge¬ 
rung der Stillprämie bis zum Ablaufe des 6. Lebensmonats. 

Auch Heft IV unterrichtet uns über Magdeburger Verhältnisse, und 
zwar handelt es sich da um die Stillverhältnisse im ganzen Regie¬ 
rungsbezirk, die auf Anregung der Magdeburger medizinischen Gesellschaft 
durch amtlichen Erlaß des Regierungspräsidenten an die Kreisärzte und 
durch diese an die Hebammen ermittelt worden sind. Für 1906 geschah die 
Ermittelung aus den Tagebüchern der Hebammen, für 1907 aus Fragebogen, 
welche von den Hebammen direkt auszufüllen waren, und welche in spezieller 
Weise die Ursachen für gar nicht erfolgtes oder zu kurz geschehenes Stillen 
zu ergründen suchten. Die Hauptziffern beider Jahre zeigen im großen und 
ganzen eine genügende Übereinstimmung, und man wird diesen Weg der 
Ermittelung als den besten ansehen können. Gelegentlich der Volks¬ 
zählungen würde sie zu selten stattfinden, auch zu umständlich und unsicher 
sein, auch wohl kaum die Genehmigung der Landesbehörde finden, — und 
gegen den Vorschlag, die Impftermine zur Feststellung der Stillhäufigkeit zu 
benutzen, läßt sich geltend machen, daß die große Zahl der bereits verstorbenen 
Säuglinge unberücksichtigt bleibt, unter denen die nichtgestillten sicherlich 
die Mehrzahl bilden. Sollte man allgemein und in erweitertem Maße die 
Hebammen mit der Stillkontrolle betrauen, so müßte ihnen allerdings dafür 
verdientermaßen eine Entschädigung gewährt werden, die ihnen gewiß zu 
gönnen und mit 6000 bis 10000 dt pro Jahr für den ganzen Regierungsbezirk 
zu bestreiten wäre. Zugleich würde man damit das Pflichtbewußtsein der 
Hebammen steigern und sie zur Propaganda für das Stillen und seine mög¬ 
lichst lange Ausdehnung veranlassen. In derselben Absicht empfehlen die 
Verfasser des Heftes IV, an die Hebammenlehranstalten, wo es möglich ist, 
r Säuglingsheime anzukristallisieren u . 
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Etwa 40 Proz. aller Mütter des Regierungsbezirks Magdeburg stillten 
überhaupt nicht oder versagten vor Ablauf von 3 Monaten. Als Grundübel 
erkennen die Verfasser das frühzeitige und unzweckmäßige „Zufüttern“, dem 
auch Keller es — neben der übergroßen Zahl der Mahlzeiten — zuschreibt, 
daß die Stadt Magdeburg eine abnorm hohe Säuglingssterblichkeit zeigt, 
obschon über 71 Proz. ihrer unteren Volksschichten über einen Monat lang 
stillen. Notieren möchte Referent hierbei, daß die meisten Opfer nicht etwa 
die engen Viertel der Altstadt fordern, sondern die industriellen Vorstädte, 
in denen zahlreiche Frauen in Fabriken beschäftigt sind. Das frühe Ab¬ 
setzen und die künstliche Ernährung tragen eben doch wohl an der großen 
Sommersterblichkeit der Säuglinge mehr Schuld als die „Wärmestauung“. 

Heft V der „Ergebnisse“ bringt mannigfaltige Beiträge zur Säuglings¬ 
fürsorge aus der reichen Erfahrung und aus der Feder Hugo Neumanns, 
sowie von einigen Mitarbeitern an seinem philantropischen „Kinderhaus“. 
Wir empfehlen sie sämtlich zur sorgfältigen Lektüre und geben hier nur einige 
besonders interessierende Lesefrüchte. Am Neu mann sehen Institute werden 
Kurse in Säuglingspflege von Frauen erteilt mit praktischen Übungen 
(Baden!) am Schluß jeder Stunde. In 3 Jahren, vom Mai 1906 bis Juli 1909, 
nahmen 270 Schülerinnen teil, in der Regel nur 5 bis 6 an je einem Kurse 
von 5 mal 2 Stunden (wöchentlich einmal). Die Kurse werden, wenn auch 
mit gleichem Lehrmaterial und in der gleichen Form, doch für Bemittelte 
und Unbemittelte getrennt abgehalten, weil man auf diese Weise dem ver¬ 
schiedenen Bildungsgrade und auch den verschiedenen Lebenslagen mehr 
Berücksichtigung gewähren kann. Von den genannten 270 waren nur 60 
Zahlende („Bemittelte“); es wurden meist 10, bisweilen nur 5 oit pro Kurs 
bezahlt, die Kosten übrigens dadurch nicht gedeckt. Soweit die Kursistinnen 
dann selber Mutter wurden, nährten beinahe 90 Proz. von ihnen; 30 Frauen 
schrieben, daß sie nur infolge des Einflusses des Unterrichts stillten. 

In Neumanns Säuglingsfürsorgestelle wird bekanntlich, wie in den Ber¬ 
liner städtischen Stellen überhaupt, nicht bloß Rat erteilt, sondern auch im 
Krkrankungsfalle behandelt, wenn nötig mit unentgeltlicher Verabreichung 
von Medikamenten. (Dafür wird an die Zulassung die Bedingung einer ge¬ 
wissen Bedürftigkeit geknüpft, die eventuell noch nachträglich geprüft 
wird, — während bei den allermeisten Säuglingsfürsorgestellen Jedem Rat, 
auch unter Umständen Milch gewährt wird, aber keine eigentliche ärztliche 
Behandlung.) Im ganzen urteilt Neumann, daß die großen Aufwendungen 
von Mühe und Geld nicht vergebens sind, namentlich bezüglich der 
Stilldauer. Und er weist auf den starken Eindruck hin, den alle diese Be¬ 
mühungen nicht nur auf die Besucher der Fürsorgestellen, sondern weit 
darüber hinaus zur Folge haben, und der zu einer Förderung der natürlichen 
Ernährung führen muß. 

Mit Erstaunen wird man sehen, daß von denjenigen unehelichen Kindern, 
die nicht in „Haltepflege“ sind, etwa die Hälfte Brustnahrung erhält. Aber 
das gilt nur für die in die Fürsorgestelle gebrachten, die eben schon dadurch 
erweisen, daß ihnen größere Sorgfalt gewidmet wird. Mehr als die Hälfte 
der erschienenen ledigen Mütter wohnten im eigenen Heim, sehr häufig im 
Konkubinate mit dem zugehörigen Vater. Dagegen ist von den künstlich 
genährten Säuglingen lediger Mütter wenig Erfreuliches zu berichten: die 
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Hälfte von ihnen wurde nur vorübergehend, höchstens 14 Tage zur Fürsorge- 
steile gebracht, — meistens krank. 

Während die im eigenen Heim wohnenden Mütter, auch wenn sie „ledig* 
sind, trotz aller drückenden Sorge relativ günstig aufgehoben sind und ebenso 
ihr Säugling, — ist das Los der obdachlosen geradezu jammervoll. Es sind 
die Unglücklichen, die vor der Entbindung vielleicht nur in „Schlafstelle“ 
lebten und nach der Entlassung aus der Entbindungsanstalt kein Unter¬ 
kommen zu finden wissen, — geschwächt und hungernd mit ihrem jungen 
Kinde umherirren müssen. Wir erwähnten schon oben, wie unzureichend 
die bisher vorhandenen „Heime“ sind, und so konnte auch das von Neumann 
in hochherziger Weise geführte „Kinderhaus“ oft genug wegen Überfüllung 
keine Aufnahme mehr gewähren. Dies veranlaßte ihn, eine planmäßige 
Familienpflege für diese Fälle zu erstreben, und es gelang ihm ohne zu 
große Schwierigkeit, eine genügende Zahl solcher Wirtsstellen zu finden. 
Bei sorgfältiger Auswahl und Überwachung waren die Erfahrungen durch¬ 
aus günstig, —außerdem ist diese Art der Versorgung weit billiger als die 
Anstaltspflege, sie kostet etwa 45 oft monatlich (gegen 75 bis 90 der An¬ 
staltspflege), wobei allerdings die Ausgaben für Pflege, Arzt, Beikost von 
der Fürsorgestelle noch besonders zu tragen sind. Vorbedingung für die 
Aufnahme in Familienpflege ist 1. die Gesundheit von Mutter und Kind, 
und 2. die Bereitschaft und Fähigkeit der Mutter, ihr Kind selbst zu 
stillen. Diejenigen Ledigen, welche nicht in Entbindungsanstalten, sondern 
anderwärts, z. B. in Schlafstellen, entbunden waren, nahmen niemals die 
Familienpflege in Anspruch. Ihre Zahl ist viel größer, als man 
gemeinhin annimmt. Von allen in Berlin lebendgeborenen Unehelichen 
kamen 1906 nur 39, 1907 41 Proz. in Anstalten zur Welt, — also s / 5 aller 
nicht, obschon dies sicher aus sozialen wie aus hygienischen Gründen für 
die weitaus meisten der Mütter wie der Kinder zu beklagen ist. So häufig 
sich unter ihnen die' nicht ungünstigen Fälle befinden mögen, bei denen der 
Vater, sei es durch Alimentierung oder durch Zusammenwohnen für den 
Lebensunterhalt sorgt, so ist doch zu wünschen, daß die Standesämter von 
jeder Geburt eines unehelichen Kindes sofort dem Gemeindewaisenrat Mit¬ 
teilung machen. Eine enge Beziehung zwischen Generalvormundschaft und 
Säuglingsfürsorgestellen würde dann am besten ein einheitliches Vorgeben 
zum materiellen wie hygienischen Schutz für Mutter und Kind gewährleisteo. 
Daß durch alle diese Maßnahmen immerhin etwas geleistet wird, ist nicht 
zu verkennen: die Sterblichkeit der unehelichen Säuglinge ist in den 
letzten Jahren verhältnismäßig weit stärker gefallen als die der 
ehelichen. Und das muß uns Mut geben zu weiterem Vorgehen. 

Dem Heft V ist ein Aufsatz des Rechtsanwalts Dr. Thiersch, Leipzig, 
angeschlossen über „die ärztliche Schweigepflicht bei Syphilis“ und 
gehört insofern zu dem Säuglingsgebiet, als er sich im wesentlichen mit der 
Schweigepflicht befaßt, die gegenüber der Amme oder der Pflegefrau oder 
auch gegenüber einem Teil des Ehepaars geltend zu machen ist. Da es 
allgemein als Rechtsgrundsatz anerkannt zu sein scheint, daß derjenige, der 
einen Arzt mit der Behandlung anderer Personen beauftragt, auch von ihm 
die Wahrheit über die Krankheit dieser anderen verlangen kann, so kann 
der Arzt solche Auskünfte betreffs der Amme, auch der Gatten in der 
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Regel nicht verweigern. Wenn dagegen vom Verfasser ausgeführt wird, daß 
der Arzt die Syphilis der Amme oder ihres Kindes einer „Herrschaft“ nicht 
mitteilen darf, die ihm „ganz unbekannt“ ist, so halte ich das für irrig, und 
zwar erstens vom Standpunkte der „höheren sittlichen Pflicht“, die von 
unserem höchsten Gericht ebenfalls als Motiv für den Bruch des Berufsge¬ 
heimnisses anerkannt ist, — und zweitens, weil der Arzt für diesen Bruch 
nicht bestraft werden kann, wenn er irrtümlich angenommen hat, daß er 
auf Grund einer höheren sittlichen Pflicht dazu befugt gewesen sei. So 
wird es nicht allzu schwer sein, einem Konflikt der Pflichten zu entrinnen. 

(Landsberger, Charlottenburg.) 


Max Oker-Blom, Dr. med., Dozent der Physiologie in Helsingfors: 
„Martha beim Onkel Doktor“. Autorisierte Übersetzung von 
Leo Burgerstein, Wien. Wien und Leipzig, PichlersWwe.u.Sohn, 
1909. 53 S. 

„Ein Buch für Eltern“, — die es selbst durchlesen und dann „nach 
Gutdünken vom Kinde hie und da eine Erzählung laut vorlesen lassen können 
und danach bereit sein sollen, die Fragen des Kindes zu beantworten, welche 
ganz gewiß nicht ausbleiben werden.“ So dachte es sich Verfasser für sein 
vor Jahren herausgegebenes analoges Büchlein, das zur Information 10- bis 
12jähriger Knaben bestimmt war, — so auch für dAS vorliegende, den 
Mädchen gewidmete. Ich habe den Eindruck, als ob die Bestrebungen 
betreffs „sexueller Aufklärung“ der heranwachsenden Kinder bereits wieder 
nachlassen und kann das nur billigen, weil sie vielfach übertrieben waren. 
Dem Storchmythus ein Ende zu bereiten, gibt wirklich der naturwissenschaft¬ 
liche Unterricht jedem taktvollen Lehrer genügende Gelegenheit, — und der 
gleichen Methode bedient sich die vorliegende Schrift, die manchen Eltern 
vielleicht in erwünschter Weise zeigen mag, wie es zu machen ist, — wenn 
sie es nicht schon ganz von selber wissen. Das wird meistens der Fall sein, 
— freilich nicht immer. Hat doch kürzlich ein Lehrer in einer höheren 
Töchterschule — noch dazu im englischen Unterricht — seine Backfische 
verwarnen zu müssen gemeint, daß sie sich auf ihre Arbeit konzentrieren 
und nicht „ihren Blick auf das andere Geschlecht werfen“ sollten! Worauf 
eins der Mädel ihrer Mutter klagte, daß sie dann ja eigentlich nicht den 
eigenen Vater ansehen dürfte. Eine wahre Geschichte. 

(Landsberger, Charlottenburg.) 


Bericht über die neunte deutsche Studienreise. Heraus¬ 
gegeben im Aufträge des Deutschen Zentralkomitees für ärztliche 
Studienreisen von Dr. Oliven und Dr. Kaminer. Berlin, 1910. 
297 S. 

Diese Reise ging im Anschluß an den internationalen medizinischen 
Kongreß 1909 von Budapest aus, führte durch eine Anzahl ungarischer 
Bäder, erreichte in Abbazia das Meer und führte dann über Venedig, Genua, 
Algier, Antwerpen zurück nach Hamburg. Außer den Vorträgen über die 
Indikationen und hygienischen Verhältnisse der berührten Bäder und Orte 
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enthält der Bericht eine Anzahl allgemeinwissenschaftlicher Vorträge, welche 
die lange Seefahrt würzten. So wird er nicht bloß für die zahlreichen Teil¬ 
nehmer an der Reise eine willkommene Erinnerung bleiben. 

(Landsberger, Charlottenburg.) 


Albert Jesionek, Dr. med., Professor in Gießen: LiöhtbiOlOgiö. Die 
experimentellen Grundlagen der modernen Lichtbehand¬ 
lung. Heft 32 der Sammlung naturwissenschaftlicher und mathe¬ 
matischer Monographien: „DieWissenschaft“. Braunschweig, Friedr. 
Vieweg u. Sohn, 1910. 177 S. 4 dH. 

Schon vor vielen Jahren hat der Unterzeichnete auf die Lücken hinge¬ 
wiesen, welche unserer Erkenntnis von der biologischen Bedeutung des Lichtes 
anhaften. Wir sind alle tief davon durchdrungen, daß das Licht von größtem 
Einfluß auf alles organische Leben ist, daß es speziell ein Grunderfordernis 
für alles gesundheitliche Gedeihen ist, wir glauben daran wie an ein 
Axiom, aber die Einzelbeweise für die vielen sich aufdrängenden Fragen auf 
diesem Gebiete waren stark im Rückstände, und erst in neuerer Zeit 
werden sie in rascherer Folge geliefert. Die Lichttherapie hat dazu vielfach 
den Anstoß geliefert, obschon die Aufklärung der physiologischen Leistungen 
des Lichts an sich nichts mit ihr zu tun hat. Man kann Finsen sehr hoch 
schätzen und seine Ideen und sein Lebenswerk auf höchste bewerten, — 
dennoch wird man in einigem Gegensätze zum Verfasser sagen müssen, daß 
schon vor Finsen der Einfluß des Lichts auf das organische Ergehen erkannt 
und namentlich für das Pflanzenreich auch experimentell analysiert worden 
ist. Aber man kann bedingungslos zugestehen, daß seit den Arbeiten Finsens 
und durch sie ein mächtiger Aufschwung auf diesem Forschungszweige herbei¬ 
geführt ist. Das vorliegende Buch gibt darüber in systematischer Zusammen¬ 
stellung eine umfassende Übersicht. Es hat sich nicht etwa das Ziel gesetzt, 
die verschiedenen Methoden der Lichtbehandlung in ihren Einzelheiten zu 
schildern und nach ihrem Werte zu würdigen, sondern es klärt über die Be¬ 
ziehungen auf, welche zwischen Licht und Leben wissenschaftlich nachge¬ 
wiesen sind: über die Einwirkung des Lichts auf die Pflanzenwelt, die 
Bakterien, auf höhere Tiere, aber auch auf die Haut des Menschen, auf Blut, 
Stoffwechsel, Nervensystem usw. (Landsberger, Charlottenburg.) 


Ernst Strohmeyer, städtischer Oberturnlehrer in Dortmund: Turnen 
und Spiel in der preußischen Volksschule. Mit 245 
Bildern. Leipzig und Berlin, B. G. Teubner, 1910. 246 S. 2,80 vH. 

Das Büchlein wird dem Zwecke, für den es bestimmt ist, dank seiner 
ausführlichen Darstellung und namentlich dank der reichlichen Beigabe 
anschaulicher Bilder sicher gerecht werden können: es ist als Leitfaden für 
Landlehrer bestimmt und berücksichtigt am meisten einfache ländliche 
Verhältnisse. Es lehnt sich überall der amtlichen „Anleitung für das Knaben¬ 
turnen in der Volksschule ohne Turnhalle“ an, entbehrt aber selbstver¬ 
ständlich trotzdem nicht einer großen Zahl von Gerätübungen. 

(Landsberger, Charlottenburg.) 
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Dr. Edmund Neuendorff: Handbuch für Leiter, Leiterinnen 
und Vorturnerinnen von Frauenabteilungen. Zweite, neu 
bearbeitete Auflage. Mit 85 Abbildungen im Text. Leipzig und 
Berlin, B. G. Teubner, 1910. 2t)8 S. 2,80 dt. 

Ohne Berufsturnlehrer zu sein, hat Verfasser Frauenturnvereine gegrün¬ 
det und geleitet und viele Kurse zur Ausbildung von Leitern und Leiterinnen 
mit Erfolg abgehalten. Was er als wirksam erkannt, sammelte er zu dem 
vorliegenden Handbuch, dessen 2. Auflage sieb trotz der neuen Bearbeitung 
nicht wesentlich von der ersten unterscheidet und seiner Gattin gewidmet 
ist, deren tüchtiger und treuer Mitarbeit der Verfasser rühmend gedenkt. 

(Landsberger, Charlottenburg.) 


Die Ernährungsverhältnisse der Volkssohulkinder. Heft IV 

der neuen Folge der Schriften der Zentralstelle für Arbeiterwohl¬ 
fahrtseinrichtungen. Berlin, Carl Heymanns Verlag, 1909. 170 S. 

Die öffentlichen „Konferenzen“, welche die Zentralstelle für Volkswohl¬ 
fahrt alljährlich zu veranstalten pflegt, finden bei uns und auch in anderen 
Ländern einen immer größeren Resonanzboden und pflegen eines großen 
Eindrucks und eines wirkungsvollen Nachhalls nicht zu entbehren. Die er¬ 
statteten Berichte und die ihnen folgende Diskussion sind dadurch besonders 
fruchtbar, daß ihnen in der Regel umfassende Vorberichte vorausgingen, 
welche ein großes Tatsachenmaterial zur Grundlage haben und verarbeiten. 
Aber wenige Verhandlungen der Zentralstelle waren von solcher Bedeutung 
und so weit wirkendem und nachhaltigem Einfluß, als diejenigen über die 
Schulspeisung, die vom 24. bis 26. Mai 1909 in Darmstadt stattfanden. 
Sie haben fast überall die Kommunen aufgerüttelt und zu einer beträcht¬ 
lichen Steigerung der Leistungen auf diesem Gebiete geführt. Abeff bei 
allem Bestreben, dem aufgedeckten Elend nach Möglichkeit abhelfen zu 
wollen, wird man die strengste Prüfung durch zuverlässige, unter Mit¬ 
wirkung der Schulverwaltung erfolgende Recherchen nicht außer acht lassen 
dürfen, wenn man nicht das Gefühl der Verantwortlichkeit völlig lähmen 
will. Ohne die rechte Kontrolle über die Bedürftigkeit haftet jeder Wohl- 
fahrtsmaßnabme ein Bedenken an. Wie weit Gedankenlosigkeit dabei zu 
gehen vermag, beweist der im verbreitetsten Tageblatte Deutschlands ernstlich 
gemachte Vorschlag, der Schulspeisung auch das Schulquartier anzureihen, 
d. h. die Schulräume zur nächtlichen Unterbringung der schlecht wohnenden 
Schulkinder berzurichten! Vor längerer Zeit — 1896 auf dem Straßburger 
Armenpflegekongreß — hatte man noch verlangt, die Schulspeisung „auf 
die Fälle zu beschränken, in denen diese Fürsorge aus Unterrichtsgründen 
erforderlich erscheint“. • . Danach würde man in den geeigneten Fällen zwar 
die Verabreichung von Frühstück, nicht aber die einer Hauptmahlzeit ge¬ 
währen können. Inzwischen ist man aber gerade in den allerletzten Jahren, 
insbesondere angeregt durch ein englisches Gesetz und durch die eindring¬ 
liche Arbeit von Helene Simon, zu der Erkenntnis gekommen, daß zahl¬ 
reiche Kinder in der wichtigsten Entwicklungszeit unterernährt bleiben 
und dadurch dauernden Schaden nehmen. Die umfassenden Erhebungen, 
welche im Jahre 1908 auf Wunsch der Deutschen Zentrale für Jugend- 
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fürsorge eingeleitet wurden, ergaben das gleiche und waren die Grundlage 
für einen ausgezeichneten „Vorbericht“, den Dr. med. Kaup den Darm¬ 
städter Verhandlungen vorausgehen ließ. Er nimmt den weitaus größten 
Teil der vorliegenden Schrift ein und enthält eine ungeheure Fülle von 
Material und beleuchtet die Frage von allen Seiten. Vielleicht war die Er¬ 
hebung allzu umfangreich erfolgt, — die Verhältnisse in kleinen Orten geben 
keinerlei Anhalts- und Vergleichspunkte zur Lage in den Großstädten. Aber 
hier wie dort scheint mir das Bedürfnis für das Frühstück über¬ 
schätzt zu sein: ich kann mir kaum vorstellen, daß auch die ärmste und 
überangestrengteste Mutter ihre Kinder ohne irgend etwas Warmes in die 
Schule schicken wird. Aber freilich, sobald die Schule bereit ist, dafür ein¬ 
zutreten, werden diese Fälle häufig Vorkommen. Dagegen müßte die Be¬ 
schaffung einer ausreichenden Mittagsmahlzeit viel mehr betont 
werden: wie unregelmäßig, wie schlecht bereitet, wie knapp vor allem wird 
sie so vielen Kindern zu teil und soll doch den Haupttagesbedarf des Körpers 
an Kalorien decken! Mit der „Abfütterung“ allein darf es nicht getan sein, 
sie gibt, wie Kaup mit Recht meint, „direkt Veranlassung zur Verwahr¬ 
losung der Kinder“ (S. 127); vielmehr muß die Speisung mit einer Fürsorge 
verbunden werden, wie sie am besten das System der Kinderhorte ver¬ 
bürgt. Vielleicht läßt sich dann die Speisung ganz von der Verbindung 
mit der Schule lösen, denn es kann nicht zweifelhaft sein, daß daraus 
Übelstände erwachsen, wie der Bürgermeister von Mannheim, Herr v. Hol¬ 
länder ausführte. Sehr wertvoll und reich an Fingerzeigen ist das Referat, 
welches Rubner auf der Tagung zu Darmstadt erstattet hat. 

(Landsberger, Charlottenburg.) 


Dr. v. Vogl, Generalstabsarzt z. D.: Die Sterblichkeit der Säug¬ 
linge (in ihrem territorialen Verhalten in Württemberg, Bayern und 
Österreich) und die Wehrfähigkeit der Jugend, mit beson¬ 
derer Rücksichtnahme auf die Anforderung an die Marschfähigkeit. 
München, J. F. Lehmanns Verlag, 1909. 74 S. 

Verfasser sieht — wenigstens für Bayern — in der Abstammung den 
ersten und wichtigsten Faktor für die Ätiologie der Säuglingssterblichkeit 
und erst als zweiten die unrichtige Ernährung an; in dem Bereich der Ab¬ 
stammung spielen auch Boden und Klima eine Rolle. Es sei eine folgen¬ 
schwere Täuschung, für die hohen Grade der Säuglingssterblichkeit die 
Ursache ausschließlich in der wirtschaftlichen Not und dem sozialen Elend 
zu suchen: zeige doch Niederbayern, Bayerns „Kornkammer“, bei größter 
Wohlhabenheit die höchste Säuglingssterblichkeit (30 bis 40 Proz.), anderer¬ 
seits Franken bei höchster Dürftigkeit die geringste (10bis 20 Proz.). Aus¬ 
schließlich hat wohl auch niemand in Not und Elend die erwähnte Ursache 
gesucht, aber daß sie von großem Einfluß sind, verkennt auch Verfasser nicht, 
denn er sagt selbst, daß in den Gegenden mit geringerer Säuglingssterblich¬ 
keit diese noch schwächer sein würde bei größerem Wohlstände. Und der 
wirtschaftliche Einfluß liegt auf der Hand, wenn man erwägt, daß ein großer 
Teil der Mütter an ihrer Stillpflicht behindert ist, weil die Armut sie zwingt 
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Arbeit zu suchen und auch solche Arbeit anzunehmen, die sie den ganzen 
Tag von ihrem Säuglinge femhält. 

Betreffs der Wehrfähigkeit der Jugend nimmt Verfasser kein Untermaß 
an, sondern sieht in dem von Jahr zu Jahr fortschreitenden Übermaß der 
Korderung den Grund dafür, daß der Ersatz angeblich nicht mehr genügt. 
Im übrigen trägt nach ihm die angestammte minderwertige Konstitution 
die Schuld wie an der Stillungsfähigkeit der Mütter und an der Zahnver¬ 
derbnis (Zustimmung zu Roses Arbeiten), so auch an der Untauglichkeit der 
Wehrpflichtigen. Interessant ist es, daß Verfasser in der Industrialisierung 
nicht nur keine Gefahr, sondern einen Gewinn für die Wehrkraft sieht, da 
sie einer größeren Menschenzahl Raum und Erwerb bietet. 

(Landsberger, Charlottenburg.) 


Zentralstelle für Volkswohlfahrt. j. Kaup. Bemerkungen 
über die Bekämpfung der Tuberkulose in einigen Ländern, 
namentlich in England, Frankreich, den vereinigten Staaten, Norwegen, 
Schweden und Dänemark und ihre Nutzanwendung für Deutschland. 
Berlin, Carl Heymann, 1910. 

Deutschland hat mit seiner Alters- und Invalidenversicherung, seiner 
Wohnungsfürsorge und der Gründung von Volksheilstätten für Tuberkulöse 
für die allgemeine Gesundheit vieles getan, was anderen Staaten fehlt oder 
dem sie erst später und langsamer nachzukommen suchten; für eine wirk¬ 
same Bekämpfung der Tuberkulose, dieser gefährlichsten und mächtigsten 
aller Volksseuchen, an ihrer Wurzel hat es bisher durch Gesetze nichts oder 
fast nichts getan. Auf die Ausfüllung dieser Lücke in dem preußischen 
Volksseuchengesetze von 1905, auf welche schon Kirchner, Leube u. a. 
bei der Beratung des Gesetzes oder später hingewiesen haben, hinzu wirken, 
ist dieses Buch bestimmt, und der Verfasser hat seine Aufgabe sorgsam und 
gewissenhaft gelöst. 

Andere Staaten haben dieses Ziel schon in Angriff genommen und in 
Gesetzen das vorbereitet, vor dessen Ausführung man sich in Deutschland 
wegen zu großer Ausgaben, wenn man von einzelnen Provinzen und Städten, 
wie Hannover, der Rheinprovinz, Berlin, Charlottenburg u. a. absieht, welche 
Pflegestätten einzurichten im Begriffe sind, gescheut hat. 

Wie Kaup ausführt, ist in England durch seine beiden öffentlichen Ge¬ 
sundheitsgesetze von 1848 und 1875 und sein Arbeiterwohnungsgesetz von 
1890 die Tuberkulose von 1851 bis 1907 von je 35 jährlichen Todesfällen 
auf 10000 Einwohner auf je 16 Todesfälle zurückgegangen, und man hat 
dort bei kaum 30 Millionen Einwohnern mehr als 10000 Betten für vorge¬ 
schrittene Fälle von Tuberkulose in Siechenhäusern. Ebenso viele Betten 
in besonderen Pflegeheimen und Tuberkulosespitälern stehen in den ver¬ 
einigten Staaten von Amerika zur Verfügung und weitere sind geplant, obwohl 
die Heilstätten daneben noch 5000 Betten für Frühfälle besitzen. Frankreich, 
welches weder die deutschen Arbeitergesetze noch eine erhebliche Zahl von 
Lungenheilstätten besitzt und nur auf seine allerdings vorbildlichen Fürsorge¬ 
stellen angewiesen ist, hat trotz einer hohen Tuberkulosesterblichkeit keinen 
Rückgang daran zu verzeichnen: In den 72 größten französischen Städten 
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ereigneten sich in den Jahren 1901 bis 1906 je 37,5 Todesfälle an Tuber¬ 
kulose auf 10000 Einwohner; ja, es ist sogar eine Zunahme der Tuberkulose 
zu vermuten, da nach anderen Berechnungen in den Jahren 1887 bis 1898 
nur 28,2 jährliche Todesfälle an dieser Krankheit auf 10000 Einwohner ent¬ 
fielen. Ähnlich hoch ist die Sterblichkeit an Tuberkulose in Österreich, 
welches sich eben erst eine Arbeiterversicherung zu schaffen begonnen hat. 
Besonders rühmliches im Kampfe gegen die Schwindsucht haben wieder die 
drei skandinavischen Staaten unternommen. Norwegen gab im Jahre 1901 
ein Tuberkulosegesetz, Dänemark im Jahre 1905 ein Gesetz betreffs Maß¬ 
regeln gegen die Tuberkulose und ein zweites über die Regelung einer Unter¬ 
stützung seitens des Staates zur Bekämpfung derselben Krankheit. Diese 
Gesetze enthielten vorbeugende Bestimmungen, welche auch in Deutschland 
wünschenswert erscheinen, aber bisher als undurchführbar abgelehnt sind. 
Sie beziehen sich auf die Anzeige der Krankheitsfälle, die Hausdesinfektion, 
Pensionierung tuberkulöser Beamten, besonders auch der Lehrer, Staats¬ 
zuschüsse zu den Pflegeheimen für Tuberkulöse im Betrage von 1250 Kronen 
auf das Bett, öffentliche Familienunterstützungen bei Krankheitsfällen, Aus¬ 
schluß Schwindsüchtiger von dem Nahrungsmittelverkauf, der Kinderpflege 
und der Wartung der Milchkühe. In diesen Staaten sind auch ländlich ein¬ 
fache, aber gute Pflegeheime für Tuberkulöse entstanden. Das schönste Vor¬ 
bild in der Bekämpfung der Tuberkulose liefert aber Schweden. Nachdem 
dort durch eine Umfrage bei allen Ärzten die Zahl der offenbar tuberkulösen 
auf 30000 unter 6 Millionen Einwohnern festgestellt worden war, wurde im 
Jahre 1904 vom Reichstage beschlossen, für 5600 dieser Kranken Heim¬ 
stätten zu schaffen und dafür in 10 Jahren (von 1909 bis 1918) 11 Millionen 
Kronen in jährlichen Beträgen auszugeben. 

Dieses Vorgehen sollte man sich nach Kaup$ Ansicht in Deutschland 
zum Muster nehmen und würde dann bei einer 10 mal größeren Einwohner¬ 
zahl auch 10 mal größere Aufwendungen zu machen haben. Zwar sind auch 
in Deutschland Walderholungsstätten und Fürsorgestellen eingerichtet und 
im Jahre 1908 11000 Betten für Frühfälle von Lungenschwindsucht bereit 
gestellt gewesen; auch ist in Preußen, weniger in Bayern und einigen anderen 
Bundesstaaten, die Sterblichkeit an Tuberkulose von 1875 bis 1907 von 29 
auf 15 jährliche Todesfälle auf 10000 Einwohner zurückgegangen. Daß aber 
auch eine Isolierung der Fälle von offener Tuberkulose in Heimstätten not¬ 
wendig ist, weist Kaup unwiderleglich nach, indem er mittels statistischer 
Tafeln dartut, daß die Sterblichkeit an Tuberkulose im Kindesalter (und zwar 
bis zum 20. Jahre) in den letzten 25 Jahren (im Gegensatz zu dem hierin 
fürsorglicheren England) gleichgeblieben ist, und diese Erscheinung damit 
begründet, daß die tuberkulösen Invalidenrentner in der Familie zur Kinder¬ 
wartung verwendet werden und dabei ihre Kinder anstecken. So wünscht 
er denn auch für Deutschland ein Tuberkulosegesetz, welches die bei den 
skandinavischen Gesetzen erwähnten Forderungen zu berücksichtigen hätte. 
Er wünscht insbesondere die Anzeigepflicht für jeden Erkrankungsfall an 
Tuberkulose, die Gründung von besonderen Hospitälern und Pflegeheimen 
für Tuberkulöse, öffentliche Bekämpfung der Krankheit in der Familie der 
Kranken durch die Beamten der Fürsorgestellen, um dadurch ein Übergreifen 
der Krankheit auf die anderen Mitglieder der Familie zu verhüten, und ihre 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



531 


Kritiken und Besprechungen. 

Beechützung gegen eine Unterernährung durch Übernahme der Pflegekosten 
für die in den Lungenheimstätten zwangsweise unterzubringenden Fälle von 
offener Tuberkulose durch den Staat, insbesondere mittelst der Invaliden¬ 
versicherung und die Gemeinden und Belassung der Invalidenrente für die 
Familie der Kranken. 

Möge das wohlgemeinte Buch bei allen an der Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose Beteiligten williges Gehör und offene Herzen finden. 

(A. Ehrhardt-Carlshof.) 


Prof. Dr. A. Möller: HauSSChwamm-ForSChungen. Drittes Heft: 
Die Lenzitesfäule des Koniferenholzes von Dr. Richard Falck. Jena, 
Gustav Fischer, 1909. 234 Seiten, 7 Tafeln und 24 Abbildungen 

im Text. 

Das erste Heft erschien 1907 und enthält besonders Kapitel über den 
echten Hausschwamm und hygienische Fragen, das zweite Heft (1909) be¬ 
handelt die Hausschwammfrage vom juristischen Standpunkt. 

Das vorliegende dritte Heft bringt die Naturgeschichte des „Blätter¬ 
hausschwammes“ Lenzites, dessen Bau und Zerstörungswerk auf den sehr 
schönen, meist von Olga Theomin ausgeführten Tafeln mit ausgezeichneter 
Naturtreue wiedergegeben sind. Dabei wurden abgebildet die Spezies: abietina , 
thermophila und sepiaria var rubra. Die Gattung umfaßt außerdem noch 
einige andere Arten, welche aber (mit Ausnahme von bicolor) nicht auf Nadel¬ 
holz, sondern auf Laubholz Vorkommen. 

Die Fruchtkörper von Lenzites variieren nach Gestalt und Größe in 
weiten Grenzen; sie können zeigen: Konsolform, Muschelform, Scheibenform, 
Krustenform usw. und an den Stirn- oder Seitenflächen der Balken hervor¬ 
brechen. Die Unterseite der Fruchtkörper zeigt im Gegensatz zum Poren¬ 
hausschwamm Polyporus meist Lamellen, die freilich häufig sehr große Unregel¬ 
mäßigkeiten aufweisen. 

Der genauen makroskopischen sowohl wie mikroskopischen Charakteri¬ 
sierung des Pilzes in morphologischer und physiologischer Beziehung ist ein 
großer Teil des Heftes gewidmet; die Schilderungen stützen sich auf sehr 
reiches Untersuchungsmaterial. 

Der Vegetationskörper des Pilzes besteht aus fadenförmigen 
Hyphen, die aber stellenweise gestaltlich und funktionell abweichenden Typus 
zeigen können. Die Reinkulturen ergaben Verflüssigung der Nährgelatine. 

Die Zerstörungserscheinungen, welche durch das Wuchern des 
Pilzes im Holz hervorgerufen werden, sind ganz erhebliche. Sie treten sichtbar 
hervor als Schwund unter Spaltenbildung, alsVermürbung,Ringspaltigkeit u. a. m. 
Wegen der großen Zerstörungskraft dieser Holzpilze wären die Baumeister 
von Deckenkonstruktionen aus Holz in Häusern schon vielfach abgegangen, 
wenn sie nicht gegenüber solchen aus anorganischem Material, z. B. aus 
Eisenbeton, den Vorzug größerer Schallsicherheit, besseren Wärmeschutzes 
und erheblicher Billigkeit besäßen. 

Die Untersuchung pilzverdächtiger Balken geschieht zunächst durch 
Perkussion, indem man sie mit einem Hammer, Stock, Schlüssel oder dergl. 
beklopft; ist das Holz krank, so ergibt sich ein gedämpfter Klang wie bei 
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einem gesprungenen Topf. Die erkrankten Stellen müssen entfernt werden, 
da es bei einem reinen Lenzitessch&den kein anderes Sanierungsmittel gibt. 
Die neu eingesetzten Holzteile werden zur Verhütung erneuter Infektion 
zweckmäßig imprägniert. 

Die Prophylaxe ist das beste Schutzmittel gegen die Zersetzung des 
hölzernen Baumaterials; sie ist aber nur dann gut durchführbar, wenn man 
die Lebensgeschichte und besonderen Eigentümlichkeiten des Pilzes gut 
kennt. Es muß deshalb als ein großes Verdienst bezeichnet werden, daß die 
Literatur mit derartigen Monographien bereichert worden ist. 

(Kolkwitz-Berlin.) 


Leo Burgerstein: Schulhygiene, „Aus Natur und Geistes¬ 
welt“. Sammlung wissenschaftlich-gemeinverständlicher Darstellungen. 
96. Bändchen. Leipzig, B. G. Teubner, 1909. Klein 8°. 136 S. 1 Jtl y 
gebunden 1,25 oft. Zweite Auflage. 

Die Brauchbarkeit und der praktische Wert dieses kleinen, vortrefflichen 
Büchleins des bekannten Schulhygienikers wurde bereits im XXXIX. Bande 
(S. 212) der „Vierteljahrsschrift“ gerühmt und begründet. Bei den dort 
erwähnten Vorzügen ist es nicht überraschend, daß in verhältnismäßig kurzer 
Zeit (3 Jahre) eine Neuauflage notwendig wurde. 

Die zweite Auflage weist bei der „Schulbankfrage“ einige beachtens¬ 
werte Ergänzungen auf und kann, wie die erste, nur wärmstens empfohlen 
werden. (Alts chul-Prag.) 


Schottelius, M., Professor der Hygiene an der Universität Freiburg i. B.: 

Bakterien, Infektionskrankheiten und deren Bekämp¬ 
fung. Zweite Auflage. Stuttgart, E. H. Moritz, 1909. Klein 8°, 
319 S., 32 Tafeln, viele Textabbild. Geheftet 5, gebunden ö uft. 

Das als ein Band der Illustrierten Bibliothek der Gesundheitspflege er¬ 
schienene kleine Buch will den Kenntnissen über das Leben und den Zweck 
der niedersten Lebewesen in weiteren Kreisen Eingang schaffen und das Ver¬ 
ständnis für die Bedeutung der Infektionskrankheiten und für deren Be¬ 
kämpfung fördern. Es handelt in seinen einzelnen Abschnitten ab die Stellung 
der Bakterien im Haushalte der Natur, die bakteriologischen Untersuchungs¬ 
methoden, die „Krankheit“ und die Mittel zur Bekämpfung der Infektions¬ 
krankheiten, die Lehre von der Immunität und Schutzimpfung, alsdann die 
wichtigsten einzelnen Infektionskrankheiten und schließlich die Protozoen 
als Krankheitserreger. In jedem Satze flott und interessant geschrieben, mit 
zahlreichen guten Bildern versehen, nichts Wichtiges vergessend, ist das 
Büchlein als ein ausgezeichneter Führer in das Gebiet der Lehre von den 
Infektionskrankheiten und ihrer Bekämpfung den gebildeten Laien, zumal 
denen, die für ihre berufliche Tätigkeit gewisse Kenntnisse auf diesem Ge¬ 
biete nötig haben, warm zu empfehlen; aber auch der Arzt, der nicht 
spezialistisch mit der modernen Bakteriologie vertraut ist, wird mancherlei 
Belehrung aus ihm ziehen können. (R. Abel-Berlin.) 
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Handbuch der Milchkunde. Unter Mitwirkung von städtischem 
Obertierarzt Borgert, Berlin, Dr. A. Burr, Kiel, Oberarzt Dr. A. 
Engel, Düsseldorf, Prof. Dr. H. Koeppe, Gießen, Prof. Dr. H. Neu¬ 
mann, Berlin, Prof.Dr. M. Pfaundler, München, Geh. Regierungsrat 
Prof. Dr. B. Proskauer, Berlin, Prof. Dr. W. Baudnitz, Prag, Dr. 
F. Beiß, Berlin, Prof. Dr. P. Römer, Marburg, Prof. Dr. A. Schloß¬ 
mann, Düsseldorf, Dr. E. Seligmann, Berlin, Prof. Dr. H. Tjaden, 
Bremen, Regierungsrat Dr. A. W eber, Berlin, Prof. Dr. H. Weigmann, 
Kiel Herausgegeben von Dr. Paul Sommerfeld, Vorsteher des 
Laboratoriums am städtischen Kaiser- und Kaiserin-Friedrich-Kinder- 
krankenhaus zu Berlin. Mit zahlreichen Textabbildungen und 3 Tafeln. 
Wiesbaden, J. E. Bergmann, 1909. 

Das groß angelegte Werk hält, was es im Vorworte verspricht: Praktiker 
und Theoretiker kommen in gleichem Maße voll auf ihre Rechnung. Das 
Werk entspricht nicht nur den Bedürfnissen des Arztes, Tierarztes und 
Chemikers, sondern auch denen des Landwirts, sofern er der Milch ein ge¬ 
wisses wissenschaftliches Interesse entgegenbringt. Das Sammelwerk, welches 
die gesicherten Ergebnisse von Wissenschaft und Praxis aus berufenster 
Feder vereinigt, füllt tatsächlich eine Lücke aus. Man wird sich nicht mehr 
genötigt sehen, aus verschiedenen Lehrbüchern, die teilweise die Materien zu 
kurz behandeln, oder aus Zeitschriften Kenntnisse zu sammeln oder bei Be¬ 
darf das Gewünschte und Notwendige mühsam zusammenzutragen. Das 
Handbuch bringt auf dem Gebiete der Milchkunde alles wissenswerte in 
klipper klarer Form. Auch Studierenden kann es vermöge der logischen 
Anordnung der einzelnen Kapitel, sowie wegen der leichten Verständlichkeit 
des Inhalts derselben als ergänzendes Lehrbuch empfohlen werden. 

Die Milch und all das, was mit ihr zusammenhängt, mit ihrer Ent¬ 
stehung, Herkunft, Gewinnung, Verarbeitung, Bewertung wird auf rein wissen¬ 
schaftlicher Grundlage vom Standpunkte des Biologen bzw. Hygienikers be¬ 
handelt« Selbst das Scblußkapitel Milchhandel und Milchregulative ist nicht 
trocken geschildet, sondern es ist streng wissenschaftlich auf den Erfahrungen 
der Praxis aufgebaut und darum von besonderem Werte für Verwaltungs¬ 
und Polizeibeamte, selbst für Gesetzgeber. 

Die XVIII Hauptkapitel behandeln folgende Materien: Physiologie der 
Laktation. Physikalische Verhältnisse. Allgemeine Chemie der Milch. Quanti¬ 
tative Analyse. Die Fermente der Milch. Die Sakrophyten der Milch. Über¬ 
tragung von Krankheitserregern mit der Milch. Über den Übergang von 
Toxinen und Antikörpern in die Milch und ihre Übertragung auf den Säug¬ 
ling durch die Verfütterung solcher Milch. Stall. Die Krankheiten der Milch¬ 
tiere. Die Verarbeitung der Milch. Sterilisierung und Pasteurisierung. Spezielle 
Einrichtungen für Versorgung mit Säuglingsmilch. Die Untersuchung der 
Milch- und Molkereiprodukte. Die Frauenmilch. Milch anderer Tierarten. 
Kurze Übersicht über die Eigenschaften und die Zusammensetzung der ver¬ 
schiedenen Milcharten. Milchhandel und Milchregulative. 

Das Kapitel über Physiologie der Laktation erscheint dem Referenten 
zu speziell gehalten, es wird darin zu sehr den Verhältnissen beim Menschen 
Rechnung getragen, mehr allgemein gegeben würde es die Einführung und 
Überleitung zu den folgenden Kapiteln erleichtern. So erscheinen insbesondere 
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die histologischen Verhältnisse za breit, ebenso die Ausführungen über die 
Form der Brüste, dementsprechend müßten dann auch die Euterformen und 
die Milchzeichen beim Rinde viel genauer besprochen werden. Empfehlens¬ 
wert wäre vielleicht auch gewesen die Histologie, Morphologie und feineren 
anatomischen Verhältnisse miteinander beim Kapitel Frauenmilch zu be¬ 
sprechen. Ob nicht die Kasuistik besser ganz weggeblieben wäre? Ebenso 
die Aufführung verlassener Ansichten. 

Kapitel VII: Übertragung von Krankheitserreger mit der Milch und X: 
Die Krankheiten der Milchtiere hätte ich lieber und wohl auch ganz zwanglos 
vereinigt oder wenigstens aneinander gestellt gesehen. 

Bei der Tuberkulinisation ist in Zukunft auch der Ophthalmoreaktion 
bzw. der Kutanreaktion zu gedenken. Kapitel IX, Stall, könnte Ergänzung 
erfahren durch Schilderung — in Wort und Bild — eines kleinbäuerlichen 
Musterstalles, dies um so mehr als doch das größte Quantum der Milch in 
kleinbäuerlichen Stallungen produziert wird. 

Die Anordnung der Literatur ist keine gleichmäßige, bald vor den 
Kapiteln, bald dahinter, bald von mehreren Kapiteln vereinigt, es leidet 
dadurch die Übersichtlichkeit. 

Die Zeichnungen, sowie die buchhändlerische Ausstattung des Buches 
sind tadellos, der Preis nicht zu hoch. Kurz gesagt: Ein vorzügliches Werk, 
dessen Weiterverbreitung und Lesen bestens empfohlen werden kann. 

(S. Merkel-Nürnberg.) 


Hausgymnastik gegen Haltungsfehler, Rückgratverkrüm¬ 
mungen und andere orthopädische Leiden. Von Direktor 
Louis Brehme. Mit einem Vorwort von Professor Dr. Koelliker. 
Leipzig, Max Hesses Verlag. Preis broschiert 3 Jft y gebunden 3,50 
Gestützt auf eine über drei Jahrzehnte lange Praxis auf dem Gebiete 
der Orthopädie gibt Verfasser in vorliegendem Büchlein Anleitung zur Er¬ 
kennung von Haltungsfehlern und Verkrümmungen sowie zur Ausführung 
der nötigen Übungen zur Behandlung derselben. Allgemein verständlich 
geschrieben und durch zahlreiche Abbildungen erläutert, wird die Handhabung 
der orthopädischen Gymnastik nach dem System Schreber-Schildbach 
dargelegt, welche infolge ihrer Einfachheit unter Ausschluß kostspieliger 
Apparate sich mit Erfolg zu Hause betreiben läßt. Von besonderem Nutzen 
wird sich das Büchlein für die Ausführung von Übungen nach Angabe des 
Arztes erweisen, wenn eine Anstaltsbehandlung, die im allgemeinen nicht 
überflüssig gemacht werden soll, der Kosten halber nicht ausgeführt werden 
kann. (S. Merkel-Nürnberg.) 
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Deutscher Verein für öffentliche Gesundheitspflege. 


Fünfunddreißigste Versammlung 

in 

Elberfeld 

in den Tagen vom 14. bis 17. September 1910, unmittelbar vor der am 18. September 
beginnenden Versammlung Deutscher Naturforscher und Ärzte in Königsberg. 


Tagesordnung: 

Mittwoch, den 14. September. 

I. Die Errichtung einfacher Krankenhäuser zur Aufnahme von Leicht- 
und Chronischkranken. 

Referent: Prof. Dr, Grober (Essen). 

II. Die hygienische Verbesserung alter Stadtteile. 

Referent: Stadtbaurat Voss (Elberfeld). 

Donnerstag, den 15. September. 

UL Die Überwachung des Nahrungsmittelverkehrs. 

Referent: Geh. Medizinalrat Dr. Abel (Berlin). 

IV. Neuere Erfahrungen über die Behandlung und Beseitigung der 
gewerblichen Abwässer. 

Referent: Geh. Regierungsrat Prof. Dr. König (Münster). 

Freitag, den 10. September. 

V. Aufgaben und Ziele der Rassenhygiene. 

Referent: Dr. A. Ploetz (München). 

Samstag, den 17. September. 

Gemeinsamer Ausflug nach Müngsten und Schloß Burg. 


Teilnahme an der Versammlung. 

Die Teilnahme an der Versammlung in Elberfeld ist nur den Mitgliedern 
des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege gestattet. 

Nach §2 der Satzungen ist zur Mitgliedschaft jeder berechtigt, der Interesse 
an öffentlicher Gesundheitspflege hat und den Jahresbeitrag von 6 M zahlt. 

Behörden, Stadtgemeinden und Korporationen können dem Verein 
mit einem oder mehreren Vertretern als Mitglieder beitreten und zahlen für jeden 
Vertreter 6 pro Jahr. 

Anmeldung zur Mitgliedschaft nimmt der Unterzeichnete entgegen. 

Köln, den 1. Juni 1910. Der ständige Sekretär: 

Prof. Dr. Pröbsting. 
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Neu erschienene Schriften über öffentliche 
Gesundheitspflege. 

(126. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

Arbeiten aus dem kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des kaiserl. Gesundheitsamtes.) 33. Bd. 3. (Schluß-)Heft. (IV und S. 453 
bis 625.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1910. 6,40 .A. Die Abnehmer der Ver¬ 
öffentlichungen des kaiserl. Gesundheitsamtes erhalten die Arbeiten zu einem 
um 20 Proz. ermäßigten Preise. — Dieselben. 34. Bd. l.Heft. (121 S. mit 
Abbildungen.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, -1910. 4,40 Jt- Die Abnehmer 
der Veröffentlichungen des kaiserl. Gesundheitsamtes erhalten die Arbeiten 
zu einem um 20 Proz. ermäßigten Preise. 

Archiv für Schiffs- und Tropenhygiene unter besonderer Berücksichtigung der 
Pathologie und Therapie. XIV. Bd. Jahrgang 1910. Herausgegeben von 
Dr. C. Mense. Beihefte, gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 1. Beiheft Külz, 
Reg.-Arzt Dr.: Zur Pathologie des Hinterlandes von Südkamerun. (35 S. mit 
einer Kartenskizze.) 1910. Einzelpreis 1,50 Jt; Subskr.-Pr. bar 1,20 Jt- 
Bericht über die Gesundheitsverhältnisse und Gesundheitsanstalten in Nürnberg. 
Herausgegeben vom Verein für öffentliche Gesundheitspflege unter Mitwirkung 
des Stadtmagistrats. Jahrgang 1908. (VII, 337 S. mit 1 eingedr. Kurve und 
1 Tab.) 8°. Nürnberg, J. L. Schräg, 1910. 3 Jt- 
Bibliothek für soziale Medizin, Hygiene und Medizinalstatistik und die Grenz¬ 
gebiete von Volkswirtschaft, Medizin und Technik. Herausgegeben von 
Dr. Rud. Lennhoff. gr.-8°. Berlin, Allgemeine medizinische Verlagsanstalt. 
Nr. 4. Abelsdorff, Dr. W.: Die Mitwirkung von Ärzten im Dienste der 
englischen Gewerbeaufsioht. (51 S.) 1910. 1 Jt- 
Blätter, schweizerische, für Gesundheitspflege, sowie Korrespondent für örtliche 
Gesundheitsbehörden. Chef-Red.: Dr. G. Custer. 25. Jahrgang. 1910. 24 Nrn. 
(Nr. 1 bis 5, 76 S.) Lex.-8°. Zürich, G. Meyer. Halbjährlich bar 2,80 Jt- 
Fischer, Prof. Dir. Dr. Bernh.: Kurzgefaßte Anleitung zu den wichtigeren 
hygienischen Untersuchungen, zugleich Übungsprogramm mit Vorschriften für 
die hygienischen Kurse in Kiel. Für Studierende und Ärzte, besonders an 
Untersuchungsämtern tätige, auch Kreisarztkandidaten und Kreisärzte. 2 Tie. 
kl.-8°. Berlin, A. Hirsohwald. 1. Teil: Physikalische und chemische Unter¬ 
suchungen. (IH S. und 32 Bl.) 1910. 1,20 Jt- — 2. Teil: Mikroskopische und 
bakteriologische, auch mykologische, protozoologische und serodiagnostische 
Untersuchungen. Mit 3 Übersichten als Einleitung. (VIS., 168BL und 10S. 
mit 2 Beilagen.) 1910. 3 Jt- 

Keidel, Bez.-Amtm. J.: Die Handhabung der Medizinalpolizei. Sammlung von 
Gesetzen, Verordnungen und Ministerialerlassen über die Bekämpfung gemein¬ 
gefährlicher Krankheiten, die Aufsicht auf Ärzte und niederärztliches Personal, 
Apothekenwesen, Arzneimittel und Giftverkehr, Leichenschau und Beerdigungs¬ 
wesen, Aufsicht auf Geisteskranke und Irrenanstalten. Für den Gebrauch der 
bayerischen Polizeibehörden und Gerichte, der Ärzte und Apotheker, mit er¬ 
läuternden Anmerkungen herausgegebener Ergänzungsband, enthält Nachträge 
zum Hauptband und die seit 1904 ergangenen Verordnungen und Ministerial- 
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erlasse. (V, 183 S.) 8°. Ansbach, C. Brügel & Sohn, 1910. 2 Ji. (Haupt¬ 
werk und Ergänzungsband in 1 Bd. geh. 7 Jb ; geb. 7,50 Jb>) 

Medizinalarohiv für das Deutsche Reich. Zeitschrift für Rechtsprechung und 
Verwaltung auf dem Gebiete des Gesundheitswesens unter vollständiger 
Wiedergabe des Reichsrechts und des preußischen Rechts und unter Berück¬ 
sichtigung des Rechts der übrigen Bundesstaaten. Sammlung der ergehenden 
Gesetze und Ausführungsbestimmungen, der gerichtlichen und verwaltungs- 
gerichtlichen Entscheidungen, sowie der zentralbehördlichen Erlasse und Ver¬ 
fügungen. Herausgegeben von Reg.-R. Kurt v. Rohrscheidt. 1. Jahrgang 
1910. 4 Hefte. (1. Heft, 160 S.) gr.-8°. Berlin, F. Vahlen. 12 jb; einzelne 
Hefte 3 Jb- 

Mitteilungen aus dem Gebiete der Lebensmitteluntersuchung und Hygiene, ver¬ 
öffentlicht vom schweizerischen Gesundheitsamt. Travaux de chimie alimen- 
taire et d’hygiene. Publies par le Service sanitaire federal. I. Bd. 1910. 
(1. u. 2. Heft, 110 S. mit 3 Tafeln.) gr.-8°. Bern, Neukomm & Zimmermann. 
Bar 8 Jb\ einzelne Hefte 1,50^. 

Räuber, Reg.- und Med.-R. Dr. H.: Zusammenstellung der gesetzlichen Bestim¬ 
mungen, Erlasse und Verfügungen für das Medizinalwesen in Preußen nebst 
Kreisarztgesetz und Dienstanweisung für die Kreisärzte, für Medizinal- und 
Verwaltungsbeamte, Landräte, Oberbürgermeister, Bürgermeister, Amts Vor¬ 
steher, Orts- und Gemeindevorsteher, Veterinärbeamte, Juristen, Ärzte und 
Apotheker. 2. verm. u. verb. Aufl. (XVI, 325 8.) 8°. Leipzig, F. Leineweber, 
1910. Geb. in Leinw. u. durchsch. 7,50 Jb- 

Reform, medizinische. Halbmonatsschrift für soziale Hygiene und Medizin, Kom¬ 
munalmedizin und Kommunalhygiene, Krankenhaus- und Heilstättenwesen, 
Säuglings- und Tuberkulosenfürsorgewesen, Gewerbehygiene und Arbeiter¬ 
versicherung. Herausgegeben von Drs. Prof. Rud. Lennhoff und Benno 
Latz. 18. Jahrgang. 1910. 24 Nrn. (Nr. 1, 16 S.) 13x23,6 cm. Berlin, All¬ 
gemeine medizinische Verlagsanstalt. Vierteljährlich bar 3 Jb\ einzelne Nrn. 
0,50 Jb- 

Verhandlungen der Gesellschaft deutscher Naturforscher und Ärzte. 81. Ver¬ 
sammlung zu Salzburg. 19. bis 25. Sept. 1909. Herausgegeben im Aufträge 
des Vorstandes und der Geschäftsführer von Alb. Wangerin. Lex.-8°. Leipzig, 
F. C. W. Vogel. 1. Teil: Die allgemeinen Sitzungen, die Gesamtsitzung beider 
Hauptgruppen und die gemeinsamen Sitzungen der naturwissenschaftlichen 
und der medizinischen Hauptgruppe. (III, 208 S. mit 8 Abbildungen.) 
1910. ±Jb- 

VierteljahrfiBohrift für gerichtliche Medizin und öffentliches Sanitätswesen. 
Unter Mitwirkung der königlichen wissenschaftlichen Deputation für das 
Medizinalwesen im Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- 
Angelegenheiten herausgegeben von Proff. Drs. Wirkl. Geh. Ober-Med.-R. 
A. Schmidtmann und Geh. Med.-R. F. Strassmann. 3. Folge. 39. Bd. 
Jahrg. 1910. Suppl.-Heft gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald. Verhandlungen der 
V. Tagung der deutschen Gesellschaft für gerichtliche Medizin in Salzburg, 
20. bis 22. Sept. 1909. (VI, 182 S. mit lOTaf.) 8 Jb- — Dieselbe. 2. Suppl.- 
Heft. (III, 206 S. mit 11 Fig.) gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald. 6 Jb. 

VierteljahrBschrift , österreichische, für Gesundheitspflege. (Neue Folge der 
Monatsschrift für Gesundheitspflege.) Red. im hygienischen Institute der k. k. 
Universität in Wien, IX., Kinderspitalgasse 15. 1. (28.) Jahrg. 1910. 4 Hefte. 
(1. Heft, 128 S. mit 1 Karte.) gr.-8°. Wien, M. Perles. 6 Jb\ einzelne Hefte 
1,50 Jb- Bisher unter dem Titel: Monatsschrift für Gesundheitspflege. 

VierteljahrsBolirift für öffentliche Gesundheitspflege. 42. Bd. 1. Heft. Braun¬ 
schweig, Friedr. Vieweg <fe Sohn. 8 Jb- 

Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten. 64. Bd. 3. Heft. Leipzig, 
Veit & Co. 8 Jb- — Dieselbe, 66. BcL 1. Heft. Ebenda. 6 Jb- 
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2. Statistik und Jahresberichte. 

Beiträge zur Statistik der Stadt Halle a. S. Herausgegeben vom statistischen Amt 
der Stadt Halle a. S. gr.-8°. Halle, Gebauer-Schwetschke. 10. Heft. Jahres¬ 
übersichten, statistische, für Halle a. S. 1909. (77 S.) 1910. 1,50 Jh. 

Jahrbuch, statistisches, für Elsaß - Lothringen. 3. Jahrgang. 1909. Heraus¬ 
gegeben vom statistischen Bureau für Elsaß - Lothringen. (XVI, 312 S. mit 
6 färb. Tafeln.) gr.-8°. Straßburg, Straßburger Druckerei u. Verlagsanstalt, 
1910. nn lit. 

Jahrbuch, statistisches, für den Preußischen Staat. 7. Jahrgang. 1909. Heraus¬ 
gegeben vom königl. preuß. statistischen Landesamte. (XII, 376 S.) gr.-8°. 
Berlin, Verlag des königl. statist. Landesamts, 1910. Geb. in Leinw. 1 Jt. 

Mitteilungen, medizinal-statistische, aus dem kaiserl. Gesundheitsamte. Beihefte 
zu den Veröffentlichungen des kaiserl. Gesundheitsamtes. 13. Bd. 2. Heft. 
(Schlußheft.) (III und S. 153 bis 231 und 121 bis 295 mit 1 farbigen Karte.) 
Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1910. 6 Jt>. Die Abnehmer der Veröffentlichungen 
des kaiserl. Gesundheitsamtes erhalten die Mitteilungen zu einem um 20 Proz. 
ermäßigten Preise. 

Monatsbericht, statistischer, der Stadt München, bearbeitet im städt. statist. Amt. 
Jahrgang 1910. 12 Nrn. (Januar, 14 S.) Lex.-8°. München, J. Lindauer. 2 M ; 
einzelne Nrn. 0.20 Jt. 

Monatsberichte, statistische, der Stadt Leipzig. Herausgegeben vom statistischen 
Amt. 2. Jahrgang. 1910. 12 Nrn. (Nr. 1, 25 S.) Lex.-8°. Leipzig, Duncker 
& Humblot. 5 JKs\ einzelne Nrn. bar 0,50 U4. 

Zeitschrift für schweizerische Statistik. 1910. 1. Heft. Bern, Francke. 2,70 


3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Pantucek, Hofr. Dr. Ferd.: Das Grundwasser und die Errichtung von Wasser¬ 
leitungen. (Aus: „Zeitschr. d. Ver. d. Gas- u. Wasserfachmänner in österr.- 
Ungarn“.) (36 S.) Lex.-8°. Wien, Lehmann & Wentzel, 1910. 1 Jh. 


4. Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 

Baupolizeiverordnung für den Reg. -Bez. Arnsberg vom 16. März 1910 nebst 
den zugehörigen Regierungspolizeiverordnungen. (IV, 84 S.) kL - 8°. Arns¬ 
berg, F. W. Becker, 1910. 0,40 JH>. 

Baupolizeiverordnung für die zum Landespolizeibezirk Berlin gehörigen, außer¬ 
halb der Ringbahn belegenen Teile von Dt. Wilmersdorf, Schöneberg, Rixdorf, 
Lichtenberg, Boxhagen - Rummelsburg und Stralau. (91 S.) kh-8°. Berlin, 
A. W. Hayns Erben, 1910. Geb. 1,50 Jt. 

Beetz, Baurat Max: Kleinwohnungs - Häuser. Praktische Anleitung und Muster¬ 
beispiele für den Bau billiger Ein- und Mehrfamilienhäuser für Arbeiter, 
Handwerker usw. durch Private, Bauvereine und Genossenschaften. Mit einer 
allgemein verständlichen Anweisung zur Gründung gemeinnütziger Bauvereine 
in Stadt und Land nebst Musterstatutenentwurf vom Landeswohnungsinsp. 
Gretzschel. Mit 50 S. Abbildungen. (104 S.) gr.-8°. Wiesbaden, West¬ 
deutsche Verlagsgesellschaft, 1910. 1,80 Jtt \ geb. n 2,40 Jl. 

Fuchs, Geh. Ob.-Finanzr. Dr.: Die Villenkolonie Buchschlag bei .Frankfurt a. M. 
Beiträge zur Geschichte der Entstehung der Kolonie, unter Benutzung amt¬ 
lichen Materials zusammengestellt. (70 S. mit eingedruckten Grundrissen, 
1 eingedruckten Kartenskizze, 20 Tafeln und 1 farbigen Plan.) gr.-8°. Darm¬ 
stadt, A. Bergsträßer, 1910. 2 M>. 

Krüger, Prof. Rieh.: Das Kleinpflaster. Seine Herstellung, prakt. Bewährung 
und zweckmäßigste Anwendung. Auf Grund einer Rundfrage bei zahlreichen 
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Baubehörden bearbeitet, und mit einem Vorwort versehen von dem Erfinder 
des Kleinpflasters, Geh. Baur. F. Gravenhorst. Herausgegeben zum 25jähr. 
Jubiläum des Kleinpflasters von G. Ostwald. Mit 12 meist nach Photo¬ 
graphien angefertigten Abbildungen. (83 S.) Lex.-8°. Stade, G. Ostwald, 1910. 
Geb. in Leinw. 8,50 M- 

Ldchalet, Jacques: La cave bourgeoise, nouv. edit. in-8°. 2,50 fr. Libr. des 
Annales. 

Lehr, Dir.-Assessor: Das Arbeiterwohnhaus. Vortrag. (16 S.) 8°. Nürnberg, 
Fränkische Verlagsanstalt u. Buchdr., 1910. 0,20 Jk 

Müsset, Baurat: Die Staubbekämpfung in Stadt und Land. Vortrag. (Aus: 
„Zentralbl. für allgem. Gesundheitspflege“.) (17 S.) gr.-8°. Bonn, M. Hager, 
1910. 60 Jk. 

Schriften zur Förderung der inneren Kolonisation, herausgegeben von der Aus¬ 
kunftsstelle für bäuerliche Ansiedelungen, Berlin SW. 11, Abteilung des deut¬ 
schen Vereins für ländliche Wohlfahrts- und Heimatspflege. 8*. Berlin, Deutsche 
Landbuchh. 6. Heft. Heidenhain, Amtsrichter Waith.: Gründung und 
Leitung einer Kleinsiedelungsgenossenschaft. (Aus: „Archiv für innere Koloni¬ 
sation.“) (34 S.) 1910. 1 jk. 

Vorträge, städtebauliche, aus dem Seminar für Städtebau an der königl. tech¬ 
nischen Hochschule zu Berlin. Herausgegeben von den Leitern des Seminars 
für Städtebau Proff. Stadtbaurat a. D. Jos. Brix und Geh. Hofbaurat Fel. 
Genzmer. II. Vortragszyklus. II. Bd. Lex.-8°. Berlin, W. Ernst & Sohn. — 
Dasselbe. III.Bd. Lex.-8*. Ebenda. 3. Heft. Salomon, Geh. Med.-R. Prof. 
Dr. Herrn.: Die hygienischen Vorbedingungen für die Ortsansiedelungen. 
(23 S.) 1910. 1,20 M>. 

Wasser- und Wegebau-Zeitschrift. Fachblatt für Wege- und Straßenbau, 
Brückenbau, Wasserbau, Wasserversorgung, Städte-Entwässerung, Meliorations¬ 
wesen usw. Zentralinsertionsorgan des gesamten Tiefbauwesens. Red.: Reg.- 
Baumstr. a. D. Quietmeyer. 8. Jahrgang. 1910. 24 Nrn. (Nr. 1, 16S. mit 
Abbildungen.) 34,5 X 25,5 cm. Hannnover, Gebr. Jänecke. Viertelj. bar 8,50 J&. 

Wedemann, Rechtsanw. E.: Bau-Gesetze im Großherzogtum Sachsen sowie Orts¬ 
statute von Eisenach über Bauangelegenheiten. (VII, 120 S.) 8°. Eisenach, 
Hof buchdr ucker ei Eisenach (H. Kahle), 1910. Geb. bar 2 Jth. 


5. Schulhygiene. 

Code of Rules for the Prevention of Infectious and Contagious Diseases in 
Schools (A). 6th ed. 8vo, sd. net 1/. 

Jahrbuch der schweizerischen Gesellschaft für Schulgesundheitspflege. — Annales 
suisses d’hygiene scolaire. Red.: Sekr. Dr. F. Zollinger. 10. Jahrgang. 1909. 
(VI, 734 und III S. mit Abbildungen.) gr.-8°. Zürich, Zürcher & Furrer, 

1909. 8 ife. 

Iiiedbeck, C. H.: Das schwedische Schulturnen. In Form von Tagesübungen. 
Übersetzt von J. A. Selter, neuesten Bestrebungen für eigene Fortbildung 
und zu Prüfungszwecken bearbeitet. (160 S.) gr.-8°. Langensalza, J. Beltz, 

1910. 2,40 Jk ; geb. 2,90.*. 

6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Doctor (The) and Nurse’s Guide. Edit. by George Black. Cr. 8vo, 224 p. 1/. 
Krankenpflege - Lehrbuch. Herausgegeben von der Medizinal - Abteilung des 
königl. preuß. Ministeriums der geistlichen, "'Unterrichts- und Medizinal¬ 
angelegenheiten. 2. neu durchgesehene und ergänzte Auflage. (XXIV, 372 S. 
mit Abbildungen und 5 z. TL färb. Taf.) 8°. Berlin, A. Hirschwald, 1910. 
Geb. in Leinw. bar nn 2,50. 
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Schriften der Frauenhülfe. (Neue Auflage.) 8°. Potsdam, Stiftungsverlag. 

6. Hesekiel, Gen. - Superint. D.: Krankenpflege und Seelenpflege. Vortrag. 
2. Aufl. (15 S.) 1910. 0,20 JL. 

7. Militär- und Schiffshygiene. 

Daussat, Dr. Charles: L’education physique, son influence sur la sante du Soldat, 
in-8°, 2,50 fr. A Maloine. 

Kirchner, Geh. Ob.-Med.-R. vortr. Rat Gen.-Arzt d. R. Prof. Dr. Mart.: Lehr¬ 
buch der Militär - Gesundheitspflege. 2. Aufl. des „Grundriß der Militär- 
Gesundheitspflege“. l.Bd. (IX, 617 S. mit 245 Fig.) Lex.-8°. Leipzig, S. Hirzel, 
1910. 16 Jt; geh. 17,50 Ji. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete des Militär-Sanitätswesens. Herausgegeben 
von der Medizinal-Abteilung des königl. preuß. Kriegsministeriums. gr.-8°. 
Berlin, A. Hirschwald. 43. Heft. Ruhrepidemie, die Hagenauer, des Sommers 
1908. Bearbeitet in der Medizinal-Abteilung des königl. preuß. Kriegsmini- 
steriums. (V, 67 S. mit 3 Tafeln, 6 Temperaturkurven und 2 Skizzen.) 1910. 
2,80^4. — Dieselben. 44. Heft. Berichte über die Wirksamkeit des Alkohols 
bei der Händedesinfektion. Zusammengestellt in der Medizinal-Abteilung des 
königl. preuß. Kriegsministeriums. (VII, 89 S. mit 8 Fig.) 1910. 2,40 Ji- 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Bernard, Marcel: L’Hygiene publique obligatoire en France. La lutte admini¬ 
strative contre le cholera et les austres maladies transmissibles, preface du 
Dr. A. Marie, in-18, 4 fr. V. Giard & E. Briere. 

Fraser, A Mearas: Notes on Infectious Diseases. For the Use of Teachers in the 
Public Elementary Schools. 

Hübener, Stabsarzt Dr. E.: Fleischvergiftungen und Paratyphusinfektionen, ihre 
Entstehung und Verhütung. (VIII, 204 S. mit 2 Fig., 3 Taf. und 10 Kurven.) 
Lex.-8°. Jena, G. Fischer, 1910. QJk 

Margoulis, M Ue S.: Contribution ä l’etude de la tuberculose, pulmonaire chez le 
nourrisson, in-8°, 2,50 fr. G. Steinheil. 

Roepke, Chefarzt Dr.: Die Desinfektion bei Tuberkulose. [Aus: „Reichs-Med.- 
Anzeiger“.) (US.) Lex.-8°. Leipzig, B. Konegen, 1910. Bar 1 jfc. 

9. Hygiene des Kindes. 

Ball, Albert: L’enfant et son medecin, guide partique de Phygiene et des 
maladies de l’enfance, in-8°, cart., 4 fr. A. Maloine. 

BaBset, P.: Entwickelung und gegenwärtiger Stand der Jugendfürsorge in Elsaß- 
Lothringen. (April 1910.) Der elsaß-lothring. Lehrerschaft gewidmet. (54 S.) 
gr.-8°. Straßburg, Buchh. der ev. Gesellschaft, 1910. 0,50 

Flugschriften der Zentralstelle für Volkswohlfahrt. gr.-8°. Berlin, C. Heymann. 
4. Heft. Kaup, Doz. Dr. I.: Die Ernährungsverhältnisse der Volksschulkinder. 
Tatsachen und Vorschläge. (III, 44 S.) 1910. 0,30 .Ä (Partiepreise). Heft 3 
ist noch nicht erschinen. 

Langstein, Ob.-Arzt stellv. Dir. Leo, und 1. Assist. Ludw. F. Meyer: Säug¬ 
lingsernährung und Säuglingsstoffwechsel. Ein Grundriß für den prakt. Arzt. 
(X, 214 S. mit 25 Abbildungen.) Lex.-8°. Wiesbaden, J. F. Bergmann, 1910. 
Geb. in Leinw. 6,60 Jt. 

Legrand, Dr. Hubert: L'hygiöne des tout petits, in-16. 2fr. H. Paulin et O». 

Müller, Dr. Frdr.: HäuslicheKinderpflege in den ersten Lebensjahren. Mit einem 
Anhang: Diät der stillenden Mutter. Von Dr. Edward L. Partridge. 
(Sonderheft der Zeitschrift „Unser Hausarzt“.) (29 S.) gr.-8°. Berlin-Zehlen¬ 
dorf, Verlag „Unser Hausarzt“, 1910. 0,50 M. 
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Pesoatore, Dr. M.: Pflege und Ernährung des Säuglings. Ein Leitfaden für 
Pflegerinnen. 3. verb. Auflage, bearbeitet von Ob.-Arzt stellvertr. Dir. Prof. 
Dr. Leo Langstein. (92 S.) 8°. Berlin, J. Springer, 1910. Geb. 1 jH». 
Saul, Med.-Prakt. Rud.: Säuglingssterblichkeit im Großherzogtum Mecklenburg- 
Schwerin. (41 S. mit 6 Taf.) 8°. Rostock 1909. Schwerin, Stiller. Bar 1 JMa. 
Theodor, Dr. F.: Praktische Winke zur Ernährung und Pflege der Kinder in 
gesunden und kranken Tagen. Ein Nachschlagebuch für Mütter. 4. verm., 
verbesserte, und durch eine Reihe von Vorträgen ergänzte Auflage (mit einer 
Gewichtstabelle). (260 S.) 8°. Königsberg, Bons Buchhandlg., 1909. Geb. in 
Leinw. 3,50 Ji. 

Veröffentlichungen des Deutschen Vereins für Volks-Hygiene Im Aufträge des 
Zentralvorstandes in zwanglosen Heften herausgegeben von San. - R. Dr. 
K. Beerwald. (Neue Auflage.) 8°. München, R. Oldenbourg. (Partiepreise.) 
13.Heft.. Schloßmann, Dir. Prof. Dr. Arth.: Die Pflege des Kindes in den 
zwei ersten Lebensjahren. 4. neu durchgesehene Auflage. (36. bis 50. Taus.) 
(III, 40 S.) 1910. 0,30 Jt. 

Vincent, R.: The Nutrition of the Infant. 3rd ed. Cr. 8vo, pp. XXII—342. 
net 10/6. 

Zeitschrift für Säuglingsschutz. Zeitschrift des Kaiserin Auguste-Victoria-Hauses 
zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit im Deutschen Reich. Herausgeg. 
von Drs. Kabinetsr. v. Behr-Pinnow, Proff. Geh. Ob.-Med.-R. vortr. Rat 
Dietrich, Geh. Med.-Räten Heubner und Rubner, Red. von Dir. Prof. 
Dr. Arth. Keller. 2. Jahrgang. 1910. 12 Hefte. (1. Heft, 36 S.) gr.-8°. 
Berlin, G. Stilke. Bar 6 Jt; einzelne Hefte 0,60^. 

10. Variola und Vaccination. 

Bumet, James: ThejPocket Clinical Guide. 32mo, pp. VIU—141. net 1/6. 
Cowderoy, J. T.: Pocket Notes and Remembrancer for Sanitary Inspectors. 3rd ed. 
Cr. 8vo. net 1/6. 

Büpfle, Priv.-Doz. Dr. Karl: Leitfaden der Vaccinationslehre. (VII, 171 S. mit 
12 z. TL färb. Tafeln.) Lex.-8°. Wiesbaden, J. F. Bergmann, 1910. 5,60 Ji; 
geb. n 6,60 'Jt. 


11. Geschlechtskrankheiten. 

Flugschriften der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten. gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 5. Heft. Stephani, Stadtschularzt, 
und Hollmann, Drs.: Zwei Ansprachen an Abiturienten. (27 S.) 1910. 

0,30 Ji. 

Temming, Rekt. Seelsorger Thdr.: Aus der Klinik. Ein Warnruf an deutsche 
Männer bezüglich sexueller Lebensfragen. (122S.) kl.-8°. Kevelaer, Butzon 
& Berker, 1910. Geb. 1,50 Jt. 

12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Aufwärts! Bücherei zur Belehrung und Erholung. Herausgeg. von Geo. Volk. 
8°. Frankfurt a. M. Nr. 5. Fischer, Instit. - Leit. Gewerbeinsp. Dr. R.: 
Die Krankheits- und Unfallverhütung im Gewerbebetrieb (Gewerbehygiene, 
Arbeiterschutz). (40 S.) 1910. 0,20 JL. 

13. Nahrungsmittel. 

Cathoinas, Dr. J. B.: Die Hygiene des Magens. Ärztliche Ratschläge für Gesunde 
und Kranke. Mit Anhang: „Diätetische Krankenküohe u . 4. u. verm. Aufl. 
(86 S.) 8°. St. Gallen, L. Kirschner-Engler, 1910. 1,50 M». — Derselbe. 
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Ist der Kaffee- und Teegenuß gesundheitsschädlich? Vortrag. (27 S.) kl.-8°. 
St. Gallen, L. Kirschner-Engler, 1910. 0,40 „ß. 

Hart wich, Polytechn.-Prof. Dr. C.: Die menschlichen Genußmittel, ihre Herkunft, 
Verbreitung, Geschichte, Bestandteile, Anwendung und Wirkung. Mit etwa 
24 Tafeln in Autotypie, mehreren Karten sowie zahlreichen Abbildungen im 
Text, (ln etwa 16 Lief.) 1. Lief. (64 S. mit 4 Tafeln.) Lex.-8°. Leipzig, 
Ch. H. Tauchnitz, 1910. 2 Jt. 

Leffingwell, A.: American Meat and its Influence upon the Public Health. 8vo, 
208 p. net 3/6. 


14. Alkoholismus. 

Hartmann, Prof. Dr. K. A. Mart.: Der neuere Stand der Anti-Alkoholbewegung 
in der nordamerikanischen Union. 2. verb. und verra. Ausg. (60 S.) gr.-8°. 
Dresden, 0. V. Böhmert, 1909. 1 Jt>. 

Helenius-Seppälft, Dr. Matti.: Über das Alkoholverbot in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika. Ergebnisse einer mit Staatsunterstützung aus¬ 
geführten Forschungsreise. (V, 131 S.) gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1910. 2,50 Jb. 

Treufreund, Frdr.: Erkenne den Feind! Ein Büchlein für solche, die einmal 
Männer und Frauen sein werden. 2. Heft. (32 S. mit Abbildungen.) 8*. 
Barmen, Buchhandlung des Blauen Kreuzes, 1910. nn 0,10 JK». 

Volksfreund. Organ-des Kreuzbündnisses, Verein abstinenter Katholiken. Organ 
der katholischen Trinkerrettungsvereine und -Heilstätten für Deutschland und 
Österreich und dient den Publikationen des Priesterabstinentenbundes. Red. 
von P. Syring und Stadtpfr. Köhler. 14. Jahrgang. 1910. 12 Nrn. (Nr. 1, 
16 S.) Lex.-8°. Essen, Fredebeul & Koenen. Bar 1,40 Jk. 


15. Verschiedenes. 

Böttger, Dr. H.: Die preußischen Apothekengesetze mit Einschluß der reichs- 
gesetzlichen Bestimmungen über den Betrieb des Apothekergewerbes. Unter 
Mitwirkung von Red. E. Urban herausgegeben und erläutert. 4. neubearb. 
und vervollständ. Aufl. (XII, 406 S.) gr.-8°. Berlin, J. Springer, 1910. Geb. 
in Leinw. 6 J6. 

Brehme, Dir. fr. 1. Assist. Louis: Hausgymnastik gegen Haltungsfehler, Rück- 
gratsverkrümmungen und andere orthopädische Leiden. Anleitung zur Be¬ 
urteilung von Verkrümmungen und deren Behandlung im Elternhause für 
praktische Ärzte, Eltern und Erzieher. Mit einem Vorwort von Dir. Prof. 
Dr. Kölliker. Mit 174 in den Text gedruckten Abbildungen, Zeichnungen 
von Vikt. Ditz. (VIII, 115 S.) gr.-8°. Leipzig, M. Hesse, 1910. 3 Jt; geb. 
in Leinw. bar 3,50 jHs. 

First Aid to the Injured. By a Medical Officer. Cr. 8vo. limp. net 6d. 

Freund, Der, der Schreber-Vereine. Familienblatt für Jugendpflege, Familien¬ 
leben, Volkserziehung und Volksgesundung. Schriftleitung: Verband Leipziger 
Sohrebervereine. 6. Jahrgang. 1910. 12 Hefte. (1. Heft, 24 und 12 S. mit 
Abbildungen.) gr.-8°. Leipzig-Eutritzsch (Wilhelminenstr. 17), Böhme & Leh¬ 
mann. Vierteljährlich bar 0,50 

Gesundheit, gute! Zeitschrift für allgemeine Gesundheitspflege. Herausgeber: 
Deutscher Verein für Gesundheitspflege. Red.: Drs. E. Behn und P. A. 
De Forest. 13. Jahrgang. 1910. 12 Nrn. (Nr. 1, 16 S. mit Abbildungen.) 
gr.-8°. Hamburg, Internationale Traktatgesellschaft. Bar 2 einzelne Nrn. 
0,20 M. 

Heilbom, Dr. Frz.: Die Bedeutung der Augenhygiene für den Staat mit be¬ 
sonderer Berücksichtigung der Wehrfrage. (X, 188 S. mit 4 Abbildungen.) 
gr.-8°. Berlin, S. Karger, 1910. 4 Jt>. 
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Hermann, Primararzt Dr. Jos.: Die Lebensführung im hohen Alter. 5. Auflage. 
(9. bi9 11. Taus.) Bearbeitet und ergänzt von Dr. Ziegelroth. (102 S. mit 
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kiewitz. (VIII, 466 S. mit 2 Tafeln.) kL-8 M . Stettin, H. Peters Verl., 1910. 
Geb. in Leinw. 8 Jfe. 

Körperkultur. Künstlerische Monatsschrift für Hygiene und Sport. Red.: 
Dr. A. Mall witz. 5. Jahrg. 1910. 12 Nrn. (Nr. 1. 32 S. mit Abbildungen.) 
Lex.-8\ Berlin, Körperkultur-Verlag. Vierteljährlich bar 1,50 Jk. 

Luft, mehr! Polare Atmungsgymnastik als Schlüssel der Heilkunst. Von einem 
Selbstarzt. 2. Auflage. (76 S.) 8°. Berlin (SO. 26), Gust. Ferd. Müller, 1910. 
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Mammen, Prof. Dr.: Nutzen des Waldes für Kranke, insonderheit für Tuberkulöse. 
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Chemnitz und Umgebung (E. V.)“.] (18 S.) 8°. Chemnitz, Tharandt, Akadem. 
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Bibbert, Geh. Med.-R. Dir. Prof. Dr. Hugo: Rassenhygiene. Eine gemeinver¬ 
ständliche Darstellung. (65 S. mit 4 Fig.) 8°. Bonn, F. Cohen, 1910. 0,80 .Ä. 

Roeser, le, Dr.: Vieillesse et longevite. Hygiene de la longevite. In-8°. 4fr. 

Schriften, kleine, des Zentralausschusses zur Förderung der Volks- und Jugend¬ 
spiele in Deutschland. kl.-8°. Leipzig, B. G. Teubner. 4. Bd. Schencken- 
dorf, E. v., und Prof. J. Heinrich: Ratgeber zur Pflege der körperlichen 
Spiele an den deutschen Hochschulen. Im Aufträge des Zentralausschusses 
und unter Mitwirkung einiger Mitglieder desselben herausgegeben. 4. verb. 
Auflage. (II, 60 S.) 1910. Geb. in Leinw. 0,80 Jl. 

Schwab, Abteilungsing. C.: Moderne Bahnhofsbauten und ihre Wohlfahrtseinrich¬ 
tungen, dargestellt an dem Bahnhofsneubau Plochingen a. N. Mit Genehmigung 
der Generaldirektion der königl. württ. Staatseisenbahnen nach amtlichen 
Quellen bearbeitet. (VII, 24 S. mit 35 Tafeln.) Lex.-8°. Stuttgart, K.Wittwer, 
1910. Geb. in Leinw. 6,50 Jt. 

Siebert, Thdr.: Nach welchem System soll ich trainieren? Kurze Schilderung 
der dafür in Frage kommenden Trainiermethoden und ihrer Erfinder. (35 S. 
mit Bildnissen.) gr.-8°. Aisleben, Th. Siebert, 1910. 0,80^. — Derselbe: 
Trainier-Tabelle „Sei stark“. 59,5 X 45 cm. Mit Abbildungen und Text am 
Rande. Aisleben, Th. Siebert, 1910. Gebrochen in gr.-8°. 0,50 jH>. 

Springer, Dr. Jenny: Die Ärztin im Hause. Ein Buch der Aufklärung und 
Belehrung für Gesunde und Kranke über die wichtigsten Fragen der Ge¬ 
sundheitslehre und Heilkunde. Mit 900 Orig. - Illustr. und 56 (zum Teil far¬ 
bigen) Tafeln und Kunstbeilagen. (VIII, 1160 S. und Suppl. 3 farbiger Tafeln.) 
gr.-8°. Dresden, Dresdner Verlagshandlung M. 0. Groh. Geb. in Leinw. 17 

Tierseuohengesetze, die neuen, enthaltend das: Gesetz vom 6. August 1909, 
R.-G.-Bl. Nr. 177, betreffend die Abwehr und Tilgung von Tierseuchen (das 
allgemeine Tierseuchengesetz) samt Durchführungsverordnung; Gesetz vom 
29. Februar 1880, R.-G.-Bl. Nr. 37, betreffend die Abwehr und Tilgung der 
Rinderpest, abgeändert durch das Gesetz vom 6. August 1909, R.-G.-Bl.Nr. 180, 
samt Durchführungsverordnung; Gesetz vom 17. August 1892, R.-G.-B1. Nr. 142, 
betreffend die Abwehr und Tilgung der Lungenseuche der Rinder, abgeändert 
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durch das Gesetz vom 6. August 1909, R.-G.-Bl. Nr. 182, samt Durchführungs¬ 
verordnung; Gesetz vom 19. Juli 1879, R.-G.-Bl. Nr. 108, betreffend die Ver¬ 
pflichtung der Desinfektion bei Viehtransporten auf Eisenbahnen und Schiffen, 
abgeändert durch das Gesetz vom 6. August 1909, R.-G.-Bl. Nr. 184, samt 
Durchführungsverordnung und Ministerialverordnung vom 17. November 1909» 
R.-G.-Bl. Nr. 179, mit welcher eine neue Dienstinstruktion für die Amtstier¬ 
ärzte der politischen Behörden erlassen wird. (Friedr. Irrgangsche Gesetzes¬ 
ausgabe.) (XIII, 400 S.) kl.-8°. Brünn, F. Irrgang, 1910. 3 JL 
Veröffentlichungen des Deutschen Vereins für Volks-Hygiene. Im Aufträge des 
Zentralvorstandes in zwanglosen Heften herausgegeben von San. - R. Dr. 
K. Beerwald. 8°. München, R. Oldenbourg. (Partiepreise.) 

18. Heft. Gasters, Kreisarzt Dr.: Volksgesundheit und Industrie. (I. bis 
10. Tausend.) (27 S.) 1910. 0,30 JH,. 

19. Heft. Klingelhöffer, Dr. W.: Das menschliche Auge und seine 
wichtigsten Erkrankungen. (1. bis 10. Tausend.) (54 S. mit Abbildungen.) 
1910. 0,30 Jt. 

Zeitschrift für Hygiene und Kosmetik. Organ für Gesundheits- und Schönheits¬ 
pflege. Red.: Dr. D. Ritterbrand. 3. Jahrgang. 1910. 12 Nrn. (Nr. 1, 
16 S. mit Abbildungen.) 31x22,5 cm. Berlin (W. 8), S. Salomonski. Halb¬ 
jährlich bar 1,50 JH \ einzelne Nrn. 0,25 jH. 
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Die hygienische Bedeutung der Wasserreinigung 
durch Permutite (künstliche zeolithartige Silikate). 

Von 

Prof. Dr. B. Sans -Berlin. 


Die Enthärtung von Wasser. 

Die Permutitverfahren unterscheiden sich in einem Punkte wesentlich 
von den bisher üblichen Verfahren. Sie arbeiten mit einem großen Über¬ 
schuß unlöslicher Fällungsmittel, während sich die älteren Verfahren 
nur äquivalenter Mengen oder eines geringen Überschusses von 
löslichen Fällungsmitteln bedienen. 

Die älteren Verfahren der Enthärtung von Wasser basieren darauf, daß 
dem Wasser je nach dem Gehalt an Härtegraden entsprechende äquivalente 
wasserlösliche Zusätze an Ätzkalk, oder Ätzkalk und Soda, oder Soda, oder 
Ätznatron gegeben werden. Angenommen, es läge ein Wasser mit dem hohen 
Gehalt von 40 Härtegraden vor, dessen Härte zur Hälfte aus Carbonat- und 
zur anderen Hälfte aus Sulfathärte bestände, so erhält dieses Wasser min¬ 
destens einen Zusatz beispielsweise von 200 mg Ätzkalk (CaO) und 378 mg 
Soda pro Liter. Das sind die berechneten äquivalenten Mengen, um die 
Bicarbonate und Sulfate des Calciums im Wasser in fast unlösliches Cal¬ 
ciumcarbonat überzuführen. (Dieser obige Zusatz ist nur gültig, wenn das 
Wasser ausschließlich Kalkhärte enthält, er erhöht sich bei Magnesiahärte.) 

Der ursprüngliche Gehalt eines Wassers von 40 Kalkhärtegraden beträgt 
0,04 Proz. Kalk (CaO), und auf diese sehr verdünnte Lösung wirkt nun nach 
dem Vermischen mit den löslichen Fällungsmitteln eine äquivalente Lösung 
von Ätzkalk und Soda, die, auf Kalk umgerechnet, sich ebenfalls auf 
0,04 Proz. stellt. 

Nach dem Massenwirkungsgesetz ist die Wirkung eines 
Stoffes seiner Konzentration proportional. Die Konzentration ist 
im vorliegenden Falle nur eine geringe, und infolgedessen ist auch die 
Reaktionsgeschwindigkeit des'Prozesses gering. Nach Wehrenpfennig ist 
eine Zeit von zwei bis drei Stunden erforderlich, um den größten Effekt, d. h. 
die bestenfalls mögliche Ausfällung der Härtebildner zu erzielen. Filtriert 
man das Wasser früher, so sind Nachfällungen von Calcium- und 
Magnesiumsalzen die unausbleibliche Folge. 

Da nun weiter die ausgefällten Calcium- und Magnesiumsalze in Wasser 
nicht vollständig unlöslich sind, so erhellt ohne weiteres, daß eine voll¬ 
ständige Enthärtung auf 0 Grad bei den älteren Verfahren unmöglich ist. 

Für die Verwendung eines Wassers zu Trinkwasser würde eine voll¬ 
ständige Enthärtung nicht erforderlich sein, auf die man in vielen tech¬ 
nischen Betrieben mit Recht so hohen Wert legt. 

Allein die infolge der stetig wechselnden Härte schwierige Dosierung 
der alkalischen Zusätze besonders bei häuslichen Wasserversorgungen, die 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1910 . 35 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



546 


Prof. Dr. R. Gans, 


Digitized by 


Alkalität des resultierenden enthärteten Wassers und die große Gefahr des 
Zusatzes eines größeren Überschusses der ätzend auf die Magen- und Darm¬ 
schleimhäute wirkenden löslichen Fällungsmittel lassen diese älteren Ent¬ 
härtungsverfahren in hygienischer Hinsicht für Trinkwasser keineswegs 
geeignet erscheinen, und sie sind nach dieser Richtung hin auch wohl nie¬ 
mals ernstlich in Betracht gezogen worden. Weiter würden die unausbleib¬ 
lichen Nachfällungen das Wasser bei längerem Stehen trüben und unappetit¬ 
lich machen. 

Beim Permutitenthärtungsverfahren bedienen wir uns eines in Wasser 
unlöslichen Fällungsmittels und können es seiner Unlöslichkeit 
wegen im großen Überschuß anwenden. Dieser große Überschuß be¬ 
dingt eine starke Reaktionsgeschwindigkeit und schnelle Entfernung der 
Härtebildner, ohne daß das Wasser alkalisch wird, so daß das 
Wasser auch für Trinkwasserzwecke geeignet erscheint. 

Dieses Fällungsmittel besteht aus dem Natriumsalz des Permutits, 
eines künstlichen zeolithartigen Silikats. 

Die Zeolithe, die wir in der Natur teils im kristallisierten, teils im 
amorphen Zustande antreffen, sind wasserhaltige Silikate, die außerdem Ton¬ 
erde und Basen der alkalischen Erden und der Alkalien, wie Kalk, Magnesia, 
Kali, Natron, Ammoniak usw. enthalten. Sie spielen im Ackerboden eine 
wiohtige Rolle, indem sie z.B. das Kali und Ammoniak in wasserunlösliche 
Form überführen, welche wichtigen Pflanzennährstoffe der Landwirt zur Er¬ 
zielung möglichst hoher Emteerträge auf seinen Acker bringt. Einem Boden, 
der, wie der Sandboden, nur geringe Mengen zeolithischer Silikate besitzt, 
geht der von den Pflanzen nicht absorbierte Teil des Kalis und Ammoniaks 
bei Regengüssen durch Auswaschung unweigerlich verloren. Anders da¬ 
gegen bei Anwesenheit von zeolithischen Silikaten in den lehmigen und 
tonigen Böden. Die Zeolithe nehmen die obigen Nährstoffe auf und bilden 
wasserunlöslichen Kalium- und Ammoniumzeolith. 

Ja, sie halten diese Nährstoffe selbst den Pflanzenwurzeln gegenüber so 
fest, daß die Pflanzen gar keinen Nutzen davon haben würden, wenn nicht 
in der Bodenlösung andere Basen enthalten wären, die ihrerseits imstande 
sind, das Kali und Ammoniak aus ihrer Verbindung mit den Zeolithen zu 
verdrängen, und zwar so weit, bis ein Gleichgewichtszustand erreicht 
ist. Das Gleichgewicht ist erreicht, wenn das Verhältnis des Kalis und 
Ammoniaks zu den anderen Basen in den Zeolithen und in der Bodenlösung 
ungefähr das gleiche ist. 

Wird nun dieses Gleichgewicht dadurch gestört, daß die Pflanzen einen 
Teil des Kalis und Ammoniaks aus der Bodenlösung aufnehmen, so führen 
die Gesetze der Massenwirkung sofort wieder ein Übertreten von neuen 
Mengen Kali und Ammoniak aus den Zeolithen in die Bodenlösung herbei, 
und zwar unter Ersatz durch andere Basen wie Kalk, Magnesia usw. 

Die Zeolithe regulieren also im Boden die Aufnahme und den Verbrauch 
der pflanzenphysiologisch wichtigen Basen in der nützlichsten und frucht¬ 
bringendsten Weise. 

Zu gleicher Zeit lernt man bei diesen Prozessen erkennen, daß die 
Basen in den Zeolithen zwar in Wasser unlöslich, jedoch durch 
andere einwirkende Basen sehr leicht beweglich sind und daß sie 
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in Äquivalenten Verhältnissen and in schneller Weise von den 
Zeolithen aufgenomroen und wieder ausgetausoht werden. Der 
Landwirt macht sich dies Verhalten zunutze, indem er durch Düngen mit 
Kalk sich Kali und Ammoniak im Boden beweglich und für die Pflanzen 
verfügbar erhält. 

Leider sind die in der Natur vorkommenden Zeolithe teils zu wenig 
wasserdurchlässig, wie im Ackerboden, in dem sie mit Ton vermengt 
sind, teils zu wenig austauschkräftig, wie in manchen basischen, ober¬ 
flächlich verwitterten Gesteinen, wie z.B. im Porphyrtuff. 

Harm schlug den letzteren und Rümpler die künstlichen Zemente vor, 
um sich eines ähnlichen Austauschprozesses, der Entfernung des Kalis aus 
den Zuckersäften, zu bedienen. 

Sehr austauschkräftige, leicht wasserdurchlässige zeolithische Körper 
erhält man, wenn man nach meinem Vorschläge Tonerdesilikate oder Ton¬ 
erdemineralien eventuell unter Zusatz von Kieselsäure mit Alkalicarbonaten 
schmilzt und die Schmelzen nach dem Erkalten mit Wasser auszieht. 
Dieselben sind noch austauschkräftiger als die kristallisierten Zeolithe, 
welche in geringer Menge in der Natur Vorkommen. Diese künstlichen 
Produkte — die Permutite des Handels — schienen mir infolgedessen 
zur Wasserreinigung sehr geeignet, und ich empfahl sie auf Grund meiner 
Versuche zur Enthärtung, Enteisenung und Entmanganung von Wasser. 
Die Erfolge in Großbetrieben bewiesen, daß sie in der Tat für diese Zwecke 
geeignet sind. 

Die Permutite enthalten im lufttrockenen Zustande etwa 10 bis 14 Proz. 
Natron, das also gegen andere Basen wie Kalk, Magnesia usw. leicht aus¬ 
getauscht wird und das in der Hauptsache an die im Molekül vorhandene, 
18 bis 24 Proz. betragende Tonerde gebunden ist. 

Es sei nochmals hervorgehoben, daß die Permutite auch ihrer Unlös¬ 
lichkeit wegen zur Wasserreinigung sehr brauchbar erscheinen. Man kann 
sie infolgedessen im großen Überschuß anwenden, so daß eine sichere 
Entfernung der unerwünschten Bestandteile des Wassers eintritt, wie Kalk, 
Magnesia, Eisen, Mangan usw. Wenn die Permutitsalze auch im Wasser un¬ 
löslich sind, so sind sie trotzdem sehr reaktionskräftig und nehmen 
die Bestandteile des WasBers binnen kürzester Zeit auf, wenn 
man das Wasser durch eine Schicht Permutit filtriert. 

Also auf einfachstem Wege durch bloße Filtration, ohne Zu¬ 
satz und ohne schwierige Dosierung löslicher ätzender Fällungs¬ 
mittel kann man beim Permutitverfahren die Reinigung eines 
Wassers erzielen. 

Bei der Enthärtung läßt man das zu enthärtende Wasser durch eine 
Schicht von 40 bis 100cm oder mehr Natriumpermutit fließen, und zwar 
mit einer Geschwindigkeit von 1 bis 10m pro Stunde, je nach dem Härte¬ 
grade des Wassers. Der Natriumpermutit nimmt den Kalk und die Mag¬ 
nesia aus dem Wasser auf und gibt dafür äquivalente Mengen Natron an 
das Wasser ab; es entsteht aus dem Calcium- und Magnesiumbicarbonat des 
Wassers Natriumbicarbonat, aus Calcium- und Magnesiumsulfat oder -chlorid 
Natriumsulfat oder Natriumchlorid. Das Wasser wird durch diesen ein¬ 
fachen Filtrationsprozeß vollständig bis auf 0 Härtegrade enthärtet. Die 
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Reaktion des filtrierten Wassers ist neutral, der Geschmack 
bleibt erfrischend, weil ja der Kohlensäuregehalt der Bicarbonate 
dem Wasser voll erhalten bleibt. 

Der im Handel erscheinende, von der Firma J. D. Riedel-Berlin her¬ 
gestellte Natriumpermutit ist nicht lufttrocken, sondern gelangt aus ver¬ 
schiedenen Gründen in zentrifugenfeuchtem Zustande zum Versand. Er 
enthält etwa 6 bis 8 Proz. Natron, von dem nun je nach der Geschwindig¬ 
keit der Filtration und je nach der Korngröße des Materials ein größerer 
oder kleinerer Teil gegen die Härtebildner des Wassers ausgetauscht wird. 
Je langsamer die Filtration erfolgt und je feiner die Korngröße des Per- 
mutits ist, desto größere Mengen dieses Natrons werden zum Enthärtungs¬ 
prozeß herangezogen. 

Bei Wässern von 10 Grad Härte wird man bis zu 10 m Geschwindig¬ 
keit, bei 20 Grad Härte bis zu 5 m und bei 30 Grad Härte und darüber bis 
zu 3 m Geschwindigkeit pro Stunde gehen können. 

Die Korngröße des Permutits wird man von 0,5 bis 2 mm wählen. 

Die oben beschriebenen Filtrationsgeschwindigkeiten kann man erhöhen, 
wenn man die Schichthöhen der Permutite vergrößert. Jedoch sind auch 
hierbei Schranken gezogen, denn das Wasser muß zum Zwecke des Austausches 
auch in das Permutitkorn eindringen. Je schneller es aber am Permutit- 
korn vorbeifließt, desto weniger tief dringt es in das Korn ein und desto 
weniger vom verfügbaren Permutitnatron wird zum Austausch herangezogen, 
desto geringer ist also der Nutzeffekt. 

Wie alle Kolloide besitzen auch die Permutite eine wabenförmige 
Struktur. Nach dem chemischen Verhalten der Permutite kann man sich 
die Wabenzelle so vorstellen, daß die Kieselsäure das Skelett der Wandungen 
bildet, daß dieses Kieselsäureskelett gleichmäßig von der Tonerde überzogen 
ist und daß das Innere der Wabenzelle mit den austauschbaren Basen gefüllt 
ist. Man darf bei dieser Vorstellung nur nicht den Fehler begehen, daß 
man sich die Basen nur räumlich, physikalisch gebunden denkt. Das ist 
nicht der Fall, die Bindung ist vielmehr eine chemische. 

Haben wir nun eine gewisse Menge harten Wassers filtriert, das Wie¬ 
viel richtet sich sowohl nach dem Härtegrade des Wassers als auch nach 
der Filtrationsgeschwindigkeit, so tritt allmählich der Zeitpunkt ein, wo kein 
auBtauschfähiges Natron des Permutits mehr zur Verfügung steht. Die Folge 
davon ist, daß dann das Wasser nicht mehr enthärtet wird. Aus dem 
Natriumpermutit ist ein Calcium-Magnesiumpermutit entstanden. 

Es muß dann zur Regeneration des Permutits geschritten werden. 
Bei der Regeneration können wir nun vermittelst des Austauschvermögens 
des Permutits die aufgenommenen Härtebestandteile Kalk und Magnesia 
wieder aus dem Permutit verdrängen und durch Natron ersetzen. Diesen 
Prozeß führt man durch einfache Filtration einer Kochsalzlösung 
über den Calcium-Magnesiumpermutit aus. Die Filtration muß sehr 
langsam erfolgen, damit die Kochsalzlösung voll ausgenutzt wird. Eine 
schnelle Filtration erzeugt eine ungenügende Regeneration. Man bedarf 
dazu des Drei- bis Vierfachen der theoretischen Kochsalzmenge. Dieser 
Überschuß an Kochsalz ist notwendig, weil das zur Verwendung gelangende 
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käufliche rohe Kochsalz selbst nicht frei ist von Härtebildnern und weil die 
größere chemische Verwandtschaft des Permutits zum Kalk und zur Magnesia 
überwunden werden muß. Jedenfalls ist man vermittelst dieser Mengen 
Kochsalz imstande, den Permutit so weit zu regenerieren, daß er nach zwei 
bis drei Regenerationen dauernd gleiche Mengen Wassers von gleichem 
Härtegrad zu enthärten vermag. Bei der Regeneration wird also der Calcium- 
Magnesiumpermutit wieder in einen Natriumpermutit zurückverwandelt. 
Dieser Natriumpermutit kann nun nach dem Ausspülen des überschüssigen 
Kochsalzes mit Wasser sein Natron wieder zur Enthärtung neuer Wasser¬ 
mengen verwenden usw. 

Es ist schon mehrfach hervorgehoben, daß man sich beim Permutit- 
prozeß (im Gegensatz zu den älteren Enthärtungsverfahren) eines großen 
Überschusses des Fällungsmittels, somit konzentrierterer Lösungen bedienen 
kann, deren stärkere Wirksamkeit uns das Massen Wirkungsgesetz gelehrt 
hat. Es sei dies an einem Beispiel erörtert. 

Elin Filter von 1000 kg zentrifugenfeuchten Permutits, die ungefähr den 
Raum von 1 cbm einnehmen, stellt eine, wenn ich mich so ausdrücken darf, 
feste, aber trotzdem leicht reaktionsfähige Lösung von etwa 20 kg 
Natron dar, das sind etwa 25 bis 30 Proz. des überhaupt austauschfähigen 
Natrons. Das Porenvolumen der obigen Permutitmenge beträgt etwa 330 Liter, 
das also beispielsweise von einem 40 Grad harten Wasser (deutsche Härte) 
ausgefüllt ist. 

In einem gegebenen Augenblick kommen also diese 330 Liter Wasser, 
die 0,133g Kalk bzw. Magnesia enthalten, mit 20kg Natron des Permutits 
in Wechselwirkung. Da 0,133 kg Kalk äquivalent sind 0,146 kg Natron, 
ist somit die Permutitnatronlösung rund 137mal so konzentriert als die 
Kalklösung des Wassers. 

Nach dem Gesetz der Massenwirkung reagieren die beiden Stoffe so 
lange miteinander, bis ein Gleichgewichtszustand erreicht ist, d.h. bis das 
Verhältnis dei; beiden Stoffe im Wasser und im Permutit ungefähr das gleiche 
ist. (Das Verhältnis wird auch durch die verschiedene chemische Affinität 
der beiden Stoffe zum Permutit beeinflußt, diesen Faktor wollen wir jedoch 
der Einfachheit halber hierbei nicht berücksichtigen.) Teilen wir die Per- 
mutitschicht in unendlich viele dünne Schichten, so ist auch in jeder Schicht 
das Verhältnis des Permutitnatrons zum Kalk des Wassers wie 137:1. Da 
nun vom Permutitnatron höchstens ein Äquivalent am Austausch teilnehmen 
kann, weil nur ein Äquivalent Kalk im Wasser vorhanden ist, so bleiben in 
der ersten, obersten Permutitschicht mindestens 136 Äquivalente Natron 
unverändert, es ist in ihr also nach Herstellung des Gleichgewichtes das 
Verhältnis vom Natron zum Kalk etwa wie 136:1. Folglich muß auch dieses 
Verhältnis im Wasser herrschen. Oder mit anderen Worten: etwa 186 /l 37 
des Kalkes verschwindet aus der ersten Wasserschicht, in der nur 1 / 137 des 
Kalkes erhalten bleibt. 

Läuft nun diese erste Wasserschicht in die zweite Permutitschicht, so 
reduziert sich der Kalkgehalt wieder auf ungefähr V 1 S 7 des Testierenden Kalkes 


= usw., bis schließlich der gesamte Kalk aus der ersten WaBserschicht 
137 2 

verschwunden ist. 
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Die folgenden Wasserschicbten finden zwar schon etwas Kalk bzw. 
Magnesia in den obersten Permntitsohichten vor, allein auch sie schicken 
noch so lange die Härtebildner in diese Schichten, bis dort kein austausch- 
fähiges Natron mehr vorhanden ist. Erst dann hört dort der Austausch 
auf, um aber in den unteren Permntitsohichten so lange fortgesetzt zu 
werden, bis auch dort das austauschfäbige Natron verschwunden ist. 

Nach Austausch der gesamten 20 kg Natron sind etwa 18 kg Kalk 
(bzw. äquivalente Mengen Magnesia) in die Permutite übergegangen. Um 
letztere wieder aus den Permutiten zu entfernen, gebrauchen wir daB Drei- 
bis Vierfache der theoretischen Menge Kochsalz = 140 kg NaCl, welche etwa 
74 kg Natron entsprechen. 

Wir benutzen bei der Regeneration eine 15proz. Kochsalzlösung, welche 
gleich ist einer 8proz. Natronlösung. Es stehen also in einem gegebenen 
Augenblick die 18 kg Kalk (äquivalent mit 20 kg Natron) mit 26,4 kg Natron 
der Kochsalzlösung in Wechselwirkung. Nehmen wir nun der leichteren 
Rechnung wegen an, daß die Kalk« und Natronäquivalente des Permutits 
und der Kochsalzlösung in einem gegebenen Augenblick gleich seien, wie es 
in Wirklichkeit ja beinahe der Fall ist, und verfolgen wir die erste dünne 
Schicht der Kochsalzlösung auf ihrem Wege durch das Filter, so sehen wir, 
daß sie nach Herstellung des chemischen Gleichgewichtes in der ersten 
Calciumpermutitschicht ungefähr die Hälfte, in der zweiten ungefähr 3 4 , 
in der dritten ungefähr 7 / 8 usw. ihres Natrongehaltes einbüßt, um schließlich 
als fast reine Calciumcbloridlösung an Stelle der aufgegossenen Natrium¬ 
chloridlösung das Filter zu verlassen. 

Die oberste Permutitschicht verliert bei der Berührung mit der ersten 
Schicht der Kochsalzlösung in ähnlicher Weise ungefähr die Hälfte ihres 
Kalkes, mit der zweiten Schicht der Kochsalzlösung ungefähr 8 / 4 , mit der 
dritten ungefähr 7 / 8 ihres Kalkes usw., bis sie vollständig von dem Kalk 
bzw. der Magnesia befreit ist. Die tiefer liegenden Permutitschichten folgen 
der ersten der Reihe nach, bis schließlich nach Durchgang der 74 kg Natron 
der Kochsalzlösung der 3,5 mal so geringe Kalkgehalt des Permutits bo weit 
entfernt ist, daß der Permutit, jetzt also wieder Natriumpermutit, die Ent¬ 
härtung neuer Wassermengen übernehmen kann. Man spült mit Wasser 
nach, und das Filter ist wieder gebrauchsfertig. 

Die Apparatur ist folgende: 

In einem eisernen Kessel lagern auf einem Siebboden zuerst Kies und 
Sand und sodann die Permutite. Über den Permutiten in Höhe von 30 bis 
70 cm ist eine Schutzschicht aus Sand oder Kalkstein gegen Abschlämmung 
und zur Entsäuerung des Wassers angebracht. 

Man hat bei der Permutitenthärtung hauptsächlich zu beachten, daß 
die Permutite ihrer Korngröße nach im Filter liegen, die groben Korngrößen 
zu unterst, die feineren zu oberst, damit das zu enthärtende Wasser die 
Permutitschicht ganz gleichmäßig durchsickert. Diese Lagerung nach der 
Korngröße läßt sich durch Rückspülung und Aufwirbelung der Permutite, 
die ein geringes spezifisches Gewicht haben, leicht ausführen. 

Filter mit geringeren Dimensionen, 3 bis 15kg Permutit fassend, für 
Wasch- und Toilettezwecke sehr geeignet, bringt die Permutit-Filter-Co., 
Berlin, N 39, in den Handel. Dieselben sind entweder offen gebaut mit 
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einem größeren Fassungsraum für das zu enthärtende Wasser über den 
Permutiten oder auch geschlossen mit direktem Anschluß an die Wasser¬ 
leitung. Das Material von etwa 15 kg Permutit reicht aus zur Enthär¬ 
tung von 

etwa 1500 Liter Wasser von 10 deutschen Härtegraden, 

» 600 , „ . 20 

n 400 M n » ^5 * „ 

Die Regeneration wird ausgeführt durch Filtration einer Kochsalzlösung 
von 1,5 bis 2 kg Kochsalz in etwa 10 bis 15 Liter Wasser. 100 kg mit 
Holzkohle (oder auch mit Petroleum oder mit Kaliumpermanganat) denatu¬ 
rierten Kochsalzes kosten etwa 2 so daß die Kosten an Kochsalz für die 
Regeneration betragen für 1000 Liter Wasser 

etwa 2,0 bis 2,7 Pfennig bei 10 deutschen Härtegraden, 

„ 5,0 „ 7,0 „ , 20 „ „ 

. 7,5 * 10,0 , , 35 

Es sei hierbei besonders hervorgehoben, daß sich die Kosten für die Ent¬ 
härtung bei größeren Apparaten mit höheren Permutit schichten 
billiger stellen. 

Die Vorteile, die das Permutitverfahren gegenüber den älteren Ent- 
härtungsverfahren besitzt, sind folgende: 

1. Es gestattet eine Enthärtung bis auf OGrad selbst bei kaltem Wasser. 

2. Es liefert ein Wasser von neutraler Reaktion, weil nur das neutrale 
Kochsalz und keinerlei ätzende, alkalische Zusätze bei dem Prozeß Verwen¬ 
dung finden. 

3. Es arbeitet rein automatisch und bedarf nur geringer Überwachung, 
die auch von einem chemisch nicht geschulten Personal ausgeführt werden kann. 

4. Es ist unempfindlich gegen die Härteschwankungen des Wassers, 
diese machen sich bei Benutzung löslicher Fällungsmittel nach den älteren 
Verfahren, deren Zusatz sich nach dem Gehalt an Härte richtet, unangenehm 
bemerkbar. 

5. Es entsteht keinerlei Schlamm in Form von Kalk- und Magnesia¬ 
salzen, da die beiden Härtebestandteile in Form ihrer löslichen Chloride mit 
der Regenerationslösung aus dem Filter fortfließen. 

Diese Vorteile kommen bei technischen Betrieben voll zur Geltung, für 
Trinkwasser würde, wie schon bemerkt, eine vollständige Enthärtung des 
Wassers nicht erforderlich sein. Nach allgemeiner Ansicht soll ein Trink¬ 
wasser maximal etwa 18 bis 20 deutsche Härtegrade auf weisen, um einen 
Teil des Bedarfs des menschlichen und tierischen Körpers an Kalk und 
Magnesia zu decken. 

Enthält also ein Wasser etwa 40 Grad Härte, so werden wir nur die 
Hälfte dieses Wassers enthärten und nach seiner Enthärtung wieder mit der 
anderen Hälfte vermischen, so daß ein Wasser von etwa 20 Grad Härte 
resultiert. Dieses Wasser würde also den Anforderungen in bezug auf den 
Kalk- und Magnesiagehalt entsprechen. Bei der Enthärtung bringen wir 
jedoch anstatt der entfernten Calcium- und Magnesiumsalze die entsprechen¬ 
den Natriumsalze in Form von Natriumbicarbonat und Natriumsulfat in das 
Wasser. Nach obigem Beispiel entsprechen die entfernten 20 Härtegrade 
einem Gehalt von 0,20g Kalk oder 0,58g Calcium(bzw. Magnesium-)- 
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Bicarbonat, falls die Härte aus Carbonathärte bestand, oder 0,48g Cal¬ 
cium (bzw. Magnesium-)-Sulfat, falls die Härte aus Sulfathärte bestand, 
pro Liter Wasser. 

Bei der Enthärtung entstehen aus den 0,58 g Calciumbicarbonat 0,60 g* 
Natriumbicarbonat, aus den 0,48 g Calciumsulfat 0,50 g Natrium¬ 
sulfat. 

Da nun die Härte eines Wassers zum Teil aus Carbonat- und zum Teil 
aus Sulfathärte besteht, so entfernen wir uns nicht zu sehr von der Wirk¬ 
lichkeit, wenn wir bei obigem 40 Grad harten Wasser beispielsweise 20 Grad 
Carbonat- und 20 Grad Sulfathärte annehmen. 


Das Wasser hätte also pro Liter folgende Zusammensetzung: 



Vor der Enthärtung 

40 deutsche Härtegrade 

Nach der teilweisen 
Enthärtung 

20 deutsche Härtegrade 

Calcium (bzw. Magnesium-)-Bicarbo- 
nat pro Liter. 

0,58 g 

0,29 g 

Calcium (bzw. Magnesium-)-Sulfat . 

0,48 

0,24 

Natriumbicarbonat. 

— 

0,30 

Natrium sulfat. 

— 

0,25 


Das teilweise enthärtete Wasser wird also seiner Zusammensetzung 
nach einem sehr verdünnten alkalischen Mineralwasser zuzurechnen sein. 
Die betreffenden Mineralwässer von Karlsbad (Sprudel), Marienbad (Kreuz- 
und Ferdinandsbrunnen), Tarasp (Lucius- und Emeritaquelle), Franzensbad 
und Elster führen einen drei- bis sechsfach höheren Gehalt an Natrium¬ 
bicarbonat und einen acht- bis zwanzigfach höheren Gehalt an Natriumsulfat; 
ihre Salzwirkung wird außerdem noch durch einen Gehalt von 0,8 bis 3,6 g 
Natriumchlorid pro Liter erhöht. 

Nun kennen wir wohl die dem Natriumbicarbonat und -sulfat eigenen 
Heilwirkungen dieser konzentrierten natürlichen Mineralwässer, jedoch wissen 
wir nicht, welchen Einfluß ein Wasser nach der beschriebenen teil weisen 
Enthärtung, also mit einem bedeutend geringeren Gehalt an obigen 
Natriumsalzen, bei dauerndem Genüsse äußern wird. 

Eine stärker abführende Wirkung des teilweise enthärteten Wassers in¬ 
folge seines Natriumsulfatgehaltes von 0,25 g pro Liter gegenüber dem ur¬ 
sprünglichen Wasser dürfte kaum auf treten, da ein Wasser von 40 Härte¬ 
graden fast immer einen entsprechend hohen Gehalt an Magnesia und 
Schwefelsäure besitzt, deren Verbindung, das Magnesiumsulfat, dieselbe Wir¬ 
kung zeigt wie das Natriumsulfat. Ist aber keine Schwefelsäure im Wasser 
vorhanden, so kann bei der Enthärtung auch kein Natriumsulfat entstehen. 

Bei der großen Bedeutung der Frage und der Wichtigkeit eines in jeder 
Beziehung den hygienischen Anforderungen entsprechenden Trinkwassers er¬ 
scheint, nachdem das Permutitverfahren eine hygienisch einwand¬ 
freie Reduktion übermäßiger Härte gestattet, eine eingehende Prü¬ 
fung unbedingt erforderlich, welchen Einfluß der teilweise Ersatz der Cal¬ 
cium- und Magnesiumsalze durch Natriumsalze zeitigen wird, ob er, wie zu 
erhoffen, günstig wirkt oder ob nicht zu erwartende Nebenerscheinungen 
dabei auftreten. 
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Ich wäre Ärzten und Hygienikern sehr dankbar, wenn sie 
sich zu dieser Frage äußern würden, um so mehr, als ich in der 
mir zur Verfügung stehenden Literatur eine Beantwortung der¬ 
selben nicht finden konnte, da ja ähnliche Wässer bisher kaum 
zur Verfügung standen. 

Da bei der Enthärtung von Tiefenwässern die Möglichkeit von Ablage¬ 
rungen organischer Natur, aus den Huminsäuren des Wassers stammend, im 
Filter vorhanden ist, so würde ich nicht das reine Natriumsalz des Permutits 
zur Enthärtung von Trinkwasser vorschlagen, sondern einen Natrium - 
permutit, der zu gleicher Zeit höhere Oxyde des Mangans 
mechanisch gebunden enthält. Wir werden diese Form des Permutits 
in dem folgenden Kapitel über Entmanganung und Enteisenung kennen 
lernen. Diese höheren Manganoxyde haben den Vorzug, daß sie die Humin¬ 
säuren oxydieren und zerstören und damit den eventuell vorhandenen patho¬ 
genen Bakterien einen geeigneten Boden zur Wucherung entziehen und daß 
sie aus einem eisen- und manganhaltigen Wasser diese beiden Bestandteile 
entfernen. 

Die Regeneration dieses Filters erfolgt durch gemischte Lösungen von 
Kochsalz und Natriumpermanganat, welches letztere die durch die organische 
Substanz reduzierten Manganoxyde wieder in höhere Oxyde zurückverwandelt. 

Man wäscht das Filter nach der Regeneration mit Wasser aus, bis der 
Ablauf nicht mehr rot gefärbt ist. Das Permanganatsalz gibt sich selbst in 
den verdünntesten Lösungen durch rote Färbung deutlich zu erkennen, so 
daß eine unbeabsichtigte Vergiftung durch dieses stark baktericid wirkende 
Salz als ausgeschlossen erscheinen muß. 

Die Verteuerung der Regeneration durch das Natriumpermanganat ist 
nur unwesentlich, ich schätze sie nach den Erfahrungen bei der Entmanga¬ 
nung, bei der sie 0,15 bis 0,25 Pfennig pro Cubikmeter beträgt, auf etwa 
0,5 bis 1 Pfennig pro Cubikmeter, falls nur geringe Mengen organischer 
Substanz im Wasser vorhanden sind. Bei torfigem Wasser werden sie ent¬ 
sprechend höher sein. 

Entmanganung und Enteisenung. 

In ähnlicher Weise wie das Permutitenthärtungsverfahren die Verwen¬ 
dung eines großen Überschusses des unlöslichen Natriumpermutits gestattet, 
können wir uns bei der Permutitenteisenung und -entmanganung eines enorm 
großen Überschusses von leicht reaktionsfähigem und ebenfalls wasserunlös¬ 
lichem Sauerstoff in Form von sehr labilen höheren Manganoxyden bedienen. 
Die Herstellung und Verfestigung dieser Manganoxyde am und im Permutit- 
kora gelingt leicht auf folgende Weise: 

Man führt durch einfache Filtration von ManganoxydulsalzlÖsungen 
einen Calciumpermutit in einen Manganpermutit über. Behandeln wir diesen 
Manganzeolith darauf mit einer Lösung von Calciumpermanganat, so ent¬ 
steht durch Austausch wieder ein Calciumpermutit und daneben höhere 
Manganoxyde, die im und am Permutitkorn fest mechanisch gebunden sind. 

Durch abwechselnde weitere Behandlung mit Manganoxydul- und Per¬ 
manganatsalzen kann man den Mangangehalt der Permutite und damit auch 
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den verfügbaren Sauerstoffgehalt fortlaufend vermehren. Vermittelst dieses 
sehr reaktionsfähigen Sauerstoffs im großen Überschuß ist es im Gegensatz 
zu der Verwendung von Luftsauerstoff ein leichtes, Mangan und Eisen, selbst 
in schwer abscheidbarer Form, aus dem Wasser zu entfernen. 

Die bei der Entmanganung unbedingt notwendige Regeneration erfolgt 
durch Lösungen von Calcium- bzw. Kaliumpermanganat. Bei Verwendung 
des letzteren Salzes stellen sich die Regenerationskosten auf etwa 0,15 bis 
0,25 Pfennig pro Cubikmeter bei einem Gehalt von 2 bis 3 mg MnO pro 
Liter, bei Verwendung des ersteren auf 0,3 bis 0,4 Pfennig unter gleichen 
Verhältnissen. Es wird mit möglichst hoher Geschwindigkeit, 10 bis 
25 m pro Stunde, filtriert, d. h. ein Filter von 1 qm Querschnitt 
liefert pro Stunde 10 bis 25 cbm mangan- und eisenfreien Wassers. 
Das Filter enthält bei 1 qm Querschnitt etwa 450 bis 800 kg obiger Permu- 
tite in Verbindung mit höheren Manganoxyden, über der Permutitschicht ist 
zur Entsäuerung des Wassers eine Kalksteinschicht angebracht. In der Per¬ 
mutitschicht selbst befindet sich ein Rührwerk, das bei der Rückspülung zur 
Entfernung des Eisenschlammes kurz in Tätigkeit gesetzt wird. 

Das Mangan des Wassers scheidet sich im Gegensatz zum Eisen nicht 
als Schlamm ab, sondern setzt sich zum größten Teil fest an das Permutit- 
korn an, ebenso das Mangan der Permanganatlösung bei der Regeneration. 
Auf diese Weise wird der Mangangehalt und damit der Gehalt des Filters 
an aktivem Sauerstoff beim Gebrauch fortlaufend verstärkt, es können immer 
größere Wasser mengen durch dasselbe Filter entmang&nt bzw. enteisent werden. 
So stieg die abgegebene Sauerstoffmenge des Filters in Glogau (mit 450 kg 
Permutit bei 1 qm Querschnitt), welches Filter zuerst 80 obm, nach zehn Rege¬ 
nerationen aber schon 2400 cbm Wasser in einer Periode entmangante, somit 
auf das 30 fache der ersten Abgabe. Das Filter wurde hierbei also nur 
durch die Filtration des manganhaltigen Wassers und durch die Regenera¬ 
tionen verstärkt. Es wurden bei 2400 cbm Wasser etwa 5 bis 6 kg Mangan- 
oxydul aus dem Wasser abgeschieden, wozu mindestens 0,6kg aktiven 
Sauerstoffs des Filters benötigt wurden. 

Die obigen 450 kg Zeolith führen ein Porenvolumen von etwa 150 Liter. 
150 Liter manganhaltigen Wassers enthielten etwa 0,35 g Manganoxydul, 
welche mindestens etwa 0,035 g aktiven Sauerstoffs zur Abscheidung be¬ 
dürfen. Es stand also zu Anfang der Filtration dem mit dem Filter in 
Berührung stehenden Wasser die 17OOOfache Menge des benötigten 
Sauerstoffs zur Verfügung, und am Schluß der Filtration, nach Ver¬ 
brauch von etwa 90 Proz. des verfügbaren Sauerstoffs, immer noch die 1700- 
fache Menge. 

Mit einem derartigen hohen Überschuß eines Fällungsmittels, das seiner 
Unlöslichkeit wegen in hygienischer Beziehung vollständig ein¬ 
wandfrei ist, konnte bisher kein anderes Verfahren arbeiten. Auch hierbei 
ist, ähnlich wie beim Enthärtungsverfahren durch Permutit, ein Schwanken 
des Mangan- und Eisengehaltes infolge des hohen überschüssigen Vorrates 
an aktivem Sauerstoff ohne jeden Belang. Das Filter arbeitet auch hier rein 
automatisch. Ist viel Eisen oder Mangan im Wasser, so gibt es viel Sauer¬ 
stoff ab; sinkt dagegen der Eisen- und Mangangehalt des Wassers, bo sinkt 
auch die Sauerstoffabgabe des Filters. 
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Die durch die Regenerationen gebildeten SauerstoSatufen des Mangans 
liegen zwischen den Formeln MnO* und MnO.Mn s 0 7 = Mn s 0 8 , eine ge¬ 
nauere Feststellung war bisher nicht möglich, da anscheinend drei Prozesse 
nebeneinander herlaufen, die zu den Oxydationsstufen 8 Mn 0 . Mn a 0 7 
= 5MnOj, 2Mn0.Mn 9 0 7 = Mn 4 0 9 und MnO.Mn s 0 7 = Mn 8 0 8 führen. 

Auch die Reduktionsstufe der Manganoxyde bei der Ausfüllung des 
Mangans und Eisens aus dem Wasser war nicht genau festzulegen, da sie 
um so tiefer liegt, je feiner das Permutitkorn und je geringer die Filtrations¬ 
geschwindigkeit des Wassers ist. Bei 25 m Stundengeschwindigkeit scheint 
sie zwischen den Formeln Mn s 0 8 und Mn0 9 zu liegen, wenn das Filter zur 
Abscheidung von Mangan aus dem Wasser verwendet wird« 

Bei Anlagen, bei denen nur die Enteisenung in Betracht kommt, 
liegt die Reduktionsstufe jedoch bei weitem tiefer, falls das Eisen nicht an 
Huminsäuren gebunden ist. 

Es sind Enteisenungsanlagen in Betrieb, welche bisher keiner Regene¬ 
ration bedurften, bei denen also scheinbar der geringe infolge der Undichtig¬ 
keit der Pumpen oder auf andere Weise in das Wasser gelangende Luft¬ 
sauerstoff dauernd imstande ist, den verbrauchten Sauerstoff der Manganoxyde 
zu ersetzen. Es ist also wohl möglich, daß manche Enteisenungsanlagen, 
besonders häusliche, völlig die Regeneration mit Permanganaten werden ent¬ 
behren können. Das läßt hoffen, daß auch bei größeren, kontinuierlich 
laufenden Anlagen durch Einblasen geringer Luftmengen in das Wasser der 
Sauerstoff der Luft, der von den Manganoxyden des Filters absorbiert wird, 
genügen wird, um den Bedarf zu decken. Es ist dabei immer vorausgesetzt, 
daß kein huminsaureB Eisen vorliegt, welches zur Zerstörung der Humin¬ 
säure höhere Oxydationsstufen der Manganoxyde und damit auch Regene¬ 
rationen duroh Permanganate zu erfordern scheint. 

Die Ausfällung des Mangan- und des Eisenoxyduls kommt dadurch zu¬ 
stande, daß diese beiden Bestandteile zuerst bei der Berührung mit den 
äußerst labilen kolloidalen Sauerstoffverbindungen des Mangans in Oxydform 
und dadurch in kolloidale Lösung, wenigstens für' verschwindend kurze Zeit, 
übergeführt werden. Denn diese Kolloide werden sofort von den Mangan- 
oxydkolloiden ausgeflockt und dadurch zurückgehalten, da bekanntlich zwei 
Kolloide sich gegenseitig nicht durchdringen können. Die volle ausgiebige 
Oxydation, verbunden mit der unmittelbar darauf folgenden Ausflockung 
vermittelst der ungeheuer starken Oberflächenentfaltung der Manganoxyde 
in den Permutiten, ist die eigentliche Ursache der schnellen und prompten 
Abscheidung des Eisens und Mangans, wie sie bisher beim Mangan bei einer 
Stundengeschwindigkeit von 25 m und darüber in der Ausgiebigkeit von 
keinem anderen Material erreicht wurde. 

Die Regenerationen mit Kaliumpermanganat sind bedeutend billiger als 
die mit dem teueren Calciumpermanganat, und deswegen bin ich dazu über¬ 
gegangen, die ersteren zu empfehlen. Man könnte nun einwerfen, daß die 
Verwendung des Kaliumsalzes in hygienischer Hinsicht nicht einwandfrei sei, 
weil durch die Absorption des Kalis seitens der Permutite und durch den 
in äquivalenten Mengen erfolgenden Austausch an das Wasser die Härte des 
Wassers durch Kali ersetzt werden könne. Die Gefahr liegt nicht vor. Es 
genügt vielmehr meist schon die zum Ausspülen des überschüssigen Kalium- 
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permanganats verwendete Wassermenge, um das von den Permutiten aufg-e- 
nommene Kali zum größten Teil wieder aus den Permutiten zu entfernen* 
Bei Verwendung von 1 kg Kaliumpermanganat gelangen höchstens 0,3 kg* 
Kali in die Permutite. Bei einem Wasser von nur 7 Härtegraden genügen 
schon 6 cbm Wasser, welche 0,42 kg Kalk (äquivalent 0,69 kg Kali) enthalten, 
um das von den Permutiten absorbierte Kali zum größten Teil wieder au» 
den Permutiten zu verdrängen, ehe die eigentliche Filtration beginnt. Ist 
das Wasser härter als 7 Grad, so sind selbstverständlich zur Ausspülung des 
Kalis geringere Wassermengen erforderlich. 

Aus wirtschaftlichen Gründen, um eine Apparatur von möglichst ge¬ 
ringem Umfange und demzufolge von geringen Unkosten benutzen zu können, 
ist es erfreulich, mit den außerordentlich hohen Stundengeschwindigkeiten 
von 25 m und mehr filtrieren zu können. Die hohen Geschwindigkeiten 
sind auch deswegen sehr empfehlenswert, weil sie verhüten, daß der aktiv» 
Sauerstoff des Filters zur Oxydation der gelösten organischen Substanz des 
Wassers, mehr als notwendig ist, Verwendung findet. 

Das Mangan wird bei Entmanganung des Wassers nicht als Schlamm 
abgeschieden, sondern es lagert sich fest an die Permutitkörner an. Wer 
die dichtenden Eigenschaften von Manganschlamm kennen gelernt hat, der 
wird verstehen, wie hoch diese feste Anlagerung der Manganoxyde einzu¬ 
schätzen ist. Ein Dichtwerden des Filters tritt infolgedessen nicht ein, und 
man ist vielmehr imstande, die hohen Filtrationsgeschwindigkeiten durch 
einmalige tägliche Rückspülung zur Entfernung von Eisenschlamm dauernd 
innezuhalten, wie die städtischen Versuchsanlagen in Glogau und Bernburg 
bei monatelangem Betriebe bewiesen haben. 

Auch für die Enteisenung und Entmanganung von Wasser werden von 
der Permutitfilter-Co., Berlin N 39, kleinere Filter in den Handel gebracht, 
die sich für häusliche Wasseranlagen eignen dürften. Außerdem werden in 
nächster Zeit kleine Brunnenkonstruktionen zum Vertrieb gelangen, bei 
denen das Permutitfilter in die Leitung eingesohaltet wird und bei denen 
durch Umschaltung der Hähne das gepumpte Wasser zur Rückspülung und 
Abschlämmung des Eisens benutzt wird. 

Das durch obige Permutitfilter gereinigte Wasser ist nach 
vielfachen Untersuchungen frei von Eisen und Mangan. Die 
Reaktion des Wassers ist neutral wie zuvor, ebenso bleiben alle 
anderen Bestandteile des Wassers unverändert. Das Aussehen 
ist kristallklar, der Geschmack rein und erfrischend. 

Das infolge der Unlöslichkeit seiner Fällungsmittel hygienisch einwand¬ 
freie Verfahren, die Reinheit und Schmackhaftigkeit des resultierenden 
Wassers, die geringen Kosten, der kleine Umfang des benötigten Filters, die 
große Filtergeschwindigkeit sowie die bisherigen günstigen Erfahrungen der 
Versuchsanlagen in Glogau und Bernburg berechtigen somit zu dem Schluß, 
daß durch das beschriebene Verfahren die Enteisenung und Entmanganung 
des Wassers von häuslichen und großen zentralen Wasserversorgungen in 
einfacher, wirtschaftlicher und hygienisch nicht zu beanstandender Weise 
durchgeführt werden kann. 

Die Anwendung eines großen Überschusses des unlöslichen Fällungs¬ 
mittels bietet eine Gewähr, daß bei dieser rein automatischen Dosierung die 
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Entfernung des Eisens und Mangans sicher erreicht wird, was bei Zusatz 
aller sonst vorgeschlagenen löslichen Fällungsmittel zum Wasser, wie 
Ätzkalk, Permanganate usw., trotz sorgfältigster Überwachung nie völlig er¬ 
reicht werden wird. 

Bei allen Permutitverfähren zur Reinigung des Trinkwassers von Härte, 
Eisen und Mangan erhalten, wie aus den obigen Ausführungen ersichtlich 
ist, nie die zu reinigenden Wässer lösliche fällende Zusätze, die 
leicht zu einer die Gesundheit der Konsumenten gefährdenden 
Verunreinigung des Trinkwassers führen können, sondern nur 
die Permutitfilter allein. 

Die Zusätze bestehen bei der Permutitenthärtung aus dem unschäd¬ 
lichen neutralen Kochsalz und eventuell aus Permanganaten, bei der Ent¬ 
eisenung und Entmanganung aus Permanganaten allein, deren vollständige 
Auswaschung aus dem Filter jeder Laie an dem dann gänzlich farblosen 
Wasser mit absoluter Sicherheit feststellen kann. 

Das Trinkwasser selbst kommt nur mit unlöslichen Fällungs¬ 
mitteln in Berührung, und damit dürfte den strengsten Anforde¬ 
rungen der Hygiene genügt sein. 
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II. Deutscher Kongress 

für Säuglingsschutz in München, 20. und 21. Mai 1910. 

Berichterstatter: Dr. Gustav Tugendreioh, 

Leiter der städtischen Säuglingsfürsorgestelle V in Berlin. 


1. Säuglingsschutz und Reichsversicherungsordnung. 

Einführung. Herr Staatsminister Braun-Darmstadt: Der erste Ent¬ 
wurf einer Reichs Versicherungsordnung hat allgemein enttäuscht, obwohl 
gegen den jetzigen Zustand nicht unwesentliche Verbesserungen vorgeschlagea 
worden sind, z. B. der Ausbau der Gemeindeversicherung und die Aus¬ 
dehnung des Versicherungszwanges auf die Dienstboten, die in ländlichen 
Betrieben, sowie in Schankwirtschaften tätigen Personen, auch auf die Heim¬ 
arbeiter und andere Kategorien. Die hessische Regierung hat diese Ver¬ 
besserungen aber nicht als hinreichend angesehen und bei dem Bundesrat 
daher weitere Änderungen beantragt: Vor allem lag der hessischen Regierung 
an der obligatorischen Einführung eines Stillgeldes. 

Dieser Antrag stieß auf lebhaften Widerspruch im Bundesrat und erst 
dem Eingreifen des damaligen Staatssekretärs v. Bethmann-Hollweg ist 
es zu danken, wenn der zweite Entwurf, der gegenwärtig die Reichstags¬ 
kommission beschäftigt, ein Stillgeld, wenn auch nur als fakultative Kassen¬ 
leistung, vorsieht. 

Herr Schloßmann-Düsseldorf (Referat): Selten hat ein Gesetzentwurf 
so einhelligen Widerspruch erfahren, wie der Entwurf einer Reichs¬ 
versicherungsordnung. Auch die Faktoren, die sich mit dem Säuglings¬ 
schutz beschäftigen, haben Anlaß zu lebhafter Unzufriedenheit. Die Ur¬ 
sachen der Säuglingssterblichkeit sind sehr zahlreich; der Säugling ist ein 
feines Reagens auf jede Art sozialhygienischer Schädlichkeit. Daher ist bei 
aller Anerkennung der charitativen und kommunalen Einrichtungen eine 
großzügige gesetzgeberische Aktion vielleicht die beste Waffe zur Bekämpfung 
der Säuglingssterblichkeit. 

Der zweite Entwurf einer Reichsversicherungsordnung ist das erste 
deutsche Gesetz, in dem das Wort „Stillgeld“ enthalten ist. § 213 lautet: 

.Die Satzung kann Wöchnerinnen der in § 210, Abs. 1 bezeichneten Art, 
solange sie die Neugeborenen stillen, ein Stillgeld in Höhe des halben Kranken* 
geldes bis zum Ablauf der zwölften Woche nach der Niederkunft gewähren.“ 

Stillgeld und das der Wöchnerin zustehende Krankengeld wird etwa 
1,50 1 4L täglich betragen. Dies Geld erhält die Wöchnerin während der 
ersten sechs Wochen nach der Entbindung, danach noch auf weitere sechs 
Wochen das Stillgeld allein, etwa 50 $ täglich. Ist diese Summe an sich 
schon recht gering im Hinblick auf die großen Ausgaben und Aufwendungen, 
die für Mutter und Säugling während des Wochenlagers nötig sind, so ist 
vor allem das Fakultative der Stillgeldleistung zu verwerfen. Die den Kassen 
als fakultativ empfohlenen Leistungen sind nichts anderes als Dekorations- 
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stücke. Ob diese Leistung eingeführt werden soll oder nicht, darüber hat 
der KassenTorstAnd zu entscheiden. Der aber besteht fast ausschließlich 
aus Männern, die. kein rechtes Urteil über die Not der Frauen und Mütter 
haben. Die Frauen müssen bei den Wahlen zum Kassen Vorstand ihre Pflicht 
tun und für genügende Vertretung der weiblichen Interessen Sorge tragen. 
Der Entwurf fordert ausdrücklich nur Kassen „in günstigen Verhältnissen“ 
zur Einführung fakultativer Leistungen auf. Welche Kasse aber wird ihre 
finanzielle Lage selbst als günstig bezeichnen? 

Wenn die Durchführung der Forderungen, die die deutsche Vereinigung 
für Säuglingsschutz an den Reichstag gerichtet hat, vielen unmöglich er¬ 
scheint, so möge mau sich erinnern, daß seinerzeit vielen auch die Ein¬ 
führung des jetzt geltenden Krankenversicherungsgesetzes unmöglich erschien. 

• Herr Regierungsrat Pistor-Darmstadt (Korreferat): Die deutsche Ver¬ 
einigung für Säuglingsschutz hat folgende Vorschläge zur Reichsversicherungs¬ 
ordnung gemacht: 

I. Als Wochenhilfe muß (unter den bekannten Voraussetzungen) gewährt 
werden: 

1. Ein Wochengeld in der Höhe des Krankengeldes für acht Wochen (von 
denen mindestens sechs auf die Zeit nach der Niederkunft fallen müssen) 
(§ 232 des Entwurfs). 

2. Die erforderlichen Hebammendienste und ärztliche Behandlung der 
Schwangerschaftsbeschwerden (§ 234, Abs. 2 des Entwurfs). 

3. Eine Schwangerschaftsunterstützung bei Arbeitsunfähigkeit der Schwan¬ 
geren im Betrage des Krankengeldes bis zur Gesamtdauer von sechs 
Wochen (die auf das Wochengeld vor der Niederkunft angerechnet 
werden kann) (§ 238, Abs. 1 des Entwurfs). 

4. Ein Stillgeld in Höhe des Krankengeldes das neben dem Wochengelde 
bis zum Ablaufe der zwölften Woche nach der Niederkunft an Wöch¬ 
nerinnen der bezeichneten Art zu zahlen ist, so lange sie ihre Neu¬ 
geborenen stillen. Der Betrag des Stülgeldes ist entsprechend zu kürzen, 
wenn Wochengeld und Stillgeld zusammen den Betrag des Grund lohns 
überschreiten. 

H. Als Wochenhilfe kann die Satzung gewähren: 

1. Stellung einer Hauspflegerin (deren Vergütung von der Hälfte des Still¬ 
geldes bis zur Dauer von 21 Tagen in Abzug gebracht werden kann). 

2. Unterbringung der Schwangeren oder der Wöchnerin mit ihrer Zustimmung 
in einer unter ärztlicher Leitung stehenden Anstalt (Schwangerenheim, 
Entbindungsanstalt, Wöchnerinnenheim) unter analoger Anwendung der 
Vorschrift über Angehörigenunterstützung bei Krankenhauspflege. Wäh¬ 
rend der Unterbringung in der Anstalt ruht die übrige Wochen hilf e mit 
Ausnahme von Stellung einer Hauspflegerin. 

8.’ Freie oder leihweise Lieferung der bei der Entbindung erforderlichen 
Wäsche und Bettstücke, Unterlagen, Binden u. dgl. in sterilisiertem 
Zustande. 

4. Säuglingsunterstützung (freie ärztliche Beratung der Mütter, Still¬ 
unterstützung an stillende Mütter in Form von Milch, Lebensmitteln 
oder Stillgeldern über die vorgeschriebene Zeit hinaus; Abgabe von 
Säuglingsmilch auf ärztliche Verordnung; pflegerische Überwachung der 
Säuglinge). 

5. Wochenhilfe an versicherungsfreie Ehefrauen der Versicherten (§ 239, 
Abs. 1, Ziffer 2 des Entwurfs). 

Die Kosten, die durch die hier verlangten obligatorischen Mehr¬ 
leistungen entständen, sind im Vergleich zu dem, was damit erreicht werden 
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kann und mit Rücksicht darauf, daß sie auf die Dauer zu geringeren Aus¬ 
gaben der Krankenkassen führen werden, gering. Sie betragen für das 
Stillgeld 0,90 t AL pro Kopf der Versicherten; für die „erforderlichen Hebammen¬ 
dienste und ärztliche Behandlung der Schwangerschaftsbeschwerden“ 0,40 c 4t 
pro Kopf der Versicherten; für die bereits yom Entwurf geforderte Mehr¬ 
leistung (zwei Wochen Wochengeld) 0,17 Jft. Dazu käme ein Betrag für 
Schwangerschaftsunterstützung, der im ungünstigen Falle 0,30 1 4t pro Kopf 
nicht überschreiten kann. Setzt man in diese Rechnung noch 0,20 
pro Kopf für allgemeine Unkosten und nicht Vorhergesehenes ein, so erhält 
man 2 oft pro Kopf für die im Entwurf und von uns vorgeschlagenen 
obligatorischen Mehrleistungen. Da von den 13 473 Zwangskassen etwa 
2600 bis 2 Proz. und etwa 7400 nur 2 bis 3 Proz. der Löhne als Beitrag 
beanspruchen und der Durchschnittsbeitrag dieser Kassen etwa 27 bis 28 Jft 
beträgt, so wird es sich bei der überwiegenden Mehrzahl der Kassen um 
eine Erhöhung der Beiträge von höchstens l / 4 bis 1 j s Proz. der Löhne handeln. 
Diese Zahlen gewinnen an Bedeutung, wenn man weiß, daß die in Rede 
stehenden Zwangskassen von den 274 Millionen aller Krankheitskosten etwa 
235 Millionen aufbringen. 

Frau Schönfließ-München: Die bayerische Landeszentrale für Säug¬ 
lingsschutz ist mit den Vorschlägen des Referenten völlig einverstanden. 
Nur möchte sie noch die Wochenbettsunterstützung für Ehefrauen ver¬ 
sicherungspflichtiger Männer obligatorisch machen; dadurch werden sich 
die Beitragskosten nur um l / A Proz. erhöhen. Persönlich möchte sie noch 
die obligatorische Einführung der Familien Versicherung empfehlen. 

Herr Landrat Rademacher-Westenburg: Besonders für das Land, 
wo die freiwillige Versicherung ganz unzulänglich ist, muß auf gesetzliche 
Festlegung aller notwendigen Leistungen gedrungen werden. 

Herr Sieveking - Hamburg: Die schon jetzt vorhandenen Unter¬ 
stützungsmöglichkeiten werden von den Frauen nicht genügend ausgenutzt, 
so z. B. die von den Hamburger Ortskrankenkassen eingeführte Wöch¬ 
nerinnenunterstützung. 

Herr Scholl-München: Die Einführung der Familienversicherung ist 
dringend nötig; sie soll nicht so sehr in Geldunterstützungen als vielmehr 
in freier Pflege und freier ärztlicher Behandlung bestehen. Besonders für 
das Land wird sie von Segen sein. Wie Beispiele beweisen, sind die Kosten 
leicht aufzubringen. Ungarn hat bereits die obligatorische Familien¬ 
versicherung durchgeführt. 

Frau Ammann-München fordert die Erhöhung des Krankengeldes auf 
8 / 4 des Grundlohnes, weiter obligatorische Gewährung von Hebammen¬ 
diensten. Notwendig sind weiter Kassenkontrolleure, die über die zweck¬ 
mäßige Verwendung des Krankengeldes wachen. 

Herr Stadtrat Hoff mann-Leipzig: Die finanzielle Belastung der Städte 
für soziale Zwecke hat ihre obere Grenze errreicht, obwohl sich die Säug¬ 
lingsfürsorge noch in ihren Anfängen befindet. Auch deshalb ist die Ver¬ 
sicherungsgesetzgebung nötig, die den Kommunen die Lasten abnimmt. Die 
Stillprämien sind ein unerläßliches Lockmittel für den Besuch der Fürsorge¬ 
stellen. Wenn sie in Fortfall kommen, so werden die Fürsorgestellen nicht 
mehr frequentiert werden. Wichtig sei es auch, die zweckmäßige Ver- 
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Wendung des Stillgeldes zu kontrollieren. Er beantrage daher als Amende¬ 
ment zu den Forderungen der Referenten, daß die Zahlung des Stillgeldes 
an den Besuch der Fürsorgestellen gebunden sei. 

Herr Tugendreich-Berlin: Die Darlegungen des Vorredners sind mit 
Freuden zu begrüßen. Die Einführung des Stillgeldes in die Reichs-* 
Versicherungsordnung ist zwar sicherlich ein gutes Mittel für Stillpropa¬ 
ganda. Zu bedenken ist dabei aber, wie schon der Vorredner hervorhob, 
daß mit dieser Einführung den Säuglingsfürsorgestellen die Lebensader 
unterbunden werde. Die Frequenz der Fürsorgestellen ist völlig abhängig 
von der Gewährung der Stillprämien. Dieses Bedenken habe Redner gleich 
nach Bekanntwerden der Vorschläge auf Einführung von Stillgeld in der 
„Medizinischen Reform tf geäußert. Darauf wurde ihm mehrfach privatim 
entgegnet, daß die Fürsorgestellen keine dauernde Existenzberechtigung 
hätten. Das gebe er zu, aber sicher ist, daß sie vorläufig noch das vielleicht 
wertvollste Mittel zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit darstellten. 

Die Schwierigkeiten, die sich der Durchführung der Hoff mann sehen 
Forderung entgegenstellen, verkenne er nicht. Noch sind die Fürsorge- 
steilen nicht überall vorhanden und es würde nicht überall möglich sein, 
den Hoffmannschen Vorschlag zu realisieren. Es zeigt sich eben auch 
hier, daß die Reichsversicherungsordnung für die Zwecke der Säuglings¬ 
fürsorge zu früh gekommen sei, wie schon mehrfach in der Diskussion 
gesagt wurde. Dennoch schließt er sich den Vorschlägen des Vorredners 
an, denen eine allgemeinere Fassung zu geben wäre. 

Die Herren Schloßmann, Pistor, Braun (Schlußwort). 

2. Herr Keller-Charlottenburg: Reichsammengesetz (Referat). 

Das Ammenwesen ist so alt, als es Vermögensunterschiede gibt. Wenn 
unter Amme jede Frau verstanden wird, die gegen Entgelt ein fremdes Kin d 
stillt, so gab es bei den Indern, Ägyptern, Juden usw. Ammen. Es war 
aber früher gebräuchlich, entweder die Amme mit ihrem Kinde aufzunehmen, 
oder für Unterbringung des Ammenkindes in die Familie der Amme Sorge 
zu tragen. Für die Milchschwester, den Milchbruder sorgte die Herrschaft 
auch nach Entlassung der Amme; in Süddeutschland findet man noch heute 
diese Sitte. In England, Nordamerika, Schweden gibt es wenig Ammen; in 
Schweden wird allgemein von den Müttern gestillt, in England sind Ammen 
kaum zu bezahlen. In Frankreich wird hingegen dem Ammenwesen große 
Aufmerksamkeit zugewendet. Die loi Roussel bestimmt, daß eine Mutter 
nur den Ammendieust annehmen dürfe, wenn das eigene Kind sieben Monate 
alt ist; allerdings wird diese Bestimmung gewöhnlich umgangen. 

Die Ammenvermittelung m Großstädten zeigt große Mängel. Zu fordern 
ist die Unterstellung der Ammenvermittelung unter staatliche Aufsicht. In 
Deutschland hat aber bisher nur ein Staat, Hamburg, eine Ammenordnung 
erlassen; Hamburg besitzt einen beamteten Ammenarzt. Doch wird in dieser 
Ordnung ganz einseitig das Interesse der Herrschaft berücksichtigt, während 
sie der Amme und ihrem Kinde keinen Schutz gewährt. 

Eine Ammenordnung, die die Interessen beider Parteien berücksichtigt, 
wird am besten die private Ammenvermittelung ganz verbieten und sie, 
nach Schloßmanns Vorgang, den Säuglingsasylen übertragen. 

Vierte^&hraachrift für Gesundheitspflege, 1910. 30 
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Die Vermittelung durch das Asyl bietet erhebliche Vorteile. Im Asyl 
läßt sich am besten ein sicheres Urteil über die Gesundheit und Leistungs¬ 
fähigkeit der Amme gewinnen. Besonders auch die Frage, ob die Amme 
frei von Lues ist, kann hier entschieden werden. Die Anstalt besitzt auch 
die nötige Autorität, um die Amme nur unter Bedingungen fortzugeben, die 
auch ihr selbst und ihrem Kinde hinreichenden Schutz gewähren. 

Es ist aber nicht genügend, wenn an einzelnen Orten solche Ammen¬ 
ordnungen bestehen, da sie dann leicht umgangen werden können, nötig ist 
vielmehr ein Reichsammengesetz, wie es von Schloßmann bereits ent¬ 
worfen ist. Ein solches Gesetz muß also Herrschaft und Amme in gleicher 
Weise berücksichtigen. 1. Die Amme muß gesund und stillfähig sein. 2. Die 
Amme muß gegen Infektion durch das Herrschaftskind geschützt werden. 
Daher muß die Herrschaft ein Attest des Hausarztes über ihren Gesundheits¬ 
zustand beibringen. Es muß gewünscht werden, daß das Ammenkind wieder 
Aufnahme in die Familie findet. Unter allen Umständen aber muß das 
Gesetz bestimmen, daß eine Mutter nur dann als Amme sich verdingen darf, 
wenn sie ihr Kind bereits drei Monate gestillt hat. Dieser Zeitraum ist 
auch erwünscht, zur Sicherung der Syphilisdiagnose. Sodann muß ein sorg¬ 
fältiges Abstillen des Ammenkindes gefordert werden. Jetzt ist die Sterb¬ 
lichkeit des Ammenkindes sehr groß. Das Ammenkind soll, wenn es nicht 
von der Herrschaft aufgenommen wird, in Einzelpflege gegeben werden, aber 
unter ständiger Aufsicht des Asyls bleiben, das auch die Vormundschaft 
führen soll. Das Pflegegeld für das Ammenkind soll die Herrschaft vom 
Ammensold abziehen und direkt an das Asyl schicken. 

Eine Kündigungsfrist besteht heute gewöhnlich nicht für Ammen. Das 
Gesetz hätte auch dies vorzusehen. Speziell für verheiratete Ammen werden 
diese Vorschläge einiger Ergänzungen bedürfen; doch kommen in Deutsch¬ 
land hauptsächlich alleinstehende Ammen in Betracht. 

Zusammengefaßt müßte ein Reichsammengesetz also folgende Kardinal¬ 
verordnungen enthalten. 

I. Die Ammenvermittelung geschieht durch staatlich konzessionierte 
Anstalten, die die Kandidatin mit ihrem Kinde aufnehmen und Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit der Amme feststellen. 

II. Die Herrschaft muß ein ärztliches Gutachten über ihre Gesundheit 
beibringen. 

HI. Das Ammenkind muß mindestens drei Monate gestillt sein, bevor 
die Mutter Ammendienste annehmen kann. 

IV. Die Anstalt übernimmt Aufsicht und Vormundschaft über das 
Ammenkind für zwei Jahre. 

Die Anstalten müssen der Aufsichtsbehörde regelmäßig Berichte über 
das Ammenkind einschicken. 

Herr Staatsanwalt Burckhardt-München (Korreferat): Heute fehlt 
eine gesetzliche Handhabe, um die Innehaltung der geforderten Vorschriften 
strikte durchzuführen. Daher ist eine gesetzliche Grundlage nötig. Die 
Materie gliedert sich in drei Teile: 1. Verhältnis der Amme zur Dienst¬ 
herrschaft. 2. Die Ammenvermittelung. 3. Die Amme und ihr Kind. Das 
Verhältnis der Amme zur Dienstherrschaft ist heute ein privatrechtlicher 
Dienstvertrag, der nach § 95 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
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Gesetzbuch landesgesetzlicher Regelung Vorbehalten ist. Die Landesgesetze 
können daher doch auch heute schon einige Kontrolle führen. In Bayern 
wird z. B. Aufsicht geführt über die Geschäftsbücher der Vermittelungs- 
Stellen. Ferner wird in Bayern polizeigesetzlich jede Amme bestraft, die 
sich verdingt, obwohl sie sich geschlechtskrank weiß. 

Ferner kann die Berufsvormundschaft und Ziehkinderaufsicht 
für die Ammenkinder von größtem Nutzen sein. Allerdings erfaßten sie 
heute gewöhnlich nur die unehelichen Kinder, die in entgeltlicher Kostpflege 
untergebracht sind. Dadurch entgehen 79 Proz. der Unehelichen, die nicht 
in entgeltlicher Kostpflege sind, der Aufsicht. Will man die Ammen¬ 
vermittelung privaten Unternehmern verbieten, so kann dies nur auf reichs¬ 
gesetzlichem Wege geschehen. (Leider ist das Stellen Vermittlergesetz, das 
hierzu Gelegenheit geboten hatte, bereits vom Reichstag verabschiedet worden). 
Denn die Reichsgewerbeordnung gestattet die private Vermittelung. So¬ 
lange eine solche reichsgesetzliche Vorschrift fehlt, muß diese Lücke aus¬ 
gefüllt werden durch die Wohlfahrtspflege. Vorbildlich ist die in Zürich 
erlassene Vorschrift, nach der das Vermittelungsheim jede Mutter, die 
Amme werden will, mit ihrem Säugling unentgeltlich aufnimmt. Das 
Vermittelungsheim stellt ein Ammenzeugnis aus, das über Stillfähigkeit, 
Gesundheit, Alter des Ammenkindes Angaben enthält. Um der Amme einen 
gewissen Schutz gegen Infektion seitens der Herrschaft zu gewähren, könnte 
heute schon das Strafgesetz herangezogen werden, das die Herrschaft wegen 
Körperverletzung bestrafen würde, wenn durch ihre Schuld die Amme in¬ 
fiziert wird. 

Zusammenfassung. Ein Verbot privater Ammenvermittelung ist 
nur durch Reichsgesetz zu erreichen: dies müßte bestimmen: 

1. Die Vermittelung darf nur durch Heime erfolgen. Als Vermittelung 
gilt auch Nachweis offener Stellen. 

2. Die Umgehung dieser Vorschrift wird bestraft. 

3. Die Vermittelungsheime müssen jede Mutter, die Amme werden 
will, mit ihrem Kinde unentgeltlich aufnehmen. 

4. Die Amme erhält ein Ammenzeugnis von dem Heim, das über Still¬ 
fähigkeit, Gesundheit und Alter des Ammenkindes Angaben macht. 

Herr Rietschel-Dresden: Die praktische Durchführung der Keller- 
Bur ckhar dt sehen Vorschläge ist sehr schwierig. Dem Arzt bürden sie 
eine Verantwortung auf, die dieser nicht übernehmen kann. Wie soll der 
Arzt z. B. eine Verantwortung dafür tragen, daß die Amme tuberkulosefrei 
ist? Die Syphilis ist nach seinen Erfahrungen unter den Ammen sehr ver¬ 
breitet; nicht weniger als 10 Proz. der in das Dresdener Säuglingsheim 
eingetretenen Mütter sind syphilitisch. Die vorgeschlagene Vermittelung 
durch Asyle ist äußerst kostspielig. Im Dresdener Heim kosten die Ammen 
dreimal so viel als durch die Vermittelungsgebühr einkommt. Die Reform 
hätte vielleicht nur den guten Erfolg, daß der Ammenbetrieb nachließe. 

Herr Taube-Leipzig: Das Ammenkind soll in die Familie auf genommen 
werden. In Leipzig hat sich dieser Modus gut eingefübrt. Auch die Be¬ 
rufs Vormundschaft hat sich als nützlich für das Ammenkind erwiesen. In 
Leipzig werden die Haltefrauen übrigens erst nach der Annahme des Kindes 
konzessioniert, ein Vorgehen das große Vorteile bietet. 

36* 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Digitized by 


564 Dr. Gustav Tugendreich, 

Am besten wäre es, wenn es flberhaupt keine Ammen gäbe, und es 
scheint auch, als ob der Ammenstand im Aussterben begriffen sei. In 
Amerika existieren keine Ammen mehr. Zur Verdrängung der Ammen sind 
auch die sogenannten „Stillfrauen tt zu empfehlen, gesunde und dem Arzt 
bekannte Frauen, die einigemal täglich in das Haus der Herrschaft gehen und 
dort stillen, ohne dem eigenen Kinde die Brustnehmung völlig zu entziehen. 

Herr Rommel-München: Das Ammenwesen ist ein sozial-medizinisches 
Übel. Auch er glaube, daß die Asyle durch die Ammenvermittelung finanziell 
ungebührlich belastet würden, selbst wenn die Vermittelungsgebühr sich auf 
100 tM erhöhte. Die Mitnahme des Ammenkindes in die Familie gelang 
ihm nur in etwa 10 Proz. durchzusetzen. Der Ermietung einer Amme ist 
die Aufnahme des Herrschaftskindes in ein mit Ammen versehenes Asyl 
vorzuziehen. Das Institut der Stillfrau ist empfehlenswert. 

Herr Keller-Charlottenburg (Schlußwort): Die unentgeltliche Auf¬ 
nahme jeder Ammenkandidatin mit ihrem Kinde in ein Heim ist nicht durch¬ 
führbar. 

Die Syphilisreaktion soll für Ammen obligatorisch gemacht werden; es 
wäre erwünscht, wenn alle Anstalten die Ammen im laufenden Jahre mit 
dieser Reaktion prüften und dann über die Resultate berichteten. Eine 
absolute Verantwortung kann natürlich der Arzt nicht übernehmen. Die 
Unkosten der Vermittelung durch das Asyl sind nicht so erheblich als einige 
Vorredner meinten; diese haben nicht berücksichtigt, daß die Amme dem 
Asyl doch auch Dienste leiste während ihres Aufenthaltes. Auch er halte 
das Ammen wesen für ein Übel; aber noch sei die Erforschung der künst¬ 
lichen Ernährung nicht so weit gediehen, daß man die Ammen ganz entbehren 
könne. 

Herr Burckhardt-München (Schlußwort): Die rechtliche Regelung der 
Materie ist sehr schwierig, weil sie entschiedene Rechtskreise kreuzt. (Privat¬ 
öffentliches Recht usw.) 

Der Arzt braucht eine absolute Verantwortung nicht zu tragen; er 
haftet für Verschulden; ultra posse nemo obligatur. Die Minimalforderung 
lautet: Im Interesse der wirksamen Bekämpfung ansteckender Krankheiten 
und der sonstigen großen Gefahren, die die private Ammenvermittelung für 
Herrschaft, Amme und Ammenkind mit sich bringt, ist der Grundsatz der 
Gewerbefreiheit für die Ammenvermittelung aufzuheben; die Regierung wird 
aufgefordert, mehr Augenmerk auf das Ammenwesen zu richten. 

Herr v. Behr-Pinnow-Berlin empfiehlt diese Sätze anzunehmen und 
die deutsche Vereinigung für Säuglingsschutz zu beauftragen, sie in Form 
einer Petition dem Reichstage als Material zu unterbreiten, 

3. Herr Dörfler-Weißenburg i. B.: 

Säuglingsfürsorge auf dem Lande, insbesondere Mitwirkung der 
Ärzte und Hebammen bei Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit 

(Referat). 

Die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit muß auch auf das Land 
ausgedehnt werden, wo sie nach einer Statistik von Groth und Hahn er¬ 
heblich größer ist als in den regional zugehörigen Städten. Das gilt nicht 
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nur für Bayern, sondern auch für andere Bundesstaaten. Die Hauptursachen 
der ländlichen Säuglingssterblichkeit sind Emährungsfehler und die Stumpf¬ 
heit der Mütter. 

Wo gestillt wird, z. B. in der Pfalz, ist auch die Sterblichkeit gering 
und umgekehrt. Die „Fürsorge auf dem Lande 14 läßt sich getrennt dar¬ 
stellen nach der in den kleinen Städten und auf dem flachen Lande. Die 
kleine Stadt hat der größeren gegenüber den Vorteil leichterer Kontrolle, 
den Nachteil geringerer Geldmittel und der Erstellung guter Kindermilch. 
Zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit in kleinen Städten ist vor allem 
die Stillpropaganda nötig. Diese kann nun am wirksamsten von den 
Hebammen betrieben werden. Der Amtsarzt muß auf die Hebammen in 
diesem Sinne einwirken. Als nützlich haben sich hierbei Hebammenprämien 
erwiesen (0,50 Jft nach vierwöchentlichem Stillen). Auch in kleinen Städten 
sollen Fürsorgestellen vorhanden sein, denen jede Geburt sogleich gemeldet 
wird. Spätestens 48 Stunden nach der Geburt besucht eine Aufsichtsdame 
die Wöchnerin und händigt ihr nach mündlicher Belehrung ein Merkblatt 
ein. An der Säuglingsfürsorge sind alle Ärzte zu interessieren, schon damit 
sie tüchtige Kenner der Säuglingskunde werden. Daher nehmen alle Ärzte 
an der Belehrung und Beaufsichtigung der Mütter teil. Um Widersprüche 
in den Ratschlägen der Ärzte zu verhüten, werden alle Ärzte auf ein 
Merkblatt verpflichtet. Die öffentliche Sprechstunde soll aber nicht in den 
Wohnungen der Ärzte stattfinden, sondern in einem öffentlichen Lokale. 

Die Frequenz der Beratungsstellen hängt ab von der Gewährung von 
Stillprämien. Die Vortrefflichkeit der Stillprämie ist durch Umfrage von den 
bayerischen Amtsärzten bestätigt worden. 

Wenn auch in größeren Städten die Milchküchen sich nicht sehr be¬ 
währt haben, so sind sie für kleinere Städte nicht zn entbehren. Die Milch 
muß billig sein, frei von Tuberkelbazillen, frisch, rein, gut. Übertriebene 
Anforderungen braucht man nicht zu stellen. Für sechs bis acht trink¬ 
fertige Flaschen betrage der Preis 0,18 bis 0,20 Gratislieferung sei in 
Ausnahmefällen zu gestatten. Die Einführung der Berufsvormundschaft, 
Ordnung des Ziehkinderwesens, Errichtung von Anstalten für kranke Säug¬ 
linge, Verbesserung der Wohnverhältnisse seien gleichfalls notwendig. 

Die Hauptkosten muß der Staat tragen, in zweiter Linie die Gemeinden, 
die Brotherren usw. Sehr empfehlenswert ist die Gründung von Vereinen 
für Säuglingsfürsorge. Weissenburg hat nach dem Einsetzen der Säug- 
i lingsfürsorge in einem Jahre seine Säuglingssterblichkeit von 27 auf 12Proz. 
herabgedrückt. 

Auf dem flachen Lande ist als Hauptursache der Säuglingssterblich¬ 
keit gleichfalls die Verbreitung der künstlichen Ernährung festgestellt. Die 
schematische Übertragung der in den Städten vorhandenen Fürsorgeeinrich¬ 
tungen auf das flache Land ist nicht angängig. Der Bauer kennt keine alt¬ 
ruistischen Gefühle, daher ist ein kräftiger Anstoß von außen erforderlich. 

Die Stillpropaganda steht auch auf dem Lande im Vordergrund, Heb¬ 
ammen, Ärzte, Frauen vereine, Geistliche, Lehrer, Merkblätter sind in ihren 
Dienst zu stellen. Stillprämien haben auf dem Lande keine Berechtigung, 
da die Frauen meist Zeit zum Stillen haben. Auch Beratungsstellen sind für 
das Land nicht brauchbar. Von Wichtigkeit ist die Verbesserung und Ver- 
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Schärfung der gerade auf dem Lande nachlässig betriebenen Leichenschau. 
Zu empfehlen sind: Einteilung eines Sprengels in Fürsorgebezirke, in deren 
jedem sich eine Hebamme befindet, die die Kontrolle über die Säuglinge 
ausübt. Wo eine Hebamme fehlt, muß eine andere vertrauenswürdige Person 
an ihre Stelle treten. Die Hebammen müssen über die Ernährungsverhältnisse 
der Säuglinge ihres Bezirks Tabellen führen. Für die Mehrarbeit erhält 
die Hebamme 15 bis 20 Jft jährlich. Für die künstliche Ernährung empfiehlt 
sich in jedem Fürsorgebezirk die Beschaffung eines Milchkochgefäßes für 
etwa 12 Flaschen, dessen Preis etwa 12 bis 15 Jt beträgt. Von jedem 
Todesfall eines Säuglings ist innerhalb 24 Stunden dem Bürgermeister 
oder Bezirksamt Meldung zu machen, falls das Kind nicht in ärztlicher Be¬ 
handlung gewesen war. Die Ursache jedes Todesfalls muß genau festgestellt 
werden; wo pflichtwidrige Vernachlässigung festgestellt wird, muß ein¬ 
geschritten werden. 

Der Staat müßte zur Durchführung dieser Vorschläge jeder Gemeinde 
etwa 40 jährlich überweisen; für die 6000 Landgemeinden Bayerns also 
240000 JH. 


Herr Rademacher-Westerburg (Korreferat): 

Die Fürsorgemaßnahmen des Landes sind nicht so sinnfällig und aus¬ 
gesprochen wie in der Stadt. Viele Faktoren sind zur Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit nötig und zweckmäßig: Verbesserung der hygienischen 
Verhältnisse und der Ernährungsverhältnisse, Wohnungshygiene, Entwässe¬ 
rung, Wasserversorgung, Desinfektion, Straßenreinigung, bauswirtschaftliche 
Unterweisung der Mädchen; also: Bekämpfung der Säuglingssterblich¬ 
keit durch Hebung der Volksgesundheit. Zur Feststellung der vor¬ 
handenen Zustände ist die Statistik heranzuziehen. Im Kreise Westernburg 
wurde durch eine mit Hilfe der Hebammen aufgemachte Statistik festgestellt, 
daß nur 9,5 Proz. der Säuglinge künstlich genährt werden, doch erhielten 
viele Brustkinder zweckwidrige Beikost. Den Hebammen fällt überhaupt 
auf dem Lande eine große Bedeutung bei der Bekämpfung der Säuglings¬ 
sterblichkeit zu, weil 95 Proz. aller Geburten ohne ärztliche Hilfe stattfinden. 

Es hat sich des weiteren die Anstellung eines Chemikers für die Nahrungs¬ 
mittelkontrolle im Kreise als sehr nützlich erwiesen. Dem Molkereiwesen 
auf dem Lande ist größere Beachtung zu schenken. 

Recht im argen liegt die Körperpflege. Der Säugling wird nur selten 
gebadet. In der sogenannten „Magaretenspende“ (Wanderkörben) sollten 
auch Badewannen vorhanden sein; auch sollte jede ländliche Gemeinde eine 
Kinderwanne besitzen, die der Hebamme unterstellt werden soll. Die Wochen¬ 
bettpflege liegt auf dem Lande sehr im argen; schuld daran haben großenteils 
die traurigen Hebammenverhältnisse. In Hessen-Nassau gibt es nur Bezirks¬ 
hebammen, keine freipraktizierenden. Die Besoldung der Hebammen muß 
verbessert werden und es sind Hebammenvereine zu begründen. 

Herr Saige-Freiburg i. Br.: Milchküchen ohne Beratungsstellen haben 
gar keinen Wert. Von der bedeutenden Stellung, die die Vorredner der 
Hebamme im Kampfe gegen die Säuglingssterblichkeit angewiesen haben, ist 
kein Erfolg zu erwarten. Die künstliche Ernährung muß ärztlich über* 
wacht werden. Nicht die Hebamme, sondern nur der Arzt kann das Volk 
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aufklären und belehren. Daher ist eine bessere pädiatrische Ausbildung der 
Ärzte vor allem nötig. 

Fräulein Baum-Düsseldorf: Wenn Hebammen sieb bereit erklären, für 
15 bis 20 JH jährlich die Pflichten zu übernehmen, die ihnen Dörfler auf¬ 
erlegt, so beweist das allein schon, daß die Hebammen nicht wissen, um was 
es sich handelt. Für diesen Lohn kann beim besten Willen keine zweck¬ 
mäßige Beaufsichtigung der Säuglinge geleistet werden. Die Beaufsichtigung 
der Säuglinge auf dem Lande soll Kreisbeamtinnen übertragen werden, ge¬ 
bildeten Frauen, die für ihren Beruf vorgebildet sind. Solche Beamtinnen 
sind im Regierungsbezirk Düsseldorf jetzt mit bestem Erfolge tätig. 

Herr Meier-München: Fräulein Baum hat die Mitwirkung der Ärzte 
zu wenig berücksichtigt. Die Ärzte haben in der großen Mehrzahl ein ge¬ 
nügendes soziales Verständnis. Auf dem Lande Bind wir in erster Reihe 
auf die Mitwirkung der Ärzte angewiesen. Die Landeszentrale in Bayern 
hat Fortbildungskurse für Ärzte in der Säuglingspflege eingerichtet. 

Herr Utz-Landshut: Die schlechte Versorgung der Säuglinge auf dem 
Lande hängt auch mit der Landflucht zusammen. Es ist kein Personal für 
die Kinderpflege vorhanden, und die Bäuerin muß andererseits, gleichfalls 
infolge der Landflucht, in der Wirtschaft arbeiten und kann sich kaum um 
ihr Kind kümmern. 

Herr Schwass-Sigmaringen: Auch auf dem Lande erklärt sich die 
Verbreitung der künstlichen Ernährung zum Teil daraus, daß die Frauen 
nicht Zeit zum Stillen haben. Besonderes Unheil riohten auf dem Lande 
die schlaf machenden Mittel an. 

Herr Pistor-Darmstadt: Die Hebammen sind im Kampfe gegen die 
Säuglingssterblichkeit nicht zu entbehren. 

Herr Falkenheim-Königsberg i. Pr.: Die Ärzte müssen besser in der 
Kinderheilkunde ausgebildet werden. In Ostpreußen besteht eine zentrale 
Auskunftsstelle für alle Gesundheitsfragen; sehr verdient hat sich auch der 
Vaterländische Frauen verein gemacht. 

Herr Eidam-Gungenhauseu: bespricht die von ihm eingerichtete Still¬ 
propaganda. 

Herr Ibrahim- München: Die Hauptsache ist und bleibt die Still¬ 
propaganda. 

Herr Dörfler, Herr Rademacher (Schlußwort). 
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Erfolge und Ziele in der Fürsorge für Trinker. 

Von Dr. Paul Schenk, Berlin. 


„Trinker“ ist ein vieldeutiger Name. Früher hat man nur zwischen 
Gelegenheits- and Gewohnheitstrinkern unterschieden und die ersteren für 
mehr harmlos, die Gewohnheitstrinker dagegen für chronische Alkoholisten, 
für der Behandlung bedürftige Kranke erachtet. Die periodischen Trinker t 
die Quartalssäufer, die im engeren Sinne „Trunksüchtigen“, an der Trink¬ 
krankheit Leidenden und die gewohnheitsmäßig Alkohol Konsumierenden, 
die „Trunkfälligen“ im Sinne der Versicherungsgesetzgebung, pflegte man 
als gleichgeartet nicht streng voneinander zu scheiden. Die zunehmende 
Kenntnis von den Wirkungen des Alkohols hat strengere Sonderungen vor¬ 
genommen. 

Die Trunksucht erscheint mehr und mehr analog der Morphiumsucht, 
als ein Degenerationszeicheo, als eine Krankheit von recht schlechter Pro¬ 
gnose. Ganz besonders gilt das von der periodischen Trunksucht. 
„Sucht“ kommt bekanntlich nicht von „suchen“, sondern von „siechen“. 
Wer mit einer „Sucht“ behaftet ist, der ist (in den meisten Fällen vom 
Mutterleibe aus) siech, krank. Der Trunkfällige ist ein Lasterhafter, der 
Trunksüchtige ein Kranker. Übergänge zwischen Trunkfälligen und Trunk¬ 
süchtigen kommen vor, scheinen jedoch weniger häufig zu sein, als vielfach 
angenommen wird. 

Die gesteigerte Beschäftigung mit der Alkoholfrage hat gezeigt, daß 
viel mehr Trinker, als früher wohl geglaubt wurde, den Trunk-„Süchtigen“ 
zuzurechnen sind. Allerdings für viele gibt es schon seit mehreren Jahren 
keine Alkoholfrage mehr, sondern nur eine „Alkohologie“, eine Wissenschaft 
vom Alkohol Mir scheint diese Wissenschaft vom Alkohol sich mit ihrem 
Hauptgewicht auf den tönernen Fuß einer unzuverlässigen Statistik zu 
stützen. Mancher scheint zu glauben, daß ein jeder Rheumatismus, ein jeder 
Wutanfall, den ein Trinker bekommt, eine „alkoholische“ Erscheinung sein 
muß. Diese Verknüpfung aller KrankheitszeicheD, die ein Alkoholiker 
während seines vielbewegten Lebens aufweist, mit einer einzigen Ursache, 
nämlich dem Alkohol oder dem chronischen Alkoholismus, mag recht bequem 
sein, wissenschaftlich ist sie nicht. 

Die Alkoholstatistiken verstoßen vielfach gegen die einfachsten Regeln 
einer wissenschaftlichen Statistik. Die Statistiker (auch Helenius in seinem 
Buche: „Die Alkoholfrage“ verfällt zuweilen in diesen Fehler) greifen aus der 
ganzen Reihe der wirksamen Momente einzig den Alkohol heraus und kon¬ 
struieren auf diese Weise sehr leicht Zusammenhänge, wo solche manches 
Mal gar nicht bestehen. 100 Trinker können wohl zufällig auch kahlköpfig 
und kurzsichtig sein, ohne daß deswegen ein Zusammenhang zwischen Alko¬ 
holismus und Kahlköpfigkeit und Kurzsichtigkeit besteht. Ich kann mich 
nicht enthalten, das Verfahren der Alkoholstatistiker noch durch ein drasti¬ 
sches Ezempel ad absurdum zu führen. Ich suche mir 100 Dichter und 
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Schriftsteller heraus, die notorische Trinker waren: Schiller, E. Th. A. Hoff- 
manü, Byron, Poe, Müsset, Horaz, Anakreon, Scheffel, Liliencron, Hartleben u. a. 
und schließe: der Alkohol steigert die Fähigkeit zum Denken und Dichten. 

Ich glaube nicht mehr an das Dogma: jeder Trunksüchtige ist ein 
Alkoholvergifteter, ist krank nur aus dem Grunde, weil er übermäßig alkoho¬ 
lische Getränke trinkt. Die schlimmsten Trinker sind keineswegs immer auch 
alkoholkrank. Die alkoholischen Krankheiten pflegen vielfach mit Alkohol¬ 
intoleranz oder gar mit einer Art Alkoholidiosynkrasie vereinigt zu sein. 

Man hat behauptet, die Trunksucht forme den Charakter um, mache 
aus einem ordentlichen, geistig normalen Menschen einen brutalen, willens¬ 
kranken, empfindlichen Charakter. Nach der modernen Auffassung ist ge¬ 
rade das Gegenteil wahr, wenigstens in der Mehrzahl der Fälle. Eine ab 
ovo abnorme, aufgeregte, reizbare Geistesanlage fordert gewissermaßen die 
Trunksucht, den Alkoholmißbrauch. 

Die Fürsorge für Trinker entwickelt sich zu einem Teile des großen 
Erziehungsproblems. Wie macht man aus einem geistig Minderwertigen, 
einem geistig Unreifen, geistig Kranken einen vollwertigeren, gegen die Stöße, 
Widerwärtigkeiten und Versuchungen des Lebens einigermaßen gefesteten 
Menschen? Damit ist die ganze Schwere, um nicht zu sagen Unlösbarkeit, 
der Aufgabe gekennzeichnet. 

Ich habe schon vor 10 Jahren *) gemeint, daß die Trunksüchtigen sich 
vornehmlich aus den geistig oder seelisch Minderwertigen rekrutieren. 
Stöcker in seinem „Klinischen Beitrag zur Frage der Alkoholpsychosen a )“ 
vertritt die gleiche Ansicht nicht nur für die Trunksüchtigen, sondern für 
die chronischen Alkoholisten überhaupt. Besonders schweizerische Irrenärzte 
(Bleuler, Kielholz, Graeter) sind es gewesen, welche mit aller Schärfe 
darauf hingewiesen haben, daß ab origine „verrückte tf alkoholische Patienten 
die Statistik der Trinkerheilstätten verschlechtern. Dr. Graeter in Basel 1 2 3 ) 
zitiert die beständig wiederkehrende Klage des Hausvaters der schweize¬ 
rischen Trinkerheilstätte in Ellikon a. d. Thur, eines erprobten und von 
mehreren Ärzten sehr gelobten Praktikers, früheren Schusters, daß die Ärzte 
Trinker zuweisen, bei denen eine unheilbare originäre Psychose oder wenig¬ 
stens eine angeborene psychopathische Minderwertigkeit vorliegt. 

In der schweizerischen Pflegeanstalt Rheinau batte schon Kielholz 4 ) 
im Jahre 1905 unter 41 „chronischen Alkoholisten tt nur vier Fälle von 
zerebralem Alcoholismus chronicus feststellen können. Ein Patient war über¬ 
haupt geistig gesund. In 32 Fällen fanden sich Komplikationen des Alko¬ 
holismus mit anderen Psychosen (14 Dementia praecox, 3 zirkuläres Irresein, 
2 Paralyse, 5 Imbecillitas, 4 Psychopathia, 1 präseniles Irresein, dreimal 
Komplikation von Imbezillität mit Dementia praecox bzw. zirkulärem Irre¬ 
sein bzw. Komplikation von Paralyse mit Psychopathia). In vier Fällen 
lassen sich die Erscheinungen auf psychischem Gebiete durch die Alkohol¬ 
vergiftung des Gehirns allein nicht erklären. 

1 ) Vgl. diese Vierteljahrsschrift 1900, Bd. 32, 8. 395. 

2 ) Jena, Gustav Fischer, 1910. 

b ) Graeter, Dementia praecox mit Alcoholismus chronicus. Leipzig, Joh. 
Ambrosius Barth, 1909. 

4 ) Kielholz, v Die Alkoholiker der Pflegeanstalt Bheinau. Diss. Zürioh 1905. 
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Die Verwechselung von Ursache und Wirkung ist bei geistesgestörten 
Trinkern ungemein häufig. In die meisten antialkoholischen Schriften ist 
als statistisch sicher feststehende Tatsache der Satz aufgenommen worden : 
Von den Insassen der Irrenanstalten verdankt ungefähr ein Drittel sein 
Leiden dem Alkohol und wäre daher in einer Trinkerheilstätte besser auf¬ 
gehoben. Die Feststellungen von Bleuler-Kielholz (Prof. Bleuler ist 
Leiter der Anstalt Rheinau) sind wohl geeignet, die mangelhafte Fundamen¬ 
tierung einer derartigen Schlußfolgerung bloßzulegen. Unter 41 meist jahre¬ 
lang beobachteten Fällen haben Bleuler-Kielholz nur vier gefunden, 
welche es nicht erlauben, den Alkoholismus der Geisteskranken als das 
Sekundäre, oft nur Symptomatische einer primären Geistesstörung aufzu¬ 
fassen. Oft ist der Alkohol als agent provocateur einer sonst „vielleicht“ 
latent gebliebenen psychopathischen Disposition tätig. Indessen wird der 
erfahrene Arzt noch manche Schädlichkeiten nennen können, die auch nach 
völliger Ausschaltung des Alkohols aus der menschlichen Gesellschaft die 
bis auf den Augenblick der Probe latent gebliebene psychopathische Dispo¬ 
sition in die Öffentlichkeit rufen. Hier genügt es, Unfälle, psychischen 
Cbok, geschlechtliche Enttäuschung, Disharmonien mannigfacher Art, Auto¬ 
intoxikationen zu nennen. In keineswegs seltenen Fällen wird die angeborene 
bisher latente Anlage auch im natürlichen Laufe der Entwickelung offenbar, 
ohne daß es überhaupt irgend einer besonderen Gelegenheitsursache bedarf. 
Denn auch bei nicht krankhaft Disponierten lassen sich längere und kürzere 
Perioden des geistigen Auf- und Niederganges, des An- und Abschwellens 
der geistigen Funktionen wohl unterscheiden. 

Bei den Alkoholikern mit komplizierenden Psychosen oder mit psycho¬ 
pathischer Anlage spielt der Alkoholmißbrauch nach dem, was wir wissen, 
also keine ursächliche sondern eine mehr sekundäre Rolle. Verwechselungen 
von Ursache und Wirkung kommen hier selbst bei geübten Psychiatern vor. 
Besonders sind es die Epilepsie und das zirkuläre Irresein und die sogenannte 
Dementia praecox, welche zu diesen Verwechselungen Anlaß geben. Die 
Dementia praecox ist ein schon in jungen Jahren einsetzender Verblödungs¬ 
prozeß, der im übrigen auf jeder Stufe der psychopathischen Minderwertig¬ 
keit stehen bleiben kann. Wesentlich gekennzeichnet wird die Dementia 
praecox im Gegensatz zu den präsumierten „reinen“ Alkoholpsychosen durch 
Verschrobenheit, Dissimulation der Wahnideen, Verschlossenheit bei gleich¬ 
zeitigem inhaltsleeren Lächeln, Halluzinationen. Mitunter erhält allerdings 
die Dementia praecox durch den sich hinzugesellenden chronischen Alko¬ 
holismus ein völlig alkoholisches Gepräge. Häufiger scheint der umgekehrte 
Fall zu sein. Steigerungen des Symptomenkomplexes der Dementia praecox, 
welche mit heftigem Trieb nach dem Stimulans Alkohol einhergehen, werden 
als Delirium tremens gedeutet. Infolgedessen wird der Patient mit dem 
Stigma: potator delirans versehen und dient unschuldigerweise dazu, die 
Zahl der Alkoholdeliranten in der Statistik in die Höhe zu treiben. Die 
Angabe in den Akten oder in dem Überweisungsschein an die Trinkerheilstätte, 
daß der Patient an Delirium tremens leidet oder wiederholt daran gelitten 
habe, hat oft genug zu weitgehenden falschen Schlüssen verleitet. Die offizielle 
„Alkohologie“ rechnet auch, wenn ich genau unterrichtet bin, den Alkohol 
gar nicht zu den Stimulantien. Das Bindeglied der divergierenden wissen- 
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schaftlichen Anschauungen über die Wirkung des Alkohols bildet die Formel: 
„Erregung ist Lähmung 44 . Der Alkohol beeinflußt succesßive die regula¬ 
torisch hemmenden und die aktiven (katabolischen) Leistungen der funk¬ 
tionierenden Zelle. Er bedingt ein Steigen auf der einen, ein Fallen auf 
der anderen Seite. 

Mehrere Psychiater sind soweit gegangen, das Vorkommen eines be¬ 
sonderen Alkoholwahnsinns, einer spezifischen chronischen Alkohol Verrückt¬ 
heit, eines chronisch halluzinatorischen Schwachsinns der Trinker überhaupt 
zu leugnen. Mit Sicherheit hat man jedenfalls für die sogenannten „Alkohol¬ 
psychosen 14 noch kein fest umgrenztes und für den Alkohol als Krankheits¬ 
ursache pathognomonisches, d. h. jede andere Ursache ausschließendes Krank¬ 
heitsbild aufgefunden. 

Im Gegensatz zu der akuten transitorischen alkoholischen Geistesstörung, 
welche wir als Rausch bezeichnen, scheint eine chronische ausschließlich 
durch den Alkohol bedingte Geistesstörung etwas ungemein Seltenes zu sein. 

Aber auch bei den Trinkern im engeren Sinne, d. h. bei denjenigen, 
welche als „heilbar 44 angesehen werden, ist die zwangsweise Abstinenz nicht 
ausreichend zur Heilung. Das Ziel ist: die Erziehung zur Alkoholenthalt¬ 
samkeit, die Umgestaltung der Triebkräfte in dem Sinne, daß der Alkohol 
als ein unter allen Umständen, in allen Lebenslagen verwerfliches Gift ver¬ 
abscheut wird. Zur Erreichung dieses Zieles wird die Hypnose oder auch 
die sogenannte Wachsuggestion besonders empfohlen. Dr. v. Kapff, der 
langjährige leitende Arzt der Trinkerheilstätte Waldfrieden, empfiehlt zur 
Suggestivbehandlung der Trinker besonders die oberflächlichen Schlaf¬ 
zustände. Er legt den Hauptwert bei der Hypnose als Heilmittel nicht auf 
den sogenannten Schlaf, sondern auf den eigentümlichen „aufgelockerten 44 
Rapportzustand des Gehirns 1 ). Im übrigen aber ist auch Dr. v. Kapff 
Forels Ansicht, daß die Hypnose imstande ist, ein falsch funktionierendes 
Gehirn für die Zukunft in die richtige Bahn zu leiten. Ich persönlich glaube 
heute ebensowenig wie vor zehn Jahren 2 ) an die Möglichkeit, daß die Hyp¬ 
nose auf die Dauer eine Tätigkeitsänderung in einer ganz bestimmten Rich¬ 
tung in den seelischen Funktionen eines „Süchtigen 44 hervorbringen kann. 
„Behandeln heißt Beherrschen 44 sagt v. Kapff. Leider bleibt aber der 
Trinker nach der Entlassung aus der Heilstätte meist nicht im Rapport mit 
seinem diese Herrschertätigkeit ausübenden Arzte. Man kann ferner wohl 
das Beitreten zu einem Enthaltsamkeitsverein suggerieren. Indessen das 
Ausharren in diesem Verein bleibt durchaus persönliche Angelegenheit der 
Patienten. Es ist auch zu bedenken, daß der Alkohol bei manchem Patienten 
gewisse für diesen angenehme körperliche Wirkungen ausübt außer und 
neben der euphorischen Beeinflussung der Stimmung. Denn trotz aller gegen¬ 
teiligen Behauptungen fördert der Alkohol vielfach den Appetit, wirkt schlaf¬ 
bringend und harntreibend, herzreizend, erwärmend und unter Umständen 


l ) Direktor Dr. v. Kapff, Die psychotherapeutische Behandlung von Alkohol¬ 
kranken in der modernen Bpezialanstalt. Der Alkoholismus, seine Wirkungen und 
seine Bekämpfung. Neue Folge. 6. Teil, 8.58. Berlin, Deutscher Verlag für Volks¬ 
wohlfahrt, 1909. 

*) Vgl. meinen Aufsatz über „die Notwendigkeit der Errichtung von Trinker- 
heilstätten“ in dieser Vierteljahrsschrift 1900, Bd. 32, Heft 8, 8.396. 
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nervenberuhigend. Bei Alkoholentziehung fallen diese Wirkungen aus und 
müssen durch andere Mittel ersetzt werden. Daß auch zu diesem Zwecke 
die Hypnose genügt, erscheint als eine Art bequemer Selbsttäuschung. Massage, 
Gymnastik, Elektrizität, Wasserbehandlung finden in den Trinkerheilstätten 
ausgedehnte Anwendung und erscheinen wohl geeignet, die Aufgabe der 
Erziehung des Trinkers zu einem alkoholfreien Leben zu erleichtern. 

Bedeutend erschwert und schon öfter unmöglich gemacht wurde die Er¬ 
reichung des den Trinkerheilstätten gesteckten Ziels durch Differenzen unter 
den bei der Heilung maßgebend beteiligten Faktoren. Wenn geistliche und 
ärztliche Autorität um den Vorrang streiten, wenn ökonomische oder gar 
rein gewinnsüchtige Einflüsse bei einer Anstalt ihr Spiel treiben, dann muß 
es um die Heilung der Trinker schlecht bestellt sein. Nirgend mehr als 
gerade bei der Trinkerheilung wird von dem Arzte Aufopferungsfähigkeit, 
Humanität im höchsten Sinne gefordert. Das persönliche Beispiel, das der 
beratende Arzt nicht nur durch seine eigene Abstinenz, sondern überhaupt 
durch seine Lebensführung gibt, ist wirksamer als die ärztliche Technik. 
Die Zahl der abstinenten Ärzte ist noch sehr gering. 

Die Prognose für die geistig nicht intakten Trinker, für die Mehrzahl 
aller Trunksüchtigen ist nach den vorher erwähnten irrenärztlicben For¬ 
schungen in ungünstigem Sinne gestellt. Mag es sich bei der den Trink¬ 
exzessen zugrunde liegenden geistigen Störung um Dementia praecox, um 
Epilepsie, um zirkuläres Irresein, um irgend eine Art von Psychopathie 
handeln: alle diese geistigen Störungen entsprießen einem ungesunden, 
degenerierten Boden. Die lebenslängliche Abstinenz allein ist keines dieser 
vielgestaltigen Leiden zu heilen imstande. 

Wie verhalten sich dem Gesagten gegenüber die bisher in der Trinker¬ 
fürsorge erzielten Resultate? Bestätigen sie das verhältnismäßig wenig er¬ 
freuliche Resultat der wissenschaftlichen Forschung, ermutigen sie, in der 
bisherigen Weise weiter für die Trinker zu sorgen oder weisen sie neue 
Bahnen, stecken sie höhere Ziele? 

Soweit ich sehe, sind die Berichte aus den Trinkerheilstätten des Lobes 
voll über die erreichten Resultate. Der 25. Jahresbericht des evangelischen 
Vereins zur Errichtung schlesischer Trinkerasyle sagt: 65 bis 70 Proz. der 
aufgenommenen Trinker finden, oft in ganz verzweifelten Fällen, nachweis¬ 
lich Heilung. In dem Bericht über die 9. Jahresversammlung des Verbandes 
von Trinkerheilstätten des deutschen Sprachgebietes heißt es kurz: „Es zeigte 
sich volle Übereinstimmung, daß frühzeitiger Eintritt und genügende Dauer 
der Heilbehandlung die besten Erfolge zeitigt. “ 

Dagegen lauten die Berichte über die durch die Trinkerfürsorgestellen 
erzielten Resultate meist etwas anders. Hier wird die Schwierigkeit der 
Aufgabe, aus einem trinkenden, schlappen, ehr- und charakterlosen Bummler 
einen nüchternen, arbeitsfähigen und arbeitswilligen Menschen zu machen, 
eine völlige Erneuerung des äußeren und inneren Menschen herbeizuführen, 
stark betont. Die Resultate werden gewöhnlich nur als bescheidene be¬ 
zeichnet. t)abei wird zugegeben werden müssen, daß der Bericht einer Für¬ 
sorgestelle meist auf zuverlässigerem Material, nämlich den persönlichen 
Beobachtungen der Helfer sich auf baut, während die Berichte der Trinker¬ 
heilstätten zum großen Teil auf den schriftlichen Berichten der Entlassenen 
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beruhen oder gar nur das Urteil des behandelnden Arztes im Momente der 
Entlassung des Patienten wiedergeben. 

Der letzte Jahresbericht der Trinkerheilstätte Ellikon a. d. Thur für das 
Jahr 1909 besagt, daß von 56 Entlassenen 43 abstinent geblieben sind. 
Auch von den übrigen 13 halten sich noch 8 erträglich; nur 5 sind rück¬ 
fällig geworden. Von den 16 ersten Jahrgängen 1889 bis 1904 wird bei 
633 Entlassenen 235 mal andauernde Abstinenz, 398 mal Rückfälligkeit kon¬ 
statiert. Auf 37,1 abstinent Gebliebene kommen 62,8 Rückfällige. Der 
Hausvater von Ellikon, Bosshardt, ist, wenn ich nicht irre, seit 1889 an 
seiner Stelle. Er macht sich zum Sprecher für recht viele Leiter von Trinker¬ 
heilstätten, wenn er als Mindestdauer für den Aufenthalt in der Heilstätte 
9 bis 12 Monate verlangt. Ein halbeB Jahr wird für die meisten Fälle nach 
dem Urteil der Sachverständigen nicht für ausreichend erachtet. Bosshardt 
führt das Beispiel eines stud. med. an, der „selbstbewußt und trotzig“ auf 
seiner vorzeitigen Entlassung bestand und sich bald darauf vor einen Eisen¬ 
bahnzug warf und seine selbstmörderische Absicht erreichte. Diese Ver¬ 
knüpfung von vorzeitiger Entlassung aus der Trinkerheilstätte und Selbst¬ 
mord mutet etwas eigentümlich an. Vielleicht gehörte der junge Mann zu 
den originär psychisch defekten. Allerdings habe ich von Selbstmorden oder 
Selbstmordversuchen, die sich in Trinkerheilstätten ereignet haben, noch 
nirgend etwas gelesen. Ob solche überhaupt noch nicht vorgekommen sind? 
In den Berichten der Trinkerheilstätte Ellikon heißt es einfach: gestorben. 
Über die Todesursache erfährt man nichts. Aus dem Bericht über die Heil¬ 
resultate werden ferner außer den Gestorbenen noch ausgeschaltet: 1. die 
wegen körperlicher oder geistiger Krankheit bald Entlassenen, 2. die Ent¬ 
wichenen, 3. die wegen schlechten Betragens Ausgewiesenen, 4. die von der 
Behörde Zurückverlangten, 5. die unrichtig Eingewiesenen. So bleiben von 
75 im Jahre 1908 aus Ellikon Entlassenen z. B. nur noch 57 übrig, über 
die unter „Heilresultaten tt berichtet wird. Von diesen sind 37 abstinent 
geblieben, d. h. drei oder sechs oder neun Monate abstinent geblieben, nach¬ 
dem sie sechs oder zwölf Monate in der Heilstätte die Abstinenz zu üben 
gelernt haben. 

Es wird mir entgegengehalten, daß sich das Gesagte nur auf die schweize¬ 
rische Heilstätte Ellikon a. d. Thur und auf deren Hausvater Bosshardt 
bezieht. Für deutsche Verhältnisse und namentlich für Trinkerbeilstätten, 
in denen die Behandlung der Trinker durch psychiatrisch vorgebildete Ärzte 
erfolgt, gestalten sich die Verhältnisse vielleicht ganz anders. 

Die Trinkerheilstätte „ Waldfrieden“ bei Fürstenwalde ist von dem 
Berliner Bezirksverein des deutschen Vereins gegen den Mißbrauch geistiger 
Getränke ins Leben gerufen worden und steht nicht unter haus väterlicher, 
sondern unter psychiatrischer Leitung. Für die fünf Jahre 1900 bis 1905 
wird über 356 entlassene Patienten berichtet. Von diesen 356 wurden 
ausgeschieden 1. ein Gestorbener, dessen Todesursache nicht genannt wird, 
2. die in Irrenanstalten Verbrachten, 3. die vorzeitig aus der Anstalt Ge¬ 
gangenen, 4. die nach der Entlassung Vorstorbenen. Von den 356 bleiben 
dann noch übrig 282, davon „unheilbar“ 142. Von den Verbleibenden 140 
waren am Tage der Berichterstattung abstinent 92, jedoch wird nicht gesagt, 
(merkwürdigerweise), wie lange bei diesen 92 der Tag der Entlassung zu- 
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rückliegt. Vielleicht darf man hierzu noch fünf hinzurechnen, welche länger 
als ein Jahr nach der Entlassung mäßig oder abstinent blieben. Streng ge¬ 
nommen, dürften kaum die 92 als „geheilt" zu bezeichnen sein, da kaum 
bei allen die Abstinenz zum mindesten ein Jahr gewahrt wurde. Ich rechne 
rund: von 356 Aufgenommenen wurden ungefähr 92 dauernd (?) geheilt, 
das wäre etwas mehr als ein Viertel. 

Dem Berichte über „Waldfrieden" für die Jahre 1906 und 1907 entnehme 
ich folgendes. 1906 wurden 197 entlassen (S. 15 des Berichts), 1907 247» 
Es wird ein Unterschied gemacht zwischen den aus dem offenen Haupthaua 
und den aus der geschlossenen Abteilung Entlassenen. Im Jahre 1906 sind 
aus der offenen Abteilung 62 entlassen worden. Davon werden 35 Proz. 
als sichere Abstinenten bezeichnet. Statt des täuschenden Ausdruckes 
35 Proz,, der bei einer Gesamtzahl von 62 nach den einfachen Regeln der 
Arithmetik als unzulässig bezeichnet werden muß, hätte ich die genaue Zahl 
gewünscht. Statt des unsicheren Ausdruckes „hat sich ein Drittel (35 Proz.) 
als sichere Abstinenten erwiesen“, wäre es wichtiger gewesen, für die ein¬ 
zelnen anzugeben, wie lange Zeit sie sich nach der Entlassung aus der Heil¬ 
stätte abstinent gehalten haben. Bei den 1906 aus der geschlossenen Ab¬ 
teilung Entlassenen 131 heißt es noch summarischer: 30 Proz. sind „mit 
gutem Erfolg“ behandelt worden. Ob und wie lange diese 30 Proz. etwa 
abstinent geblieben sind, darüber erfährt man nichts. 1907 wurden aua 
dem Hauptgebäude 58 entlassen. Von diesen werden nur 44 in Berechnung 
gezogen (die übrigen blieben unter sechs Wochen in der Heilstätte). Von 
diesen wird die Hälfte als geheilt betrachtet. Das soll heißen: Der Arzt 
hatte bei der Entlassung die Überzeugung, die er sich aus seinen Erfah¬ 
rungen in der Anstalt gebildet hatte, daß diese Hälfte der Entlassenen sich 
die volle Abstinenz zur innersten Lebensmaxime gemacht hatte und prak¬ 
tisch betätigen könnte. Bei den 189 aus der geschlossenen Abteilung Ent¬ 
lassenen heißt es für 1907 ganz kurz: 35 Proz. sind geheilt, 40 Proz. ge¬ 
bessert, ungeheilt 25 Proz. Eine derartige Statistik ist, wie man sieht, im 
höchsten Grade trügerisch. Ob ein Trinker geheilt ist, kann sich in der 
Heilstätte niemals erweisen, zur Zeit der Entlassung läßt sich ein einiger¬ 
maßen definitives Urteil nicht fällen. Wer als „geheilt" entlassen wird, 
kann unter widrigen Umständen schon nach ein paar Stunden oder am ersten 
Tage nach der Entlassung rückfällig werden. Nach der strengen Auffassung 
des Sachverständigen, Guttemplers Blume, der ich mich anzuschließen 
geneigt bin, haben nur diejenigen Trinker als geheilt zu gelten, welche als 
abstinent gestorben sind. 

Vergleiche zu ziehen zwischen der Heilung von Tuberkulösen und von 
Trinkern, den Resultaten der Lungenheilstätten und der Trinkerheilstätten, 
ist an sich unzulässig. Der entlassene Trinker bleibt alkoholintolerant, schon 
ein Nippen an dem Abendmahlskelche genügt unter Umständen, den angeb¬ 
lich Geheilten wieder zum Kranken zu machen. 

Ich stelle hier noch, ohne einige naheliegende Schlüsse zu ziehen, die 
Todesursachen der 14 in den Jahren 1906 und 1907 in „Waldfrieden" ver¬ 
storbenen Patienten zusammen: 3 Delirium, 2 Gehirnlähmung (einer 68 Jahr 
alt), 1 Epilepsie, 3 Herzschlag (einer 70 Jahre alt), 1 Lungenödem bei Herz¬ 
fehler, 1 Gehirnerweichung, 2 Altersschwäche (71 bzw. 84 Jahre alt), 1 Ge- 
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schwulst (Sarkom) am Halse. Die Bettenzahl in „Waldfrieden“ (180 Betten) 
ist nach den sonst allgemein für Trinkerheilstätten aufgestellten Normen 
eine zu hohe : ). 

Nach meiner Übersicht der Sachlage, nach dem Durchmustern einer 
Reihe einschlägiger Berichte dürfte gegenwärtig von vier Personen, welche 
in eine Trinkerheilstätte aufgenommen werden, nur bei einer mit einiger 
Wahrscheinlichkeit auf Heilung gerechnet werden können. Zur besseren 
Feststellung der Heilungsaussichten erscheint mir, wie die Dinge liegen, 
längere Beobachtung in einer Irrenanstalt erforderlich. Der Alkohol Spezialist, 
wenn ich so sagen darf, wird geneigt sein, in dem verwickelten Wechselspiel 
von Ursache und Wirkung dem Alkohol eine zu große Bedeutung beizulegen. 
Die Erfahrung zeigt, daß schwerste Fälle manchmal auch außerhalb der 
Heilstätten gesunden und anscheinend leichte auch in den Heilstätten keine 
Heilung finden s ). Einen den aufgewendeten Kosten auch nur einigermaßen 
entsprechenden Nutzen dürften die Trinkerheilstätten nur dann stiften, wenn 
bei der Auswahl der aufzunehmenden Kranken eine wesentlich strengere 
Durchmusterung stattfindet. Dr. Spelten, leitender Arzt der Trinkerheil- 
statte in Heidhausen, ist sogar der Ansicht, daß die jetzt übliche, ziemlich 
kritiklose Überweisung an die Trinkerheilstätten eine ernste Gefahr für das 
Ansehen dieser Heilstätten werden kann 3 ). Dieser Ansicht schließe ich 
mich durchaus an. 

Ein Beispiel. Ein an Gehirnadern Verkalkung leidender 60 jähriger 
Patient dürfte von einem 6- bis 12 monatlichen Aufenthalt in einer Trinker¬ 
heilstätte gesundheitlich kaum einen größeren Nutzen davontragen, als wenn 
er sich dieselbe Zeit in einer Lungenheilstätte befunden hätte. Der Zu¬ 
sammenhang zwischen Schlagaderverkalkung (Arteriosclerose) und Alkobo- 
lismus ist nach den Forschungen von Crämer, Meinert, Dixon, Ortner, 
Boveri überhaupt unwahrscheinlicher als der Zusammenhang zwischen 
Alkohol und Tabak- (Zigarren- und Zigaretten-) Mißbrauch. Durch Alkohol¬ 
abstinenz dürfte noch keine einzige Arteriosclerose geheilt worden sein, und 
durch Hypnose auch nicht. 

Die Entmündigung und zwangsweise Internierung der Trinker in einer 
Anstalt ist immer nur ein Notbehelf. Sie wird als ultima ratio nur bei un¬ 
verbesserlichen, anscheinend unheilbaren, für sich oder für ihre Familie ge¬ 
fährlichen Trinkern in Anwendung kommen müssen. Etwaige Heilungs¬ 
aussichten dürften durch sie nur verschlechtert werden. 

Ich komme zu den Trinkerfürsorgestellen. Sie sollen nach dem Muster 
der Fürsorgestellen für Tuberkulöse Auskünfte- und Beratungsstellen für 
Trinker und deren Angehörige sein. Erfolgreich können diese Fürsorge¬ 
stellen nur wirken, wenn sie geleitet werden von einem Abstinenten. Der 
mit mehr oder minder Nachdruck erteilte Rat, sich einem Abstinenzverein 
anzuschließen, der mit größerer oder geringerer Beschleunigung ausgeübte 


*) Vgl. unter anderem Nonne, Stellung und Aufgaben des Arztes in der Be¬ 
handlung des Alkoholismus. Über Trinkerheilstätten, S. 11 (30 Betten). Jena 1904. 

*) Vgl. Dr. Röder, Der Arzt ist zur Mitarbeit an der Trinkerfürsorgestelle 
berufen. Trinkerfürsorge. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1910. 

8 ) Bericht über die 9. Jahresversammlung des Verbandes von Trinkerheil¬ 
stätten des deutschen Sprachgebietes. 
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Zwang, eine Heilstätte oder ein Eirankenhaus aufzusuchen, die Durchführung 
der Ehescheidung oder der Entmündigung: Alle diese Maßnahmen stellen, 
wenn wir ehrlich sein wollen, nicht den mindesten Erfolg in der Trinker¬ 
fürsorge dar. Denn Trinkerfürsorge soll doch, wenn sie ihre Aufgabe recht 
erfaßt, ungefähr gleichbedeutend sein mit Trinkerheilung, Beseitigung des 
durch den Trinker oder durch den Alkohol hervorgebrachten Elends. Die 
Aussperrung aus der Gesellschaft, die Einsperrung in einer Anstalt bringen 
uns diesem Ziele kaum näher. 

Vor 25 Jahren hat der Dresdener Bezirks verein gegen den Mißbrauch 
geistiger Getränke „Bilder aus der individuellen Trinkerpflege“ veröffentlicht. 
Damals kannte man die jetzt so modern gewordenen Fürsorgestellen noch 
nicht. Die Arbeit ist als „vertrauliches Manuskript“ gedruckt. Dies ge¬ 
schah zu dem Zweck, um die besprochenen persönlichen Verhältnisse nicht 
an die Öffentlichkeit kommen zu lassen. Bemerkt werden darf hier jeden¬ 
falls aus dieser Schrift, daß sie durchdrungen ist von der resignierten Stim¬ 
mung: „Bei den menschlichen Bestrebungen darf der Erfolg allein nicht 
maßgebend sein. u Jeder Fall liegt individuell anders und muß mithin auch 
eigenartig behandelt werden. Man kann fast sagen, der Helfer, der dem 
Trinker zu Hilfe kommt, ist alles, die Fürsorgestelle als solche nichts als eine 
Vermittelungsstelle. An kleineren Orten und auch an vielen größeren bedarf 
es daher keiner Fürsorgestellen; hier werden die Abstinenzvereine allein die 
Fürsorge für die notorischen Trinker übernehmen. Die namentlich von den 
Guttemplern in dieser Beziehung bereits geleistete Arbeit kann nicht hoch 
genug anerkannt werden. Wo eine stärkere Abstinenzbewegung fehlt, da 
werden, darin muß ich dem Guttempler Blume x ) Recht geben, die Fürsorge¬ 
stellen auch in größeren Städten aus Mangel an Erfolgen bald ihre Tätigkeit 
einstellen. In Berlin ist aus den ursprünglichen drei Fürsorgestellen be¬ 
reits deren eine geworden. Bei den früheren drei Berliner Fürsorgestellen 
registrierte Dr. Waldschmidt a ), daß 702 Schwesternbesuche in einem Halb¬ 
jahr „Ausgezeichnetes geleistet“ hätten. Wer so leicht Erfolge verzeichnet, 
wo in Wirklichkeit vielleicht das Gegenteil vorliegt, dem seien die Dresdener 
Bilder aus der individuellen Trinkerpflege zur Lektüre empfohlen. 

Eine rechte crux für die Trinkerfürsorgestellen ist die Regelung des 
ehelichen Verhältnisses bei verheirateten Trinkern und Trinkerinnen. Es 
scheint fast, als offenbarte sich auch an diesem Punkte die schwache und 
reformbedürftige Seite der Fürsorge für Trinker in ihrer gegenwärtig ge¬ 
übten Form. Speziell von den Helferinnen der Trinkerfürsorgestellen scheint 
den Frauen von trinkenden Männern der wohlfeile Rat zur Ehescheidung 
häufiger gegeben zu werden, als es nach der Lage der Verhältnisse angezeigt 
sein dürfte. Die männlichen Helfer oder Leiter von Fürsorgestellen betonen 
dagegen des öfteren, daß die Ursache für das übermäßige Trinken des Mannes 
manches Mal zu suchen ist in einem ungemütlichen, unsauberen Heim. Die 
Hausfrau sorgt in diesen Fällen schlecht für die Wirtschaft, für Mann und 
Kinder, schmollt oder nörgelt dafür aber um so mehr. Nicht jeder Trinker 

l ) Trinkerfürsorge. Bericht über die erste deutsche Konferenz für Trinker- 
fürsorgestellen, 8.46. Berlin, Mäßigkeitsverlag, 1910. 

*) Ebenda, 8. 50. 
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knechnet brutal seine Frau. Es gibt unter ihnen auch zarter besaitete 
Naturen, welche im Glase nur Trost und Widerstandskraft gegen den weib¬ 
lichen Haustyrannen suchen. Eine Frau als Helferin für einen verheirateten 
männlichen Trinker scheint aus verschiedenen praktischen Gründen unge¬ 
eignet. Dagegen könnten die Helferinnen Erfolge erzielen durch die Er¬ 
ziehung der Trinkerfrauen zur Wirtschaftlichkeit und Abstinenz. Wenn die 
Helferin selbst die theoretische Anleitung gibt und die Praxis der Rein¬ 
haltung der Wohnung einem eigens zu diesem Zweck in die Wohnung des 
Trinkers mitgebrachten Dienstmädchen überläßt *)» so dürfte dies ein Abweg 
sein. Die Trinkerfrau wird sagen, wenn sie selbst ein Dienstmädchen hätte, 
so würde es in ihrer Wirtschaft besser aussehen. Die Frau eines zum Trunk 
neigenden Mannes muß, wenn der Mann abstinent leben soll, selbst abstinent 
sein. Sehr gern gebe ich zu, daß eine Frau als Leiterin des Bureaus der 
Fürsorgestelle geeigneter ist als der Mann, um feinfühlig die Stelle zu finden, 
wo der Trinker „ sterblich“ ist. 

Die Ehescheidung wird in den allermeisten Fällen gleichbedeutend sein 
mit der Wieder Verheiratung (meist allerdings ohne standesamtliche oder 
kirchliche Trauung) des trinkenden Mannes. Daß der Trinker an Stelle 
seiner ersten Frau nunmehr eine andere unglücklich macht, dürfte kaum in 
der Absicht der Helferinnen, welche den Rat zur .Ehescheidung gegeben 
haben, liegen. 

Sollen wir andererseits dem lang- und vielersehnten Trinkerfürsorge¬ 
gesetz eine Bestimmung einfügen des Inhaltes, daß der wegen Trunksucht 
geschiedene Mann sich nicht wieder verheiraten darf? Ich denke nicht. 
Auch würde das dem humanen Zuge unserer Zeit, der fast bis zum äußersten 
gesteigerten Fürsorge für die Kranken, Hilflosen und Gebrechlichen, der 
Bemühung um Erhöhung der Geburtenzahl einigermaßen widersprechen. Das 
eheliche Verhältnis ist nun einmal und wird wohl auch bleiben eine schwere 
Mission für zwei rechtschaffene Menschen verschiedenen Geschlechts. Die 
Rolle eines „Mittlers“ zwischen Ehegatten ist an sich höchst undankbar. 
Eine unverheiratete Frau ist zu dieser Mittlerrolle in den seltensten Fällen 
geschaffen. 

Durch alle Zwangsmaßregeln, Gesetzesvorschriften, Freiheitsbeschrän¬ 
kungen wird herzlich wenig erreicht, so lange der bessere, höher gestellte 
Teil des Volkes nicht das Beispiel einer weisen Selbstbeschränkung in puncto 
Trinksitten gibt. Wir können von dem Arbeiter nicht verlangen, daß er 
von der süßen Gewohnheit des Schnapstrinkens läßt, so lange unsere eigene 
Geselligkeit von alcoholicis in tausend und abertausend Formen durchtränkt ist. 

Damit bin ich bei dem Fazit meiner Ausführungen. Es hat sich manches 
ergeben, was bei der Fürsorge für Trinker, wie sie bisher gehandhabt wurde, 
reformbedürftig erscheint. 

1. In die Heilstätten für Trinker wird eine bedeutende Zahl von Trinkern 
eingewiesen, weiche bei genauerer Untersuchung sich von vornherein als 
ungeeignet, als unheilbar herausstellt. 

2. Für die genauere Untersuchung der Trinker auf ihre Tauglichkeit 
für eine Trinkerheilstätte sind die Irrenanstalten der geeignete Ort. 

*) Vgl. Bericht über die erste Konferenz für Trinkerfürsorgestellen. Mäßig¬ 
verlag, 8. 28. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1910. 37 
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3. Da zum mindesten 50 Proz. der zurzeit an die Trinkerheilstätten 
gewiesenen Trinker sich nicht für diese eignen (Epileptiker, vorzeitig oder 
periodisch Verrückte, an Dementia senilis oder Marasmus senilis Leidende 
und vor allem das große Heer der psychopathisch Minderwertigen), so scheint 
mit den bestehenden Trinkerheilstatten für das Bedürfnis im allgemeinen 
genügend gesorgt. 

4. In abstinentem Geiste geleitete Trinkerfürsorgestellen vermögen ebenso 
wie die Enthaltsamkeitsvereine unter Umstünden bessere Erfolge zu erzielen 
als die Trinkerheilstätten. 

5. Zwangsmaßregeln wie Entmündigung, gegen den Willen der Patienten 
erfolgende Unterbringung in einer Heilstätte, Druck auf den nicht trinkenden 
Ehegatten zwecks Einleitung der Ehescheidung sind Notbehelfe, welche die 
Trinkerheilung eher schädigen als fördern. 

6. Änderung der Trinksitten, Umgestaltung der Trinkanschauungen ist 
das kaum erreichbare durchgreifende Mittel zur Besserung des Trinkerelends. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Dr. med. Walther Kürbitz, Erfolgreiche Fürsorge für Trunksüchtige usw. 679 


Inwieweit ist auf dem Boden der jetzigen 
gesetzlichen Bestimmungen eine erfolgreiche 
Fürsorge für Trunksüchtige möglich? 

Von Dr. med. Walther Kürbitz, 

Assistent am Institut für Gerichtl. Medizin der Kgl. Universität Königsberg i. Pr., 

Direktor: Prof. Dr. Puppe. 


Wenn man sich vergegenwärtigt, daß im Deutschen Reiche 3500 
Millionen Mark für alkoholische Getränke jährlich verausgabt werden (vgl. 
Schäfer, 109), für Landheer und Marine aber nur der dritte Teil, so springt 
die ganz gewaltige Höhe jener Summe ohne weiteres in die Augen. Dieser 
starke Alkoholkonsum ist nun aber nicht nur wegen der rein pekuniären 
Schädigung des einzelnen und seiner Familie zu verwerfen, sondern ganz 
besonders auch wegen der nachteiligen Folgen, die er für den Genießenden 
selbst im Gefolge hat. Diese liegen bekanntlich einmal auf körperlichem 
Gebiet: Rachenkatarrh, Magen- und Darmkatarrh, Nierenentzündung, Nerven¬ 
entzündung, allgemein verminderte Widerstandsfähigkeit gegenüber den 
Infektionskrankheiten usw., sodann aber auch auf psychischer Seite. Der 
chronische Alkoholist wird gereizt und gewalttätig, er glaubt sioh von 
anderen beeinträchtigt, von der Frau hintergangen, er vernachlässigt sein 
Geschäft, kümmert sich nicht mehr um die Familie, ergibt sich immer mehr 
dem Trunk, womit dann neben dem geistigen und körperlichen Verfall ein 
schneller wirtschaftlicher Absturz Hand in Hand geht. Derartige Personen, 
die sich durch den Alkohol auf diese Weise zugrunde richten, die An¬ 
gehörigenverkommen lassen und gegen ihre Mitmenschen gewalttätig werden, 
gibt es in Preußen auf 10 000 Einwohner etwa 2 (vgl. Schäfer, 109). 
Diese Zahl, die von keiner Seite als zu hoch beanstandet ist, liefert den 
schlagendsten Beweis dafür, daß Staat und Gesellschaft ein Fortbestehen 
dieses Übels nicht dulden können. Und so hat denn auch unsere Gesetz¬ 
gebung bis zu einem gewissen Grade schon diesem Umstand Rechnung ge¬ 
tragen und wir wollen uns nun im folgenden die Frage vorlegen, inwieweit 
auf dem Boden der jetzigen gesetzlichen Bestimmungen eine erfolgreiche 
Fürsorge für Trunksüchtige möglich ist. Dabei werden wir naturgemäß 
auch auf einen Ausbau und auf Verbesserungen der einzelnen Vorschriften 
zu sprechen kommen, soweit diese zur Erzielung einer möglichst durch¬ 
greifenden Wirkung notwendig sind. 

Begriff der Trunksucht. 

Was versteht man vom juristischen und medizinischen Stand¬ 
punkt aus unter „Trunksüchtigen“? Planck sagt in seinem Kom¬ 
mentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch (1898, Bd. I): 

„Der Ausdruck „Sucht 0 läßt erkennen, daß ein krankhafter Zustand er¬ 
fordert wird, infolgedessen die betreffende Person unter gewöhnlichen Verhältnissen 
nicht mehr die Kraft hat, dem Anreiz zu übermäßigem Genuß geistiger Getränke 
zu widerstehen.“ 

37* 
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In gleichem Sinne wie Planck hat sich auch das Reichsgericht am 
27. Oktober 1902 geäußert (vgL Schäfer, 109), indem es sagt, daß „sein 
(des Klägers) Hang zu übermäßigem Trinken in dem Grade ein krank¬ 
hafter geworden sei, daß er die Kraft verloren habe, dem Anreiz zum 
übermäßigen Genuß geistiger Getränke zu widerstehen tt . 

Endemann 84 ) erachtet Trunksucht im Sinne des Gesetzes nicht ohne 
weiteres als Krankheit; „sofern nicht eine ererbte krankhafte Anlage oder 
Intoleranz vorhanden ist, wird das Verfallen in den Trunk meist Folge eines 
liederlichen Lebenswandels sein"; andererseits sagt er: „Sucht bedeutet den 
krankhaften Drang nach Alkohol"; im übrigen glaubt er, daß „Trunk¬ 
sucht kein ausgeprägter juristischer Ausdruck" ist, spreche doch das Reichs¬ 
gericht ohne besonderen Unterscheidungsgrund bald von Trunksucht, bald 
von Trunkenheit. 

In völliger Übereinstimmung mit der medizinischen Forschung spricht 
sich der oberste preußische Gerichtshof am 6. Februar 1891 dahin aus 
(H oche 55 ): 

„Trunksucht ist eine krankhafte, gewohnheitsmäßige Neigung zum über¬ 
mäßigen Genuß alkoholischer Getränke, welche unvermeidlich zum chronischen 
Alkoholismus, zur Alkoholvergiftung mit allen ihren traurigen, sowohl für die 
leibliche, wie die geistige Gesundheit verderblichen Folgen führt. Dieselbe wird 
deshalb auch von der medizinischen Wissenschaft als eine schwere, nur durch ein 
energisches und konsequentes Heilverfahren zu bekämpfende Krankheit angesehen 
und behandelt.“ 

Ich glaube, diese juristische Definition der Trunksucht als Krank¬ 
heit mit regelrechter Behandlung als Heilmittel können wir Mediziner nur 
akzeptieren; sind doch auch wir der Ansicht, daß der Alkoholmißbrauch 
dann als krankhaft anzusprechen ist, wenn die betreffende Person ihm nicht 
mehr widerstehen kann. 

Schließlich will ich noch Nonnes 98 ) Definition Erwähnung tun: 

„Trunksucht ist der Alkoholismus chronicus ohne komplizierende Alkohol¬ 
psychose (Geisteskrankheit), sofern und soweit er zur ethischen oder intellek¬ 
tuellen Insuffizienz, speziell zur Willensschwäche geführt bat.“ 

In ähnlichem Sinne äußern sich auch Cramer 31 ), Cimbal 26 ) und 
Daudet (vgl. Waldschmidt 126 ) zu diesem Punkte. 

Jedenfalls sind Mediziner und Juristen meines Erachtens vollauf be¬ 
rechtigt, in der Trunksucht etwas Krankhaftes zu sehen, und dies um 
so mehr, als es zum Teil — wie Moeli 93 ) in seinem Vortrag auf dem XIV. 
internationalen Kongreß für Hygiene und Demographie in Berlin 1907 mit 
Recht hervorhebt — zur Trunksucht disponierte Individuen sind, Psycho¬ 
pathen, mit epileptischer Anlage Behaftete, Personen mit periodischen Stö¬ 
rungen, mit Kopftraumen usw. Fand doch z. B. Kielholz 74 ) unter 41 in 
der Pflegeanstalt Rheinau aufgenommenen Trinkern nur 4, bei denen der 
Alkoholismus unabhängig von einer früheren, vorher bestehenden Psy¬ 
chose war. 

Einfluß auf die Rasse. 

Auch Plötz 100 ) spricht bei Erörterung der rassenschädliohen 
Wirkung des Alkohols von angeborenen Mängeln und erworbenen Schäden 
des Zentralnervensystems, die eine Disposition zum Trunk schaffen, indem 
entweder die Triebe gesteigert oder die Hemmungen geschwächt sind. 
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Von Bedeutung sind sodann auch in sozialer und wirtschaftlicher Hin¬ 
sicht die Ausführungen von Ploetz, in denen er sagt, der Alkohol treffe 
Tüchtige und Untüchtige, er merze also sowohl selektorisch, als auch non- 
selektorisch, d. h. wahllos, aus. Bei den Untüchtigen fällt die geringe 
Widerstandskraft auf, sich große schädliche Dosen nicht einzuführen, und 
ferner der Umstand, daß ihre Organe eine geringere Widerstandsfähigkeit 
gegen das eingefübrte Gift besitzen. 

Da der Alkohol erfahrungsgemäß die Leistungen herabsetzt, die Ge¬ 
burten vermindert, Krankheiten und Sterbefälle dagegen vermehrt, so bedingt 
er im ganzen eine Verringerung der Spannkraft eines Volkes im Kampf ums 
Dasein, er ist also, wie Ploetz sehr richtig hervorhebt, als Rassengift, 
wenn auch nicht als einziges, anzusprechen. 

Welche staatlichen Maßregeln gegen ein Überhandnehmen des Alkohol¬ 
mißbrauches stehen nun Arzt und Richter zur Verfügung und inwieweit ist 
eine erfolgreiche Bekämpfung der Trunksucht als Volkskrankheit möglich? 

Vorbeugende staatliche Maßnahmen. 

Gehen wir zunächst auf die vorbeugenden staatlichen Maßregeln 
ein. Von diesen ist zurzeit erst relativ wenig ausgebaut und doch ist Pro¬ 
phylaxe bekanntlich die beste Therapie! Ich werde den prophylaktischen 
Punkt trotz seiner Wichtigkeit nur kurz streifen, da ich mich im übrigen 
vorwiegend mit den Trunksüchtigen, also den dem Alkoholismus bereits Ver¬ 
fallenen, beschäftigten wilL 

Schankkonzession. 

Zu erwähnen ist hier zunächst der § 33 der Gewerbeordnung, der also 
lautet: 

§33. 

I. Wer Gastwirtschaft, Schankwirtschaft oder Kleinhandel mit Branntwein 
oder Spiritus betreiben will, bedarf dazu der Erlaubnis. 

II. Diese Erlaubnis ist nur dann zu versagen: 

1. wenn gegen den Nachsuchenden Tatsachen vorliegen, welohe die 
Annahme rechtfertigen, daß er das Gewerbe zur Förderung der 
Völlerei, des verbotenen Spieles, der Hehlerei oder der Unsittlichkeit 
mißbrauchen werde; 

2. wenn das zum Betriebe des Gewerbes bestimmte Lokal wegen seiner 
Beschaffenheit oder Lage den polizeilichen Anforderungen nicht 
genügt. 

III. Die Landesregierungen sind befugt, außerdem zu bestimmen, daß 

a) die Erlaubnis zum Ausschänken von Branntwein oder zum Klein¬ 
handel mit Branntwein oder Spiritus allgemein 

b) die Erlaubnis zum Betriebe der Gastwirtschaft oder zum Aus¬ 
schänken von Wein, Bier oder anderen nicht unter a) fallenden, 
geistigen Getränken in Ortschaften mit weniger als 15 000 Einwohnern, 
sowie in solchen Ortschaften mit einer größeren Einwohnerzahl, für 
welche dies durch Ortsstatut (§ 142) festgesetzt wird, 

von dem Nachweis eines vorhandenen Bedürfnisses abhängig sein solle. 

IV. Vor Erteilung der Erlaubnis ist die Ortspolizei- und die Gemeidebehörde 
gutachtlich zu hören. 

Diese hier vorgeschriebene Schankkonzession ist nach meinem 
Dafürhalten bei uns in Deutschland sehr wohl in vollem Umfang durchführ¬ 
bar und es würden dann sicherlich manche Destillen und minderwertigen 
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Gastwirtschaften verschwinden, da oft das Lokal den baupolizeilichen Vor¬ 
schriften nicht entspricht, der Nachweis eines vorhandenen Bedürfnisses 
nicht erbracht ist und dergleichen mehr. 

Einzelne Städte haben ein entsprechendes Ortsstatut bereits eingeführt, 
so z. B. Königsberg, und niemals haben sich bei seiner Durchführung irgend 
welche Schwierigkeiten ergeben. 

Gesellschaftsmonopole. 

Da bei uns die öffentliche Meinung noch nicht genügend von der Not¬ 
wendigkeit einer Bekämpfung des Alkoholismus durchdrungen ist, so kann 
ich mich Moeli 93 ) nur anschließen, der rät, in diesem Punkt nicht zu weit 
zu gehen. Als segensreich haben sich zwar die Gesellschaftsmonopole 
(Gothenburger System 3 ), Samlag 78 ) in Schweden und Norwegen erwiesen, 
ferner die Lokaloption in Neu-Seeland 8 ), wo jeder Parlamentsw&hlkreis 
zugleich einen Lizenzdistrikt bildet; nicht zu billigen ist dagegen die in 
einzelnen Staaten Nordamerikas bestehende „Prohibition“ 38 ): Bereitung und 
Handel mit berauschenden Getränken ist verboten, Kauf, Einfuhr und Kon¬ 
sum aber nicht! 

Für Deutschland sind aber alle derartigen Maßregeln aus dem angegebenen 
Grunde jetzt noch undurchführbar; höchstens kann man hoffen, daß mit der 
Zeit eine Regulierung des Gastwirtsgewerbes im Sinne des Gothenburger 
Musters möglich sein wird. 

Schon heute zu erreichen ist dagegen neben der Schankkonzession 
auch eine entsprechende Konzessionssteuer, ferner ein Verbot der 
Abgabe an Minderjährige, an bereits Angetrunkene und an 
notorische Trunkenbolde. 

Sonstige gesetzliche Bestimmungen. 

Nicht unbeachtet dürften sodann auch noch einige andere Vor¬ 
schriften der Gewerbeordnung sein, so z. B., daß nur mit schriftlicher 
Erlaubnis der Eltern bzw. Vormünder der Lohn an die Minderjährigen selbst 
ausgezahlt werden darf (§ 119a), ferner, daß bei Personen unter 18 Jahren 
im Betriebe „besondere Rücksichten auf Gesundheit und Sittlichkeit zu nehmen 
sind, die durch das Alter dieser Arbeiter geboten sind“ (§ 120 c). Allzuviel 
darf man sich natürlich selbst bei energischer Durchführung verständiger 
Arbeitgeber hiervon für die Bekämpfung des Alkoholismus nicht versprechen, 
da die Gefahr der Verführung außerhalb des Betriebes noch eine viel zu 
große ist. Daß aber auch sonst von seiten des Staates gegen das über¬ 
mäßige Trinken mit seinen schädlichen Folgen vorgegangen wird, kann man 
aus dem Kreis- und Provinzialabgabengesetz vom 26. April 1906 
ersehen, durch welches den Stadt- und Landkreisen das Recht gegeben 
ist, eine Schankkonzessionssteuer zu erheben.. Wünschenswert wäre 
es nur, wenn recht viele Gemeinden diese Befugnis gebrauchen und wenn 
der Staat aus dem Recht eine Pflicht machen würde. 

Durch Verfügung des preußischen Finanzministers und des Ministers 
des Innern vom 12. März 1907 ist noch besonders festgesetzt, daß auch 
Städte, die eigene Kreise bilden, eine derartige Steuer zu erheben berech¬ 
tigt sind. Die Stadtkreise Königsberg, Arnsberg, Siegen, Mühlheim a.Ruhr 
haben z. B. schon die Genehmigung naohgesucht und auch erhalten 4 ). 
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So nimmt die Stadt Königsberg 

300 JL (Höchstsatz nach dem Erlaß 600 JL\ wenn der Gewerbebetreibende wegen 
geringen Ertrages und Kapitals von der Gewerbesteuer frei ist; 

500 „ (Höchstsatz 1200 Jt) t wenn er in der IV. Gewerbesteuerklasse veran¬ 
lagt ist; 

800 „ (Höchstsatz 2400 jH), wenn er zur III. Klasse, 

1500 „ (Höchstsatz 8600 JC), wenn er zur II. Klasse, 

3000 „ (Höchstsatz 5000 jH), wenn er zur I. Klasse gehört. 

Daß den Stadt- und Landkreisen derartige prophylaktische Maßregeln 
gestattet sind, ist nur zu billigen, sind sie doch — worauf ich bei Erörte¬ 
rung der Trinkerheilstätten noch zu sprechen kommen werde — auch berech¬ 
tigt, hilfsbedürftige Kranke, Geisteskranke usw. in geeigneten Anstalten 
unterzubringen nach § 31 d des Gesetzes vom 11. Juli 1891. 

Daß der Staat eine Aufklärung über die Schädigungen des Alkohol¬ 
genusses mit Recht als wünschenswert erachtet, erkennt man auch aus dem 
Erlaß des preußischen Kultusministers vom 8. November 1907, der den 
Provinzial-Schulkollegien und Regierungen die Wandtafeln von Grub er und 
Kraepelin als Belehrung über die Alkoholgefahr empfiehlt. „Wenn wir 
heute die Kinder retten, so werden wir morgen die Nation gerettet haben“, 
so sagte vor einigen Jahren bereits die Amerikanerin Hunt betreffs der 
Alkoholfrage 58 ). 

Eine Belehrung der Eltern will Fischer 88 ) bei den Impfterminen, wo 
das Alkoholmerkblatt des Reichsgesundheitsamtes mit Erfolg verbreitet 
werden könnte, und tatsächlich geschieht dies bereits auoh im Regierungs¬ 
bezirk Erfurt, in den Städten Duisburg und Elberfeld, ferner werden diese 
Blätter bei Geburtsanzeigen vom Standesamt ausgegeben in den Regierungs¬ 
bezirken Wiesbaden und Düsseldorf 43 ). 

Ferner hat der Staat noch in folgenden vorbeugenden Maßnahmen zur 
Alkoholfrage Stellung genommen: 

1. Erlaß an die Oberpräsidenten Preußens betreffend das Verabfolgen 
geistiger Getränke vom 28. April 1903, in dem besonders ein Verbot von 
Ausschank des Branntweins in den frühen Morgenstunden durch Polizei¬ 
verordnung empfohlen wird, und 

2. durch Empfehlung der Qu en sei sehen Schrift in einem Runderlaß 
des Ministers der usw. Medizinal-Angelegenheiten vom 29. Mai 1903*). 

Der Staat als Arbeitgeber. 

Aber auch wenn der Staat als Arbeitgeber auftritt, ist er sich der 
auf ihm ruhenden Verpflichtungen bewußt; ich denke dabei vornehmlich an 
das Eisenbahnwesen. Wird doch gerade hier durch Alkoholgenuß die er¬ 
forderliche Sorgfalt und Zuverlässigkeit nur zu leicht außer acht gelassen 
und dadurch unter Umständen das schwerste Unglück herbeigeführt! Mit 
Freuden ist es daher zu begrüßen, wenn der Staat hierbei nicht nur gegen 
die Trunksüchtigen scharf vorgeht, sondern auch für alkoholfreie Getränke 
sorgt und abstinente Bewegungen unter dem Personal fördert. 

*) Erst in allerjüngster Zeit ist durch Ministerialerlaß vom 29. März 1910 die 
Verteilung von * Merkblättern über die Schädlichkeit des Alhoholgenuases für das 
Kindesalter“ empfohlen worden; hoffentlich folgen auch noch solche, in denen die 
Gemeingefährlichkeit des Alkohols überhaupt, nicht nur für das Kindesalter, ent¬ 
sprechend gewürdigt wird. 
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Es bestehen im Bereich der preußisch - hessischen Staatseisenbahn- 
Verwaltung nach einem mir zugegangenen Bericht zurzeit darüber folgende 
Bestimmungen: 

„Das Mitbringen von 8chnaps und schnapsähnlichen Getränken in den Dienst 
ist allen, der Genuß alkoholartiger Getränke jeder Art während des 
Dienstes im gesamten Bereich der Preußisch-Hessischen Staatseisenbahn Verwaltung 
sämtlichen im Betriebsdienste einschl. des Fahr-, Bangier- und Bahnbewachungs¬ 
dienstes beschäftigten Beamten, Hilfsbeamten und Arbeitern, ferner allen im 
Bahnsteigschaffner-, Portier- und Wächterdienst beschäftigten Bediensteten bei 
ßtrafe verboten, sofern nicht in einzelnen Fällen der Genuß aus gesundheitlichen 
Bücksichten ärztlicherseits empfohlen und die Genehmigung hierzu bei der Be¬ 
hörde nachgesucht worden ist. Als Dienst im Sinne dieses Verbots wird auch die 
Dauer der Dienstbereitschaft im Bahnbereich angesehen. Ob das Verbot des Ge¬ 
nusses alkoholArtiger Getränke auch auf weitere Dienstklassen auszudehnen ist, 
bleibt dem Ermessen der einzelnen Kgl. Eisenbahndirektionen überlassen. 

Von der Ausdehnung des Verbots auf andere Dienstklassen ist z. B. in dem 
Königlichen Eisenbahndirektionsbezirk Königsberg bis auf weiteres noch Abstand 
genommen. 

Trunkenheit im Dienste wird natürlich überall, auch gegenüber den 
Angehörigen aller anderen Dienstzweige geahndet. 

Der Alkoholgenuß während des Dienstes wird als Dienstvergehen und 
je nach Lage des einzelnen Falles, mit Verwarnung, Verweis, Geldbuße, unter 
Umständen auch mit Dienstentlassung bestraft. Aus Betriebsrncksichten ist an¬ 
geordnet worden, daß die im Betriebe beschäftigten Bediensteten den Dienst nicht 
in einem durch Alkoholgenuß geschwächten Zustande beginnen dürfen. Den Be¬ 
diensteten, die sich vor dem Dienstantritt bei dem Dienstvorsteher zu melden 
haben, wird bei festgestellter Trunkenheit die Ausübung des Dienstes untersagt 
und außerdem werden sie bei dem Vorgesetzten InspektionsVorstände zur Be¬ 
strafung angezeigt. 

Schon der erste Fall von Trunkenheit im Dienste wird bei den Betriebs¬ 
beamten mit empfindlicher Geldstrafe geahndet und hat die Entfernung aus dem 
Betriebsdienste für eine längere Zeit — unter Androhung der Dienstentlassung 
bzw. der Einleitung des Disziplinarverfahrens auf Dienstentlassung für den Wieder¬ 
holungsfall — zur Folge. Jeder im Betriebsdienst trunken gewesene Angestellte wird 
außerdem gegebenenfalls in der Anwärterliste für Beförderungsstellen gestrichen, 
auch für einige Zeit von der Anstellung und den Gehaltszulagen ausgeschlossen. 

Um dem Mißbrauch geistiger Getränke nach Möglichkeit vorzubeugen, sind 
ferner Wohlfahrtseinrichtungen aller Art geschaffen worden. Sämtliche 
Aufenthalts- und Überwachungsräume, sowie die Zugführerabteile der Personen- 
und Güterzüge sind mit Kochapparaten versehen, auch sind Kaffeeküchen im 
Betriebe. Alle größeren Stationen sind mit maschinellen Anlagen zur Herstellung 
von Selterwasser und Limonade ausgerüstet und versorgen planmäßig die kleineren 
Stationen mit alkoholfreien Getränken, so daß die ganzen Strecken des Bezirks 
lückenlos mit diesen alkoholfreien Getränken versorgt werden. Kantinen sind auf 
einigen größeren Bahnhöfen und Arbeitsstellen vorhanden, auch sind Zapfstellen 
und Brunnen zur Versorgung der Bediensteten mit frischem Trinkwasser in der 
Nähe der letzteren eingerichtet. Alkoholfreie Getränke, wie Selterwasser und 
Limonade, Kaffee, Kakao und Bouillon, werden zum Selbstkostenpreise an die Be¬ 
diensteten abgegeben. Durch Belehrung seitens der Vorgesetzten und Bahn¬ 
ärzte, durch Vorträge in den Eisenbahn vereinen usw wird das Verständnis für die 
Gefahren des Alkoholgenusses geweckt und das Ehrgefühl zur Bekämpfung des 
Alkobolmißbrauchs angeregt. Die Bestrebungen der alkoholgegnerischen Vereine 
und Verbände (Guttempler, Eisenbahnalkoholgegnerverband, Bezirks verein gegen 
den Mißbrauch geistiger Getränke usw.) werden, soweit möglich, gefördert. Eine 
größere Anzahl von Bediensteten ist diesen Vereinen als Mitglied beigetreten.“ 

Es nimmt den Arzt nicht wunder, wenn die Verwaltungen mit dem 
eingeschlagenen Wege zufrieden sind; konnte mir doch die Königliche Eisen- 
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bahndirektion zu Königsberg unter anderem mitteilen: „Die Vorkehrungen 
gegen den Alkoholmißbrauch haben unverkennbar einen günstigen Einfluß 
auf die dienstlichen Leistungen und die Führung sowie den Gesundheits¬ 
zustand unserer Bediensteten ausgeübt. Die weitere Ausgestaltung dieser 
Einrichtungen wird fortgesetzt im Auge behalten.“ 


Einschreiten der Regierung. 

Auch die Regierung in Königsberg tritt entschlossen gegen den 
Alkoholmißbrauch auf, so wird z. B. bei gewohnheitsmäßiger Verabreichung 
von Bier oder Schnaps durch Eltern an ihre Kinder von den Behörden der 
Antrag auf Fürsorgeentziehung gestellt und ferner wird an die Regierung 
über jeden Fall von Trunkenheit bei Schulkindern berichtet. 

Maßnahmen gegen die dem Trunk bereits Verfallenen. 

Wenn nun aber trotz dieser, allerdings oft noch nicht ausgiebig genug 
gehandhabten und zum Teil auch noch erweiterungsbedürftigen Vorschriften 
der einzelne nicht vom Trunk läßt, sondern sich ihm allmählich immer 
schrankenloser hingibt, welche Mittel stehen dem Staat dann zur 
Verfügung, um fürsorgend auf die Betreffenden einwirken zu 
können? 

Straf gesetzliche Bestimmungen §§ 361, 6 , 362, Str.-G.-B. 

Zu erwähnen ist hier einmal §361 f5 des Reichsstrafgesetzbuches: 

„Mit Haft wird bestraft, wer sich dem Spiel, Trunk oder Müßiggang der¬ 
gestalt hingibt, daß er in einen Zustand gerät, in welchem zu seinem Unterhalt 
oder zum Unterhalt derjenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet ist, durch 
Vermittelung der Behörde fremde Hilfe in Anspruch genommen werden muß.* 

Gemäß § 362 Str.-G.-B. können die Verurteilten 

„zu Arbeiten, welche ihren Fähigkeiten und Verhältnissen angemessen sind, 
innerhalb und, sofern sie von anderen freien Arbeitern getrennt gehalten werden, 
auch außerhalb der Strafanstalt an gehalten werden*. 

„Bei der Verurteilung zur Haft kann zugleich erkannt werden, daß die ver¬ 
urteilte Person nach verbüßter Strafe der Landespolizeibehörde zu überweisen sei.“ 

„Durch die Überweisung erhält die Landespolizeibehörde die Befugnis, die 
verurteilte Person bis zu zwei Jahren entweder in ein Arbeitshaus unterzubringen 
oder zu gemeinnützigen Arbeiten zu verwenden.“ 

Gegen die Anwendung des § 361, Abs. 5 auf Trunksüchtige sind von 
juristischer Seite Einwendungen gemacht worden: so sagt z. B. Herzstein 54 ), 
„bei Trunksucht handele es sich um eine Krankheit, eine Krankheit sei aber 
nicht strafbar“. Zweifellos trifft dies auf einen nicht unerheblichen Prozent¬ 
satz der Fälle auch tatsächlich zu und deshalb ist für spätere Reformen der 
Zusatz nötig, es „kann an Stelle der Unterbringung in ein Arbeitshaus und 
der Verwendung zu gemeinnützigen Arbeiten die Uaterbringung in eine 
Trinkerheilanstalt treten“, wie es bereits vom Deutschen Verein gegen den 
Mißbrauch geistiger Getränke in Vorschlag gebracht ist. 

Da wir aber zurzeit mit den bestehenden Verhältnissen rechnen 
müssen, bo können wir den erwähnten Paragraphen doch nicht für über¬ 
flüssig halten, selbst auf die Gefahr hin, daß auch einmal kranke Individuen 
von ihm betroffen werden. Mangels geeigneter Anstalten wird auch ihnen 
eine zweijährige Abstinenz mit Arbeitszwang nur dienlich sein. Lang- 
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anhaltende Erfolge werden allerdings, da es sieh ja oft um einen krank¬ 
haften Hang handelt, und eine ärztliche Behandlung der erkrankten Psyche 
fehlt, schwerlich zu erzielen sein, vielmehr wird nach der Entlassung der 
schmerzlich entbehrte Alkohol in der Regel sofort wieder in vollen Zügen 
genossen werden. 

Ferner wird gemäß § 361, Abs. 10, Str.-G.-B. mit Haft bzw. Geldbuße 
von 150t^ bestraft: 

„wer, obschon er in der Lage ist, diejenigen, zu deren Ernährung er ver¬ 
pflichtet ist, zu unterhalten, sich der Unterhaltungspflicht trotz der Aufforderung 
der zuständigen Behörde derart entzieht, daß durch Vermittelung der Behörde 
fremde Hilfe in Anspruch genommen werden muß“. 

Auch diese Bestimmung könnte nicht so selten auf trunksüchtige Per¬ 
sonen angewandt werden, jedoch ist mir nicht bekannt, daß dies häufiger 
geschieht. 

Trinkerliste. 

Sodann steht bekanntlich der Verwaltungsbehörde in Preußen die Be¬ 
fugnis zu, einen Trinker als „Trunkenbold" öffentlich zu kennzeichnen. 
Es dürfen ihm nun zwar in Wirtschaften keine geistigen Getränke ver¬ 
abfolgt werden, jedoch kann er nach einem Erkenntnis des Oberverwaltungs¬ 
gerichts nicht an dem Betreten einer Wirtschaft, z. B. um Handel zu treiben, 
gehindert werden 4 ). 

Soll der Wirt dem Trunkenbold wirklich den gewünschten Alkohol nicht 
verabfolgen, so ist eine strikte Durchführung dieser Verordnung nur in 
kleinen und mittleren Ortschaften möglich, wo derartige Persönlichkeiten 
genau bekannt sind. 

Ob man sich von der Verbreitung der Trinkerphotographie an alle 
Gastwirte, wie es die Polizei Verwaltung in Harburg tut, große Erfolge wird 
versprechen können, will mir nicht sehr wahrscheinlich dünken. Überhaupt 
ist die „Trunkenbold“-Erklärung vorwiegend nur als eine gewerbepolizei¬ 
liche Regelung des Schankbetriebes anzusehen. 

Also auch mit dieser Maßregel wird die Bekämpfung des Alkoholismus, 
oder gar die Fürsorge für Trunksüchtige nicht sonderlich gefördert. 

Trinkschulden. 

Mehr Erfolg wäre dagegen von der bereits wiederholt gestellten For¬ 
derung zu erhoffen, Trinkschulden genau so wie Spielschulden zu be¬ 
handeln, d. h. sie sollen nicht einklagbar sein. Dies wäre besonders im 
Interesse der Dipsomanen geboten, die sich infolge ihres krankhaften Zu¬ 
standes in einer Zwangslage befinden, die nur zu leicht von den Wirten 
ausgenutzt werden kann. 

Zivilrechtliche Bestimmungen. Entmündigung. 

Von hoher Bedeutung ist sodann die zivilrechtliche Fürsorge für 
Trunksüchtige und zwar kommt hier vor allem in Betracht 

§ 6, Abs. 3, B. G.-B. 

„Entmündigt kann werden . 

wer infolge von Trunksucht seine Angelegenheiten nicht zu be¬ 
sorgen vermag oder sich oder seine Familie der Gefahr des Not- 
standes aussetzt oder die Sicherheit anderer gefährdet.“ 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 




Gesetzliche Bestimmungen über erfolgreiche Fürsorge für Trunksüchtige. 687 

Als diese Bestimmung zugleich mit dem neuen Bürgerlichen Gesetzbuch 
am 1. Januar 1900 in Kraft trat, erhoffte man durch sie einen reichen 
Segen für die Bekämpfung des Alkoholismus. Warum die gehegten Er¬ 
wartungen aber nicht in Erfüllung gehen konnten, werden die weiteren Aus¬ 
führungen ergeben. 

Zwei Kategorien von Trinkern gehören unter diesen Paragraphen, ein¬ 
mal die geisteskranken Trunksüchtigen, bei denen die Sucht nach dem 
Alkohol und die verminderte Widerstandsfähigkeit ihm gegenüber auf dem 
Boden des angeborenen Schwachsinns, einer dipsomanischen Veranlagung, 
einer durch Unfall bedingten Hirnverletzung usw. beruht. Sache des begut¬ 
achtenden Arztes ist es dann, zu entscheiden, ob es sich um einen geistes¬ 
kranken Trinker oder um einen trunksüchtigen Geisteskranken handelt. 

Zu der zweiten Gruppe möchte ich die durch chronischen Alkoholismus 
allmählich heruntergekommenen Trunksüchtigen rechnen. Mit der Zeit 
nämlich zeigen sich die schädlichen Folgen des regelmäßig genossenen 
Alkohols nicht nur auf körperlichem, sondern in ganz typischer Weise auch 
auf geistigem Gebiet. Der Trinker wird reizbar und gewalttätig, sein sitt¬ 
liches Pflichtbewußtsein schwindet immer mehr, für seine Familie sorgt er 
nicht mehr, da er alles Geld in Alkohol umsetzt, die Frau mißhandelt er, 
bezichtet sie der Untreue; oft glaubt er sich verfolgt, man trachtet ihm nach 
dem Leben usw. Seine Widerstandsfähigkeit gegen das Alkoholgift wird 
immer geringer, sein körperlicher und geistiger Verfall von Tag zu Tag 
stärker. 

Ist er einmal nüchtern, so gelobt er wohl Besserung, aber schon wenige 
Stunden später finden wir den Willensschwächen von seinem krankhaften 
Zwang getrieben, mit gerötetem Kopf und lallender Zunge an seinem alten 
Stammplatz; selbständige Umkehr ist nicht mehr möglich, ist doch das oft 
schon von Haus aus „invalide“ Nervensystem durch den Trunk noch minder¬ 
wertiger geworden und jegliche Energie erstickt in dem übermächtigen Trieb 
nach neuer Alkoholzufuhr. 

Als erschwerender Umstand kommt nun noch hinzu, daß eine derartige 
Persönlichkeit eine stete Gefahr für ihre Umgebung bildet; nicht nur, daß 
der Betreffende selbstherrisch und rücksichtslos ist, er hat auch, wie erwähnt, 
nur zu häufig Eifersüchte- und Vergiftungsideen) durch die er dann zu ge¬ 
walttätigen Handlungen veranlaßt wird. 

Wie kann man nun hier mittels der gesetzlichen Vorschriften helfend 
eingreifen ? 

Die Nächstbeteiligte und am schwersten Betroffene ist natürlich die 
Ehefrau eines solchen Alkoholkranken — in der überwiegenden Mehrzahl 
handelt es sich ja um Männer. Der Frau steht natürlich auch in erster 
Linie ein Antrag auf Entmündigung zu nach § 646, Z.-P.-O. * 

„Der Antrag kann von dem Ehegatten, einem Verwandten oder demjenigen 
gesetzlichen Vertreter des zu Entmündigenden gestellt werden, welchem die Sorge 
für die Person zusteht.“ 

Der Antrag selbst ist bei dem Amtsgericht einzureichen (§ 680, Z.-P.-0.), 
weiter heißt es aber hier ausdrücklich: „Eine Mitwirkung der Staatsanwalt¬ 
schaft findet nicht statt“, eine Bestimmung, auf die ich später noch zurück¬ 
kommen werde. 
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Aber bis sich die Frauen dazu entschließen, beim Gericht von ihren 
Sorgen und ihrem Leid zu erzählen und wirklich die Vormundschaft zu be¬ 
antragen, vergeht erfahrungsgemäß unendlich viel kostbare Zeit, der Mann 
trinkt weiter und die Frauen ertragen ihr Martyrium bis zum äußersten. 

Fürsorgestellen. 

Sehr segensreich haben sich nun hier Einrichtungen erwiesen, zum 
Teil privater, zum Teil behördlicher Natur, die derartigen Verschleppungen 
doch oft Einhalt zu tun imstande sind, ich meine die Alkohol-Wohlfahrt s- 
steilen, Einrichtungen, die man am besten mit den wohlbekannten Für- 
sorgestellen für Lungenkranke in Parallele setzen kann. 

In dieser Beziehung ist die Polizeiverwaltung in Herford vorangegangen Ä€ ), 
die schon seit dem 1. Oktober 1900 genaue Trinkerlisten führt, die Aussagen der 
Frauen zu Protokoll nimmt und den Männern vorliest, die sie unterschreiben 
müssen; nach entsprechender eindringlicher Verwarnung und Androhung der Ent¬ 
mündigung werden sie dann entlassen. 

Ähnliche Verhältnisse sind auch in Dortmund anzutreffen ut ), nur hält hier 
der Dezernent für das Armenwesen die Sprechstunden ab und versucht dabei mit 
Beoht, die Trinker den Abstinenzvereinen zu überweisen. 

Ohne nun auf alle, etwa 70, bisher in Deutschland in Tätigkeit befind¬ 
lichen Fürsorgestellen einzugehen, möchte ich nur noch der Königsberger 
Alkoholwohlfahrtsstelle Erwähnung tun, deren Potatoren ich im Institut 
für Gerichtliche Medizin zu untersuchen und zu begutachten Gelegenheit 
habe*). 


Königs berger Alkoholwohlfahrts stelle. 

Das hiesige Unternehmen ist vom rein medizinischen Gesichtspunkt aus 
gedacht und verfolgt das Bestreben, ein Zusammenarbeiten aller gleich- 
gesinnten Kreise — der ärztlichen, polizeilichen, kommunalen, der Abstinenten- 
und Mäßigkeitsvereine — zu ermöglichen. Falls die Einwirkung auf den 
Trinker erfolglos, wird seine rechtzeitige Unterbringung erstrebt zu seinem 
eigenen Schutz und dem seiner Familie, ferner wird nach beendeter Be¬ 
handlung für Anschluß an eine abstinente Vereinigung und nach Möglich¬ 
keit auch für Arbeitsgelegenheit Sorge getragen, in der Zwischenzeit aber 
in der Familie eine weitgehende aufklärende Tätigkeit geübt. 

Gehen wir nun etwas näher auf die hiesigen Verhältnisse ein. 

In einem vom Magistrat zur Verfügung gestellten Baum ist seit dem 15. Nov. 
1907 eine Auskunftsstelle, die sogenannte Alkoholwohlfahrtsstelie, errichtet, in der 
den Angehörigen von Trinkern Bat und Hilfe erteilt wird. Durch eine derartige 
Zentrale, die von einer Dame geleitet wird, ist es zweifellos erreicht, daß die 
Frauen von der Trunksucht des Mannes und all’ dem dadurch bedingten Elend 
viel eher Mitteilung machen, als sie dies dem Entmündigungsrichter gegenüber 
tun. Daneben finden Meldungen statt von Ärzten, von dem Magistrat, ja auch von 
dem Entmündigungsrichter, der Fürsorgestelle für Lungenkranke und Tuberkulöse, 
oder von sonst privater Seite; worauf dann die Frau geladen wird und auch fast 


*) Der Organisator und Leiter der hiesigen Alkoholwohlfahrtsstelie, Herr 
Professor Puppe, hat bereits auf der Versammlung deutscher Naturforscher und 
Arzte zu Salzburg 1909 über unsere Ziele und Erfolge berichtet (vgL Vierteljahrs¬ 
schrift für gerichtliche Medizin, 3. Folge, XXXIX. Suppl. - Heft). Da sich unsere 
Einrichtungen recht bewährt haben, so seien sie in Bücksicht auf die Wichtigkeit 
und Bedeutung der ganzen Materie hier noch einmal kurz geschildert. 
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regelmäßig erscheint. Ihre Aussage wird sofort zu Protokoll genommen und das 
Aktenstück einem Helfer übergeben, der immereinem Abstinenzverein angehört. 

Es wird darauf Bedacht genommen, möglichst eine sozial gleichgestellte 
Persönlichkeit zu verwenden und zweitens eine abstinente Vereinigung zu wählen, 
die allem Anschein nach für den Trinker am meisten geeignet ist; ist er z. B. 
religiös veranlagt, dann kommen die Blaukreuzer, die Heilsarmee, die Baptisten - 
sekte usw. in Betracht, anderenfalls die sich jeder politischen und religiösen 
Tendenz enthaltenden Guttempler logen. Der Helfer sucht nun mit dem Alkoholiker 
Fühlung zu nehmen und ihn für einen derartigen Verein zu gewinnen. 

Daß ein solcher nur von Wert sein kann, ist wohl über jeden Zweifel er¬ 
haben, denn einmal ist „Mäßigkeit* ein sehr vager Begriff und sodann ist ja er¬ 
fahrungsgemäß die Willenskraft des Trinkers in der Regel schon auf ein Minimum 
geschwunden, jedenfalls nicht mehr in nennens- und beachtenswerter Weise vorhanden. 

Oft hat der Helfer ja nun keinen Erfolg mit seinen Bemühungen und dann 
gehen die Akten mit einem entsprechenden Ersuchen an das Königliche Polizei¬ 
präsidium. Hier werden die Zeugen vernommen oder eine Notiz des betreffenden 
Distrikts eingetragen und dann gelangen die Papiere an die Ärzte und zwar, je 
nach der Wohnung des Alkoholikers, an die Königliche psychiatrische Universitäts¬ 
klinik oder an das Institut für Gerichtliche Medizin, von hier wird nun der Be¬ 
treffende zur ärztlichen Untersuchung geladen; leistet er der Aufforderung keine 
Folge, so wird unter Übersendung der Akten das Königliche Polizeipräsidium um 
Vorführung durch einen Beamten gebeten. 

Haben wir den Betreffenden dann vor uns, so bemühen wir uns zuerst, 
sein Vertrauen zu gewinnen, wir lassen ihn von Frau und Kindern erzählen, 
von seiner oft vorhandenen Arbeitslosigkeit und kommen dann unmerklich 
auf ihn und seine Krankheit. 

Abhold jeder Schablone, die gerade hier nur verderblich wäre, ver¬ 
suchen wir, auf seinen inneren Menschen einzuwirken, und ich kann wohl 
sagen, zu unserer Freude haben wir — dank des Umstandes, daß die Meldung 
häufig relativ früh gemacht wird — gar oft mit unseren Bemühungen Er¬ 
folge erzielen und die Personen sofort den abstinenten Vereinen überweisen 
können. So wurden von 198 im letzten Jahr gemeldeten Trinkern 62 sofort 
abstinent und 20 andere kann man als gebessert betrachten. 

Andererseits gibt es natürlich auch Fälle, in denen die Alkoholschädigung 
schon soweit fortgeschritten ist, daß kein Zuspruch mehr hilft, desgleichen 
auch nicht ein Hinweis auf Entmündigung und Irrenanstalt. „Meinen Schnaps 
muß ich trinken/ „jeder Arbeiter trinkt seinen Schnaps/ sind die immer 
wiederkehrenden, stereotypen Entgegnungen. 

Hier leisten uns nun die in den Akten niedergelegten Berichte der Frau, 
der Zeugen und des Helfers große Dienste; finden wir hier, daß der Trinker 
Eifersüchte- und Vergiftungsideen hat — erzählten uns doch 22Proz. unserer 
Kranken von der Untreue ihrer Ehefrauen! — daß er die Frau mißhandelt, 
keine Arbeit mehr verrichtet und haben wir ihn selbst als halt- und energie¬ 
losen Menschen ohne jegliche Einsicht kennen gelernt, dann beantragen wir 
bei dem Königlichen Polizeipräsidium die Überführung in die Königliche 
psychiatrische Universitätsklinik und befürworten die Entmündigung. 

Wir haben also bis jetzt schon erreicht, daß durch private Ver¬ 
mittelung eher Schritte gegen die Trunksucht ins Werk gesetzt sind; in 
welcher Weise gestaltet sich nun die weitere Entwickelung? 

In gewisser Weise ist dem Richter bereits vorgearbeitet, der nach 
§ 647, B. G.-B. Tatsachen und Beweismittel zur Begründung des Antrages ver- 
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langen muß, ja er hat sogar schon ein ärztliches Attest bei den Akten, das 
er allerdings — und wie mir scheinen will, mit Unrecht — im Gegensatz 
zur Entmündigung, wegen Geisteskrankheit picht unbedingt braucht (§ 655 t 
B. G.-B.). Trunksucht ist aber eine Krankheit, die noch dazu oft mit 
psychischen Storungen verbunden ist und die zu ihrer Erkennung un¬ 
bedingt des Arztes bedarf, um so mehr, als Psychose und Alkoholismus ein¬ 
ander bedingen und unterstützen können; verwickelter wird die Diagnose 
noch dadurch, daß bekanntlich die Trunksucht geistige Störungen im Gefolge 
haben kann, die denen ohne Alkohol täuschend ähnlich sehen können, ich 
erinnere nur an die alkoholische Pseudoparalyse. 

Der Richter soll also nach den bisherigen Vorschriften allein entscheiden 
können, was ihm auch dadurch nicht erleichtert wird, daß der Trinker selbst 
Beweismittel zur Entgegnung aufbringen kann (§ 653, B. G.-B.). 

Ist der Betreffende inzwischen in der Klinik interniert, so bestürmt er 
die Ehefrau mit Bitten und Versprechungen derart, daß sie oft, trotz Abratens 
des Arztes, sich entschließt, den Mann aus der Klinik zu nehmen und ihren 
Antrag zurückzuziehen. Manchmal kommt auch noch Scheu vor der 
Öffentlichkeit hinzu; muß doch nach § 687, Z.-P.-O. die Entmündigung wegen 
Trunksucht vom Amtsgericht öffentlich bekannt gegeben werden. Nur 
zwei unserer Fälle aus dem letzten Jahre, bei denen vorzeitige Entlassung 
erfolgte, sind bisher günstig verlaufen, beide sind versuchsweise in einen 
Guttemplerorden aufgenommen und leben abstinent; die Mehrzahl wird aber 
rückfällig und nun beginnt die Arbeit des Helfers von neuem, denn daß 
ihm, dem Trinker, in kürzester Frist der Alkohol über die Untreue seiner 
Frau, über die Schlechtigkeit der Mitmenschen, über die Arbeitslosigkeit usw. 
tröstend hinweg helfen muß, liegt klar auf der Hand. Die Fr&u erscheint 
dann auch wieder auf der Alkoholwohlfahrtsstelle und der Helfer versucht 
abermals sein Liebeswerben, natürlich meist vergeblich. Nach abermaliger 
Untersuchung gehen die Akten an das Königliche Polizeipräsidium zurück 
mit begründetem Antrag um erneute Internierung und zugleich wird 
der Magistrat um Einleitung des Entmündigungsverfahrens angegangen. 
Da sich die Frauen bei der Entmündigung ihrer Männer, wie gesagt, in der 
Regel als ungeeignet erwiesen haben, so ersuchen wir seit längerer Zeit den 
Magistrat, sofort den entsprechenden Antrag zu stellen. In Betracht kommt 
hier § 680, Z. P.-O.: 

Ar men verbände. 

„Die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen eine Gemeinde oder ein 
der Gemeinde gleichstehender Verband oder ein Armen verband berechtigt ist, die 
Entmündigung wegen Verschwendung oder wegen Trunksucht zu beantragen, 
bleiben unberührt.“ 

Von diesem Antragsrecht haben auch tatsächlich Gebrauch gemacht: 
Preußen, Bayern, Württemberg, Sachsen, Baden, Hamburg, Elsaß-Loth¬ 
ringen 84 ). 

Man könnte nun die Frage aufwerfen, ob denn die Armenverbände 
usw. überhaupt von dieser ganzen Angelegenheit tangiert werden? Wie 
unendlich groß ihr Interesse ist, kann man daraus ersehen, daßPütter 102 ) etwa 
ein Drittel der öffentlichen Armenlasten der Stadt Halle a. S. durch den Alkohol 
verursacht ansieht; dieses Drittel würde 200000 entsprechen! Die Stadt 
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Genf bringt sogar 90 Proz. ihrer Armenunterstützungen mit der Trunksucht 
in ursächlichen Zusammenhang! 

In richtiger Würdigung dieses Umstandes haben daraufhin auch die 
Regierungspräsidenten von Potsdam und Frankfurt a. 0. den Gemeinden 
„behufs Abminderung oder Ersparung solcher Unkosten die rechtzeitige 
Unterbringung und Heilung der Trinker in Anstalten für Alkoholkranke 
nahegelegt“ 3 ). 

Da wir aber in Preußen noch keine öffentlichen derartigen Anstalten 
besitzen, so müssen sich die Städte auf andere Weise helfen. Sie können 
einmal durch vorbeugende Fürsorge schon oft mancherlei erreichen, dazu 
würde z. B. zu rechnen sein: 

Belehrung über die Gefahren und Schädlichkeiten des Alkoholismus mittels 
Merkblätter oder durch Vorträge in Fortbildungsschulen und dergleichen. 

Förderung der sozialen Verhältnisse (gesunde Wohnungen, Wärmestuben 
mit alkoholfreien Getränken usw.). 

Überwachung der Schankstätten mit möglichster Konzessionseinschränkung; 

ferner Alkoholverbot aus allen städtischen Arbeitsstätten u. dgL m. 

Neben diesen vorbeugenden Maßregeln kommen dann auch noch 
helfende in Frage, man sucht auf den Trinker persönlich einzuwirken, des¬ 
gleichen auch auf die Frau, um eine Besserung der häuslichen und wirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse herbeizuführen. Versagt alle Mühe, dann kann man, 
besonders wenn keine der gesetzlichen Vorbedingungen erfüllt ist, zur Ent¬ 
mündigung greifen, wie wir es vorhin bei Besprechung der Königsberger 
Verhältnisse erwähnt hatten. 

Entmündigung wegen Trunksucht. 

Der Richter kann aus drei Gründen über einen Trinker die Ent¬ 
mündigung verhängen (§ 6, Abs. 3, B. G.-B.); zunächst ist dies der Fall, 
wenn er „infolge von Trunksucht seine Angelegenheiten nicht zu 
besorgen vermag“. 

Daude spricht dabei von „einer krankhaften, andauernden Sucht nach 
geistigen Getränken, welche den Kranken zur vernunftgemäßen Besorgung 
seiner Angelegenheiten unfähig macht“. Wald Schmidt 126 ) sagt: „Hierbei 
ist maßgebend, daß die Gesamtheit der Angelegenheiten nicht vernunft¬ 
gemäß besorgt werden kann, da die ganze Persönlichkeit unter dem Alkohol¬ 
zwange stehen muß, wie es eben beim chronischen Alkoholisten der Fall 
ist.“ Ebenso ist auch die juristische Auslegung dieser Bestimmung von 
Endemann 34 ) gefaßt, der „ein Unvermögen zur vernunftmäßigen Be¬ 
sorgung der Gesamtheit seiner Angelegenheiten“ fordert. Unter „Gesamtheit“ 
will er natürlich nicht „alle“ verstanden wissen, da ja sonst, wie er sehr 
richtig bemerkt, die Entmündigung erst bei Alkoholdemenz möglich sei. 

Wird aber das ganze Denken und Handeln des Trunksüchtigen nur 
von seinem krankhaften Zwang nach immer neuer Alkoholzufuhr beseelt, so 
können wir wohl mit Fug und Recht die sittliche und geistige Verkommen¬ 
heit als so beträchtlich erachten, daß eine Entmündigung angezeigt erscheint, 
soll er doch durch sie vor dem völligen Untergang und seine Familie vor 
dem wirtschaftlichen Ruin möglichst bewahrt bleiben. 

Die zwei anderen Kardinalsätze des § 6, Abs. 3, B. G.-B., „sich oder 
seine Familie der Gefahr des Notstandes aussetzt oder die Sicher- 


Di gitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



592 


Dr. med. Walther Körbitz, 


Digitized by 


heit anderer gefährdet 1 ", betreffen nicht nur die eigene Persönlichkeit 
des Trinkers, sondern auch seine Mitmenschen, sind also, um einen Ende¬ 
mann sehen Ausdruck zu gebrauchen, als eine Art „Schutzwehr“ gedacht. 
Hierbei braucht juristisch noch keine Geisteskrankheit des Trunksüchtigen 
vorzuliegen, es handelt sich also in mancher Hinsicht noch um ein leichteres 
Stadium. Diesem graduellen Unterschied, den wir auch in analoger Weise 
bei den juristischen Begriffen „Geisteskrankheit“ und „Geistesschwäche“ 
finden, könnte man, wie es auch Ton dieser Seite (z. B. Endemann) tat¬ 
sächlich Yorgeschlagen ist, dadurch Ausdruck geben, daß man Yon einem 
„Trunksüchtigen“ und Yon einem „Trunkfälligen“ spricht. 

In den Protokollen zum B.G.-B. (Bd.VI, S. 697) heißt es ausdrücklich, 
das Antragsrecht solle Yon den Gemeinden nur dann ausgeübt werden, wenn 
die begründete Besorgnis Yorläge, daß der Trinker oder seine Familie der 
öffentlichen Armenpflege zur Last falle. 

Vom medizinischen Standpunkt aus ist diese Befürchtung bei dem 
bekannten typischen, fortschreitenden, geistigen und körperlichen Niedergang 
eines Alkoholisten nur zu berechtigt, und die tatsächlichen Verhältnisse 
geben uns recht, wie wir es z. B. vorhin an den Städten Halle a. S. und 
Genf gesehen haben. 

Endemann vertritt nun die Ansicht, dies Antragsrecht nütze dem 
Armenverband nicht viel, da er „meistens nichts erfährt“! Wenn das auch 
wirklich für einzelne zutreffen mag, so doch keineswegs für die MehrzahL 
In kleineren Gemeinden sind die Trinker genügend bekannt und in größeren 
besorgen oft die Alkoholwohlfahrtsstellen in glücklicherweise die nötige Auf¬ 
klärung; so wird denn auch in Königsberg von hier aus der Magistrat um 
Antrag auf Entmündigung angegangen. Im letzten Jahre (April 1908 bis 
1909) stellte dieser zwölf mal den Antrag, sechsmal mit Erfolg, zweimal er¬ 
folgte Ablehnung, die übrigen vier Fälle sind noch nicht zum Abschluß 
gekommen. 

Interessant ist eine Zusammenstellung der Entmündigungen wegen Geistes¬ 
krankheit oder Geistesschwäche, wegen Trunksucht und wegen Verschwendung, 
die ich Endemanns Monographie „Entmündigung wegen Trunksucht und das 
Zwangsheilungsverfahren wegen Trunkfälligkeit 11 zum Teil entnehme. 

Es erfolgte Entmündigung in Preußen 


wegen Trunksucht . . . 


528 


1902 

576 

wegen Geisteskrankheit 

und Geistesschwäche 1901 

3537 


1902 

3144 

wegen Verschwendung . 


113 


1902 

126 


Auffallend ist die relativ geringe Anzahl der entmündigten Trinker, 
besonders unter Berücksichtigung des Umstandes, daß die Trunksucht infolge ihrer 
ungeheuren Ausbreitung unbedingt als Volkskrankheit aufzufassen ist; wurden 
doch in 25 Jahren (1877 bis 1901) fast 300000 Personen wegen chronischen Alkohol¬ 
mißbrauches (262 361) und wegen Delirium tremens (36377) in deutschen Kranken¬ 
häusern verpflegt 1 * 7 )! 

Mit den niedrigen preußischen Entmündigungszahlen stimmen auch die für 
Deutschland überein, hier wurden im ganzen entmündigt: 

wegen Trunksucht. 1901 852 

1902 903 

wegen Geisteskrankheit und Geistesschwäche 1901 aber 6999. 
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Wenn auch zuzugeben ist, daß mancher Trinker im Endstadium wegen Geistes¬ 
krankheit oder Geistesschwäche unter Vormundschaft gestellt ist, so dürfte doch 
an sich die Entmündigung wegen Trunksucht noch viel zu wenig ausgesprochen 
werden; auf die Gründe für diese Erscheinung werde ich noch des Näheren eingehen. 

Vertagung der Entmündigung. 

Unter Umständen kann der Trinker infolge der zwangsweisen Abstinenz 
im städtischen Armenhaus, in das er gebracht wird, oder infolge einer 
aus Angst verursachten Enthaltsamkeit in seiner Familie auf den Richter 
einen günstigen Eindruck machen, so daß dieser seinen Versprechungen und 
beweglichen Klagen Glauben schenkt und eine Besserung für möglich hält. 
In diesem Falle tritt dann § 681, Z.-P.-0. in Kraft: 

„Ist die Entmündigung wegen Trunksucht beantragt, so kann das Gericht die 
Beschlußfassung aussetzen, wenn Aussicht besteht, daß der zu Entmündigende sich 
bessern werde.“ 

Diese Aussicht fehlt nun zwar keineswegs immer, doch ist es mit guten 
Ratschlägen und der Entlassung nicht getan. Handelt es sich doch um eine 
chronische Krankheit von mehr oder minder fortgeschrittenem Charakter, 
die naturgemäß einer Behandlung bedarf! Ja, wenn der Richter von diesem 
sogenannten Besserungsparagraphen Gebrauch machen könnte, sobald sich 
der Trinker bis zur völligen Heilung in eine Trinkerheilanstalt aufnehmen 
ließe, dann wäre schon viel erreicht! Da wir diese oder ähnliche Einrichtungen 
bisher aber noch nicht besitzen, so können wir uns bei der Eigenart der 
Trunksucht eine Besserung in der Familie ohne Behandlung für das Gros 
der Fälle nicht vorstellen. Selbst wenn der Betreffende wirklich einem 
abstinenten Verein beitritt, so ist man doch nie vor baldigem Rückfall sicher, 
aber dieser läßt dann noch nicht ohne weiteres ein Wiederaufnahmeverfahren 
zu, vielmehr vergeht in der Regel viel kostbare Zeit, in der der Trinker 
körperlich und geistig immer mehr herunterkommt, die Familie mannigfach 
unter seiner Brutalität und Roheit neben Hunger und Not zu leiden hat 
und die Umgebung durch eine derartige Persönlichkeit ständig in einer ge¬ 
wissen Unsicherheit schwebt. 

So wünschenswert eine Besserung bei freiwilliger Behandlung unter 
Anwendung des § 681,Z.-P.-0. auch ist, so eindringlich ist andererseits zu 
betonen, daß ein durchgreifender Erfolg meist nur in einer ge¬ 
eigneten Anstalt bei genügend langer Zeit möglich ist; solange diese 
beiden Bedingungen fehlen, können wir einer häufigen Anwendung dieses 
Paragraphen noch nicht das Wort reden. 

Da das Entmündigungsverfahren nicht in kurzer Zeit zu einem Ab¬ 
schluß gelangt, so versucht der Trinker inzwischen, seine Frau mit Klagen 
und Bitten zu bestimmen, ihn aus der Klinik, „diesem Gefängnis“, zu 
nehmen, oder, falls sie standhaft bleibt und er wirklich in eine Anstalt 
kommt, so wird er oft schon nach wenigen Wochen nach Hause entlassen. 

Vorläufige Vormundschaft. 

Um derartige Vorkommnisse möglichst auszuschalten, befürworten wir 
in unserem ärztlichen Attest, sobald die entsprechenden Bedingungen dafür 
gegeben sind, auch noch die Einleitung der vorläufigen Vormundschaft 
nach § 1906,B.G.-B. In diesem heißt es: 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1910. 3Q 
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„Gin Volljähriger, dessen Entmündigung beantragt ist, kann unter vorläufige 
Vormundschaft gestellt werden, wenn das Vormundschaftsgericht es zur Abwendung 
einer erheblichen Gefährdung der Person oder des Vermögens des Volljährigen 
für erforderlich erachtet.“ 

Wir hatten bisher vorwiegend immer von einer Gefährdung der Sicher¬ 
heit anderer Personen gesprochen, weniger der des Trinkers selbst; kann 
man unter diesen Umständen überhaupt § 1906 heranziehen? 

Die Antwort auf diese Frage gibt uns eine Kammergerichtsentscheidung’, 
in der Yormundschaftssache R. XI, 146/1907 des Königl. Amtsgerichts Tilsit. 

In dieser ist zunächst davon die Bede, daß das Entmündigungsverfahren 
noch nicht eingeleitet zu sein braucht, um eine vorläufige Vormundschaft 
einzusetzen, und sodann, daß es nebensächlich ist, ob der Entmündigungs¬ 
antrag begründet ist, dies sei spätere Sache des betreffenden Richters. 

Ferner wird in dieser Entscheidung ausgeführt: 

„Ein Manu, der andere Personen gefährdet, gefährdet dadurch auch seine 
eigene in erheblicher Weise. Denn es steht z.B. zu befürchten, daß die Personen, 
die er angreift oder anzugreifen sich anschickt, in der Abwendung der ihnen 
drohenden Gefahr zur Selbsthilfe schreiten und ihn mit Gewalt unschädlich 
machen werden, so daß seine Person selbst in erhebliche Gefahr gebracht wird.“ 

Sodann heißt es weiter: 

„Nicht darauf kommt es an, ob augenblickliche Gefahr besteht, sondern das 
Gesetz will die Gefahren überhaupt auch für die Zukunft femhalten. u 

Natürlich muß der Richter eine ausgesprochene Trunksucht als tat¬ 
sächlich bestehend annehmen, wozu ihm aber die in den Akten der Alkohol¬ 
wohlfahrtsstelle niedergelegte Vorgeschichte, sowie die ärztliche Untersuchung 
nebst gutachtlicher Äußerung in geeigneter Weise ausreichende Unterlagen 
für seine Entschließungen geben. 

Unter Berufung auf § 1906,B. G.-B. ist es erst in allerletzter Zeit wieder 
möglich gewesen, zweimal innerhalb drei Tagen eine vorläufige Vormund¬ 
schaft zu erwirken! 

Warum legen wir darauf so großen Wert, welche praktischen Konse¬ 
quenzen ergeben sich daraus? 

Rechte des Vormundes. 

Nach § 1793, B.G.-B. hat „der Vormund das Recht und die Pflicht, für 
die Person und das Vermögen des Mündels zu sorgen, insbesondere den 
Mündel zu vertreten“. 

In § 1800, B.G.-B. wird sodann ausgeführt, daß die Pflichten und Rechte des 
Mündels sich bestimmen „nach den für die elterliche Gewalt geltenden Vorschriften 
der §§ 1631 bis 1633. 

In § 1631, B.G.-B. heißt es nun darüber: 

„Die Sorge für die Person des Kindes umfaßt das Recht und die Pflicht, das 
Band zu erziehen, zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt zu bestimmen . 6 

Von juristisoher Seite (En de mann) wird nun zwar keineswegs ohne 
weiteres zugegeben, daß der Vormund damit auch das Recht habe, einen voll¬ 
jährigen Mündel zwangsweise in eine Heilanstalt zu bringen; es fehlt nach 
Ansicht des genannten Autors zu den Trunksuchtsbestimmungen des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuches noch der Zusatz: „Der Vormund kann mit Genehmigung 
des Vormundschaftsgerichts den Mündel in einer Trinkerheilanstalt unter¬ 
bringen.“ 
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In praxi werden derartige Zweifel und Bedenken im allgemeinen wohl 
nicht oft laut, wenigstens kennen wir keinen Fall, in welchem dem Vormund 
eines unserer Trunksüchtigen die Bestimmung des Ortes, also hier einer 
Anstalt zwecks Behandlung, vorenthalten wäre. 

Damit steht auch in vollem Einklang der von E. Schnitze (vgl. Hoche 55 ) 
bei Besprechung dieses Gegenstandes angeführte Wortlaut der Denkschrift 
zum revidierten Entwurf des Bürgerlichen Gesetzbuches vom 17. Jan. 1906, 
AnL, Bd. I, in der es u. a. heißt: 

„Unter diesen Mitteln (nämlich zur Bekämpfung der Trunksucht) ist die 
Entmündigung da9 wirksamste und eingreifendste. Durch die sich daran knüpfende 
Beschränkung der Geschäftsfähigkeit wird dem Trinker die mißbräuchliche Ver¬ 
wendung seines Vermögens und seines Kredits rechtlich unmöglich gemacht. 
Wichtiger ist, daß er in der Ausübung der elterlichen Gewalt beschränkt, und ihm 
selbst ein Vormund bestellt wird, dem die Sorge sowohl für das Vermögen, als 
auch für die Person desselben obliegt. Der Vormund ist insbesondere berechtigt 
und verpflichtet, geeignetenfalls auch gegen den Willen des Trinkers, für 
dessen Aufnahme und Festhaltung in einer Heilanstalt zu sorgen, um 
dadurch, wenn möglich, die Heilung des Trinkers herbeizuführen.“ 

Dieser Auslegung der Rechte des Vormundes eines Trinkers kann man 
meines Erachtens von medizinischer Seite im allgemeinen nur beistimmen. 
Mag es dem Laien auch hart erscheinen, wenn eine Detensionsbefugnis dem 
Vormund eingeräumt wird, so ist diese dennoch nur zu berechtigt, hat doch 
der Trunksüchtige, von wenigen Ausnahmen abgesehen, keinen freien Willen 
mehr, er bedarf daher der Einsicht und der Energie eines Dritten. 

Nach diesen Erörterungen wird es auch klar, warum wir den Antrag 
auf vorläufige Vormundschaft gemäß §1906, B. G.-B. immer anraten, weil 
nämlich dann sofort mit der Einbringung in die Klinik auch ein länger 
dauerndes Heilverfahren beginnen kann. 

Es hat sich bei uns sehr bewährt, wenn der Helfer, der den Fall bis¬ 
her bearbeitet hatte, der also den Trinker und seine Familie genügend kennt, 
zum Vormund vorgeschlagen wurde. 

Zwangsweise Einweisung in eine Anstalt. 

Noch besser wäre es aber jedenfalls, wenn die Einweisung in eine An¬ 
stalt nicht allein auf den Antrag des vorläufigen, bzw. definitiven, Vor¬ 
mundes erfolgte, sondern wenn laut gesetzlicher Vorschrift als Unterlage 
stets noch ein amtsärztliches Attest diente; dadurch würde auch im Publikum 
manchem auftauchenden Gedanken einer eventuellen Beeinträchtigung der 
Boden entzogen, denn schließlich ist die Internierung eine in jeder Beziehung 
eingreifende Maßregel und der Helfer, trotz redlichster Absichten, doch nur 
ein Laie! 

Entmündigung „auf Zeit“. 

Ziehen 134 ) schlägt eine Modifikation, die „Entmündigung auf Zeit“ 
vor, um dem Betreffenden dadurch einen Ansporn zur Unterdrückung seiner 
Trunksucht zu geben, womit man in manchem Falle wohl auch zum Ziel 
kommen wird. 

Pflegschaft. 

Ferner besteht noch die Möglichkeit zur Einleitung einer Pflegschaft, 
die aber gegenüber der Entmündigung einige Nachteile bietet, wie ich glauben 
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möchte. Infolge „geistiger Gebrechen u ,*wozu man die Trunksucht wohl rechnen 
kann, ist zwar, auch ohne Einwilligung des Betreffenden, die Anordnung einer 
Pflegschaft möglich (§ 1910, B. G.-B.), jedoch ist dadurch die Geschäftsfähig¬ 
keit nicht gemindert. Ferner muß sie nach § 1920, B. G.-B. sofort auf Antrag* 
wieder aufgehoben werden, und welcher Trinker würde davon, sobald er 
dies weiß, nicht sofort Gebrauch machen? Denn einen Unterschied, ob die 
Pflegschaft mit, ob ohne Einwilligung verhängt ist, macht § 1920 leider nicht. 

Ehescheidung. 

Die Frau hat nun noch eine letzte, tief einschneidende Handhabe gegen 
ihren Mann zur Verfügung, nämlich die Ehescheidung, die aber leider 
keine fürsorgliche, therapeutische Maßnahme darstellt. Bei vollem, geistigem 
Verfall ist eine Ehescheidung nach § 1569 wegen Geisteskrankheit zulässig, 
allerdings mit erheblichen Einschränkungen: dreijähriges Bestehen, Auf¬ 
hebung der geistigen Gemeinschaft zwischen den Gatten und Unheilbarkeit. 
Sind diese Forderungen nun aber nicht erfüllt, dann kann noch § 1568 
herangezogen werden, der von tiefer Zerrüttung der Ehe infolge ehrlosen 
und unsittlichen Verhaltens spricht. Hierher gehört z. B. Mißhandlung, aber 
auch beharrliche Truukfälligkeit, wie das Reichsgericht schon wiederholt 
entschieden hat (vgl. Endemann). Ohne mich hierbei in Einzelheiten zu 
verlieren, will ich nur kurz erwähnen, daß gegen eine derartige Handhabung 
des Gesetzes Stimmen, besonders von ärztlicher Seite, laut geworden sind 
(z. B. Schäfer 109 ). Man führt bei diesem Protest u. a. an, ein Trunk¬ 
süchtiger sei ein kranker Mensch, von Verschulden gemäß §1568 könne 
daher bei ihm keine Rede sein. Mag dieser Einwand immerhin eine gewisse 
Berechtigung haben, voll und ganz wird man ihm, glaube ich, vom sozialen 
Standpunkt aus nicht beistimmen können. Wie bei einem mit ansteckender 
Krankheit behafteten Menschen im Interesse der Allgemeinheit auch ganz 
erhebliche Schutzmaßregeln getroffen werden, in ähnlicher Weise ist dies 
auch bei den Trunksüchtigen erforderlich; ihre Ehen entsprechen nicht einer 
wünschenswerten sozialen Zweckmäßigkeit, im Gegenteil, sie wirken antisozial. 
Ich erinnere nur an die Nachkommen, die eine verminderte körperliche 
Widerstandskraft haben, oft schwachsinnig, epileptisch oder seelisch minder¬ 
wertig sind. Den „Nutzen“, den derartige Sprößlinge Staat und Menschheit 
bringen, ersieht man u. a. aus der Tatsache, daß 1903 27 Proz. aller 
preußischen Fürsorgezöglinge aus Ehen stammten, in denen der eine, oder 
alle beide Gatten dem Trunk ergeben waren 70 )! Unter diesen Umständen 
muß man die Lösung der ehelichen Gemeinschaft nur billigen, kann man sie 
doch direkt als Fürsorge im weiteren Sinne auf fassen. 

Da es sich, wie gesagt, bei der Trunksucht allerdings oft um eine an¬ 
geborene Veranlagung oder jedenfalls häufig um eine schon vor Eingehen 
der Ehe bestehende Erscheinung handelt, so kann man nach § 1333, der 
vom Error in persona spricht, eine Nichtigkeitserklärung der Ehe erzielen, 
wie Straßmann 117 ) einen derartigen Fall erwähnt. 

Für sehr zweckmäßig würde ich es allerdings halten, die gesetzlichen 
Vorschriften nach Leppmanns 86 ) Vorschlag dahin zu ändern, daß Scheidung 
beantragt werden kann „wenn durch Trunkfälligkeit oder Trunksucht des 
anderen Ehegatten eine so tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältnisses be- 
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wirkt ist, daß dem Ehegatten die Fortsetzung der Ehe nicht zugemutet 
werden kann“. Ist die Ehe geschieden, dann müßte meines Erachtens auch 
sofort von Amts wegen die Unterbringung in eine Trinkerheilanstalt an¬ 
geschlossen werden und ferner dürfte dem schuldigen Teile eine Wieder¬ 
verheiratung nicht gestattet werden, wie es Cimbal mit Recht wünscht. 


Mißstände. 

Ich hatte vorhin davon gesprochen, daß der Vormund sein Mündel zum 
Zwecke einer Behandlung einer Irrenanstalt überweisen kann; hier aber 
erfolgt nach Abklingen der psychotischen Erscheinungen bald die Entlassung. 
Bereits vor einigen Jahren hatte ich 80 ) auf diesen Übelstand hingewiesen 
und dabei einen Tischler erwähnt, der schon fünfmal in der Klinik und 
zweimal in der Anstalt gewesen war, und jetzt sind die Verhältnisse leider 
im wesentlichen noch unverändert. 

Die Hauptursache dieses fehlerhaften Systems sehe ich darin, daß, wie 
ich es damals schon erwähnte und wie es von anderer Seite (z. B. Colla; 
Kielholz u. a.) auch betont ist y die Irrenanstalt überhaupt nicht der ge¬ 
eignete Ort für alkoholkranke Personen ist. 

Zwangsweises Festhalten in einer Anstalt. 

Unter Umständen kann man den Kranken aber doch noch etwas zurück¬ 
halten und zwar auf Grund eines Ministerialerlasses vom 15. Juni 1901. 

„Nach diesem liegt es dem Oberpi*äsidenten ob, im Interesse der öffent¬ 
lichen Sicherheit zu veranlassen, daß aus öffentlichen Irrenanstalten solche Personen, 
welche nach ihrem Vorleben als gefährlich zu erachten sind, ohne polizeiliche 
Mitwirkung nicht entlassen werden dürfen. 

Die Möglichkeit jedoch, diese Bestimmung mit zu verwerten, ist aber nur 
eine recht beschränkte, meint doch der Runderlaß „„geisteskranke auf Grund des 
§ 51 des Strafgesetzbuches freigesprochene oder auf Grund des § 203 der Straf¬ 
prozeßordnung außer Verfolgung gesetzte Personen oder geisteskranke Verbrecher, 
bei denen der Strafvollzug ausgesetzt ist, — sofern diesen Personen ein Verbrechen 
oder ein nicht ganz geringfügiges Vergehen zur Last gelegt ist“.“ 

Immerhin haben wir einmal, als schon nach dreiwöchigem Aufenthalt 
die Entlassung einer derartigen trunksüchtigen Persönlichkeit erfolgen sollte, 
mit Erfolg Einspruch erhoben unter Berufung auf vorstehenden Erlaß. 

Irrenanstalt, und Trinkerheilanstalt. 

Diese Zeit der Enthaltsamkeit und der Arbeit, die sich ja in den ein¬ 
zelnen Werkstätten oder dem keiner neueren Anstalt fehlenden kolonialen 
Betrieb genügend findet, ist, falls der Aufenthalt nicht gar zu kurz ist, für 
den Trunksüchtigen von großem Segen. Geist und Körper genesen allmäh¬ 
lich, und er kann sich, wenn er sofort nach seiner Entlassung einem absti¬ 
nenten Verein beitritt, halten, besonders wenn seine Angehörigen einsichtig 
und am besten auch Vereinsmitglieder sind und nicht etwa seine Rückkehr 
sofort mit Bier und Schnaps feiern! 

Meist liegen die Verhältnisse aber nicht so günstig, denn einmal muß 
doch schon die Trunksucht auf die Psyche des Betreffenden nicht ganz un¬ 
erheblich eingewirkt haben, da ja sonst der Richter kaum zu einer Entmündi¬ 
gung geschritten wäre. Daß derartige fortgeschrittenere Krankheitsprozesse 
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nur mit Mühe, eventuell auch gar nicht mehr zu einer Besserung oder gar 
Heilung in einer Irrenanstalt geführt werden können, ist wohl nicht zu 
leugnen. 

Zudem sind diese Anstalten mit Geisteskranken im engeren Sinne meist 
reichlich belegt, so daß, abgesehen von der ganzen Umgebung, naturgemäß 
die so notwendige psychische Beschäftigung des Arztes mit den einzelnen 
Individuen nicht durchführbar ist; eine zweckmäßige Behandlung kann 
im allgemeinen nur in einer Trinkerheilanstalt mit mehr oder weniger 
Erfolg, je nach Lage des Falles, vorgenommen werden. 

Einfluß des Arztes. 

Daß die Psychotherapie des Arztes unbedingt erforderlich ist, dafür 
liefern uns die Insassen der Gefängnisse und Zuchthäuser den besten Beweis, 
die ja auch zum großen Teil Trunksüchtige sind. Wenngleich sie auch 
zwei und mehr Jahre dank der Internierung enthaltsam haben leben müssen, 
so geben sie doch sofort nach der Entlassung ihrem Drange nach Alkohol 
schnell nach, eine neue Übertretung und abermalige Einweisung ist dann 
nur zu oft die Folge. Dieses traurige Spiel wiederholt sich dann unter Um¬ 
ständen sehr häufig, weil eben den Kranken eine entsprechende Behandlung 
fehlt nebst Arbeitsgelegenheit unter möglichst abstinenten Bedingungen. 

Gemeingefährlichkeit der Trinker. 

Die frühe Entlassung aus der Irrenanstalt ist in mehrfacher Hinsicht 
von recht erheblicher Bedeutung. Macht schon für den gebesserten und ge¬ 
heilten Trinker das Milieu, in dem er sich nach seiner Entlassung bewegt, 
für sein ferneres Verhalten viel aus, wieviel mehr noch für den ungeheilten! 
Nur zu berechtigt ist hier die Befürchtung, daß der Betreffende antisozial 
wird, was sich gar oft in einem „schlagenden“ Beweis bestätigt. Daß nicht 
nur der Zustand des Entlassenen, sondern auch seine ganze Umgebung in 
richtiger Weise bewertet werden müssen, erinnert sehr — wie auch sonst 
manches bei der ganzen Trinkerfrage — an die Geisteskranken. Von diesen 
hat erst vor einiger Zeit wieder Puppe 104 ) zutreffend hervorgehoben, daß 
sie in sorgsamer Pflege sozial zu leben vermögen, in ungeeignetem Milieu 
aber sofort wieder antisozial handeln. 

In diesem Sinne ist auch die bereits erwähnte MinisteriaiVerfügung vom 
15. Juni 1901 zu verstehen, nach der bei gemeingefährlichen Geisteskranken der 
Polizeibehörde von der geplanten Entlassung Mitteilung zu machen ist. Haben 
doch, wie Aschaffenburg 8 ) mit Recht sagt, die Verwaltungsbehörden viel eher 
als die Anstaltsärzte die Möglichkeit, sich über die Umgebung zu orientieren, in 
die der Genesende zurückkehren soll. Wenn sich dieser Ministerialerlaß eigentlich 
nur auf geisteskranke Verbrecher bezieht, so darf man ihn doch wohl — wie wir 
dies auch schon einmal mit Erfolg getan haben — auch auf gemeingefährliche 
Trinker anwenden. Die Trunksucht mit allen ihren traurigen Folgen ist zu ernst, 
die Verhältnisse zum Teil noch zu unzulänglich, als daß man nicht jedes erreich¬ 
bare und brauchbare Mittel zu Hilfe nehmen muß, sowohl im Interesse des Kranken 
als auch in dem der Allgemeinheit. 

Der zu früh entlassene Trinker holt also in der Regel schnell das Ver¬ 
säumte nach und ist für die ganze Umgebung eine ständige Quelle der Ge¬ 
fahr. Und bis nicht wirklioh endlich einmal eine größere Gewalttätigkeit 
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verübt ist, hilft der Frau keine behördliche Instanz. Schon früher habe 
ich -°) darauf hingewiesen, daß die Polizei, besonders die unteren Organe, zu 
leicht geneigt ist, in allem Streit nur Familienzwist zu sehen, wo doch neben 
einem verkommenen Charakter gar oft wahnhafte Eifersuchts- und Ver* 
folgungsideen eine nicht unerhebliche Rolle spielen! 

Armenhaus. 

Um bis zu einem gewissen Grade wenigstens die Folgen derartiger Miß¬ 
stände einer zu frühen Entlassung hintanzuhalten, hat sich der hiesige 
Magistrat in dankenswerter Weise bereit erklärt, entmündigte Trinker im 
städtischen Armenhaus aufzunehmen. Hier wird nun versucht, den 
Mann zur Arbeit anzuhalten und ihn mit abstinenten Einrichtungen und 
Zielen bekannt zu machen. Als sehr zweckmäßig haben sich dabei regel¬ 
mäßige Besuche von Abstinenzlern erwiesen. An sich ist dieser Platz aber 
natürlich nur ein Notbehelf, denn die bunte Zusammensetzung der In¬ 
sassen einer derartigen Örtlichkeit ist wenig günstig für den Kranken, ferner 
fehlt der notwendige psychische Einfluß des Arztes und sodann können nur 
zu leicht geistige Getränke eingeschmuggelt werden, wodurch dann das 
kaum eingeschläferte Verlangen sofort zu neuer triebartiger Gewalt erwacht 

Der einzig richtige Unterkunftsort ist und bleibt also, wie gesagt, 
zweifellos die Trinkerheilanstalt, ln dieser sind auch die Unheilbaren, 
soweit nicht eine alkoholische Demenz oder eine andere vorgeschrittene 
geistige Störung vorhanden ist, am besten aufgehoben, denn auch sie sind 
versorgungsbedürftig, einmal wegen ihrer Gemeingefäbrlichkeit und sodann 
auch wegen ihrer Hilfsbedürftigkeit. Auf die Frage, ob man Trinkerheil¬ 
anstalten und Trinkerbewahranstalten getrennt voneinander einrichten muß, 
gehe ich nicht ein; ich will nur bemerken, daß ich eine gewisse Scheidung 
für zweckmäßig halte, da meines Erachtens die Unheilbaren, die Psycho¬ 
pathen, hindernd und störend auf den Heilverlauf der anderen wirken werden. 

Die Schaffung geeigneter Anstalten ist jedenfalls dringendes Erfordernis, 
und zwar nicht nur für die entmündigten Trinker, sondern überhaupt für 
alle Trunksüchtigen. Hat doch an sich die Entmündigung mit der 
Behandlung einer Krankheit absolut nichts zu tun! Die Entmündi¬ 
gung ist lediglich ein Akt der Fürsorge, der an sich mit einer Heilbehand¬ 
lung in keinem ursächlichen Zusammenhänge steht. So setzt z. B. auch Eng*- 
land zur Unterbringung eines Trinkers in einer Spezialanstalt keineswegs 
die Entmündigung voraus (vgl. Aschaffenburg 9 ). 

Fehlen öffentlicher Trinkerheilanstalten. 

Leider besitzen wir aber *in Deutschland nicht eine einzige 
öffentliche Trinkerheilanstalt! Die erste Privattrinkeranstalt entstand 
zwar auf deutschem Boden, und zwar in Lintorf, Regierungsbezirk Düssel¬ 
dorf, eine Behandlung in staatlichen Spezialanstalten hat aber erst in Amerika 
und zwar in Massachusetts eingesetzt, öffentliche Trinkerheilanstalten hat 
in Europa bisher nur Niederösterreich und das Seinedepartement, während 
die Anstalten Englands und der Schweiz Stiftungen oder gemeinnützigen 
Gründungen ihre Entstehung verdanken (Colla 27 ). Bis zum Jahre 1907 
besaßen wir in Deutschland zwar 147 Privatunternehmungen mit 1137 Betten, 
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die Alkoholkranke aufnahmen (Waldschmidt 127 ), doch eignen sich diese, 
abgesehen von ihrer geringen Anzahl und dem hohen Pensionspreis, auch 
sonst nicht für die Allgemeinheit. Würden sich doch z. B. die wenigsten In¬ 
haber für „geschlossenes w System und für staatliche Überwachung ent¬ 
schließen, was ich aber zur wirksamen Durchführung einer zweckmäßigen 
Behandlung für unumgänglich nötig halte. Für öffentliche Spezialanstalten 
für Trunksüchtige sprach sich schon vor Jahren (vgl. Moeli 89 ) unter anderen 
der Psychiatrische Verein zu Berlin aus, und genaue ausführliche Vorschläge 
über Einrichtung und Betrieb nebst den nötigen gesetzlichen Unterlagen 
liegen auch schon vor, ich erinnere nur an Schäfer und Colla. 

Kostenfrage. 

Die praktisch so wichtige Kostenfrage könnte man vielleicht nach 
dem Gesetz vom 11. Juli 1891 regeln, wie es z. B. auch der Berliner Psychia¬ 
trische Verein vorgeschlagen hat. Nach § 31 des Gesetzes vom 11. Juli 
1891 sind nämlich die Landesarmen verbände, deren Anstalten die Provinzial¬ 
irrenanstalten und die Irrenanstalten der Stadt Berlin, die einen eigenen 
Verband bildet, sind, verpflichtet zur Fürsorge für alle hilfsbedürftigen 
Geisteskranken, Idioten und Epileptiker. 

Unterstützung künftiger Trinkerheilanstalten durch den Staat. 

Unter Umständen kann man vielleicht auch noch den Staat mit heran¬ 
ziehen zur Versorgung trunksüchtiger Personen, wie z.B. Waldschmidt 124 ) 
es vorschlägt, indem man hierbei das am 1. April 1891 in Kraft getretene 
Fürsorge - Erziehungsgesetz mit berücksichtigt. Die Unkosten des 
Staates würden sich dabei sicherlich nicht so hoch belaufen, als es im ersten 
Moment den Anschein hat. Ein Teil der Pfleglinge in den neuen Anstalten 
würde sich z.B. aus Landarmen, Geisteskranken und Gefängnisinsassen zu¬ 
sammensetzen, Personen, die dem Staat unter den jetzigen Verhältnissen 
auch schon zur Last fallen. Ferner muß man, wie es auch Colla tut, be¬ 
denken, daß durch die Heilung die Zahl der versorgungsbedürftigen Armen 
und Kranken geringer und die steuerkräftige Bevölkerung etwas ver¬ 
mehrt wird. 

Bedeutung der Trunksucht für Krankenkassen und Landes¬ 
versicherungsanstalten. 

Vor allem wird man aber mit Erfolg wohl auf die Hilfe der Kranken¬ 
kassen und Landesversicherungsanstalten rechnen dürfen, die ja bei 
dieser ganzen Frage wesentlich mitbeteiligt sind und die wir auch jetzt schon 
tunlichst mit verwenden, speziell durch Vermittelung der Fürsorgest eilen. 
Die Krankenkassen würden, um mit ihnen zu beginnen, abgesehen von 
der moralischen Verpflichtung, einen beträchtlichen pekuniären Vorteil aus 
einer sachgemäßen Trinkerbehandlung haben. Wieviel Hunderttausende von 
Mark geben sie jetzt jährlich für Herz-, Nieren-, Magen- und Geisteskranke 
aus, bei denen mehr oder weniger der Alkoholmißbrauch als ursächliches 
Moment in Betracht kommen mag! Waren doch bereits 1899, soweit eine 
Berechnung darüber überhaupt möglich ist, bei uns in Deutschland wegen 
Alkoholismus 21301 Personen in Krankenhäusern und Irrenanstalten! In 
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der Zeit von 1885 bis 1900 wurden im ganzen 1800 Millionen Mark von 
den deutschen Krankenkassen als Unterstützung gezahlt (vgL Wald- 
Schmidt 125 ). 

Ist der vorhandene Krankheitsprozeß nach entsprechender Behandlung 
im Krankenhause abgelaufen, dann arbeitet der Betreffende oft nur so viel, 
um sich „seinen Schnaps“ kaufen zu können. Nach kurzer Zeit wird dann 
diese „Tätigkeit“ unterbrochen durch ein Delirium tremens oder eine schwere 
Alkoholneuritis — der bei der schweren Arbeit entstandene Rheumatis¬ 
mus! — u. dgl., und die Kasse muß wieder einspringen. Waldschmidt 
erwähnt derartige Fälle, deren einer hier kurz angeführt sei: Elin Arbeiter 
im besten Mannesalter war vom 29. Juni 1892 bis 7. Oktober 1902 wegen 
Epilepsie, Alkoholismus, Nervenleiden usw. im ganzen 1002 Tage — also 
etwa ein Drittel der Zeit — erwerbsunfähig; er bezog 1264,01*^ Kranken¬ 
geld und verursachte außerdem noch 907,20 JfL Krankenhauskosten! 

Eine gewisse Handhabe über ihre Mitglieder ist den Krankenkassen 
allerdings auf Grund § 6a und 20a des Krankenversicherungsgesetzes 
gegeben. 

§ 6 a, Abs. 6 besagt, daß die ärztliche „Behandlung ... und die Kur und die 
Verpflegung nur durch bestimmte Ärzte ... und Krankenhäuser zu gewähren sind“, 
anderenfalls kann die Kostenentschädigung, von dringenden Fällen abgesehen, ab* 
gelehnt werden. 

Nach § 26 a kann dann von dieser Ermächtigung in dem Kassenstatut Ge¬ 
brauch gemacht werden; ferner sind „Ordnungsstrafen“ bei Zuwiderhandelnden 
angängig. 

Es ist demnach an sich eine Versagung des Krankengeldes wegen 
„Trunkfälligkeit“ möglich, und zwar hat das preußische Oberverwaltungs¬ 
gericht (3. Senat) am 21. Mai 1908 (vgl. Rapmund 106 ) entschieden, 
daß zur Versagung auch eine Krankheit berechtigt, die nur unmittelbar 
durch Trunksucht veranlaßt ist, z. B. ein Magenleiden infolge Trunk¬ 
fälligkeit. 

Immerhin dürfte es nicht leicht sein, in einem vorliegenden Krankheits¬ 
prozeß dem Alkohol die allein ausschlaggebende Rolle zuzuerkennen. Dazu 
kommt, daß wir die Trunksucht in vielen Fällen als Handlungsweise eines 
kranken Menschen kennen gelernt haben, und wir würden dann wieder die 
Begriffe „verschuldete“ und „unverschuldete“ Krankheit einführen, wie sie 
früher bei den Geschlechtskrankheiten so beliebt waren. Damit würden wir 
aber nicht nur wenig moralisch, sondern auch wenig sozial handeln; wirk¬ 
liche Abhilfe kann nur durch rationelle, möglichst frühzeitige Behandlung 
geschaffen werden! 

Baer 13 ) schlägt vor, wenn kein krankhafter Zwang zum Alkoholmiß¬ 
brauch vorliegt, daß dann auch keinerlei Unterstützung, weder von der 
Krankenkasse noch von der LandesverBicherung gezahlt werden dürfe. 

Wenn dies nun auch dem allgemein rechtlichen Empfinden durchaus 
entsprechen würde, so dürfte sich in praxi die Durchführung doch nur sehr 
schwer ermöglichen lassen. Wie selten wird der Arzt — dieser käme dabei 
doch in erster Linie in Betracht — entscheiden können, ob vor Jahren ein 
krankhafter Zwang Vorgelegen hat oder nicht! 

Den wirklichen Verhältnissen paßt sich die Forderung Moelis 92 ) da¬ 
gegen vielmehr an: „Die Bestimmung, daß Krankengeld nicht gezahlt zu 
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werden braucht, wenn sie sich die Erkrankung durch Trunkfälligkeit zuge¬ 
zogen haben, muß daher wegfallen . u 

Da die ganze Trinkerfürsorge augenblicklich aber noch recht unvoll¬ 
kommen ist, so könnte man diese Bestimmungen des § 6a und § 26a des 
Krankenversicherungsgesetzes vielleicht in der Weise zur Anwendung bringen, 
daß den Kranken mit einer Entziehung des Betrages gedroht wird, um sie 
einer Behandlung willfähriger zu machen, desgleichen müßte die Unter¬ 
stützung versagt werden, wenn die Kur vorzeitig abgebrochen wird, ent¬ 
sprechend § 47 des Invalidengesetzes. Sind die Kranken mit einer Behand¬ 
lung einverstanden, so kommen sie in die Irrenanstalten mit ihrer zwangs¬ 
weisen Abstinenz, eventuell auch auf Trinkerabteilungen in Krankenhäusern, 
falls eine genügende Gewähr dafür vorliegt, daß tatsächlich auch das Alkohol¬ 
verbot durchgeführt wird. Daß eine derartige „Behandlung 1 * aber nur ein 
Notbehelf ist und keineswegs als mustergültig und erstrebenswert angesehen 
werden darf, hob ich schon wiederholt hervor, und sodann ist das zugrunde 
liegende Gesetz und seine Auslegung sehr reformbedürftig. 

Berufsgeheimnis des Arztes. 

Auch die Ärzte vermögen die Krankenkassen bei ihrem Vorgehen gegen 
die Trunksucht tatkräftig zu unterstützen; wenn sie auch nach § 300, 
Str.-G.-B. im allgemeinen zur Verschwiegenheit verpflichtet sind, so ist doch 
nur eine unbefugte Offenbarung des Berufsgeheimnisses strafbar. Nach 
einer reichsgerichtlichen Entscheidung 3 ) dürfen die Ärzte den Kassenvor¬ 
ständen genaue Auskunft über die Krankheit des Kassenkranken geben, 
demnach also auch über die etwaige Trunksucht! 

Die hiesige Alkohol-Wohlfahrtsstelle ist bemüht gewesen, die Krankenkassen 
insofern mit in ihre Interessensphäre zu ziehen, daß Trinker von dieser gemeldet 
und die Kosten für eine etwaige Behandlung auch von ihr getragen werden sollen. 
Die Verhandlungen sind zurzeit noch nicht zum Abschluß gelangt, doch bieten 
sie Aussicht auf Erfolg. 

Unfälle. 

Ähnlich wie bei den Krankheiten liegen die Verhältnisse auch bei Un¬ 
fällen, die sich ja erfahrungsgemäß besonders häufig am Montag ereignen. 
Wir gehen wohl nicht fehl, für diese auffallende Tatsache wiederum den 
Alkohol verantwortlich zu machen, dessen Genuß am Sonnabend und Sonntag 
und eventuell sogar noch am Montagmorgen „zur Aufmunterung 11 die Auf¬ 
merksamkeit schädigt, und der ferner noch durch das Gefühl der erhöhten 
Sicherheit die notwendigen Vorsichtsmaßregeln zu gering schätzen läßt. 

Die Entschädigung seitens der Gesellschaft kann nach § 5, Abs. 7 des 
Unfallversicherungsgesetzes aber nur dann versagt werden, wenn der Unfall 
vorsätzlich herbeigeführt ist, was in der Regel nicht der Fall sein dürfte. 

Invalidität. 

Aber nicht nur Krankenkassen und Berufsgenossenschaften haben unter 
dem Alkoholismus zu leiden. Der Trinker erkrankt nicht nur leichter, er 
erleidet nicht nur leichter Unfälle, er wird auch früher invalide als seine 
abstinenten oder mäßigen Arbeitsgenossen *). 

*) Vgl. Puppe: „Alkoholismus und Invalidität“, a. a. 0. 
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Von den gesetzlichen Bestimmungen des deutschen Inv&lidenversiche* 
rungsgesetzes vom 13. Juli 1899 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Juli 1899 kommen folgende Bestimmungen in Betracht. 

Schon bei Bewilligung der sogenannten „Krankenrente“ finden die 
Vorschriften Anwendung; so erhält nach § 16 auch der nicht dauernd er¬ 
werbsunfähige Versicherte nach Ablauf der 26. Woche die Invalidenrente, 
wenn anzunehmen ist, dal] in absehbarer Zeit eine Besserung eintritt. Die 
Landesversicherungsanstalt löst also hier die Krankenkasse, deren Verpflich¬ 
tung ja jetzt abgelaufen ist, ab, um eine frühzeitige Invalidität zu verhüten. 

§ 17 spricht sodann von einer vorsätzlich herbeigeführten Erwerbs¬ 
unfähigkeit und daraus resultierendem Verlust der Ansprüche auf Rente. 

Da es sich hierbei um „ein durch strafgerichtliches Urteil festgestelltes 
Verbrechen“ handeln muß, so dürfte dieser Paragraph für unsere Alkoho¬ 
liker, abgesehen von den ganz groben Verstößen, in der Regel wohl nicht in 
Tätigkeit treten. 

Eine direkte Fürsorge finden wir sodann in § 18 ausgesprochen: 

„Ist ein Versicherter dergestalt erkrankt, daß als Folge der Krankheit Erwerbs¬ 
unfähigkeit zu besorgen ist, welche einen Anspruch auf reichsgesetzliche Invaliden¬ 
rente begründet, so ist die Versicherungsanstalt befugt, zur Abwendung dieses 
Nachteiles ein Heilverfahren in dem ihr geeignet erscheinenden Umfange eintreten 
zu lassen. 

Die Versicherungsanstalt kann das Heilverfahren durch Unterbringung des 
Erkrankten in einem Krankenhause oder in einer Anstalt für Genesende gewähren. 
Ist der Erkrankte verheiratet, oder hat er eine eigene Haushaltung, oder ist er 
Mitglied der Haushaltung seiner Familie, so bedarf es hierzu seiner Zustimmung.“ 

Der Landes Versicherungsanstalt ist es also gestattet, eventuell aller¬ 
dings nur mit Einwilligung des Betreffenden, ihn zur Verhütung frühzeitiger 
Invalidität in eine Heilanstalt zu bringen, eine Einrichtung, deren Zweck¬ 
mäßigkeit klar zutage liegt. 

Wir können Aschaffenburg 7 ) u. a. nur darin beistimmen, wenn sie 
diese Bestimmung auch auf alkoholkranke Personen angewendet wissen 
wollen, und an „Material“ dürfte es diesen Instituten auch nicht mangeln, 
berichtet uns doch z.B. Flade 39 ), daß die sächsische Landesversicherungs¬ 
anstalt 1899 unter 4023 invaliden Männern 69 Trunkenbolde hatte! 

Man wird von den gesetzlichen Bestimmungen um so lieber Gebrauch 
machen, als ja Dauererfolge, die die Landesversicberungsanstalten tun¬ 
lichst zu erstreben wünschen, bei derartigen Eiranken sehr wohl zu erreichen 
sind. Diese selbst werden sich manclftnal, falls sie ethisch noch nicht zu 
tief gesunken sind, den gemachten Vorschlägen gegenüber um so willfähriger 
zeigen, da nach § 18 des Invalidenversicherungsgesetzes die Familie während 
der Kur Unterstützung beanspruchen kann. 

Über Zweck und Ziel einer Behandlung sagt z.B. die Branden¬ 
burger Versicherungsanstalt 50 ): 

„Wir haben wiederholt darauf hingewiesen, daß es für unsere Zwecke nicht 
genügt, wenn eine Herstellung oder Besserung lediglich vom klinischen Stand¬ 
punkte aus betrachtet wird, für uns ist vielmehr im wesentlichen die Frage aus¬ 
schlaggebend , ob der Versicherte seine Erwerbs- und Arbeitsfähigkeit in aus¬ 
reichendem Maße wiedererlangt, sowie ob Gewähr dafür geboten ist, daß diese 
auch anhält, und demnach die Inanspruchnahme einer Rente für Jahre hinaus 
ausgeschlossen erscheint.“ 
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Für den Trunksüchtigen dürften, besonders in frühen Stadien, wohl Er¬ 
folge zu erzielen sein. Diese Erwartungen können aber meines Erachtens 
in nennenswerter Weise nur dann ihre Verwirklichung finden, wenn das 
Heilverfahren in geeigneten Anstalten, d. h. Spezialanstalten für Trunksüch¬ 
tige, statthat. 

Nur hier kann in der Regel der Kranke geistig und körperlich wieder 
gesunden, hier wird er zur Arbeit von neuem erzogen, hier für abstinent* 
Ideen gewonnen, und auf diese Weise wird aus ihm wieder ein nützliches 
Mitglied der menschlichen Gesellschaft. 

Da wir bisher noch keine öffentlichen Trinkerheilstätten besitzen, so 
müssen die privaten in Anspruch genommen werden oder unter Umständen 
auch die Irrenanstalten. 

Als sehr zweckmäßig hat es sich dabei herausgestellt, wenn die Alkohol- 
Wohlfahrtsstellen mit den Landes Versicherungsanstalten Fühlung genommen 
haben. 

So haben sich z. B. die Landes Versicherungsanstalten in Berlin und 
Breslau in richtiger Würdigung des Wertes einer frühen Behandlung auch 
mit einer zwangsweisen Unterbringung des Trinkers und zur Tragung der 
Kosten einverstanden erklärt, wenn die Unterbringung selbst durch die 
Armenverwaltung geschieht. Vorbedingung ist natürlich, daß der Unter¬ 
zubringende zu den Versicherten gehört, und sodann, daß die Wahrschein¬ 
lichkeit zur Erfüllung der Wartezeit für die Invalidenrente vorhanden ist» 

Auch in Königsberg hat die Landesversicherungsanstalt in den letzten 
Monaten auf unseren Antrag das Heilverfahren gemäß § 18 des Invaliden- 
versicherungsgesetzes übernommen, sicherlich nicht zu ihrem Nachteil, das 
kann man aus dem Vorgehen der Rheinprovinz schließen. Die dortige 
Landes Versicherungsanstalt ließ 1906 bereits 45 trunksüchtige Versicherte 
in sechs Trinkerheilanstalten behandeln und im Jahre 1908 sogar 166 Trinker! 
Diese Zahlen sprechen einmal für die Notwendigkeit einer derartigen Be¬ 
handlung, sodann aber auch zweifellos für den offensichtlichen Erfolg, den 
man aus diesem Vorgehen zeitigt. Ebenso verdient auch das Verhalten der 
dortigen Krankenkassen Nachahmung, die regelmäßig das Geld zum Heil¬ 
verfahren, so lange ihre Verpflichtung lief, gezahlt haben. 

Man muß es an sich als einen glücklichen Gedanken bezeichnen, wenn, 
wie es in „Waldfrieden“ geschieht 126 j, nach Vereinbarung mit den Provinzial¬ 
behörden Trinker, bei denen die Eirankheit lediglich auf Alkoholismus zurück¬ 
zuführen ist, von den Irrenanstalteif in eine Trinkerheilanstalt übernommen 
werden. Häufig wird man aber von dieser Einrichtung bei Privatanstalten 
infolge der ihnen im allgemeinen anhaftenden Mängel, die ich bereits er¬ 
wähnte (Kosten usw.), wohl nicht Gebrauch machen können. 

Erfolge der Trinkerfürsorgeanstalten. 

Für den offensichtlichen Nutzen einer Behandlung der Alkoholiker in einer 
geeigneten Anstalt nur noch ein Beispiel: 

Die Breslauer Fürsorgeanstalt 18 ) berichtet von 38 Potatoren, die aus den 
Trinkerheilstätten, in die sie verbracht waren, zur Entlassung gekommen waren, 
folgendes: 

„Erfreulicherweise waren 19 (also die Hälfte) dauernd geheilt, 9 (25 Proz.) nur 
gebessert, 8 (21 Proz.) allerdings ungebessert und 2 (4 Proz.) inzwischen verstorben.* 
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Diese Zahlen, die keineswegs vereinzelt dastehen, sprechen eine beredte 
Sprache für den Wert einer Heilbehandlung der Trinker in Spezialanstalten. 
Auch in Breslau legt man, was ich früher schon betont hatte, ebenso wie in 
Königsberg, großen Wert auf sofortigen Anschluß an einen Abstinenzverein, 
um möglichst jede Versuchung, von der verbotenen süßen Frucht wieder zu 
kosten, auszuschalten. 

Unsere hiesigen Gesamtresultate sind, trotz des Mangels an Bpezialanstalten, 
gleichfalls nicht ungünstige, ein Überblick sei hier kurz gestattet *): Der Zusammen¬ 
stellung liegt die Zeit vom Beginn der Alkohol-Wohlfahrtsstelle (15. November 
1907) bis zum 17. Mai 1909 zugrunde; die späteren Monate blieben außer Betracht**). 

Im ganzen wurden 331 Fälle gemeldet, von denen 20 abgingen (12 irrtüm¬ 
lich gemeldet, 6 verzogen, 2 gestorben), 45 sind noch nicht erledigt. 

Im übrigen gestalten sich die anderen 266 Fälle nun folgendermaßen: 

90 Trinker (34 Proz.) wurden abstinent, von diesen allerdings 47 (52 Proz.) 
rückfällig, es blieben demnach abstinent von allen 266 Fällen 43 (16 Proz.); ge¬ 
bessert wurden 61 (23 Proz.), so daß also unsere Bemühungen bei 104 Personen 
(39 Proz.) bis jetzt von Erfolg begleitet waren. 

In die psychiatrische Klinik wurden überführt 36, 11 von ihnen kamen 
ins städtische Armenhaus. Die Entmündigung wurde durchgeführt oder be¬ 
antragt bei 27, das Heilverfahren durch die Landesversicherungsanstalt 
nur in einem einzigen Falle; wie gesagt, sind in letzter Zeit auch hierin erfreuliche 
Fortschritte zu verzeichnen. 

Heilverfahren nach § 47 des InvalidenversicherungsgeBetzes. 

Wichtig für die uns hier interessierende Frage ist ferner auch noch 
§ 47 des Invalidenversicherungsgesetzes: 

„Ist begründete Annahme vorhanden, daß der Empfänger einer Invaliden¬ 
rente bei Durchführung eines Heilverfahrens die Erwerbsfähigkeit wiedererlangen 
werde, so kann die Versicherungsanstalt zu diesem Zweck ein Heilverfahren 
eintreten lassen.“ 

Hier handelt es sich also um Personen, die bereits im Genuß der Inva¬ 
lidenrente sind; ist diese ihnen nun auf Grund einer Krankheit, die in er¬ 
heblicher Weise mit dem Alkoholmißbrauch in ursächlichem Zusammenhang 
steht, bewilligt worden, so sind die Aussichten auf Heilung natürlich an sich 
geringer als in frischen Fällen, die noch nicht so deletäre Folgen gezeitigt 
haben. Immerhin ist aber von einer entsprechend langen Dauer der Behand¬ 
lung noch mancherlei zu hoffen, besonders wenn die Kur nicht vorzeitig ab¬ 
gebrochen wird, was leider nur oft genug eintritt. Es ist eine Erfahrungs¬ 
tatsache, daß der Alkoholiker nach zwei bis drei Monaten, wenn es ihm 
körperlich besser geht und wenn sein krankes Nervensystem allmählich zu 
genesen beginnt, sich für vollständig gesund und für gefeit gegen den krank¬ 
haften Zwang nach Alkohol hält, was aber leider noch nicht der Fall ist. 

Damit nun in diesem Stadium die Behandlung nicht unterbrochen wird 
und alle Mühen und Kosten dadurch illusorisch gemacht werden, hat man 
auch schon den Vorschlag gemacht, die Krankenkassen, Armenverbände und 
Landes Versicherungsanstalten sollten sich von dem Betreffenden die schrift¬ 
liche Verpflichtung geben lassen, so lange zu bleiben, wie es von dem Arzt 

*) Vgl. auch Puppe: „Alkoholismus und Invalidität“, a. a. O. 

**) Dabei bin ich mir aber wohl bewußt, daß man bei der Kürze der Zeit noch 
nicht von „Dauererfolgen“ sprechen kann. 
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für nötig befanden wird. Dies wird jener manchmal um so bereitwilliger 
tun, als ihm unter Umständen die Rente entzogen werden kann: 

„Hat sich der Beutenempfänger solchen Maßnahmen der Versicherungsanstalt 
(nämlich Heilverfahren) ohne gesetzlichen oder sonst triftigen Grund entzogen, so 
kann ihm die Beute auf Zeit ganz oder teilweise entzogen werden, sofern auf 
diese Folgen hingewiesen worden ist und nachgewiesen wird, daß er durch sein 
Verhalten die Wiedererlangung der Erwerbsfähigkeit vereitelt hat." 

In analoger Weise liegen die Verhältnisse für denjenigen Versicherten, 
der infolge der Krankheit erwerbsunfähig wird, also zurzeit noch nicht 
Rentenempfänger ist (§ 22). 

Handelt es sich um einen definitiv oder vorläufig Entmündigten (§ 6 
bzw. § 1906, B. G.-B.), so ist ja die Frage nach der Behandlungsdauer mit 
dem Vormund leicht zu regeln, dessen heilsame Tätigkeit auch hier wieder 
deutlich in die Erscheinung tritt. 

Colla will die arbeitenden Pfleglinge klebeberechtigt sein lassen, ein 
Vorschlag, den man nicht als unbillig bezeichnen kann und der der Sache 
selbst nur dienlich sein wird. 

Jedenfalls kann man der Landesversicherung zur Einleitung eines Heil¬ 
verfahrens bei einem Trunksüchtigen im allgemeinen nur raten, denn die 
Aufwendungen für dieses werden durch die Ersparnis der Rente, wozu ja 
begründete Aussicht vorhanden sein muß, reichlich aufgewogen. 

Rentenzahlung an „Trunkenbolde 1 *. 

Trunkenbolden gegenüber hat die Invalidenversicherung noch ein 
besonderes Recht gemäß § 24, Abs. 2 : 

„Solchen Personen, welchen wegen gewohnheitsmäßiger Trunksucht nach An¬ 
ordnung der zuständigen Behörde geistige Getränke in öffentlichen Schankstätten 
nicht verabfolgt werden dürfen, ist die Bente in derjenigen Gemeinde, für deren 
Bezirk eine derartige Anordnung getroffen worden ist, ... ihrem vollen Betrage 
nach in Naturalleistungen zu gewähren.“ 

Hatten wir oben schon die Ansicht ausgesprochen, daß mit der Er¬ 
klärung einer Person als „Trunkenbold“, besonders in größeren Städten, 
nicht viel erreicht ist, da es sich nicht um eine zweckdienliche fürsorgliche 
Maßregel handelt, so können wir uns auch von § 24, Abs. 2 nicht viel Gutes 
versprechen. Sollte es dem Trinker nicht ein Leichtes sein, die erhaltenen 
Naturalien in den geliebten Alkohol umzusetzen! Für derartige Leute 
kommt eigentlich nur ein zwangsweiser Aufenthalt in einer Spezialanstalt in 
Betracht, wobei dann der Betrag der Rente an die Direktion abzuführen wäre. 

Ferner fehlt es an gesetzlichen Handhaben, daß die Frau zum Empfang 
der Rente berechtigt ist, womit allerdings manchmal auch nicht viel ge¬ 
wonnen ist, da der Trinker zu Haus unter Drohungen nur zu leicht wieder 
in den Besitz des Geldes gelangen kann. 

Nach all dem haben wir also gesehen, daß Gemeinden, Krankenkassen 
und Versicherungsanstalten ein hohes Interesse an der Fürsorge für alkohol¬ 
kranke Personen haben sollten und daß sie auch schon vor Einführung 
öffentlicher Spezialanstalten nach Möglichkeit für Bestrebungen gewonnen 
werden müssen, die sowohl der Abstinenz und Mäßigkeit im allgemeinen 
gelten, als auch noch ferner für diejenigen, die eine Behandlung der Trinker 
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bezwecken, eine Aufgabe, die in erster Linie wohl den Alkohol-Wohlfahrts- 
stellen und den verschiedenen Vereinen zufallen dürfte und auch von ihnen 
aufgenommen ist, wie es z. B. bei uns in Königsberg der Fall ist. 

Da der Konnex zwischen Trunksucht und Invalidität ein so inniger 
und sinnfälliger ist, würde ich es für durchaus berechtigt halten, wenn in 
der neuen Reichsversicherungsordnung den Landesversicherungsanstalten das 
Recht des Antrages auf zwangsweise Behandlung und auf eventuelle Ent¬ 
mündigung zugestanden würde, ein Vorschlag, dessen Durchführung ich für 
alle Beteiligten für segensreich und ersprießlich halte. 


Mehrmalige Aufnahmen in Irrenanstalten. 

Wir hatten vorhin davon gesprochen, daß die Trinker nach den Pro¬ 
vinzialirrenanstalten gebracht werden und dann nach kurzer Zeit zur Ent¬ 
lassung gelangen. Unter diesen Umständen ist es dann kein Wunder, wenn 
manche Kranke wiederholt diesen Anstalten zugeführt werden; ja, es 
kommt schließlich nicht so selten vor, daß Trinker mit leichterer psychischer 
Schädigung von selbst die Anstalt aufsuchen. 

Sehr interessante Mitteilungen über diesen Punkt verdanken wir Moeli aus 
seinem großem Herzberger Material 00 ). Moeli fand z. B., daß in der 6. bis 
13. Aufnahme der Anteil, der von selbst Kommenden 68 Proz. betrug. Die zwei- 
bis fünfmal Auf genommenen blieben länger als bei ihrem ersten Aufenthalt, bei 
noch öfteren Aufnahmen schwand dann die Dauer allerdings wieder. Beachtens¬ 
wert ist sodann noch, daß Moeli bei etwa l / 4 seiner häufig Aufgenommenen nach- 
weisen konnte, daß sie bereits sechsmal und darüber wegen Alkoholmißbrauches 
in anderen Anstalten gewesen waren. Bei den häufig (6- bis 13 mal) Aufgenommenen 
handelte es sich vorwiegend um Personen, die psychische und somatische Ab¬ 
weichungen im Vorleben darboten. 

Ursache der freiwilligen Bückkehr war oft ein Gefühl der Unsicherheit, das 
den Kranken beschlich, oder aufsteigende Angstzustände, hin und wieder auch 
Sinnestäuschungen. 

Aus unseren Darlegungen ergibt sich aber im Hinblick auf die be¬ 
stehenden Verhältnisse auch jetzt noch im allgemeinen die Richtigkeit der 
bereits 1901 von Moeli 90 ) geäußerten Ansicht: „Für die große Mehrzahl 
der Alkoholisten der hiesigen mittellosen Stände wird die Anstalt als erstes 
Mittel wohl vorläufig unentbehrlich sein.“ 

Das darf uns natürlich nicht davon abhalten, immer wieder auf die 
Gründung von Spezialanstalten für Trunksüchtige und auf gesetzliche Vor¬ 
schriften über eine erforderliche Detention zu dringen. Augenblicklich ist 
vielleicht in mancher Irrenanstalt eine Einrichtung durchzuführen, die 
Moeli 87 ) in Herzberge als Notbehelf eingeführt hat, nämlich eine Ab¬ 
teilung für Trunksüchtige, auf der natürlich völlige Abstinenz 
herrscht. 

Familienpflege. 

Moeli hat sodann auch den recht beachtenswerten Versuch gemacht, 
einzelne seiner Alkoholiker nach längerem oder kürzerem Aufenthalt in 
Herzberge in Familienpflege zu geben, um ihnen einen leichteren Über¬ 
gang zu verschaffen, gewissermaßen eine Zwischenstation zwischen der Ruhe 
und Sorglosigkeit der Anstalt und dem Strudel und Getriebe des rasch 
dahinstürmenden Lebens. Leider hat sich dies aber nicht bewährt und nur 
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noch ausnahmsweise wird auf die Familien pflege zurückgegriffen 35 ). Haben 
wir später erst Trinkerheilanstalten, in denen die Kranken genügend lange 
behalten und für abstinente Vereine ausreichend vorbereitet werden können, 
dann wird die Familienpflege für diejenigen Fälle, in denen man sie über¬ 
haupt noch braucht, auch mit mehr Erfolg in Anwendung gezogen werden 
können. 

Der Trinker als Rechtsbrecher. 

Wiederholt hatten wir schon von einer zwangsweisen Behandlung ge¬ 
sprochen, deren wir unbedingt bedürfen, da ja der Trunksüchtige, mag er schon 
kriminell geworden sein oder nicht, eine ständige Quelle der Gefahr für seine 
Umgebung ist. Man darf hierbei nicht nur an die häufigen, in gewisser 
Weise geradezu typischen Eifersuchts- und Vergiftungsideen und dergleichen 
denken, die ja naturgemäß die Sicherheit anderer schwer bedrohen, sondern 
auch die leichteren Grade dürfen nicht unberücksichtigt gelassen werden. 
Bieten diese doch eigentlich noch eine größere Schädigung insofern, als die 
Umgebung sie anfänglich nicht so beobachtet und fürchtet wie die gröberen 
Störungen. Ich meine hierbei vor allem die Rohheitsdelikte, für deren 
Zustandekommen einmal das Sinken des sittlichen Gefühls im allgemeinen 
verantwortlich zu machen ist, ferner das Versagen der HemmungsVorrich¬ 
tungen und das Überwiegen der Affekthandlungen. 

So finden sich denn, wie es auch von juristischer Seite, z. B. von Aull 
bestätigt wird, unter den von Trunksüchtigen begangenen strafbaren Hand¬ 
lungen zahlreich solche der Rohheit und Unbotmäßigkeit, weniger dagegen 
B Vermögensdelikte. Daß derartige Personen einer Fürsorge bedürftig sind 
und sich nicht zum Schaden ihrer Mitmenschen frei bewegen dürfen, 
ist klar. 

Wir müssen hierbei zwei Gruppen unterscheiden: Einmal diejenigen, die 
nach §51 Str.-G.-B. wegen „Bewußtlosigkeit“, oder richtiger gesagt „Trü¬ 
bung des Bewußtseins“ und dadurch bedingtem Ausschluß der freien 
Willensbestimmung straffrei ausgehen. Man wird rechtlich von einer krank¬ 
haften Störung der Geistestätigkeit durch Alkoholgenuß dann sprechen 
können, wenn nicht etwa nur absolute „Bewußtlosigkeit“ zu konstatieren ist, 
sondern wenn es sich um pathologische Rauschzustände handelt oder wenn 
eine erhebliche Trübung des Bewußtseins vorliegt. Dies kommt nicht so 
selten bei Individuen vor, die von Haus aus geistig minderwertig sind und 
bei denen der chronische Alkoholmißbrauch das Hirn noch unbrauchbarer 
macht. Hier ist dann die Trunksucht, was ich anfangs schon hervorhob, 
vorwiegend als ein Symptom des ganzen Krankheitsbildes anzusehen. 

Behandlung der kriminellen Trinker. 

Was geschieht nun zurzeit mit derartigen Rechtsbrechern? Bei dem 
Vorhandensein ausgesprochener gröberer psychischer Störungen kommen sie 
allerdings in die Irrenanstalten und sind auf diese Weise unschädlich ge¬ 
macht. 

Wie aber steht es mit den anderen, die gleichfalls gemäß § 51, Str.-G.-B. 
freigesprochen sind? Sie bewegen sich frei unter ihren Mitmenschen, und 
doch sind es Personen, bei denen schon kleine Alkoholmengen schwere 
pathologische Rauschzustände und dergleichen mit all ihren mannigfachen 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY 0F MICHIGAN 



Gesetzliche Bestimmungen über erfolgreiche Fürsorge für Trunksüchtige. 609 

Gefahren auslösen können. Man muß sich wirklich wundern, daß sie nicht 
noch viel öfter, als es tatsächlich geschieht, ihre Gemeingefährlichkeit doku¬ 
mentieren. 

Unbedingt ist zu fordern, daß alle derartigen, unter dem Schutz des 
§51, Str.-G.-B. stehenden Personen yon Amts wegen in einer Trinker¬ 
anstalt untergebracht werden; ist eine Heilung ausgeschlossen, dann 
muß dauernder Aufenthalt in einer Trinkerbewahranstalt die Folge sein 41 ). 

Wie ergeht es aber nun der zweiten Gruppe, den Trinkern, auf welche 
die Bestimmungen des §51, Str.-G.-B. keine Anwendung gefunden haben? 

Die bekannte'Forderung Hoppes 53 ), jeden Rechtsbrecher, auch wenn 
er nur eine ganz gelinge Menge Alkohol zu sich genommen hat, nicht zu 
bestrafen, dürfte entschieden visi zu weit gegangen sein. Rein klinisch be¬ 
trachtet, hat Hoppe ja Recht, vom praktischen Standpunkt aus ist der Vor¬ 
schlag aber undurchführbar, zudem entspricht er auch weder dem Geiste des 
Gesetzes, noch der gesunden Anschauung des Volkes. Würde man ja dann 
dem Trinker gewissermaßen noch eine Prämie, einen Freischein zuerkennen. 
Und dann darf man doch auch nicht vergessen, eine drohende Bestrafung 
hat das Gute, daß der Betreffende die auftauchenden Hemmungen nicht gar 
zu leicht unbeachtet läßt, denn sonst würde schließlich die Antwort auf 
irgend ein Scheit- oder Scherzwort sofort ein Faustschlag oder Messer¬ 
stich sein. 

Soll aber Bestrafung eintreten, so plaidiert Hoppe später 60 ), für „be¬ 
dingte“, d. h. sie soll nur dann vollstreckt werden, wenn der Betreffende 
nicht abstinent wird. 

Wenngleich diese Forderung, besonders bei kleineren Vergehen, auch 
nicht ohne weiteres von der Hand zu weisen ist, so muß bei uns in Deutsch¬ 
land doch erst die Anschauung der großen Masse über Trinken und Trunk¬ 
sucht von Grund aus eine andere werden, und sodann ist gar oft noch ein 
längerer Heilungsprozeß in einer Spezialanstalt, die wir aber noch gar nicht 
in entsprechender Weise besitzen, nötig. 

*) In dem inzwischen erschienenen „Vorentwurf zu einem Deutschen Straf¬ 
gesetzbuch“ kann nach §43 

das Gericht bei festgestellter Trunksucht „die Unterbringung des 
Verurteilten in einer Trinkerheilanstalt bis zu seiner Heilung, 
jedoch höchstens auf die Dauer von 2 Jahren anordnen“. Für die Unter¬ 
bringung hat die Landespolizeibehörde zu sorgen. 

Wichtig sind sodann noch folgende Punkte: 

Selbstverschuldete Trunkenheit ist kein Straf ausschließungs- 
oder Milderungsgrund (§63). 

§ 64. „War der Grund der Bewußtlosigkeit selbstverschuldete Trunkenheit 
und hat der Täter in diesem Zustand eine Handlung begangen, die auch bei fahr¬ 
lässiger Begehung strafbar ist, so tritt die für die fahrlässige Begehung angedrohte 
Strafe ein.“ 

Vorschriften über die Verwahrung in Anstalten linden wir in § 65: 

„... War der Grund der Bewußtlosigkeit selbstverschuldete Trunkenheit, 
so finden auf die Freigesprochenen oder außer Verfolgung Gesetzten 
außerdem die Vorschriften des § 43 über die Unterbringung in eine 
Trinkerheilanstalt entsprechende Anwendung.“ 

Diese Vorschläge sind sicherlich als Fortschritt anzuerkennen und deshalb mit 
Freude zu begrüßen, um so mehr, als der Staat zur Durchführung dieser Bestimmungen 
unbedingt auch Trinkerheilanstalten in der von uns gewünschten Weise braucht! 

Viertelj&hrsschrift für Gesundheitspflege, 1910 . 39 
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Daß diese Forderung an sich sehr wohl durchzuführen ist, zeigen uns 
ähnliche Vorschriften in der Schweiz nnd in Norwegen (Asch&ffenburg 8 ) 
und daß sie überhaupt tatsächlich zu Recht besteht, lehrt uns das tägliche 
Leben. Nach verbüßter Freiheitsstrafe werden diese Leute ihrem alten 
Leben zurückgegeben, sie werfen sich dem Alkohol in mehr oder minder 
intensiver Weise von neuem in die Arme und weichen in der Regel bald 
wieder vom Wege des Rechts ab. Auch für sie muß man, neben der Strafe, 
künftig auch für eine entsprechende Behandlung Sorge tragen, d. h. auch 
sie müssen einem Heilverfahren unterworfen werden zu ihrem und der 
Menschheit Besten. 

Unsere Darlegungen haben gezeigt, daß der Staat mannigfache Maß¬ 
nahmen gegen Trunksüchtige getroffen hat und daß er von den verschiedensten 
Seiten in dem Kampfe gegen den Alkoholismus tatkräftig unterstützt wird; 
andererseits haben wir aber auch erkannt, daß noch gar mancherlei zu 
ergänzen und zu verbessern ist. Hoffen wir von der Zukunft, besonders 
zunächst von der in Aussicht stehenden Reform der Strafprozeßordnung und 
der neuen Reichsversicherungsordnung, die Erfüllung unserer Wünsche zum 
Segen für den einzelnen und zum Wohle für alle. 
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Feuerbestattung, Feuerbestattungsyereine und 
Feuerbestattungspresse. 

Von Dr. med. Moritz Fürst in Hamborg. * 


Seit ich 1907 im 39. Bande dieser Zeitschrift „Über die Leicheneinäsohe¬ 
rung vom sozialhygienischen Standpunkte u berichtet habe, hat sich zugunsten 
dieser Bestattungsart mancherlei ereignet. Ich habe damals zwölf in Betrieb 
befindliche Krematorien genannt. Heute ist die Zahl der in Benutzung ge¬ 
zogenen Krematorien 23. Hinzugekommen sind seit jener Zeit Bremen, 
Koburg, Dessau, Leipzig, Lübeok, Pößnek, Stuttgart, Zittau, Zwickau, Gera 
und Baden-Baden. Fertiggestellt ist bekanntlich auch ein Krematorium in 
Hagen i. W. v außerdem in Dresden. In München, wo die Feuerbestattung 
noch nicht erlaubt ist, hat man in Voraussicht der kommenden Ereignisse 
einen bereits vorhanden gewesenen Verbrennungsofen für Leichenteile usw. 
derart eingerichtet, daß er jetzt auch als Krematorium zu dienen imstande 
ist. In Wiesbaden, das ja auch noch als preußische Stadt die Feuerbestattung 
nicht einführen konnte, ist trotzdem ein zu erbauendes Krematorium bereits 
baupolizeilich genehmigt worden. Projektiert sind Leichenverbrennungs¬ 
anstalten in Meiningen, Charlottenburg, Schöneberg-Berlin, Göppingen und 
in Reichenberg (Österreich). Die Gemeindeverwaltungen in Weimar und 
Braunschweig haben ebenfalls beschlossen, Krematorien zu errichten. 

In Bellinzona, wo der große Rat ein Verbot betr. die Feuerbestattung 
erlassen hatte, ist dieses Verbot zurückgenommen und beschlossen worden, 
in Lugano eine Leichen verbrennungshalle zu erbauen. Von den deutschen 
Staaten haben nunmehr zwölf die Feuerbestattung zugelassen. Es sind dies: 
Sachsen-Koburg-Gotha, Baden, Württemberg, Hessen, Hamburg, Sachsen- 
Weimar-Eisenach, Sachsen-Meiningen, Königreich Sachsen, Bremen, Lübeck, 
Anhalt-Dessau und Reuß j. L. Die Zahl der Leicheneinäscherungen hat ent¬ 
sprechend von Jahr zu Jahr zugenommen. Sie betrug 1901: 692, 1903: 
1074, 1905: 1768, 1907: 2977, 1909: 4779. In der krematistischen Presse 
wird darauf hingewiesen, daß in dem laufenden Jahre 1910 die Feuer¬ 
bestattung eine ungemein weitere Zunahme erfährt. 

Über die Feuerbestattung im Auslande gibt der Jahresbericht des Vor¬ 
standes vom Verein für Feuerbestattung zu Berlin für das Jahr 1909 x ) die 
folgende Auskunft: 

„Vom Auslande ist nicht viel zu berichten. Belgien, Holland, Österreich, 
Ungarn und Rußland entbehren gleich uns noch der gesetzlichen Regelung 
der Feuerbestattungsfrage. Die Vereine in den erstgenannten Ländern lassen 
aber, ebenfalls gleich uns, den Mut nicht sinken und kämpfen unentwegt 
weiter, Schritt vor Schritt vorwärts kommend. Die besten Aussichten dürfte 
zurzeit Belgien haben. Die in diesem Jahre stattfindende Weltausstellung 
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in Brüssel ist von dem Feaerbestattungsyerein daselbst als Ausgangspunkt 
für eine großzügige Propaganda ersehen worden, indem ihr eine Sonder¬ 
abteilung der Feuerbestattung angegliedert und ein Internationaler Kongreß 
für Feuerbestattung veranstaltet werden soll. Mit anerkennenswertem Eifer 
sucht der Brüsseler Verein mit Hilfe des noch jungen zweiten belgischen 
Vereins in Antwerpen der Schwierigkeiten Herr zu werden, und es wäre zn 
bedauern, wenn aus Gleichgültigkeit oder mangelndem Verständnis für die 
Bedeutung der Aufgabe das Brüsseler Unternehmen von den außerbelgischen 
Vereinen nicht die Unterstützung fände, die zu einem vollen Erfolge un¬ 
bedingt nötig ist. Die Bestrebungen des Brüsseler Vereins werden durch 
die von ihm herausgegebene Zeitschrift „La Crömation“, die einzige in fran¬ 
zösischer Sprache regelmäßig erscheinende Fachschrift für Feuerbestattung, 
in ausgezeichneter Weise unterstützt. — In England schreitet die Feuer¬ 
bestattung nur langsam vorwärts; den bestehenden 13 Krematorien ist im 
Berichtsjahr kein neues hinzugefügt worden; der Betrieb weist zwar eine 
Zunahme auf, steht aber in keinem Verhältnis zu den Erwartungen, die man 
im Hinblick auf den Charakter des britischen Volkes zu hegen berechtigt ist. 

„Leichter erklärlich ist es, daß bei der feindseligen Haltung der katho¬ 
lischen Kirche auch in Italien die Fortschritte nur gering sind. Zwar ist in 
Europa auch heute noch Italien derjenige Staat, der die meisten Krematorien 
besitzt; aber nur in den Großstädten Mailand, Rom, Genua usw. ist der Be¬ 
trieb einigermaßen zufriedenstellend, erreicht aber bei weitem nicht die 
Ziffern der deutschen Krematorien. 

„Regerer Anteilnahme der Bevölkerung hat sich Dänemark zu erfreuen. 
Das neue Krematorium in Kopenhagen wird mehr und mehr in Anspruch 
genommen, was in erster Linie der rastlosen, aufklärenden Tätigkeit des 
Kopenhagener Volksvereins für Feuerbestattung zu verdanken sein dürfte. 

„In Frankreich ist die Feuerbestattung eigentlich lediglich auf Paris 
beschränkt. Die großen Zahlen, die von den beiden dort in Tätigkeit befind¬ 
lichen Öfen gemeldet werden, betreffen aber leider fast nur Einäscherungen 
von Armen- und Anatomieleichen; der Anteil der Bestattungen „auf Wunsch 
der Familie u , d. h. gegen Bezahlung, ist verhältnismäßig nur gering. Noch 
weniger werden die Krematorien in Reims und Rouen in Anspruch genommen; 
erst von Marseille erwartet man größere Beteiligung der Bevölkerung. 

„Aus Schweden sind uns während des vergangenen Jahres Nachrichten 
nicht zugegangen; dagegen ist in Norwegen das zweite Krematorium des 
Landes in Kristiania (neben dem seit 1907 in Bergen bestehenden) eröffnet 
worden. Stark ist der Betrieb selbstverständlich in beiden noch nicht, doch 
zeigt die Bevölkerung Norwegens immerhin solches Interesse, daß zurzeit 
Verhandlungen wegen Erbauung eines Krematoriums auch in Stavanger 
schweben. 

„Die Freunde in Österreich haben die Enttäuschung erleben müssen, 
daß der oberste Verwaltungsgerichtshof des Landes die Feuerbestattung als 
den Gesetzen nicht entsprechend erklärt hat. Trotzdem arbeiten sie rastlos 
weiter, und werden neuerdings durch sehr rege Arbeit der beiden in Prag 
bestehenden technischen Feuerbestattungsvereine unterstützt. 

„Auch in Ungarn haben die Bestrebungen, die Genehmigung der Regie¬ 
rung zum Betriebe eines Krematoriums zu erlangen, noch keinen tatsäch- 
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liehen Erfolg erzielt. Immerhin mehren sich die Anhänger und die Stadt¬ 
verwaltungen der größeren Städte fangen an, der Angelegenheit ihre Auf¬ 
merksamkeit zu schenken, so daß die Gleichgültigkeit oder Abneigung der 
staatlichen Behörden in nicht zu langer Zeit überwunden werden dürfte. 
Vortreffliche Dienste leistet dabei die in ungarischer Sprache erscheinende 
Monatsschrift für Feuerbestattung „Hamvasztas“. 

„In Holland scheint man trotz der nicht gerade sehr verlockenden Er¬ 
fahrungen, die seinerzeit in Kopenhagen und Offenbach und neuerdings in 
Hagen gemacht wurden, durch Erbauung eines Krematoriums ohne vorherige 
behördliche Genehmigung des Betriebes die Regierung vor die vollendete Tat¬ 
sache stellen zu wollen. So wenig Vertrauen wir zu solchem Vorgehen haben, 
so herzlich wünschen wir dem niederländischen Verein vollen Erfolg seiner 
mit bewundernswerter Ausdauer seit Jahrzehnten betriebenen Bestrebungen. 

„Sehr erfreulich lauten die Nachrichten aus der Schweiz. Den zu An¬ 
fang des Jahres bestehenden Krematorien in Zürich, Basel, St.Gallen, Genf 
und Bern, die sämtlich höhere Betriebsziffern aufweisen, haben sich als 
sechstes und siebentes die in Lausanne und La Chaux-de-Fonds angeschlossen. 
Gesichert ist der Bau von Krematorien in Aarau und Biel, Verhandlungen 
finden in Winterthur und Solothurn statt.“ 

Für die Bewegung zur Einführung der wahlfreien Feuerbestattung in 
Deutschland ist das Vorgehen des Feuerbestattungs Vereins in Hagen bzw. 
dessen Vorsitzenden Dr. Müller von ganz besonderer Bedeutung gewesen. 
Trotz des in Preußen bestehenden Verbotes der Leicheneinäscherung hat 
dieser Verein mit Unterstützung der übrigen deutschen Feuerbestattungs¬ 
vereine ein Krematorium errichtet, das baupolizeilich genehmigt worden ist. 
Als der Verein nun aber Miene machte, sein allen Anforderungen genügen¬ 
des Krematorium in Benutzung zu ziehen, erhob die Königl. Polizei dagegen 
Einspruch. Gegen diesen Einspruch hat der Hagener Feuerbestattungsverein 
alle überhaupt möglichen Rechtsmittel eingelegt. Schließlich aber kam das 
Oberverwaltungsgericht zu einem Verbot der Benutzung des Hagener 
Krematoriums. Ganz bedeutende Juristen haben allerdings erklärt, diesen 
Standpunkt des Oberverwaltungsgerichts nicht teilen zu können. Jedenfalls 
aber steht das Krematorium in Hagen noch unbenutzt da, unbenutzt aber 
nicht wirkungslos, denn die Prozesse, die um seinetwegen geführt worden 
sind, haben die weitesten Kreise der Bevölkerung interessiert und haben 
ganz entschieden dazu beigetragen, die Feuerbestattung in Deutschland noch 
mehr populär zu machen. 

Als weiteres günstiges Moment möchte ich anführen, daß ein Beschluß 
der preußischen Generalsynode zugunsten der Feuerbestattung erfolgt ist. 

Wie sehr die Bevölkerung bei längerem Bestehen der Feuerbestattungs¬ 
anstalten sich daran gewöhnt, die Leichen ihrer Hinterbliebenen durch Feuer 
bestatten zu lassen, ersieht man aus einem Bericht 1 ), der meldet, daß in Gotha 
nunmehr 50 Proz. der verstorbenen Einwohner im dortigen Krematorium 
zur Bestattung kommen. 

Ein weiteres, allerdings nur ideales, aber deshalb nicht unwichtiges 
Moment für die Feuerbestattung sehe ich im folgenden: Robert Koch, der 

l ) r Die Flamme“, Nr. 423, S. 1045. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



618 


Dr. med. Moritz Fürst, 


am 27. Mai d. Js. in Baden-Baden gestorben ist, hat durch letztwillige Ver¬ 
fügung die Bestattung seines Leichnams mit Feuer an geordnet, und seine 
Leiche ist im Krematorium zu Baden-Baden bestattet worden. Vielleicht 
hat dieser größte aller modernen Hygieniker seine begeistertsten Schüler, 
Anhänger und Freunde, die in ihm die höchste hygienische Autorität gesehen 
haben, und die ihm in seinen autoritativen Stellungen der staatlichen Ge¬ 
sundheitspflege nachgefolgt sind, darauf hinweisen wollen, welche Bestattungs¬ 
art im hygienischen Sinne die ideale ist. 

ln den preußischen Parlamenten ist fast Unglaubliches eingetreten. In 
diesen beiden hohen Körperschaften ist nicht, wie in früheren Jahren, die 
Feuerbestattung ohne weiteres abgelehnt worden, sondern man hat die 
Petitionen und Anträge auf Zulassung der wahlfreien Feuerbestattung in 
Preußen im Herrenhause der Regierung als Material überwiesen und im 
Abgeordnetenhaus ist trotz der ungünstigen politischen Verhältnisse der 
Antrag der fortschrittlichen Volkspartei, betreffend Einführung der fakul¬ 
tativen Feuerbestattung in Preußen, mit einer allerdings sehr geringen 
Majorität angenommen worden. Nun weiß man, daß in Regierungskreisen 
der Wunsch besteht, zu einer festen Ordnung dieser Angelegenheit zu 
kommen, und so kann man wohl sagen, daß die Aussichten auf Zulassung 
der fakultativen Feuerbestattung in Preußen gegenwärtig durchaus nicht 
ungünstig sind. 

Gerade deshalb scheint es angemessen, darüber nachzudenken, was denn 
nun geschehen soll, wenn durch übereinstimmende Beschlüsse von Regierung 
und Parlament in Preußen. die Feuerbestattung zur Einführung gelangen 
wird. Wer den Mitteilungen in der krematistischen Literatur mit Aufmerk¬ 
samkeit gefolgt ist, der weiß, daß an außerordentlich vielen größeren und 
kleineren Orten Feuerbestattungsvereine bestehen, die die Erbauung von 
Krematorien bereits jetzt ins Auge gefaßt haben. Und das nicht nur in 
Preußen, auch in den anderen Bundesstaaten, z. B. in Bayern, regt man sich. 
Die Stadt Würzburg geht sogar schon jetzt in der Art vor, daß sie auf be¬ 
nachbartem badischen Terrain ein Krematorium in Betrieb setzen will, um 
so das Verbot, das in Bayern noch besteht, zu umgehen. Das Vorbild 
Preußens wird auf sämtliche andere noch sich zurückhaltende Bundesstaaten 
von Einfluß sein. Und die Organisationen, die jetzt für die Einführung der 
Feuerbestattung tätig sind, die sogenannten Feuerbestattungsvereine, werden 
sofort nach aufgehobenem Verbot an die Beschaffung von Feuerbestattungs¬ 
stätten herangehen. 

Nach einem Bericht der „Flamme“, Nr. 431, S. 6138, bestehen jetzt in 
Deutschland 196 Vereine für Feuerbestattung mit ungefähr 60 000 Mitgliedern, 
und mit Recht wird dieser Angabe hinzugefügt, daß die Zahl der Anhänger 
der Feuerbestattung viel größer ist, da erfahrungsgemäß die Zahl derjenigen, 
welche die Feuerbestattung anordnen, ohne Mitglieder eines Vereins zu sein, 
die Zahl derer, welche einem Verein angehören, übersteigt. Diese Angaben 
sind einer Immediat - Eingabe des Vorstandes der Feuerbestattungsvereine 
deutscher Sprache an den König von Preußen entnommen. Die Verfasser 
dieser Angaben fügen hinzu: „Es dürfte nicht zuviel gesagt sein, daß die 
Zahl der deutschen Krematorien innerhalb dreier Jahre auf die doppelte Zahl 
steigen wird, sobald in Preußen, woselbst die meisten großen Städte dringend 
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auf Einführung der fakultativen Feuerbestattung harren, die Einäscherung 
ausgeführt werden darf u . 

Die Gefahr liegt nahe, daß die Feuerbestattungsvereine, die zu der 
jetzigen günstigen Lage der Feuerbestattung in Deutschland den Grund ge¬ 
legt haben, im Falle der Aufhebung des VerbotB vielfach selbst Krematorien 
errichten und den Betrieb der errichteten Krematorien in ihre Hände be¬ 
kommen werden. Wenn wir die Tafel der Krematorien in Deutschland, wie 
sie die „Flamme“ von Zeit zu Zeit bringt, durchsehen, so haben wir mit 
wenigen Ausnahmen, den erfreulichen Eindruck, daß die Städte als solche 
die Verwaltung der Krematorien leiten. In einzelnen Städten ist das aber 
nicht der Fall. Alles, was zu dem Gebiete der Sozialhygiene gehört, muß 
nach oft ausgesprochenen Ansichten hervorragender Autoritäten auf dem 
Gebiete der Gesundheitspflege und der Kommunalverwaltung behördlich ge¬ 
leitet und privaten Unternehmungen entzogen werden. Das gilt auch für 
die Bestattung, sowohl für die Erdbestattung, wie für die Feuerbestattung. 
Es ist deshalb wichtig, daß unter allen Umständen die Krematorien 
städtischer Verwaltung unterstehen. Die Tätigkeit der Vereine, die die 
Anregung zur Errichtung der Feuerbestattungshallen gegeben haben, oder 
die sie selbst aus eigenen Mitteln errichtet haben, soll deshalb nicht lahm 
gelegt werden; im Gegenteil, sie werden durch die Abnahme der Verwaltung 
des Krematoriums entlastet und können sich mit größerem Eifer auf eine 
eifrige, vornehme Agitation für die Ausbreitung dieser nach unserer An¬ 
schauung idealen Leichenbestattungsart werfen. 

Wie sehr es eine Notwendigkeit ist, daß den Privatvereinen die Ver¬ 
waltung von Krematorien genommen wird, ersieht man mit besonderer Deut¬ 
lichkeit aus Vorgängen, die sich zurzeit im Feuerbestattungsverein zu X ab¬ 
spielen. 

Vereinsstreitigkeiten interessieren die Allgemeinheit nicht. Es sei auf 
diese nur hingewiesen, um darzulegen, wie sehr durch Überwuchern der per¬ 
sönlichen Interessen die der Allgemeinwohlfahrt dienenden Vereinsbestre¬ 
bungen in den Hintergrund gedrängt werden. 

In X. hat ein Rechtsanwalt, der zu den Gründern des Vereins gehört, 
und der mit großem Eifer und ebenso großem Erfolge die Einführung der 
Feuerbestattung in X. zu einem großen Teile allein erwirkt hat, den Vorsitz 
des Vereins, der im Jahre 1883 gegründet wurde, noch heute inne. Eben 
derselbe Herr leitet als Vorsitzender des Vereins auch die Verwaltung des 
Krematoriums. Wenn letzteres auch nicht gar zu oft zu Beanstandungen 
seitens der interessierten Bevölkerung führt, so hat doch die Leitung des 
hetr. Feuerbestattungsvereins die Benutzung dieser Einrichtung so gestaltet, 
daß sie nur für eine gewisse Oberschicht in Anwendung kommen kann. Es 
ist nur ein plutokratisch-ästhetischer Zirkel, der vorläufig bei den gewaltigen 
Preisen für die Feuerbestattung in Betracht kommt. Der Vorsitzende des 
Vereins hat es fertig gebracht, die ganze Arbeit, die der Vorstand insgesamt 
zu leisten hätte, allein zu vollführen. Er hat mit Ängstlichkeit alle anderen 
Vorstands- und Vereinsmitglieder von der Vereinsarbeit fern gehalten, und er 
hat Generalversammlungen des Vereins im Gegensatz zu den Statuten stets zu 
einer Zeit abgehalten, wo der Besuch voraussichtlich und tatsächlich ein überaus 
schwacher sein mußte. Er hat Reformvorschläge, die darauf hinausliefen, auch 
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weitere Volkskreise für die Feuerbestattung zu interessieren,* abgelehnt. Er hat 
es aber verstanden, in den Generalversammlungen, in denen höchstens 2 Proz. 
aller Mitglieder anwesend waren, Beschlüsse herbeizuführen, die für ihn 
selbst auch von größtem, pekuniärem Vorteil gewesen sind, so daß ein anderes, 
vom Präsidenten nicht abhängiges Vorstandsmitglied den Betrieb des Feuer¬ 
bestattungsvereins in X. als das Feuerbestattungsgesohäft von Br. Y 
& Sohn mit Recht bezeichnen konnte. Als man endlich, dieses Treibens 
müde, eingriff und eine Revison der Geschäftsführung anstellte, zeigte es 
sich, daß die Höhe der Bureaukosten und Nebenspesen, die der Vorstand 
sich berechnete, sich auf 25 Jft pro Einäscherung beliefen, und daß dadurch 
die Gesamtkosten der Bestattung dem Verein selbst auf 77 zu stehen 
kommen. Es belaufen sich die Nebenspesen und der Zuschuß zu den Bureau¬ 
kosten des Vorsitzenden, der sein Amt lediglich als Ehrenamt führt, auf die 
Summe von 14 675 im Jahre 1909. 

Von vornherein ist es klar, zumal die Revision ergeben hat, daß in dieser 
ehrenamtlichen Verwaltung eine geordnete Buchführung nach kaufmännischen 
Prinzipien überhaupt nicht besteht, daß der Verein durch diese Höhe der 
Nebenausgaben für den ehrenamtlichen Vorsitzenden in der Tat behindert 
ist, im sozialhygienischen Sinne für eine Verbilligung und Ausbreitung der 
Feuerbestattung auf weite Kreise der Bevölkerung einzuwirken. Ich habe 
diese Einzelheiten hier vorgeführt, um auseinanderzusetzen, zu welchen Miß¬ 
ständen es führen kann, wenn eine Privatperson sich der Feuerbestattung 
in einer Stadt bemächtigt. Wenn derartige Vorkommnisse auch nicht gene¬ 
ralisiert werden können, so sind sie doch sehr geeignet, als Warnung zu 
dienen. 

Die deutschen Vereine für Feuerbestattung, die zu einem Verbände ver¬ 
einigt sind, sehen ihre Aufgabe darin, das Verständnis für die Vorzüge der 
Feuerbestattung in der Bevölkerung zu erwecken. Das haben sie zu einem 
großen Teile mit neuen anderen Aufgaben, die sie erfolgreich gelöst haben, 
auch tatsächlich getan. Nur haben sie, meines Erachtens, ihre Erfolge, die 
sie in der krematistischen Presse mit den Zahlen der beschafften Einäsche¬ 
rungen gemeldet haben, gar zu optimistisch angesehen; denn, wenn man 
diese Zahlen ins Verhältnis setzt, einmal zu der Zahl der bestehenden Krema¬ 
torien und zweitens zu der Einwohnerzahl der von den betr. Krematorien 
versorgten Bezirke, so muß man doch sagen, daß diese Zahlen ganz be¬ 
schämend klein sind, und daß die weiteren Volkskreise auch in den Ländern 
und Orten, wo Krematorien zur Verfügung stehen, aus ökonomischen Gründen 
die Einäscherung der Leichen noch mit Recht als ein Vorrecht der begüterten 
Klasse der Bevölkerung ansehen. Die Zusammensetzung der Feuerbestattungs- 
Vereine ist noch eine derartige, daß die handarbeitende Bevölkerung kaum 
Vertretung in ihnen gefunden hat. Die große Menge der organisierten 
Arbeiterschaft steht trotz ihrer theoretischen Zustimmung zur krematistischen 
Bewegung tatsächlich abseits, und das ist der Umstand, der die bisherigen 
Erfolge der Feuerbestattungsvereine zu tatsächlich mäßigen gestaltet. Warum 
hat man nicht die großen Krankenkassen, die Gewerkschaften, die großen 
Konsumvereine, die Berufs vereine usw. — welcher politischen Richtung sie 
auch angehören mögen — an der Bewegung für Einführung der wahlfreien 
Feuerbestattung beteiligt? Erst wenn diese wenigstens korporativ in den 
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Feuerbestattungsvereinen allgemein vertreten sein werden, erst dann wird 
die Feuerbestattung von wirklich sozial-hygienischem Nutzen sein können. 
Die paar Feuerbestattungen, die im allgemeinen jetzt vorgenommen werden, 
können für die öffentliche Gesundheitspflege keineswegs von Bedeutung sein. 
Wenn man die Literatur verfolgt, die von den Führern der organisierten 
Arbeiterschaft für diese herausgegeben wird, so muß man, wenn man politisch 
auch auf ganz anderem Standpunkte sich befindet, seine Freude daran haben, 
daß alle Fortschritte auf dem Gebiete der Hygiene und damit ganz selbst¬ 
verständlich auch die wahlfreie Feuerbestattung, auf das allerenergischste 
betont werden. Wir dürfen deshalb diese Organisationen unter keinen Um¬ 
standen außerhalb unserer Feuerbestattungsvereine halten. Durch Verein¬ 
barung mit diesen Körperschaften, die die gewaltigsten Massen der Bevölkerung 
hinter sich haben, wird es möglich sein, die Krematorien dauernd in Betrieb 
zu halten, wenigstens in den großen Städten, und dann wird es zu einer 
Verbilligung der Bestattungspreise kommen, die den Angehörigen jeder Ge¬ 
sellschaftsklasse es ermöglicht, die Leichname ihrer Familienmitglieder ge¬ 
gebenenfalls durch Feuer bestatten zu lassen. Es ist deshalb die nächste 
Aufgabe der Feuerbestattungs vereine und ihres Verbandes, diese Massen¬ 
organisationen in irgend einer Weise an sich heranzuziehen. 

Eine kurze Bemerkung sei noch der Presse gewidmet, die sich im An¬ 
schluß an die vorgenannten Vereine und den Verband bemühen, der Feuer¬ 
bestattung in Deutschland die Wege zu bahnen. Haben die Vereine in 
hervorragender Weise als solche gewirkt, so konnten sie es nur, indem sie 
eine Presse schufen, die ihre Ideen erfolgreich an die Öffentlichkeit brachte. 
Wenn wir in der Tagespresse von Zeit zu Zeit Mitteilungen und Bemerkungen 
über die Feuerbestattung finden, so sind diese fast ausnahmslos den Zeit¬ 
schriften „Die Flamme u oder „Phönix“ entnommen. Es haben diese beiden 
Zeitschriften für das für uns in Betracht kommende Gebiet tatsächlich die 
Wege der Feuerbestattung ausgezeichnet geebnet, was bei den bestehenden 
Verhältnissen nicht gerade leicht war. Der Vorteil, den der Zusammenhang 
der krematistischen Presse mit den zugehörigen Vereinen bietet, ist unver¬ 
kennbar. Trotzdem habe ich gefunden — und nicht ich allein — daß die 
tatsächlich bestehende Abhängigkeit der Zeitschriften für Feuerbestattung 
von ihren Vereinen, in denen leider sehr viel Klubwesen und Personenkultus 
getrieben wird (Ehrenmitgliedschaften, Ehrenzeichen, Ehrengeschenke, Be¬ 
grüßungstelegramme usw.), doch von nicht übersehbarem Einfluß auf die 
Objektivität der Berichterstattung zuweilen ist. Diese Zeitschriften bringen 
ausschließlich Berichte, in denen die Leiter der Vereine in bestem Lichte er¬ 
strahlen. Die unwichtigen Dinge werden in diesen Zeitschriften oftmals gar 
zu breit besprochen; wenn es aber gilt, prinzipielle Streitfragen, die in der¬ 
artigen Vereinen naturgemäß öfter Vorkommen, zu berichten, so steht der 
Veröffentlichung dieser wichtigen Fragen der ungeheure Personenkultus, der 
in krematistischen Kreisen herrscht, entschieden im Wege. Vor wenigen 
Jahren haben deshalb westdeutsche Feuerbestattungsvereine, die diesen Miß¬ 
stand bei der Streitfrage betr. das Krematorium in Hagen sehr lebhaft zu 
bedauern hatten, eine neue unabhängige Zeitschrift, die „Deutsche Feuer¬ 
bestattungszeitung“ gegründet, die im Verlage von Kramer u. Baum in Kre¬ 
feld erschienen ist, und dem freien Meinungsaustausch in Feuerbestattungs- 
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fragen dienen sollte. Die alten Zeitschriften „ Phönix“ und „Flamme“ haben 
ihre Kollegin bei ihrem Erscheinen recht nnfreondlich begrüßt. Und wirk¬ 
lich mußte dieses neue Publikationsorgan sein Erscheinen gar za bald ein¬ 
stellen. Es ist das sehr lebhaft zu bedauern, denn es kann nicht geleugnet 
werden, daß ein Teil der Berichte in der offiziellen krematistischen Literatur 
mit persönlicher Färbung belastet ist. Gerade deshalb ist es wichtig, daß 
die großen allgemeinen Zeitschriften für öffentliche Gesundheitspflege auch 
von Zeit zu Zeit objektive Berichte über den Stand der Feuerbestattungfrage 
bringen. 

In der Voraussicht, daß in relativ kurzer Zeit der Einführung wahlfreier 
Feuerbestattung in allen deutschen Einzelstaaten keine gesetzlichen Gründe 
mehr entgegenstehen werden, möchte ich auf Grund vorstehender Erörterung 
folgende Forderungen aufstellen: 

1. Sämtliche Leicheneinäscherungsanstalten (auch die aus privaten 
Mitteln errichteten) müssen von zuständigen Behörden verwaltet werden» 
Privatpersonen und Privatvereinen ist es unbenommen, auf ihre Kosten 
Krematorien zu errichten, um die Einführung der fakultativen Feuerbestattung 
zu erleichtern. In Betrieb genommen dürfen diese Anstalten aber nicht eher 
werden, als bis sie nicht in den Besitz und damit in die Verwaltung der zu¬ 
ständigen Behörde übergegangen sind 1 ). 

2. Die Feuerbestattungsvereine haben nach wie vor die Aufgabe, das 
Verständnis der hygienischen, ökonomischen und ästhetischen Vorzüge der 
Leicheneinäscherung in die weitesten Bevölkerungsschichten zu tragen. Sie 
müssen, um diesen Aufgaben völlig gerecht werden zu können, sich der Mit¬ 
arbeit der organisierten Arbeiterschaft versichern. 

3. Die krematistische Presse soll weiter im Anschluß an die Feuer¬ 
bestattungsvereine einer vornehmen, aber energischen Propaganda in der 
bisherigen Weise dienen. Die Objektivität der Berichterstattung und der 
freie Meinungsaustausch, unbekümmert um Personenfragen, muß in der 
Weise gesichert werden, daß die in Betracht kommenden Zeitschriften von 
den Vereinen mit allen Mitteln unterstützt werden, ohne daß ihre Leitung 
von den Vorständen dieser Vereine in irgend einer Form in Abhängigkeit 
gehalten wird. 


x ) Krematorien sollten lediglich von bürgerlichen oder kirchlichen Gemeinden 
errichtet und verwaltet werden. M. P. M. 
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Die Beratungsstelle für Krüppelfürsorge 
in Nürnberg. 

Von Dr. Leonhard Bosenfeld, 

Spezialarzt für orthopädische Chirurgie in Nürnberg. 


Im Jahre 1907 habe ich an dieser Stelle (Bd. 39, S. 538) über Krüppel* 
fürsorge berichtet. Die Arbeit war ein Weckruf, bestimmt, die Kreise der 
Hygiener und der Faktoren für Volkswoblfahrt für den damals noch wenig 
bekannten Zweig sozialer Fürsorge auf den Plan zu rufen. In der kurzen 
Spanne der seitdem verflossenen drei Jahre hat die Krüppelfürsorge einen 
ungeahnt mächtigen Aufschwung genommen und schon die breitesten Kreise 
der Bevölkerung durchdrungen. Allenthalben sind neue Krüppelanstalten 
entstanden, die sich bestreben, die sozialen Schäden des Krüppeltums zu be¬ 
seitigen und zu lindern; die Zahl dieser Anstalten ist seit 1907 von 32 auf 
61 gestiegen. 

Mit der Propagierung und Verbreitung der Krüppelfürsorgearbeit haben 
sich aus den gesammelten Erfahrungen heraus neue Gesichtspunkte ergeben, 
welche logischer Weise zu neuen Wegen der Fürsorge führen mußten. 

Die Zahl der krüppelhaften Kinder in Deutschland unter 15 Jahren 
betrug nach der im Jahre 1906 durchgeführten großen deutschen Krüppel¬ 
statistik 98 263, von welchen 56 320 fürsorgebedürftig waren. Die enorme 
Häufigkeit des Krüppeltums macht die Krüppelfürsorge in erster Linie zu 
einer Geldfrage. Wenn sich früher die Krüppelfürsorge nicht auf breiter 
Basis entwickeln konnte, so waren die Ursachen hierfür vorwiegend finan¬ 
zieller Natur. Die ausschließlich geübte Anstaltsfürsorge war zu kostspielig. 
Nach einer Umfrage, welche Biesalski im Jahre 1908 bei den deutschen 
Anstalten gemacht hat, betrug das Pflegegeld für das einzelne Krüppelkind 
im Durchschnitt jährlich 1200 bezieht man zu diesen reinen Betriebs¬ 
kosten noch den Zinswert der in Grundstücken, Gebäuden und Einrichtung 
infundierten Kapitalien ein, so erhöht sich der jährliche Aufwand für das 
einzelne Krüppelkind auf durchschnittlich 1500 Jft. Eine Anstaltsfürsorge 
würde demnach auf die 56 000 im Jahre 1906 gezählten Fürsorgekinder 
berechnet, jährlich 85 Millionen 1 41 kosten. Mit solchen Zahlen kann praktisch 
nicht gearbeitet werden. 

Es mußte deshalb nach Wegen gesucht werden, die Krüppelfürsorge zu 
verbilligen. Schon in den Jahren 1907 und 1908 habe ich 1 ) in Schrift und 
Wort darauf hingewiesen, daß es notwendig sei, durch Errichtung von Am¬ 
bulatorien und Sonderschulen für nicht in Anstalten internierte Krüppel die 
Fürsorgetätigkeit auf eine breitere Grundlage zu stellen. Die Anregung 
hierzu brachten im Ausland gesammelte Erfahrungen, welche ergaben, daß 

l ) Rosenfeld, Dr. Leonhard, „Prophylaxe der Verkrüppelung“. Zeitschrift 
für orthopädische Chirurgie, Bd. 20, 8.455. Verlag von Ferd. Enke, Stuttgart. 
— Derselbe, „Rationelle Hilfe in der Krüppelfürsorge“. Ebendaselbst, Bd. 22, 
1908, 8.344. 
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dort mit ganz bedeutend weniger Kosten dieselbe Arbeit und derselbe Nutzen 
wie in den deutschen Heimen geleistet wurde. So betragen in der Kopen- 
hagener Krüppelanstalt, einer in jeder Hinsicht erstklassigen Einrichtung, 
die Kosten der Hilfe für den einzelnen Krüppel nach einer Mitteilung, welche 
Schanz von dem Leiter der Anstalt erhalten hat, jährlich durchschnittlich 
160 Jtl. Die Erklärung dieser Differenz ergibt sich aus dem Unterschiede, 
in welcher Art in Kopenhagen und in den deutschen Anstalten die Krüppel¬ 
hilfe vor sich geht. Ausschlaggebend ist, daß in Kopenhagen überwiegend 
poliklinisch gearbeitet wird, und daß in das Internat nur diejenigen auf¬ 
genommen werden, bei welchen ohne dauernden Aufenthalt in der Anstalt 
ein Erfolg nicht zu erwarten ist, während die deutschen Krüppelheime von 
vornherein als reine klinische Institute ihre Tätigkeit ausübten. 

Die Erkenntnis des Nutzens eines Vorgehens nach dem Muster der 
Kopenhagener Anstalt hat in Deutschland nach den ersten Anregungen rasch 
Eingang gefunden. Zunächst hat in Bayern die bayerische Genossenschaft 
des Johanniterordens und ein 1907 in München gegründeter „Verein für 
Heilung krüppelhafter Kinder u diesen Weg versucht. Erstere ging in der 
Weise vor, daß sie allenthalben im Lande Anmeldungen entgegennahm, die 
hilfsbedürftigen Krüppel unentgeltlich nach München beförderte und sie dort 
an der Universitätspoliklinik für orthopädische Chirurgie durch Lange be¬ 
handeln ließ. Erforderte die Behandlung einen klinischen Aufenthalt, so 
wurden die Kinder vorübergehend im Krankenhause des Roten Kreuzes 
untergebracht. Bislang wurden auf diese Weise 424 Kinder versorgt; die 
Kosten beliefen sich für das einzelne Krüppelkind auf durchschnittlich 138 

In etwas anderer Weise versuchte es der Verein zur Heilung krüppel¬ 
hafter Kinder in München. Auch er nahm Meldungen von hilfsbedürftigen 
Krüppelkindern entgegen, überwies aber dieselben im Turnus den im Vereine 
zusammengeschlossenen Spezialärzten, welche dann die zugegangenen Kinder 
in ihren Anstalten auf Kosten des Vereins behandelten. Der Verein scheint 
jedoch infolge ungenügender Mittel und vielleicht auch, weil dieser Betrieb 
sich zu teuer gestaltete, nicht so recht gediehen zu sein, da er schon im 
zweiten Jahre seines Bestehens seine Tätigkeit erheblich beschränkte, im 
dritten Jahre sie nahezu einstellte. 

Wiederum einen verschiedenen und doch ähnlichen Weg beschritt der 
im Februar 1908 gegründete „Verein zur Fürsorge für jugendliche Krüppel 
in Lübeck“. Die erste Arbeit dieses Vereins war, die Zählung vom Jahre 
1906 zu revidieren und zu ergänzen, und alle bekannt gewordenen Fälle 
durch die beiden Spezialärzte Lübecks unentgeltlich untersuchen zu lassen. 
Allen Krüppeln, welche darauf Anspruch machten und für eine Behandlung 
in Betracht kamen, wurde ärztliche Hilfe von Vereinswegen zuteil. Es wur¬ 
den sowohl die Heimbedürftigen, wie die Nichtheimbedürftigen, in der ihnen 
zukommenden Weise versorgt. Der Lübecker Verein hat damit zuerst be¬ 
wiesen, daß auch ohne Krüppelanstalt viel gewirkt und genützt werden kann; 
allein in zweierlei Hinsicht — und das ist charakteristisch genug, um eine 
Richtschnur für zukünftige Nachahmer zu geben — hat sich ein Mangel 
gezeigt: es liegt nach Mitteilung des Vorstandes einerseits das Bedürfnis für 
eine stationäre Nachbehandlung vor, andererseits die Notwendigkeit gym¬ 
nastischer Einrichtungen. 
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Von diesen Versuchen einer in der Hauptsache poliklinischen Krüppel¬ 
behandlung zur methodischen zweck- und zielbewußten Organisation ambu¬ 
lanter Krüppelfürsorge war nunmehr ein kleiner Schritt, welcher zuerst 
erfolgreich durch den Verein für Krüppelfürsorge in Nürnberg und 
dann nahezu gleichzeitig, nur wenige Monate später, von dem Verein Krüppel¬ 
hilfe in Dresden gemacht wurde. 

Die guten Erfahrungen, welche wir in Nürnberg nun seit nahezu 
15 Monaten mit unserer Organisation gemacht haben, die vielfachen An¬ 
fragen über die Art und Weise unseres Vorgehens, welche an uns gelangt 
sind, und die erfreuliche Tatsache, daß man an verschiedenen anderen Orten 
bereits unser Verfahren mit — wie berichtet wird — gleich zufriedenstellen¬ 
dem Erfolge nachgebildet hat, lassen es wahrscheinlich erscheinen, daß eine 
eingehende Schilderung unseres Werdeganges für weite Kreise von Interesse 
sein dürfte. 

In einer gemeinnützigen Gesellschaft, dem Vereine für öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege, einer Institution, welche sich seit Jahrzehnten mit allen Pro¬ 
blemen öffentlicher Wohlfahrtspflege erfolgreich beschäftigt hat, hatte Verfasser 
seit 14 Jahren in regelmäßig wiederkehrenden Vorträgen über alles berichtet, 
was auf dem Gebiete der Krüppelfürsorge bekannt wurde und was er aus 
eigener Kraft erarbeitete, zuletzt in einer längeren Ausführung am 25. Januar 
1909: „Über die sozialen und wissenschaftlichen Lehren der bayerischen 
Krüppelstatistik vom Jahre 1907. a Im Anschluß an diesen Vortrag beschloß 
der Verein für öffentliche Gesundheitspflege eine besondere Kommission für 
Krüppelfürsorge einzusetzen. Die aus den Vorstandsmitgliedern des Vereins 
für öffentliche Gesundheitspflege und Verfasser bestehende Kommission hat 
dann als vorbereitendes Komitee, unter Beiziehung und Kooptation einer 
Reihe auf dem Gebiet der Wohlfahrtspflege bekannter Mitbürger, in mehreren 
Sitzungen die nötigen Vorarbeiten erledigt und schließlich für den 14. Mai 1909 
durch einen Aufruf einen größeren Kreis von Interessenten in das städtische 
Rathaus zur Begründung eines Vereins für Krüppelfürsorge eingeladen. 
So stand die Geschichte der Begründung des Vereins in engem Zusammenhang 
mit dem Aufschwung, welchen die Krüppelfürsorge dank der Arbeit der 
orthopädischen Chirurgie im letzten Lustrum genommen hat, in Zusammen¬ 
hang mit den verdienten Vorkämpfern der Krüppelfürsorge in Bayern, um 
deren Förderung sich der Johanniterorden große Verdienste erworben. In 
der Gründungsversammlung im Rathaus der Stadt, unter dem Ehren Vorsitz 
des Oberbürgermeisters und eines verdienten Mitgliedes des bayerischen 
Johanniterordens, fanden sich einmütig zusammen: Vertreter der Regierung, 
des Kreises, des Landrates, der Distriktsbehörden, des Magistrates der Stadt, 
der Stadtverordneten, der Schulbehörden, der Armen- und Waisenpflege, der 
Landtagsabgeordneten ohne Unterschied der Parteiangehörigkeit, der Geist¬ 
lichkeit aller Konfessionen, der Lehrerschaft, der beamteten Ärzte, der Vor¬ 
stände des Krankenhauses und der ärztlichen Vereine, der Orthopäden und 
Chirurgen, Nerven-, Kinder-, Schul- und Stadtärzte und eine Reihe bekannter 
Wohltäter und Pfleger öffentlicher Wohlfahrtseinrichtungen. 

Der Zweck des in dieser Versammlung ins Leben gerufenen Vereins 
ist, jedem unbemittelten Kinde die ihm zukommende Fürsorge zu¬ 
teil werden zu lassen. 

Viertelj&hrsschrift für Gesundheitspflege, 1910. 40 
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Noch ehe so recht die finanziellen Mittel gesammelt waren, fanden sich, 
zahlreicher als es im ersten Augenblick erwünscht schien, die Fürsorge¬ 
zöglinge aus Stadt und Land ein, so daß nichts anderes übrig blieb, als 
sofort mit der Arbeit, wenn auch nur im Provisorium, zu beginnen. So 
gaben wir den Hilfesuchenden was wir konnten, unentgeltliche Beratung, 
ärztliche Hilfe, zum Teil auch Ausbildung und Versorgung. Alle Fachärzte 
Nürnbergs stellten sich unentgeltlich in den Dienst der Arbeit. Was an 
Fürsorgekrüppeln dem einzelnen Arzte zuging, wurde dem Verein überwiesen; 
in gleicher Weise fanden Aufnahme die durch die Behörden zugesandten. Die 
Unkosten der Behandlung trug der Verein. Zu einem gewissen geringen 
Verpflegungsatz konnten die Krüppel in einer Privatheilanstalt untergebracht 
werden; zwei Freibetten standen außerdem in derselben Anstalt zur Verfügung. 

Die Arbeit in diesem Provisorium, welche sich demnach ähnlich wie in 
München und Lübeck abspielen mußte, erwies sich schon in den ersten Mo¬ 
naten als unzureichend. Die rege Inanspruchnahme der Tätigkeit des Vereins 
zeigte, daß mit allen Mitteln und aller Energie darauf hingearbeitet werden 
mußte, sich nicht mit der Zuweisung der Krüppelkinder durch Behörden, 
Vereine und Ärzte zu begnügen, sondern so rasch wie möglich eine Fürsorge¬ 
stelle in eigenen Räumen, welche jedem Unbemittelten aus Stadt und 
Land leicht und ohne alle Formalitäten zugänglich ist, einzurichten. 
Binnen Jahresfrist gelang es, die notwendigen finanziellen Unterlagen aus 
eigener Kraft zusammen zu bringen. Es fand sich dann rasch auch eine 
in jeder Beziehung geeignete Unterkunft für diese „Beratungsstelle für 
krüppelhafte Kinder“. 

Die Beratungsstelle ist in einem kleinen, dank dem Entgegenkommen 
der Behörde zu billigem Preise von der Stadt gemieteten Häuschen unter¬ 
gebracht. Das Häuschen dient einzig und allein den Zwecken des Vereins, liegt 
in der Mitte der Stadt in der verkehrsreichsten Straße, in nächster Nähe des 
Bahnhofes, am Knotenpunkt mehrerer Straßenbahnlinien, und ist so von 
allen Teilen der Stadt und auch von auswärts sehr leicht zu erreichen. Die 
Wahl war keine zufällige, sondern von dem Bedürfnisse diktiert, für die in 
ihrer Fortbewegungsfähigkeit nur zu oft behinderten Krüppel billige und 
bequeme Transportgelegenheit zu bieten. 

Das Häuschen, in einem bewachsenen Hofe nach drei Seiten frei und 
vollkommen gegen Einsicht aus den Nachbarhäusern geschützt, enthält im 
Parterre und im ersten Stock je ein Vorzimmer und einen größeren Saal. 

Im Parterre befindet sich Warteraum, Sprech- und Behandlungszimmer, 
Klosettanlage und ein kleiner Abstellraum; im ersten Stock ein Vorbereitungs¬ 
zimmer und der Operationssaal; im Dachgeschoß größere Abstellräume. Alle 
benützten Räume sind mit Linoleum ausgelegt. Warte-, Behandlungs- und 
Vorbereitungsraum sind mit Kalkmörtel beworfen und mit Kalkanstrich ver¬ 
sehen; das Operationszimmer ist mit waschbarem Zonkaanstrich ausgestattet. 
Die Beleuchtung erfolgt durch Kramerlicht; LüftungsVorrichtungen sind vor¬ 
handen. 

Im Behandlungsraum ist eine Heiß- und Kaltwasserwaschvorrichtung 
mit Arm- und Kniebebelbetrieb angebracht, zwei Verbandstische, Abstelltisch 
für Verbandstoffe, zwei fahrbare Waschbecken zum Einlegen von Gipsbinden 
und dergleichen und eine Sayresche Schwebe auf gestellt. Da der Behandlungs- 
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raum zugleich als Bureau dient, ist auch Schreibtisch, Telephon usw. dort 
untergebracht. Der Vorbereitungsraum enthält die Heißwasservorrichtung 
(Askaniatherme), Sterilisatoren für Verbandstoffe, Wäsche und Instrumente, 
einen einfachen Tisch und Vorratsschrank für Verbandstoffe, Wäsche und 
sonstige Utensilien. Das aseptische Operationszimmer ist mit Stelzn er schein 
Operationstisch (verstell- und fahrbar), Instrumententisch, Instrumenten¬ 
schrank, fahrbarem Waschtisch, Ständer für Irrigatoren, Konsolen für Medi¬ 
kamente ausgestattet und mit zwei Heiß- und Kaltwasserwaschvorrichtungen 
mit Arm- und Kniehebelbetrieb versehen. Ein vollständiges chirurgisches 
Instrumentarium ist vorhanden. 

Der Dienst in der Beratungsstelle geht in der Weise vonstatten, daß 
wöchentlich zweimal eine Sprechstunde abgehalten wird. In dieser Sprech¬ 
stunde ist ein Laienmitglied des Vorstandes, ein oder mehrere behandelnde 
Ärzte und eine diensttuende Krankenschwester zugegen. Die Bureauarbeit 
wird von dem Laienvorstand der Beratungsstelle oder einem ihn vertretenden 
anderen Mitglied des Vorstandes geleistet; diese führen die Bücher und 
geben die nicht im Rahmen der ärztlichen Arbeit stehenden Auskünfte. Sie 
besorgen den schriftlichen Verkehr mit den Behörden und sonstigen in 
Konnex mit der Beratungsstelle stehenden Wohlfahrtseinrichtungen (Jugend-, 
Tuberkulose-, Säuglingsfürsorge, Armenpflege, Kreis- und Distriktsbehörden). 
Der ärztliche Dienst wird von den Nürnberger Orthopäden und Chirurgen 
in der Weise vollzogen, daß jeweils ein Orthopäde und Chirurg im fest¬ 
gesetzten Turnus in der Sprechstunde anwesend sein müssen. 

Zurzeit ist der ärztliche Dienst so geregelt, daß jeder der Ärzte einen 
Monat lang „Jour tf hat. Zur Konsultation werden nach Bedürfnis Nerven- 
und andere Spezialärzte — es stehen uns sämtliche Sparten jederzeit unent¬ 
geltlich zur Verfügung — herangezogen. Kleinere ärztliche Maßnahmen 
(Gips- und Redressions verbände, Anfertigung von Lagerungsapparaten und 
dergleichen) erfordernde Eingriffe werden in der Sprechstunde vorgenommen, 
Operationen außerhalb der Sprechstunde in jedem Einzelfalle zu vorher be¬ 
stimmten Zeiten. 

Die Schwester, welche dem Verein von seiten des bayerischen Frauenvereins 
vom Roten Kreuz gestellt wird, steht zu allen Diensten der Beratungsstelle 
zur Verfügung; sie leitet und besorgt, mit Hilfe einer Dienerin auoh den ganzen 
wirtschaftlichen Dienst, die Vorbereitungen zu Operationen usw. 

Die Anfertigung der erforderlichen orthopädischen Apparate wird zurzeit 
noch in den Werkstätten einer Privatheilanstalt vorgenommen, welche dem 
Vereine die Beschaffung der sonst oft sehr kostspieligen Apparate dadurch 
erleichtert, daß lediglich die Auslagen für Material und der Arbeitslohn 
berechnet werden. 

Die Unterbringung für klinische Behandlung und Versorgung erfolgt 
gegenwärtig in den oben erwähnten zur Verfügung gestellten zwei Frei¬ 
betten. Reichen diese nicht aus, so stehen in verschiedenen Krankenanstalten 
Betten zu dem niedrigen Pflegesatz von 2<M zur Verfügung; ein Entgegen¬ 
kommen, von welchem reichlich Gebrauch gemacht wird. 

So findet jeder, der sich durch Krüppelnot in irgendeiner Form ge¬ 
drückt fühlt, oder der befürchtet, daß solche über ihn kommen könnte, 
kostenlose Beratung, ärztliche Behandlung und Versorgung. Die ärztliche 
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Behandlung wird in weitgehendster Weise geleistet, ebenso wirtschaftliche 
Hilfe durch den Nachweis geeigneter Berufs- und Erwerbsmöglichkeiten, 
durch Vermittelung von Berufsbildung und Arbeitsplätzen, durch Überweisung 
an andere Fürsorgeeinrichtungen, mit welchen der Verein ständig Hand in 
Hand arbeitet. 

Was der Verein für Krüppelfürsorge in Nürnberg in der kurzen Spanne 
seines Bestehens mit geringen Mitteln geleistet hat, geht am besten aus 
nachfolgenden Zahlen hervor: 

In dem Provisorium des ersten Jahres gingen 76 Krüppel zu; in den ersten 
vier Wochen, welche seit der Eröffnung der Beratungsstelle verstrichen sind, 
weitere 32; ein Beweis, wie sehr es notwendig ist, eine für jedermann leicht 
zugängliche Stelle zu schaffen, und wie der Mangel einer solchen öffent¬ 
lichen Beratungsstelle zu falschen Schlüssen über das Bedürfnis in der 
Krüppelfürsorgearbeit führt. Von den insgesamt 108 instruierten Krüppeln 
waren 99 Kinder bis zu 15 Jahren und 9 Erwachsene. Obwohl der Verein 
statutengemäß sich nur krüppelhafter Kinder annehmen soll — eine Be¬ 
schränkung, die wir uns selbst auferlegten, um im Anfang nicht ein zu um¬ 
fangreiches Arbeitsgebiet zu bekommen — ließ sich in der Praxis der Aus¬ 
schluß der vereinzelt zugehenden Erwachsenen nicht durchführen, wenn 
anders wir den uns gesteckten, allgemeinen Zielen gerecht werden wollten. 

Von den 9 Erwachsenen suchten 4, welche erst im späteren Lebens¬ 
alter durch Unfall zu Krüppeln wurden und deshalb ihrem Beruf nicht 
mehr nachgehen konnten, durch Vermittelung der Beratungsstelle eine 
ihrem verkrüppelten Zustande entsprechende Arbeit. Ein 18 jähriger junger 
Mann hatte überhaupt noch nicht gearbeitet und will geeignete Ausbildung 
erhalten, ein 17 jähriger Krüppel, welcher, einarmig, in der Münchener Zentral- 
anstalt für Erziehung und Bildung krüppelhafter Kinder als Schreiber aus- 
gebildet war, hatte trotz vorzüglicher Vorbildung große Schwierigkeiten, 
eine geeignete Stelle zu finden. Er erhielt eine solche erst, nachdem die 
Beratungsstelle sich seiner angenommen hatte. Die übrigen 3 Erwachsenen 
suchten ärztliche Hilfe, welcher sie dann, wenn auch wegen unserer statu¬ 
tarischen Bestimmungen nicht durch die Beratungsstelle selbst, aber doch 
auf deren Veranlassung, zugeführt wurden. 

Von den 99 krüppelhaften Kindern suchten in der Beratungsstelle 97 
ärztliche Hilfe, 2 gewerbliche Ausbildung. 

Von den 97 zur ärztlichen Beratung Gekommenen wurden 20 klinisch 
behandelt, 2 sind zur klinischen Behandlung vorgemerkt, 4 wurden an andere 
Anstalten verwiesen (2 in einer Erziehungsanstalt für krüppelhafte Kinder, 
1 in einer Idiotenanstalt untergebracht, 1 dem Verein zur Bekämpfung 
der Tuberkulose zugeführt), die übrigen wurden ambulant behandelt. 

Von den beiden krüppelhaften Kindern, welche behufs gewerblicher 
Ausbildung der Beratungsstelle zugingen, wurde eins, ein 14jähriges ein¬ 
armiges Mädchen, als Maschinenschreiberin ausgebildet, und ist jetzt als 
solche in Stellung; der andere Fall ist noch in Instruktion. 

Was nun die finanzielle Seite betrifft, so liegen abgeschlossene Zahlen 
nur für das erste Vereinsjahr, in welchem der Verein im Provisorium arbeitete, 
vor. Von den 76 in diesem Zeitraum in Obhut des Vereins zugegangenen 
Krüppelkindern wurden 18 mit 905 Verpflegungstagen in Anstaltspflege ge- 
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nommen. Es wurden insgesamt 7 größere Operationen ausgeführt, 45 
zum Teil sehr umfangreiche Redressionsgipsverbände und Gipslagerungs¬ 
apparate angefertigt, 39 Fälle mit orthopädischen Heil- und Stützapparaten 
ausgestattet. 

Die Kosten des Betriebes betrugen insgesamt 4235 1 /^; hiervon entfallen 
1614 Jtt auf Zuschüsse von Gemeinden und Armenpflegen für einzelne be¬ 
handelte Fälle, auf kleine Beiträge von Eltern und Angehörigen der Für- 
sorgepfleglinge zu den Auslagen für orthopädische Apparate und klinische 
Verpflegung, 2621 Jl auf die Aufwendungen aus den Mitteln des Vereins. 
Es entfallen demnach auf durchschnittliche Kosten für das einzelne Krüppel¬ 
kind im Jahre 57 von welchen 34^ aus Vereinsmitteln bestritten wurden. 

Die Kosten für die Einrichtung und Innenausstattung der Beratungs¬ 
stelle betrugen 3536 Jtt, ein in Anbetracht der reichlichen, allen ärztlichen 
und hygienischen Anforderungen entsprechenden Maßnahmen geringfügiger 
Betrag. 

Was die Zuschußleistungen von Gemeinden und Armenpflegen anlangt, 
so suchen wir um solche in den Fällen, welche von der Armenpflege, Be¬ 
hörde oder Gemeinde überwiesen werden, nach. Der Zuschuß wird häufig 
gewährt, des öfteren aber auch abgelehnt, und muß dann der Verein für den 
Aufwand auf kommen. Beiträge von Eltern und Angehörigen suchen wir, 
wenn auch noch so gering, in den Fällen zu bekommen, welche mit ortho¬ 
pädischen Apparaten ausgestattet werden müssen. Maßgebend für dieses 
Verfahren sind die Erfahrungen gewesen, welche Lange in München gemacht 
hat. Lange beobachtete, daß in der Armenpraxis geschenkte Apparate 
entweder gar nicht getragen, oder aber nicht mit der nötigen Sorgfalt be¬ 
handelt wurden, weil eben dem geschenkten Apparat gegenüber jedes Ver¬ 
antwortlichkeitsgefühl fehlte. 

Erfahrungen über die Kosten des Betriebes in der öffentlichen Beratungs¬ 
stelle liegen in Zahlen noch nicht vor; es scheint aber, wenn man nach dem 
allgemeinen Eindruck urteilen darf, daß dieselben sich nicht höher gestalten 
werden als im Provisorium. 

Bedeutet die Eröffnung der Beratungsstelle für den Verein für Krüppel¬ 
fürsorge in Nürnberg nach den Lehren der ersten vier Wochen einen wesent¬ 
lichen Fortschritt gegenüber den an anderen Orten mit ambulanter Für¬ 
sorge gemachten Erfahrungen, so hat die kurze Frist unserer Tätigkeit uns 
gezeigt, daß es sich trotz allem nur um eine Etappe handelt. Wir haben 
jetzt schon das dringende Bedürfnis nach Angliederung einer, wenn auch 
kleinen klinischen Station, welche einerseits Gelegenheit gibt, die Krüppel¬ 
kinder zu Behandlungs- und Versorgungszwecken aufzunehmen, andererseits 
mit einem Schul- und Werkstattraum ausgestattet sein muß, um — zunächst 
zum überwiegenden Teil auch wiederum ambulant — Unterricht und gewerb¬ 
liche Ausbildung zu geben. Wir hoffen, in kurzer Zeit auch diesen zweiten 
Schritt methodischer Krüppelfürsorge gemacht zu haben. 
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Die Bekämpfung des unreellen Milchhandels. 

Eine Erwiderung von Dr. Karl Sauter, Amtmann in Mannheim. 


Die Ursachen des unreellen Gebahrens im Verkehr mit Milch sieht 
Dr. Abel (siehe den gleichlautend überschriebenen Aufsatz in der Deutschen 
Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege 1909, S. 484 ff.) einmal 
in dem allgemeinen gleichen Preise der Milch, zum anderen in unzulänglicher 
und technisch unsicherer Milchkontrolle. 

Beiden Übelständen sucht er zu begegnen, indem er ihre Ursachen zu 
erklären sucht und Mittel zu ihrer Beseitigung angibt. 

Seine bezüglichen Ausführungen können nicht ganz unwidersprochen 
bleiben. 

Die Erklärung für die zuerst beklagte Tatsache sieht Abel darin, daß 
der Durchschnittsverbraucher entweder keine Qualitätsunterschiede der Milch 
kennt, oder daß es an objektiven Kennzeichen für die Güte der Milch fehlt. 

Bei dieser Auffassung kommt aber offenbar die Urteilsfähigkeit des 
Publikums etwas zu schlecht weg. Von dem Durchschnitt kann sicherlich 
nicht angenommen werden, daß er keine Qualitätsunterschiede kennt und 
gute von weniger guter Milch nicht zu unterscheiden vermöge. 

Auch an objektiven Kennzeichen fehlt es bei näherem Zusehen nicht 
so ganz. Abgesehen von dem Aussehen und dem Ablauf der Milch, welche 
auf deren Beschaffenheit immerhin gewisse Schlüsse zulassen — wenn auch 
deren Bestätigung im Einzelfall abzuwarten bleibt —, so hat doch eine Haus¬ 
frau, je nachdem wie sich die Milch beim Stehen oder Verarbeiten verhält, 
bald heraus, ob sie es mit einer wasserhaltigen oder fetthaltigen, mit einer 
rahmarmen oder rahmreichen Milch zu tun hat. 

Wenn also auch eine sofortige, sichere Unterscheidung unter Umständen 
zweifelhaft sein mag, so werden doch Unterschiede im wichtigsten Gehalt 
der Milch, im Fett (dementsprechend sich übrigens auch der Gehalt an 
Trockenstoff zu verhalten pflegt), nach verhältnismäßig kurzem Gebrauch 
oder Bezug der Milch sich auch ohne chemische Untersuchung deutlich 
ergeben. 

Die Ursachen des gleichen, die Qualitätsunterschiede nicht berücksichti¬ 
genden Milchpreises werden also noch anderswo zu suchen sein. 

Für die Preisbildung ist weniger die Erkenntnis als die Einschätzung 
des Unterschiedes ausschlaggebend. 

Der Unterschied tritt weniger unmittelbar (im Geschmack) hervor und 
wird deshalb naturgemäß nicht so sehr gewürdigt, als nach dem erkennbaren 
Unterschied des Nährstoffgehaltes erwartet werden könnte. Dies ist nicht 
weiter verwunderlich, denn wir pflegen auch unsere anderen Nahrungs- und 
Genußmittel weniger nach dem Gehalt als nach dem Geschmack zu 
bewerten. 

Gegen die Forderung: Bessere Bezahlung für bessere Milch läßt Bich 
nichts einwenden. 
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Aber ein Aufschlag von 3 ^ macht schon etwa 100 Jft im Jahre aus 
bei einem täglichen Bedarf von drei Litern, der bei einer mehrköpfigen 
Familie mit kleinen Kindern leicht erreicht wird. Der große Durchschnitt 
der Verbraucher wird daher nicht geneigt sein, einen solchen Aufschlag auf 
sich zu nehmen. 

Im Vergleich zu der Gesamtzahl der Verbraucher ist jedenfalls die Zahl 
derer, welche gewillt sind, für bessere Milch einen erheblichen Preisaufschlag 
zu bewilligen, außerordentlich gering. Ein Aufschlag um 50 Proz., wie ihn 
sich Abel als Unterschied des Preises zwischen Milch dritter Güte (20^) 
und erster Güte (30 denkt, dürfte deshalb wohl nicht möglich sein. Daß 
sich einige Abnehmer zu einem erhöhten Preis finden, ist zwar zuzu¬ 
geben, jedoch wäre diese Zahl im Vergleich zur Gesamtproduktion an frag¬ 
licher Milch so gering, daß sie für die allgemeine Preisbildung kaum in 
Betracht kommen könnte. 

Eine Bekämpfung der Unreellität im Milchhandel durch eine so erheb¬ 
liche Erhöhung des Abnehmerpreises für gute Milch, wie Abel im Auge 
hat, dürfte also ausgeschlossen sein; jedenfalls dürften fürs erste nur 
Preisunterschiede von 1 bis 2 $ zwischen den einzelnen Milchsorten, wenn 
man dreierlei Güten (nach einem Fettgehalt von über 3 Proz., über 3,5 Proz. 
und über 4 Proz.) unterscheiden will, zu erwarten sein. Die erste Güte wird 
wegen des höheren Preises und weil die Milch der zweiteü Güte schon gut 
zu nennen ist, verhältnismäßig so wenig begehrt sein, daß sie kaum 
allgemein angeboten werden wird; wenn sie aber nur in ganz geringer 
Menge in den Handel kommt und nur bei besonders begüterten Familien 
oder bei Leidenden, denen sie besonders verordnet ist, Abnahme findet, 
dann ist allerdings die Möglichkeit höherer Preissteigerung naheliegend. 
Für die Besserung der Reellität des Milchhandels könnte aber die erste 
Güte bei ihrem verhältnismäßig geringen Absatz wohl kaum in Betracht 
kommen. 

Eine allgemeine Preissteigerung in dem Umfang, daß hierdurch den 
Pantschern die Möglichkeit, durch die Verfälschung sich Gewinn zu ver¬ 
schaffen, abgeschnitten würde, ließe sich auch bei weitgehendster Bewertung 
der Güteunterschiede nicht erreichen. Das wichtigste Volksnahrungsmittel 
in seinen besseren Erzeugnissen so zu verteuern, daß kein Fälscher mehr 
einen Gewinn bei einer Verschlechterung finden könnte, wäre wohl auch ein 
zweifelhafter Fortschritt. 

Wenn es auch als wünschenswert bezeichnet werden kann, daß der 
Landwirt vom Händler für gehaltreiche Milch einen höheren Preis erhält 
als für fettarme, so kann für die Erhöhung doch nur der Grad der Nach¬ 
frage und des Angebots an besserer Milch, nicht aber die Neigung des 
Milchpantschers, unter gewissen Preisverhältnissen der Pantscherei zu ent¬ 
sagen, maßgebend sein. 

Nicht der Preis guter Milch, sondern die Strafe für den Verkauf ver¬ 
fälschter Milch soll so erhöht werden, daß Pantschereien unterbleiben. 

Richtig ist allerdings, daß bei gleichem Preise für alle Güten die schlechte 
Milch die gute zu verdrängen sucht. Es ist deshalb jetzt schon eine be¬ 
deutende Zunahme von solchen Milchviehrassen, die zwar mehr, aber schlech¬ 
tere Milch als die bisher beliebten liefern, wahrzunehmen. 
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Diesem Mißstande wird aber schon eine geringe Preisänderung, ver¬ 
bunden mit dem Verbot, derartige Milch, wenn sie unter 3 Proz. Fett ent¬ 
hält, als Vollmilch zu verkaufen, und unterstützt durch die in verschiedenen 
Städten übliche Veröffentlichung des Fettgehalts der Verkaufsmilch in 
erheblichem Maße zu begegnen imstande sein. 

Durch einseitige Preisfestsetzung der Händler oder der Landwirte 
könnte aber überhaupt nichts erreicht werden; denn die Preise, die nicht 
durch eine ausreichende Milchkontrolle und insbesondere die vorgenannten 
polizeilichen Maßnahmen gestützt oder kontrolliert werden, lassen sich nicht 
halten, sondern führen unwillkürlich wieder zu dem von Abel so sehr be¬ 
klagten Einheitspreis. 

Kommen wir nun zur zweiten Ursache der Unreellität, so liegt diese 
nach seiner Angabe einmal in der Unzulänglichkeit, zum andern in der 
technischen Unsicherheit der polizeilichen Milchkontrolle. 

Erstere wird darin erblickt, daß die Milch nicht genügend auf Säure, 
Schmutz und Keimgehalt untersucht wird. 

Die Frische der Milch ist allerdings für die Säuglingsernährung von 
hervorragender Bedeutung; ein gewisser Schutz gegen Schädigungen durch 
Säurebildung wie durch Keimgehalt liegt aber in dem üblichen Abkochen 
der Milch. 

Die Untersuchung auf Schmutzgehalt findet jetzt schon vielfach statt; 
auch kann der Abnehmer den Schmutz unschwer erkennen und ist deshalb 
in der Lage, auch ohne behördliche Feststellung sich gegen Benachteiligungen 
in dieser Hinsicht teilweise zu schützen; schließlich kann er jederzeit durch 
bezügliche Anzeige ein Einschreiten der Behörde herbeiführen. 

Mit Recht wird die Frage aufgeworfen, ob sich nicht eine häufigere 
Besichtigung der Produktionsstätten und der Verkaufsräume, insbesondere 
durch einen Medizinalbeamten, empfiehlt. Daß dieser, wie hingegen ein¬ 
gewendet wird, vieles nicht sieht, was bei Untersuchung im Laboratorium 
festgestellt werden kann, dürfte eine örtliche Kontrolle nicht entbehrlich 
machen. 

Was die technische Unsicherheit der Kontrolle betrifft, so hebt Abel 
mit Recht hervor, daß es infolge der großen natürlichen Schwankungen 
im Gehalt der Milch äußerst schwierig und vielfach unmöglich ist, festzu¬ 
stellen, ob eine Milch naturrein ist. Durch gleichzeitige Wässerung und 
Entrahmung läßt es sich sehr wohl einrichten, daß insbesondere bei einer 
ursprünglich fettreichen Milch der Fettgehalt und das spezifische Gewicht 
innerhalb der natürlichen, d. h. bei naturreiner Milch beobachteten Grenz¬ 
zahlen bleibt. 

Hierbei wäre allerdings zu beachten, daß die Milch bei Wässerung meist 
einen bei Untersuchung sich sofort durch Färbung bemerklich machenden 
Nitratgehalt aufzuweisen pflegt. 

Schon weniger leicht ist der Fälschung beizukommen, wenn lediglich 
Entrahmung vorliegt. Hier kommt es darauf an, erst einen Verdachtsgrund 
zu finden. Es ist wohl zutreffend, daß die Abrahmung jahrelang betrieben 
werden kann, ohne daß nicht das geringste hiergegen geschieht; so kann 
z. B. der nicht am Orte des Verkaufs wohnende Lieferant es wohl unter¬ 
nehmen, eine 3.8 proz. Milch regelmäßig auf 3,2 Proz. zu entrahmen. Denn 
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es gibt viel geringwertigere Milch, die — zumal da, wo eine Mindest¬ 
fettgrenze von 3 Proz. für Vollmilch nicht gilt — gerichtlich als einwandsfrei 
befunden wird. Milch mit 3,2 Proz. Fettgehalt wird man deshalb nur aus 
besonders triftigen Gründen nach sorgfältigen Erhebungen beanstanden 
können. Diese werden aber in derartigen Fällen in der Regel erst veran¬ 
laßt, wenn ein besonderer äußerer Anlaß (Anzeige und dergleichen) vorliegt. 
Weitere Nachforschungen haben aber um so weniger Aussicht auf Erfolg, 
je größer der Umsatz des Lieferanten ist, je mehr Unterlieferanten er hat 
und je größer die Zahl der Abnehmer und der Orte, wohin er liefert, ist. 
Es sind sehr umfangreiche Probeerhebungen, die sich meist bis zu den Ställen 
der Unterlieferanten erstrecken müssen, nötig, und es bleibt am Schlüsse, 
zumal infolge gegenseitiger Warnung der Beteiligten während der Unter¬ 
suchung das wahre Bild sich leicht verschieben kann, sehr leicht die Möglich¬ 
keit offen, daß die beanstandete Milch lediglich auf die geringe Beschaffenheit 
der nicht nachweislich verfälschten Milch irgend eines Unterlieferanten 
zurückzuführen ist. 

Um die Gewinnung sicherer Ergebnisse bei der Untersuchung und die 
Entdeckung vorsichtiger Fälschungen zu erleichtern, wären folgende Forde¬ 
rungen zu stellen: 

1. Wer täglich mehr als 300 Liter Milch, die er nicht ausschließlich 
von eigenen Milchtieren am Verkaufsorte gewinnt, verkauft, ist verpflichtet, 
eine eigene ständige Milchkontrolle unter genauer Aufzeichnung der Ergeb¬ 
nisse einzurichten und hat die bezogene Milch monatlich mindestens einmal 
einer chemischen Untersuchung auf ihre wichtigsten Eigenschaften unter¬ 
ziehen zu lassen. 

Wegen Unzuverlässigkeit kann der Handel im angegebenen Umfang, 
entsprechend der Bestimmung des § 35, Abs. 2 der Gewerbeordnung, ver¬ 
boten werden. 

2. Jeder Milch Verkäufer hat der Polizeibehörde innerhalb 48 Stunden 
anzuzeigen: 

a) von wem er Milch bezieht, und sofern er selbst Milchtiere hat, 

b) wieviel Kühe er hat und von welcher Rasse. 

Jede Änderung, im Falle b) auch jede sonstige Veränderung, von der 
ein Einfluß auf die Beschaffenheit der Milch zu erwarten ist, ist ebenfalls 
innerhalb der angegebenen Zeit anzumelden. 

3. Auch die anscheinend gute Milch muß von Zeit zu Zeit durch die 
Polizei bis zur Kuh nachkontrolliert werden. Hierbei kann nicht zweifelhaft 
sein, daß die von Abel empfohlene weitere Verbreitung der schon teilweise 
vorhandenen Eontrollvereine der Landwirte für eine Besserung der Milch¬ 
verhältnisse von nicht zu unterschätzender Bedeutung wäre. 

Ob freilich die nach seinem Vorschlag zu führenden Kontrollbücher dem 
Milch Verbraucher selbst eine Kontrolle ermöglichen, muß bezweifelt werden; 
denn er bekommt die Milch in den wenigsten Fällen unmittelbar vom Land¬ 
wirt; nicht selten wechselt sie dreimal den Eigentümer, ehe sie verbraucht 
wird; und viele Händler haben gleichzeitig verschiedene Bezugsquellen. Es 
bleibt allerdings zu hoffen, daß es dem Bemühen landwirtschaftlicher Vereini¬ 
gungen gelingen wird, den mehrfachen Zwischenhandel, der nicht nur zur 
Verteuerung, sondern auch zur Verschlechterung der Milch erheblich bei- 
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trägt, zu beseitigen; am besten würde sich dies wohl durch Gründung 
sogenannter Milchzentralen seitens landwirtschaftlicher Genossenschaften 
(nicht der Milchhändler) erreichen lassen. 

Zur Unsicherheit der polizeilichen Kontrolle trägt nach Abel die 
gesetzliche Einführung sogenannter Grenzzahlen erheblich bei. Durch 
diese sei dem Händler gewissermaßen Straffreiheit für Verfälschungen ge¬ 
währt, die sich innerhalb dieser Zahlen halten. Diese Auffassung verdient 
eine besondere Beleuchtung durch das, was Abel an anderer Stelle über die 
Feststellung der Milchbeschaffenheit sagt. 

Er weist selbst darauf hin, daß der Chemiker keine sichere analytische 
Handhabe hat, um die Tatsachen der Verfälschung festzustellen, wenn der 
Fettgehalt über der festgesetzten Mindestgrenze bleibt; sinkt aber der Fett¬ 
gehalt einer verfälschten Milch nur um ein geringes unter diese, so würde 
eine solche Milch „der vorläufigen Beanstandung verfallen und mit Hilfe 
der weiteren polizeilichen Recherchen als unzweifelhaft verfälscht charak¬ 
terisiert werden können u . 

Wenn es oberhalb der gesetzten Grenzzahl an jeder „sicheren analy¬ 
tischen Handhabe“ fehlt, so kann diese durch die „strengere Auffassung“ 
des Chemikers beim Fehlen jeglicher festen Grenzzahl wohl auch nicht 
sicherer werden. Er hätte in dem einen wie dem anderen Falle das 
Recht und die Pflicht, jede ihm aus irgend einem Grunde verdächtig erschei¬ 
nende Milch zu beanstanden; er wäre aber, soweit nicht durch den Vergleich 
mit weiter erhobenen Liefer- und Stallproben mit Sicherheit ein künstlicher 
Unterschied festgestellt werden könnte, beim Fehlen fester Grenzzahlen, 
trotz seiner strengen Grundsätze, wohl oder übel genötigt, die beanstandete 
Milch wieder freizugeben, wenn deren Gehalt nur die natürlich vorkommen¬ 
den Grenzzahlen, die aber niederer als die polizeilich festgesetzten zu Bein 
pflegen, übersteigt. 

Da die natürlichen Grenzen nach Abel eine Zone bilden, welche durch 
das Seltenerwerden von Maximal- und Minimalzahlen angedeutet ist, so ist 
natürlich das Ergebnis einer lediglich hierauf gestützten Beurteilung un¬ 
sicherer, als wenn außerdem bezüglich der Vollmilch ein Mindestgehalt 
vorgeschrieben ist, der unter allen Umständen erreicht sein muß, wenn der 
Verkäufer nicht wegen Minderwertigkeit der Milch — unbeschadet der Frage 
der Verfälschung — sich strafbar machen will. 

Die Gerichtspraxis lehrt auch zu allem Überfluß, daß von dem Augen¬ 
blick an, wo das Gericht an einen verordnungsgemäßen Mindestfettgehalt 
sich nicht mehr gebunden erachtet, eine Bestrafung beispielsweise nur noch 
bei einem Fettgehalt von 2,3 Proz. und weniger erwartet werden kann, 
während vorher solche schon bei 2,9 Proz. erfolgte, wenn die feste Grenzzahl 
3 Proz. war. 

Während im letzten Falle die Möglichkeit, daß die Milch unverfälscht 
ist, bei der Beanstandung keine Rolle spielt, wird sie beim Fehlen fester 
Grenzzahlen praktisch meist so sehr in den Vordergrund gestellt werden, 
daß für eine Beanstandung, jedenfalls aber für eine Bestrafung in der Regel 
nur da Raum bleibt, wo der Befund ganz bedeutend hinter dem auch für 
geringe Vollmilch zu fordernden Mindestfettgehalt von 3 Proz. zurückbleibt. 

Mit der Theorie ist hier nichts zu bessern. 
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Andererseits ist auch nicht einzusehen, warum etwa die natürlich 
minderwertige Milch gegenüber der künstlich fettarmen besonders begünstigt 
werden soll, auf die Gefahr hin, daß trotz eingehendster Prüfung eine Fest¬ 
stellung, ob der eine oder der andere Fall vorliegt, nicht mit Sicherheit ge¬ 
troffen werden kann und infolgedessen Straflosigkeit eintritt. Woher der 
Fettmangel kommt, wird für den Verbrauch im allgemeinen einerlei sein, ja, 
man könnte vielleicht sogar der entrahmten Milch vor der natürlich fett¬ 
armen mit gleichem Fettgehalt den Vorzug geben, da erstere, entsprechend 
dem ursprünglich höheren Fettgehalt, im allgemeinen mehr an sonstigen 
Nährstoffen (Trockensubstanz) enthalten wird, als die schon von Natur 
minderwertige Milch. 

Abel führt aus: „Die Nährstoffe sind einer genauen und für die prak¬ 
tischen Bedürfnisse eines Qualitätsmilchhandels vollkommen ausreichenden 
Feststellung zugänglich/ Er will aber nicht, daß die dahin gehende „neue 
Aufgabe** des Chemikers im Wege eines festzusetzenden Mindestgehalts für 
die polizeiliche Kontrolle nutzbar gemacht wird. 

Der Chemiker soll sich nur mit einer Feststellung der verschiedenen 
Qualitäten im Dienst der Händler befassen, damit diese hiernach den Kauf¬ 
preis bestimmen können. Mit Grenzzahlen könnte er sich nur dann ab- 
finden, wenn diese „auf das äußerst noch vertretbare Maß der Anforde¬ 
rungen* 4 heruntergehen; sollte letzteres etwa heißen: „wenn sie sich mit den 
natürlichen Grenzzahlen decken“, so hätten sie als überflüssig überhaupt 
keinen Wert; im übrigen dürften ja die üblichen Grenzzahlen das Mindest¬ 
maß dessen, was man als mit einer Vollmilch oder der Bezeichnung gewöhn¬ 
licher Milch verträglich hält, darstellen. 

Auf der einen Seite verwirft also Abel die Grenzzahlen, auf der anderen 
hält er die Feststellung der Qualität (unabhängig von der Reinheit) für den 
einzig zuverlässigen Maßstab, so daß er schließlich den Grenzzahlen doch 
nicht jede Berechtigung absprechen kann. 

Die „Anforderungen an marktfähige Ware möglichst niedrig einzusetzen“, 
erscheint ihm als „Vorsicht“, andererseits bedauert er den zu strengerer 
Auffassung neigenden Chemiker, dem durch die Grenzzahlen „sozusagen die 
Hände gebunden sind“. 

Tatsächlich erweisen sich die Grenzzahlen als die gefährlichsten Feinde 
aller Miichpantscher, welche der Milch nicht wenigstens den Mindestgehalt 
einer guten Milch lassen, und solcher Personen, welche nicht umhin können, 
Milch von zweifelhafter Güte weiter zu verkaufen. 

Ihre Wirksamkeit beruht darauf, daß es nur des Beweises der Minder¬ 
wertigkeit, nicht auch der Verfälschung, welche für den Käufer meist ziem¬ 
lich gleichwertig sind, bedarf. In der gleichen Zeit, wo sonst die Unter¬ 
suchung eines Falles auf Verfälschung durchgeführt werden kann, lassen 
sich oft zehn Fälle bezüglich der Bestrafung wegen Verkaufs minderwertiger 
Milch (unter der Bezeichnung vollwertiger) erledigen. 

Es ist klar, daß hierbei viel mehr Proben von Verkaufsmilch nach¬ 
geprüft werden können, und daß für wichtige Fälle immer noch hinreichend 
Zeit zu weiterer Erfassung und Verfolgung nachweisbarer Verfälschung bleibt. 

Das einzige, was man wohl aus dem Kampfe gegen die Grenzzahlen 
lernen kann, ist, daß die Grenzzahlen als Mindestgehaltszahlen nur bedingt, 
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d. h. unbeschadet der Möglichkeit und des Nachweises einer Verfälschung 
gelten, und daß die Tätigkeit des Chemikers und der Polizei sich, was ja 
eigentlich selbstverständlich ist, in der Beachtung der Grenzzahlen nicht er¬ 
schöpfen kann. 

Soweit rechtliche Beschwerden gegen eine Vorschrift, die für Vollmilch 
eine Mindestfettgrenze verlangt, bestehen, laßt sich wohl die gleiche Wirkung 
dadurch erreichen, daß — wie jetzt in Baden durch Ministerialverordnung — 
die Einteilung der Milch in Vollmilch I und II nach dem spezifischen Gewicht 
und dem Gehalt an Trockensubstanz und Fett durch bezirks- oder orts¬ 
polizeiliche Vorschrift für zulässig erklärt wird. Es kann dann der Mindest¬ 
gehalt der „Vollmilch I w dem bisherigen der „Vollmilch“ gleichgesetzt und 
durch die Bezeichnung Vollmilch II für geringwertigere, aber unveränderte 
Milch dem Einwand begegnet werden, daß einerseits die Bezeichnung Mager¬ 
milch für derartige Milch der Wahrheit nicht entspreche, und daß anderer¬ 
seits ein Verbot des Verkaufs natürlicher Milch unter einem bestimmten 
Fettgehalt ungesetzlich sei. 

Zum Schlüsse sei aus den vorstehenden Ausführungen nochmals folgen¬ 
des hervorgehoben: 

1. Die von Abel beklagte Gleichheit des Milchpreises beruht auf ge¬ 
ringerer Einschätzung des Unterschiedes im Nährstoffgehalt (weniger auf 
mangelnder Erkenntnis), auf dem Bestreben, die regelmäßigen täglichen Aus¬ 
gaben möglichst niederzuhalten, auf dem erheblichen Angebot an mittelguter 
Milch und was ergänzend noch beizufügen ist, auf der Unsicherheit der 
Lieferung einer gleich gehaltreichen Milch für längere Zeit. 

2. Die schlechte Milch verdrängt die gute bei Gleichheit des Preises. 

Ein Unterschied im Preise ist daher gerechtfertigt; er wird aber nicht 

so groß sein können, daß es hierdurch unmöglich würde, mit Pantschereien 
einen Gewinn zu erzielen. 

3. Die derzeit in den größeren Städten übliche Milcbkontrolle erstreckt 
sich im allgemeinen auf alle Punkte, deren Prüfung einem besonderen Be¬ 
dürfnis entspricht. 

4. Die festen Grenzzahlen sind zwecks Feststellung und Bestrafung 
des Verkaufs minderwertiger Milch beizubehalten. 

Die natürlich fettarme Milch verdient bei gleichem Fettgehalt keinen 
Vorzug vor der entrahmten. 

5. Die Entdeckung von Verfälschungen ist auch dann im Auge zu be¬ 
halten, wenn die Grenzzahlen eingehalten sind. 

6. Den Milchhändlern ist eine besondere Kontroll- und Anzeigepflicht 
aufzuerlegen. 
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Entgegnung *). 

Von Dr. Jacob Abel in Mannheim. 


Vorstehende „Erwiderung“ von Amtmann Dr. Sauter gibt mir zu fol¬ 
genden Bemerkungen Veranlassung: 

In meinem die Unreellität im Milchhandel und ihre zweckmäßigste Be¬ 
kämpfung behandelnden Aufsatz habe ich darzutun versucht, daß es ein 
unabweisbares Verkehrserfordernis der Neuzeit ist, dessen Erfüllung sowohl 
im Interesse der Produzenten, einschließlich der Händler, als auch im Inter¬ 
esse der Konsumenten liegt, daß die bessere Milch auch besser bezahlt werde. 
Von Sauter wird gegen dieses Postulat fortschreitender Wirtschaftlichkeit 
im Verkehr nichts eingewendet; er hält seine Aufstellung und Anwendung 
vielmehr für gerechtfertigt. 

Mit mir wird er also den Wunsch haben und die Hoffnung hegen, daß 
bald eine Einrichtung unter Mitwirkung der Behörde, ja aus ihrer Initiative 
heraus, geschaffen wird, an welche ein Milchhandel nach Qualität sich an¬ 
lehnen, und auf welcher er sich aufbauen kann. 

Ist eine solche Einrichtung aber erst einmal da, so wird auch sofort 
die Preisbewegung bei den einzelnen Qualitäten einsetzen, und sie wird nicht 
eher zum Stillstand kommen, als bis die dem objektiven Wert Verhältnis der 
Qualitäten entsprechende Spannung im Preise erreicht ist. Einen gewissen 
Einfluß auf diesen Preisbildungsprozeß werden die Behörden gerade dadurch 
erlangen, daß sie das Institut für die Prüfung der Marktware und für die 
Feststellung der Qualitäten ins Leben rufen und verwalten; sie werden aber 
nicht verhindern können und auch nicht verhindern wollen, daß der Pro¬ 
duzent der besseren Ware in dem Preise den vollen Ersatz der gesteigerten 
Produktionskosten verlangt, und daß er diesen mit der Zeit auch erhält. 
In dem Maße nun, als diese Entwickelung fortschreitet, wird — ich glaube, 
darin nicht zu optimistisch zu sehen — ein Zurückgehen der Fälschungen 
bemerkbar werden, bis zuletzt, wenn die natürliche Spannung erreicht und 
die bessere Ware um ebensoviel teurer geworden, als sie objektiv wertvoller 
ist, jeder Anreiz zum gewerbsmäßigen Fälschen zu bestehen aufgehört hat. 
Das, was ich über das Preisverhältnis der Qualitäten gesagt habe, ist also 
nicht Anfang, sondern Ziel der Entwickelung, welches Ziel in meinen Dar¬ 
legungen besonders klar und bestimmt zu kennzeichnen war. 

Gegenüber meiner wirklichen und, wie ich annahm, ganz unmißver¬ 
ständlich ausgesprochenen Meinung ist die Wiedergabe Sauters schief, daß 
die Notwendigkeit, die Fälschungen im Verkehr zu unterdrücken, der einzige 
und ausschließliche Gesichtspunkt sei, unter dem sich die Einführung eines 
Handels nach Qualität mit der von mir vorgeschlagenen Preisskala empfehle. 
Aus Analogien der Entwickelung auf anderen Gebieten des Warenverkehrs 
habe ich vielmehr gefolgert, daß das durch die Berücksichtigung der Qualität 

l ) Für unsere Zeitschrift ist die Angelegenheit hiermit erledigt. Red. 
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gekennzeichnete Stadium des Warenumlaufs auch bei der Milch nicht aus- 
bleiben könne, sondern irgendwann einmal kommen müsse, und ich habe 
einer Vorschubleistung seitens der Behörde und einem Vorwegnehmen des 
dem Staate und der Kommune gebührenden Einflusses auf diese Entwicke¬ 
lung das Wort geredet nicht bloß um der Bekämpfung der Unreellität willen, 
sondern auch aus den weiteren Gründen, weil durch den neuen Verkehrs¬ 
modus mit vorteilhaften Qualitätsmilchpreisen die Produktion von Qualitats- 
milch gefördert wird, und weil bei der extensiven und intensiven Steigerung 
der Kontrolle, die derselbe mit sich bringt, sich die hygienische Überwachung 
des Verkehrs weit besser durchführen lasse als bisher. Das dringende Er¬ 
fordernis, die Unreellität einzudämmen, war danach wohl der Ausgangspunkt 
meiner Überlegungen und die Anregung zu dem Gedanken, den Milchhandel 
zu reformieren; es ist aber nicht das einzige und nicht einmal das wich¬ 
tigste Argument, das sich zum Beweise der Zeitgemäßheit einer solchen 
Reform anführen läßt. 

An diese Richtigstellung meiner Ansichten gegenüber dem schwer¬ 
wiegendsten Mißverständnis, dem ich in Sauters Erwiderung begegnet bin, 
muß ich gleich eine zusammenfassende Bemerkung über die sonst noch darin 
vorkommenden vielen kleinen Mißverständnisse und Dunkelheiten anreihen, 
auf die im einzelnen einzugehen nicht möglich ist. 

Daß Saut er mich in so vielen Punkten mißversteht — beispielsweise 
darin, daß er annimmt, ich befürwortete eine einseitige Preisfestsetzung 
durch die Händler oder Landwirte ohne behördliche Kontrolle der Qualitäten 
und Preise; dann in seiner Meinung, daß ich die Tätigkeit der Chemiker 
ganz in den Dienst der Händler gestellt wissen wolle; ferner darin, daß mir 
die strengere Auffassung des Chemikers ein Ersatz für das gelegentliche 
Fehlen einer sicheren analytischen Handhabe sein solle (!) und i. a. m. —, 
hat seinen Grund für mich darin, daß er meinen Aufsatz zu kursorisch gelesen 
hat und bei der Lektüre der einzelnen Stellen sich nicht des Zusammen¬ 
hanges mit der Grundidee bewußt geblieben ist. Diese meine Annahme 
findet ihre Bestätigung nicht nur darin, daß er fundamentale Teile meiner 
Untersuchung ganz übergangen hat — so meine Ausführungen über die 
neueren Ergebnisse der Forschung auf dem Gebiete der Tierfütterungslehre 
und die davon zu machende Nutzanwendung —, sondern auch darin, daß 
er Worte und Wendungen aus meinem Aufsatze zitiert und kombiniert in 
einer Weise und mit der objektiven Wirkung, daß man ihren ursprünglichen, 
aus dem Zusammenhang ganz klar sich ergebenden Sinn nicht wiedererkennt. 
Dieses Verfahren Sauters veranlaßt mich, ihn darauf aufmerksam zu 
machen, daß das Zitieren der Worte anderer gleichbedeutend ist mit Ab¬ 
trennen und Herausnehmen derselben aus dem gegliederten Ganzen einer 
Darstellung, und daß dieses Abtrennen mit großer Vorsicht an den richtigen 
Gelenkstellen der Darstellung geschehen muß, wenn der ursprüngliche Platz 
und die ursprüngliche Bedeutung auch am herausgenommenen Gliede er¬ 
kennbar bleiben soll. Wer nicht so verfährt, täuscht sich und andere und 
bringt es dahin, daß höchste Genauigkeit der Meinungswiedergabe, was das 
Zitieren sein soll und wofür es jedermann hält, zur höchsten Ungenauigkeit 
wird. Das ist nicht mit einem, das ist gleich mit mehreren Zitaten aus 
meinem Aufsätze geschehen, wovon ich den Leser sich zu überzeugen bitte. 
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Besondere Hervorhebung verdient, was Saut er über die Kontrolle des 
Milchverkehrs in hygienischer Hinsicht sagt. Um der Gefahr einer Gesund¬ 
heitsschädigung, besonders der Säuglinge, durch in die Milch gelangte Keime 
zu begegnen, empfiehlt er als probates Mittel, die Milch abzukochen, und 
um dem Käufer eine Anleitung zu geben, wie er zu einer sauber ermolkenen 
Milch kommen könne, rät er ihm, seine Augen beim Kaufe aufzumachen. 
Beiläufig erwähnt er, daß die Untersuchung auf Schmutzgehalt vielfach 
schon geschieht, deren allgemeine Durchführung und weitere Ausbildung er 
aber offenbar nicht für notwendig erachtet, ln der Hauptsache sind es also 
jedem einzelnen selbst zu überlassende Maßnahmen — und zwar Maßnahmen, 
die sich in nichts von denjenigen unterscheiden, die bereits vor aller Exi¬ 
stenz einer Hygiene als Wissenschaft angewendet worden sind —, durch die 
nach Saut er scher Auffassung der Dinge dem Bedürfnisse der Allgemeinheit, 
gegen die Verunreinigung der Milch und ihre Gefahren geschützt zu werden, 
entsprochen werden soll. Kein Wunder daher, daß er in der dritten These 
am Schlüsse seiner Erwiderung auf dem Gebiete der hygienischen Über¬ 
wachung des Milchverkehrs alles in bester Ordnung findet. 

Das Umsichgreifen der Unreellität im Milcbhandel wird von mir mit 
auf die amtliche Prüfung und Unterscheidung der Marktware nach Grenz¬ 
zahlen zurückgeführt und als Korrigens dieser einseitigen Beurteilungsweise 
und ihrer Wirkung daher die Aufstellung eines neuen Beurteilungsprinzips 
verlangt, das nicht ausschließlich und zwangsweise, sondern zunächst fakul¬ 
tativ neben dem alten, aber wesentlich abgeschwächten Beurteilungsprinzip 
zur Anwendung kommen soll. Sauter ist für Beibehaltung der Grenzzahlen 
in der bisherigen Höhe, die für ihn den Vorzug haben, daß sich das polizei¬ 
liche Untersuchungs verfahren außerordentlich vereinfacht und abkürzt, und 
daß die Bezirksämter nicht zu befürchten brauchen, in den Strafen, die sie 
wirklichen oder vermeintlichen Fälschern zudiktieren, von den Gerichten 
desavouiert zu werden. 

Mit der Verteidigung der Grenzzahlen unter verwaltungstechnischem 
Gesichtspunkt berührt Sauter aber nur die eine, den Verwaltungsbeamten 
vielleicht in erster Linie interessierende Seite der Frage, die andere Seite 
dagegen, welche für die Allgemeinheit eine ebenso große, wenn nicht eine 
noch größere Bedeutung hat, läßt er ganz außer Betracht. 

Es ist zunächst klar, daß mit jeder Verwaltungsgrenzzahl — wie ich 
die auf dem Verwaltungswege festgesetzten höheren Grenzzahlen gegenüber 
den natürlichen niederen Grenzzahlen kurz nennen will — auch Waren im 
Verkehr angehalten und beanstandet werden, welche von dem Verkäufer 
ohne jeden Dolus als naturrein in Verkehr gebracht worden sind, und ferner, 
daß mit jeder Erhöhung der Verwaltungsgrenzzahleü dieser Fall häufiger 
eintritt. 

Um die Tragweite dieses Umstandes übersehen zu können, wollen wir 
zunächst annehmen, die Verwaltungsgrenzzahl für den Fettgehalt sei auf 
2,7 Proz. festgesetzt. Dann werden es unter 100 beanstandeten Proben 
etwa 5 Proben sein, deren Fettgehalt von Hause aus die Grenzzahl nicht 
erreicht, und die daher nicht gefälscht sind. Rücken wir dann mit der 
Grenzzahl herauf bis zu 3 Proz., so werden sich unter 100 beanstandeten 
Proben nicht mehr 5, sondern vielleicht 20 Proben vorfinden, die, obwohl 
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sie unverändertes Erzeugnis der Natur sind, mit dem gefälschten gleich be¬ 
handelt werden. Ich bemerke hier, daß die zur Erläuterung der Sache ge¬ 
wählten Zahlen nicht etwa aus der Luft gegriffen sind, sondern daß ich 
Grund zu der Annahme habe, daß sie dem tatsächlichen Verhältnis ent¬ 
sprechen. Jedenfalls wächst die Zahl der Fehlbeanstandungen bedeutend 
rascher als die Erhöhung, die wir bei der Grenzzahl eintreten lassen. 

Nun scheint Sauter, streng und unnachsichtig wie er ist, einfach zu 
verlangen, daß jeder Verkäufer sich vorsehen solle, daß er nicht Milch mit 
2,9 oder 2,8 Proz. in Verkehr bringe, wenn die Polizeiinstanzen entschieden 
haben, daß nur Milch mit 3 Proz. Fett und darüber als normale Verkehrs¬ 
ware anzusehen sei. Wie der Verkäufer das aber anstellen solle, sagt er 
nicht. Gesetzt den Fall, der Fettgehalt einer kleinen Viehhaltung bewege 
sich für gewöhnlich um 3 Proz. herum, und er sinke auch einmal, was gar 
nicht selten vorkommt, auf 2,9 oder 2,8 Proz. Kann man dem Landwirt 
zumuten, daß er das bemerke, und daß er eine Milch, die von denselben 
Kühen und mit derselben Fütterungsweise gewonnen ist, heute als Vollmilch 
und morgen als Magermilch verkaufe? 

Es ist aber nicht diese Ungereimtheit und Unausführbarkeit der polizei¬ 
lichen Vorschriften, sondern ganz etwas anderes, was die Anwendung hoher 
Grenzzahlen bei der Überwachung des Milchverkehrs so bedenklich macht. 

Hat es denn für den betroffenen Einzelnen und Hat es für die Gesamt¬ 
heit nichts zu bedeuten, wenn jemand, der sich keiner Schuld bewußt ist, 
unter dem Verdacht und mit der Anschuldigung vor die Aufsichtsbehörde 
geladen wird, daß er seine Milch gefälscht habe, und hier ein peinliches 
Verhör mit all den unangenehmen Weiterungen zu bestehen hat, welches 
das Bestreiten einer Schuld nach sich zu ziehen pflegt? Hat der Staat etwa 
ein geringeres Interesse daran, daß kein Schatten auf den ehrlichen, unbe¬ 
scholtenen Namen eines yi&nneB fällt, der nichts verbrochen hat, und daß 
das Vertrauen zu seinen Einrichtungen und das Sicherheitsgefühl, das von 
den letzteren ausgeht, erhalten bleibt und zunimmt, als daran, daß niemand 
beim Wareneinkauf übervorteilt und die Bevölkerung gut ernährt wird? 
Woher aber soll dieses Vertrauen beim Milchverkäufer kommen, wenn er 
gewärtig sein muß, daß er ohne genügenden Grund in ein polizeiliches Unter- 
suchungsverfahren verwickelt wird und dann, wenn das Verhör und die 
Recherchen ergebnislos verlaufen sind, gleich als ob nichts geschehen wäre, 
von der Behörde ruhig wieder heimgeschickt wird? — Man braucht nur alle 
diese Fragen zu stellen, und die Kehrseite der Grenzzablen und ihrer 
falschen Wahl zeigt sich in ihrer ganzen großen Bedenklichkeit von selbst. 

Die Schwierigkeit des uns beschäftigenden Problems liegt also nicht 
darin, Zahlen zu finden, mit denen wir den Verkehr vollständig von Fälscher- 
ware säubern können, ohne dabei Unschuldige zu treffen. Solche Zahlen 
gibt es einfach nicht. Wir mögen die Verwaltungsgrenzzahlen annehmen 
wie wir wollen, immer werden wir in dem Siebresultat aus der Marktware, 
das wir damit erhalten, gute, d. i. naturreine Ware, und schlechte nebenein¬ 
ander finden. Vielmehr lautet die Frage, welche wir uns zu stellen haben, 
so: Bei welcher Wahl der Grenzzahlen ist der Schaden, der mit den unver¬ 
meidlichen Fehlbeanstandungen angerichtet wird, geringer als der Nutzen, 
der mit den Treffern der Kontrolle erzielt wird? — Ich glaube, alle, die sich 
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diese Frage vorgelegt haben, haben mit mir die große Schwierigkeit ihrer 
Beantwortung empfanden. 

Den Grenzzahlen, wie wir sie haben und wie sie angewendet werden, 
d. h. ohne korrigierende Ergänzung durch Beurteilungsnormen für die besseren 
Qualitäten, wird weiter zum Vorwurf gemacht, daß sie uns eine Verschlechte¬ 
rung der Durchschnittsqualität der Marktware gebracht haben. Dieser Punkt 
ist in meinem Auf satze hinreichend erörtert, von Saut er aber auch ganz 
übergangen worden; ich darf bezüglich der Bedeutung dieses Punktes auf 
das in meinem Aufsatz Gesagte verweisen. 

Um das Vorausgegangene kurz zusammenzufassen, fehlt also viel dazu, 
daß die Frage, mit welchen Grenzzahlen wir in der Bekämpfung der Un- 
reellität am weitesten kommen, schon vollständig geklärt wäre. Ich vermag 
daher auch den vierten Punkt in dem von Saut er auf gestellten Programm 
für die Bekämpfung der Unreellität im Milchhandel als theoretisch gut be¬ 
gründet und als praktisch genügend erprobt nicht anzuerkennen. 

Noch eine außerordentlich wichtige und aktuelle Frage wird in der 
Sauterschen Erwiderung berührt, und zwar in einem Sinne, der alle in der 
NahrungsmittelkontroUe tätigen Chemiker zu lebhaftem Widerspruch heraus¬ 
fordern muß. Der Leser hält mir wohl die Bedeutung der Frage zugute 
und gestattet mir, auch hierüber noch einige Worte zu sagen. 

Sauter meint, daß es für den Verbraucher ganz einerlei sei, ob er von 
Hause aus fettarme Milch oder erst künstlich fettarm gemachte erhalte, und 
daß die Aufsichtsbehörde deshalb auch keine Veranlassung habe, in der 
Handhabung der Kontrolle zwischen diesen beiden Warenkategorien einen 
Unterschied zu machen. Bei der Besprechung dieser Ansicht muß ich unter¬ 
stellen, daß Sauter in beiden Fällen als Vollmilch bezeichnete Ware vor 
Augen hat, da sonst das Aufwerfen der Frage keinen Sinn hätte. 

Bei der unterschiedlichen Behandlung, welche der Verkauf ursprünglich 
fettarmer Milch einerseits und der Verkauf künstlich fettarmer Milch anderer¬ 
seits in Gesetz und Rechtsprechung erfährt, ist es aber doch nicht die Ware, 
welche den Unterschied bedingt. Die Ware kann in beiden Fällen gleich, 
ja sie kann im zweiten Falle sogar besser als im ersten sein. Was trotzdem 
im zweiten Falle, die unter allen Umständen eintretende Bestrafung nach 
sich zieht, ist die in ihren Motiven und in ihrer Wirkung unser Rechts¬ 
empfinden verletzende Handlung. In dem ersteren Falle wird die Ware 
verkauft als das, was sie ist, und gekauft als das, was sie ist, nämlich als 
Naturprodukt; in letzterem Falle dagegen liegt die Absicht und die Wirkung 
einer Täuschung vor. Und als Täuschung wird der Verkauf einer Kunst¬ 
ware unter dem Aushängeschild eines Naturproduktes so lange angesehen 
und rechtlich behandelt werden, als die Annahme allgemein und wohlbe¬ 
gründet ist — die im konkreten Falle gar nicht zuzutreffen braucht —, daß 
das Naturerzeugnis generell besser und bekömmlicher ist als die Kunstware. 

Gerade der Trugschluß, welcher der Sauterschen Auffassung unbewußt 
zugrunde liegt, daß nämlich aus der materiellen Gleichwertigkeit der Ware 
die rechtlich gleiche Beurteilung der zwei verschiedenen Fälle ohne weiteres 
resultiere, ist es ja, mit welchem seit Jahr und Tag seitens gewisser Handels¬ 
kreise gegen die Schranke angekämpft wird, welche in unseren Nahrungs¬ 
mittelgesetzen und den dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen zwischen 

Vierteljahraschrift für Gesundheitspflege, 1910. 41 
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diesen beiden Warenkategorien aulgerichtet ist, und die Chemiker wissen 
davon zu erzählen, wie oft die Interessen der Allgemeinheit schon durch die 
theoretische Ausschlachtung dieses Trugschlusses und durch die Versuche, 
ihn praktisch anzuwenden, bedroht waren. Würde die fragliche Anschauung, 
die Saut er vermutlich auf die den Polizeianforderungen nicht genügende 
Ware beschränkt wissen möchte, die sich aber nicht darauf beschränken 
läßt, zum Rechtsprinzip erhoben werden, so würden wir bald wenig Natur¬ 
erzeugnisse mehr auf dem Lebensmittelmarkte antreffen. 

Mit den Ansichten, welche Sauter über den fraglichen Punkt ent¬ 
wickelt, verteidigt er somit theoretisch und unterstützt er direkt, was er 
praktisch bekämpfen soll und will. 

Zum Schlüsse noch ein kurzes Wort über die divergierende Grundrich¬ 
tung der beiderseitigen Anschauungen und Maximen. 

Sauter sieht die Ursachen der zu beseitigenden Übelstände in der zu 
großen Beschränkung der Polizeigewalt und in der böswilligen Absicht des 
Fälschers; ich suche sie in der Unzulänglichkeit unserer Einrichtungen und 
in einem unredlichen Hang des Fälschers. Sauter plädiert daher für Aus¬ 
dehnung der Polizeibefugnisse und Verschärfung der Strafen; ich plädiere 
für den Ausbau unserer Verkehrseinrichtungen und für materielle Anerken¬ 
nung der besseren Leistungen. Auf welcher Seite die richtigere Vorstellung 
von der Wirklichkeit und der brauchbarere Fortschrittsgedanke anzutreffen 
ist, wird sich auf dem Wege der Diskussion nicht erweisen lassen. In 
solchen Angelegenheiten bleibt der Streit der Meinungen immer dem Schieds¬ 
spruch durch den realen Erfolg unterworfen. Warten wir daher ruhig die 
weitere Entwickelung der Dinge ab. 
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Deutsche und ausländische Krankenanstalten der Neuzeit, 

Studien und kritische Betrachtungen über Anlage und Einrichtung 
größerer neuzeitlicher Krankenhäuser in Deutschland, Österreich 
(Wien), Belgien (Antwerpen), Holland, England und Frankreich 
(Paris) von Baurat F. Büppel. Mit 206 Abbildungen im Text. 
Leipzig, Leineweber 1909. 4°. VIII u. 149 S. 

Der Verfasser, Baurat Kuppel in Hamburg, war mit dem verstorbenen 
Professor Lenhartz, Direktor des dortigen Eppendorf er Krankenhauses, 
Beferent in der 32. Versammlung des Deutschen Vereins für öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege, Bremen 1907, über das Thema: „Der moderne Krankenhaus¬ 
bau vom hygienischen und wirtschaftlichen Standpunkte.“ Gewissermaßen 
im Anschluß an die dortigen Ausführungen hat nun Büppel, veranlaßt 
durch den Neubau eines dritten Krankenhauses in Hamburg, das vorliegende 
Sammelwerk auf Grund seiner weiteren reichen Erfahrungen veröffentlicht, 
welche er bei der Besichtigung moderner Krankenhausbauten in Deutschland 
und im Auslande gesammelt hat. 

Mit großem Geschick hat Verfasser die einzelnen Objekte beschrieben 
und die Einrichtungen vom hygienischen und technischen Standpunkte 
kritisch beleuchtet; dabei hat er stets die praktischen Zwecke im Auge ge¬ 
habt. Seine Ausführungen werden von allen mit Krankenhausbauten be¬ 
trauten Bautechnikern und Ärzten für längere Zeit eine reiche Quelle der 
Belehrung sein. Die Zeichnungen geben eine gute Anschauung. 

Die Verlagsbuchhandlung hat das Werk in Papier, Druck und Herstel¬ 
lung der Zeichnungen vorzüglich ausgestattet. (M. P.) 


Das Gesundheitswesen des preußischen Staates im Jahre 
1908. Im Aufträge Seiner Exzellenz des Herrn Ministers der geist¬ 
lichen, Unterrichts und Medizinalangelegenheiten bearbeitet in der 
Medizinalabteilung des Ministeriums. Berlin, Eichard Schoetz, 1910. 
XII u. 492 S. Anhang 48 S. Jft 13,50. 

Der in bekannterWeise angeordnete und von dem Verleger ausgestattete 
Bericht liefert über die Fortschritte im öffentlichen Gesundheitswesen ein 
befriedigendes Ergebnis. Besonders berührt die Abnahme der gemeingefähr¬ 
lichen Krankheiten angenehm. Dagegen ist mit Bedauern hervorzuheben, 
daß die sonst übertragbaren Krankheiten eine größere Zahl von Opfern ge¬ 
fordert haben als im Vorjahre. Der größte Anteil fällt dem einheimischen 
Brechdurchfall zur Last; die Sterblichkeit ist gegen 1907 um 5246 Fälle 
gestiegen, welche zum größten Teile künstlich ernährte Kinder im ersten 
Lebensjahre trafen. 
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Erkrankungen und Sterbefälle an Typhus haben ab-, an Diphtherie zu- 
genommen. 

Erfreulich ist die Abnahme der Wurmkrankheit in den Industriebezirken, 
die Abnahme der Genickstarre, des Kindbettfiebers und der Lungen- und 
Kehlkopfschwindsucht gegen 1907. 

Die Anzeigepflicht wurde von den Ärzten besser, von den Haushaltunga- 
vorst&nden dürftig erfüllt. Die Absonderung der Typhuskranken von den 
Gesunden, die Benutzung der Krankenhäuser fand bei der Bevölkerung 
besseres Verständnis besonders für Typhuskranke; das gleiche gilt für das 
Desinfektions wesen (S. 52). 

Das Herbergswesen hat leider zugenommen, was zum Teil durch die 
Verteuerung des Lebensunterhaltes durch die hohen agrarischen Zölle (Ref.) 
verschuldet ist. Die Einrichtung von Volksbädern, Schulbädern und Wannen¬ 
bädern macht erfreuliche Fortschritte. 

Im übrigen sei auf die Abschnitte über Wohnungen, Nahrungsmittel, 
Schulen, gewerbliche Anlagen, Fürsorge für Eiranke und Gebrechliche hin¬ 
gewiesen. (M. P.) 


Prof. Dr. med. Ferdinand August Schmidt in Bonn: Gesund- 
heitslehre. Für die Frauenschule und häusliche Belehrung. Mit 
zahlreichen Abbildungen im Text Leipzig und Berlin, B. G. Teubner, 
1910. VIII u. 205 S. In Leinwand gebunden Jt 2,80. 

Das Buch verfolgt den Zweck einer Darstellung der Privatgesundheits¬ 
pflege durch die Hausfrauen und die Belehrung der heran wachsenden Mädchen 
in den höheren Schulen. Zu dem Ende wird zunächst der Bau des mensch¬ 
lichen Körpers beschrieben, die physiologischen Funktionen werden ge¬ 
schildert, das Wissenswerte über Luft, Klima, Wasser, Ernährung und 
Nahrungsmittel, Wohnung usw. besprochen. Zum Schluß wird auch die 
erste Hilfeleistung bei Unglücksfällen, Vergiftungen usw., künstliche Atmung 
gelehrt. 

Das Buch eignet sich für gebildete Frauen und Mädchen zum Selbst¬ 
unterricht. (M. P.) 


Schwimmrettungstafel : Lebensrettung bei Ertrinkenden von 
Sanitätsrat Prof. Dr. F. A. Schmidt in Bonn. Ausgabe A auf Papier 
Jt 2,40, Ausgabe B auf Papyrolin Jt 3,—, Ausgabe C auf Papyrolin 
mit Stäben Jt 3,60. Leipzig, B. G. Teubner. 

Die Tafel veranschaulicht in den hier abgedruokten Zeichnungen die 
Tätigkeit des Retters und zugleich diejenigen Vorsichtsmaßregeln, welche er 
zu beobachten hat, um sich selbst gegen die sein Leben gefährdenden Griffe 
des Ertrinkenden zu schützen. Den Abbildungen sind erläuternde kurze 
Ratschläge beigefügt. 

Die Aufhängung der Tafel an geeigneten Plätzen ist zu empfehlen. 

(M. P.) 
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Medizinalarchiv für das Deutsche Reich. Zeitschrift für Recht¬ 
sprechung und Verwaltung auf dem Gebiete des Gesundheitswesens, 
unter vollständiger Wiedergabe des Reichsrechtes und des preußischen 
Rechtes und unter Berücksichtigung des Rechtes der übrigen Bundes¬ 
staaten. Sammlung der ergehenden Gesetze und Ausführungsbestim¬ 
mungen, der gerichtlichen und verwaltungsgerichtlichen Entschei¬ 
dungen, sowie der zentralbehördlichen Erlasse und Verfügungen. Unter 
Mitwirkung hervorragender Juristen und Medizinal verwaltungs¬ 
beamten herausgegeben von Kurt v. Rohrscheidt, Regierungsrat 
in Merseburg. Berlin, Franz Vahlen, 1910. Preis für den Jahrgang, 
vier Hefte, \ 2. 

Das Unternehmen entspricht einem Bedürfnis und kann allen Beamten 
der Medizinalverwaltung und der Staatsarzneikunst warm empfohlen werden. 

_ (M. P.) 

Bericht über die sanitären Verhältnisse und Einrichtungen 
des Königreiches Böhmen in den Jahren 1906—1908. 

Herausgegeben von Dr. Ignac Pelc, k.k. Hofrat und Landessanitäts¬ 
referenten, derzeit Vorsitzenden des Landessanitätsrates Prag. Verlag 
der k. k. Statthalter ei, 1910. 

Der Bericht ist von besonderem Interesse, da in die Zeit 1906 bis 1908 
die praktische Ausführung einer ungewöhnlich großen Anzahl sanitärer 
Werke fällt, welche ihre Entstehung Stiftungen zu Ehren des Jubiläums¬ 
jahres S. M. des Kaisers verdanken. Hierher gehören Einrichtungen zur 
Bekämpfung der Tuberkulose im Königreich Böhmen, zur Verbesserung der 
Wohnungsfrage der arbeitenden Volksklassen, die Hintanhaltung der Ge¬ 
werbekrankheiten auf Grund der Morbiditätsausweise der Krankenkassen 
und die Ausgestaltung der Einrichtungen für die Zwecke des Kinderschutzes. 
Detaillierte Darstellungen und Planskizzen dienen zur völligen Klarlegung 
dieses Teiles des Berichtes; neben diesem Teile werden noch die Ergebnisse 
der Impfungen, der Tätigkeit der k. k. Polizei- und Veterinärärzte, sowie 
der Meteorologie gebracht. 

Interessenten werden in dem Berichte alles Wünschenswerte über die 
sanitären Verhältnisse Böhmens mit großem Fleiße und großer Genauigkeit 
zusammengestellt finden. (M e r k e 1 - Nürnberg.) 

Wiener Heilanstalten. Darstellung der baulichen Anlage und Ein¬ 
richtung, bearbeitet von Sanitätsrat Dr. Eugen Hofmokel, Direktor 
der k. k. Krankenanstalt „Rudolfstiftung“ in Wien, nebst Beiträgen 
von k.k. Baurat Bartholomäus Piekniczek, mit 233 Abbildungen 
im Text. Sonderabdruck aus der Beilage zur Wochenschrift „Das 
österreichische Sanitätswesen“, Nr. 19 vom 12. Mai 1910. Wien, 
Alfred Holder, 1910. 

Die vorliegende Schrift sucht den Bedürfnissen derjenigen, welche sich 
mit dem Wiener Spitalwesen vertraut machen wollen, Rechnung zu tragen, 
und zwar war damit nicht nur beabsichtigt, das dermalige Bild festzuhalten, 
sondern es sollte das Gute und Nachahmenswerte besonders hervorgehoben 
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werden, um dadurch von der Reich shauptstadt weitere Anregungen zu ver¬ 
mitteln. 

Besprochen sind, zugleich mit vielen vorzüglich ausgeführten Illustra¬ 
tionen, sämtliche Wiener Heilanstalten mit Ausnahme der Militärspitaler. 
Begonnen ist mit der Schilderung der öffentlichen Krankenanstalten, es folgt 
die der Kinderspitäler, der allgemein zugänglichen und allgemein nicht zu¬ 
gänglichen Privatspitäler, der Irrenanstalten, Entbindungsanstalten, Zahl¬ 
abteilungen und Privatsanatorien, Ambulatorien und Ordinationsinstitute. 
Außer den bestehenden Heilanstalten sind auch die im Bau begriffenen be¬ 
rücksichtigt. Eine Reihe der einschlägigen Grundrisse, Lagepläne und An¬ 
sichten kommt zum erstenmal zur Veröffentlichung. Besonderes Interesse 
bieten die neuesten Anlagen, wie jene der neuen Kliniken, der niederöster¬ 
reichischen Heil- und Pflegeanstalten am Steinhof, der Jubiläumskranken¬ 
anstalt der Stadt Wien, des Landes-Zentralkinderheimes, der Nathaniel Frei¬ 
herr von Rothschildschen Stiftung für Nervenkranke, des Krankenhauses der 
Wiener Kaufmannschaft, des Entbindungsheimes des Verbandes der Wiener 
Genossenschaftskrankenkassen, der Lupusheilstätte, des chirurgischen Pa¬ 
villons im Sophienspital, der zwei Pollack-Kinderpavillons im Kaiser-Franz 
Joseph-Spitale, des Wilczek-Pavillons in dem Rudolfinerhause usw. 

Von besonderem Interesse dürften für den Leser die anhangsweise ge¬ 
gebenen Ausführungen über eine Reihe wichtiger Spitalsfragen und deren 
Lösung in den Wiener Anstalten sein. Besprochen werden folgende Punkte: 
Lage und Bauart, Krankenzimmer und dessen Nebenräume, Unterbringung 
von Infektionskranken, deren Transport, Operations- und Behandlungsräume, 
Laboratorien und Prosekturen, Wirtschaftseinrichtungen, Wasserversorgung, 
Heizung, Lüftung und Beleuchtung, der Krankenpflegedienst, Bau und Be¬ 
triebsaufwand. 

Das Werk kann allen, die sich mit Bau und Errichtung von Kranken¬ 
anstalten befassen, zum Studium aufs beste empfohlen werden. Referent 
hätte gern da und dort noch Mitteilungen vorgefunden, wie sich Neueinrich- 
richtungen, z. B. bei Heizungen und Lüftungen, bis jetzt bewährt haben. 

(Merkel - Nürnberg.) 


Prof. Dr. Chr. Jürgensen-Kopenhagen: KOOhlehrbUOh Ulld prak¬ 
tisches Kochbuch für Ärzte, Hygieniker, Hausfrauen, 
KochSChulen. Mit 31 Figuren auf Tafeln. Berlin, Julius Springer, 
1910. 8 c/«. 

Verfasser .will mit seinem Kochlehrbuch uns ein Buch bringen, welches 
nicht nur theoretisches Verständnis bringen soll, sondern auch als täglich 
verwendbares praktisches Kochbuch dienen kann, nach dem sich in jedem 
gewöhnlichen Haushalt kochen läßt. Um dem wissenschaftlichen Bedürfnis 
gerecht zu werden, ist bei jedem Kochrezept der Eiweißgehalt und der 
Kalorien wert berechnet. AJs besonderer Vorzug der vorliegenden Schrift 
muß anerkannt werden, daß man nach dem doch auf wissenschaftlicher 
Basis aufgebautem Buche auch wirklich kochen kann; hierdurch unter¬ 
scheidet es sich vorteilhaft von den bisher erschienenen Werken ähnlicher 
Art. Des weiteren sind bemerkenswert die vorzüglich geschriebenen Ein- 
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leitungen, welche den einzelnen Nahrungsmittelgruppen vorangestellt sind; 
letztere sind: 1. Milch, 2. Ei und Eierspeisen, 3. Fleisch und Fleisch waren 
von Vierfüßern, Vogel und Fisch, 4. das Getreide (die Cerealien), 5. Hülsen¬ 
früchte (Leguminosen), 6. Gemüse, 7. Früchte. Als Anhang: Zucker und 
Genoßmittel. 

Der Wunsch des Verfassers, daß das Buch auch in deutschen Kreisen, 
bei Ärzten und Laien, günstige Aufnahme finden möge, wird wohl in Er¬ 
füllung gehen. (Merkel-Nürnberg.) 


Dr. Oskar Scheuer, Facharzt für Haut- und Geschlechtskrankheiten in 
Wien: Die Syphilis der Unschuldigen (Syphilis inson- 
tium). Urban und Schwarzenberg, Berlin-Wien, 1910. 

Verfasser macht in vorliegender Schrift auf die bei Laien und des öfteren 
auch bei Ärzten vielfach noch unbekannten und deshalb gefahrvolleren extra¬ 
genitalen Ansteckungen der Syphilis aufmerksam und will ihre Verhält¬ 
nisse, Entstehungsmöglichkeiten und Krankheitsformen eingehend beleuchten. 
Wegen der relativen Seltenheit der Fälle ist die Feststellung der Erschei¬ 
nungen der aufiergeschlechtlich stattgehabten Ansteckung nicht ganz leicht, 
und es erscheint daher gerechtfertigt, einer Aufklärung und Feststellung der 
diagnostischen Zeichen des primären extragenitalen, harten Schankers näher¬ 
zutreten. Scheuer bringt zum Schlüsse seiner Arbeit eine Zusammenstel¬ 
lung und Übersicht aller Publikationen, die vom 1. Januar 1906 bis 1. Januar 
1909 an verschiedenen Stellen erschienen sind. Die kritische Würdigung, 
welche in bezug auf die Bedeutung extragenitaler Initialaffekte und deren 
Verhütung in Frage kommt, ist als gut gelungen zu bezeichnen; ebenso muß 
der unendliche Fleiß, mit dem Verfasser 5679 extragenital vorgekommene 
Schanker sammeln konnte, voll anerkannt werden. 

Indirekt veranlaßt ist die Arbeit durch eine Enquete, welche die „öster¬ 
reichische Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten* im 
Jahre 1908 veranstaltete und an der Verfasser helfend teilnahm. 

(Merkel-Nürnberg.) 


Die Syphilis, ihr Wesen und ihre Heilung. Ein Handbuch 
für Ärzte von Dr.Karl Francke, Arzt für innere Leiden in München. 
Mit 16 Abbildungen. Th. Berge, Buchhandlung, Berlin C. Preis 5 dfl. 

Für das aus den verschiedensten Kreisen zusammengesetzte Lese¬ 
publikum unserer Zeitschrift möge an dieser Stelle nur in Kürze darauf hin¬ 
gewiesen sein, — für eine längere Besprechung eignet sich das doch nur für 
die Spezialkollegen geschriebene Buch kaum —, daß Francke eine neue 
Behandlungsmethode der obengenannten Erkrankung empfiehlt, von deren 
Durchführung er recht beachtenswerte Resultate gesehen hat. 

Durch die Ehrlich sehe Entdeckung wird wohl neuerdings wieder eine 
andere Behandlungsweise der Syphilis in Frage kommen. 

(M e r k e 1 - N ürnberg.) 
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Die Ergebnisse der Schlachtvieh- und Fleischbeschau im 
Deutschen Reiche im Jahre 1007. Bearbeitet im Kaiserlichen 
Gesundheitsamte. Berlin, Julius Springer, 1909. Preis broschiert 
Jt 7,40. 

Der vorliegende Bericht über die Ergebnisse der Schlachtvieh- und 
Fleischbeschau im Jahre 1907 ist der vierte, in welchem diese gemäß den 
Bundessatzbestimmungen vom Jahre 1904 statistisch zusammengefaßt sind. 
Die Gliederung des Berichtes ist die gleiche wie in den vorhergegangenen 
Jahren; in drei Abschnitten, welchen ausführliche Tabellen beigegeben sind, 
wird behandelt: Die Schlachtvieh- und Fleischbeschau bei Schlachtungen im 
Inlande, die Beschau bei dem ins Zollinland eingeführten Fleische und die 
Tuberkulose-Statistik der Schlachthöfe. Da der vorliegende Bericht sich als 
letzter auf die alten Erhebungsformulare stützt, sind in ausgiebiger Weise 
Vergleiche mit den Beschauergebnissen der Jahre 1904 bis 1907 eingefügt. 
Als von besonderem Interesse ist zu erwähnen die bereits im Vorjahre be¬ 
richtete fortgesetzte Zunahme der Häufigkeit der Tuberkulose des Rindes, 
während bei derjenigen der Tuberkulose des Schweines wiederum ein kleiner 
Rückgang zu verzeichnen ist. Der letztere Umstand kann als ein Erfolg 
der gegen die Verschleppung der Tuberkulose durch Milchrückstände aus 
Sammelmolkereien gerichteten Bestrebungen betrachtet werden. In einem 
Anhänge ist dem Berichte noch beigegeben: Eine Abhandlung über die Re¬ 
gelung der Trichinenschau im Deutschen Reiche und die Bedeutung der 
Trichinenschau sowie der allgemeinen Fleischbeschau für die Bekämpfung 
der Trichinen, der gesundheitsschädlichen Finnen und der Hülsen Würmer; 
eine Übersicht über die nichtbeschaupflichtigen Schlachtungen und ein Ver¬ 
zeichnis von Gesetzen, Verordnungen und sonstigen Bestimmungen über die 
Schlachtvieh- und Fleischbeschau, die im Jahre 1908 erlassen und in Kraft 
geblieben sind. (Merkel-Nürnberg.) 


Das Steiermärkisohe Sanitätswagen im Jahre 1906 mit 
Rückblick auf die letzten 10 Jahre. Verfaßt im Statt- 
halterei-Sanitäts-Departement. Graz 1909. Im Verlage der Steier¬ 
märkischen Statthalterei. Druckerei Leykam, Graz. 

Im Anschlüsse an die im Jahre 1898 in gleichem Verlage erschienene 
Publikation: „Das Steiermärkische Sanitätswesen im Jahre 1896 und dessen 
Entwickelung in den letzten 25 Jahren u gibt der vorliegende Bericht ein 
Bild über die sanitären Verhältnisse des Landes Steiermark im Jahre 1906 
und über deren Entwickelung in dem Dezennium 1897 bis 1906. Unter Bei¬ 
gabe zahlreicher Tabellen und Übersichtstafeln wird in einzelnen Abschnitten 
berichtet über: A. Die Bewegung der Bevölkerung von Dr. Franz Haimel, 
k. k. Bezirksarzt; B. Die Infektionskrankheiten und Epidemien von Dr. Adolf 
Kutschera R. v. Aichbergen, k. k. Landessanitätsinspektor; C. Die Heil¬ 
anstalten von Dr. Franz Haimel, k. k. Bezirksarzt; D. Die Humanitäts¬ 
anstalten, E. Kurorte und Mineralwasserquellen und F. Die Sanitätspfiege 
von Dr. Karl Schoenauer, k. k. Oberbezirksarzt; G. Der Sanitätsdienst von 
Dr. Anton Sicic, k. k. Bezirksarzt; H. Allgemeine und lokale sanitäre Ver- 
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hältnis8e in den Gemeinden von Dr. Adolf Kutschern PL v. Aichbergen, 
k. k. Landessanitätsinspektor. Von den zahlreichen interessanten Einzel¬ 
heiten des Berichtes, auf welche hier nur hingewiesen werden kann, sei 
angeführt der verzeichnete Rückgang der Sterblichkeit von Kindern unter 
ein Monat von 95,67 (Jahresdurchschnitt 1887 bis 1896) auf 80,96 (1897 
bis 1906) auf 1000 Lebendgeborene und von Kindern unter ein Jahr von 
221,72 auf 221,01 auf 1000 Lebendgeborene; ferner der Rückgang der 
Tuberkulosesterblichkeit, welche sich 1872 bis 1896 zwischen 284 bis 362 
auf 100 000 Einwohner bewegte gegenüber von 241 bis 284 im Berichts¬ 
dezennium. Ebenso war eine erhebliche Abnahme der Infektionskrankheiten 
zu verzeichnen. (Merkel-Nürnberg.) 


Über das Alkohol verbot in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika. Ergebnisse einer mit Staatsunterstützung aus¬ 
geführten Forschungsreise, dargestellt von Dr. Matti Helenius- 
Seppälä, Helsingfors, Finnland. Jena, Gustav Fischer, 1910. 

In vorliegendem Buche sind vom Verfasser die Ergebnisse einer For¬ 
schungsreise niedergelegt, welche er im Jahre 1906 vom Verein der Freunde 
der Abstinenz aus zum Studium der Alkoholverbotsgesetzgebung und deren 
Wirkungen mit staatlicher Unterstützung nach Nordamerika unternahm 
behufs Beschaffung von Unterlagen für die Ausarbeitung eines Alkoholver¬ 
botsgesetzes in Finnland. Infolge des Umstandes, daß es dem Verfasser 
möglich war sowohl in den Staatsbibliotheken und Archiven einzelner Staaten 
als auch in den Zentralbureaus der Regierung der Vereinigten Staaten in 
Washington arbeiten zu können, liegt dem Buche ein umfangreiches 
statistisches und anderes offizielles Aktenmaterial zugrunde, welches ihm 
einen besonderen Wert verleiht. Es wird zunächst ein interessanter Über¬ 
blick gegeben über den gegenwärtigen Stand der Alkoholfrage in den Ver¬ 
einigten Staaten überhaupt (Begriff des Alkoholverbotgesetzes und dessen 
allgemeine Geschichte; Alkohol verbrauch in den Vereinigten Staaten; Schwierig¬ 
keiten bei der Stiftung und der Durchführung der Verbotgesetze und die 
überwundenen Schwierigkeiten). Ferner wird im einzelnen berichtet über 
die Erfolge der Alkoholverbotgesetzgebung in den Staaten Maine, Kansas 
und North-Dakota. Dabei nimmt die Schilderung der Verhältnisse in Maine, 
wo mit einer kurzen Unterbrechung ein Alkohol Verbotgesetz seit nahezu 
60 Jahren besteht, unter Anführung des zurzeit geltenden Verbotgesetzes einen 
breiten Raum ein. Die Wirkung dieses Gesetzes auf Volkswohlstand und 
auf die Abnahme von Verbrechen in Maine, wofür statistische Belege über 
einen Zeitraum von 50 Jahren und mehr gebracht werden, spricht deutlich 
für den Wert der Abstinenz. Es sollten diese Verhältnisse eine ernste 
Mahnung auch für uns in Deutschland sein, zumal der Alkoholverbrauch im 
Deutschen Reiche beträchtlich größer ist als derjenige in den Vereinigten 
Staaten. 

Das Buch wird einen schätzenswerten Bestandteil der Literatur über 
die Abstinenzbewegung bilden. (Merkel-Nürnberg.) 
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Jahrbuch 1910 für Volks- und Jugendspiele. In Gemein¬ 
schaft mit E. y. Sohenckendorff und Prof. Dr. F. A. Schmidt 
herausgegeben von Hof rat Prof. H. Ray dt. 19. Jahrgang. Leipzig, 
B. G. Teubner. Gr. 8°. 348 S. Preis kartoniert Jt 3. 

Die Jahrbücher für Volks- und Jugendspiele sind immer eine will¬ 
kommene Gabe auf dem Büchermärkte. Reich an überaus lehrreichen Original¬ 
abhandlungen legen sie auch Zeugnis ab von den erfreulichen Fortschritten, 
welche die Spielbewegung von Jahr zu Jahren verzeichnen hat. 

Auch der vorliegende 19. Band reiht sich nach beiden Richtungen seinen 
Vorgängern würdig an. 

Prof. Dr. Konrad Koch (Braunschweig) widmet der Erinnerung an 
Friedrich Ludwig Jahn ein geistreiches Essay: „Die Begründung der 
deutschen Turnkunst vor hundert Jahren“; eine überzeugende Darlegung 
über den Wert der Leibesübungen als „Jungbrunnen“ liefert uns Dr. Bien¬ 
wald; er hat vollkommen Recht, wenn er behauptet, daß es keines be¬ 
stimmten „Systems“ bedürfe, und daß jeder nach Beratung mit seinem 
Arzte die Übungen aussuchen möge. Ein prächtiger Artikel ist der den In¬ 
halt des Vortrages beim Kongreß für Volks- und Jugendspiele (1909) wieder¬ 
gebende Beitrag von Generalmajor Neuber: „Die Bedeutung der Volks- und 
Jugendspiele für die Wehrkraft des deutschen Volkes.“ — „Erziehung zur 
Wehrkraft ist Volkserziehung ... Was der Krieg vom Soldaten fordert, ist 
ebenso eine notwendige Vorbedingung oder zum mindesten eine wertvolle 
Hilfe für den Gelehrten und Künstler, den Ingenieur und den Kaufmann, 
den Bauer wie den Arbeiter; sie alle brauchen körperliche Kraft und Ge¬ 
sundheit, geistige Spannkraft und Intelligenz, Energie des Willens und 
Selbsttätigkeit.“ 

Oberrealschullehrer Franz Klein setzt uns in überzeugender Weise 
„die Bedeutung des Schwimmens für das weibliche Geschlecht“ auseinander; 
einen kleinen, aber sehr wichtigen und sehr richtigen Aufsatz: „Leibes¬ 
übungen und Bodenspekulation“ veröffentlicht H. Schröer (Berlin), er be¬ 
klagt nicht ohne Unrecht, daß „Spiel und Sport — wenn es nicht der vor¬ 
nehme Sport ist — sich mit Sandwüsten und Schuttplätzen begnügen müssen, 
die der Bebauung noch nicht erschlossen sind, oder mit kleinen, unzu¬ 
reichenden Fleckchen grüner Erde.“ 

Prof. Dr. Burgaß stellt „die Literatur des Spiels und verwandter 
Leibesübungen im Jahre 1909“ zusammen und fügt jedem angezeigten Lite¬ 
raturerzeugnis eine kurze kritische Besprechung an. 

Der dritte und umfangreichste Teil des gehaltvollen Jahrbuches ist aus¬ 
gefüllt von Nachrichten aus dem praktischen Spielbetrieb. Hervorgehoben 
seien: „Denkschrift über die Wehrkraftbestrebungen des Zentralausschusses. 
Einige Antworten“ (von v. Schenckendorff), ein Aufruf über „die körper¬ 
liche Ertüchtigung der deutschen akademischen Jugend“ (von dem Ausschuß 
für Hochschulen), „die Ausdehnung der Spielbewegung auf das Land“ (von 
Landrat Dr. Hagen), der sehr praktische und dabei als ein kurzer Leit¬ 
faden für den gesamten Spielbetrieb verwendbare „Auskunftsbogen des 
Zentralausschusses“ (von Prof. Dr. F. A. Schmidt), „die Auskunftsstelle für 
Jugendwandern“ (von Oberlehrer Fritz Eckardt), „der neue Bielefelder 
Volkspark im Dienste der Volksgesundung“ (von Oberturnlehrer Schmale) 
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und der Bericht über den Gleiwitzer Kongreß für Volks- und Jugendspiele 
(von Prof. Raydt und Spielinspektor Münzer). 

Die Spielbewegung ist in ganz Deutschland in stetem Fortschreiten be¬ 
griffen und zielbewußt arbeitet der Zentralausschuß in sachkundigster Weise 
weiter, um die Bewegungsspiele zu echt volkstümlichen und echt deutschen 
Spielen zu gestalten; darum muß man ihm Dank wissen. 

(Altschul-Prag.) 


Prof. Dr. A. Cramer, Geh. Med.-Rat in Göttingen: Pubertät UHd 
Schule. (Schriften des Deutschen Ausschusses für den mathemat. 
und naturwissenscbaftl. Unterricht, Heft 4.) Leipzig, B. G. Teubner, 
1910. Gr. 8°. Jt 0,50. 

Die kleine Schrift gibt den Inhalt eines Vortrages wieder, den Cramer 
in einer Sitzung des „Deutschen Ausschusses für den mathematischen und 
naturwissenschaftlichen Unterricht“ gehalten hat. Wie dies bei einem Manne 
von der Bedeutung und der stilistischen Gewandtheit Cr am er 8 nicht anders 
zu erwarten stand, erscheint das überaus wichtige Problem trotz der knappen 
Form mit wissenschaftlicher Gründlichkeit allseitig beleuchtet. Cramer 
weiß uns über das Thema „Pubertät und Schule“ auf 16 Druckseiten 
mehr zu sagen als manches dickleibige Buch der modernen Fachliteratur 
über den gleichen Gegenstand — verschweigt. 

Ausgehend von der anatomischen und physiologischen Entwickelung 
des Gehirns entwirft uns der Verfasser in kräftigen Strichen ein überaus 
anschauliches Bild von der Psychologie des Pubertätsalters und zeigt, wie 
eng sich in dieser Entwickelungsphase die normalen Überschwenglichkeiten 
mit den psychischen Abnormitäten begegnen. 

Er fordert mit vollem Recht, daß man Individuen mit ausge¬ 
sprochenem Schwachsinn aus den oberen Klassen der höheren Lehr¬ 
anstalten entfernen muß. 

Bei Besprechung der Schülerselbstmorde betont Cramer mit dem 
nötigen Nachdruck, daß dabei sicher der psychologische Charakter und die 
degenerative Veranlagung die Hauptrolle spielen: „Auf jeden Fall wäre es 
verkehrt, daraus, daß zeitweise die Schülerselbstmorde sich häufen, den 
Schluß zu ziehen, daß die Schule einzig und allein daran schuld sei.“ 

Nur in einem Punkte — und dieser ist kein rein medizinischer — 
wird die Auffassung Cramers nicht allgemeine Zustimmung finden. Auf 
S. 7 sagt er: „Hemmungen kann man bei ihnen (den Kindern im Pubertäts¬ 
alter) nur einscbalten durch Strafen, d. h. dadurch, daß man ihnen die Er¬ 
fahrung beibringt, daß, wenn sie Verbotenes tun, ihnen dann etwas Unan¬ 
genehmes bereitet wird“, und S. 15 wiederholt er, „daß mit allzuviel Milde 
hier im allgemeinen nichts erreicht werden wird“. Übrigens gesteht er 
wenige Zeilen später: „daß bei dem einen Lehrer alles glatt geht ..., während 
bei dem anderen trotz großer Polterei und Prügel nichts erzielt wird“. 
Hoffen wir, daß das Gros der Lehrer doch lieber versuchen wird, mit gütigen 
Vorstellungen und durch Erweckung des Ehrgefühles auszukommen als mit 
Strafen, die nur auf Ausnahmefälle beschränkt bleiben müssen. 

(Altschul, Prag.) 
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Hofrat Prof. H.Raydt: Spielnaohmittage. Dritte, wenig veränderte 
Auflage. Leipzig, B. G. Teubner, 1910. Gr. 8°. 158 S. e/^2,40. 

„ Spielnachmittage u und der Name Ray dt bilden eine natürliche Ideen¬ 
verbindung: wenn wir das Wort „Spielnachmittage u hören, reproduzieren 
wir unwillkürlich den Namen Ray dt, den Vater und mannhaften Vorkämpfer 
der unbedingt notwendigen Forderung der Einführung eines schulfreien 
und obligatorischen Spielnachmittages. Wie groß das Interesse für die 
Raydt8chen Argumente ist, beweist die Tatsache, daß sein Buch bereits die 
dritte Auflage erlebt hat. 

Ray dt hat in seinem vortrefflichen Buche alles zusammengetragen, was 
theoretisch und praktisch für die Begründung seiner Forderungen vor¬ 
gebracht werden kann, und es ist ihm auch vollständig gelungen, den Beweis 
für die Notwendigkeit der „Spielnachmittage“ einwandfrei und überzeugend 
zu erbringen. 

Der Inhalt des oft zitierten Buches kann als bekannt vorausgesetzt 
werden. Nachdem alle Fragen, welche die Bewegungsspiele betreffen, in er¬ 
schöpfender Weise dargelegt werden, berichtet der Verfasser im VIIL Kapitel 
über die Quedlinburger Versammlung (1904) und den Frankfurter Kongreß 
(1905) und kann im IX. Kapitel auf die Einrichtung allgemein verbindlicher 
Schulspiele in Braunschweig und im X. Kapitel auf die Einrichtung obliga¬ 
torischer Spielnachmittage in Württemberg bin weisen. Kapitel XI registriert: 
„Weitere Fortschritte“. 

Möge Raydts verdienstvolle Arbeit auch in seiner dritten Auflage, die 
mit dem wohlgelungenen Porträt v. Schenkendorffs geziert ist, seinen 
Weg finden. (Altschul-Prag.) 

Dr. Arthur J. Fuchs: Die Wohnungsinspektion. Ein Beitrag zur 
Einführung derselben in Österreich. Leipzig und Wien, Franz 
Deuticke 1910. 72 S. 2,4 Kr. = Jl 2. 

In sehr flüssiger Darstellung setzt Verfasser die historische Entwicke¬ 
lung und das Wesen der Wohnungsaufsicht auseinander, zeigt ihre Not¬ 
wendigkeit und ihre Erfolge und weist nach, wie die Bedenken gegen ihre 
Einführung sich überall als irrig erwiesen haben, und von steigender An¬ 
erkennung ihres Nutzens, selbst in Hausbesitzerkreisen, abgelöst wurden. 
Mit Recht wird daran erinnert, wie man auch bei Einführung der Gewerbe¬ 
aufsicht befürchtet hatte, daß die meisten Fabriken würden geschlossen 
werden müssen. Jeder Kenner der Wohnungsfrage wird die sehr gute und 
bis in die allerneueste Zeit fortgesetzte Übersicht begrüßen, die der Ver¬ 
fasser von der glücklicherweise immer zahlreicher werdenden Verwirklichung 
der Wohnungsaufsicht gibt, und wer noch zweifelt, den müssen die klaren 
und warmherzigen Ausführungen überzeugen, obsohon oder vielleicht gerade 
weil von zahlenmäßigem Material mit offensichtlicher Absicht nur wenig bei¬ 
gebracht ist. Die Schrift orientiert über die Gesetzeslage in allen Ländern 
und bringt besonders viele Beispiele aus Deutschland, trotzdem wahrlich 
auch bei uns die Wohnungsaufsicht noch allzulangsame Fortschritte macht 
und namentlich von der Gesetzgebung noch allzuwenig gefördert wird. 
Auch bei unB können auf die letztere die Gemeinden nicht mehr warten; so 
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gesellt sich den Großstädten, die selbständig Vorgehen, in diesem Jahre auch 
Charlottenburg zu und gedenkt unter anderem die Bestimmung durchzu¬ 
führen, die sich nach dem Verfasser noch „ nirgends tt findet, daß kein Raum 
als Wohnraum benutzt werden darf, der nicht ausdrücklich als solcher ge¬ 
nehmigt war. Mit besonderer Ausführlichkeit wird gezeigt, wie dringend 
erforderlich auch die Wohnverhältnisse in österreichischen Großstädten die 
Einführung der Wohnungsaufsicht als des ersten Schrittes zur Besserung 
erscheinen lassen, und wie das Arbeiterwohnungsgesetz vom 8. Juli 1902, 
das übrigens zum Teil sehr fortgeschrittene Vorschriften enthält, nur zu sehr 
geringer Anwendung gelangt ist. Eine organisierte, ständige, halb¬ 
wegs befriedigende Wohnungsaufsicht gibt es in keiner öster¬ 
reichischen Gemeinde, geschweige denn einen fachtechnischen Wohnungs¬ 
inspektor. Was in Wien geschieht, ist ungenügend, nicht geregelt, nicht 
zielbewußt, ist keine organische Wohnungspflege, sondern eine fallweise Be¬ 
seitigung von Mißständen. Dabei ist die jüngste Spruchpraxis des Ver¬ 
waltungsgerichtshofes, wenn auch schwankend, doch nicht ungünstig; aber 
es bedarf fester Vorschriften, und dazu braucht — meint Verfasser — die 
Regierung nicht den langwierigen Weg der Gesetzgebung zu gehen, sondern 
könne im Verordnungswege durch Erlasse an die Gemeinden schon sehr viel 
erreichen, insbesondere auch die Einrichtung der Wohnungsinspektion. 
Hoffen wir, daß der laute und begründete Ruf des Verfassers überall in 
Österreich gehört wird und Erfolg findet. 

(Landsberger - Charlottenburg.) 


Dr. med. M. Loehlein, Privatdozent in Leipzig: Die krankheits¬ 
erregenden Bakterien« Mit 33 Abbildungen im Text. Leipzig, 
B. G. Teubner, 1910. 120 S. Gebunden Jtt 1,25. 

Dieses Werkchen ist das 307. Bändchen der Sammlung wissenschaft¬ 
licher gemeinverständlicher Darstellungen „Aus Natur und Geisteswelt“, 
durch die Bich die Verlagshandlung ein entschiedenes Verdienst um die Ver¬ 
breitung von Aufklärung und Volksbildung erworben hat. Es ist sicher eins 
der besten Bücher der Sammlung, wir können den Verfasser aufrichtig dazu 
beglückwünschen. Die Entstehung, Heilung und Bekämpfung der bakte¬ 
riellen Infektionskrankheiten gemeinverständlich darzustellen, den Stoff richtig 
zu gliedern, den Ton richtig abzuwägen, die Grenze zwischen dem Zuviel der 
Gründlichkeit und dem Allzuflachen mit Maß einzuhalten — das ist keine 
leichte Aufgabe, aber sie ist hier vortrefflich gelöst. 

(Landsberger - Charlottenburg.) 


Dr. D. Epstein (Kiew in Rußland): DiagnOStiSCh-therapeutlSChOS 
Taschenbuch der Tuberkulose. Berlin und Wien, Urban & 
Schwarzenberg, 1910. 143 S. 

Ob mit diesem Büchlein einem Bedürfnis entsprochen ist, muß es erst 
erweisen. Der Verfasser, ein beschäftigter Arzt, empfand jedenfalls das Be¬ 
dürfnis, denn er machte die Beobachtung, „wie schwer es dem beschäftigten 
Arzte fällt, die Kenntnisse über diesen Spezialzweig der Medizin sich anzu- 
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eignend Angesichts der gerade auf diesem Gebiete überreichen Literatur 
muß diese Behauptung seltsam berühren, und man wird ihr doch auch ent¬ 
gegenhalten können, daß das klinische Studium kaum einen Zweig unserer 
Wissenschaft eingehender und sorgsamer behandelt als die Lungentuberku¬ 
lose. Um diese allein handelt es sich in dem Buche trotz des allgemeiner 
gefaßten Titels. So wird der Praktiker hier wenig Neues finden, und am 
ehesten wird ihn noch die Zusammenstellung der therapeutischen Möglich¬ 
keiten befriedigen, welchen der größte Teil des Inhaltes gewidmet ist. 

(Landsberger, Charlottenburg.) 


Prof. Dr. Rud. Eberstadt in Berlin: Handbuch des Wohnungs¬ 
wesens und der Wohnungsfrage. Zweite Auflage. Jena, 
Gustav Fischer, 1910. 

Schon ein Jahr nach dem Erscheinen des bekannten Werkes ist die 
erste Auflage desselben vergriffen, so daß der Verfasser sich veranlaßt ge¬ 
sehen hat, eine „vermehrte und erweiterte“ zweite Auflage folgen zu 
lassen. Neu hinzugetreten sind die fünf Abschnitte über Grundformen der 
Stadtanlage, Bodenaufteilung, unternormale Wohnungen, ländliches Woh¬ 
nungswesen und öffentlicher Grundbesitz in den §§ 31, 32, 46, 55 und 59. 

In § 31 sucht der Verfasser nachzuweisen, daß mit dem aus der Ge¬ 
schichte uns überkommenen „Gürtelungssystem“ (Festungsring, Ringstraße, 
Waldring) zu brechen sei, um das dem neuzeitlichen Städtebau sich mehr 
anpassende „Ausstrahlungssystem“ mit keilförmig in die Stadt eindringenden 
Freiflächen als Grundform des Stadtplans zur Geltung zu bringen. Indes, 
wie der Verf. selbst sagt, eine absolute, unbedingt gültige Form der Stadt¬ 
anlage gibt es nicht. Das Gürtelsystem hat den Vorzug der besseren An¬ 
schmiegung an den alten Kern und der gegenseitigen Verkehrs verbin düng 
äußerer Stadtteile unter Entlastung der Innenstadt. Das Ausstrahlungs¬ 
system hat den besonderen Vorzug deB näheren Heranbringens von Freiflächen 
(Wald, Park und Wiese) an den Stadtkern. Es ist nicht nötig, dem einen 
oder dem anderen System zu folgen; die Verbindung beider, wie sie sich für 
den Verkehr in den alten Bezeichnungen „Radialstraßen, Ringstraßen, Dia¬ 
gonalstraßen“ ausdrückt, ist technisch und gesundheitlich das Erstrebens¬ 
werte. 

In § 32 wird eine Bodenaufteilung behandelt, wie sie dem System der in 
neuerer Zeit vielfach besprochenen „gemischten“ Bauweise entspricht, d.h. einem 
ähnlich auch von Her eher (Großstadterweiterungen) empfohlenen Großblock, 
der an den Rändern mit vielgeschossigen Miethäusern (Baufläche = 0,7 der 
Grundstücksfläche), in dem durch schmale Straßen aufgeteilten Innern mit 
Flachbauten (Baufläche = 3 / a der Gesamtfläche) besetzt werden soll. Diese, 
gerechterweise nur bei einheitlichem Besitz (z. B. Gemeindebesitz) durch¬ 
führbare Bebauungsart verdient wegen ihrer gesundheitlichen und sozialen 
Vorteile in geeigneten Fällen volle Berücksichtigung. 

In dem von den unternormalen Wohnungen (§ 46) handelnden Abschnitt 
bespricht Verf. die meist in alten, von der modernen Umgestaltung noch 
nicht ergriffenen Straßen und Vierteln der Innenstadt bestehenden, baulich 
und hygienisch minderwertigen Wohnungsgruppen, deren Verbesserung nur 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



656 


Kritiken und Besprechungen. 


durch eingreifende Maßregeln (Sanierungen) erreichbar ist. Lehrreich ist 
auch der neue, über das ländliche Wohnungswesen handelnde § 55, obschon 
davor gewarnt werden muß, luft- und lichtarme Wohnungen in allzu bereit¬ 
williger Weise dadurch zu entschuldigen, daß die Bewohner sich tagsüber 
viel in der freien Außenluft bewegen. Schließlich sind die Ausführungen 
des Verfassers in dem neuen § 59 eine wohlberechtigte Warnung gegen die 
Meinung, daß der öffentliche (kommunale oder staatliche) Besitz des Bodens 
an sich schon ein Heilmittel gegen die bekannten Schäden in der Wohnungs¬ 
produktion sei. Maßnahmen, wie solche besonders aus Ulm und Mannheim 
bekannt sind, müssen hinzutreten und sind das wesentliche Erfordernis, um 
den öffentlichen Besitz der Wohnungsfürsorge im hygienischen und sozialen 
Sinne dienstbar zu machen. 

Die Bedeutung des Eberstadtschen Werkes liegt im übrigen selbst¬ 
verständlich nicht bloß in den hinzugekommenen Abschnitten der neuen 
Auflage und in der Überarbeitung mehrerer anderer Kapitel. Es braucht 
gegenüber dem Leserkreise unserer Vierteljahrsschrift kaum wiederholt zu 
werden, daß die umfangreiche Schrift, wennschon die Richtigkeit einzelner 
Anschauungen strittig sein mag, die beste zusammenfassende Unterweisung 
im Wohnungswesen ist, welche die deutsche Literatur besitzt. 

(J. Stübben.) 


Hesse: Die Fürsorge für Alkoüolkranke. Berlin, Richard 
Schoetz, 1910. 32 S. Jt 0,80. 

Der Titel der Schrift sagt mehr, als die Schrift selber bringt. Der Ver¬ 
fasser berichtet über die Einrichtungen der Berliner Auskunfts- und Für¬ 
sorgestelle für Alkoholkranke, die seit Anfang des Jahres 1910 in Betrieb 
ist. Die anderen von dem Zentralkomitee zur Bekämpfung des Alkohol¬ 
mißbrauches in Berlin eingerichteten drei Fürsorgestellen hatten bald Fiasko 
gemacht. Ob die neue Einrichtung sich bewähren wird, wird die Zeit lehren. 

(Paul Schenk, Berlin.) 
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Lebensmittelsurrogate. 

Von Prof. Dr. A. Juokenack. 


Wir leben im Zeitalter der Surrogate. Überall kann man im täglichen 
Leben Waren auftauchen sehen, die wertvollere Gegenstände ersetzen sollen. 
Im allgemeinen mag man über die Surrogatfrage denken, wie man will; 
sobald aber Surrogate dazu bestimmt sind, wichtige Nahrungs- und Genuß¬ 
mittel zu ersetzen und zu diesem Zwecke hergestellt, angepriesen und ver¬ 
kauft werden, und solange die Verbraucher nicht in der Lage sind, den 
wahren Wert der Surrogate zu erkennen, also Reklamen auf Gnade oder 
Ungnade ausgeliefert werden, muß die öffentliche Gesundheitspflege verlangen, 
daß sich die Nahrungsmittel-Gesundheitspolizei mit der Surrogatfrage näher 
beschäftigt, zumal eine Änderung des bereits im Jahre 1879 erlassenen Ge¬ 
setzes, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Ge¬ 
brauchsgegenständen, in Aussicht genommen sein soll. 

Unser bisheriges Nahrungsraittelrecht kennt in der Gesetzessprache das 
Wort „Surrogat“ nicht. Das Reich sstrafgesetzbuch befaßt sich nur mit 
„verfälschten und verdorbenen Getränken und Eßwaren“. Durch das Reichs¬ 
gesetz vom 14. Mai 1879 wurden aber dem Strafen angedroht, der „zum 
Zweck der Täuschung im Handel und Verkehr“ Nahrungs- oder Genußmittel 
„nachmacht“, oder „nachgemachte“ Nahrungs- oder Genußmittel „unter 
Verschweigung dieses Umstandes verkauft“ oder „unter einer zur Täuschung 
geeigneten Bezeichnung“ feilhält. Was heißt aber nachmachen? Vom populär¬ 
wissenschaftlichen Standpunkte könnte man annehmen, nachmachen heiße 
hier, Lebensmittel, die uns sonst die Natur liefert, künstlich, also mit Hilfe 
unserer chemischen und technischen Kenntnisse hersteilen, gewissermaßen 
synthetisch aufbauen, zumal wir sehr zahlreiche anorganische und organische 
Körper, die uns die Natur bietet, auf dem angegebenen Wege auch künstlich 
wesensgleich gewinnen können. Machen wir aber tatsächlich der Natur 
etwas nach, wenn wir uns auf Nachmachen im strafrechtlichen Sinne legen? 
Keineswegs! Wie wollte man denn wichtige Nahrungs- und Genußmittel, 
wie Eigelb, Honig, Wein, Fruchtsäfte und viele andere, künstlich herstellen, 
solange man noch nicht einmal alle ihre zahlreichen Bestandteile chemisch 
genau charakterisiert hat, also ihre gesamte Zusammensetzung noch nicht 
absolut genau kennt und zudem noch weiß, daß ihre natürliche Gestaltung 
von verschiedenen physiologischen Vorgängen beeinflußt wird, und daher 
ihre chemische Zusammensetzung sogar natürlichen Schwankungen unter¬ 
worfen ist und sein muß? Man vergegenwärtige sich z. B. nur einmal beim 
Ei, daß dieses physiologische Produkt der Vögel chemisch so kompliziert 
zusammengesetzt ist, daß es alle zur Bildung eines vollständigen höheren 
Lebewesens erforderlichen Stoffe enthält! Die Natur ist also dem Chemiker 
und Lebensmittelfabrikanten zurzeit jedenfalls noch weit überlegen; aber wie 

Vierteljahreachrift für Gesundheitspflege, 1910. 42 
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siebt es im Verkehr aus? Hier werden selbst Eidotter „nachgemacht 44 und 
zwar sogar „unter ständiger Kontrolle 14 und mit empfehlenden „Gutachten 44 
von Chemikern! 

Der Gesetzgeber hatte also unter Nachmachen etwas anderes im Auge. 
In der Überschrift des Reichsgesetzes vom 12. Juli 1887 spricht er von 
Ersatzmitteln für Butter, und durch das Reichsgesetz vom 15. Juni 1897 
will er den Verkehr mit Butter, Käse, Schmalz und deren Ersatzmitteln 
regeln, wobei er davon ausgeht, daß diese Ersatzmittel den entsprechenden 
Naturprodukten oder, streng genommen, Zubereitungen von Naturprodukten 
nur „ähnlich 44 sind, und nicht einmal Wert darauf legt, ob sie auch nur 
geringe Mengen der entsprechenden Naturprodukte enthalten. Die Ähnlich¬ 
keit betrifft aber nur äußere, sinnlich wahrnehmbare Eigenschaften, wie 
Farbe, Konsistenz, Geruch und Geschmack, und setzt nicht zugleich voraus, 
daß die wesentlichen Nährstoffe auch chemisch (stofflich) ihren Vorbildern 
ähnlich sind. Schon beim Erlaß des Nahrungsmittelgesetzes ging der Gesetz¬ 
geber davon aus, daß ein Nahrungs- und Genußmittel dann als „nachgemacht 44 
anzusehen sei, wenn es einem anderen (dem echten) in der Weise nach¬ 
gebildet ist, daß es nur den Schein, nicht aber das Wesen und den Gehalt 
desselben hat. 

Im Sinne des Nahrungsmittelgesetzes und seiner Ergänzungsgesetze sind 
demnach als nachgemachte Nahrungs- und Genußmittel — und zwar objektiv 
und nicht etwa schlechthin auch subjektiv — in erster Linie die sogenannten 
Surrogate anzusehen, die dem Publikum als wohlfeile Ersatzmittel für wert¬ 
volle Lebensmittel angeboten werden. 

Daß derartige „Ersatzmittel 44 für wertvolle Lebensmittel, wie Eigelb, 
Honig, Wein, Fruchtsäfte, Kaffee usw., ihre Vorbilder nicht vollkommen, 
sondern nur nach der einen oder anderen Richtung zu ersetzen vermögen, 
ist auf Grund der oben angestellten wissenschaftlichen Erwägungen ohne 
weiteres klar. Vom Standpunkte der öffentlichen Gesundheitspflege ist es 
aber weiter klar, daß die Lebensmittelsurrogate, auch wenn sie als solche 
und nicht als echte Waren im Verkehr bezeichnet werden und frei von ge¬ 
sundheitsschädlichen Stoffen sind, dennoch einer Überwachung seitens der 
Gesundheitspolizei bedürfen und zwar nach der Richtung, ob sie auch das 
halten, was sie versprechen und insbesondere dahin, ob sie wenigstens ge¬ 
eignet sind, die entsprechenden Naturprodukte hinsichtlich ihrer wesentlich¬ 
sten Eigenschaften zu ersetzen. Denn ihre Verbraucher sind nur ganz aus¬ 
nahmsweise Chemiker, und der Gesetzgeber verlangt mit Recht, daß im Ver¬ 
kehr mit nachgemachten Lebensmitteln nicht nur falsche, Naturprodukten 
zukommende, sondern auch schlechthin „zur Täuschung geeignete 44 Be¬ 
zeichnungen vermieden werden. Wird ein Lebensmittel nachgemacht, um 
es demnächst unter einer zur Täuschung geeigneten Bezeichnung zu ver¬ 
kaufen, so wird es bedenkenfrei „zum Zweck der Täuschung im Handel und 
Verkehr 44 hergestellt. Andererseits wollte der Gesetzgeber aus guten Gründen 
nicht schlechthin die Herstellung nachgemachter Lebensmittel verhindern; 
denn es gibt zweifellos volkswirtschaftlich beachtenswerte Surrogate, die, 
reell hergestellt und vertrieben, breiten Schichten der Bevölkerung wertvolle 
Dienste zu leisten vermögen. Nach dieser Richtung sei nur an die Margarine 
erinnert, die Butter als Fettquelle und — als erstarrte Fettemulsion — auch 
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hinsichtlich ihres Verwendungszweckes zu ersetzen vermag. Aber auch hier 
begegnet man bereits Auswüchsen, die unterdrückt werden sollten. Denn 
zu welchem Zweck werden Bezeichnungen wie „ Sah ne-Margarine“ oder 
gar „Schlagsahne-Margarine“ für Kunstprodukje gewählt, die sogar ge¬ 
setzlich nicht einmal mehr als etwa 3,5 Proz. Milchfett enthalten dürfen und 
tatsächlich nur Spuren von Milchfett aufweisen? Der Laie weiß dies nicht, 
aber für ihn sind die hochtönenden Bezeichnungen, und zwar wohl kaum 
unabsichtlich oder zufällig, gewählt. Der Fachmann fühlt allerdings, daß 
eine contradictio in adjecto vorliegt, aber er spielt in der Zahl der Verbraucher 
keine Rolle. Die Bestrebungen zur Hebung von Treu und Glauben im Handel 
und Verkehr erheischen eine Beseitigung derartiger Zustände. 

Mißstände dieser Art sind aber gewissermaßen noch von untergeordneter 
Bedeutung, und ich möchte daher die Aufmerksamkeit auf andere wichtigere 
Fälle lenken. 

Betrachten wir zunächst die Ersatzmittel für Eigelb. Daß in Eier¬ 
nudeln an Stelle von Eigelb bisweilen nur ein physiologisch wertloser gelber 
Teerfarbstoff zu finden ist, ist bekannt. Daß sich sogar gebildete Sachver¬ 
ständige finden, die sich in solche Eiernudeln verlieben und sie höher ein¬ 
schätzen, als wirkliche Eiernudeln, falls zufällig bei der Herstellung des 
Falsifikates ein Mehl oder Gries von relativ höherem Stickstoffgehalt Ver¬ 
wendung gefunden hat, kommt vor, trotzdem ganz selbstverständlich dieser 
Eiebermehrgehalt nicht Eigelb zu ersetzen vermag, und zwar nicht einmal 
als Genußmittel, geschweige denn als Nahrungsmittel, weil das Eigelb neben 
Stickstoffverbindungen physiologisch wichtige Stoffe enthält, die dem Kleber 
fremd sind. Dauern muß einen aber der Richter, der unter solchen Um¬ 
standen Recht sprechen soll und das Publikum, das nicht nur in seinen be¬ 
rechtigten Erwartungen getäuscht, sondern auch geschädigt wird. Der 
Hausfrau werden aber gelegentlich auch unmittelbar Eierersatzmittel in die 
Hände gespielt. Zum Beispiel behauptete vor wenigen Jahren ein Fabrikant: 

„M.’s Eierersatz ersetzt und übertrifft frisch gelegte Eier in bezug auf 
Leicht Verdaulichkeit, Wohlgeschmack und Aussehen der damit zubereiteten Speisen 
und gewährt eine Ersparnis von dreiviertel der Ausgaben für Eier, weil ein Karton 
nur 0,20 Jk kostet, entsprechend viele Eier aber 0,80 Jk kosten würden. 

„Ein gestrichener Teelöffel voll M.’s Eierersatz entspricht stets einem Ei. 

„Preis 0,20 Jt. Ein Paket ersetzt und übertrifft 15 frisch gelegte Eier in 
bezug auf Leichtverdaulichkeit, Wohlgeschmack und Aussehen der damit bereiteten 
Speisen.“ 

Dieses Präparat bestand lediglich aus einem Gemenge von Maismehl, 
doppeltkohlensaurem Natron und gelbem Teerfarbstoff! Es konnte also 
physiologisch nach keiner Richtung — nicht einmal im Fett- oder Eiweiß¬ 
gehalt — auch nur teilweise Eier ersetzen, was jedem Laien einleuchten 
mußte. Wenn auch in diesem Falle das Gericht trotzdem glaubte, einen 
Betrug strafrechtlich nicht feststellen zu können, so kam es doch immerhin 
zu einer Verurteilung aus §10, Nr. 1 und 2 des Nahrungsmittelgesetzes, 
indem es davon ausging, daß nach der Verkehrsauffassung Ersatzmittel für 
Eigelb im wesentlichen den gleichen Zweck erfüllen sollten wie Eidotter, 
also auch annähernd deren Nährwert enthalten sollten. 

Bald darauf tauchte ein neues Präparat, E.’s Eimischung auf, das mit 
Abdrücken eines Gutachtens eines Nahrungsmittel- und vereidigten Handels- 
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Chemikers vertrieben wurde 9 in dem sich unter anderen folgende Sätze be¬ 
fanden: 

„E.’s pulverisierte Eimischung ist als ein für Koch- und Backzwecke 
besonders gut geeigneter Ersatz für frisches Eigelb anzusehen; sie enthält außer 
sachgemäßen Zutaten die ‘Nährstoffe des Eies in konzentrierter Form. E.’s Ei- 
mischung, welche namentlich den Hausfrauen einen vollkommenen 
Ersatz für frisches Eigelb bietet, dürfte nach allem als ein wirk¬ 
licher Fortschritt auf dem Gebiete der Eikonservenfabrikation an¬ 
zusehen sein.“ 

Nach dem Aufdruck auf dem Papierpäckchen sollte die Eimischung, in 
wenig lauwarmer Milch angerührt, zu Kuchen und anderen gekochten und 
gebackenen Mehlspeisen ebenso wie Eidotter verwendet werden. „Der Inhalt 
eines Zehnpfennigbeutels entspricht für diese Zwecke fünf Eidottern/ Das 
Gericht stellte, auch mit Hilfe des Verfassers vorerwähnten Gutachtens, fest, 
daß eine Mischung aus Maismehl, gelbem Teerfarbstoff und Eigelb vorlag, 
deren Dottergehalt in jedem Paket nur etwa dem dritten bis vierten Teile 
eines mittelgroßen Hühnereidotters entsprach, deren Farbstoffmenge aber 
hinreichte, einen Gehalt von fünf Eidottern vorzutäuschen. Die Strafkammer 
ging bei der Urteilsfällung von der Erwägung aus, die Bezeichnung „Ei¬ 
mischung u lasse auf eine Mischung von Eigelb oder Eidotter schließen; es 
sei also eine Ware „nachgemacht u , da sie den Anschein habe, etwas anderes 
zu sein, als sie in der Tat sei, und verurteilte daher aus § 10, Nr. 1 und 2 
des Nahrungsmittelgesetzes zu 50 <M Geldstrafe. Also auch hier ist straf¬ 
rechtlich nicht Betrug angenommen worden, obwohl solcher im volkstüm¬ 
lichen Sinne Vorgelegen haben dürfte. 

Das Kapitel „ Eipulver u ließe sich noch durch weitere Beiträge ergänzen. 
Aber nicht nur für getrocknetes Eigelb, sondern auch für flüssige Dotter¬ 
masse tauchen Surrogate auf, mit denen anscheinend insbesondere Bäckereien 
und Konditoreien, sowie Hotel- und Restaurationsküchen beglückt werden 
sollen. In einem Falle soll z. B. von einem „vorzüglichen Eierersatz u ein 
Liter = 24 Eiern sein. Da ein Ei im Mittel 16 g Dotter und 31g Eiklar, 
also 47g Eimasse enthält, wiegt der Inhalt von 24 mittelgroßen Eiern 
47 X 24 = 1128 g. Unter Berücksichtigung der spezifischen Gewichte soll 
also das Präparat ungefähr dem Gesamtinhalte der Hühnereier gleichwertig 
sein. Tatsächlich enthält es allerdings Eibestandteile, aber sein Fettgehalt 
läßt schon in Verbindung mit dem Geruch, der bei der Säuerung auftritt, 
erkennen, daß hier eine Magermilchzubereitung Eidotter zum Teil ersetzen 
soll — und zwar da, wo demnächst das Publikum nach meiner Ansicht Eier¬ 
speisen erwartet. Dieser Fall erinnert mich an einen Erfinder, der Dotter 
dadurch ersetzen wollte, daß er mit Hilfe von Stärke, Agar, Wasser, ein¬ 
gedickter Magermilch, Kartoffelmehl, Salz und Natron einen Brei herstellte, 
den er dann mit Eigelb versetzte und Küchen von Hotels und Speisewirt¬ 
schaften, sowie Konditoren und Bäckern offerierte. Die Leidtragenden sind 
aber in solchen Fällen bekanntlich immer die Konsumenten. Und wie kann 
die Gesundheitspolizei diese schützen? 

Man wende nicht ein, es handle sich um gelegentliche Erscheinungen, 
die bald wieder von der Bildfläche verschwänden. Denn überall, wohin wir 
sehen, können wir ähnliches beobachten. So wurde z. B. in neuerer Zeit 
mit viel Reklame Bäckern ein Backmilchpulver an geboten, von dem an- 
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geblich nur ein Teil in 19 Teilen warmen Wassers gelöst zu werden brauchte, 
um jederzeit schnell eine fette Baokmilch hersteilen zu können und so vom 
Milchhändler, Sauerwerden der Milch usw. unabhängig zu sein. Dabei sollte 
diese fette Gebirgsbackmilch nur 5 l /^S Liter kosten und das Pulver 
27 Proz. Speisefett enthalten. Tatsächlich handelte es sich um ein Pulver, 
das aus einer Milch hergestellt war, deren Fettgehalt zum Teil durch Surro¬ 
gate ersetzt war. Wurde dieses Pulver nach Vorschrift gelöst, so entsprach 
die so erhaltene Flüssigkeit einer Milch, die mehr als zur Hälfte, also ganz 
ungewöhnlich grob gewässert ist und außerdem noch Fremdfette an Stelle 
von Milchfett enthält. Ein Bäcker kann allerdings diese Überlegung nicht 
anstellen, weil ihm der Qehalt der Kuhmilch an festen Stoffen usw. nicht be¬ 
kannt ist; es ist aber auch weniger wichtig, inwiefern er getäuscht wird; 
denn die Hauptsache ist, daß das ahnungslose Publikum in seinen Milch¬ 
semmeln, auf die es sich früh freut und die es gut bezahlt, in dieser Weise 
hintergangen wird. 

Als „Honi-Butti“ = „Honigbutter“ tauchte eine Zubereitung auf, 
die an Stelle von Honig und Butter als Brotbelag dienen sollte, also dem 
Publikum recht bequem gemacht war. Leider bestand sie aber nur aus 
Kunsthonig und Kunstbutter. 

In welch großem Umfange Kunsthonig unter zur Täuschung geeig¬ 
neten Bezeichnungen segelt, ist in Fachkreisen hinreichend bekannt. Ebenso 
ist aber auch dem Chemiker bekannt, daß Honig zurzeit immer nur noch die 
Bienen herstellen können, und daß daher die sogenannten Kunsthonigs nicht 
etwa kunstvolle Nachbildungen echter Honige, sondern Surrogate sind, die 
echten Honig nur im Nährwert hinsichtlich des Gehaltes an Kohlehydraten 
(Invertzucker, Rohrzucker und Dextrinen) zu ersetzen vermögen. 

An Stelle von Macispulver wurde Schlächtern vor nicht langer Zeit 
ein Präparat empfohlen, das lediglich aus gelb gefärbtem, mit Macisöl aroma¬ 
tisiertem Mehl bestand. Bis zum Erlaß des letzten Saccharingesetzes wurden 
als Fruchtsirupe und Fruchtsirupsurrogate häufig Produkte an¬ 
getroffen, die nicht nur keine Bestandteile oder keine wesentlichen Bestandteile 
von Säften der Früchte enthielten, sondern bei denen auch noch der Zucker, 
und zwar durch Kartoffelstärkesirup, der durch Saccharinzusatz künstlich 
entsprechend gesüßt war, ersetzt war. 

Wollten wir uns weiter auf das Gebiet der Krebsbutter, Krebs¬ 
extrakte, Krebspulver, Branntweine, Marmeladen, Limonaden, 
Käse usw. begeben, so würden wir leicht Kunstprodukten begegnen können, 
deren Charakter als „Ersatzmittel* 4 ein recht problematischer ist. Wollte ich alle 
diese Fragen hier erörtern, so würde dies viel zu weit führen. Zum Beispiel 
hatte sich erst kürzlich ein Gericht mit Edelweinbrause zu beschäftigen, 
deren Gehalt an Wein — an Edelwein erst gar nicht zu denken — nur 
noch rechnerisch als homöopathische Verdünnung aus dem Rezept für die 
„Grundstoffe u zu ermitteln war; und einem anderen Gericht lag kürzlich 
Bruchkaffeemischung vor, deren „ganze“ Bohnen zwar aus Kaffee, deren 
„Bruch“ (etwa 50 Proz.) aber in entsprechender Weise aus Feigen, Gerste 
(Malz) und Eicheln künstlich hergestellt war. Es widerstrebt einen als Fach¬ 
mann, bei diesen Surrogaten überhaupt von „Ersatzmitteln“ zu sprechen, 
weil die sogenannten Kaffeesurrogate den Kaffee in seiner wesentlichen Wir- 
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kung nicht zu „ersetzen“ vermögen, obwohl die volkswirtschaftliche Bedeu¬ 
tung der aus diesen sogenannten Kaffeesurrogaten hergestellten Getränke 
nicht verkannt werden soll. 

Wie ich schon eingangs meiner Ausführungen zum Ausdruck gebracht 
habe, liegt es mir ganz fern, die Bedeutung von wirklichen und brauchbaren 
Surrogaten für die Volksemährung zu verkennen und schlechthin die Surrogat¬ 
industrie bekämpfen zu wollen, obwohl ich andererseits z. B. das Verbot der 
Herstellung von sogenanntem Kunstwein durchaus billige. Der Staat hat 
aber die Pflicht, auch die Interessen der Verbraucher wahrzunehmen, die 
nicht chemisch und ernährungsphysiologisch gebildet sind, den Inhalt markt¬ 
schreierischer, vielfach noch mit „ Gutachten w versehener Reklamen auf ihren 
wahren Wert nicht zu prüfen vermögen und zum Teil noch der naiven An¬ 
sicht sind, was gedruckt ist, müsse auch wahr sein, weil es sonst nicht ge¬ 
druckt werden dürfe. Nach den von mir angeführten Urteilen könnte es aller¬ 
dings den Anschein erwecken, als ob das Nahrungsmittelgesetz zu diesem 
Schutz ausreiche. Dem ist aber keinesfalls so! Ganz abgesehen davon, daß die 
Judikatur schwankend ist und vielfach durch nicht bedenkenfreie Gutachten 
beeinflußt wird, tauchen auch fortgesetzt Surrogate auf, denen der Stempel 
neuer selbständiger Produkte aufgedrückt wird, so daß strafrechtlich eine 
„Nachmachung“ im Sinne des bisherigen Gesetzes nicht featgestellt werden 
kann. Bei einer Änderung des Gesetzes verdient daher meines Erachtens 
die Surrogatfrage ernste Beachtung. Vorschläge nach dieser Richtung schon 
heute zu machen, halte ich nicht für opportun, sondern ich möchte diese 
dem Ergebnis kommissarischer Beratungen erfahrener Sachverständiger auf 
den einschlägigen Gebieten überlassen und mich daher für heute darauf be¬ 
schränken, an der Hand von Beispielen eine Anregung zu Erwägungen in 
den an der öffentlichen Gesundheitspflege interessierten Eireisen zu geben. 
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Über die Verhütung der Nervosität und der 
Geisteskrankheiten durch eine gesundheitsgemässe 
Erziehung der Kinder und der heranwachsenden 
Jugend, besonders in der Schule. 

Von Dr. A. Ehrhardt, Arzt an der Anstalt Carlshof bei Rastenburg (Ostpr.). 


Die Zahl der Geisteskranken und Nervösen ist in allen Kulturländern 
sehr ansehnlich, und es ist durch statistische Erhebungen sehr wahrschein¬ 
lich gemacht, daß sie rascher wächst, als es der natürlichen Zunahme der 
Bevölkerung entspricht. Nach Cramer, „Die Ursachen der Nervosität und 
ihre Bekämpfung“ (S. 13), zählt man gegenwärtig in Deutschland 4 Promille 
Geisteskranke, wovon die Hälfte in Anstalten untergebracht ist, während die 
andere Hälfte der Anstaltspflege nicht bedarf. Da in seiner Göttinger Poli¬ 
klinik 5^4 mal soviel Nervöse als Geisteskranke sich zur Behandlung ein- 
flnden, so würden sich nach seiner Erwägung 21 Promille Nervöse in Göttingen 
und seiner Umgegend befinden; unter den Studierenden seiner Hochschule 
glaubt er, 30 bis 40 Promille Nervöse annehmen zu müssen. Wenn Deutsch¬ 
lands Einwohner heute 64 Millionen zählen, so würden also darunter 256 000 
Geisteskranke und (auf 21 Promille gerechnet) 1 344 000 Nervöse sein. Wenn 
man die Angaben in Rapmunds Kalender für Medizinalbeamte für 1910, 
welcher die deutschen Anstalten und ihre Bettenzahl einzeln anführt, unter 
der Voraussetzung, daß die Bettenzahl dem Krankenbestande entspricht, was 
nach meiner Kenntnis der Verhältnisse ungefähr zutrifft, nachrechnet, so 
befinden sich in den deutschen öffentlichen und privaten Anstalten etwa 
96 000 Geisteskranke, je 16 000 Epileptiker und Idioten, zusammen also 
128 000 dauernd oder zeitweilig geisteskranke Menschen; ferner sind noch 
in Sonderanstalten 1500 Trinker, 3100 Krüppel, 7000 Taubstumme und 
3600 Blinde untergebracht, zusammen also 15 000 Sieche, wovon die Hälfte 
auch schwachsinnig sein dürfte. Wenn man diese 8000 hinzurechnet, so 
leben also 136 000 geisteskranke und geistesschwache Menschen in Anstalten. 
Unter der wahrscheinlichen und von allen Sachkennern geteilten Annahme, 
daß noch ebenso viele Geisteskranke außerhalb der Anstalten leben, würde es 
also 272 000 Geisteskranke heute in Deutschland geben, eine Zahl, die mit 
Gramers Zahl annähernd übereinstimmt. Nur eine Klasse geistig ver¬ 
brauchter Menschen ist hierbei zu gering geschätzt; das sind die Trinker. 
Von ihnen befinden sich nur 1500 in Anstalten, doch ist die Zahl der Trinker 
viel größer. Wenn ich die für mich sehr übersichtlichen Verhältnisse einer 
ostpreußischen Stadt von 10 000 Einwohnern ins Auge fasse, so nehme ich 
an, daß in ihr 10 bis 20 allbekannte Trunksüchtige leben, welche des öfteren 
betrunken und schwankend auf der Straße gesehen werden, mit der Polizei 
in Streit geraten, vor Trunkenheit hinfallen und liegen bleiben würden, wenn 
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die Polizei oder ihre eigenen Bekannten sie nicht wegschafften. Das sind 
also 1 bis 2 Proz. offenkundige, männliche Trinker. Ferner glaube ich, daß 
unter diesen 10 000 Einwohnern ungefähr 100 Männer sein werden, allen 
Berufen angehörig, welche fast jedes ihnen begegnende Vereins-oder Familien¬ 
fest benutzen, um sich einen tiefen Rausch, meist in Bier, seltener in Grog, 
Schnaps oder Wein, anzutrinken. Sie sind auch als Trinker anzusehen. 
Unter den übrigen Männern huldigt auch noch die Hälfte gewohnheitsmäßig, 
wenn auch nicht täglich, dem Bierschoppen oder gelegentlich dem Glase 
Schnaps oder Wein, ohne indes — von etwa ein bis sechs zufälligen Gelegen¬ 
heiten abgesehen — in ihrem Leben je betrunken, d. h. von Übelkeit, Magen¬ 
darmbeschwerden und geistiger Benommenheit geplagt zu sein. Unter den 
10 000 Einwohnern nehme ich noch 10 bis 20 trinkende, von ihren Männern 
oder Eltern oder in ihrem Berufe als Kellnerin verführte Frauen an, welche 
also den 120 Männern entsprechen. Die übrigen Frauen und die Kinder 
bis zum 16. Jahre (daß es auch hier noch einige Ausnahmen gibt, welche 
von ihren Eltern mit Alkohol verseucht werden, werde ich noch erwähnen) 
und etwa 5 bis 10 Proz. der Männer sind völlig enthaltsam. Wir hätten 
also in jenen 10 000 Einwohnern 1,5 Proz. Trinker im engsten Wortsinne, 
darunter 0,2 Proz. Frauen; die weibliche Hälfte, d. h. 51 Proz., die männ¬ 
lichen Kinder, d. h. weitere 17 Proz. und 5 Proz. Männer sind alkoholfrei; 
mithin sind 73 Proz. der Bevölkerung völlig alkoholfrei. Von den übrigen 
männlichen 26 Proz. schätzt die Hälfte den Alkoholgenuß als eine unschäd¬ 
liche Lebensfreude; die andere achtet die Nüchternheit und Arbeitsfähigkeit 
hoch, trinkt aber zuweilen, nach getaner Arbeit, doch ein Glas Bier; im 
Westen Deutschlands leichten Wein. Wenn ich diese Zahlenverhältnisse auf 
die deutsche Bevölkerung insgesamt übertrage, so entsprechen 1,5 Proz. unter 
64 Millionen Einwohnern 960 000 Trunksüchtigen (und davon sind 128000 
weibliche — 0,2 Proz. der Frauen —, 732000 männliche Trinker), eine be¬ 
drückend hohe Zahl! 

Bemerken möchte ich, daß mir die von Cr am er angegebene Zahl der 
Nervösen erheblich zu hoch erscheint. Wenn ich unter der fern von der 
Industrie und den großstädtischen Vergnügungen lebenden, im allgemeinen 
kräftigen und gesunden ost- und westpreußischen und auch der lothringi¬ 
schen Landbevölkerung nur äußerst selten Hysteriker und Nervenschwache 
gefunden habe, und dieses Urteil auf die ganze deutsche Landbevölkerung 
ausdehne, so möchte ich trotz der ja allbekannten, ungesunden, nächtlich 
lärmenden oder arbeitenden und deshalb oft nervösen Bevölkerung Berlins 
und der deutschen Industriebezirke die Zahl der Nervösen doch nur auf 
das Doppelte der Geisteskranken, also auf rund 500 000 schätzen. Auch 
dann ist die Zahl der geistig kranken oder erschöpften deutschen Bürger 
erschreckend hoch und eine eindringliche Mahnung für den Staat und jeden 
einzelnen Menschen ganz besonders, auf eine Besserung dieses krankhaften* 
das gesunde Mark des deutschen Volkes verzehrenden Zustandes vor allem 
anderen bedacht zu sein. Geistige und körperliche Gesundheit ist das edelste 
und beste Gut, das der einzelne besitzt, und die schönste und wertvollste 
Gabe, die er seiner Frau in die Ehe und seinen Kindern als Segen auf ihren 
Lebensweg geben kann, und womit er sich und dem Staate am meisten nützt 
und dient. Sie soll deshalb nicht bei erschlaffenden Freuden oder aufs 
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äußerste ermüdender Arbeit vergeudet werden. Sie ist kein Gut, das, wie 
es mit einer abgenutzten Maschine möglich ist, umgeschmolzen und so aufs 
neue an demselben Menschen wieder erzeugt werden kann. Der Mensch 
kann zwar bei plötzlichen Entzündungskrankheiten wieder völlig genesen, 
bei wiederholt oder dauernd einwirkenden Krankheitsursachen verfällt er 
einem fortschreitenden, unheilbaren Siechtume. 

Die Ärzte rechnen bei ihren statistischen Berechnungen die Kindheit 
bis zum 15. Lebensjahre, dem Zeitpunkte der beginnenden Geschlechtsreife, 
die Jugend bis zum 25. Lebensjahre, bei der Frau dem 20. Lebensjahre, dem 
Zeitpunkte des beendeten Wachstumes und der vollendeten Geschlechtsreife. 
Nach der Volkszählung von 1890 (s. Neu mann, öffentlicher Kinderschutz, 
S. 435) — neuere Zahlen stehen mir leider nicht zur Verfügung — waren 
von 1000 deutschen Einwohnern 351 unter 15 Jahren alt und auf 1000 
männliche kamen 995 weibliche in den Altersklassen unter 15 Jahren. Nach 
dieser Zahl berechnet, müßte Deutschland jetzt ungefähr 22 464 000 Kinder 
und darunter 11 260 000 Knaben und 11 204 000 Mädchen haben. 

Die meisten Geisteskrankheiten der Erwachsenen und die Nervosität, 
samt der zu ihr gehörigen Hysterie, reichen in ihren Anfängen bis in die 
frühe Kinderzeit zurück. Die Idiotie, wozu auch die angeborenen Schwach- 
sinnszustände der Taubstummen, von Geburt Blinden und der Krüppel ge¬ 
hören, ist immer eine angeborene Geisteskrankheit. Die Epilepsie war bei 
1000 von mir untersuchten Krankheitsfällen der hiesigen Anstalt 453 mal 
bis zum 6. (darunter 212mral gleich nach der Geburt oder doch im 
ersten Lebensjahre), 311 mal zwischen dem 7. und 14., 170mal zwischen 
dem 15. und 25., und in nur 66 Fällen später, zwischen dem 26. und 60. 
Lebensjahre entstanden. Von den Geisteskrankheiten treten 80 Proz. bei 
Menschen auf, welche von Geburt an geistig entartet sind und meist einen 
ungewöhnlichen, zu Ausschweifungen und seltsamen Lebensanschauungen 
geneigten Charakter besessen haben. Sie werden allerdings meist erst 
zwischen dem 20. und 40. Lebensjahre offenbar. Offenkundige Geisteskrank¬ 
heiten sind bei Kindern, wie E. Meyer (Die Ursachen der Geisteskrankheiten, 
S. 22 ff.) hervorhebt, sehr selten. Nach seinen Angaben befinden sich unter 
den in die deutschen Irrenanstalten aufgenommenen Kranken nur 1 bis 2 Proz. 
Kinder bis zum 16. Lebensjahre. Mit der Mannbarkeit werden offenbare 
Geisteskrankheiten schon häufiger; 3 bis 4, höchstens 8 Proz. der den 
deutschen Irrenanstalten zugeführten Kranken kommen zwischen dem 15. bis 
20. Lebensjahre zur Aufnahme. Und was die Nervosität und Hysterie an¬ 
belangt, so fällt nach Ziehens Beobachtungen (Die Geisteskrankheiten im 
Kindesalter, Heft 3, S. 54) bei jener in 14, bei dieser in 20 Proz. aller Fälle 
der Beginn der Krankheit vor das 15. Jahr; und bei den übrigen hat die 
Krankheit doch in mehr als der Hälfte der Fälle ihren Anfang in der Zeit 
der eintretenden Geschlechtsreife genommen. 

Wenn man die soeben gemachten Angaben in Rechnung zieht, so er¬ 
geben sich unter den 22464000 Kindern bis zum 14. Jahre 16 000 Idioten *), 
6000 Epileptiker, 4000 offenbar Geisteskranke, etwa 90 000 verborgen, latent 


*) Die Hälfte der in Anstalten befindlichen Idioten und ein Fünftel der Epi¬ 
leptiker stehen nach meiner Schätzung diesseits des 14. Lebensjahres. 
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geisteskranke Kinder, wovon dreiviertel erblich schwer belastet sind und die 
alle dereinst infolge alkoholischer und geschlechtlicher Ausschweifungen der 
Eltern oder der Kinder selbst, selten infolge zufälliger, späterer traumatischer 
Verletzung des Nervensystems im erwachsenen Alter der Irrenanstalt zu¬ 
fallen, sowie schließlich 105 000 (17 Proz. von 500 000) nervöse Kinder; das 
sind also, in Prozenten für alle Kinder berechnet, 0,07 Proz. Idioten, 0,03 Proz. 
Epileptiker, 0,02 Proz. offenkundig, 0,40 Proz. latent geisteskranke und 
0,47 Proz. nervöse Kinder, zusammen 1 Proz. (und unter Berücksichtigung 
der letzten Ziehen sehen Angabe selbst 2 Proz.) geisteskranke oder nervöse 
Kinder. Nur die Idioten und einige Epileptiker gelangen in besondere 
Schulen für Schwachsinnige, die übrigen erhalten dieselbe Schulerziehung 
wie die geistig gesunden Kinder. 

Es würde mich zu weit führen, auf die klinischen Erscheinungen der 
Geisteskrankheiten, der Nervosität und Hysterie einzugehen und mich darüber 
näher auszusprechen, daß die letzteren oft die Grundlage abgeben, worauf 
sich unheilbare Geisteskrankheiten entwickeln. Daß die Nervosität und 
Hysterie im allgemeinen eine seelische Abspannung darstellen, welche das 
ganze geistige Leben allein auf allerhand krankhafte und ängstigende Emp¬ 
findungen des eigenen Körpers hinlenkt und jede Daseinsfreude, jede Kraft 
zu geistiger und körperlicher, schaffender Arbeit lähmt, ist allbekannt. Wenn 
diese krankhafte Mißstimmung einen besonders hohen Grad erreicht hat, so 
geht sie entweder, wie eben erwähnt, in Geisteskrankheit aus, oder sie ver¬ 
anlaßt den Kranken, sein Leben durch Selbstmord zu enden. Wie wir aus 
Bars Schrift, „Der Selbstmord im kindlichen Lebensalter“ ersehen, war der 
Selbstmord bei Kindern noch vor 100 Jahren ein seltenes, fast unglaubliches 
Ereignis. „In den zehn Jahren 1788 bis 1797 hatte sich nach Johann 
L. Casper (Berliner Monatsschrift) ein einziger Knabe durch den Strang 
das Leben genommen; 1798 bis 1807 waren es schon drei Kinder Selbstmörder 
und in den zehn Jahren 1812 bis 1821 sogar 31 (drei Knaben und 28 Lehr¬ 
linge). u „Kinderselbstmorde waren sonst unerhört und sind jetzt an der 
Tagesordnung“, sagte derselbe Beobachter an einer anderen Stelle. Und 
doch hat sich die Zahl der Kinderselbstmorde, wie diejenige der Selbstmorde 
überhaupt noch erheblich vermehrt. Im Jahre 1869 ereigneten sich nach 
Bär (S. 75) in Preußen 3186 Selbstmorde (2570 bei Männern und 616 bei 
Weibern); davon im Alter von 1 bis 10 Jahren 3, von 10 bis 15 Jahren 28, 
von 15 bis 20 Jahren 203; im Jahre 1898 kamen im gleichen Lande 6361 
Selbstmorde (5058 bei Männern und 1303 bei Weibern) vor, und davon 
entfielen 3 auf das Alter von 1 bis 10 Jahren, 67 auf das von 10 bis 
15 Jahren und 428 auf dasjenige von 15 bis 20 Jahren. Im Jahre 1869 
kam ein Selbstmord im Alter von 1 bis 15 Jahren auf 782 608 Einwohner 
überhaupt; im Jahre 1898 ereignete sich ein solcher Kinderselbstmord schon 
auf 473 775 Einwohner. Beim weiblichen Geschlechte sind zwar die Selbst¬ 
morde 4Va mal seltener als beim männlichen. Sie haben sich aber in letzter 
Zeit etwas rascher gemehrt als bei diesem, und ebenso haben die Kinder¬ 
selbstmorde etwas schneller zugenommen, als die Selbstmorde überhaupt. 
Im Jahre 1896 kamen nach Bär auf einen jugendlichen Selbstmörder unter 
15 Jahren 103 Selbstmörder überhaupt; im Jahre 1898 schon 91 Selbst¬ 
mörder insgesamt. 
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Bär hat in einigen Jahren 25 Fälle von Selbstmord bei Kindern bis 
zum 15. Lebensjahre aus Berlin und seiner Umgebung gesammelt, wovon 
nur drei auf Geisteskrankheit, 13 dagegen auf Furcht vor Strafe und die 
übrigen auf schlechte Behandlung, verletztes Ehrgefühl, Scham, Jähzorn, 
einer auf spaßhaften Mutwillen (!) zurückzuführen waren. Vier dieser Kinder 
hatten einige Zeit die Schule versäumt und sollten deshalb von ihrem Lehrer 
gezüchtigt werden; zwei andere, welche auch die Schule gewohnheitsmäßig 
geschwänzt hatten und deshalb körperlich bestraft werden sollten, waren 
sittlich verkommene Kinder; acht weitere Kinder sollten von ihren Eltern 
gezüchtigt werden, weil sie sich in ihren Lehrstellen nicht ordentlich betragen 
oder einen Unfall veranlaßt hatten (z. B. wurde einem Hütejungen die ihm 
anvertraute Herde von einem Zuge überfahren); ein 14jähriges Mädchen 
wurde von ihrem Lehrherrn schlecht behandelt und nicht entlassen, obwohl 
sie es wünschte; drei weitere Kinder (Nr. 4 bis 6) lebten im dürftigsten 
Elend (eines von ihnen war seiner Stiefmutter entlaufen und hatte acht Tage 
lang unter Hunger und Kälte gelitten). So sehen wir denn, daß die meisten 
dieser Fälle zu verhüten gewesen wären, wenn die Eltern und Lehrer den 
Spruch befolgt hätten, welchen Schiller im „Wilhelm Teil u seinen Rudenz 
sagen läßt: 

„Zu weit getrieben, 

Verfehlt die Strenge ihres weisen Zweckes, 

Und allzu straff gespannt, zerspringt der Bogen.“ 

Jedenfalls kann ich nichts Schlimmes darin finden, wenn ein Kind ein¬ 
mal der Schule überdrüssig wird und sich ihr für einige Zeit entzieht, um 
im Freien umherzustreifen. Wenn der Lehrer einmal einem solchen Kinde 
oder jungen Menschen seine Lässigkeit nachsieht, so wird damit, wie ja 
Schillers, Reuters und andere eigene Beispiele zeigen, keineswegs ein 
Tagedieb geschaffen. So haben auch zwei geistig gut begabte Gefährten 
meiner Jugend als Primaner während ein bis zwei Jahren sich wöchentlich 
ein- oder zweimal freie Schultage gemacht und sind später besonders tüch¬ 
tige Männer geworden. Eltern und Lehrer sollen ihre Kinder mild und 
liebevoll behandeln, dann wird mancher übereilten Handlung des Kindes 
aufs beste vorgebeugt. 

In den Entwickelungs- und Jugendjahren vom 15. bis 25. Jahre spielt 
oft der Geschlechtstrieb eine verhängnisvolle Rolle bei dem Zustandekommen 
von Selbstmorden, und veranlaßt eine starke Zunahme der Selbstmordziffer 
in diesen Jahren, wie auch Bär hervorhebt. Ich möchte hier drei Fälle 
erwähnen, von denen ich zwei an lieben Jugendfreunden selbst erlebte. Der 
eine von ihnen, ein 16 jähriger, erblich mit Geisteskrankheiten oder Trunk¬ 
sucht nicht belasteter Schüler der Obersekunda, befriedigte seinen Geschlechts¬ 
trieb heimlich durch Onanie und knüpfte auch ein Liebesverhältnis mit einem 
jungen ausgelassenen Mädchen aus einer angesehenen Bürgerfamilie an. Als 
ihm deshalb von seiner Mutter, die ihn ebenso wie der Vater zärtlich liebte, 
Vorwürfe gemacht wurden, vergiftete er sich sogleich nach einem solchen 
Auftritte mit Arsenik. Der zweite, ein in seiner Jugend sehr sittsamer und 
frommer Knabe, dessen Vater aber zuweilen stark dem Alkohol im Familien¬ 
kreise huldigte, und auch an den Folgen einer chronischen Nierenentzündung 
starb, suchte, während er in einer Großstadt Theologie studierte, geschlecht- 
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liehen Verkehr mit Kellnerinnen und wurde mit Syphilis angesteckt. Noch 
vor Beendigung seines Studiums erschoß er sich im 24. Lebensjahre aus 
Reue und Gewissensbissen darüber. Den dritten Fall habe ich nicht selbst 
erlebt; er ereignete sich aber zur Zeit meiner Abiturientenprüfung auf einem 
benachbarten westpreußischen Gymnasium. Der etwas spät gereifte (20 bis 
22 Jahre alte) Sohn eines höheren Offiziers wurde schon einmal bei der Ab¬ 
schlußprüfung als untauglich entlassen. Als ihm bei der Wiederholungs¬ 
prüfung dasselbe Schicksal widerfuhr, zog er unmittelbar danach, noch bevor 
er die Ausgangstür des Gymnasiums durchschritten hatte, einen mitgebrachten 
Revolver aus der Tasche und erschoß sich vor den Augen des Schuldieners. 
Diese drei Fälle sind meines Erachtens lehrreich. Die ersteren deshalb, weil 
sie auf die Notwendigkeit einer geschlechtlichen und hygienischen Aufklärung 
der heran wachsenden Jugend durch Schulärzte auch an den Gymnasien hin- 
weisen, der letztere, weil er mit der Behauptung mancher Forscher, die in 
der uns hier berührenden Frage das Wort ergriffen haben (z. B. Virchows 
in dem unten erwähnten Gutachten), in Widerspruch steht, daß die Schule 
niemals die Veranlassung zu geistigen Gesundheitsschädigungen der Schüler 
gegeben habe. Es lag hier offenbar ein Fall frischer geistiger Erschöpfung 
bei einem sonst geistig unversehrten, allerdings ehrgeizigen, jungen Manne vor. 

Die Ursachen der krankhaften Geisteszustände sind sehr mannigfach 
und überall dieselben, wenn auch einige davon bei mancher Krankheit beson¬ 
ders hervortreten. Die Geisteskrankheiten der heran wachsenden Jugend und 
ihre Nervosität sind in erster Linie entweder durch hygienische Verfehlungen 
der Eltern oder der Kinder und Jünglinge selbst bedingt. Die Schule bildet 
wahrscheinlich nur eine Gelegenheitsursache und kann nur auf ein von vorn¬ 
herein krankhaftes Nervensystem, dessen Krankhaftigkeit allerdings manch¬ 
mal nur schwer aus der geistigen Veranlagung seiner nächsten Verwandten 
oder dem eigenen Verhalten zu erschließen ist, so ungünstig einwirken, daß 
es dauernden Schaden an Leben und geistiger Gesundheit davonträgt. Bei 
den Kindei n der ärmeren Volksschichten, welche früh auf ihrer Hände Arbeit 
angewiesen sind, können sich aber auch schon die strengen Forderungen des 
Erwerbslebens schädigend geltend machen. Daß Geisteskrankheiten und 
Nervosität in dreiviertel aller Fälle sich bei erblich, seitens ihrer Eltern und 
Großeltern belasteten Kindern entwickeln, wird allgemein anerkannt. Die¬ 
jenigen Eltern, welche ihr Heim, ihre Arbeit, häusliche Ruhe und Nüchtern¬ 
heit geringer schätzen als allerhand nichtige Vergnügungen außerhalb der 
Wohnung, schädigen damit nicht nur ihre eigene körperliche und geistige 
Gesundheit, sondern auch die ihrer Kinder. Wer Theater und Konzerte als 
einen unentbehrlichen, täglich oder doch wöchentlich mehrmals zu besuchen¬ 
den Lebensgenuß ansieht, wer in allerlei Vereinen, die nicht dem allgemeinen 
Wohle, sondern dem Vergnügen des Tanzes, des Kegel- und Kartenspieles 
und des damit meist verbundenen Trinkens alkoholischer Getränke, ein 
eifriges Mitglied ist, oder wer gar, um noch eine Stufe tiefer in der Vergeu¬ 
dung der geistigen und, da es ja dasselbe ist, sittlichen Gesundheit herunter 
zu gehen, an Pferderennen, ohne beruflich damit zu tun zu haben, und den 
damit verbundenen hohen Wetten, an Tingeltangeln, die sich ja heute mit 
dem wahrscheinlich vornehmeren Namen als Varietetheater zu bezeichnen 
lieben, sein Gefallen findet, wer als Stammgast die Kneipen und Kaffeehäuser 
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zu jeder Tageszeit oder bis spät in die Nacht hinein des Trinkens oder 
Geschlechtsverkehres wegen aufsucht, der untergräbt nicht nur seine eigene 
Gesundheit und zieht sich ein vorzeitiges Siechtum zu, er zerstört auch sein 
häusliches Glück und die Gesundheit seiner Kinder. Eine solche mehr oder 
minder lockere und zügellose Lebensweise verstößt gegen das Gebot der 
Natur, welches einen geordneten, regelmäßigen Wechsel von Arbeit und Ruhe 
fordert. Sie ist fehler- und selbst lasterhaft und bereitet den Boden, worauf 
sich Verbrechen und Krankheiten üppig entwickeln. 

Vier Fünftel der erwähnten 1000, in der hiesigen Anstalt beobach¬ 
teten Epileptiker stammen von einem trunksüchtigen Vater oder gar einer 
solchen Mutter her, oder sind infolge eigener Trunksucht fallsüchtig ge¬ 
worden. An 500 von mir früher behandelten Idioten einer öffentlichen 
Anstalt ist es mir aufgefallen, daß sie zu mehr als vier Fünfteln an Schäl¬ 
blasen (Pemphigusblasen) an dem Rumpfe, den Händen und Füßen gelitten 
hatten, worauf erbsen- bis haselnußgroße, eiförmige Narben hinwiesen. Da 
sie außerdem ausnahmslos an starken Verbildungen des Schädels und 
Gaumens, an Einkerbungen der Ränder der Schneidezähne, etwa ein Zehntel 
auch an angeborener Taubheit und oft an Skrofulöse und chronischem 
Schnupfen litten, meist verkümmerte Geschlechtsorgane hatten und zu mehr 
als einem Zehntel auch unehelicher Abstammung waren, ein Zahlenverhältnis, 
welches auch von den Epileptikern gilt, so glaube ich nicht zu irren, wenn 
ich elterliche Geschlechtsleiden, insbesondere Syphilis als die häufigste, wenn 
nicht die alleinige Ursache jener großen, der Idiotie allgemein zugrunde 
liegenden Hirnmißbildungen (eng begrenzten oder allgemeinen Sklerosen des 
Gehirns und Erweiterungen seiner Höhlen) ansehe, eine Ursache, welche 
übrigens auch in einem Zwanzigstel aller Fälle aus der Vorgeschichte nach¬ 
weisbar war. Wenn aber Trunksucht und Syphilis der Eltern bei den Nach¬ 
kommen so schwere Hirnkrankheiten hervorrufen können, wenn die letztere 
für die in Irrenanstalten häufige, etwa ein Zehntel der dortigen Aufnahmen 
veranlassende und das Gehirn als eine chronische allgemeine Cirrhose um 
ein Drittel seines Gewichtes und Umfanges verkleinernde, fortschreitende 
Paralyse ursächlich allein in Betracht kommt, die Trunksucht ferner mehr 
als die Hälfte der Geisteskrankheiten veranlaßt, wenn die Syphilis die 
häufigste Ursache für Fehlgeburten und Aborte darstellt und sich auch an 
den lebend zur Welt gekommenen Kindern noch oft als Todesursache in den 
ersten Lebensjahren erweist, so ist ob wahrscheinlich, daß beide Ursachen 
auch für die leichteren, angeborenen Hirnkrankheiten, d. h. Nervenschwäche 
und Hysterie, als mitbestimmende, ursprüngliche Ursachen angeführt werden 
müssen. Auf den Aufnabmeanzeigen der Irrenanstalten, welche die Ursachen 
dieser Krankheiten ermitteln sollen, finden wir ja fast immer erwähnt, daß 
von den Eltern oder Geschwistern des Geisteskranken eine oder mehrere 
Personen geisteskrank, trunksüchtig, geschlechtlich ausschweifend waren, 
oder Selbstmord oder irgend ein Verbrechen verübt hatten. Trunksucht, 
geschlechtlicher Leichtsinn, Nervosität und Geisteskrankheiten haben also 
enge Beziehungen zueinander. 

Wenn man mithin die ersteren meidet, entgeht man meist den letzteren 
und erspart sie auch seinen Kindern, jedenfalls solange diese noch unmündig 
sind und nicht selbst in jene Laster verfallen können. Eine unregelmäßige 
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Lebensweise des Vaters oder der Mutter schädigt die geistige Gesundheit 
der Kinder aber nicht allein durch die Krankheiten, welche sie auf die Kinder 
übertragen, sondern auch dann, wenn solche Krankheiten ausbleiben. Sie 
gibt oft Veranlassung zu Streit und Zank zwischen den Eltern, stört dadurch 
die Kinder bei ihren Schularbeiten, macht sie selbst aufgeregt und reizbar, 
raubt ihnen den nächtlichen Schlaf, dessen Eltern und Kinder bedürfen, um 
am nächsten Arbeits- oder Schultage nicht ermüdet zu sein. Leider gibt 
es auch unverständige Eltern, welche ihre Kinder schon im ersten Lebens¬ 
jahre oder doch in der Kindheit an Alkohol gewöhnen. Kassowitz hat 
aus seiner Wiener Praxis in wenigen Jahren 22 Kinder, selbst aus den 
höheren Ständen beobachtet, von welchen zehn infolge des Alkohols, den 
ihnen die Eltern gaben, in geistige Verwirrungszustände verfallen waren, 
wovon einige den ausgeprägten Charakter des Delirium tremens hatten. 
Von den übrigen waren zwei durch reichlichen Alkoholgenuß in epileptische 
Krämpfe verfallen, während die übrigen an gastrischen Erscheinungen oder 
Lebercirrhose litten. Auch in manchen deutschen Volksstämmen werden 
die Kinder häufig schon im ersten Lebensjahre mit der Branntweinflasche 
aufgezogen; namentlich gilt das von Littauen, wo der Säugling, wenn er 
wegen Hunger, zufälliger Krankheit oder Benässung schreit, zur Beruhigung 
einen Schluck Schnaps erhält. 

Die wesentlichste Schuld an den geistigen Erkrankungen der Kinder 
tragen also die Eltern selbst, und doch ist auch die Schule nicht von aller 
Schuld frei. Sie spannt die Kinder zuweilen mit Arbeiten so sehr an, daß 
sie nur unter Anstrengung aller geistigen und körperlichen Kräfte nach- 
kommen können, und manches Kind auch die späten Abendstunden (oder 
gar die Nacht) zur Hilfe nimmt, um seine häuslichen Schulaufgaben zu er¬ 
ledigen. Sie legt damit auch den Grund zur Nervosität, allerdings meist 
nur bei Kindern, welche von Hause aus geistig geschwächt sind. 

Geistige Arbeit ermüdet ebenso wie körperliche. Diese Tatsache wurde 
einerseits von Sikorsky, Kräpelin, Burgerstein, Hopfner und Laser, 
andererseits von Mosso und Griesbach, welche eigene physiologische Ver¬ 
fahren zur Messung der Ermüdung angaben, genau untersucht. Die erst 
erwähnten Forscher maßen die Ermüdung an der Verminderung der Ge¬ 
schwindigkeit, mit welcher Diktate geschrieben oder Rechnungen ausgeführt 
wurden, oder nach der Zahl der dabei gemachten Fehler. Von diesen Ar¬ 
beiten verdient diejenige Burgersteins besonders hervorgehoben zu werden. 
Burgerstein ließ die 162 Schüler und Schülerinnen von vier Klassen einer 
Realschule und einer Töchterschule innerhalb der vier einzelnen Viertel einer 
Unterrichtsstunde abwechselnd zwei zwanzigziffrige Zahlen addieren oder 
eine solche zwanzigziffrige Zahl mit einer einziffrigen (2, 3, 4 usw.) multi¬ 
plizieren. In je zehn Minuten hatten sie zwanzig solche Aufgaben zu be¬ 
rechnen; dann folgten fünf Minuten Pause, welche zum Einsammeln der 
Blätter und Ausgeben neuer Blätter verwandt wurden. Er berechnete die 
dabei entstandenen Fehler und fand, daß ihre Zahl (mithin die ihr zugrunde 
liegende Ermüdung) in der vierten Viertelstunde am größten war, daß aber 
die Fehlerzahl (und also auch die Ermüdung) von der zweiten zur dritten 
Viertelstunde besonders stark anwuchsen und in der vierten Viertelstunde 
schon ersichtlich weniger stark sich vermehrten. Es wurde zwar infolge 
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der allmählich zur Geltung kommenden Übung immer schneller gerechnet. 
Während aber die Zahl der berechneten Ziffern von der ersten zur vierten 
Viertelstunde um 39,5 Proz. stieg, mehrte sich die Zahl der Fehler um 
177,3 Proz. und diejenige der Verbesserungen um 194 Proz. Auf gleiche 
Geschwindigkeit gerechnet, stieg also die Zahl der Fehler und ebenso die¬ 
jenige der Verbesserungen ungefähr auf das 2^ fache. Während in der 
ersten Viertelstunde 12,9 Proz. (21 unter 162) der Schüler alles richtig ge¬ 
rechnet hatten, sank die Zahl der richtig rechnenden Schüler bis zur vierten 
Viertelstunde auf 2,4 Proz. (4 von 162). Ein weiteres Merkmal steigender 
Ermüdung war es, daß es neben den rascher (aber auch immer fehlerhafter) 
rechnenden Schülern, von denen drei in der letzten Viertelstunde zu der all¬ 
gemeinen Aufgabenzahl noch einige wenige (drei bis vier) Aufgaben mehr 
rechnen konnten, immer mehr Schüler gab, welche nicht die ganze Arbeit 
leisten konnten, sondern immer langsamer rechneten. In der letzten Viertel¬ 
stunde waren 34 von den 162 Schülern in der Arbeitsmenge hinter dem 
zurückgeblieben, was sie in der ersten geleistet hatten. Burgerstein zieht 
aus diesen Untersuchungen den Schluß, daß die einstündige Unterrichtszeit 
gut um eine Viertelstunde gekürzt werden könnte, damit die Schüler sich 
von ihrer Anstrengung wieder erholen könnten. Ähnliche Ergebnisse lieferten 
die Arbeiten der anderen hier erwähnten Verfasser, von denen Laser noch 
besonders erwähnt sein möge, weil-er fand, daß die Leistungen der Schüler 
bis zur dritten Unterrichtsstunde ansteigen, und dann in der vierten und 
fünften Vormittagsstunde immer mehr nachlassen, was auf eine sich ein¬ 
stellende Ermüdung hinweist. 

Mosso betrachtete in seinem unterhaltenden und anregenden Buche 
über die Ermüdung die geistige Arbeit an der Hand von naturwissenschaft¬ 
lichen, geschichtlichen, volkswirtschaftlichen und physiologischen Erwägungen 
in jeder Hinsicht. Er erwähnt, daß geistige Anstrengungen den ganzen Körper 
in Mitleidenschaft ziehen und bei den einzelnen Personen, je nach ihrer be¬ 
sonderen Anlage, verschiedene klinische Erscheinungen hervorbringen kann. 
Während die einen nach übermäßiger geistiger Anstrengung über Verdauungs¬ 
störungen (Erbrechen, Durchfälle, Magenschmerzen), häufigen Harndrang, 
andere über gesteigerten Geschlechtstrieb klagen, haben wieder andere an 
Kopfweh, Müdigkeit der Augen, Reizbarkeit, welche sich bis zu Gehörs¬ 
halluzinationen steigern kann, zu leiden, welchen Erscheinungen schließlich 
allgemeine Niedergeschlagenheit und Arbeitsunlust folgen. Die geistige 
Arbeit ermüdet indes, wie Mosso weiter auseinandersetzt, nicht bloß die 
Nerven, sondern auch die Muskelkraft, und deren Abnahme sei ein gutes 
Mittel, um den Grad der geistigen Ermüdung zu bestimmen. Zu diesem 
Zwecke ersann Mosso den Ergographen, eine Vorrichtung, um die Muskel¬ 
kraft des Mittelfingers der rechten Hand zu messen. Hierbei wird ein Ge¬ 
wicht von 2 oder 3 kg, welches an einer wagerecht gleitenden Stange befestigt 
ist, und von einer Rolle herabhängt, an dem Endglied dieses Fingers befestigt, 
während der Vorderarm und die Hand durch verschiedene Klemmvorrich¬ 
tungen völlig unbeweglich festgestellt werden. Ein an der Gleitstange be¬ 
findlicher Hebel schreibt die Höhen, bis zu welchen der Finger das an ihm 
hängende Gewicht erheben kann, auf einer Registriertrommel auf, auf welcher 
ein Hippsches Chronoskop zugleich die Zeit in l / lQ0 Sekunden vermerkt. Die 
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Versuchsperson wird angewiesen, das Gewicht so lange in Zeitabständen von 
je zwei Sekunden zu heben, bis sie es nicht mehr vermag. Bei den viel¬ 
fachen Ermüdungsversuchen, welche Mos so an seinen Assistenten angestellt 
und durch die gewonnenen, sehr belehrenden Kurven veranschaulicht hat, 
sank die Muskelkraft auf ein Drittel oder noch weiter durch die Ermüdung 
nach geistiger Arbeit ab. Em solcher Versuch sei hier als Beispiel erwähnt. 
Mossos Assistent Maggiora, welcher die Studenten der Medizin im Staats¬ 
examen zu prüfen hatte, hatte unmittelbar vor der Prüfung mit seinem 
rechten Mittelfinger ein Gewicht von 3 kg in Abständen von zwei Sekunden 
43 mal heben können, und dabei eine Arbeit von 5,694 kgm geleistet. Nach¬ 
dem er 19 Prüfungen abgehalten hatte, war seine Muskelkraft durch die 
geistige Ermüdung so 'gesunken, daß er das Gewicht nur noch 11 mal heben 
und eine Arbeit von nur 1,086 kgm verrichten konnte. Wie Mosso ferner 
nachwies, geht der Abnahme der Muskelkraft bei geistiger Ermüdung zu¬ 
nächst eine Steigerung der Kraft um etwa ein Viertel ihres Ruhe wertes 
voraus. 

Griesbach, welcher sich in seiner Schrift: „Energetik und Hygiene 
des Nervensystems in der Schule tf ebenfalls mit der Ermüdungsfrage selbst¬ 
ständig beschäftigte, machte die Wahrnehmung, daß bei geistiger Anstren¬ 
gung die von E. H. Weber entdeckten Empfindungskreise der Haut sich 
vergrößerten, d. h. daß die Entfernung, in welcher die Berührung zweier 
Zirkelspitzen als ein einziger Stich empfunden wurde, dabei auf das Doppelte, 
selbst das Drei- und Vierfache zunahm. Diese Empfindungskreise, welche 
Griesbach bei jeder von ihm geprüften Person an vier Stellen des Gesichtes 
(Glabella, Nasenspitze, Rot der Unterlippe, Jochbeinmitte) und an dem Ballen 
des rechten Daumens und der Kuppe des rechten Zeigefingers untersuchte, 
betragen bei geistiger Ruhe nach Griesbachs Untersuchungen (an den ein¬ 
zelnen Stellen wechselnd) 1 bis 5 mm. Bei geistiger Arbeit vergrößern sie 
sich an jeder Stelle auf das Zwei- bis Vierfache, so daß dies an den am 
wenigsten empfindlichen besonders deutlich wahrnehmbar wird; an der 
Glabella nehmen sie auf 15 bis 25 mm, an dem Daumenballen der rechten 
Hand auf 10 bis 13 mm zu. Diese Vergrößerung der Empfindungskreise 
konnte Griesbach bei jedem der (mehr als 48) Schüler, welche er zu je 
drei aus allen Klassen des Gymnasiums, der Oberreal- und der Gewerbeschule 
in Mülhausen im Elsaß auswählte, feststellen und, indem er sie von morgens 
7 Uhr bis abends 5 Uhr vor dem Beginn der Schule, nach jeder einzelnen 
Lehrstunde, nach dem Mittagessen, nach den einzelnen Nachmittagslehrstunden 
und am freien Sonn tag Vormittage untersuchte, konnte er für jeden von ihnen 
eine tägliche Ermüdungskurve aufstellen, welche aufs deutlichste ein An- 
und Abschwellen der Ermüdung, je nach der größeren oder geringeren 
geistigen Anstrengung durch das betreffende Lehrfach, und ein Zurückgehen 
während der täglichen Ruhe zeigte. Bemerkenswert war bei diesen Unter¬ 
suchungen auch, daß die Schüler, wenn sie morgens um 7 Uhr zur Schule 
kommen, noch nicht so ausgeruht sind, wie an einem freien Sonntage, son¬ 
dern noch ermüdet sind, weil ihr Schlaf zu kurz und die Anstrengungen des 
vorangegangenen Tages zu groß waren. 

Die Arbeit von jungen Kaufmannslehrlingen strengt dagegen geistig 
kaum an, so daß die Empfindungskreise sich nicht vergrößern, und auch bei 
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Schülern der Spinn- und Webschule und Volontären der Maschinenfabrik 
ermüdet die dabei verwandte geistige Arbeit nur wenig. Besonders an¬ 
strengend wirken die schriftlichen und mündlichen Prüfungen, sowohl die¬ 
jenigen für die Berechtigung zum einjährig - freiwilligen Militärdienste» 
wie die Abschlußprüfungen der Mittelschulen. Sie ergaben, wie Gries¬ 
bach an weiteren 58 Fällen nachweist, recht hohe Ermüdungswerte. Auch 
die bloße Betrachtung und das Befragen der Schüler ließ bei den meisten 
schon Ermüdungszeichen auffinden; namentlich klagten die Schüler über 
Kopfschmerzen, besonders im Hinterkopfe und in der oberen Gegend 
der Augenhöhle, unruhigen, durch Aufschrecken und Aufschreien ge¬ 
störten Schlaf und ängstliche Träume; sie hatten öfters Nasenbluten, die 
Augenschließmuskeln waren schlaff, die Lidränder gerötet, die Stirn ge¬ 
faltet, die Hände zitterten und die Reflexerregbarkeit war erhöht. Diese 
Erscheinungen, welche Griesbach auf die Vorarbeiten für die Prüfungen 
zurückführt, steigerten sich während der Prüfungen. Einer der Schüler, 
welche Griesbach untersuchte, mußte sich nach der schriftlichen Prüfung 
für das einjährige Zeugnis in eine Kaltwasseranstalt begeben. Ein Abitu¬ 
rient des Gymnasiums wurde von Griesbach bei seiner Prüfung folgen¬ 
dermaßen geschildert (s. S. 86 der Schrift): „Der Schüler Kn. besitzt ein 
bedauernswertes Aussehen. Er klagt über Nervosität. Die Augen sind 
matt und glanzlos. Die Sklera ist stark injiziert. Kopfweh und Herzklopfen 
waren tägliche Erscheinungen. Der Schüler steht in ärztlicher Behandlung: 
Valerianpräparate und kalte Abreibungen. Die Nächte waren schlaflos; die 
Träume bezogen sich auf Schularbeiten und das Examen. Während der 
Prüfung, während welcher er zeitweilig von starkem Kopfschmerz, kaltem 
Schweiß und Herzklopfen geplagt wurde, war es ihm erlaubt, den Saal für 
längere Zeit zu verlassen/ 

Griesbach tritt wegen dieser nachgewiesenen übermäßigen Ermüdung 
der Schüler für die Abschaffung des Nachmittagsunterrichtes (mit Ausnahme 
der Turnstunden), für Aufhebung oder möglichste Einschränkung der Ab¬ 
schlußprüfung ein. „Man könne durch eine Prüfung allenfalls einen ge¬ 
wissen Einblick in die Kenntnisse eines Menschen, nicht aber ein Urteil 
über sein geistiges Können gewinnend sagt er (auf S. 91 seiner Schrift). 
Daher sollte das Urteil der Lehrer ohne Prüfung über die geistige Reife 
und Zulassung zur Universität allein entscheiden. Er wünscht dann mit 
Recht allseitige Beseitigung der Prüfung zum einjährigen Heeresdienste. 
Er fordert ferner, daß der Anfang der Schule auf 8 Uhr früh allgemein 
festgelegt werde. Auch bei den Unterrichtsstunden selbst wünscht er die 
Belastung des Gedächtnisses auf das denkbar geringste Maß zurückgeführt 
zu sehen, und verlangt für jüngere Schüler einen zehn- bis elfstündigen, 
für ältere einen acht- bis neunstündigen Schlaf. Ferner hält er die An¬ 
stellung eines Schularztes an den Gymnasien und anderen Schulen für not¬ 
wendig und wünscht, daß dieser auch einen obligatorischen hygienischen 
Unterricht zu erteilen habe. Die Ermüdung zeigt sich also, wie aus den 
erwähnten Arbeiten zu ersehen ist, bei allen Schülern, welcher Art von 
Schulen sie auch angehören mögen. 

Indem man bisher auf die Ermüdungserscheinungen bei der Bemessung 
der Zahl der Unterrichtsstunden und Pausen und der Art der Lehrgegen- 
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stände keine Rücksicht nahm, ist eine geistige Überbürdung der Schüler, 
namentlich an den Mittelschulen, entstanden. Ihr Vorhandensein wurde 
zuerst von Regierungs- und Medizinalrat Lorinser in Oppeln im Jahre 1836 
in seiner grundlegenden Schrift: „Zum Schutze der Gesundheit in den Schulen“ 
allgemein bekannt gemacht. Er führte darin folgendes aus: 

„Schon Hufeland habe in seinem Entwürfe zur Geschichte der Gesundheit 
darauf aufmerksam gemacht, daß in der neueren Zeit die physische Kraft 
der Menschheit immer mehr verloren gehe und die Geistigkeit die Oberhand 
behalte, und daß durch diese Entkörperung am Ende Schattenbilder und 
Mittelwesen erzeugt würden, die nicht Körper und auch nicht Geist seien und 
daher immer leichter zerstörbar und einem raschen Untergange verfallen seien. 
Er habe gesagt: „Nur eine neue Kraft des Geistes, am göttlichen Urquell ent¬ 
zündet, und ein reines Herz, das Einfalt und Sitte zurückführt, könne eine neue 
Lebensquelle in der erstorbenen Masse erschaffen, wodurch dann auch ein neues 
Leben, Reinheit, Frischheit und Kraft in der Natur wieder geboren werden wird.* 
Auch er schließe sich Hufeland gänzlich an. Die Art des Unterrichtes an den 
gelehrten Schulen sei vou echter Geistesbildung verschieden; deren Ziel sei die 
Weisheit, welche die Gesundheit im Gefolge habe (mens sana in corpore sano), 
wogegen in den Gymnasien, wie immer häufiger und lauter geklagt werde, die 
Ausbildung des Geistes zu der des Körpers sich nicht im rechten Verhältnisse 
befinde und daß daher oft dieser wie jener an einem schleichenden Siechtuuie 
leide, durch welches die Lebenskraft an der Wurzel gebrochen und der Kern der 
Gesundheit angegriffen werde. Die geschwächten Kinder verfielen nicht nur in 
allerhand bis dahin unbekannte akute Infektionskrankheiten, sondern auch chro¬ 
nische Krankheiten schädigten sie immer mehr. Insbesondere nähmen die 
Nervenkrankheiten aller Art, die sogenannten Erkältungen, die 8krofeln, 
Englische Krankheit, die Lungensucht, Hirnentzündungen, der Wahnsinn 
und die Wut, sioh selbst zu töten, beträchtlich zu. Schuld daran sei die 
Vielheit der Unterriohtsgegenstände, die Vielheit der Unterrichtsstunden und die 
Vielheit der häuslichen Aufgaben. In seiner eigenen Jugendzeit habe man sich in 
den deutschen Gymnasien mit 20, höchstens 25 Schulstunden begnügt und in noch 
früherer Zeit, welche Männer wie Kepler und Leibniz, Haller und Goethe 
hervorgebracht habe, hätte man den Grundsatz gehabt, man könne einen Knaben 
nicht länger als zwei Stunden andauernd mit Lernen beschäftigen und sitzen lassen. 
Nunmehr aber ließe man die Kinder 32 bis 42 Stunden auf den Bänken sitzen. 
Dadurch leide der ganze jugendliche Organismus, zu dessen Ausbildung reine Luft 
und tüchtige Bewegung ebenso unerläßlich seien, als zum Gedeihen einer Pflanze 
Regen und Sonnenschein gehören* Die jungen Menschen, welche verurteilt seien, 
in einem Alter, in weichem der Körper zunächst erstarken müsse, bevor er geistige 
Leistungen vollbringen könne, sechs bis acht Stunden in der Schule zu sitzen und 
dann noch einige Stunden zu Hause eingesperrt würden, erlitten dadurch schweren 
Schaden. Durch dieses lange Sitzen würde eine Blutüberfüllung der Unterleibs¬ 
organe erzeugt, welche sie reize und zur Selbstbefleckung und dadurch zur 
Schwächung von Körper und Geist führe. Ferner litten die Organe der Verdauung 
und Biutbereitung, Darmkanal, Milz und Leber, Schaden; Blutarmut stelle sioh 
ein und immer mehr Schüler verfielen wegen des Mangels an Licht, Luft und 
freier Bewegung der Lungenschwindsucht. Solle diesen Krankheiten vorgebeugt 
werden, so müßte das Sitzen, die Menge der Unterrichtsgegenstände, der Lehr¬ 
stunden und häuslichen Arbeiten beträchtlich vermindert werden. Nachahmens¬ 
wert sei das Beispiel der sächsischen Fürstenschulen, welche nur 25 bis 26 Lehr¬ 
stunden erteilten und an manchem Tage die Lehrstunden aussetzten, um dafür 
Arbeitstage anzuordnen, an denen der Schüler sich einer Arbeit nach seiner Wahl 
widmen könne. Auch der Körper verlange seine Pflege und man könne den Jüng¬ 
ling nicht den ganzen Tag am Arbeitstische festhalten, ohne ihn zum Schwächling 
zu erziehen und mit siechem Körper von der Schule zu schicken.“ 
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Im Jahre 1880 bewies dann auch Hasse, daß die geistige Überbürdung 
die Ursache von Geisteskrankheiten, namentlich bei erblich belasteten oder 
durch geschlechtliche Reizungen geistig erschöpften Schülern werden könne. 
Er hatte in 1V 2 Jahren vier Gymnasiasten und einen Seminaristen in die 
von ihm geleitete Irrenanstalt aufnehmen müssen, da sie an Melancholie, 
Manie oder primärem Stupor erkrankt waren. Drei von ihnen konnte er 
nach einigen Monaten als geheilt entlassen; die beiden anderen konnten zwar 
auch nach einiger Zeit geheilt entlassen werden, doch war die Prognose 
zweifelhaft. Außerdem behandelte Hasse noch zwei Gymnasiasten und 
zwei Mädchen der höheren Töchterschule poliklinisch, welche an Neurasthenie 
litten; auch sie genasen nach etwa drei Monaten. Die Angehörigen aller 
dieser Schüler führten die Erkrankung darauf zurück, daß die Kranken 
durch die Schulen überanstrengt seien, deren Anforderungen sie nur 
schwer hatten genügen können. Drei Geisteskranke waren erblich belastet; 
bei einem anderen und einem Neurastheniker bestand starke Neigung 
zur Onanie. Hasse ist der Überzeugung, daß diese Geisteskrankheiten 
durch geistige Überanstrengung ausgelöst seien und beruft sich auf die 
Angaben der Angehörigen der Kranken, sowie auf die allgemeinen Schul¬ 
anforderungen, welche von einem Primaner und Sekundaner (diesen Klassen 
gehörten die kranken Schüler an) zehn Stunden täglicher Arbeit, aus¬ 
schließlich dreier wöchentlicher Turnstunden (sechs Schulstunden und 
vier häusliche Arbeitsstunden) verlangten. Dies sei eine verwunderliche 
Belastung der Jugend, welche um so unbegreiflicher sei, als die wirk¬ 
lichen ernsten Kenntnisse, welche der Erwachsene dem Gymnasium ver¬ 
danke, gering seien und in keinem vernünftigen Verhältnisse zu der auf 
die Schularbeiten verwandten Zeit ständen. Durch die geistige Überan¬ 
strengung der Jugend, welche den Kindern selbst den nötigen und natür¬ 
lichen Schlaf beschränke, werde eine Anlage zur Nervosität geschaffen, 
woraus dann bei einem das Gemüt heftig erregenden äußeren Anstoß die 
Geisteskrankheit sich entwickele« Der deutsche Irrenärzte tag, dem er seine 
Ausführungen zuerst bekannt gab, sollte daher ein Gesetz beantragen, 
welches auf eine Verkürzung der Arbeitszeit, eine Vereinfachung der Lehr- 
gegenBtände des Gymnasiums und die Einführung täglicher körperlicher 
Übungen dringen müßte. 

Diese Behauptungen Hasses wurden dann im Jahre 1883 in einem 
Gutachten der wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen von 
deren Referenten Virchow und Westphal bekämpft. Sie gaben darin 
zwar eine Ermüdung der Schüler zu, behaupteten aber, man habe keine 
sicheren Beweise, daß auch eine Überbürdung stattfinde und daß sie die 
Ursache von Geisteskrankheiten sei. Im einzelnen führten sie zunächst aus, 
daß die Anforderungen der Schule nicht nach dem Leistungsvermögen der 
fähigsten oder schwächsten Schüler bemessen werden dürften, sondern nach 
dem, was das geistige Mittel der Schüler täglich leisten könne, ohne dadurch 
überanstrengt und erschöpft zu werden. Für ein wissenschaftliches Gut¬ 
achten über die Frage der Überbürdung der Schüler fehlten bis zu ihrer 
Zeit genügende statistische Unterlagen, da man weder über Beobachtungen 
von Lehrern in bezug auf geistige Erschöpfungszustände ihrer Schüler ver¬ 
füge, noch eine zuverlässige, vergleichende Statistik besitze, welche die Un- 
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tauglichkeit zum Militärdienste, die Zahl der Selbstmorde und Geisteskrank¬ 
heiten unter den Gymnasiasten mit denjenigen der Volksschüler vergleiche. 
Trotz der mangelhaften Grundlagen wollten sie ihrem Aufträge gemäß auf 
eine Erörterung der Frage der Überbürdung eingehen. Sie berechnen dann, 
daß nicht, wie Finkelnburg in einem Aufsätze ausgeführt habe, 80 Proz. 
der Gymnasiasten zum Militärdienste untauglich seien, sondern nur 54 Proz., 
denen 45 bis 50 Proz. teils zeitig, teils bleibend unfähige junge Männer aus 
allen Eiassen des Volkes gegenüber ständen, und daß ferner die Gymnasiasten 
noch weit öfter zum Militärdienst geeignet seien als die Handels- und Kunst¬ 
beflissenen. Der Selbstmord habe leider unter der ganzen Bevölkerung er¬ 
heblich zugenommen. Unter den Schülern, d. h. den jungen Leuten zwischen 
dem 10. und 20. Lebensjahre sei er aber nicht häufiger geworden, als dem 
Verhältnisse zur gesamten Bevölkerung aller Altersstufen entspreche. Al« 
Beweggründe des jugendlichen Selbstmordes zähle das statistische Bureau 
in 15,8 Proz. Geisteskrankheit, in 20,7 Proz. Reue, Scham und Gewissens¬ 
bisse auf, während es keinerlei Angaben mache, ob jemals eine Überbürdung 
mit Schularbeiten die Veranlassung zum Selbstmorde gegeben habe. Auch 
die Akten der Unterrichtsverwaltung enthielten nur kasuistische Angaben 
über den Selbstmord von Schülern und Lehrern, ergäben aber keinen Anhalt 
für ein allgemeines Urteil. Hasses Behauptung, daß Geisteskrankheiten 
durch geistige Überanstrengung infolge des Schulunterrichts ausgelöst seien, 
müßten sie bestreiten; denn von 17 Irrenanstaltsleitem, welche durch da« 
Kultusministerium zum Berichte auf gef ordert seien, hätten nur zwei Hasse« 
Standpunkt geteilt. Von ihnen habe indes nur einer drei Krankheitsfälle 
erwähnen können, wovon nur ein Kranker nicht erblich belastet gewesen 
sei. Auch Hasses Krankheitsfälle genügten nach ihrer Meinung nicht zum 
Beweise, weil drei Kranke erblich schwer belastet, ein anderer der Onanie 
stark ergeben und der fünfte von jeher ein eigentümlicher Charakter ge¬ 
wesen sei. Eine geistige Überanstrengung könnten sie nur dann als Ursache 
zugeben, wenn Hasse außer einigen allgemeinen Behauptungen ganz genau 
die Tage und die einzelnen geistigen Anstrengungen angeführt hätte, welche 
die Geisteskrankheit ausgelöst haben sollten. 15 Direktoren hätten überdies 
abgeleugnet, je einen Fall von Geisteskrankheit infolge einer Schulüber- 
bürdung gesehen zu haben. Einer von ihnen, Dr.Ludwig in Heppenheim, habe 
in 17 Jahren unter etwas über 2000 Aufnahmen 48 männliche Kranke unter 
20 Jahren und darunter 5 Gymnasiasten gehabt, welche aber nicht durch geistige 
Überanstrengung krank geworden seien. Sie müßten daher bestreiten, daß 
die geistige Anstrengung der Gymnasiasten die Ursache einer vermehrten 
Untauglichkeit zum Heeresdienste, des Selbstmordes oder von Geisteskrank¬ 
heiten werden könne. Zugeben müßten sie indes, daß die Schule oft Kurz¬ 
sichtigkeit, Kopfweh, Blutandrang zum Kopfe, Nasenbluten und allerhand 
körperliche Schwächezustände herbeiführen könne. Um aber Angriffen auf 
die Schule vorzubeugen, wünschten sie, daß eine Überfüllung der Schul¬ 
klassen vermieden werde, daß die Schulpflicht erst mit dem 7. Lebens¬ 
jahre beginnen und die Aufnahme in die Sexta erst nach vollendetem 
10. Lebensjahre erfolgen möge, damit der Körper sich aus wachsen könne. 
Als Erholungspausen zwischen den fünf Vormittagslehrstunden seien auf 
den drei unteren Gymnasialklassen wohl 40 Minuten insgesamt wünschens- 
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wert (Pausen von je 10 Minuten nach jeder einzelnen Schulstunde); auf 
den oberen Klassen indes genüge es, wenn die Zeit für alle Pausen zu¬ 
sammen 25 bis 30 Minuten betrage. Die Dauer der Schul- und häuslichen 
Arbeitszeit sei für Sexta mit täglich 6 Stunden (davon 5 Schulstunden und 
eine Hausarbeitsstunde), für die Prima von 8 bis 8V 2 Stunden täglich richtig 
bemessen. Drei wöchentliche Turnstunden würden genügen. Wünschenswert 
sei eine regelmäßige Beteiligung von Ärzten an der Beaufsichtigung der 
Schulen. 

Axel Key führte im Jahre 1885 an der Hand einer über 14500 Schüler 
und 3000 Schülerinnen der schwedischen Mittelschulen und 500 Schüler 
der dortigen Vorschulen ausgedehnten ausführlichen Statistik den Beweis, 
daß eine geistige Überbürdung der Schüler besteht, und forderte für alle 
Schulen eine hygienische Aufsicht durch Ärzte. In einer ausführlichen 
Übersicht über die Geschichte der Schulfrage, mit welcher er sein Buch: 
„Schulhygienische Untersuchungen u einleitet, erwähnt er, daß Schweden im 
Jahre 1878 ein Gesetz angenommen habe, „wonach jede Schule, an der es 
die Mittel dazu gebe, einen Arzt anstellen solle“, und daß es mit dieser 
Einrichtung allen anderen Ländern, namentlich auch Deutschland, welches 
sonst für die Einrichtung der schwedischen Schulen als Muster gedient 
habe, überlegen sei. Dieser Schularzt habe die Beaufsichtigung der Schüler 
bei den gymnastischen Übungen besorgt und die armen Schüler bei Krank¬ 
heiten behandelt. Die wichtigste Bestimmung des Gesetzes, wonach er auch 
alle dem Gesundheitszustände der Schüler schädlichen Umstände zu unter¬ 
suchen und ihnen abzubelfen habe, sei leider bisher unerfüllt geblieben. Da 
man indes vielfach der Meinung gewesen sei, daß eine geistige Überlastung 
der Mittelschüler stattfinde, habe sich nach dem Vorbilde Dänemarks, wo 
auf Antrieb des Kopenhagener Gemeindearztes Hertel im Jahre 1884 die 
Schulen in dieser Richtung untersucht wurden, auch in Schweden ein Schul¬ 
komitee gebildet, welches an alle Mittelschulen Fragebogen ausgesandt habe. 
Für jeden Schüler wurde ein besonderer Fragebogen ausgegeben, auf welchem 
etwa 30 Fragen verzeichnet waren, die zum Teil von den Schulärzten und 
Lehrern, zum Teil von den Eltern der Schüler oder den Schülern selbst be¬ 
antwortet werden mußten, wobei die Lehrer die letztgenannten Angaben auf 
ihre Richtigkeit zu prüfen hatten. Auf diesen Bogen wurde gefragt, ob der 
Schüler an irgend einer Krankheit leide, wobei besonders nach Bleichsucht, 
häufigem Nasenbluten, Nervosität, Appetitlosigkeit, häufigen Kopfschmerzen, 
Augenkrankheit, Kurzsichtigkeit, Rückgratsverkrümmung, Skrofulöse, lang¬ 
wierigen Krankheiten und anderen zufälligen Krankheiten gefragt wurde. 
Ferner fragte man, ob der allgemeine Gesundheitszustand des Schülers gut 
oder minder gut sei, wie lange seine Arbeitszeit in der Schule und zu Hause 
währe, und womit diese letztere im einzelnen zugebracht werde (ob er sie 
für fakultativen Schulunterricht, Bearbeitung der Schulaufgaben, Konfir¬ 
mandenunterricht, Nachhilfestunden, Privatunterricht in Gesang, Musik, 
Gymnastik, Zeichnen, Handfertigkeit gebrauche und ob er etwa von einigen 
solchen letztgenannten Übungsgegenständen befreit sei), ob der Schüler 
Schwierigkeiten habe, dem Unterrichte überhaupt oder in irgend einem näher 
zu benennenden Gegenstände zu folgen und wieviel Stunden er zu schlafen 
pflege. Auch wurden verschiedene Fragen über die Beschaffenheit der Schul- 
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räume, die Wohnungsverhältnisse der Schüler, die jährliche Zunahme der 
Körperlänge und des Gewichts gestellt. Die aus diesen 18000 Fragebogen 
gewonnene Statistik wurde zur Aufstellung vieler lehrreicher Tafeln ver¬ 
wandt Hier sei bemerkt, daß von den 14 500 Mittelschülern 11200 in 
vollklassigen Schulen, 2400 in fünfklassigen Schulen (die also bis zur Ober¬ 
tertia führen) und 600 in dreiklassigen (nur bis zur Quarta reichenden) 
Schulen sich befanden, während 300 ein- und zweiklassigen Pädagogien an¬ 
gehörten. 

Aus den wichtigsten dieser Tafeln (S. 30 bis 81 der deutschen Ausgabe), 
welche die Zahlen für jene erstgenannten einzelnen Krankheitszustände und 
außerdem auch diejenigen für die einzelnen langwierigen Krankheiten, die 
Krankheiten des Kehlkopfes und der Lungen, des Magen- und Darmkanals, 
den Darmbruch, die Herzleiden, die Krankheiten der Gelenke und die 
Knochenleiden, die Krankheiten des Nervensystems, diejenigen des Urogenital¬ 
apparats, für Ohrenleiden, Rheumatismus und alle sonstigen selteneren 
Krankheitszustände zusammenfassen, und welche den Wunsch erregen, daß 
eine ähnliche Statistik auch für die Schüler der deutschen Schulen auf¬ 
gestellt werden möge, sei es mir erlaubt, hier das herauszunehmen, was für 
die Frage der geistigen Überbürdung von Bedeutung ist: 


Gesundheitszustand der Schüler an den vollklassigen 
schwedischen Schulen. 

Klassenweise Zusammenstellung mit den Prozentzahlen für die einzelnen Leidens¬ 
zustände. yollklassige Schulen (S. 34, 30 und 62). 


Klasse | 

Anzahl 

der 

Schüler 

_ 

Langwierige 
Kranke, einschl. 
der Kurz¬ 
sichtigen 

Langwierige 
Kranke, nach 
Abrechnung der 
Kurzsichtigen 
(s. S. 30) 

Nervo¬ 

sität 

Kopf¬ 

schmerz 

Krank¬ 
heiten des 
Nerven¬ 
systems 
(s. S. 62) 

Latein VII* . . . 

566 

58,5 

36,9 

3,6 

9,2 

0,2 

. VII, . . . 

602 

58,1 

40,5 

3,9 

15,0 

0,2 

, VI S . . . 

854 

52,7 

38,6 

2,1 

13,8 

0,4 

VI, 

961 

49,7 

34,7 

2,1 

13,4 

0,5 

v . . . 

975 

45,5 

36,6 

1,9 

13,3 

0,1 

„ IV . . . 

1017 

43,9 

37,4 

1,4 

15,0 

0,3 

Real VII, .... 

176 

50,0 ! 

38,6 

1,1 

11,9 

1,1 

, VII, .... 

! 156 

48,4 

33,6 

1,9 

8,3 

0,6 

. VI, ... . 

186 

39,8 

31,7 

— 

! 9,7 

— 

, VI, ... . 

229 

38,0 1 

25,8 

0,9 

1 10,9 

0,4 

. V . . . . 

, 412 

35,0 

26,7 

1,5 

9,7 

0,5 

. IV ... . 

I 649 

38,1 

32,9 

0,8 

| 12,8 

0,3 

Gern. 1 ) III . . . 1 

| 1644 

[ 43,2 

38,0 

1,9 

j 15,9 

0,4 

. II ... 1 

! 1607 

41,0 

37,6 

2,7 

15,1 

0,1 

• 1 ' • ' 1 

1192 

37,6 

34,4 

1 - 8 

| 11,7 | 

0,3 


*) Die Abkürzung „Gern.“ bezeichnet die unteren, der Real- und Lateinschule 
gemeinsamen Klassen, also unsere Sexta bis Quarta. 
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Gesundheitszustand in den vorbereitenden Schulen Stockholms. 
Prozentzahl für die einzelnen Krankheiten (8. 71). 


Klasse 

Mittleres 

Alter 

Anzahl 

der 

Schüler 

Langwierige 
Kranke, einschl. 
der Kurz¬ 
sichtigen 

Langwierige 
Kranke, ausschl. 
der 

Kurzsichtigen i 
(S. 8t) | 

i 

Nervo¬ 

sität 

Kopf¬ 

schmerz 

Krank¬ 
heiten des 
Nerven¬ 
systems 
(s. S. 76) 

4. 

10,8 

101 

43,6 

40,6 

3,0 

11,0 

_ 

3. 

10,0 

189 

35,4 j 

33,8 

5,3 

10,0 

— 

2. 

8,9 

! 147 

38,1 

36,7 

5,4 

10,9 

0,7 

1 . 

7,8 

i 91 

19,8 

17,6 

2,2 

2,2 

M 


Man fand also, daß die Zahl der kranken Schüler (wenn man von der 
die Zahlen erheblich erhöhenden Kurzsichtigkeit absieht) auf der ersten Vor¬ 
schulklasse nur 17,6 Proz. betrug, während sie auf den anderen Schulklassen 
zwischen 34 und 40 Proz. wechselte. Häufiger als Lungenkrankheiten, deren 
Prozentzahl zwischen 1,3 und 3 schwankt, sind Kurzsichtigkeit (6 bis 
37 Proz.), Kopfschmerzen (8 bis 15 Proz.), Bleichsucht (7 bis 15 Proz.) 
und häufiges Nasenbluten (4 bis 7 Proz.); seltener, aber doch recht häufig 
sind Nervosität (0,8 bis 3,6 Proz.) und Krankheiten des Nervensystems, 
worunter Epilepsie, Veitstanz, Neuralgien, Nervenlähmung und Stottern ver¬ 
standen werden (0,1 bis 1,1 Proz.). Über Geisteskrankheit werde deshalb 
nichts berichtet, weil sie die Teilnahme am Unterrichte ausschließe. In 
dieser Erhöhung der allgemeinen Krankheitszahl von der untersten Schul¬ 
klasse zu den anderen, auf denen die Prozentzahl nur wenig schwankt, sieht 
Key einen unwiderleglichen Beweis, daß die Anforderungen der Schule die 
Gesundheit schädigen. Er weist deshalb den Einwand mit Recht zurück, 
daß Bleichsucht, Kopfschmerzen, Nervosität nur geringfügige Krankheits¬ 
zustände seien, da sie ja, wie den Ärzten bekannt sei, Vorstufen schwerer 
Krankheiten seien. (Als häufige Folgekrankheit langjähriger Bleichsucht 
möchte ich nur Tuberkulose und als solche langjähriger Nervosität Geistes¬ 
krankheiten erwähnen.) Key hält es für wünschenswert, den Gesundheits¬ 
zustand der Mittelschüler mit demjenigen der Volksschüler zu vergleichen, 
und fügt die Zähltafel der dänischen hygienischen Kommission bei, aus 
welcher hervorzuheben ist, daß unter den Bauernsöhnen der dänischen Dorf¬ 
schulen sich nur 27 Proz. kranker Kinder befinden, unter den Schülern der 
dortigen Gymnasien aber 32 Proz., während die dänischen Realschulen 28, 
die Bürgerschulen 26 Proz. kranker Kinder haben. Er weist dann mittels 
seiner umfassenden Zählung nach, daß die Schüler der vollklassigen Schulen 
der gemeinsamen Klasse I 6 Stunden 55 Minuten täglich arbeiten müssen, 
und daß die mittlere Arbeitszeit dann schon von der Klasse VI an* 11 bis 
117a Stunden beträgt. Ja, man ermittelte einige Schulen, welche die Schüler 
der Prima 147a Stunden täglich arbeiten lassen, während andere sich aller¬ 
dings auf derselben Klasse mit 97a Stunden begnügen. Ferner weist Key 
nach, daß diejenigen Schüler, die zu Hause täglich mehr als die mittlere 
Arbeitszeit arbeiten, um 3 Proz. mehr Kranke unter sich zählen als die¬ 
jenigen, welche mit ihren Hausarbeiten unter der mittleren Arbeitszeit 
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bleiben. Er hebt dann hervor, daß 7,1 Proz. der Gymnasiasten nach dem 
Urteile ihrer Lehrer dem Unterricht in der Mathematik als demjenigen, 
welcher die Mehrzahl am meisten anstrengt, und 5,0 Proz. demjenigen im 
Lateinischen schwer folgen, während es für die anderen Fächer nur 0,2 bis 
2,1 Proz. sind. Er fordert alsdann für 10jährige Kinder einen Schlaf von 
10 bis 11 Stunden, für 17- bis 18 jährige von S 1 /» Stunden und weist nach, 
daß die schwedischen Schüler in allen Lebensaltern durchschnittlich um 
li/ 4 bis 2 Stunden in ihrer Schlafzeit beschränkt werden, und daß es sogar 
Schüler gibt, welche wegen ihrer Schularbeiten auf Prima und Sekunda nur 
4 bis 5 Stunden schlafen können. In alldiesem sieht er mit Recht Zeichen 
geistiger Überbürdung. Er wünscht dann, daß die Schüler im 7. Lebensjahre 
(unserer einstigen Nona entsprechend) nur 2 bis 3 Stunden täglich, die des 
10. und 11. Lebensjahres (unserer Sexta und Quinta entsprechend) 6 Stunden, 
die des 12. und 13. Jahres (unserer Quarta und Untertertia angehörigen) 
Schüler 7 Stunden, diejenigen des 14. Lebensjahres (Obertertia) 8 Stunden, 
die des 15. und 16. Jahres (Sekunda) 8y a und diejenigen des 17. und 
18. Jahres (Prima) 9 Stunden täglich mit Schularbeiten (Turnen eingerechnet) 
in Anspruch genommen werden sollten und wünscht einen vollkommenen 
freien Nachmittag in jeder Woche. „Ein solcher freier Nachmittag mache 
einen in jeder Woche wiederkehrenden Lichtpunkt im Eindesleben aus: es 
sei eine Quelle des Glückes für das Kind, darüber nachzudenken, wie es ihn 
am besten verwenden solle u (S. 291). Zuletzt verlangt er eine hygienische 
Aufsicht durch besondere Schulärzte, welche die sämtlichen Schüler viermal 
im Jahre auf ihren Körper- und Gesundheitszustand genau zu untersuchen, 
mittellose Schüler zu behandeln und die Schulen auf ihre hygienische Ein¬ 
richtung zu besichtigen hätten, und daß der ministeriellen Zentralverwaltung 
der Schulen ein medizinisch-hygienischer Sachverständiger beigegeben werde. 
Die Übelstände, welche er bei den Schülern der Mittelschulen gefunden hatte, 
stellte er auch bei den 3000 untersuchten Schülerinnen der höheren Mädchen¬ 
schulen fest. 

Seit dem Jahre 1896 wurden in vielen deutschen Städten Schulärzte 
für ihre Schulen nach dem Vorbilde der Stadt Frankfurt a. M. eingeführt, 
welche insbesondere auf die Verhütung der ansteckenden Krankheiten und 
schweren körperlichen Leiden hinwirken sollen. Nach Schubert hatten bis 
zum Jahre 1905 140 deutsche Städte eigene Schulärzte angestellt; außer¬ 
dem hatte das Herzogtum Sachsen-Meiningen alle Schulen des Landes mit 
Schulärzten versehen. 

Der Kampf um die Überanstrengung der Schüler ruhte nicht. Nament¬ 
lich dem humanistischen Gymnasium wurde der Vorwurf gemacht, daß es 
den Schülern der realistischen Fächer, d. h. den künftigen Ärzten, Richtern 
und Lehrern der Naturwissenschaften keine Ausbildung für ihren Beruf 
gebe. Die alten Sprachen überanstrengten den Geist der Jugend, sie hätten 
keinen praktischen Nutzen, und die Gymnasien seien deshalb durch Real¬ 
schulen zu ersetzen, in welchen neuere Sprachen, besonders der mündliche 
und schriftliche Gebrauch der deutschen Muttersprache, Mathematik und 
Naturwissenschaften vornehmlich gelehrt werden sollten, während die ge¬ 
schichtlichen Fächer und das Auswendiglernen von Gedichten mehr in den 
Hintergrund treten müßten. Dieser Streit ist in jüngster Zeit durch den 
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bekannten Leipziger Chemiker Ostwald wieder aufgenommen worden. Er 
wünscht auch, daß der Religionsunterricht von der Schule abgezweigt und 
die Abschlußprüfung beseitigt werde. Jener sei eine Privatangelegenheit, 
außerdem in seinem übersinnlichen Teile für die Schüler sohwer oder gar 
nicht verständlich, und dieses sei eine überflüssige Qual für die Schüler und 
hemme manchen tüchtigen Mann in seinem Fortkommen, wobei er besonders 
auf einige berühmte Gelehrte hin weist, welche von ihren Lehrern sehr un¬ 
günstig beurteilt wurden und zu den schlechtesten Schülern zählten. Von 
solchen schlechten Schülern führe er Alexander von Humboldt und 
Justus von Liebig an. 

Die Verteidiger der Gymnasien rühmen dagegen deren Wert für die 
sittliche Bildung der Schüler, indem sie ihnen den idealen Sinn und die Be¬ 
geisterung für das Edle, Schöne und Gute der alten Griechen und die kriege¬ 
rische Mannhaftigkeit und sittliche Strenge der Römer, die sich auch in 
ihrem mustergültigen Familienleben, sowie der Reinheit ihrer Frauen und 
Töchter offenbarte, zur Nachahmung ins Herz pflanze und sie andererseits 
durch die Überwindung ungewöhnlicher Sprachschwierigkeiten gewöhne, sich 
in geistiger Arbeit zu üben. Auch verschaffe sie ihnen durch einen Einblick 
in einfache staatliche Verhältnisse kleiner Gemeinschaften ein allgemeineres 
Verständnis für unser heutiges verwickelteres Staatsleben. Dies sei zu¬ 
gegeben. Wenn man jedoch behauptet, daß sich von dem lateinischen oder 
griechischen Unterrichte nichts opfern lasse, um dafür dem Wunsche nach 
einer Erleichterung und einer Verminderung der Stundenzahl und häuslichen 
Arbeitszeit nachzugeben, so ist das nicht richtig. Es gibt in der Schule so 
manchen Schriftsteller, auf den eine ungewöhnlich lange Unterrichtszeit 
verwandt wird, z. B. den Horaz, Ovid, Livius, Sophokles, Demosthenes, 
Lysias u. a., deren Kenntnis für unser heutiges Leben vollkommen entbehr¬ 
lich ist. Die ihnen gewidmeten Stunden könnten ruhig von dem lateinischen 
und griechischen Unterrichte abgesetzt und dadurch Raum für eine Ver¬ 
minderung der Stundenzahl oder eine Erweiterung der deutschen Sprach¬ 
fertigkeit und für Stunden im Turnen oder in Handarbeiten gewonnen 
werden. Cäsar, Cicero, der Freund der alten Deutschen Tacitus mit seinen 
vortrefflichen Sittenschilderungen, Vergil, Cornelius Nepos, Homer, Thucydides 
und Plato mögen weiter ihren Platz in der wissenschaftlichen Ausbildung 
der Jugend behaupten. Es ist gänzlich überflüssig, zwei Lateinstunden an 
einem Tage abzuhalten, selbst nachdem der bei vielen Schülern verhaßte 
lateinische Aufsatz abgeschafft ist, da die zweite Lateinstunde sehr ermüdet 
oder langweilt und so durch die abgelenkte Aufmerksamkeit sich selbst 
überflüssig macht. Die alten Sprachen selbst aufzugeben, wird wohl unmög¬ 
lich sein, weil in der Benennung der Naturwissenschaften und der Medizin 
die lateinischen und griechischen Ausdrücke schwer abzuschaffen und durch 
deutsche zu ersetzen sind. Wenn aber unsere Klassiker Schiller, Goethe, 
Uhland, Arndt, Shakespeare, Wilhelm Raabe, Storm u. a. — und ich möchte 
hier noch einen verdienten Dichter, Julius Hammer mit seiner gedanken¬ 
reichen Gedichtsammlung „Schau um dich und schau in dich u nennen — 
wirklich ihren Ruf, die größten Bildner des Gemütslebens, Charakters und 
der Willensstärke zu sein verdienen, wenn die von Ostwald in seiner 
Sammlung „Die Klassiker der Wissenschaften u vereinten Gelehrten wirklich 
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größere wissenschaftliche Wahrheiten entdeckt und das Denken mehr ge¬ 
fördert haben, als die Gelehrten der alten Zeit, so müßte man annehmen, 
daß sie, soweit sie dem Verständnis der Jugend zugänglich sind, auch 
besser geeignet wären, die sittliche und geistige Ausbildung der Schüler zu 
übernehmen, als die alten Griechen und Römer. So wird wohl mit der Zeit 
der lateinische und griechische Unterricht mit dem französischen und eng¬ 
lischen die Plätze tauschen und einen großen Raum noch für die Bildung 
des Geistes der Schüler durch selbständiges Arbeiten in der deutschen Sprache 
schaffen, so daß hierdurch den Schülern eine Erleichterung gegeben wird. 
Auch die zweimalige Behandlung der Geschichte in den oberen Klassen, ins¬ 
besondere der älteren Geschichte bis zur Reformation und Renaissance er¬ 
scheint mir überflüssig und nutzlos 1 ). 

Ferner würde sich der mathematische Unterricht, welcher vielen Schülern, 
die später zu Berufen übergehen, worin Berechnungen seltener ausgeführt 
werden, wie es in der Medizin, der Rechts- und Sprachwissenschaft, Theologie 
und den beschreibenden Naturwissenschaften zutrifft, durch Einführung ein¬ 
facherer, kurzer, nur das Wesentliche enthaltender und leicht übersichtlicher 
Bücher wohl für die Schüler, guten Willen der Lehrer vorausgesetzt, er¬ 
leichtern lassen, da er die meisten Schüler ganz besonders anstrengt. 
Vielleicht findet sich dann auch Raum, ohne Vermehrung der Stundenzahl 
den Schülern etwas Freude an körperlicher Arbeit durch die Einlegung von 
zwei Arbeitsstunden in der Tischlerei oder Gärtuerei und ähnlichem zu 
verschaffen. Sie würden als körperliche Leistungen der Gesundheit der 
Schüler zugute kommen und ihnen dereinst mehr Freude im Leben bereiten, 
als es die alten Klassiker der Römer und Griechen tun, deren sittlicher 
Wert, was beispielsweise den Horaz und Ovid, sowie auch den deutschen 
Dichter Wieland anbetrifft, zu einem großen Teil sehr gering oder überhaupt 
fragwürdig ist. 

Daß unser Militärdienst eine große Schule für die körperliche Gesund¬ 
heit und Kraft ist, läßt sich gewiß nicht leugnen; er kommt jedoch allen 
jenen zahlreichen Männern (und den Frauen insgesamt) nicht zugute, welche 
während ihrer Jugendzeit in eine allgemeine körperliche oder nervöse 
Schwäche geraten sind. Wenn diesen Gesundheit gegeben werden soll, so 
ist unbedingt auch eine Verkürzung der Schulstunden und eine Vermehrung 
der körperlichen Übungen, sowie auf die Verlängerung der freien Erholungs¬ 
zeit Bedacht zu nehmen. 

Obwohl „Morgenstunde Gold im Munde“ hat, und geistige Arbeit in 
der Morgenfrühe zwischen 6 und 8 Uhr für den Erwachsenen abendlicher 
Arbeit vorzuziehen ist, erscheint es mir doch erwünscht, die Schüler noch 
nicht in so früher Zeit zu beschäftigen, und deshalb halte ich es für unzu¬ 
lässig, den Schulbeginn schon auf 7 Uhr anzusetzen. Nur so findet der 
Sextaner die ihm gesundheitlich notwendige 11 ständige und der Primaner 
und Sekundaner die notwendige 9- bis 9y 2 ständige Schlafzeit. Im anderen 
Falle aber kommen sie geistig noch müde und körperlich geschwächt zur Schule. 
Die Schule sollte erst um 8 Uhr anfangen und in den oberen Klassen bis 
1 Uhr, in den unteren Klassen nur bis 12 Uhr dauern. Nachmittags sollte 

l ) Das scheint zu weit gegangen. Bed. 
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nur dreimal in der Woche Turnen stattfinden, und einmal in der Woche 
sollte auch in den höheren Klassen die Schule schon um 12 Uhr geschlossen 
werden, damit die Schüler auch in der Woche das Gefühl einer Erleichterung 
bei ihrer ermüdenden Arbeit empfinden können. Ein von jeder Schularbeit 
freier Nachmittag, wie ihn Lori ns er und Key wünschen, würde gleichfalls 
die Gesundheit der Schüler und damit die allgemeine Volksgesundheit 
kräftigen. 

Die Schule sollte den Schülern auch Gelegenheit zum sommerlichen 
Baden im Freien und zu winterlichen Reinigungsbädern geben. Etwa im 
16. Lebensjahre sollte den Schülern anstatt der drei Turnstunden während 
des Sommers ein pfiichtmäßiger Schwimmunterricht durch einen Lehrer er¬ 
teilt werden, damit ihr Körper kräftig und der Schüler widerstandsfähiger 
gegen Witterungseinflüsse werde. Vor der Teilnahme an diesem Unterrichte 
müßten die Schüler ärztlich auf ihre Tauglichkeit dazu untersucht werden. 
An Stelle der dritten Turnstunde würde es sich, wie ich glaube, wohl 
empfehlen, daß die Schüler wöchentlich einmal klassenweise durch ihren 
Lehrer zu einem zweistündigen Spaziergange ins Freie, namentlich in einen 
benachbarten Wald geführt würden. Damit würde manchen Organkrank¬ 
heiten, besonders denen der Lungen, vorgebeugt und auch ein näheres Ver¬ 
hältnis der Schüler zu ihrem Lehrer hergestellt werden, wodurch ihre geistige 
Ausbildung gewinnen würde. Die Schüler würden bei dieser Gelegenheit 
einige naturwissenschaftliche und Lebenskenntnisse erwerben können, und 
besonders auf Kinder, welche zur Nervosität neigen, würde ein solcher 
Spaziergang beruhigend und erfrischend wirken. Im Turnunterricht sollte, 
wie es ja auch heute meist geschieht, das Turnen an den Geräten mit Frei¬ 
übungen und Bewegungsspielen abwechseln. 

Die häusliche Arbeitszeit darf auch den schwächsten Schüler der oberen 
Klassen nicht mehr als 2 bis 3 Stunden täglich in Anspruch nehmen, so daß 
die ganze Schularbeitszeit auf diesen Klassen, abgesehen von den drei 
wöchentlichen Turnstunden, täglich 7 bis 8 Stunden währte. Die übrige Zeit 
wäre den Schülern für ihre eigene geistige Fortbildung nach der Richtung, 
wohin sie ihre Neigung zieht, und für die Erholung zu überlassen. Sie würde 
auch mancher Nachhilfestunde zugute kommen, da es eine gewisse Zahl von 
Schülern (etwa ein Drittel) gibt, welche, ohne eine solche in einzelnen 
Fächern zu nehmen, den Schulanforderungen nicht nachkommen können. 

Unter den Unterrichtsfächern sollte zwar die Religion nicht fehlen, da 
sie für die Pflichten, welche das Leben von dem Erwachsenen verlangt, nicht 
entbehrlich ist. Es sollte indes nicht erlaubt sein, Schüler, welche sich den 
übersinnlichen Glaubensanschauungen der Kirche, obwohl gerade in diesen, 
wie der Erwachsene später öfters erkennt, ein besonders starker Antrieb zu 
einer sittlichen und tüchtigen Lebensführung liegt, in ihrem Innern nicht 
anpassen können, deshalb schlecht zu zensieren und ihnen das Fortkommen 
auf der Schule zu erschweren, sofern sie sonst zu sittlichem Tadel keinen 
Anlaß geben. Unter diesen Schülern, welche nur das Denken und nicht den 
Glauben anerkennen wollen, haben wir die besten Naturforscher zu erwähnen. 
Wenn auch der Denker ohne den Glauben auskommen kann, so werden 
Mann und Frau im praktischen Leben seiner nicht entbehren können. Die 
sittlichen Lehren der Bibel sind durch keine Philosophie zu ersetzen, schon 
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deshalb nicht, weil die letztere keine neuen Werte an die Stelle der religiösen 
gesetzt und diese nur für das allgemeine Verständnis erschwert hat. Ein 
sittliches Leben ist aber die stärkste Stütze gegen Ausschweifungen in ge¬ 
schlechtlicher Hinsicht und gegen die Neigung zu rohen Lebensgenüssen 
überhaupt. In ihm liegt der beste Schutz für die geistige und körperliche 
Gesundheit. 

Unter den Lebensäußerungen des menschlichen KörperB bringt bei den 
gewöhnlichen Verhältnissen unseres Kulturlebens, wo Hunger und Durst 
nicht zu ihren äußersten Grenzen gelangen (die allerärmsten Menschen aus¬ 
genommen), keines einen so lebhaften Eindruck hervor als der Geschlechts¬ 
trieb. Rein körperlich aufgefaßt ist er etwas ähnliches wie der Harn- und 
Stuhldrang. Doch hat er im Gegensatz zu ihnen einen mächtigen Einfluß 
auf das Seelenleben. Unbewußt äußert er sich schon am unreifen Kinde. 
Ich glaube nach dem, was ich an meinen Bekannten und an mir selbst über 
die frühesten Jugenderinnerungen erfahren habe, daß der erste Eindruck 
aus der frühen Kindheit, der in der Erinnerung haften blieb, etwas mit der 
unbewußten geschlechtlichen Empfindung zu tun hatte. Die früheste Er¬ 
innerung war bei vielen Kindern jedenfalls an irgend ein Erlebnis mit einer 
Person des anderen Geschlechts verbunden. Nach dem 7. oder 8. Lebens¬ 
jahre beginnt das Kind, ab und zu irgend eine gelegentlich ihm zugetragene 
Äußerung über das geschlechtliche Leben aufzunehmen, und vom 14. bis 
65. Lebensjahre beim Manne, vom 14. bis 50. Lebensjahre beim Weibe, 
selten etwas darüber hinaus (nur in den Tropen schon einige Jahre früher), 
übt das geschlechtliche Empfinden einen bestimmten Eindruck auf das Leben 
und die Handlungen des Menschen aus. Es ist ein natürliches Verlangen, 
das in Zucht und bei guter Sitte zu erhalten, dem erwachsenen Menschen 
bei Beachtung der alten Gebote der Religion und der Erinnerung an ein 
sittliches Vorbild der Eltern leicht fällt. Das Kind (namentlich der Knabe) 
aber wird oft dazu geführt, den geschlechtlichen Reiz durch mechanische 
Berührung oder gar durch sinnliche Vorstellungen bis zur Selbstbefriedigung 
zu steigern und sich so des öfteren körperlich und geistig zu entkräften. 
Der Jüngling ferner (erfreulicherweise nur ausnahmsweise auch manches 
junge Mädchen) sucht sein geschlechtliches Empfinden durch unehelichen 
Geschlechtsverkehr zu befriedigen. Beidem kann durch eine Belehrung seitens 
der Eltern oder der Ärzte wirksam vorgebeugt werden. Der Mittelweg, der¬ 
jenige der geschlechtlichen Enthaltsamkeit, ist für das weibliche Geschlecht 
leicht einzuhalten, weil bei ihm der mit der Entleerung der Menstrualflüssig- 
keiten verbundene geschlechtliche Reiz gering ist; aber auch beim männ¬ 
lichen Geschlecht ist er leicht durchführbar. Er besteht hier in einer von 
selbst im Schlafe erfolgenden Samenentleerung, welche in etwa vier bis sechs 
Wochen, selten früher, im allgemeinen nur einmal zu erfolgen pflegt. 12- bis 
24 jährliche solche Samenentleerungen sind als das regelrechte Verhalten an- 
zusehen. Die geringere Zahl ist für die Gesundheit zuträglicher. Üppige, 
reichliche Nahrung, namentlich der Genuß von vielen Eiern und Fleisch be¬ 
wirkt häufigere Samenentleerungen. Öftere geschlechtliche Reizungen, mögen 
sie nun durch Onanie oder durch geschlechtlichen Verkehr erfolgen, sind der 
Gesundheit nachteilig. Sie setzen die Lebenskraft herab, wie dies ja allbekannt 
ist, schwächen den Körper, ermüden den Geist und legen den Grund zu 
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Krankheiten. Geschlechtliche Ausschweifungen führen eine Entwärmung des 
Körpers herbei und schaden dem Nervensystem und dem Herzen. Es ist 
bekannt, daß Schlaganfälle und plötzliche tödliche Herzlähmungen öfters auf 
eine vorhergegangene geschlechtliche Erregung gefolgt sind. 

Ganz besonders oft hat auch die chronische Nervosität ihre Ursache in 
häufiger Onanie oder maßlosem geschlechtlichen Verkehr. Geschlechtliche 
Enthaltsamkeit ist die beste Grundlage zu einem langen Leben. In gesunden 
Ehen ist jede Geburt auch nur auf einige wenige geschlechtliche Vereini¬ 
gungen erfolgt. Man sollte in jugendlicher Onanie kein schweres Vergehen 
sehen; man sollte sie aber durch eine geschlechtliche Aufklärung zu einer 
möglichst seltenen Handlung werden lassen und die Jugend schließlich zu 
geschlechtlicher Enthaltsamkeit führen. Den Geschlechtskrankheiten und 
ihren Folgen, deren schlimmste die Geisteskrankheiten und die Idiotie, 
Epilepsie, Blindheit und Taubstummheit eines Teiles der Nachkommen, sowie 
die mannigfachsten schweren Erkrankungen des eigenen Leibes, der Ge¬ 
schlechtsorgane der Ehegattin, die größte Zahl der Fehl- und Totgeburten 
und eine hohe Sterblichkeit der lebend geborenen Kinder darstellen, kann 
man nur dadurch Vorbeugen, daß es jedem jungen Menschen zur sittlichen 
und gesundheitlichen Pflicht gemacht wird, jeden geschlechtlichen Verkehr 
vor der Ehe zu meiden, eine Warnung, der zum Glück ein gut erzogenes 
Kind nicht bedarf. Vorbilder zu sittlicher und gesunder Lebensführung in 
der Jugend und im späteren Leben wird man unter anderen in Ernst 
Moritz Arndts schönen „Erinnerungen aus dem äußeren Leben u , dem 
Buche Seved Ribbings, sowie in den Briefen finden, welche Schiller und 
W. v. Humboldt mit ihren trefflichen Frauen gewechselt haben. Ausführ¬ 
lichere geschlechtliche Belehrung findet man unter anderen in Grubers 
„Hygiene des Geschlechtslebens“. 

Aus dem vorher Gesagten geht hervor, daß es unumgänglich nötig ist, 
der gesamten deutschen Jugend dreimal im Leben eine ärztliche Belehrung 
über das geschlechtliche Leben zu erteilen: Zum ersten Male im 14. Jahre, 
wo man die Kinder über das Unsinnige und der Nerventätigkeit und allge¬ 
meinen Gesundheit Schädliche der Onanie und die normale Entleerung der 
Geschlechtsflü8sigkeiten aufklären sollte. Eine zweite Belehrung sollte für 
alle Jünglinge und jungen Mädchen im 18. Lebensjahre erfolgen und den 
natürlichen Verkehr der Geschlechter behandeln, sowie eine Warnung vor 
unehelichem Geschlechtsverkehr und den damit (jedenfalls in Städten) fast un¬ 
vermeidlich verbundenen Geschlechtskrankheiten und ihren Folgen enthalten. 
Vielleicht könnte man bei den Mädchen diese Aufklärung auch schon auf 
das 16. Jahr verlegen und mit dem kirchlichen Einsegnungsunterrichte ver¬ 
binden. Die dritte, noch etwas eingehendere Belehrung sollte im 21. Jahre, 
also auf den Hochschulen und beim Militär, für die Männer erfolgen — 
jungen Mädchen wäre diese dritte Aufklärung aus äußeren Gründen nur 
dann noch zu erteilen, wenn sie einer öffentlichen Schule, z. B. einer Handels¬ 
schule angehören — und die beiden ersten Belehrungen ergänzen und ver¬ 
vollständigen. Alle diese Belehrungen sollten von Ärzten gegeben werden 
oder, wenn das nicht möglich ist, wie z. B. auf dem Lande, so sollte dieser 
Unterricht den Geistlichen und Lehrern überlassen werden; doch müßten 
diese selbst eine Belehrung durch Ärzte erhalten haben. So würde vielen 
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Geistes- und Nervenkrankheiten bei den betreffenden selbst, ihren dereinstigen 
Frauen und Kindern auf das wirksamste vorgebeugt werden. 

Da es wohl nie dahin kommen wird, daß sämtliche Schüler, welche den 
Mittelschulen zugeführt werden, auch dort bis an das Ende weiter gefördert 
werden, so werden sich Schulprüfungen am Schlüsse der Schule nicht ent¬ 
behren lassen. Denn ich erachte es nicht für richtig, daß der Schüler nur 
dem Wohlwollen seiner Lehrer, die ihn, sofern er nicht unter den ersten 
und meist gefragten sitzt und damit ein besonderer Liebling von ihnen wird, 
als Person kaum kennen, überlassen wird; sondern ich bin der Ansicht, daß 
die Abschlußprüfungen nicht zu umgehen sind, da der Schüler dann Ge¬ 
legenheit bat, zu zeigen, ob die etwaige ungünstige Meinung der Lehrer 
über seine Befähigung nicht ein Irrtum ist, welcher nur auf einer persön¬ 
lichen Entfremdung zwischen Lehrer und Schüler beruhte. Da sie aber mit 
nervösen Erschütterungen für die Schüler verbunden ist, so sollte die Prüfung 
möglichst erleichtert werden und in Gegenwart des Schularztes stattfinden, 
welcher den Schüler vorher über seinen künftigen Lebensberuf zu be¬ 
fragen hätte. 

Eine hygienische Aufsicht aller Schulen, die Einsetzung eines Schul¬ 
arztes auch für die höheren Schulen und ein allgemeiner hygienischer Unter¬ 
richt ist weder für die Volksschulen, die Mittelschulen, Handels- und 
Gewerbeschulen, noch auch für die Hochschulen aller Art und das Heer zu 
entbehren. Er hätte namentlich auf eine geschlechtliche Aufklärung der 
Jugend, eine Belehrung über die Schäden des dauernden Alkoholgenusses 
und eine nüchterne, einfache und arbeitsame Lebensführung aufmerksam 
zu machen und den Wert körperlicher Übungen und Arbeiten für die 
allgemeine Gesundheit zu erläutern. Er sollte während zweier Schuljahre, 
etwa dem 14. und 18., stattfinden und eine oder zwei naturgeschichtliche 
Stunden vertreten. 

Armen Kindern wäre ein warmes Schulfrühstück, aus Milch und Brot 
bestehend, auf öffentliche Kosten zu geben, wie es Staiger vorschlägt und 
an manchen Orten bereits geschieht. Die Ferien wären ausnahmslos dafür 
zu verwenden, daß auch Schülern, welche sonst dauernd in Städten leben, 
Aufenthalt in gesunder Land-, Gebirgs- oder Seeluft gewährt würde. 

Körperliche Züchtigungen sollten nur nach Anhörung des Schularztes 
erlaubt sein und nach Möglichkeit vermieden werden, da so Verzweiflungs¬ 
taten der Schüler verhütet werden. 

Wenn ich die Schlußfolgerungen aus dieser Arbeit ziehe, so sind es 
folgende : 

1. Die wesentlichste Ursache für geistige und nervöse Erkrankungen 
liegt in einer erblichen Belastung mit solchen Krankheiten durch die Eltern, 
welche sich aber nur für einen Teil der Kinder schädlich erweist, oder in 
einer ungesunden Lebensführung der Eltern, indem sie die Kinder an Alkohol, 
geschlechtlichen Leichtsinn, Müßiggang und eine unregelmäßige Lebens« 
weise gewöhnen und ihnen den Schlaf durch ihr eigenes unsinniges Leben 
stören. 

2. Doch bildet auch die Schule eine Gelegenheitsursache zur Entstehung 
der genannten Krankheiten, indem sie die Schüler mit Arbeiten in der Schule 
wie zu Hause zu lange beschäftigt und sie geistig überanstrengt. 
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3. Der Schulunterricht sollte, abgesehen von wöchentlich drei Turn¬ 
stunden, nur am Vormittage stattfinden und auf den unteren Klassen der 
Mittelschulen vier, auf den oberen fünf Stunden dauern mit drei (bzw. zwei) 
Pausen von 10 und einer von 15 Minuten. Er sollte erst um 8 Uhr beginnen. 

4. Die häuslichen Arbeiten sollten auch den schwächsten Schüler der 
oberen Klassen nur zwei bis drei Stunden in Anspruch nehmen. 

5. Den Schülern aller Klassen sollten wöchentlich zwei Handarbeits¬ 
stunden in der Tischlerei und Gärtnerei gegeben werden. 

6. Allwöchentlich sollte den Schülern ein Nachmittag eingeräumt werden, 
welcher von jeder Schularbeit frei wäre. 

7. An Stelle der dritten Turnstunde ist wöchentlich ein zweistündiger 
Klassenspaziergang ins Freie unter Leitung eines Lehrers erstrebenswert. 

8. Die Schüler der unteren Klassen von Sexta an sollten 10 bis 11 Stunden, 
diejenigen der vier oberen Klassen von Untersekunda an 9 a /s Stunden für 
den Schlaf haben. 

9. In der Schule sollte während zweier Schuljahre ein geschlechtlich¬ 
hygienischer Unterricht stattfinden, und zwar im 14. und 18. (bei Mädchen 
im 14. und 16.) Lebensjahre, welcher namentlich die Fragen des Alkoholis- 
mus und des natürlichen Geschlechtstriebes, sowie einer gesunden Körper¬ 
pflege behandeln sollte. Er sollte durch Schulärzte geschehen. Eine dritte 
hygienisch-geschlechtliche Belehrung sollte im 21. Lebensjahre, insbesondere 
auf den Hoch- und Gewerbeschulen und beim Militär stattfinden. 
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Über Hauskläranlagen. 

Hit besonderer 

Berücksichtigung des künstlichen biologischen Verfahrens. 
Von Dr. med. Frans Spaet, Kgl. Bezirksarzt, Fürth i. Bayern. 
(Mit 10 Abbildungen im Text.) 


Die Beseitigung und Versorgung der häuslichen Abfallstoffe, namentlich 
jene der Fäkalien, bot von jeher mannigfache Schwierigkeiten, wenn es galt, 
dabei den hygienischen Anforderungen in entsprechender Weise Genüge zu 
leisten. 

Solange die Städte noch nicht ihre jetzige Ausdehnung erlangt und sie 
in ihrer nächsten Umgebung noch von landwirtschaftlich benutzten Grund¬ 
stücken fast ganz umschlossen waren, wurde auch dort die Verwertung der 
Fäkalien nach ländlicher Art betrieben, die natürlich mit der Vergrößerung 
der Städte sich nicht weiter mehr aufrecht erhalten ließ, einmal weil diese 
Art der Fäkalienabfuhr mit den schlimmsten Mißständen in hygienischer 
Beziehung verbunden war, und dann auch deshalb, weil bei den weiten Ent¬ 
fernungen, auf welche die Fäkalien abgefahren werden sollten, den Land¬ 
wirten der eigene Transport derselben nicht mehr vorteilhaft erschien. 

Das in starkem Maße sich fühlbar machende Bedürfnis nach Verbesse¬ 
rung der bestehenden Mißstände in der Fäkalienabfuhr drängte zunächst, 
solange sich bei dem Mangel einer systematischen Kanalisation einer Stadt 
die Einleitung der häuslichen und Abortabwasser in städtische Kanäle an 
sich verbot, zur Einführung einer Abfuhrart, bei welcher einer Verun¬ 
reinigung des Bodens und der Verstreuung von allenfalls in den Fäkalien 
enthaltenen Krankheitserregern sowie einer Geruchsbelästigung möglichst 
vorgebeugt wurde, und man hat in dieser Absicht zu der bekannten pneu¬ 
matischen Grubenentleerung gegriffen. 

Wenn nun auch diese Art Abfuhrwesen nicht allen in hygienischer und 
ästhetischer Beziehung zu stellenden Anforderungen in vollkommener Weise 
entspricht, so werden damit doch die schlimmsten Mißstände, die bisher auf 
diesem Gebiete zu beklagen waren, beseitigt, und die pneumatische 
Grubenentleerung wird auch jetzt noch in größeren Städten, in welchen die 
Abschwemmung der Fäkalien aus irgend welchen Gründen nicht möglich 
ist, betätigt. 

Auch die Kosten derselben erwiesen sich noch immer als verhältnis¬ 
mäßig erträgliche, bis das Verlangen nach Verbesserung der Abortverhält¬ 
nisse, welches auf größere Reinlichkeit und Vermeidung jeglicher von den 
Aborten in dem Innern der Häuser oft ausgehenden Geruchsbelästigung ab¬ 
zielte, zu der Einführung der Wasserspülung der Aborte — der Wasser¬ 
klosetts — führte. 

Mit Herstellung dieser Einrichtung machten sich aber neue Schwierig¬ 
keiten in der Abfuhr des Grubeninhalts geltend. Die bei der Abortspülung in 
die wasserdicht abgeschlossenen Gruben täglich eintretenden Wassermengen 
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erforderten entweder eine außerordentliche Dimensionierung der Abortgrube, 
oder bei der raschen Füllung einer nicht ausreichend groß angelegten Grube 
machte sich außerordentlich häufige Entleerung derselben notwendig, beides 
aber verursachte im Vergleich zu früher eine ungewöhnliche Verteuerung 
der Fäkalienabfuhr. 

Dieser Umstand ließ natürlich die Ableitung der Fäkalien und allenfalls 
sonstiger Hausabwasser unter Benutzung der vorhandenen Kanäle aus der 
Stadt hinaus immer wünschenswerter erscheinen, und da, wo geeignete Vor¬ 
fluter vorhanden waren, welche die Einleitung solcher Schmutzwasser aus 
eigener Kraft wirklich oder oft auch nur vermeintlich zu ertragen vermochten, 
erfolgte einfach die Abschwemmung der Abwasser durch die Kanäle — es kam 
dort zu dem sogenannten Schwemmsystem. 

Indes da, wo von vornherein erkannt wurde, daß der zur Verfügung 
stehende Vorfluter die einzuleitenden Abwasser nicht werde verarbeiten können, 
oder wo man erst im Laufe der Zeit nach schlimmen Erfahrungen zu dieser 
Erkenntnis sich durchrang, wurde eine Reinigung der Abwasser vorgesehen. 

War eine systematische Kanalisation, welche die regelrechte Ableitung 
der Abwasser ermöglichte, vorhanden, und war die Wasserspülung der Aborte 
eine allgemeine, so wurde die Reinigungsanlage vor den Eintritt des Ge¬ 
samtabwassers in den Vorfluter gelegt, d. h. es wurde eine zentrale Klär¬ 
anlage geschaffen. Ist eine solche Kanalisation nicht vorhanden oder ist die 
Wasserspülung nur in einzelnen Häusern eingeführt, so verbietet sich im 
ersteren Falle von selbst die Einleitung solcher Schmutzwasser, wie sie die 
Aborte liefern, in ungeeignete Kanäle, im zweiten Falle aber wird es nicht 
zur Herstellung einer zentralen Kläranlage kommen, sondern es wird, wenn 
die Einleitung von Abortabwassern in einen städtischen Kanal und in einen 
offenen Flußlauf erstrebt wird, die Reinigung solcher Abwasser vor Ein¬ 
leitung in den städtischen Kanal, d. h. die Schaffung von Hausklär¬ 
anlagen gefordert werden. 

Die Herstellung dieser lokalen Kläranlagen steht in hygienischer Be¬ 
ziehung jener der zentralen Anlagen allerdings weit nach, und da wo durch 
Verhinderung derselben die Schaffung zentraler Anlagen beschleunigt werden 
könnte, sollte in der Tat auch der Bau lokaler Anlagen nicht begünstigt werden, 
denn bei diesen Hauskläranlagen haben wir immer noch die Abortgruben — 
diese schmutzigen Wassersäcke im Rücken der Häuser, wie v. Pettenkof er 
sie einst nannte — und mit ihnen alle die daran haftenden Mißstände; 
indes gibt es vielfach Verhältnisse, welche unbedingt zu diesen Kläranlagen 
als dem kleineren Übel greifen heißen, sobald in einem Hause AbortwaBser- 
spülung eingeführt ist, ehe eine systematische Kanalisation das Abscbwemmen 
der Fäkalien im allgemeinen gestattet. Die außerordentliche Verteuerung 
der Grubenentleerung infolge der raschen Füllung der Abortgruben reizt 
erfahrungsgemäß die Hausbesitzer, diese Gruben mit einem versteckten 
Überlauf zu versehen, aus welchem dann das schmutzige Überwasser ohne 
jegliche Reinigung in den Kanal gelangt, oder den Grubeninhalt von Zeit zu 
Zeit nächtlicherweile unbemerkt von dem Dienstpersonal in den Kanal ab¬ 
pumpen zu lassen. 

Diese Gefahr, die in der Tat immer besteht, läßt alle Bedenken gegen 
die Herstellung lokaler Kläranlagen in den Hintergrund treten, denn an 
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ein Verbot der Wasserspülung selbst wird bei den großen Vorteilen, die 
sie in hygienischer und ästhetischer Beziehung für die Wohnr&ume schafft, 
wohl niemand denken. 


Wahl der Klarungsart. 

Bekanntlich gibt es zur Klärung von Abwassern verschiedene Arten 
derselben. 

Bei der Entscheidung der Frage, welche Art der Kläranlage zu 
wählen ist, hat man sioh bei Hauskläranlagen dieselben Fragen zur Prüfung 
vorzulegen, wie bei Zentralanlagen, nämlich: 

1. Welcher Reinigungsgr&d muß im jeweiligen Falle erzielt 
werden? 

2. Mit welcher Klärungsart kann dieser Reinheitsgrad erzielt 
werden? 

Was die erste Frage anlangt, so kommt in Betracht: 

a) die Beschaffenheit des Vorfluters, welcher das Abwasser auf¬ 
zunehmen hat; 

b) der Zweck, welchem dieser Vorfluter für gewöhnlich dienen muß. 

Ad a) Hinsichtlich der Beschaffenheit des Vorfluters ist vor allem 

die Wassermenge zu berücksichtigen, die im Vorfluter zur Verdünnung der 
einströmenden Schmutzwasser vorhanden ist; ferner die Strömungs¬ 
geschwindigkeit, mit welcher die Schmutzstoffe im Vorfluter aus dem 
Bereiche bewohnter Gebiete fortgetragen werden, endlich auch noch der 
Ausbau des Vorfluters, ob reguliertes Strombett vorhanden oder unregel¬ 
mäßiggestaltete Ufer, in deren Krümmungen und Ausbuchtungen die Schmutz¬ 
stoffe sich ablagern, zersetzen, und so Ursache von Belästigungen und 
Schädigungen der Angrenzer werden können. 

Die Anschauungen über die Zulässigkeit der Einleitung von Abwassern 
und den zu fordernden Reinigungsgrad haben sich nun im Laufe der Zeit 
etwas geändert und sind auch jetzt noch nicht übereinstimmend. 

Noch im Jahre 1877 wurde in einem Gutachten der „Preußischen 
wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen u der 
Grundsatz aufgestellt, daß die Einleitung ungereinigter Kanalwasser in einen 
Flußlauf grundsätzlich in allen Fällen zu untersagen sei, ein Standpunkt, 
wie er jetzt noch in etwas extremer und schroffer Weise von dem „Inter¬ 
nationalen Verein zur Reinhaltung der Flüsse“ l ) vertreten wird. 

Gegen diese rigorose Auffassung ist zuerst v. Pettenkofer aufgetreten, 
der unter Hinweis auf die große selbstreinigende Kraft des Wassers diese 
Ängstlichkeit bezüglich der Einleitung von Abwassern da für ganz unbe¬ 
gründet hielt, wo eine genügende Wassermenge, gutes Gefälle und rasche 
Strömung im Vorfluter vorhanden ist. 

Wenn nun auch die Einleitung von Schmutzwassern in die Flußläufe 
nicht so ganz unbedenklich ist, wie sie v. Pettenkofer in manchen Fällen 
gehalten haben mag, so hat doch die Anschauung fast aller Hygieniker 
gegen früher einen Umschwung mehr im v. Pettenkoferschen Sinne er- 

l ) Vgl. dessen Schrift: „Deutsche Flüsse oder deutsche Kloaken/ Eine 
ernste Mahnung in letzter Stunde an unsere Regierungen und an unser Volk, von 
Dr. G. Bonne. Hamburg 1907. 
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fahren und man verlangt die Reinigung der Abwasser nurmehr in einem 
Grade, der unbedingt erforderlich ist. 

Nicht nur Dunbar 1 ), sondern auch die Mitglieder der „Königlichen 
Prüfungsanstalt für Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 44 
in Berlin 2 ) u. a. vertreten diesen Standpunkt. 

Es wird nämlich vor allem mit Recht die hohe hygienische Bedeutung 
der Assanierung der Städte bei Erörterung der Frage der Abwasserableitung 
mit in das Bereich der Erwägungen gezogen und den anderen Interessen 
gegenüber in die Wagschale gelegt, und dem Vorfluter nur jene Be¬ 
rücksichtigung gewidmet, die notwendig ist, um zu verhüten, daß er ver¬ 
schlammt oder übelriechend wird oder grobsinnlich wahrnehmbare Schmutz¬ 
stoffe mit sich führt. 

Ad b) Was die weitere Frage anlangt, die hinsichtlich des Vorfluters noch 
zu berücksichtigen ist, nämlich die Frage, welchen Zwecken er zu dienen hat, 
so wird man die Forderung der Reinhaltung des Flusses nicht so hoch 
stellen können, daß ihm als Oberflächenwasser jene Reinheit gewahrt werden 
müsse, um jederzeit als Wasserentnahmestelle dienen zu können; aber unter 
Umständen muß die Reinhaltung wenigstens soweit gehen, daß keine 
Schädigung der Fischzucht erfolgt und daß die Einleitung von Abwassern 
in einer Weise geregelt wird, daß für eine Stadt noch die erforderlichen 
Badeplätze in dem Flußlaufe angelegt werden können. Ob die Reinhaltung 
auch noch in dem Grade gefordert werden kann, daß das Wasser zu Be- 
wässerungszwecken für landwirtschaftliche Grundstücke und zur Entnahme 
für industrielle Zwecke geeignet bleibt, wird nach den örtlichen Verhält¬ 
nissen und Gesetzen zu bemessen sein. 

Was nun die Bestimmung des Grades der Verunreinigung betrifft, 
so wird der zulässige Verunreinigungskoeffizient nach Baumeister 

Q ** 

nach der Formel —-—-r berechnet, in welcher Q = Fluß wassermenge, 

ä (1 T 0) 

r = mittlere Geschwindigkeit des Flusses, E = Einwohnerzahl, 0= Ver¬ 
hältnis des abfließenden Abortinhaltes zum gesamten Abortinhalt. 

Hat man z. B. eine Stadt mit 200000 Einwohnern, die ihre Abwasser 
nebst teilweisem Abortinhalt (etwa 1 / 7 = 0,14) in einen Vorfluter mit etwa 
7500 Sekundenliter, d. L 648000 cbm in 24 Stunden, und 0,5 m mittlerer 

648000.0,5 


Geschwindigkeit leitet, so hätte man 


200000 (1 + 0,14) 


= 1,4 als Ver¬ 


unreinigungskoeffizienten. 

Da nach Baumeisters Ansicht 5 die niedrigste Grenze für den 
Koeffizienten sein soll, so wäre in einem solchen Falle die Verunreinigung des 
Vorfluters mit Abortinhalt schon nahezu vierfach größer, als sie sein soll. 

Rechnet man dies um nach dem Grade der Verdünnung des Ab¬ 
wassers durch den Vorfluter, so bekommt man, wenn man pro Kopf und 
Tag eine Abwassermenge von rund 100 Liter annimmt, wenn bei 200000 Ein¬ 
wohnern also 20000000 Liter ablaufen, und zwar die Hälfte davon in 


*) „Leitfaden für die Abwasserreinigungsfrage.“ 1907. 

*) „Die biologische Abwasserreinigung in Deutschland“, von Dr.-Ing. K. Im hoff. 
Mitteilungen aus der Königl. Prüfungsanstalt für Wasserversorgung und Abwasser¬ 
reinigung, Heft 7. 
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9 Stunden, und wenn das Maximum des Ablaufs das 1V 2 ( s / 2 )fache des 
Durchschnitts beträgt, folgende Rechnung: 


20000000.3 

2.9.60.60.2 


60000000 

129600 


= 463 Sekundenliler Abwasser. 


Hat der Vorfluter, wie oben angenommen, 7500 Sekundenliter, so gibt 
dies ein Verhältnis von 463:7500= 1:16; es zeigt dies, daß die noch viel¬ 
fach herrschende Anschauung, die Einleitung von Abwassern in einen Fluß 
sei unbedenklich, wenn sie dort eine 15fache Verdünnung erfahren, nicht 
unter allen Umständen berechtigt ist, sondern daß je nach der Ver¬ 
schmutzung der Abwasser, also der Unratmenge und der Strömungs¬ 
geschwindigkeit, eine mehr als 15 fache Verdünnung notwendig werden kann, 
um eine Schädigung des Vorfluters hintanzuhalten. 

Indes kann obige Berechnung für eine einzelne Hauskläranlage, 
was den Einsatz der Bewohnerzahl = E anlangt, natürlich nur dann in Be¬ 
tracht kommen, wenn es sich um die Einleitung einer einzelnen Anlage handelt, 
welche nur die Abwasser einer isoliert stehenden Siedelung, z. B. irgend einer 
Anstalt, einer Irrenanstalt, Kaserne oder dgl. aufzunehmen und zu reinigen hat 
und in den Vorfluter abgibt; handelt es sich dagegen um eine einzelne Anlage 
innerhalb einer größeren Wohngemeinschaft, namentlich einer Stadt, in welcher 
die Abortspülung allmählich zur Einführung gelangt, so darf natürlich nicht die 
Verunreinigung, welche diese eine Anlage dem Vorfluter bringt, in Rechnung 
gezogen und danach das notwendige Maß der Klärung festgestellt werden, 
sondern es ist hier die Wahrscheinlichkeit ins Auge zu fassen, daß alsbald zur 
Herstellung weiterer Kläranlagen geschritten wird, da, wie ja auch die Erfahrung 
in allen Städten lehrt, bei Ausdehnung der Wasserspülung wegen der hohen 
Kosten, die bei dieser mit der Grubenentleerung verbunden sind, um die 
Erlaubnis zur Elinleitung der Abortabwasser in die Kanäle eingekommen 
wird, die Kläranlagen also und damit die abzuleitenden Unratmengen sich 
vermehren. 

Es ist deshalb schon bei den ersten Kläranlagen, deren Abwasser an 
sich, auch wenn sie ungenügend gereinigt wären, wegen ihrer geringen Menge 
eine Schädigung des Vorfluters nicht bedingen würden, der Konsequenzen 
wegen jener Grad von Reinigung zu fordern, wie er später bei Einleitung 
der Abwasser einer größeren Zahl von Abortkläranlagen mit Rücksicht auf die 
Beschaffenheit und Zweckbestimmung des Vorfluters gefordert werden muß. 


Hat man sich nun ein Bild gemacht von der Reinigung, die im Interesse 
des Vorfluters notwendig ist, so kann zur Wahl der Klärungsart ge¬ 
schritten werden, unter Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit, welche 
nach den jetzigen Erfahrungen über Abwasserklärung den einzelnen Arten 
derselben zukommt. 

Die verschiedenen Arten von Hauskläranlagen. 

Was die verschiedenen Arten von Kläranlagen betrifft, so können für 
Hauskläranlagen im allgemeinen alle jene Arten in Betracht kommen, die 
bei großen Zentralanlagen für ganze Städte zur Verfügung stehen, d. h. es 
kann die Klärung erfolgen 1. auf mechanischem, 2. auf chemischem, 
3. auf biologischem Wege. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



694 


Dr. med. Franz Spaet, 


Digitized by 


Mechanische Klärung. 

Was die Klärung auf mechanischem Wege anlangt, so ist bekannt, 
daß diese nur eine unvollkommene Reinigung der Abwasser erzielt, da sie 
nur ungelöste Schmutzstoffe, und diese nur zum Teil aus dem Abwasser 
auszuscheiden vermag, insofern nämlich solche als Sinkstoffe — spezifisch 
schwerere Stoffe als Wasser — beim Durchströmen der Kläranlage sich in 
geringerer oder größerer Menge zu Boden senken, je nach der Ausdehnung 
der Anlage und der dadurch bewirkten Verlangsamung des Abwasserstromes, 
oder insofern die Schmutzstoffe, namentlich die Schwimm- oder Schwebestoffe 
— spezifisch leichtere Stoffe als Wasser —, die an der Abwasseroberfläche 
forttreiben, durch besondere Vorrichtungen, wie Siebe, Gitter und Rechen 
aufgefangen und so aus dem Abwasser entfernt werden. 

Im allgemeinen nimmt man an, daß durch einfache mechanische 
Klärung je nach der Verlangsamung der Strömungsgeschwindigkeit des Ab¬ 
wassers etwa 20 bis 2 5 Proz. der ungelösten Stoffe aus dem Abwasser 
ausgeschieden werden; es ist dies ein recht geringer Grad der Reinigung, 
der nur bei sehr günstigen Vorflutverhältnissen als genügend wird bezeichnet 
werden können. 

Eine Erhöhung des Reinigungsgrades wird erreicht, wenn den Klär¬ 
becken die obengenannten mechanischen Vorrichtungen, nämlich Siebe, 
Gitter und Rechen vorgelagert werden; die Leistungsfähigkeit dieser Vor¬ 
richtungen hinsichtlich Reinigung der Abwasser ist natürlich nach der Art 
der zu diesem Behufe bereits in großer Menge und in der verschiedensten 
Form hergestellten Apparate recht verschieden. Nach Dunbar 1 ) ver¬ 
mögen solche Vorrichtungen, die zu dem Zwecke konstruiert sind, den Ge¬ 
halt von Abwassern an ungelösten Stoffen herabzusetzen, je nach der Weite 
der angewendeten Durchlaßöffnungen pro 50 bis 100 Personen 1 kg Stoffe 
täglich abzufangen. 

Aber abgesehen davon, daß auch der hiermit erzielte Grad der 
Reinigung der Abwasser die Einleitung der letzteren in einen öffentlichen 
Flußlauf nur wieder bei recht günstigen Vorflutverhältnissen zuläßt, empfiehlt 
sich für H a u s kläranlagen die Verwendung solcher Vorrichtungen nicht, 
einmal weil hier eine stete Bedienung der Anlage vorhanden sein muß, um 
rechtzeitig eine Verstopfung der Durchtrittsöffnungen zu verhindern, und 
dann, weil die Abfuhr der abgefangenen Schwimmstoffe mit Umständlich¬ 
keiten verbunden ist, durch die Anbringung derartiger Vorrichtungen die 
Kosten der Anlage und des Betriebes also vermehrt werden. 

Eine weitere Erhöhung des Reinigungserfolges bei der mechanischen 
Klärung läßt sich dann noch erzielen durch Einführung des sogenannten 
Absitzverfahrens; hier wird das Fassungsvermögen der Klärbecken so 
gestaltet, daß das Abwasser dort längere Zeit stehen bleibt. 

Aber auch hier bleibt der Reinigungserfolg immer noch ein mangel¬ 
hafter; es können zwar hier auf dem Wege der mechanischen Sedimentierung 
im Höchstfall 80 bis 90 Proz. der ungelösten, trübenden Stoffe aus dem 
Abwasser entfernt werden, wenn man dasselbe mindestens 24 Stunden 
stehen läßt. Ein vollständig klares Produkt wird man also auch mit dem 
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Absitzverfahren nicht bekommen; dabei ist noch zu berücksichtigen, daß 
hier, wie bei der einfachen mechanischen Klärung die gelösten fäulnis¬ 
fähigen Stoffe des Abwassers völlig unbeeinflußt bleiben und somit unver¬ 
mindert in den Vorfluter übertreten und dort durch weitere Zersetzung Be¬ 
lästigungen oder gar gesundheitliche Schädigungen bewirken können. 

Abgesehen von der für viele Fälle unzureichenden Reinigung der Ab¬ 
wasser wird sich die Einführung des reinen Ab sitz verfahrene bei Haus¬ 
kläranlagen aus dem Grunde verbieten, weil bei diesem Verfahren eine recht 
häufige Entfernung des Schlammes notwendig wird, um die Zersetzung des¬ 
selben zu verhüten. Wie oft diese Entfernung des Schlammes notwendig 
ist, hängt unter anderem von der Beschaffenheit des Wassers und von der 
Jahreszeit ab, im Sommer wird es oft alle 2 bis 3 Tage notwendig, im Winter 
bisweilen erst nach Wochen. 

Diese Tatsache läßt also schon ersehen, daß die Durchführung des reinen 
Absitzverfahrens den Betrieb recht umständlich macht und dessen Kosten er¬ 
höht; man findet deshalb dieses Verfahren selten durchgeführt, und auch da, wo 
dessen Einführung ursprünglich bei der Anlage geplant war, wird alsbald das 
System des reinen Absitzverfahrens verlassen, denn wenn der Schlamm nicht 
rechtzeitig abgefahren wird, so fängt er an zu verfaulen und das Absitz¬ 
verfahren verwandelt sich unwillkürlich iu das sogenannte Fa ul verfahren. 

Dieses Faul verfahren (septic tank treatment) wird aber auch mit 
Absicht als eine besondere Art des Klärverfahrens in Anwendung gezogen, 
indem man den Schlamm längere Zeit — Monate, Jahre — im Klärbecken 
liegen und ausfaulen läßt. 

Der Hauptvorzug in finanzieller Beziehung ist hier, daß durch das Ausfaulen 
des Schlammes, z. B. in den Emscher-Brunnen, einem Absitzverfahren kom¬ 
biniert mit Faulverfahren, eine Verringerung der Schlammengen, namentlich 
durch Abnahme seines Wassergehalts erzielt wird, die Entleerung der Gruben 
und die Abfuhr des Schlammes also weit seltener notwendig wird als beim 
reinen Absitzverfahren; auch wird beim Faulverfahren der Schlamm körniger 
und läßt sich leichter an der Luft trocknen, dagegen verliert er an Dungwert. 

Der Sedimentierprozeß spielt sich jedoch nicht so günstig beim 
Faulverfahren als wie im reinen Absitzbecken ab; sobald nämlich die 
Sedimente in Fäulnis übergehen, werden sie in Form von Fladen aufge¬ 
schwemmt, an der Oberfläche entweichen die Fäulnisgase und die Sedimente 
beginnen wieder zu sinken. Hierdurch wird die Gefahr ihrer Abschwemmung 
aus dem Becken bedingt und es müssen zum Abfangen dieser Stoffe immer 
eigene Vorrichtungen, wie Einschaltung von Schwimmbrettern, Tauch¬ 
wänden u. dgl. angebracht werden. Es können bei diesem Faulverfahren in 
der Regel nur durchschnittlich etwa 50 bis 7 0 Proz. der ungelösten 
Stoffe aus dem Abwasser entfernt werden. 

Einen weiteren Vorteil hinsichtlich des Reinigungseffektes bietet das Faul¬ 
verfahren allerdings gegenüber dem reinen Absitzverfahren insofern als zum 
Teil auch eine Ausscheidung der gelösten Stoffe erzielt wird. Das Urteil hier¬ 
über lautet zwar bisher sehr verschieden; nach Dun bar 1 ) wurde in der 
Hamburger Versuchsanlage die Oxydierbarkeit des Abwassers um 
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33 Proz. herabgesetzt, in Leeds wurde eine Herabsetzung der Oxydier¬ 
barkeit um durchschnittlich 50 Proz. beobachtet, in Birmingham um 
29 Proz. Der Gehalt an Albuminoidammoniak nahm durch den Faul¬ 
prozeß ab in Leicester um 50 Proz., in Hamburg um etwa 23 Proz. Der 
Gehalt an organischem Stickstoff wurde in Hamburg um rund 
37 Proz., der anorganische Kohlenstoff um rund 40 Proz. herabgesetzt. 

Immer aber ist die Reinigung durch das Sedimentierverfahren — beim 
reinen Absitz- wie beim Faulverfahren — eine mangelhafte. Dazu 
kommt noch, daß die Abflüsse aus Faulkammern einen höheren Gehalt an 
den Abbauprodukten der organischen Stoffe zeigen; so betrug z. B. die Zu¬ 
nahme des Gehaltes der Abwasser an freiem Ammoniak in Hamburg 
etwa 13Va Proz., in Exeter 36,1 Proz., in Leeds um mehr als 100 Proz. 
Namentlich macht sich in den Faulkammerabflüssen auch der Gehalt an 
Schwefelwasserstoff sehr unangenehm bemerkbar. 

Als selbständiges Reinigungsverfahren ohne Nachbehandlung 
findet das Faulverfahren daher auch keine Anwendung, und auch das reine 
Absitzverfahren kann nur da angewandt werden, wo sehr günstige Vorflut¬ 
verhältnisse vorhanden sind, die durch eigene selbstreinigende Kraft auch 
mangelhaft gereinigte Abwasser unschädlich zu machen vermögen, für welche 
also die Ausschaltung der grobsinnlich wahrnehmbaren Schmutzstoffe aus 
dem Abwasser genügt. 


Chemische Reinigung. 

Bei der chemischen Reinigung findet, insofern auch hier die Abwasser 
durch Klärbecken unter Verlangsamung der Strömungsgeschwindigkeit ge¬ 
leitet werden, ein Ausscheiden der ungelösten Stoffe auf mechanischem Wege 
— Sedimentieren — statt. Diese mechanische Ausscheidung der ungelösten 
Stoffe wird nun durch den Zusatz von. Chemikalien unterstützt. 
Während nämlich durch einfaches Absitzen beim Durchflußbetrieb und bei 
einem achtstündigen Durchfluß ein Abfluß erzielt wird, der noch 30 bis 
60 mg ungelöster Stoffe enthält, lassen durch chemische Fällung aus einem 
häuslichen Abwasser die ungelösten Stoffe sich schon bei zweistündigem 
Ruhigstehen im Durchschnitt bis auf etwa 10 bis 40 mg im Liter entfernen. 

Außerdem werden zum Teil auch gelöste organische Stoffe zu Boden 
gerissen, so daß der Reinigungsgrad, der durch Zusatz chemischer Mittel 
erzielt werden kann, ein höherer ist als der bei der einfachen mechanischen 
Klärung im Absitzbecken; indes sind es nach den bisherigen Erfahrungen 
immer nur etwa 20 bis 30 Proz. der gelösten Stoffe, die zur Ausscheidung 
gelangen, so daß noch etwa 70 bis 80 Proz. dieser fäulnisfähigen Stoffe in den 
Vorfluter gelangen, dort sich zersetzen und so zu Belästigungen und Schädi¬ 
gungen Anlaß geben können. 

Da ein Teil der zugesetzten Chemikalien, namentlich bei Verwendung 
von Kalk, mit in den Vorfluter übergeht und dort weiterhin zu Nieder¬ 
schlägen führt, so kommt es im Vorfluter sehr häufig zur Ablagerung großer 
Schlammengen, die in Zersetzung übergehen und namentlich hinsichtlich 
der Fischzucht großen Schaden anrichten können, weil bei diesen Fäulnisvor¬ 
gängen dem Wasser Sauerstoff entzogen und dadurch das Leben der Fische 
in hohem Grade gefährdet wird. Städte, welche aus Hauskläranlagen mit 
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chemischer Klärung Abwasser in schlecht ausgebaute Vorfluter mit ungenügen¬ 
den Wassermengen und geringer Strömungsgeschwindigkeit leiteten, haben in 
dieser Beziehung schon recht schlimme Erfahrungen machen müssen. 

Das auf chemischem Wege geklärte Abwasser kann deshalb ebenfalls nur 
dann in öffentliche Flußläufe geleitet werden, wenn diese in der Lage sind, 
durch eigene Kraft größere Mengen zugeführte Schmutzstoffe zu verarbeiten 
und unschädlich zu machen. 

Bei Hauskläranlagen fällt dann noch ins Gewicht, daß die chemische 
Klärung wegen der stets notwendigen, sorgfältigen Bedienung sowie wegen 
der Auslagen für die zu verwendenden Chemikalien und für die Entfernung 
des hier in großen Mengen sich ansammelnden Schlammes die Betriebskosten 
wesentlich erhöht. So ist in letzterer Beziehung zu bemerken, daß die 
Schlammenge beim chemischen Verfahren auf 300 Liter pro Kopf und 
Tag, beim Ab sitz verfahren auf 100 Liter pro Kopf und Tag berechnet wird. 

Dazu kommt noch, daß auch die Erwartungen die man früher hinsichtlich 
der desinfizierenden Kraft des zugesetzten Kalkes hegte, sich nicht erfüllten, 
denn, wie erwähnt, geht ein Teil der im Abwasser enthaltenen Stoffe mit 
dem Kalk in den Vorfluter über, bei Berührung mit Luft verwandelt sich 
aber der Ätzkalk in kohlensauren Kalk und verliert so seine desinfizierende 
Kraft, ehe eine ausreichende Vernichtung etwa im Abwasser vorhandener 
Keime erfolgt ist. 

Wie aus den vorstehenden Ausführungen zu entnehmen ist, liefern also 
alle die bisher genannten Klärverfahren einen mangelhaften Reinigungsgrad, 
der nur da als ausreichend sich erweisen wird, wo günstige Vorflutverhält- 
nisse vorhanden sind, da, wo solche Vorflutverhältnisse nicht gegeben sind 
— und dies wird in der Überzahl der Fälle wohl so sein —, wird man zu einer 
Art von Klärung der Abwasser greifen müssen, die bessere Ergebnisse zu 
erzielen vermag. 

Ein solches Klärverfahren haben wir zweifellos nunmehr in dem soge¬ 
nannten biologischen Reinigungsverfahren, d. i. ein Verfahren, bei welchem 
Lebewesen mittätig sind. 

Biologische Klärung der Abwasser. 

Von biologischen Reinigungsarten sind jetzt nachfolgende Arten im 
Betrieb: 1. das Rieselverfahren, 2. Reinigung in Teichen, 3. künst¬ 
liche biologische Reinigungsanlagen. 

Beim Rieselverfahren unterscheidet man hinwieder drei Arten: 
a) die Reinigung auf den sogenannten Rieselfeldern, unter Ausnutzung 
der Abwasser für den landwirtschaftlichen Betrieb; b) intermittierende 
Bodenfiltration, bei welchem die Abwasser auf freies Gelände geleitet 
werden, jedoch ohne Ausnutzung für landwirtschaftliche Zwecke; c) die 
sogenannte Untergrundberieselung, bei welcher die Abwasser nicht auf 
die Oberfläche von Grundstücken gebracht, sondern unter derselben, mehr 
oder minder tief, in den Untergrund eingeleitet und dort mittels verzweigt 
gelegter Rohre verteilt werden. 

Diese drei Arten der biologischen Reinigung kommen bei Hausklär¬ 
anlagen nur äußerst selten in Betracht; es kann davon nur dann Gebrauch 
gemacht werden, wenn es sich um die Abwasser vereinzelt stehender, in der 
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nächsten Nähe geeigneter Grundstücke befindlicher Gebäude, z. B. Irren¬ 
anstalten, handelt, welche entweder mit landwirtschaftlichem Betriebe versehen, 
für diesen Zweck ihre Hausabwasser benutzen, oder bei einzelstehenden 
kleineren Gebäuden, welche die geringe Menge ihrer Abwasser entweder auf 
die Oberfläche angrenzenden freien Geländes oder in den Untergrund leiten. 
Voraussetzung der Zulässigkeit einer solchen Berieselung ist, dafl das Grund¬ 
wasser in der Gegend der Berieselung nicht zu hoch steht und in der Nähe 
keine Wasserentnahmestellen sich befinden, somit also nicht die Gefahr 
besteht, daß ungenügend gereinigtes Abwasser in das Grundwasser und in 
Brunnen gelangt. 

Was den Reinigungserfolg anlangt, der mit diesem Verfahren erzielt 
werden kann, so ist derselbe als ein sehr guter zu bezeichnen, sofern die 
Bodenbeschaffenheit geeignet und genügendes Gelände zur Aufteilung der 
Abwasser vorhanden ist — man nimmt an, daß auf Sandboden etwa 30 cbm 
tägliche Abwassermenge auf je 1 ha Landfläche zulässig, für 1 cbm Abwasser 
also etwa = etwa 333 qm Land erforderlich ist. 

Als geeignet erweist sich zur Berieselung oder Bodenfiltration bekannt¬ 
lich nur durchlässiger Sandboden, während Ton- oder Torfboden ganz 
untauglich ist. Steht geeignetes Gelände zur Verfügung, so ist das Reinigungs¬ 
ergebnis auch in sanitärer Beziehung ein sehr befriedigendes. 

Wenn auch die Abflüsse aus Rieselanlagen in bakteriologischer 
Hinsicht den Charakter des Abwassers nicht ganz verlieren, insofern nach 
Dun bar 1 ) selbst die besten Rieselabflüsse mitunter Kolibakterien auf weisen, 
so wird doch die Zahl der Bakterien durch ein gut geleitetes Berieselungs- 
verfahren sehr beträchtlich, um etwa 99Proz„ verringert; auch in physi¬ 
kalischer und chemischer Beziehung sind die Leistungen sehr be¬ 
friedigende, so genügen die Abflüsse guter Rieselanlagen, namentlich ihrem 
chemischen Charakter nach, den höchsten Anforderungen, die Oxydier¬ 
barkeit wird um 80 bis 90Proz. herabgesetzt. 

Trotzdem wird nach Lage der Dinge, wie erwähnt, für Hauskläranlagen 
diese Art der Abwasserreinigung selten zur Anwendung gelangen, weil nur 
vereinzelt auf freiem Gelände stehende Gebäude in Frage kommen können; 
das gleiche gilt auch bezüglich der Reinigung der Abwasser in 

Fischteichen. 

Bei diesem Verfahren ist ebenfalls eine isolierte Lage des Gebäudes, 
dessen Abwasser gereinigt werden sollen, Voraussetzung. 

In einem solchen Falle können dann die Abwasser entweder in bereits 
vorhandene Fischteiche geleitet werden, oder es können zur Aufnahme der 
Abwasser solche Fischteiche auf einem Grundstück in der Nähe des Ge¬ 
bäudes neu angelegt werden. Zu berücksichtigen ist aber immer, daß nur 
beschränkte Mengen von Scbmutzwasser in einen solchen Teich geleitet 
werden können, denn wenn das Schmutzwasser dort nicht ausreichende 
Verdünnung erfährt 2 ), oder schon mit der doppelten Menge reinen Wassers 
gemischt in den Fischteich gelangt, ist eine Reinigung des Abwassers im 
Fischteich ausgeschlossen; dieser wird sich vielmehr sehr bald in ein Faul- 

l ) 1. c. — *) Ygl. Hofer: Über die Vorgänge der Selbstreinigung im „Wasser“. 
München. Medizinische Wochenschrift 1905, Nr. 47. 
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becken um wandeln und die Folge wird rasches Absterben der Fische und 
unerträgliche Geruchsbelästigung der Umgebung sein. Solche Mißstände er¬ 
geben sich namentlich sehr leicht, wenn der Versuch gemacht wird, die Ab¬ 
wasser aus größeren Siedelungen auf diese Weise zu reinigen, wie ich einmal 
in einer außereuropäischen Stadt zu beobachten Gelegenheit hatte, welöhe die 
Abwasser in einen ziemlich großen See leitete, dessen Wassermengen aber in 
der warmen Jahreszeit merklich zurückgingen, so daß es dort nicht mehr zu 
genügender Verdünnung der zufließenden Schmutzwasser kam und bei den 
dadurch verursachten Zersetzungsvorgängen die Umgebung auf mehr als 
Kilometerentfernung durch Fäulnisgase, namentlich durch Schwefelwasser¬ 
stoffgeruch belästigt wurde. 

Eine weit größere Bedeutung kommt bei Herstellung von biologischen 
Hauskläranlagen der 

künstlichen biologischen Klärung 
zu, welche dabei in erster Linie und vorwiegend Verwendung findet, weshalb 
hier auf die Herstellung und den Betrieb dieser Anlage näher eingegangen 
werden muß. 

Das Wesen dieser Klärungsart besteht darin, daß an Stelle des bei 
der Rieselung verwendeten natürlichen Bodens künstlich aufgeschichtetes 
Material zur Reinigung der Abwasser benutzt wird. Die ersten Versuche 
mit diesen künstlichen biologischen Anlagen wurden in den Jahren 1889 
bis 1891 in England gemacht. Es wurden damals nach Dunbar 1 ) Filter aus 
Kies von 3 bis 19 mm Korngröße hergestellt, in denen man bis zu 1900 cbm 
Abwasser pro Hektar, später nach Einführung künstlicher Lüftung sogar 
3800 bis 4700 cbm pro Hektar täglich behandelt hatte. 

ln England haben diese Versuche alsbald zu vielfachen Nachprüfungen 
des Verfahrens und zu Verbesserungen derselben Anlaß gegeben, in Deutsch¬ 
land wurde die Aufmerksamkeit auf die künstliche biologische Klärung der 
Abwasser durch die in Hamburg in den Jahren 1897 bis 1900 unter 
Dunbar ausgeführten Versuche mit sogenannten Füllkörpern gelenkt und 
erst nach dieser Zeit fand das Verfahren weitere Verbreitung in Deutschland. 

Die älteste städtische Anlage in Deutschland, die dauernd im Betriebe 
ist, ist 1902 erbaut worden. 

Dunbar, der sich seinerzeit am eingehendsten mit der Abwasserreinigung, 
namentlich mit dem biologischen Verfahren beschäftigte, hat auch zweifellos 
die befriedigendste Erklärung über die Natur der Vorgänge bei der künst¬ 
lichen Reinigung der Abwasser gegeben. Nach zahlreichen von ihm ange- 
stellten Versuchen handelt es sich teils um physikalische, teils um 
biologische Vorgänge. Während des Durchtrittes des Abwassers werden 
nämlich diesem auf dem Wege der Absorption von dem zur Reinigung 
verwendeten Material die gelösten fäulnisfähigen Stoffe entzogen und erst 
dann werden diese Stoffe innerhalb des biologischen Körpers unter Ein¬ 
wirkung von Kleinlebewesen weiter umgesetzt, zu höheren Oxydationsstufen 
geführt. 

Namentlich beruht die Bildung von Salpetersäure, die man als den Aus¬ 
druck der höchsten Oxydationsstufe bei Umsetzung stickstoffhaltiger 

l ) 1. c. 
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Substanzen betrachtet, auf einer Tätigkeit von Mikroorganismen — der 
nitrifizierenden Bakterien. Sistiert man die Tätigkeit dieser Mikroorganismen 
dadurch, daß man die Flüssigkeit, mit der man die „Filter“ beschickt, mit 
einem Desinfektionsmittel versetzt, so hört die Bildung von Salpetersäure auf. 

Dabei ist noch zu bemerken, daß die Absorptionsfähigkeit nicht schon 
von Anfang an vorhanden ist; beschickt man z. B. ausgeglühte Sandfilter 
mit Abwasser in Mengen, die deren Wasserkapazität übersteigen, so zeigt 
die austretende Flüssigkeit nur eine sehr geringe Abnahme des Gehalts an 
gelösten organischen Stoffen. Erst bei wiederholter Beschickung sinkt der 
Gehalt der Abflüsse an fäulnisfähigen Stoffen. Im Laufe der Zeit nämlich 
umkleiden sich die Sandkörner mit einem immer stärker werdenden 
schmierigen Belag, der bei mikroskopischer Untersuchung die Anwesenheit 
vieler Bakterien und anderer Kleinlebewesen erkennen läßt, außerdem amorphe 
Bestandteile von verschiedener Zusammensetzung, in der Regel eisenhaltige. 
In diesem schmierigen Belag, Benetzungshäutchen benannt, spielen sich 

die durch die Mikroorganismen betätigten Umsetzungs-Oxydations- 

Vorgänge ab. Die Bildung dieses Belags bezeichnet man als den „Reifungs- 
prozeß u und der Filter gilt als gereift, wenn seine Abgänge Salpetersäure 
enthalten. 

Mit Rücksicht auf diese Oxydationsvorgänge hat Dun bar für das ganze 
Verfahren den Namen „Oxydationsverfahren“ in Vorschlag gebracht, und 
das Material, in welchem diese Vorgänge sich abspielen, wird jetzt auch 
allgemein in Deutschland „Oxydationskörper“ genannt. Es ist dieser Name 
zweifellos zutreffender und bezeichnender als der manchmal noch gebrauchte 
Name „Filter“, denn unter „Filtration“ versteht man eine mechanische 
Tätigkeit, ein mechanisches Zurückhalten ungelöster Stoffe, was aber im 
Oxydationskörper nicht der Fall ist, denn dort handelt es sich, wie angegeben, 
um andere Vorgänge, außer der physikalischen Tätigkeit der Absorption noch 
um eine biologische; im Oxydationskörper könnte eine Reinigung, wie sie 
in demselben tatsächlich erreicht wird, auf dem Wege der mechanischen 
Filtration gar nicht erzielt werden, weil das dort verwendete Material zu 
grobkörnig und großporig ist. Es ist zweckmäßig, von diesen Tatsachen 
von vornherein ganz genaue Vorstellungen sich zu machen, weil man nur 
dann zu einem richtigen Verständnis des künstlichen biologischen Verfahrens 
und zu einer zutreffenden Beurteilung desselben gelangt. 

Arten des künstlichen biologischen Reinigungsverfahrens. 

Es sind zwei Arten des künstlichen biologischen Reinigungsver¬ 
fahrens in Verwendung: 1. das Füll verfahren, 2. das Tropf verfahren. 

Ad 1. Beim Füll verfahren werden die Abwasser von unten in den 
Füllkörper eingeleitet — in neuerer Zeit erfolgt die Füllung auch von oben — 
und im Oxydationskörper gestaut, d. h. der ganze Raum wird gefüllt und 
das zu reinigende Abwasser in demselben verschieden lange Zeit stehen ge¬ 
lassen, daher der Name Füllverfahren. 

Die Zeit der Füllung beträgt je nach Größe der Anlage z. B. 1 / 2 bis 
1 Stunde, die Zeit des Vollstehens 2 Stunden, die Zeit der Entleerung 
1 bis 2 Stunden, die Zeit des Leerstehens (Ruhepause) 2 Stunden, d. i. im 
ganzen 5V 2 bis 7 Stunden, so daß man also den Körper innerhalb 24 Stunden 
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3- bis 4mal füllen könnte; in Wirklichkeit wird dies aber in der Regel nur 
2 mal während 24 Stunden möglich sein, ohne die Reinigung zu beein¬ 
trächtigen. 

Dieses Füll verfahren ist bisher schon vielfach in Anwendung gezogen 
worden und hat gegenüber dem Tropfverfahren nach einigen Richtungen hin 
Vorzüge. So ist vor allem die Verteilung des Abwassers im Oxydationskörper 
eine wesentlich leichtere als heim Tropfkörper — man staut, wie oben 
angegeben, das Abwasser im Raume einfach auf —, auch die Betriebssicher¬ 
heit soll eine größere sein, indes ist man in letzter Zeit von der Verwendung 
des Füll verfahren 8 zum größten Teil abgekommen, da die qualitative und 
quantitative Leistungsfähigkeit des Tropf Verfahrens eine größere ist; nament¬ 
lich aber sind die Anlagekosten beim Tropfverfahren geringer, wenigstens wenn 
es sich um größere zentrale Anlagen handelt, die außerhalb bewohnter Plätze 
errichtet werden, weil dort die Tropfkörper, oberirdisch angelegt, keine Seiten¬ 
wände bedürfen, oder doch in geringeren Stärken als bei Füllkörpern ange¬ 
legt werden können. Für isolierte Hauskläranlagen fällt aber vor allem 
ins Gewicht, daß beim Füll verfahren eine stete Bedienung notwendig ist, 
die bei kleinen Anlagen unverhältnismäßig große Kosten verursachen würde. 
Das Füll verfahren kommt deshalb bei diesen Hauskläranlagen wohl nie zur 
Verwendung, sondern es steht bei diesen das Tropf verfahren fast ausschließ¬ 
lich in Gebrauch. 

Ad 2. Beim Tropf verfahren werden die Abwasser mittels besonderer 
Vorrichtung auf den Oxydationskörper auf geleitet und dort möglichst 
gleichmäßig verteilt; das Wasser tritt am Tropfkörpermaterial nach abwärts, 
breitet sich an dessen Flächen aus und sammelt sich am untersten Punkte 
desselben wieder an, tropft von da auf das nächste untere Stück, an dem 
sich wieder derselbe Vorgang abspielt. Das Abwasser tropft also von Stück zu 
Stück nach abwärts, daher der Name Tropfverfahren, und tritt dann von 
der untersten Stelle des Raumes wieder aus. Während das Abwasser an 
den Flächen des Tropfkörpermaterials sich ausbreitet, werden demselben, wie 
weiter oben bereits angegeben, die fäulnisfäbigen Stoffe durch Absorption 
entzogen und in den Zwischenzeiten erfolgt unter Mitwirkung von Kleinlebe¬ 
wesen — der aeroben Bakterien — die Umsetzung dieser Substanzen, und 
zwar handelt es sich hier um Bildung höherer Oxydationsstufen; der Stickstoff 
wird allmählich unter Aufnahme von Sauerstoff zu salpetriger Säure und 
dann zu Salpetersäure umgewandelt — also ein Nitrifikationsprozeß —, eine 
Mineralisierung der im Abwasser enthaltenen organischen Stoffe. 

Bau und Betrieb der Tropfkörperanlagen. 

Aus den oben angeführten, beim Tropf verfahren sich abspielenden Vor¬ 
gängen läßt sich auch ohne weiteres entnehmen, welche Aufgaben bei der 
Herstellung und dem Betriebe solcher Anlagen zu erfüllen sind. 

Es handelt sich dabei um folgende Punkte: a) die Menge des Ab¬ 
wassers und der Inhalt des Tropfkörpermaterials müssen in richtigem 
Verhältnis zueinander stehen; b) die Verteilung des Abwassers muß 
eine gleichmäßige sein, damit nicht einzelne Teile des Tropfkörpermaterials 
übermäßig belastet werden; c) das Tropfkörpermaterial muß die richtige Be¬ 
schaffenheit haben und entsprechende Schichtung erhalten; d) im Tropf- 
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körper muß stets genügend für Luftzufuhr und Luftabfuhr gesorgt 
werden; e) das Abwasser muß in einem Zustande auf den Tropfkörper auf¬ 
geleitet werden, in dem es nicht zur Verschlickung des Materials führt. 

Ad a) Dimensionierung der Tropfkörperanlage. 

Von besonderer Wichtigkeit ist nach allen bisher gemachten Erfahrungen 
eine richtige Dimensionierung der Tropfkörperanlage. 

Ist die Abwassermenge, die auf einem Tropfkörper aufgeleitet wird, zu 
groß, so wird durch den Druck der auftretenden Wassermenge ein lang¬ 
sames Durchtreten, das die Flächenausbreitung des Abwassers und die dabei 
sich vollziehende Absorption der zersetzungsfähigen Substanzen begünstigt, 
unmöglich gemacht, auch wird der Oxydationskörper zu lange unterWasser 
stehen, er wird der nötigen Ruhepausen entbehren und infolge ungenügen¬ 
der Lüftung wird die Zufuhr von Sauerstoff behindert, die Lebensfähigkeit 
der dort wirksamen Bakterien wird beeinträchtigt werden, damit fällt dann 
die Umsetzung der aufgestapelten organischen Stoffe weg und allmählich hört 
dann auch die Absorptionsfähigkeit des Tropfkörpermaterials auf — der 
Tropfkörper ist erschöpft und eine Reinigung des Abwassers findet nicht 
mehr Btatt —, der Oxydationsraum kann mit der Zeit zu einem Faulraum 
werden. 

Es ist für die Leistungsfähigkeit des Tropfkörpers auch nicht ganz 
gleichgültig, wenn eine zu große Menge auch stark verdünnten, nur wenig 
beschmutzten Abwassers auftritt. In diesem Fall hat zwar das Körpermaterial 
geringere Mengen zersetzungsfähiger Substanzen dem Abwasser während 
seines Durchtrittes durch den Tropfkörper zu entnehmen, aber es können 
bei einer zu großen Wassermenge, die täglich durch den Tropfkörper geht, 
durch Ertränken des Tropfkörpers die gleichen Schädigungen, wie sie oben 
geschildert sind, herbeigeführt werden. 

Was nun die Ausmaße anlangt, die für den Tropfkörper zu wählen 
sind, so ist also einmal die Menge des Abwassers sowie dessen Schmutz - 
gehalt, die Unratmenge, in Betracht zu ziehen. Die Berechnung soll 
deshalb unter Umständen nicht bloß nach der Menge des Abwassers, 
sondern auch nach der Zahl der Bewohner, welche bei der Abwasser- 
Verunreinigung in Frage kommen, angestellt werden. 

Thumm 1 ) schlägt vor, bei Städten mit geringem Wasserverbrauch die 
erforderlichen Ausmaße nach der Kopfzahl der Bewohner, bei höherem 
Wasserverbrauche nach der Wassermenge zu berechnen, und zwar verlangt 
er bei einem Wasserverbrauch von 30 bis 90 Liter die Berechnung nach 
der Kopfzahl, von 90 bis 150 Liter die Berechnung nach der Wassermenge. 
Er fordert auf 1 cbm Abwasser 1,4 cbm Tropf körper material und auf einen 
Einwohner 130 Liter Körpermaterial. 

Bei kleinen Anlagen, also den hier in Frage kommenden Hauskl&r- 
anlagen, verlangt Im hoff 2 ), weil sie nur aus wenigen Einheiten bestehen, und 
deshalb, wenn aus irgend einem Grunde einmal eine Einheit ausgeschaltet 
werden muß, der Rest stärker belastet wird als bei größeren Anlagen, ferner 

l ) „Augenblicklicher Stand der Abwasgermenge.“ Mitt. der deutschen Land¬ 
wirtschaftsgesellschaft 1905, Nr. 23. — *) 1. c. 
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weil der Betrieb bei Hausanlagen ein weniger sorgfältiger ist, zum mindesten 
um die Hälfte mehr, das wäre also auf 1 cbm Abwasser 2,1 cbm, und auf 
einen Bewohner 195 Liter Tropfkörpermaterial. 

Diese letztere Forderung erscheint etwas hoch und wird wegen zu 
starker Verteuerung einer Anlage in der Regel nicht erfüllt; so wird z. B. 
in Württemberg 1 ) nur die Berechnung nach der Abwassermenge verlangt, und 
zwar auf 1 cbm Abwasser 1,50 qm Grundfläche des Oxydationskörpers bei 
einer Höhe von 1,50 m, d. i. 2,25 cbm Tropfkörpermaterial. Die Festsetzung 
der Höhe des Oxydationskörpers, die sich am zweckmäßigsten zwischen 1,50 
und 2,00 m bei den Hauskläranlagen bewegt, erachte ich deshalb von Be¬ 
deutung, weil die Höhe nicht ohne Elinfluß auf die Lüftbarkeit desselben ist, 
wie später noch zu erörtern sein wird. Bei den in den Boden versenkten 
Tropfkörpern wird zwar eine Höhe von 1,50 m wohl selten überschritten 
werden, weil sonst die Sohle derselben zu tief käme und das nötige Gefälle 
gegen den Straßenkanal nicht mehr vorhanden wäre, eher besteht das Be¬ 
streben, die Höhe des Tropfkörpers recht gering zu bemessen, namentlich 
wenn es sich um alte Straßenkanäle handelt, die nicht genügend tief liegen, 
so daß bei dem mangelnden Gefälle das Abwasser nicht durch den eigenen 
Druck in diese eintreten kann. Es kann in solchen Fällen bei einer Anlage, 
die bei sonst ausreichendem Cubikinhalt sehr sorgfältig hergestellt und be¬ 
trieben wird, unter der üblichen Höhe von 1,50 m herabgegangen werden, 
niemals jedoch unter 0,50 m, weil hier die Lüftbarkeit leidet. Liegt ein 
Kanal zu hoch, so sind unter Umständen mechanische Vorrichtungen einzu¬ 
fügen, welche automatisch das ablaufende Abwasser in den höher gelegenen 
Straßenkanal heben. 

Nach der oben erwähnten Forderung wären es also 2,25 cbm Körper¬ 
material für 1 cbm Abwasser, wobei täglich 20 Liter Abort ab wasser 
und 100 Liter häusliche Abwasser für jeden Bewohner in Rechnung zu 
nehmen sind. Würde es sich also um eine Anlage handeln, bei der nur die 
Abortabwasser zur Einleitung gelangen, so würde bei einer Zahl von 50 Haus¬ 
bewohnern der Tropfkörper ein Ausmaß von (50 x 20 =) 1000 = 1 X 2,25 
= 2,25 cbm zu bekommen haben, nach der Bewohnerzahl berechnet da¬ 
gegen eine Größe von 50 X 195 (= 9750) = 9,750 cbm; in ersterem Falle 
würde also ein Tropfkörpermaterial von 2,25 cbm, in letzterem ein solches 
von 9,750 cbm gefordert, also für ein und dasselbe Gebäude das 4fache mehr. 

Diese außerordentliche Differenz erklärt sich daraus, daß in erbterem 
Falle nur 20 Liter Abortabwasser — bei 10 Liter für eine Abortspülung, 
also nur zwei Abortspülungen — angenommen sind; diese Wassermenge ist 
sehr gering bemessen; es muß nämlich berücksichtigt werden, daß auch der 
Urin, sowohl der Tag- als auch Nachturin, in den Abort gelangt, daß also 
entweder eine größere Menge Spülwasser mit in den Abort kommt oder das 
Abwasser als ein stark konzentriertes, d. h. mit zersetzungsfähigen Sub¬ 
stanzen stark beladenes ist, so daß die Dimensionierung des Tropfkörpers 
mit 2,25 cbm als recht knapp bemessen erklärt werden muß. Es wird deshalb 
z. B. hier, wo fast ausschließlich nur Abortabwasser in die Kläranlage geleitet 
wird, als Abwassermenge 50 Liter pro Kopf und Tag angenommen, das 


l ) Donaukreis; s. Zeitschrift „Gesundheit“ 1909, Nr. 1. 
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ergibt dann nach der Abwassermenge berechnet die Forderung von 50 X 50 
= 2500 X 1,5 =3750 qm Bodenfläche, d. i. bei einer Höhe des Tropfkörpers 
von 1,5 m = 3750 x 1,5 = 5,625 cbm Körperinhalt. 

Es bildet dies das Mittel zwischen den zwei oben erwähnten Ausmaßen 
und bei einer richtigen Anlage und einem sorgfältig durchgeführten 
Betriebe erweist sich nach dem Ergebnis der vorgenommenen Unter¬ 
suchungen diese Dimensionierung auch als ausreichend; ist aber die ganze 
Herstellung der Anlage eine unzweckmäßige und der Betrieb ein recht nach¬ 
lässiger, so wird auch bei einer größeren Dimensionierung nur eine mangelhafte 
Reinigung der Abwasser erzielt werden. 

Da natürlich die Kosten einer Kläranlage mit deren Ausdehnung 
wachsen, unnötige Aufwendungen aber doch vermieden werden sollen, so 
wird man vor allem auf eine richtige Herstellung der Anlage und ange¬ 
messene Überwachung des Betriebes, was ohne wesentliche Auslagenerhöhung 
möglich ist, Bedacht nehmen. 

Um die Dimensionierung von Hauskläranlagen und damit die Kosten 
derselben nicht unnötig zu erhöben, wird in Gebäuden, wo die Aborte nur unter 
Tags von einer größeren Anzahl von Personen benutzt werden, z. B. in Schulen, 
auch hier eine kleinere Abwassermenge pro Kopf und Tag angenommen, 
z. B. 12 Liter anstatt der gewöhnlichen Annahme von 60 Litern; es geht 
dies in Schulen auch deshalb leichter, weil dort für eine bessere Überwachung 
des Betriebes gesorgt ist als bei Wohngebäuden. Die bisherigen Unter- 
sachungsergebnisse haben eine Änderung dieses Verfahrens noch nicht als 
notwendig erscheinen lassen. Ebenso kann bei öffentlichen Aborten eine 
kleinere Menge Abwasser pro Kopf und Tag angenommen werden; nimmt 
man z. B. an, daß ein öffentlicher Abort täglich von 700 Personen benutzt 
wird, so handelt es sich dabei für jede dieser in der Berechnung ange¬ 
nommenen Personen nur um eine einmalige Benutzung, also um die ge¬ 
wöhnliche Spülwassermenge von je 10 Liter, das ergiebt dann 700 X 10 
(= 7000) = 7 X 2,25 = 15,75 cbm Tropfkörpermaterial als Mindestmaß. 

Ad b) Verteilung des Abwassers auf dem Tropfkörper. 

Die richtige Verteilung des Abwassers ist von außerordentlichem Ein¬ 
fluß auf die Leistungsfähigkeit des Oxydationskörpers. Erfolgt die Auf¬ 
leitung des zu reinigenden Abwassers nicht in gleichmäßiger Weise, so 
werden einzelne Teile des Tropfkörpermaterials zu stark belastet, andere 
Flächen werden zu wenig beschickt, die Folge ist, daß der Tropfkörper einer¬ 
seits nicht ganz ausgenutzt wird, seine wirkliche Leistung also hinter seiner 
tatsächlichen Leistungsfähigkeit zurückbleibt, und andererseits kann eine 
Schädigung durch die zu starke Belastung einzelner Partien dadurch erfolgen, 
daß beim Auftreten zu großer Mengen Schmutzwasser sehr bald eine Ver¬ 
schlammung und Verstopfung des Oxydationskörpers eintritt; damit wird die 
nötige Luftzufuhr in den Ruhepausen ausgeschlossen und die Tätigkeit dieser 
Teile wieder ausgeschaltet; endlich besteht die Gefahr, daß, wenn zu große 
Wassermengen auf einzelne Gebiete des Tropfkörpers auftreten, der Durchtritt 
des Wassers zu rasch erfolgt und dann dadurch die erforderliche Absorption 
der zersetzungsfähigen Stoffe beeinträchtigt wird. 
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Der richtigen Verteilung der Abwasser ist deshalb von jeher die größte 
Aufmerksamkeit zugewendet worden und die Schwierigkeit, die damit ver¬ 
knüpft ist, hat schon zu den verschiedensten Versuchen auf diesem Gebiete 
geführt. 

Eine der ältesten VerteilungBarten ist bekanntlich die Aufleitung der 
Abwasser auf einen durchlochten Wellblech-StoddartsVerteiler, zu 
dessen Konstruktion F. Wallis Stoddart in Bristol im Jahre 1898 kam. 

Wir haben in der ersten hier in einem Schulgebäude errichteten Klär¬ 
anlage solche perforierten Wellblechplatten in Verwendung, mittels deren 
das Abwasser regenförmig verteilt werden soll. Dieses fließt aus dem Zu¬ 
leitungskanal seitlich auf die rinnenförmig gestalteten Blechplatten. Auf 
dem Rücken der Rinnen sind Löcher eingeschnitten, durch welche die 
Flüssigkeit überläuft, um an den abschließenden Außenwandungen des 
Bleches hinunterzufließen und in der Rinne sich anzusammeln, bis es die 
zapfenförmigen Vorsprünge erreicht hat, von denen es tropfenartig auf den 
biologischen Körper abfließt. Auf 1 qm Oberfläche sollen etwa 430 Ver¬ 
teilungszapfen kommen. 

Zur Erreichung der durchaus notwendigen gleichmäßigen Verteilung ist 
erforderlich, daß die Rinnen vollständig horizontal liegen. Gelingt dies 
nicht oder kommt es zur Verschiebung der Wellblech platte vielleicht infolge 
Senkung des Tropfkörpermaterials nach einer Seite, so kommt es zu Stö¬ 
rungen des Betriebes, wie es hier in der ersten Zeit der Benutzung der be¬ 
treffenden Anlage der Fall war. 

Ein Nachteil dieser Wellblechplatten ist auch, daß man nur sehr schwer 
zur Tropfkörperoberfläche gelangen kann. 

Dun bar versuchte eine Verteilung des Abwassers unter Mitwirkung des 
Tropfkörpermaterials selbst ohne irgend welche Anwendung von Apparaten 
— Deckschichtverteilung. Er wählte dazu ein sehr feines Deckschicht¬ 
material von 2 bis 4 mm Durchschnittsgröße; die Seitenabgrenzung ist da¬ 
durch hergestellt, daß die Decken schalenförmig nach oben gezogen sind. 
Um eine richtige Verteilung des Abwassers zu erzielen, muß die Decke fest¬ 
gewalzt und von Anfang an stark mit Wasser belastet werden, damit sich 
an der Oberfläche eine leichte Schlammhaut bildet. 

Die Annahme, daß die Decke das Wasser wie ein Schwamm aufsaugt 
und vollständig gleichmäßig auf die ganze Fläche verteilt, auch wenn das 
Wasser nur an wenigen Stellen aufgebracht wird, hat sich, wie ich mich in 
den Versuchsanlagen der Königl. Prüfungsanstalt für Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung in Charlottenburg 1 ) überzeugt habe, nicht bestätigt. 
Das Wasser geht vielmehr ziemlich senkrecht durch die Decke hindurch und 
tropft nur da durch den Körper, wo auf demselben eine Pfütze steht, während 
die Teile, welche von der Auf leitungsstelle des Wassers weiter entfernt sind, 
sich vollkommen trocken zeigen; es ist dies namentlich der Fall, wenn nicht 
eine im Dun bar sehen Sinne hergerichtete Deckschicht vorhanden ist. 

Man greift deshalb auch jetzt noch zu den verschiedenartigsten Ver¬ 
teilungsvorrichtungen. 

*) Siehe auch: „Die biologische Abwasserreinigung in Deutschland“. 
Von Dr.-Ing. K. Imhof f in Mitteilungen aus der Kgl. Prüfungsanstalt für Wasser¬ 
versorgung und Abwasaerbeseitigung zu Berlin, Heft 7, 2. Aufl. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1910. ^ 
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Eine recht zweckmäßige Art bildet unter Umständen die Verwendung 
von drehbaren Sprinklerapparaten, indes lassen sich diese bei kleinen 
Hausanlagen, die meist unter den Boden versenkt und überdeckt sind und 
der nötigen ständigen Überwachung entbehren, nicht wohl zur Anwendung 
bringen, zumal auch in der Regel keine ausreichende Wassermenge vor¬ 
handen ist. Für diese Sprinklerapparate ist nämlich immerhin ein Druck 
von 1 bis 3 m notwendig. 

Am häufigsten findet deshalb die Verteilung mittels festgelegter 
V-förmiger Rinnen, die an ihren Rändern oben Einkerbungen tragen und 
durch diese das zugeleitete Abwasser austreten lassen, oder mittels ge¬ 
schlossener, meist seitlich durchlochter Steingut r o h r e statt. 

Eine gleichmäßige Verteilung kann hier erzielt werden, wenn die 
Rinnen und Rohre möglichst horizontal, mit ganz verschwindend kleinem 
Gefälle versehen, gelegt und in dieser Lage auch erhalten werden; kommen 
Verschiebungen vor, z. B. dadurch, daß das Tropfkörpermaterial infolge 
schlechter Schichtung sich senkt, so strömt natürlich die ganze Abwasser - 
menge nach der Seite, nach der die Rinnen oder Rohre sich gesenkt haben, 
und es erfolgt eine einseitige Belastung des Tropfkörpers und damit eine 
Beeinträchtigung des Reinigungserfolges. 

Besonderes Augenmerk ist bei Verlegung der Rohre und Rinnen noch 
darauf zu richten, daß sie nicht in zu großer Entfernung voneinander auf¬ 
gelegt werden. 

Wie bei Verwendung der Dunbarschen Deckschicht, so zeigt 
sich auch hier, wie die Besichtigung derartiger Anlagen ergab, daß nur das 
Material in der nächsten Umgebung der Rinnen und Rohre durchfeuchtet 
war, auf eine Entfernung von etwa 20 cm, darüber hinaus aber war es voll¬ 
kommen trocken. Die Folge davon ist dann wieder ungenügende Aus¬ 
nutzung des Tropfkörpermaterials und stellenweise Überlastung desselben 
mit Herabsetzung des Reinigungserfolges. Man wird also verlangen müssen, 
daß die Verteilungsrinnen und -rohre nicht weiter als höchstens 
40 cm entfernt voneinander gelegt werden. Es erfordert dies zwar die 
Verwendung einer größeren Zahl von Rinnen oder Rohren, die dadurch be¬ 
dingte geringe Verteuerung der Anlage fällt aber gegenüber der Bedeutung, 
die diese Anordnung hinsichtlich des Reinigungserfolges hat, gar nicht ins 
Gewicht, zumal bei einer solchen Verteilung der Rohre für die Oberfläche 
nicht so feines gewalztes Material wie bei der Dun barschen Deckschicht 
erforderlich ist, die Deckschicht sich also leichter hersteilen läßt. 

Ein weiterer Mißstand kann auftreten, wenn die Abwasser noch sehr 
ungenügend von den suspendierten Stoffen gereinigt in geschlossene Rohre 
gelangen, weil hier bei der infolge der horizontalen Lage der Rohre meist 
vorhandenen langsamen Strömung Schlamm sich absetzt und die Rohre ver¬ 
stopft, so daß die notwendige gleichmäßige Verteilung der Abwasser und 
die Tätigkeit des Oxydationskörpers unter Umständen recht empfindlich be¬ 
einträchtigt werden. 

Ferner kann auch noch die gleichmäßige Verteilung der Abwasser be¬ 
einträchtigt werden, wenn bei kontinuierlicher Zuleitung des Abwassers 
zeitweise recht spärliche Wassermengen auftreten, die dann nicht mehr das 
ganze Röhrensystem füllen, sondern bei den nach unten mit Öffnungen 
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versehenen Röhren schon in deren Anfangsteilen austreten und die darunter 
gelegenen Teile des Tropfkörpers vorwiegend mit Abwasser belasten. 

Man ist deshalb vielfach zu den Versuchen geschritten, auch bei den 
Tropfkörpern durch automatisch wirkende Apparate eine periodische 
Beschickung mit Abwasser zu erzielen. Man hat zu diesem Zwecke teils 
Heberapparate, teils Kipprinnen eingeführt. So werden z.B. in manchen 
Anlagen die Abwasser vor Übertritt in den Oxydationskörper in einem 
flachen Raume gesammelt; hat sich dieser bis zu einer bestimmten Höhe an¬ 
gefüllt, so löst ein Schwimmer die Tätigkeit einer Wasserstrahlpumpe 
aus, diese hebt eine gewisse Wassermenge auf den Oxydationskörper, die 
dann dort entweder in Rinnen oder Rohren verteilt wird, oder man verwendet 
Kipprinnen, welche bU zu einem bestimmten Maße sich füllen und dann 
umkippend das Wasser auf die über dem Oxydationskörper angebrachten 
Rinnen aufteilen. 

Diese periodische Beschickung des Tropfkörpers hat zweifellos Vorteile 
vor der kontinuierlichen Zuleitung, weil bei ihr immer in Zwischenräumen 
eine bestimmte Abwassermenge zugeführt wird, ähnlich wie beim Füllkörper, 
und weil der Oxydationskörper immer Zwischenpausen hat, in welchen die 
in ihm vor sich gehende Umsetzungstätigkeit ungestört sich vollziehen kann, 
namentlich wenn die Verteilung so eingerichtet ist, daß der Kipprinneninhalt 
sich abwechselnd einmal auf der einen, dann auf der anderen Seite der 
Tropfkörperoberfläche in die Rinnen ergießt. Zu berücksichtigen ist aber 
immer, daß dabei Apparate in Verwendung stehen, die einmal versagen 
können, und daß deshalb fleißige Nachschau notwendig ist, um etwaige 
Störungen im Betriebe frühzeitig zu beheben; so kann es nach den hier ge¬ 
machten Beobachtungen Vorkommen, daß z. B. die Kipprinnen unbeweglich 
werden und so das Abwasser immer nach einer Seite treten lassen oder der¬ 
gleichen. 

Ganz besonders ist aber darauf zu achten, daß die periodisch 
aufgetragene Wassermenge genau dem Fassungsvermögen der 
vorhandenen Verteilungsrinnen entspricht. Ich habe Anlagen unter¬ 
sucht, bei welchen das Fassungsvermögen der verwendeten Kipprinne viel 
größer war als jenes der vorhandenen Verteilungsrinnen; die Folge davon 
ist, daß das Abwasser rasch in den Rinnen fortschießt, an deren Enden 
stark überläuft und somit einzelne Teile des Tropfkörpers wieder übermäßig 
belastet. 

Es wird wegen der Mängel, die den jetzigen Verteilungsarten des 
Abwassers, namentlich bei kleineren Hausanlagen wegen der fehlenden 
ständigen Überwachung, anhaften, immer noch nach neuen zweckmäßigeren 
Vorrichtungen gesucht. 

Ad c) Beschaffenheit und Schichtung des Tropfkörpermaterials. 

Die Leistungsfähigkeit des Füll- und Tropfverfahrens hängt neben den 
unter a) und b) erwähnten Faktoren ganz besonders auch von der Be¬ 
schaffenheit und dem Aufbau des Tropfkörpermaterials ab. Im allge¬ 
meinen wird man zwar in erster Linie zu jenem Material greifen, das am 
betreffenden Orte zu bekommen ist, indes muß man bei der Wahl desselben 
auch auf dessen Brauchbarkeit Rücksicht nehmen. 

45* 
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In erster Beziehung toll 
vor allem auf eine gewisse 
Widerstandsfähigkeit dee 
Materials gesehen werden, es 
soll nicht zu leicht verwittern« 
da die bei andauernder Be¬ 
schickung der Tropfkörper, 
namentlich bei deren Über¬ 
anstrengung, sich anhäufende 
Kohlensäure den Verwitte¬ 
rungsprozessen des Materials 
einen außerordentlichen Vor¬ 
schub leistet. 

Andererseits ist aber auch 
die Wahl nach der Leistungs¬ 
fähigkeit der verschiedenen 
Materialien hinsichtlich des 
Reinigungserfolges zu treffen. 

Nach dieser Richtung sind 
Untersuch ungen an gestellt 
worden von Dr. W e i d e r t 1 ), 
welche ergaben, daß bei dem 
für die dortigen Versuche ver¬ 
wendeten Rohwasser in bezug 
auf den Reinigungseffekt an 
erster Stelle der sehr 
harte Schmelzkoks und die 
aus hart gebrannten Klin¬ 
kern geschlagenen Ziegel¬ 
brocken stehen, an zweiter 
bsw. dritter Stelle folgen 
die Kesselrostschlacke 
und Steinkohle, während 
Granit die niedrigsten 
Effekte lieferte. 

In den nebenstehenden 
Tabellen sind die Ergebnisse 
dieser Untersuchungen über¬ 
sichtlich zusammengestellt. — 
Als bemerkenswert wird aus 
dem Untersuchungs-Ergebnis 

l ) Mitteilungen aus der Kgl. 
Prüfun gsanstalt f ür W asserversor- 
gung und Abwasserbeseitigung 
zu Berlin, Heft 7, 1909. „Ver¬ 
suche über die Brauchbarkeit ver¬ 
schiedenartigen Materials zum 
Aufbau von Tropfkörpern.“ 
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Einfluß der Struktur des Materials auf die Aufnahmefähigkeit und 

den Beinigungseffekt. 



Nummer 
der Füllung 

Tierkohle 

3 bis 7 mm 

Holzkohle 

3 bis 7 mm 

Bimsstein 

3 bis 7 mm 

Schlacke 

3 bis 10 mm 

Koks 

3 bis 7 mm 

Kies 

3 bis 7 mm 

Koks 

10 bis 80 mm 



i 1 ) 

771 

691 

624 

607 

421 

412 

556 

Aufnahmefähigkeit, 


20 

551 

573 

527 

508 

365 

339 

537 

Liter pro Cubikmeter 


10 

461 

567 

444 

459 

— 

267 

518 



50 

439 

467 

381 

353 

351 

194 

488 



i 1 ) 

45,1 

36,7 

18,0 

14,3 

__ 

_ 

___ 

Abnahme der Oxydier- 


2 

72,1 

38,9 

22,4 

31,0 

85,8 

51,4 

87,6 

barkeit in Prozenten 


10 

78,7 

62,5 

40,5 

47,8 

87,3 

83,4 

34,2 



50 

77,6 

69,6 

63,0 

77,7 

87,0 

85,8 

26,5 


getrieben werden, so muß man feinkörniges Material nehmen, allerdings 
läßt sich bei diesem der Betrieb nicht so forcieren wie bei dem gröberen 
Material. 

Von besonderer Bedeutung ist neben der Struktur des Materials schließlich 
dessen Aufbau, die Art der Aufeinanderschichtung. Es zeigte sich dies 
vor allem bei Versuchen von Dunbar 2 ), bei welchen er in gemauerten Becken 
oder in großen Gärbottichen untergebrachte biologische Körper ohne weiteres 
mit feinkörniger Deckschicht ganz zudeckte: er erhielt dabei meist ungün¬ 
stige Resultate; selbst bei Körpern, die bis dahin nach dem intermittierenden 
Verfahren gut gearbeitet hatten, begannen die Abflüsse bald nach Schwefel¬ 
wasserstoff zu riechen und sich schwärzlich zu verfärben. Daran änderte 
sich auch nichts, als verhältnismäßig weite Ventilationsröhren senkrecht 
durch die Deckschicht hindurch bis in die gröberen Schichten geführt wurden. 
Dun bar hat nun weitere Versuche mit den verschiedensten Deckschichten, 
Sand, Kies und Gartenerde, gemacht, indes trat hierbei alsbald Verschlam¬ 
mung ein; günstigere Erfolge erzielte er aber erst bei Verwendung von 
Koks und Schlacke. Er verwendet nunmehr eine Überschichtung, die 
als Hamburger Deckschicht bekannt wurde, aus möglichst gleichmäßig 
feinem Material, aus dem alles, was feiner als 1 mm und gröber als 3 mm 
Korngröße ist, sorgfältig ausgesiebt wird. Um zu verhindern, daß dieses 
feine Material in darunter befindliches gröberes hineingespült und die gröbere 
Schlacke dadurch für Wasser undurchlässig wird, läßt Dun bar die Deck¬ 
schicht durch Zwischenschichten stützen und als erste Stützschicht Material 
von 3 bis 10mm Korngröße verwenden, darunter würde eine 10cm hohe 
Schicht von 10 bis 30 mm Korngröße (Durchschnitt) liegen und unter dieser 
eine Schicht walnußgroßer Stücke, und erst unter dieser kann der grobe 
Unterbau — faustgroße Koksstücke — folgen. Bei dieser Anwendung findet 
eine V erschlammung des Körpers nicht statt. Bei jahrelangem Betriebe findet 
man selbst in der ersten Stützschicht von 3 bis 10 mm Korngröße kaum 
Anzeichen von Verschlammung, an der Deckschicht selbst muß allerdings 
zeitweise die oberste Lage in einer Tiefe von 10 bis 15 cm durchschaufelt 
werden. 

l ) Erste Benetzung. — *) 1. c. 
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Gegen diese strengen Vorschriften wird nun allerdings bei den meisten 
privaten Anlagen gesündigt and bei deren Untersuchung findet man sehr 
häufig, daß das Material ohne Rücksicht auf die Korngröße wahllos auf¬ 
geschichtet wird; die hier zu machende Erfahrung lehrte auch, daß es nicht 
genügt, bei der Genehmigung einer Kläranlage die erforderliche Schichtung 
genau vorzuschreiben, sondern daß bei der Ausführung des Aufbaues eines 
Tropfkörpers eine sachverständige Kontrolle aufgestellt werden muß. 

Indes darf man andererseits nicht außer acht lassen, daß, wenn eine 
dauernd gleichmäßige Verteilung der Abwasser gewährleistet ist, z. B. da¬ 
durch, daß die Verteilungsrinnen sehr nahe aneinandergelegt sind und nie¬ 
mals zu große Abwassermengen auf den Tropfkörper geleitet werden, wie 
bereits kurz erwähnt, auch etwas gröberes Material, als oben angegeben ist, 
an der Oberfläche benutzt werden kann, ohne den Reinigungseffekt zu beein¬ 
trächtigen; so wurde hier bei einer Deckschicht von einer Korngröße bis zu 
30 mm noch eine Abnahme der Oxydierbarkeit bis zu 70 Proz. erreicht. Not¬ 
wendig ist allerdings, daß die einzelnen Schichten möglichst gleichmäßige 
Korngröße haben und ihre Reihenfolge so angeordnet wird, daß nicht fein¬ 
körniges Material nach abwärts in das grobkörnigere gerät und dieses verstopft. 

Zur Verwendung gelangt in den hiesigen Kläranlagen gegenwärtig aus¬ 
schließlich Schmelzkoks, später sollen Versuche mit Schlacke aus dem 
Müllverbrennungsofen, der demnächst in Betrieb gesetzt wird, gemacht 
werden. 


Ad d) Lüftung des Tropfkörpers. 

Berücksichtigt man die Vorgänge, die sich im Tropfkörper abzuspielen 
haben, so ist es ohne weiteres sehr begreiflich, daß derselbe steter energischer 
Lüftung bedarf. Wie erwähnt, handelt es sich dort einerseits um die Tätig¬ 
keit aerober Bakterien, deren Lebensfähigkeit und Lebenstätigkeit von der 
Zufuhr genügender Mengen Sauerstoff abhängt, andererseits um die Um¬ 
setzung von organischen Stoffen in höhere Oxydationsstufen, zu deren Bil¬ 
dung wieder Zutritt von Sauerstoff notwendig ist. 

Wie für die Zufuhr frischer Luft, so ist auch für die Abfuhr der im 
Tropfkörper sich ansammelnden schädlichen Gase ausgiebig zu sorgen, denn 
aus den Vorreinigungskammern treten Fäulnisgase, namentlich Schwefel¬ 
wasserstoff, der ein ausgesprochenes Bakteriengift, über, und im Tropf¬ 
körper selbst bildet sich bei längerer stärkerer Belastung Kohlensäure, welche 
den Verwitterungsprozeß des Materials beschleunigt und so die Absorptions- 
tätigkeit beeinträchtigen kann. 

Für die Lüftbarkeit der Tropfkörper ist, wie bereits unter a) erwähnt 
wurde, die Höhe derselben von Bedeutung. 

Nach den bisher angestellten Versuchen war bei einem Unterbau im 
Tropfkörper von 50 cm eine genügende Durchlüftung nicht möglich. Die 
Luftzufuhr wird nämlich im Tropfkörper selbst durch An sauge tätigkeit 
vermittelt; durch die Absorptionstätigkeit in demselben wird der Sauer¬ 
stoff von dem auf dem Material gebildeten Benetzungshäutchen energisch 
angezogen, es entsteht ein Vakuum, das immer stärker wird und schließlich 
solche Kraft gewinnt, daß es den Widerstand der feinen Deckschicht über¬ 
winden kann und so auch bei feinstem Deckschichtmaterial von oben Luft 
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eintreten kann. Je größer das Lnftqnantum in dem Unterbau ist, um so 
energischer wirkt dieses Vakuum. 

Um den Luftzutritt von unten zu ermöglichen, wird das Tropfkörper¬ 
material zweckmäßig auf einen Rost gestellt, der etwa 30 cm über der Sohle 
des Oxydationsraumes lagert, so daß genügend Luft durch ihn hindurch 
unter dem Tropfkörpermaterial von außen heranstreichen kann. Voraus¬ 
setzung einer entsprechenden Lüftbarkeit auf diesem Wege ist natürlich, 
daß vom Auslaufe aus dem Oxydationsraume zum Straßenkanal hinlänglich 
Gefälle vorhanden ist, oder daß bei mangelndem Gefälle das austretende 
Abwasser stets rechtzeitig durch selbsttätige mechanische Vorrichtungen 
— Heber — in den Kanal geschafft wird, damit niemals durch Röckstauung 
von Abwasser in den freien Raum unter dem Roste die Luftzufuhr be¬ 
einträchtigt oder gar aufgehoben wird. 

Die Luftzufuhr von außen kann nun erfolgen durch eigene Luftschächte, 
welche neben dem Oxydationsraume angebracht und mit diesem irgendwie 
durch Öffnungen in Kommunikation treten, oder es kann der sogenannte Re- 
visionsschacht, in welchen die gereinigten Abwasser eintreten, für die Zuleitung 
der Luft in den Oxydationsraum benutzt werden; sehr vorteilhaft wird die Luft¬ 
zufuhr beeinflußt dadurch, daß auch ein seitlicher Luftzutritt geschaffen 
wird. Um eine ergiebige seitliche Lüftung zu erreichen, habe ich vor¬ 
geschlagen, das Tropfkörpermaterial mit doppelten Seitenwänden zu um¬ 
geben , deren innere Wände mit Öffnungen versehen werden, zu denen die 
Luft durch eine gitterförmige Überdeckung des zwischen beiden Wänden 
befindlichen Raumes zugeleitet werden könnte. 

Eine wesentliche Verteuerung wird durch Herstellung solcher Doppel¬ 
wände nicht verursacht werden, jedenfalls könnte sie gegenüber den Vor¬ 
teilen, die nicht nur hinsichtlich des Reinigungserfolges, sondern auch 
hinsichtlich der Haltbarkeit des Tropfkörpermaterials erzielt werden, nicht 
besonders ins Gewicht fallen. 

Die Abführung der Luft aus den Faulkammern, die nur bei versenkten 
Anlagen in Frage kommen wird, kann durch eigene Abluftkamine besorgt 
werden. So zweckmäßig die Aufführung eines solchen auch ist, so wird dies 
doch recht selten betätigt, um Kosten zu sparen; häufig wird das Abfall¬ 
rohr, das als Dunstrohr für den Abort dient, zur Ableitung der Abgase 
aus der Kläranlage benutzt. Da, wo die Anlage weit von dem Wohn¬ 
gebäude, dem die Aborte angeschlossen sind, entfernt ist, somit das Ab¬ 
leitungsrohr bis zum Dunstrohr eine längere Strecke horizontal liegt, wird 
die Abführung eine recht beschränkte sein; in solchen Fällen muß dafür 
gesorgt werden, daß die Luftzuführung um so ergiebiger ist und die Ab¬ 
führung nach dem Dunstrohr zu unterstützt, vor allem ist aber dafür zu 
sorgen, daß die Luftabzugsrohre ausreichend gegen Abkühlung geschützt 
werden, weil sonst ihre Absaugewirkung aufgehoben wird. 

Wird das Einlauf rohr zur Abführung der Abgase benutzt, so wird 
zweckmäßig ein Ansatzstutzen an gesetzt, der den Gasen einen Ausweg durch 
das Fallrohr gestattet, weil die Einlaufrohre als Tauchrohre sich unter dem 
Abwasserspiegel fortsetzen und so durch diese die Abführung der Gase, die 
oberhalb der Abwasser im Faulraume sich ansammeln, nicht möglich ist; 
unzweckmäßig wäre es, das Einlaufrohr so kurz zu halten, daß es nicht 
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unter die Abwasseroberfläche untertaucht, weil dann das zutretende Abwasser 
durch seinen Einsturz die ruhige Sedimentierung in der Faulkammer infolge 
steten wiederholten Aufwirbelns der dort vorhandenen Flüssigkeit Btören 
würde. 

Zur Unterstützung der Ventilation — der Luftzu- und -abführung — sind 
auch von einzelnen Firmen durchlochte Rohre in das Tropfkörpermaterial 
eingebaut, welche die von oben entnommene Luft seitlich und von unten 
dem Körper zuführen; die Zirkulation wird erhalten durch gespaltene, an 
der Mantelfläche angebrachte Rohrstücke, welche im Raume über der Koks- 
füllung münden 1 ). 

Ad e) Vorreinigung des auf den Tropfkörper auftretenden 

Ab wassers. 

Um die Leistungsfähigkeit des Tropfkörpers zu erhalten, ist es not¬ 
wendig, eine Verschlammung desselben zu verhüten; dies läßt sich aber 
durch eine richtige Auswahl und Schichtung des Tropfkörpermaterials allein 
nicht erreichen, es ist vielmehr eine Vorbehandlung des Abwassers er¬ 
forderlich. Zu diesem Behufe wird das Abwasser zunächst in ein Kammer¬ 
system geleitet, das man gewöhnlich als Faulkammern zu bezeichnen 
pflegt; diese Bezeichnung ist jedoch nicht ganz zutreffend, insofern der 
eigentliche Zweck, der dabei angestrebt wird, nicht der ist, das Abwasser 
vor der Aufleitung auf den Oxydationskörper zur Ausfaulung zu bringen. 
Der Zweck dieser Vorbehandlung ist vielmehr der, aus dem Abwasser die 
darin enthaltenen suspendierten Stoffe soweit nur möglich durch Sedimen¬ 
tierung abzuscheiden. Es bandelt sich demnach zunächst um die Schaffung 
eines Absitz Verfahrens, das sich allerdings teilweise mit einem Faul verfahren 
kombiniert, insofern der sich absetzende Schlamm nicht vor Eintritt der 
Fäulnis entfernt wird, sondern dort liegen bleibt und ruhig der Fäulnis 
überlassen ist, während das Abwasser nur kurze Zeit zurückgehalten 
wird, so lange nämlich, als es zur Ausscheidung der größeren Menge der 
suspendierten Schmutzstoffe notwendig ist. 

Beides ist im Interesse eines wirtschaftlichen Betriebes einer solchen 
Hauskläranlage erforderlich. Wollte man den Schlamm, wie es beim reinen 
Absitz verfahren geboten ist, vor Eintritt der Fäulnis aus den Kammern 
entfernen, so würde dies, wie bereits weiter oben schon erwähnt, mit Um¬ 
ständlichkeiten und Kosten verbunden sein, zumal diese Anlagen in unmittel¬ 
barer Nähe der bewohnten Gebäude, zumeist in geschlossenen Höfen, unter¬ 
gebracht sind, wo eine Schlammablagerung auch nur auf kürzeste Zeit 
unmöglich ist, so daß jedesmal sofortige Abfuhr des Schlammes erfolgen 
müßte. Ein solcher Betrieb würde kostspieliger sein als die Beibehaltung 
des pneumatischen Abfuhrsystems auch bei Wasserspülung der Klosetts, 
deren Kosten durch die Herstellung einer biologischen Kläranlage doch 
verringert werden sollten. Würde man andererseits das Abwasser vor dem 
Auftritt in den Oxydationskörper ganz ausfaulen lassen und somit ein voll¬ 
kommenes Faulverfahren schaffen, so müßten die Kammern zur Aufnahme 


*) Vgl. auch: „Über kleine Pri vatkläranlagen“ von Architekt A. Fraass 
Süddeutsche Bauzeitung 1910, Nr. 27. 
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der sich im Laufe der zur gänzlichen Ausfaulung erforderlichen Zeit an- 
Bammelnden Abwasser außerordentlich groß gestaltet werden, was hinwieder 
eine Verteuerung der Anlage bewirken würde, ein Verfahren, das auch des¬ 
halb recht unrationell wäre, weil nach Dunbar durch das Ausfallen des 
Abwassers die Reinigung im Oxydationskörper keineswegs begünstigt wird. 
Nach ihm sind vielmehr häusliche Abwasser im frischen Zustande leichter 
zu reinigen als im faulen, namentlich gilt dies von Abwassern, welche große 
Mengen von Kohlehydraten (wie dies namentlich bei Abwassern von 
Zuckerfabriken, Bierbrauereien und ähnlichen Betrieben der Fall ist) ent¬ 
halten und deshalb beim Faulprozeß einen säuern Charakter annebmen. Man 
wird also, wie erwähnt, in den Vorreinigungskammern ein gemischtes System 
zwischen Absitz- und Faul verfahren betreiben und die Dimensionierung 
so gestalten, daß die Abwasser Zeit haben, die in ihnen suspendierten Stoffe 
abzugeben. 

Diese Abscheidung der suspendierten Stoffe erfolgt hier nun in der 
Weise, daß die Stoffe, die spezifisch schwerer sind als das Wasser — die 
Sinkstoffe —, sich zu Boden senken und dort ein Schlammlager bilden, das 
unter Einfluß der im luftabgeschlossenen Becken vorhandenen anaeroben 
Bakterien der Fäulnis verfällt, während die spezifisch leichteren nach oben 
steigen und dort an der Wasseroberfläche eine immer dicker werdende 
Schlammdecke bilden, die vollständig verfilzt, allmählich eine dichte Ab¬ 
deckung des Abwassers bildet und so auch teilweise als Geruchsverschluß 
dienen kann. 

Um nun das Sedimentieren möglichst zu begünstigen, werden die Aus¬ 
maße des Vorreinigungsraumes in der Höhe gefordert, daß dort das Zwei- 
bis Dreifache der täglichen Abwassermenge aufgenommen werden kann, das Ab¬ 
wasser also dort zwei bis drei Tage zurückgehalten wird. Ist die Füllung 
des Vorreinigungsraumes bis zum Überlauf in den Oxydationskörper erreicht, 
so wird durch das neu zuströmende Abwasser immer so viel fortgedrängt, 
als die Menge des zufließenden Wassers beträgt. 

Durch die auf diese Weise erzielte Sedimentierung allein wird indes, 
zumal wenn in manchen Fällen, wie auch hier, niedrigere Ausmaße herab 
bis zu lVaf&chem der täglichen Abwassermenge zugelassen werden, eine 
hinlängliche Befreiung des Abwassers von suspendierten Stoffen nicht er¬ 
reicht, weil das Abwasser im Vorreinigungsraume nie völlig zur Ruhe kommt. 
So entwickeln sich in den am Boden gelagerten Schlammassen allmählich 
Fäulnisgase, die nach oben steigen und Schlammteilchen mit sich reißen, so 
daß also solche immer in Strömung sind. Kommt nun neues Abwasser, so 
werden durch dieses die in Schwebe befindlichen suspendierten Teile weiter- 
getrieben und wird immer noch mehr oder minder schlammhaltiges Wasser 
auf den Oxydationskörper treten, das dort zunächst zur Verschlammung der 
Deckschicht führen kann. Man hat deshalb auf verschiedene Weise versucht, 
diesem Übelstande abzuhelfen: so teilt man vor allem den Vorreinigungs¬ 
raum in zwei Kammern — erste und zweite Faulkammer — und bringt die 
Austrittsöffnung bo an, daß das Abwasser die zwei Kammern in der ganzen 
Länge durchströmen muß und so eine möglichst große Verlangsamung der 
Strömungsgeschwindigkeit erzielt wird; ferner werden die Rohre, welche das 
zufließende Abwasser einleiten, so tief unter die Oberfläche geführt, aber 
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auch andererseits von der am Boden befindlichen Schlamm Schicht so ent¬ 
fernt gehalten, daß möglichst wenig Beunruhigung des Wassers und der 
Schlammassen hervorgerufen wird; endlich wird durch Einschaltung von 
Tauchwänden die Strömungsrichtung des Wassers zu beeinflussen gesucht 
und vor dem Austritt des Abwassers von der einen Kammer zur anderen 
und zum Oxydationskörper durch Einbringen von Tauchblechen der Übertritt 
gröberer Stoffe auf den Oxydation skörper zu verhindern versucht. Bei der 
kurzen Beschreibung einzelner hier verwendeter Klärsysteme, die am Schlüsse 
der Arbeit folgt, wird hierauf noch kurz zurückzukommen sein. 

Besondere Vorrichtungen sind namentlich notwendig bei einem größeren 
Fettgehalte des Abwassers, es können deshalb Ölpissoire nicht ohne weiteres 
an biologische Kläranlagen angeschlossen werden. Als ziemlich wirksam 
hat sich für solche Fälle der Kremmersche Fettfang erwiesen. 

Prüfung der aus der Kläranlage austretenden Abwasser auf den 
erzielten Reinigungserfolg. 

Da beim Betriebe von kleinen Kläranlagen, welche einer ständigen Be¬ 
dienung und Überwachung entbehren, nicht von vornherein eine andauernde, 
einwandfreie Leistung hinsichtlich des Reinigungserfolges gewährleistet ist, 
so erfolgt hier die polizeiliche Genehmigung zur Herstellung solcher Anlagen 
immer nur in stets widerruflicher Weise und wird die Weiterbelassung der 
Anlage von dem Ergebnis der vorgeschriebenen periodischen Besichtigung 
der Anlage und Prüfung des Ablaufes abhängig gemacht. Diese periodische 
Prüfung erfolgt halbjährlich und erstreckt sich auf den baulichen Stand 
der Anlage, die Beschaffenheit der Betriebseinrichtungen und die chemische 
Untersuchung des Abwassers, deren Ergebnis vom Bezirksarzt vom hygieni¬ 
schen Standpunkt überprüft wird. 

Die Abwasseruntersuchung wird im Laboratorium des von dem Stadt¬ 
magistrat verpflichteten Privatchemikers Dr. J. Schwab, der die Wasser¬ 
entnahme im Beisein des Grubenkontrolleurs überwacht, vorgenommen, und 
zwar wird zur Beurteilung des Reinigungseffektes hauptsächlich die Be¬ 
stimmung des Abdampfrückstandes, des Glühverlustes, des Ammo¬ 
niaks, des organischen Stickstoffs und die Ermittelung der Menge 
der durch Kaliumpermanganat oxydierbaren organischen Sub¬ 
stanzen vorgenommen, außerdem wird noch qualitativ auf das Vor¬ 
handensein von salpetriger Säure und Salpetersäure und Schwefel¬ 
wasserstoff geprüft. Sämtliche Proben werden, wie in Deutschland üblich, 
in unfiltriertem Zustande auf ihre äußere Beschaffenheit geprüft, die chemi¬ 
schen Untersuchungen werden im durch Papierfilter filtrierten Wasser vor¬ 
genommen; zur Feststellung etwa noch vorhandener fäulnisfähiger Stoffe — 
des Nachfaulens — wird die Methylenblauprobe vorgenommen. 

Eine bakteriologische Untersuchung — Keimzählung — findet in 
der Regel nicht statt, sie hätte ja auch keine Bedeutung, denn es ist be¬ 
kannt, daß ein Oxydationskörper kein Keimfilter ist; es wird deshalb von 
einer biologischen Kläranlage eine Wirkung nach dieser Hinsicht nicht er¬ 
wartet und überhaupt nicht verlangt. Eine bakteriologische Prüfung der 
Abwasserabgänge ist nur dann angezeigt, wenn die dort vorhandene Des- 
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infektionsrichtung aus irgend einer Veranlassung in Tätigkeit gesetzt werden 
müßte. 

Bei der Abwasserprüfung ist noch zu berücksichtigen, daß ein in Betrieb 
genommener Oxydationskörper nicht sofort eine volle Reinigungst&tigkeit 
entfaltet, sondern daß er erst, wie weiter oben bereits erörtert ist, einen 
Reifungsprozeß durchmachen muß; man darf also nicht etwa meinen, daß 
die Güte einer Anlage sofort nach ihrer Inbetriebnahme durch Unter¬ 
suchung des abgehenden Abwassers festgestellt werden kann oder soll. Die 
Hauseigentümer werden sich vielmehr eine längere Garantiezeit seitens der 
Firma, welche die Anlage hergestellt hat, ausbedingen müssen. 

Leistungsfähigkeit kleiner biologischer Kläranlagen hinsichtlich der 
Reinigung von Abortabwassern. 

Die Erfahrung, die anderwärts bereits gemacht ist, daß Abort¬ 
abwasser durch kleine biologische Kläranlagen soweit gereinigt werden 
können, daß sie ohne Bedenken auch in einen zur Aufnahme von Schmutz¬ 
wassern wenig geeigneten Vorfluter geleitet werden können, kann auf Grund 
der bei den hiesigen Anlagen gefundenen Reinigungsergebnisse bestätigt 
werden. 

Was zunächst die Beschaffenheit des Rohwassers, das hier in die 
Kläranlagen zur Reinigung kommt, betrifft, so ist der Grad der Verschmutzung 
ein sehr verschiedener, wie aus nachfolgender Zusammenstellung ersichtlich 
iBt, in welcher die Untersuchungsergebnisse der vier mit der stärksten und 
der vier mit der geringsten Verunreinigung des Rohwassers aufweisenden 
Kläranlagen wiedergegeben sind: 


Milligramm im Liter 

1 

II 

III 

IV 

V 

VI 

VII 

VU1 

Abdampfungsrückstand 

2270 

1990 

1390 

1240 

320 

390 

546 

640 

Glühverlust. 

640 

610 

560 

420 

90 

100 

172 

300 

Oxydierbarkeit. 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

| — 

— 

a) Permanganatverbrauch 

871 

545 

496 

229 

161 

105 

269 

303 

b) Sauerstoffverbrauch . . j 

218 

135 

124 

57 

40 

26 

67 

77 

Ammoniak. j 

296 

196 

246 

95 

190 

120 

199 

180 

Organischer Stickstoff . . 

' 342 

312 

320 

134 

210 

190 

192 

200 

Schwefelwasserstoff . . . , 

vor- 
, h&nden 

vor¬ 

handen 

vor¬ 

handen 

vor¬ 

handen 

vor¬ 

handen 

! 

vor¬ 

handen 

vor¬ 

handen 

vor¬ 

handen 


Wie man sieht, ist die Abwasserkonzentration, d. i. die darin enthaltene 
Unratmenge, eine ziemlich hohe, trotzdem jedoch der Reinigungserfolg 
ein ganz guter, insofern unter den hier zurzeit vorhandenen und unter¬ 
suchten 33 Kläranlagen nur dreimal mittels der Methylenblauprobe ein 
Nachfaulen des Abwassers festgestellt, überall sonst aber eine Reinigung 
der Abwasser bis zur Aufhebung der Fäulnisfähigkeit erzielt wurde. 
Allerdings ist der Grad der Reinigung, der in den einzelnen Kläranlagen 
erreicht wurde, ein sehr verschiedener. Da wo der Reinigungserfolg hinsicht¬ 
lich Abnahme der organischen Substanzen ein mangelhafter war, konnte die 
Ursache dieser Erscheinung auch in der Regel leicht gefunden werden. Eis 
handelte sich in diesen Fällen entweder um Fehler in der Verteilung 
der Abwasser oder um nachlässige Schichtung des Tropfkörper- 
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materiale, insofern wahllos die Koksstücke ohne Rücksicht auf Korngröße 
unregelmäßig in den Oxydationsraum eingefüllt wurden, zumeist auch ohne 
jegliche Reinigung des Koks von anhaftenden Schmutz- und Staubbestand¬ 
teilen, welche zur Verstopfung der Poren führten und ein Rückstauen des 
Abwassers im Tropfkörper veranlaßten. In vereinzelten Fällen wurde auch 
einseitiges Sinken des Tropfkörpermaterials beobachtet, was natürlich eine 
einseitige Verteilung des Abwassers zur Folge haben muß, wenn diese Ver¬ 
teilung mittels Rohre erfolgt, die unmittelbar auf das Tropfkörpermaterial 
ohne anderweitige Stützen aufgelagert oder in dasselbe eingebettet sind. Auch 
Störungen in der Beweglichkeit der zur Verteilung des Abwassers ver¬ 
wendeten Kipprinnen wurden gefunden, so daß das Abwasser andauernd 
nach einer Seite des Tropfkörpers abfließen mußte. E s sind dies Erscheinungen, 
welche die Forderung einer regelmäßigen periodischen Kontrolle der Anlagen 
und Prüfung des abgehenden Abwassers als vollbegründet erscheinen lassen. 

Hinsichtlich des Ergebnisses der Prüfung des aus dem Oxydations¬ 
körper austretenden Abwassers wäre noch zu bemerken, daß eine Überein¬ 
stimmung zwischen Abnahme der Oxydierbarkeit und Aufhebung der Fäulnis¬ 
fähigkeit nicht festgestellt werden konnte. Dun bar 1 ) hebt hervor, daß 
alle Rohwasser und solche Abflüsse, deren Oxydierbarkeitsherabsetzung 
unter 60Proz. lag, die Methylenblauschwefelprobe gaben, Abflüsse mit mehr 
als 60 bis 65 Proz. Herabsetzung dagegen nicht. Weitere Untersuchungen 
zeigten Dunbar, daß diese Tatsache nicht nur für die Oxydierbarkeit zutrifft, 
sondern daß die Abwasser ihre Fäulnisfähigkeit auch verloren haben, wenn 
der Glühverlust, der Gehalt an organischem Stickstoff bzw. organischem 
Kohlenstoff, durch biologische Reinigung um etwa 60 bis 65 Proz. abge¬ 
nommen hat. 

Wie schon weiter oben erwähnt, hat bereits Dr. Weidert betont, daß 
bei seinen Versuchen diese Annahme bezüglich eines Zusammenhanges 
zwischen Abnahme des Kaliumpermanganatverbrauches mit der Fäulnisfähig¬ 
keit bei dem geprüften Abwasser nicht bestätigt werden konnte. Es zeigt dort 
z. B. die Reinigung mit Granit eine Abnahme des Kaliumpermanganatver- 
brauches um 41 Proz. und stetes Nachfaulen des Abwassers, während z. B. 
bei Verwendung von Ziegelsteinen nur eine Abnahme des Kaliumpermanganat¬ 
verbrauches um 36 Proz. erzielt wurde, ein Nachfaulen des gereinigten Ab¬ 
wassers aber niemals erfolgte. Auch die Abnahme des organischen Stick¬ 
stoffs, welche dort bei den verschiedenen Versuchen erzielt wurde, war eine 
wesentlich geringere als 60 bis 65 Proz., und trotzdem war Beseitigung der 
Fäulnisfähigkeit erreicht; so betrug die Abnahme des organischen Stickstoffs 
bei Reinigung mit Kesselrostschlacke nur 38 Proz., mit Ziegelsteinen 50 Proz., 
mit Steinkohle 25 Proz., ohne daß ein Nachfaulen des Abwassers erfolgte. 
Auch hier wurde Beseitigung der Fäulnisfähigkeit erreicht bqi einer Herab¬ 
setzung des organischen Stickstoffs um 20 bis 30 Proz., einmal sogar um 
10 Proz.; in letzterem Falle muß der Reinigungserfolg allerdings als ein recht 
mangelhafter bezeichnet werden, verursacht durch schlechte Verteilung des 
auf den Oxydationskörper auftretenden Abwassers. Ebenso war der Rück¬ 
gang des Glühverlustes und die Abnahme der Oxydierbarkeit hier in vielen 
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Fällen geringer als 60 bis 65 Proz. und trotzdem fand ein Nachfaulen des 
Abwassers nicht statt. 

Im allgemeinen wird man aber jetzt sagen können, daß die Beseitigung 
der Fäulnisfähigkeit schon erreicht sein kann, auch wenn die Abnahme 
der Oxydierbarkeit, des organischen Stickstoffs und des Glühverlustes 
60 bis 65 Proz., wie Dunbar es angibt, nicht beträgt. Wie bereits oben 
angegeben, hat Weidert seinerzeit erwähnt, daß eine Erklärung dafür, daß 
bei seinen Versuchen ein Zusammenhang der Abnahme des Kaliumpermanganat- 
Verbrauches mit der Fäulnisfähigkeit eines Abflusses fehlte, nicht festgestellt 
werden konnte. Jetzt erhalte ich auf eine an die Kgl. Versuchs- und 
Prüfungsanstalt für Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 
iu Berlin gerichtete Anfrage die dankenswerte Mitteilung, daß fragliche Er¬ 
scheinung folgendermaßen ihre Erklärung finde: 

Die Bestimmung des Kaliumpermanganatverbrauchs gibt über die Ge¬ 
samtmenge der oxydierbaren Substanz Aufschluß. Nun vermögen aber nicht 
alle durch Kaliumpermanganat oxydierbaren Stoffe organischer Herkunft 
der Fäulnis, d. h. der Zersetzung unter Schwefelwasserstoffentwickelung 
anheimzufallen (z. B. die sogenannten HumusBubstanzen). Enthält ein ge¬ 
reinigtes Abwasser viel humusartige Stoffe, deren Bildung z. B. bei Anwendung 
von Tropfkörpern beobachtet wird, so wird es einen verhältnismäßig hohen 
Verbrauch an Kaliumpermanganat und deshalb unter Umständen eine nur 
geringe Abnahme dieses Wertes verglichen mit dem Rohwasser zeigen, ob¬ 
gleich es nicht mehr wie das letztere fäulnisfähig ist. 

Hierzu kommt noch folgender Umstand. Biologisch gereinigte Abwasser 
enthalten vielfach Nitrate. Solange diese in größerer Menge vorhanden sind, 
wird Fäulnis unter Schwefelwasserstoffentwickelung nicht eintreten, da die 
sich zersetzenden Stoffe durch den in dem Nitrat enthaltenen Sauerstoff 
oxydiert werden. Der Nitratgehalt bewirkt so, daß Abflüsse biologischer 
Körper zwar größere Mengen an sich fäulnisfähiger Stoffe enthalten können, 
trotzdem aber keine Fäulnis unter Schwefelwasserstoffentwickelung zeigen. 
Derartige Abflüsse biologischer Körper werden einen hohen Verbrauch an 
Kaliumpermanganat und unter Umständen nur eine geringe Abnahme dieses 
Wertes verglichen mit dem Roh wasser zeigen, ohne einer Nachfaulung unter 
Schwefelwasserstoffbildung zu unterliegen. (Weiter wird noch auf Heft 13 
der Anstaltsmitteilungen, S. 96 bis 102 verwiesen.) 

Als Folge dieser Beobachtung dürfte sich ergeben, daß man bei Prüfung 
des in einer Anlage erzielten Reinigungserfolges sich nicht auf die Fest¬ 
stellung der Abnahme der Oxydierbarkeit (Kaliumpermanganatverbrauches) 
und des organischen Stickstoffs beschränken, sondern auch die Probe auf 
Nachfaulen machen soll, damit nicht bei Beurteilung von Abwasserreinigungs¬ 
anlagen Auflagen gemacht werden, die nicht durchaus notwendig sind; denn 
wennnichtbesondere Verhältnisse vorliegen, wird man sich mit der Beseiti¬ 
gung der Fäulnisfähigkeit des Abwassers begnügen können, da, wie 
eingangs erwähnt, man die Reinigung der Abwasser nur in einem Grade 
verlangen soll, der unbedingt erforderlich ist. 

Was die physikalische Beschaffenheit des gereinigten Abwassers 
anlangt, so zeigten die Ausflüsse mehrfach Trübungen durch einzelne unge- 
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löste Stoffe, schwarze, schlammige Flocken, die sich bei längerem Stehen zn 
Boden setzten, im übrigen war das Abwasser nach dem Reinigen meist 
durchsichtig, ohne fauligen Geruch. 

Nachbehandlung des Abwassers. 

Ist eine Abscheidung solcher suspendierten Stoffe mit Rücksicht auf die 
Art des Vorfluters unbedingt erforderlich, so kann dies durch Nachbehand¬ 
lung des Abwassers geschehen, indem man entweder eine zweistufige Tropf¬ 
körperanlage herstellt, bei welcher die zweite Stufe, d. i. der zweite 
Oxydationsraum, dieselbe Einrichtung wie die erste haben muß, nur hin¬ 
sichtlich der Dimensionierung kleiner bemessen sein kann; bei Hausklär¬ 
anlagen wird man jedoch wegen Mangel an dem erforderlichen Gefälle zu 
einer zweistufigen Kläranlage kaum greifen. Sollte wirklich eine wesentlich 
ausgiebigere Reinigung des Abwassers notwendig sein, so wird man bei Her¬ 
stellung der einstufigen Kläranlage größere Ausmaße wählen. Wo aber nur 
eine einfache Verschönerung des Abwasserabflusses notwendig ist, genügt es, 
in einem kleineren Becken eine Nachreinigung durch Auf leiten auf Filter¬ 
material, wie Ziegelbrocken u. dgl., zu bewirken. 

Da die aus Hauskläranlagen kommenden Abwasser in der Regel 
in die städtischen Kanäle übertreten, in denen noch eine Menge anderer 
grobsinnlich wahrnehmbarer Schmutzstoffe aufgenommen werden, und selten 
unmittelbar in einen offenen Flußlauf, so ist eine so weitgehende, vor allem 
ästhetischen Rücksichten Rechnung tragende Reinigung nicht notwendig, da¬ 
gegen kann unter Umständen eine andere Nachbehandlung notwendig werden, 
nämlich eine Behandlung der Abwasser zur Verminderung einer Infektions¬ 
gefahr, welche dann auf dem Wege der Desinfektion zu erfolgen hat. 

Desinfektion der Abwasserabllfisse. 

Wie bereits weiter oben erwähnt, wirkt der Tropfkörper nicht als mecha¬ 
nischer Filter, weil er zu großporig ist, er wird also in dem Abwasser vor¬ 
handene pathogene Mikroorganismen nur in geringem Maße zurückhalten. 
Damit ist natürlich die Gefahr der Weiterverschleppung von Krankheitserregern 
mit den aus solchen biologischen Kläranlagen tretenden Abwassern stets ge¬ 
geben, da auch die Vorbehandlung des Abwassers in einer Faulkammer die 
etwa in diesem vorhandenen Keime weder ganz auszuscheiden noch zu ver¬ 
nichten vermag — nach Dunbar wird in den Faulkammern die Zahl der 
Bakterien höchstens um 40 bis 50 Proz. herabgesetzt und sie erhalten sich 
dort etwa 33 Tage lang lebensfähig. Ist Veranlassung geboten, eine voll¬ 
ständige Vernichtung der im Abwasser als vorhanden anzunehmenden Keime 
für angezeigt zu halten, so muß für eine gehörige Desinfektion der Abwasser 
gesorgt werden. Am zweckmäßigsten geschieht dies durch Behandlung der 
Abwasser mittels Chlorkalk. 

Um aber einen sicheren Erfolg zu erreichen, muß das Desinfektions¬ 
mittel in der erforderlichen Beschaffenheit und Stärke dem Abwasser zugesetzt 
werden und mit diesem entsprechend lange Zeit in Berührung bleiben. Die viel¬ 
fach zu findende Gepflogenheit, einfach einen durchlöcherten, mit einem Des¬ 
infektionsmittel gefüllten Kasten vom Abwasser rasch durchfließen zu lassen, 
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ist natürlich völlig wirkungslos und nnr geeignet, die Leute in eine falsche 
Sicherheit zu wiegen. 

Was die Verwendung des Chlorkalks als Desinfektionsmittel anlangt, 
so haben die bisherigen Versuche ergeben, daß er sich am besten zur Des¬ 
infektion von Abwassern eignet. Voraussetzung ist nur, daß gehörig starker, 
also frischer Chlorkalk mit 30 Proz. Chlorgehalt verwendet wird. Chlor¬ 
kalk mit einem solchen Chlorgehalt bekommt man aber in den Materialien¬ 
handlungen sehr selten, auch in den Apotheken hat der dort vorhandene 
Chlorkalk, wie ich mich bei den chemischen Arzneimittelprüfungen bei den 
Apotheken Visitationen wiederholt überzeugen konnte, häufig diesen Chlor¬ 
gehalt nicht. 

Wird der Chlorkalk in einer Verdünnung von 1:2000 mit zweistündiger 
Einwirkungsdauer verwendet, so werden nach den Versuchen von D. Krane¬ 
puhl x ) 79 bis 88 Proz. Kolibakterien vernichtet, bei 1: 5000 mit zweistündiger 
Einwirkung 62 bis 64 Proz. Kolibakterien. Am sichersten ist eine Verdünnung 
von 1:1000 oder 1:2000 und vierstündige Einwirkung; bei der Konzentration 
1:1000 beginnt auch die sedimentierende Wirkung des Chlors sehr in 
Wirksamkeit zu treten. 

Bei der Desinfektion der Abwasser ist noch zu berücksichtigen, daß 
gereinigtes Abwasser sich leichter desinfizieren läßt als rohes, namentlich 
wenn dasselbe sehr viele ungelöste Stoffe enthält, in welchen die Keime ein¬ 
gehüllt sein können. Am zweckmäßigsten wird deshalb der Desinfektionsraum 
dem Oxydationskörper n a c h geschaltet. Allerdings kann es hier notwendig 
werden, daß das Chlor aus dem Abwasser vor dessen Übertritt in den Vor¬ 
fluter wieder ausgeschieden wird — durch Zusatz von Eisenvitriol. Bei 
Hauskläranlagen wird dies aber meist nicht notwendig, weil hier die Ab¬ 
wasser gewöhnlich eine längere Strecke in dem Straßenkanal zurückzulegen 
haben, ehe sie in den Vorfluter gelangen, und so auf diesem Wege die Aus¬ 
scheidung des Chlors erfolgen kann. Um das Chlor bei der Desinfektions- 
vomahme gehörig. lange Zeit mit dem Abwasser in Berührung zu lassen, 
ist ein eigener Desinfektionsschacht, am besten von lm Breite und 2 m 
Länge, hinter dem Oxydationsraum herzustellen. 

Bei einigen Anlagen findet sich der Desinfektionsraum zwischen Faul¬ 
kammer und Oxydationskörper; wird hier zur Desinfektion Chlorkalk ver¬ 
wendet und ist der Oxydation skör per mit einer feinen Deckschicht nach 
Hamburger Art überlagert, so übt nach Dunbar das Desinfektionsmittel 
keine Schädigung auf die im Tropfkörper tätigen Bakterien aus, andere 
biologische Körper gehen dagegen in ihrer Leistungsfähigkeit rasch zurück. 
Ebenso ist es auch der Fall, wenn Sublimat zur Desinfektion der Abwasser 
benutzt wird. Da nun die Tropfkörper sehr selten eine solche Deckschicht 
haben, wie Dunbar sie vorschreibt, so wird es sich empfehlen, den Desinfek¬ 
tionsschacht hinter den Oxydationskörper zu legen, zumal ja, wie erwähnt, 
gereinigtes Abwasser sich leichter als ungereinigtes desinfizieren läßt. 

Der Zusatz des Desinfektionsmittels in die Faulkammer hat sich nicht 
bewährt, weil der Gehalt an Schwefelwasserstoff und namentlich die Schlamm¬ 
decke und der Bodenschlamm die Desinfektionswirkung stören. 

l ) Heft 9 der Mitteilungen für Prüfungsanstalt für Wasserversorgung usw. 
in Berlin. 
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Was die Kosten der Desinfektion anlangt, so rechnet man auf 
1 cbm Abwasser 4 werden in einem Gebäude mit 60 bis 70 Personen die 
Abortabwasser auf die Kläranlage geleitet, so ergibt dies nach den hiesigen 
Berechnungen eine tägliche Abwassermenge von 3 bis 3,5cbm, das wäre 
also ein Aufwand von 12 bis 14 $ Auslagen für den Chlorkalk. Dazu kommen 
noch die Kosten der Bedienung der Desinfektionsanlage, die natürlich nur 
entsprechend unterrichteten Personen, am zweckmäßigten dem amtlich ge¬ 
prüften Desinfektor übertragen werden soll. Es läßt sich dies auch ganz 
gut durchführen, da man ja nicht eine ständige Desinfektion der Abwasser 
verlangt, sondern sie nur heim Auftreten gewisser Infektionskrankheiten zur 
Auflage machen wird. 

Bei Desinfektion von Abwassern aus einer großen zentralen Anlage fallen 
die Desinfektionskosten natürlich schon 6ehr erheblich ins Gewicht, insofern 
dort die Desinfektion bei 100000 Einwohnern einen täglichen Aufwand von 
100 Jfl erfordert, da bei solchen Anlagen ja nicht die Abortabwasser allein 
angeschlossen sind, pro Kopf also eine größere Abwassermenge anfällt. 

Werden die Abwasser auf dem Wege der Rieselung gereinigt oder 
nach dem Austritte aus der Kläranlage auf dem Wege der Rieselung nach¬ 
behandelt, so ist eine Desinfektion weniger notwendig, weil auf diesem Wege 
schon mehr als 90 Proz. der Bakterien zurückgehalten werden. 

Im übrigen wird behufs Verhütung der Infektionsgefahr durch Abwasser 
am zweckmäßigsten für zuverlässige Desinfektion der Abgänge von Kranken 
am Krankenbette selbst — für eine entsprechende laufende Desinfektion gesorgt. 

Einwirkung der biologischen Hauskläranlagen auf die Umgebung. 

Hinsichtlich des Einflusses von biologischen Hauskläranlagen wären allen- 
fallsige Belästigungen der Umgebung durch Verunreinigung der Luft 
— Geruchsbelästigung — und die Fliegenplage möglich. 

Da, wo die Anlagen oberflächlich und namentlich offen liegen, ist natür¬ 
lich immer mit diesen Unannehmlichkeiten zu rechnen, denn überall, wo 
Abortabwasser gereinigt wird, riecht es; es gibt diäsen üblen Geruch auch, 
wenn auf dem Lande die Ökonomen mit Abortabwasser ihre Felder düngen. 

Da, wo die Kläranlagen dagegen in den Untergrund versenkt sind, ist 
eine Geruchsbelästigung nicht vorhanden, vorausgesetzt, daß Herstellung 
und Betrieb der Anlage den an sie zu stellenden Anforderungen ent¬ 
sprechen, auch eine Fliegenplage ist fast gar nicht vorhanden; hier wurde 
nur in zwei Anlagen und auch da nur zeitweise eine solche beobachtet. 
Worin die Ursache lag, daß gerade bei diesen zwei Anlagen es zu einer 
Mückenansammlung kam, von denen übrigens nur bei einer die Mücken in 
die benachbarte Wohnung drangen, darüber konnte eine Erklärung nicht 
gefunden werden. Darin, daß die Luftgitter in den Revisionsschacht mün¬ 
deten, die Mücken also unmittelbar zu dem aus dem Oxydationskörper aus¬ 
tretenden Abwasser gelangen konnten, kann die Ursache nicht liegen, weil 
diese Einrichtungen auch bei anderen Anlagen sich finden; auch die Be¬ 
schaffenheit des abfließenden Abwassers kann nicht beschuldigt werden, denn 
sie war in dem einen Falle tadellos, in dem anderen war sie allerdings zu 
beanstanden. 

Vierteljahrsachrift für Gesundheitapflege, 1910. 40 
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Eines ist aber für alle Fälle ans der Möglichkeit solcher Belästigungen 
zu folgern, nämlich, daß nur in den Untergrund versenkte und entsprechend 
abgedeckte Kläranlagen in der Umgebung von Wohnhäusern zuzulassen 
sind. Ein früher, als die Einrichtung der Kläranlagen dahier noch nicht der 
amtsärztlichen Begutachtung unterstellt wurde, gemachter Versuch, eine 
solche Kläranlage im Kellerraum einzubauen, wobei der Oxydationskörper 
in einem etwa 2 m hohen Koksturm untergebracht wurde, dessen Wände mit 
Lüftungsöffnungen versehen waren, da die Firma, welche die Anlage herstellte, 
vollkommene Geruchlosigkeit garantierte, hat gänzlich fehlgeschlagen und der 
Klärturm mußte mit einem Blechmantel umgeben und mit eigenen Luftzufuhr- 
und -abfuhrrohren versehen werden, um die Geruchbelästigung, unter welchem 
das ganze Haus zu leiden hatte, wieder zu beseitigen. 

Eine Schädigung der Umgebung könnte bei Hauskläranlagen noch ver¬ 
ursacht werden durch Verunreinigung des Untergrundes, wenn die 
Kammerwandungen undicht werden. Bekanntlich vermag ja Jauche selbst 
die Zementauskleidung im Laufe der Zeit anzugreifen; diese Gefahr ist hier 
besonders gegeben, weil ja in den Vorreinigungskammern der Abwasser¬ 
schlamm zur Ausfaulung lange Zeit lagert. Um dem Zement eine größere 
Widerstandsfähigkeit zu sichern, wird empfohlen, die Gruben erst nach voll¬ 
kommener Austrocknung des Mauerwerks und der Zementauskleidung 
in Benutzung zu nehmen. 

Kosten der biologischen Hauskläranlagen. 

Hinsichtlich des Kostenpunktes kommen in Betracht einmal die bau¬ 
lichen Arbeiten zur Herstellung der einzelnen Kammern — zwei Vor¬ 
reinigungskammern, Oxydationsraum, Revisions- und Desinfektionsschacht 
nebst Erdaushub, da, wie betont, nur in den Untergrund versenkte Klär¬ 
anlagen in unmittelbarer Nähe von Wohnungen zugelassen werden sollen — 
und dann die Auslagen für Armatur der Anlage, welche in der Regel 
von Spezialfirmen geliefert wird. 

Die Preise schwanken natürlich nach der Höhe der Arbeitslöhne, dem 
Preise der Materialien sowie nach dem Preise, welchen die Spezialfirmen für 
die Armatur — es kommen in Betracht Zulaufrohre, Tauchrohre, Überlauf¬ 
rohre, Verteilungsrohre, eventuell Kipprinnen, Tauchwände usw. — ansetzen. 

Die Mauerarbeiten nebst Erdaushub (letzterer pro Cubikmeter 
1,50 bis 2 oft) belaufen sich bei einem Gebäude für 60 Personen, also 3 cbm 
täglicher Abortabwassermenge angenommen, und einem Rauminhalt der 
gesamten Anlage von etwa 17 cbm im ganzen auf etwa 800 bis 1200«^, die 
Armatur auf etwa 700 bis 900 Jtt — in Summa ungefähr 1500 bis 2100 
je nach der ausführenden Firma, d. i. also pro Kopf etwa 25 bis 30 
pro Cubikmeter Rauminhalt etwa 90 bis 130^ (diese Berechnuugsart 
wird sich am besten zur Berechnung und Vergleichung der Kosten empfehlen), 
pro Cubikmeter Abwasser 500 bis 700 jft. 

Nach den von Dr. Imhoff 1 ) gemachten Zusammenstellungen (8 kleine 
Anlagen) schwanken, soweit Tropfkörperanlagen in Betracht kommen, die 

l ) 1. c. 
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Preise pro Kopf zwischen 30 und 105*^, pro Cubikmeter Abwasser 160 
bis 480 e M. Nur einmal ist 9 %AL als Einheitspreis pro Kopf aufgeführt. 

Die Kosten der hier errichteten Anlagen sind, auf die Kopfzahl be¬ 
rechnet, als niedrige zu bezeichnen, während die Berechnung nach Cubik¬ 
meter Abwasser sehr hohe Werte ergibt. Es kommt dies daher, daß es sich 
hier nur um Klärung von Abortabwasser handelt, somit eine verhältnis¬ 
mäßig sehr niedrige Abwassermenge in Betracht kommt, für welche, um eine 
genügende Reinigung zu erzielen, größere Ausmaße der ganzen Anlage not¬ 
wendig sind; auch überschreiten vielfach die einzelnen Firmen freiwillig die 
vorgeschriebenen Ausmaße bei Herstellung der ersten Vorreinigungskammer, 
um eine möglichst ergiebige Ausscheidung der suspendierten Stoffe zu er¬ 
zielen. 

Es ist ein bekannter Nachteil so kleiner Anlagen, daß sie verhältnis¬ 
mäßig weit höhere Kosten verursachen als große Anlagen; so ist in der oben 
erwähnten Zusammenstellung eine Tropfkörperanlage auf einem Truppen¬ 
übungsplatz für 5000 Personen angeführt, bei welcher die Kosten pro Kopf 
nur 9 %AC^ pro Cubikmeter Abwasser 90^ betragen. 

Für einen öffentlichen Abort, der annahmsweise täglich von 700 Per¬ 
sonen benutzt wird, ergäbe sich auch ein geringerer Kostenbetrag; die Be¬ 
rechnung wäre nach dem oben angegebenen Einheitssätze für 1 cbm Raum¬ 
inhalt der ganzen Anlage bei Annahme von 10 Liter Abwasser für 1 Person 
folgende: 700 X 10 = 7 cbm Abwasser pro Tag, aufgerundet auf 10 cbm, 
das erfordert einen Rauminhalt: 

1. Für die 2 Vorreimgungskammern (2 1 /* faches der täglichen 

Abwassermenge mit Bücksicht auf die Konzentration des Ab¬ 
wassers zur Erzielung einer ausgiebigen Sedimentation anstatt 
der sonst üblichen l 1 /, fachen Abwassermenge) . . 10 X 2,5 = 30 cbm 

2. Oxydationsraum (2,5 cbm auf 1 cbm Abwasser anstatt der 

sonst üblichen 2,25 cbm). . . 10 X 2,5 = 30 cbm 

Summa 60 cbm 

Bei 90 bis 130 Jt pro Cubikmeter Rauminhalt ergibt dies: (60 X 90) 
bis (60 X 130) = 5400 bis 7800 Jt. Hiermit werden die Kosten der Klär¬ 
anlage für einen solchen öffentlichen Abort reichlich hoch gegriffen sein, 
sie werden sich unter Umständen viel niedriger stellen, wie nachfolgendes 
Beispiel zeigt. 

Bei Errichtung einer biologischen Kläranlage dahier, in welcher die 
Abortabwasser einer großen Volksschule und einer unmittelbar angren¬ 
zenden Volksbadeanstalt zur Reinigung gelangen, ergab sich folgender 


Kostenaufwand: 

Erdäushub. 244,21 Jt> 

Backsteinmauerwerk. 2429,60 „ 

Wand-, Decken- und Sohlen verputz. 661,66 „ 

Massivdecke. 308,04 „ 

Armaturen. 950,— * 

Liefern und Einbringen der Schlacke. 600,— „ 

Eisenarmaturen.. . 300,— 9 


Summa: 5493,51 Jt 

Den Ausmaßen wurde zugrunde gelegt eine tägliche Benutzung durch 
2080 Personen bei einer Abwassermenge von 12 Liter pro Kopf und Tag, da 

46* 
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nur Abortabw&sser «öd Benutzung dfcr Anlage bei Tag in Frage kommt, 
das ergibt -Qtmi 2rt*jhm Abwitaeer pro Tag* 

J'^ülradmgröße: V\ fwärtsa'.'de? tä^icben AbVÄs^rSQenga — 37*5 cbm, 
’ÖJcjdatio»erftUiü (2;2S cbm für i ebm Abwaseer) ™* ,56 ebm* Gesfcmtrauir»- 
Inhalt — 1*3,5 cbm. 

Daraus ergibt «sei* einiBohertapraie von etwa 216 ^ für 1 cbm Ab¬ 
wasser ünd 5$«'# f&)r Kopf. 

Die Ausmaß* d$r Ablage lUwsusmi sifch-ala genügend, denn der ReinigUng*- 
Effekt ist ein guo$tjg*r, $& wmi ein nicht vm$bf nach/ariender Abfluß erzieltj 
die Alm ahme der Ox jdiörbarkeU hcU%i f»h des Ammoaiaka 52 Pros., 
den» Oi^aatiobAd Stinkefcff* 45 . < . . , 

Boi Anlagen m Stad isu mit lOljOb bi* 50000 Einwohnern mwict 
Imb.nff als 10*# prüf Köpf Berstellungskösten ohne 

Grundex werb iuh dieser J&ll*. bei Havjsklaratiiegeti an sich in der- Bagei weg, 
vveii aie gewöhnlich im Hofniuin whrgvhrwht airtA 

:\yj. $$$ 8atr***«& «ühI Wi dena^klAj^dagöö sehr 
m*iierey eie .b&l&üfoo kamn auf I 3:pro Kopf-lind Jahr* 

Es »st ?ön Tntereasente« jaan dm Frugn aiifgawotfee..ww3e» , ob man 
nicht mit fiackmcht auf KoBt^n^p&rung die Spezia Wir man aunaciudteu 
nöd ohne diese die Anlagen hei^U^ den hier gemachten Er¬ 

fahrungen möchte ich dies dicht empfehlen, da üah nUgÄmaiden noch rin 
recht geringes Verständnis für 4 ää ganze Weser* und di«, Tätigkeit biolo¬ 
gischer Kläranlage besteht nnef die Leftrttttj^fäiiigköit derselben darb ganz 
besonders von zitier vollkommen ßacbvereOindigan and sorgfältigen Her- 
ätellnüg ööd Einrichtung ubbängt. 


Im naebstehenden sollen -nun noch kurz die liier bb jetzt hauptsächlich 
in Verwendung stehenden Systeme von künstlichen biologischen Hatisklär- 
aidagau zur Darstellung gefangen 

I. Systom J v Brftü n vfc; Co.v Wiesbaden. 


J iCv. 

ä^SpSa^S m 


Abbildung A zeigt die Verklärung in zw<d BehAlterri, zwischen denen 
der Desiofolaionefichftrht 0 eingesetzt ist.. Der Oxydatiouskörper Lat einen 

!) Über die Anordniöig des Desinf efcti ov ssch n cb tfts ist hier auf die im Teste 
8. 720 gemachten Äbsföbi P 2 U verweisen. 


Go gle 









über HauskJärajil&^enw *2? 

Bodenbelag aus Ton schale« , io der* seitlicher» XimtomAgaü, 
lüfttmg v »iir Vert^Eüiig «ine Jppprinne mit Verl^^iÄS^ v;.V ;;, 

Da dm* ÄaH&jga für eixt Haus ged ä£M ist-, Wi w&)cb*m d«£ StFaßto- 
kanal sehr hoch Hegt* so ist hinter dem Oxydatioöakoiper vm* 


g JL ß!**U* a<£. 


aagebrachi, aus wehdber mittels Wii^s^rötrahlfuimpv das gereinigte Abwasser 
eelbßttätig Io deo Kanal gehoben wird 

Abbildung i»zeigt ome Verklärung m: A . / - 

d'rel- :Öecke«> ron ; denen sw*i w. df*;r Äeichö'ti'rj^ Yf&9&*jjBP £,^ 
darge^teilt Kind; ia der ersten Pmbe tat $me *$W '® % . 

Teuch- vp& Äblaufwand jan mK, 

«Sth an^iibiiaÖ^d^ Desmlektioi^iasten, dem ö 
fteyä&t$mskftrfi 


ist efee - prube mit Heber 
yorveschaliet^ weicher das Wasser periodisch 
abfübrt ; . * 

Die ¥art^i{uög des w\i>was*er$ a«f dem 
hilter /fertigt ßdfcW» Steinplatte, die «ich auf 
einen ipchleti^ttnig erweiterten An Blaut setzt •• 
da* M*Uret*U<i* Abwasser, das gegen die Stain- 
platt« «chiÄgt, wirii itekirm artig aer^tr^at* f>& 
die Beschickung mit Unterbrechung ehenfaVltäf 
vdq einer fleh^feauinjer aas erfojgtv deren AVaHSHrspie^oI etwa 30 cm ober dev 
Tropfkdqpervd#erdäche .liegt. #o wird acvF&Uir* eine Kreisfläche ran etwa U m 
besprengt', di^ bei 

M tÄiö^to. Wässer- '" fvT 

strahiu$j 
w ird* bis aut \Ö M #m, y? : 

m 'daß -$*pie 

Fläche •gleiVinmi.ßi^ . . iB ;. |fe 

beschüttet wird» '?/<■ |1| 

AbtiWuög:' 'C., . 
seigt ein*« 'Tröpfe - : £* 

kdrper äh» Beton- ^3 

ringen j er empfiehl t 

steh nach Angabe der Finna in Fälle« 


X SHfyky ».r C*} 






riginal from 
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lÄgepJafcien de* ÖxydutionskdrpBTs Rufüirnmt und den Ablauf de« Wassers, 
sowie den Abtritt. Von Luft. gestattet 

Vor %uch~ 

.cipd Abfuhr dee Abwassern mit 

öioÜgfjti seökrö^ht ga&talltefi Durch! ilf tuagsrahmr t hinter; dem Tropfkörper 
B4*t$>o&&cli»i>.ht- (0>V <l^r v*ugl*Mch zur L\»f^?u.br dienL atii £btt\ ^crisiotJs- 


2. System; Georg Neumeyer* Nürnberg. 




AbbiJ'hm^ vV 


Ahfcdirlußg A. Anlage mit *wai ?\lärk$mmern * einer Tropfkürper- 
kammar und einem Kevfeynfl% Sedimentation«- und Öesiafektionascbacbt. 

' BurcL TWebröbr . 1 ?.. .treten'> die. Abwässer in die erste iilärkamtnar, sie 
fließen ^ : .€14«%;'-A des lUdire» h und zwischen der 


hindurch in dt£ zweite Kammer durch nach 
oben und unten offene MAuereabliize (if) r aus 


I & 


Abbildung B. Kisenb^tonformsteitu ÄhhUdurig C, 

defcjwciteß Kammer dann durch die MauerbcbUUe u in den Tyopfköfj^attm. 
Diö & den ^orreinigttDgsk&roinera eich ansanmeUide» Gas* werden durch da» 
2;n^iufi/n^r l ) über Daeh geführt. Das TroplkdrpermÄt^rial ruht aut einem 
freitragenden Itoat, der utn 30 cm von der Sohle entfernt ist Di^ tfi Ab* 
25 cm verlegten Roststäba ii%gvv Ehenb*tmfcin$st#m&u von 
geschützter KoeiÄtrciktimimU*z/ihlraehett biu^gesciWits^nÖffnungen, welche 
der Luft und dem Wasser DiirchgnugsfUcheu (Abbildung B,) 

*) Über die Ablnrrrobre **x iat Text b. 71 ü Nkher*>< erOi-tert 
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Durch den Schacht m wird andauernd frische Luft zugeführt, die sich 
über der Sohle weiterverbreitet. Über dem Tropfkörper befindet sich eine 
über Dach zu führende Lüftung n r Zur Verteilung des Abwassers über dem 
Tropfkörper dienen zahlreiche, geschützte, stabile Rinnen K , welche mit 
vielen Überlaufkanten versehen und zum Schutze gegen Rost mehrmals mit 
Siderosthen-Lubrose überzogen sind. Sie werden aus einem über die 
ganze Tropfkörperbreite sich erstreckenden Trog gespeist, 

Abbildung C. Verteilungsrinne mit Überlaufskerbe. 

Das Nachklärbecken p (s. Abb. A u. D) dient auch zum Zwecke der allen¬ 
falls nötigen Desinfektion des Abwassers. Da aber eine Desinfektion von ( 
Hand ein wenig sicheres Ergebnis erwarten läßt, wird in Fällen, in welchen sie 
öfter erforderlich ist, für die Vermischung des Desinfektionsmittels mit dem 
durchfließenden Abwasser eine besondere Vorrichtung vorgesehen, durchweiche 
die Desinfektionswirkung bis zu einem gewissen Grade von der Bedienung un¬ 
abhängig gemacht wird. Diese Vorrichtung wird im Revisionsschacht unter¬ 
gebracht und besteht im wesentlichen aus einem Behälter zum Bereiten der 
Desinfektionslösung, z. B. aus Chlorkalk und Wasser (A), und dem eigent¬ 
lichen Desinfektionsapparat. Der letztere ist mit einem luftdicht aufge¬ 
schraubten Glasdeckel versehen und wird durch eine senkrechte Wand in 
zwei Räume B x und B 2 geteilt, die durch den zwischen der Trennwand und 
dem Glasdeckel befindlichen Schlitz v kommunizieren. Jede Abteilung des 
Apparates ist mit einer am Boden einmündenden Rohrleitung (u und w) ver¬ 
sehen, und der ganze Apparat bildet in der Reihenfolge u , B % > v, B x , w 
einen Doppelsyphon. 

Die Arbeitsweise der Vorrichtung ist folgende: 

In dem Tonbehälter A, welcher mit einem auf geschliffenen Auflager¬ 
flächen ruhenden Deckel versehen ist, wird aus Chlorkalk und einer zu be¬ 
stimmenden Menge zugetragenen oder mittels des Schlauches x aus einer 
Verteilungsrinne entnommenen Wassers die Desinfektionslösung bereitet. 
Die über dem ausgelaugten Kalk stehende Lösungsflüssigkeit wird durch 
das Rohr tv in die Abteilung B x des Desinfektionsapparates geleitet und füllt 
diesen bis zur Höhe a — a (Überlauf des Rohres « 0 ) an. In den Raum B % 
wird nun durch die Leitung u Wasser eingelassen bis zur Höhe a — a. Da¬ 
mit sind die Vorbereitungen für die Inbetriebsetzung abgeschlossen. 

Durch das Rohr y wird der Abfluß einer oder mehrerer Überlaufkerben 
einer Rinne k in das Rohr u geleitet und gelangt in die Abteilung B % des 
Desinfektionsapparates. Hierdurch wird eine dem Zufluß entsprechende Luft¬ 
menge durch den Schlitz v in den Raum B x verdrängt, während aus diesem 
wiederum eine dem Zufluß nach B % ziemlich genau entsprechende Menge 
der Desinfektionsflüssigkeit durch das Überlaufrohr w Übertritt und durch 
den absteigenden Schenkel dieses Rohres in die Bodenrinne fließt, in welcher 
das im Tropfkörper gereinigte Abwasser gesammelt und zum Nachklärbecken 
geleitet wird. Da sich mit dem wachsenden und nachlassenden Zufluß zum 
Tropfkörper auch die Abflußmenge der an den Behälterteil B % angeschlossenen 
Überlaufkerben vermehrt oder vermindert, gelangt stets ein dem ganzen Ab¬ 
wasserzufluß proportional bleibender Teil desselben in den Desinfektions¬ 
apparat und verdrängt daraus immer eine entsprechende Menge Desinfektions- 
flüssigkeit. Die letztere wird dem vom Tropfkörper abfließenden gereinigten 
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Wasser stets itn gleichen tferhältms heigömengt and sicher damit vermischt. 
Die Pcjsmfektionsvortiebt.öng bleibt uaJtkpge w Fnnküöö, hm zufliöÖ^fjS^ 
W^seer im Hohr u und im Raum 2?% au! die Ltrije f>—6 ^gtiege/l üod die 






ÄbMiÄxtttu J> 


Aesmfe/fT/erts- VoftmcH?unG 


üftcirt 


Desinfektionsflöasi'fifkiMt. uns dem Rani» i?, bis auf die Linie h — h berat* 
verdrängt ißt. Daa weiter durch da» Lob»- </ ^aflieUende Abwasser kann 
nicht durch ük<d) dem Raunt Ü>, ubertijelien, sondern lauft 

Ober den Rand tiee Auffaiigtrichters aui Rohr « »V. da sich die Wasser- 
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8&ulen h in den Röhren u und to das Gleichgewicht 
halten. Eine Vermischung der Desinfektions- 
lösung und des zufließenden Wassers kann also 
nicht eintreten. Um die Vorrichtung von neuem 
in Betrieb zu setzen, genügt es, die beiden Ab¬ 
teilungen B l und B 2 durch die Ablaßhähne z x 
und z 2 gänzlich zu entleeren und darauf bis zu 
ihren Linien a — a wieder mit Desinfektions- 
flüssigkeit bzw. Abwasser zu füllen. 

Das Verhältnis, in welchem dasDesinfiziens 
dem gereinigten Abwasser beigegeben wird, 
kann beliebig geändert werden, und zwar einer¬ 
seits durch die Wahl einer mehr oder weniger 
konzentrierten Lösung des Desinfektionsmittels 
im Behälter A , andererseits durch die Ver¬ 
mehrung oder Verminderung des Zuflusses vom 
* Tropfkörper in die Abteilung B 2 des Desinfek¬ 
tion sapparates. 

Die dargestellte, gesetzlich geschützte Vor¬ 
richtung besitzt außer einer exakten Wirkung 
auch den Vorteil, daß sie kein besonderes Ge¬ 
fälle in Anspruch nimmt im Gegensatz zu an¬ 
deren genau funktionierenden Apparaten. 

3. System: Wasserversorgung und 
Abwasserreinigung „Biologos“ G.m.b.H. 
(früher System Dittler). 

Die nebenstehend dargestellten Kläranlagen 
sind von den von dieser Firma in hiesiger Stadt 
verwendeten Typen verschieden; die eine Dar¬ 
stellung zeigt eine Klärung mit Füllkörper, 
die andere mit oberirdisch gebautem Koks¬ 
turm und Verteilung durch Sprinkler mit 
nachfolgender Untergrundberieselung. 

AbbildungA: Kläranlage — Füllkörper — 
für ein Lazarett mit im ganzen 38 Personen, 
28 Kranke und 10 Mann Pflegepersonal. Das 
Rohwasser gelangt in einen Sandfang, in dem 
sich rohe, feste und mineralische Bestandteile des 
Abwassers von Belbst absetzen oder durch ein 
Gitter und Überlauf sch wellen von weiterem 
Durchfluß zurückgehalten werden. Aus dem 
Sandfang kommt das Abwasser in die drei Klär¬ 
becken, die zusammen die 2 V 2 fache tägliche 
Abwassermenge fassen können. 

Eintauch- und Übergangswände vermitteln 
die Absonderung der Schwimmstoffe. 
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Wegen ungenügenden Gefälles ist hier ein Füllkörper vor¬ 
gesehen. 

Das Abwasser kommt aus der dritten Klarkammer in eine Hauptverteil¬ 
rinne, welche jedem der beiden Oxydationskörper gemeinsam ist and durch 
entsprechendes öffnen bzw. Schließen der betreffenden Schieber dem jeweilig 
im Betriebe befindlichen Oxydationskörper das Ab¬ 
wasser übermittelt. Letzteres tritt zuerst auf eine 
über die ganze Länge ausgebreitete Rinnenverteilung, 
um über deren Ränder hinweg auf das Oxydations¬ 
material herabzutropfen und dieses allmählich anzu¬ 
füllen. 

Die beiden Oxydationskörper kommen abwechselnd 
in Benutzung, während der Füllung des einen befindet 
sich der andere in Ruhepause behufs Regeneration. 

Jeder Körper wird täglich einmal gefüllt. 

Die Gase aus der Kläranlage werden durch einen 
aus dem Oxydationskörper über Dach des nächsten 
Gebäudes führenden Abzugskamin 
abgeleitet. 

Hinter dem Oxydationskörper 
ist ein Kontrollschacht, der zu¬ 
gleich zur Desinfektionsvornahme 
dient, angebracht. 

Abbildung B: Kläranlage mit 
Sprinkler für 100Personen mit 
drei Vorreinigungskammern o, p, q 
in Stampfbeton ausgeführt. Bei a 
Einlauf des Abwassers mittels 
Tauchrohre, aus Kammer q tritt 
das Abwasser in ein Sammelbassin 
und wird von dort mittels eines 
Windmotors auf ein Bassin gehoben, von wo das 
täglich angesammelte Wasser auf den mit Dreh¬ 
sprenger (Sprinkler) versehenen Koksturm M ab¬ 
gelassen wird. Das Drehrad verteilt die tägliche 
Abwassermenge in etwa zwei Stunden und berieselt 
in dieser Zeit den Koks des Turmes im Durchmesser 
von 2 m und in gleicher Höhe. Der Turm, von 
Zement gemauert, ist mit ringsum verteilten Luft¬ 
scharten versehen, an welchen innerhalb des Koks 
Drainagerohre von 50 mm l.W. angelegt sind, so 
daß eine kontinuierliche Lüftung des Koksturms 
erzielt wird. Außerdem steht noch eine kleine Luft¬ 
pumpe zur Verfügung, die in ein am Boden des Koksturmes liegendes, ring¬ 
förmiges 2"-Rohr endigt und die den Unterschied einer künstlich erhöhten 
Luftzuführung gegenüber einer natürlichen zu verfolgen gestattet. 

Wegen allenfalls, namentlich bei schwülem, regnerischem Wetter auf¬ 
tretender Geruchsbelästigung ist der Turm noch mit einem Blechdach ver- 
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sehen, das in einem Abzüge endigt, um einen Schutz gegen die Verbreitung 
übler Gerüche zu ermöglichen. 

Aus dem Koksturm läuft das Abwasser in einen zweiten Oxydations¬ 
körper Z — mit Ziegelschotter von 10 bis 20 mm Korngröße gefüllt, in 
welchem das Abwasser zur Nachklärung zwei Stunden stehen bleibt. Mittels 
eines Schiebers kann man nach zweistündigem Verweilen das Abwasser aus 
dem Filter Z ablassen. Es läuft über den Kontroll- und Desinfektions¬ 
schacht C nach der 12 m langen unterirdischen Berieselung, deren Zuleitungs¬ 
rohre 1 m tief unter dem Boden liegen und unten sowie seitlich mit 2 mm- 
Löchern versehen sind. Aus diesen sickert das Abwasser in das Erdreich 
(Lehm- und Sandgemisch). 1 m tiefer sind Sammelrohre angelegt, welche 
das Drainwasser nach einem Bassin führen, von dem aus eine Versickerung 
in den Untergrund möglich ist. 


Nach den bisher mit den hier eingerichteten biologischen Hausklär¬ 
anlagen gemachten Erfahrungen kann das abschließende Urteil dahin ab¬ 
gegeben werden, daß für Abort- und häusliche Abwasser, welche fäulnis¬ 
fähige Stoffe enthalten, in einer den zu stellenden Anforderungen ent¬ 
sprechenden biologischen Kläranlage — Oxydationskörper mit ausreichender 
Vorreinigung des Abwassers zur Entfernung eines möglichst großen Teiles 
der in ihm enthaltenen suspendierten Stoffe — eine genügende Reinigung 
bis zur Beseitigung der Fäulnisfähigkeit erzielt werden kann, die das Ab¬ 
wasser auch in empfindliche Vorfluter einzuleiten gestattet. Es kann somit 
die Frage der Klärung der Abortabwasser im Prinzip als gelöst gelten, im 
einzelnen sind allerdings immer noch bezüglich der Art der Anlage und 
deren Ausführung namentlich bei Hauskläranlagen verschiedene Ver¬ 
besserungen anzustreben, dies gilt vor allem hinsichtlich einer zweckmäßigen 
und gleichheitlichen Verteilung der Abwasser auf dem Oxydationskörper. 

Mit der Lösung der Frage der Klärung der zersetzungsfähigen Abort- und 
Hausabwasser ist aber die Abwasserfrage nur zum Teil gelöst, weil eine 
Reihe von gewerblichen Abwassern auf biologischem Wege sich nicht reinigen 
lassen, diese vielmehr eine nach ihrer Beschaffenheit verschiedene Behandlung 
bedürfen — eine Frage, die erst noch ihrer definitiven Erledigung harrt. 
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Georg Sticker: Abhandlungen aus der Seuchengeschichte und Seuchen¬ 
lehre. Erster Band: Die Pest. Zweiter Teil: Die Pest als 
Seuche und Plage. Mit fünf Textbildern. Gießen, Alfred Töpel- 
mann (vormals J. Kicker), 1910. Preis 30^. 

Der erste, bereits früher besprochene Band dieses Werkes hatte die 
Pestepidemien historisch nacheinander behandelt; der vorliegende zweite 
Band gibt in seinem ersten Teile die Entstehung der Epidemien zusammen¬ 
fassend; beginnend mit den bakteriologisch festgestellten Tatsachen schildert 
er die Heimat der Pest, ihre Wanderungen und Niederlassungen, ihre Wirte 
und Opfer unter der Tierwelt und unter den Menschen, die in den Epidemien 
hervorgetretenen Infektionsgefahren von Seite der Ratten, Menschen, toten 
Gegenstände, die Ausbreitung und das Erlöschen von Epidemien. Im zweiten 
Teile sind die Versuche, sich der Krankheit zu erwehren, die die Staaten 
einzeln oder gemeinsam vorgenommen haben, und mit denen sich einzelne 
Personen zu schützen versuchten, dargestellt. 

Wie schon im ersten Bande ist auch hier die Darstellung eine originelle 
und sehr geschickte und die Belesenheit des Verfassers staunenswert. 
Leider hat sich Verfasser aber dadurch verführen lassen, eine Anzahl von 
absolut unkontrollierbaren und unwahrscheinlichen Sachen aufzunehmen. 
So ist z. B. der in einem Sacke eingeschlossenen Pest, die nach dem öffnen 
wieder zum Ausbruch kommt, ein ganzer Abschnitt gewidmet. Neben 
seiner eigenen höchst interessanten Krankengeschichte und der anderer 
Bakteriologen führt Verfasser einen „durchsichtigeren u Fall an, bei dem 
(1648) ein Mann beim Anfassen verpesteter Papiere am Zeigefinger einen 
stechenden Schmerz empfand, worauf sich dort ein Pestkarbunkel ent¬ 
wickelte. Wie schnell ist ein Laie hinterher mit derartigen Erklärungen bei 
der Hand! Daß auch Walfische für die Pest empfänglich sind, wird daraus 
geschlossen, daß während der Pest des Justinian ein solcher in Konstanti¬ 
nopel an den Strand trieb, und daß in Holland 1556 durch den Geruch 
eines anderen verwesenden alle benachbarten Orte angesteckt worden sein 
sollen. Überall zeigt sich das Bestreben, anzunehmen, daß hinter dem, was 
das Volk glaube, doch etwas Wahres sein müsse; und für seine richtige 
Ahnung werden Sagen angeführt, von denen niemand weiß, woher sie 
stammen und wann sie auf die Pest übertragen worden sind. 

Die Formel, in die Verfasser die Verbreitung der Pest zusammenfaßt, 
ist folgende: Quelle für eine Pestepidemie kann ein pestkrankes Tier, ein 
pestkranker Mensch, eine pestige Tier- oder Menschenleiche, irgendeine ver¬ 
pestete Sache werden, aber nur unter der Bedingung, daß entweder die 
Menschen selbst unter einer Floh- oder ähnlichen Schmarotzerplage stehen, 
oder daß große Herden von Pestträgern, wie Ratten, Mäuse, Hunde, Katzen, 
dem Übel einen breiten Untergrund geben und dabei Überträger, wie Flöhe, 
liefern, die eine Verpestung der Umgebung des Menschen bewirken und die 
Überimpfung des Bacillus auf den Menschen übernehmen. — Diese Ansicht 
stimmt mit der jetzt herrschenden Meinung überein; als nach den eingehen- 
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den Arbeiten der englischen Kommissionen die Referenten auf dem inter¬ 
nationalen Hygienekongreß 1907 die Übertragung durch Flöhe in den Vorder¬ 
grund schoben, fanden sie keinerlei Widerspruch. Nur dürfte der Über¬ 
tragung der Lungenpest durch Anhusten nach einigen Erfahrungen, z. B. 
in Alexandrien, doch eine größere Rolle zukommen, als Verfasser annimmt. 
Von besonderem Interesse aber wäre es gewesen, die Ausbreitung der Krank¬ 
heit im Mittelalter dadurch erklärt zu finden, und speziell über die Flöhe 
und anderes Ungeziefer damals Eingehenderes zu erfahren; leider finden 
sich aber darüber nur spärliche Angaben. Merkwürdig mutet es auch an, 
an andererStelle als Zeichen allgemeiner Verderbnis, gewissermaßen als Boden 
für die Pest, unter anderen Heuschrecken, Schmetterlinge, Wespen, Mistkäfer; 
als Warner vor der Pest unter anderen Würmer, Nattern, Schlangen; als Ver¬ 
kündiger und Vorboten der Pest unter anderen Frösche, Kröten, Schlangen, 
Raupen angeführt zu finden. Das erinnert doch etwas zu stark an die Apokalypse, 
und man wundert sich nur, daß der Komet keine größere Rolle spielt. 

Sehr eingehend ist die Bekämpfung behandelt. Die Versuche, die Pest 
auszurotten, lehren vielfach, wie man nicht vergehen darf, und unsere heutigen 
Ansichten lassen verstehen, warum sie unrichtig waren. Die Quarantänen 
erwiesen sich als unwirksam; die Pest dauerte trotz aller Bekämpfungsmaß¬ 
nahmen fort und erlosch von selbst. Gesetzliche Ausnahmen und internationale 
Konventionen werden eingehend besprochen. Die Vorwürfe allerdings, die 
Verfasser dem Reichsseuchengesetz macht, sind unberechtigt. ZurZeit seiner 
Abfassung war die Übertragung durch Flöhe nur eine Hypothese; auch die 
Hankin sehen Versuche konnten nicht als vollgültiger Beweis dafür angesehen 
werden, da Übertragungsversuche aus bekannten Gründen in Europa meist 
negativ ausfielen, und auf Hypothesen hin macht die Volksvertretung keine 
Gesetze. Es ist bewundernswert genug, daß sich der § 20 trotzdem darin 
befindet, der ja allen Anforderungen in bezug auf Ratten und Flöhe genügt; 
und eine Anerkennung dieser Tatsache wäre jedenfalls mehr am Platze 
gewesen, als die ständigen Angriffe des Verfassers gegen das große Werk. 

Während also der erste Teil des Werkes sich großen Beifalls erfreuen 
wird, kann dies vom zweiten Teil nicht gesagt werden. Er enthält sicher 
eine Fülle von interessanten Tatsachen, und wird auf jeden, der ihn liest, 
sehr anregend wirken; aber nur wer ihn mit viel Kritik liest, wird bleiben¬ 
den Gewinn davon haben. Kisskalt-Berlin. 


Ohlmüller-Spitta: Untersuchung undBeurteilung des Wassers 
und Abwassers. Dritte, neu bearbeitete und veränderte Auflage. 
Mit 77 Figuren und 7 zum Teil mehrfarbigen Tafeln. Berlin, Julius 
Springer, 1910. 

Für den schnellen Fortschritt der modernen Hygiene bedeuten 14 Jahre 
eine sehr lange Zeit. Ein hygienisches Buch, das nach einer solchen Pause 
in neuer Auflage erscheint, muß naturnotwendig ein ganz anderes geworden 
sein. Die veränderte Bezeichnung des nunmehr von zwei Autoren bearbei¬ 
teten Buches deutet das auch sachgemäß an. Ein „Leitfaden zum Gebrauch 
im Laboratorium für Ärzte, Apotheker und Studierende u nannte sich die 
zweite Auflage der „Untersuchung des Wassers“, die jetzt vorliegende dritte 
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dagegen trägt den Titel: „Die Untersuchung und Beurteilung des Wassers 
und des Abwassers“ und will sein: ein Leitfaden — nicht allein für die 
drei bisher bezeichneten Gruppen von Beteiligten, sondern ganz allgemein — 
„für die Praxis und zum Gebrauch im Laboratorium“. Sollen doch neben 
den eigentlichen Hygienikern auch die vielen an der Wasserfrage beteiligten 
Nichtärzte und Nichtapotheker, für die Spezialwerke nicht in Frage kommen, 
so in erster Linie die Bau-Ingenieure, Hydrologen u. a. m., aus dem Buche 
sich unterrichten. Und sollen in ihm doch selbst Belehrung suchende Ver¬ 
waltungsbeamte Aufklärung und Anleitung zum Verständnis chemischer, 
bakteriologischer und biologischer Wassergutachten finden. 

Für alle diese Beteiligten ist das so recht aus der Praxis für die Praxis 
geschriebene Kapitel VI „Die Beurteilung der Untersuchungsergebnisse“ von 
unschätzbarem Wert 

An der erheblichen Erweiterung des Buches sind nicht etwa nur die 
den allermodernsten naturwissenschaftlichen Gebieten angehörenden Unter¬ 
suchungsmethoden (elektrische Leitfähigkeit, Radioaktivität) beteiligt sondern 
selbst die älteste Disziplin; die einst so unumschränkt alleinherrschende che¬ 
mische Untersuchung ist in sehr namhafter Weise bereichert worden. Neben 
dem Ersatz vieler minder sicherer älterer Untersuchungsarten durch zuver¬ 
lässigere neue sind dem Buche zum ersten Male einverleibt worden die Methoden: 

1. zur Bestimmung des gelösten Sauerstoffs, 2. zur Prüfung auf Fäulnis¬ 
fähigkeit, 3. zur Bestimmung einiger durch besondere Verfahren in das 
Wasser künstlich hineingebrachter Bestandteile (Ozon, Hypochlorite, Wasser¬ 
stoffsuperoxyd), 4. zur Bestimmung des organischen Stickstoffs und des Ge¬ 
samtstickstoffs, 6. zur Bestimmung des organischen Kohlenstoffs, 6. zur Be¬ 
stimmung der Zellulose im Abwasser, 7. zur Bestimmung des Fettes und der 
Seifen im Abwasser, 8. zur Bestimmung des Mangans, 9. zum Nachweis von 
Cyan Verbindungen, Phenol, Chromaten und schwefliger Säure, 10. zur physi¬ 
kalischen und chemischen Untersuchung von Schlammproben. 

Eine grundlegende Umgestaltung hat das Kapitel „Mikroskopische 
Untersuchung“ erfahren, dessen Inhalt früher in einer bloßen Beschreibung 
der häufigsten im Wasser lebenden Kleinorganismen gipfelte, während jetzt 
die biologische Beurteilung der Wasser- und Abwasser-Flora und -Fauna 
in den Vordergrund getreten ist. 

Sehr dankenswert sind unter den eingehenden und die allerletzten Er¬ 
rungenschaften berücksichtigenden bakteriologischen Erörterungen diejenigen 
über die Bestimmung des Bacterium coli im Wasser und über die Benutzung 
farbstoffbildender Bakterien zur Filterprüfung. 

In dem Kapitel über Probeentnahme werden die zahlreichen einschlä¬ 
gigen Möglichkeiten der Praxis mit großer Gewissenhaftigkeit berücksichtigt 
und die entsprechenden Verfahren anschaulich besprochen. 

Die außerordentlich großen Vorzüge des von der Verlagsbuchhandlung 
in mustergültiger Weise ausgestatteten Buches sichern ihm einen sehr großen 
Freundeskreis, und die dritte Auflage wird schnell vergriffen sein. Für die 
vierte seien darum gleich an dieser Stelle einige Wünsche ausgesprochen. 

Die Messung der elektrischen Leitfähigkeit des Wassers wird — ab¬ 
gesehen von ihrer schnellen Ausführbarkeit — deshalb besonders empfohlen, 
„weil sie sich auch in bequemster Weise ambulant benutzen läßt“. Es liegt 
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nahe, hieraus den Schluß zu ziehen, daß nach Ansicht der Verfasser die Be¬ 
deutung der — um dieses neugepr&gte Wort zu adoptieren — „ambulanten 
Untersuchung 4 * (NB. da wo sie hingehört) sehr beachtenswert sein müsse, 
wie sie es in der Tat ja auch ist. Mit dieser Auffassung steht aber nicht 
nur die Klage in einem gewissen Widerspruch, daß wir „leider (!) sehr 
häufig genötigt seien, ambulante Untersuchungen auszuführen 44 (S. 289), 
sondern auch die kursorische Behandlung des Abschnittes II, 32 über ambu¬ 
lante chemische Wasseruntersuchungen. Nicht völlig Eingeweihte dürften 
an Hand der Ausführungen auf S. 197 1 ) schwer zu einem richtigen Urteile 
darüber gelangen, wann „ein Zwang 44 zu Untersuchungen an Ort und Stelle 
besteht, wo sie überhaupt am Platze sind und was sie bei ihrer Ungenauig¬ 
keit zu leisten vermögen. 

Und doch muß es zu den Aufgaben eines Buches wie des vorliegenden 
gehören, dieser Frage gegenüber klare Stellung zu nehmen. Weder der 
Medizinalbeamte bei der Überwachung der so zahlreichen Trinkwasseranlagen, 
noch der Hydrologe oder Bauingenieur auf der Suche nach Wasser, können 
ohne Vorprüfungen zur schnellen und vorläufigen Orientierung auskommen, 
wenn sie nicht fortwährend Mühe und Zeit nutzlos verschwenden sollen. 
Zwar sind die bösen Zeiten glücklicherweise vorbei, wo der Medizinalbeamte 
derartigen Untersuchungen fern stand und seine Erhebungen an Ort und 
Stelle mit dem unvermeidlichen Ausspruch abschloß: „das Wasser muß 
chemisch untersucht werden 44 , oder, wo er auf höchst unsichere Verdachts¬ 
gründe hin, eine Menge von Brunnen als infektionsverdächtig schließen ließ, 
ohne sich um den erforderlichen Ersatz zu kümmern. Aber die Meinung 
von dem einzig ausschlaggebenden Wert der durch einen Chemiker aus¬ 
geführten Laboratoriums-Analysen spukt auch heute noch in erschreckend 
vielen Köpfen von Leuten, denen am letzten Ende die Verfügung darüber 
zusteht, ob, von wem und wie eine Wasseruntersuchung anzustellen ist Es 
dürfte deshalb von nicht unerheblicher praktischer Wichtigkeit sein, Zwecke, 
Ziele und die Grenzen der Zulässigkeit und Leistungsfähigkeit ambulanter 
Wasseruntersuchungen ausführlich zu erörtern. Zum mindesten dürften die¬ 
jenigen Fälle besonders hervorzuheben sein, in denen wegen Eilbedürftigkeit 
rein ambulante Untersuchungen notgedrungen die Unterlagen für äußerst 
wichtige Entscheidungen liefern müssen, wobei nicht nur an plötzlich auf¬ 
tretende Epidemien, an Kriegszeiten und unvermutet hereinbrechende Wasser¬ 
verschlechterungen gedacht wird, sondern auch an mehr oder minder plötz¬ 
liches Versiegen von Wasserspendern. Den letzteren Gesichtspunkt etwas 
näher ins Auge zu fassen, würde sich deshalb wohl empfehlen, weil heut¬ 
zutage beunruhigend viele, mit zentraler Wasserversorgung versehene Wobn- 
plätze über keinerlei Aushilfen verfügen, so daß sie bei elementar einsetzen¬ 
dem Wassermangel auf die Entscheidung schleunigster ambulanter Unter- 

l ) 8oweit nicht ein Zwang zur Ausführung der Untersuchung an Ort und 
Stelle besteht, welche für gewisse Bestimmungen eine Vereinfachung der Methodik 
meist auf Kosten der Genauigkeit verlangt, sollte immer die exakte chemische 
Analyse im Laboratorium angestrebt werden. Die meisten der hier skizzierten 
Untersuchungen an Ort und Stelle (abgesehen von den einleitenden Untersuchungen) 
haben tatsächlich häufig nur den Wert von Vorprüfungen und orientierenden Unter¬ 
suchungen. Allerdings können auch diese, an der richtigen Stelle angewandt, unter 
Umständen von nicht unerheblichem Wert sein. 
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Buchungen angewiesen sein würden, wo in der Umgegend das wenigst 
bedenkliche Wasser herzunehmen sein möchte. 

Die unter richtigen Bedingungen angewandte ambulante Wasser¬ 
untersuchung wird im Laufe der Zeit erheblich höher bewertet werden, wie 
bisher. Ihr besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden, dürfte sich überdies 
auch schon deshalb empfehlen, weil im Gegensatz zu der großen Zahl der 
für Was8eruntersuchungen im Laboratorium ausgearbeiteten Methoden die 
für ambulante Untersuchungen zur Verfügung stehenden Anweisungen vor¬ 
läufig noch recht spärlich und stark vermehrungsfähig sind. 

Wenn die Herren Verfasser daher in der vierten Auflage ihres vortreff¬ 
lichen Buches neben scharfer Herausarbeitung der Indikationen für ambulante 
Wasser- und Abwasseruntersuchungen die für solche in Frage kommenden 
Methoden eingehender behandeln und, wenn irgend möglich, vermehren und 
verbessern wollten, dann würden sie den Dank zahlloser Praktiker der Hygiene 
ernten und einstimmig die Anerkennung zu hören bekommen, einen geradezu 
idealen Leitfaden geschaffen zu haben. Salomon. 

Leo Burgerstein: Wandtafeln ZUT Schulhygiene. Zum Ge¬ 
brauch bei Vorlesungen und Vorträgen. (Größe 1,05 X 1,44 m.) 
Wien, k. k. Schulbücher-Verlag. (Preis jeder einzelnen Tafel [unauf- 
gespannt] 2 Er. 10 h.) 

Die „Wandtafeln“ Burgersteins werden zweifellos bei Vorlesungen 
und Vorträgen mit großem Nutzen verwendet werden können; die sinnfällige 
graphische Darstellung ist gewiß wirksamer und übersichtlicher, als die ge¬ 
sprochene oder geschriebene Ziffernreihe und eine gute schematische Zeich¬ 
nung vermittelt weit besser das Verständnis, als eine bloße Beschreibung. 

Es sind sechs Tafeln erschienen: Tafel A: „Kränklichkeit, Längen- 
und Gewichtszunahme, Arbeitszeit und Schlafdauer“; Tafel B: „Einfluß der 
Jahreszeiten auf Widerstandsfähigkeit gegen Noxen und auf Wachstum. 
Ferien“; Tafel C: „Einfluß des Nachmittagsunterrichtes auf Kränklichkeit 
und ins Belieben gestellte Aufmerksamkeit“; Tafel I: „Wasserversorgung“; 
Tafel II: „Ventilation“; Tafel III: „Heizung“. 

Der Verlag hat zwar nur zwei halbe Tafeln als Beleg beigeschlossen, 
aus denen sich nicht gar zu viel ersehen läßt, aber der beigefügte erläuternde 
Text (die „Legende“; Preis 20 h) ermöglicht doch einen Einblick in das 
verarbeitete Material und die Art seiner Verwendung, und der Name Burger¬ 
stein birgt in sich die Gewähr für eine gründliche und sachkundige Zu¬ 
sammenstellung. Die Tafeln Burgersteins betreffen die wichtigsten schul¬ 
hygienischen Fragen, und wenn auch naturgemäß die Tafeln A, B und G 
nur einzelne Spezialuntersuchungen (von Key, Burgerstein, Schmid- 
Monnsard, Schuyten) zur Grundlage haben, so bringen sie dennoch das 
Wesen der behandelten Dinge zur Anschauung — und das ist die Haupt¬ 
sache. In der „Legende“ sind übrigens noch die bedeutendsten in Frage 
kommenden Literaturerzeugnisse angeführt. 

Wenn die „Tafeln“ ihren Weg machen, woran wohl kaum zu zweifeln 
ist, dann werden hoffentlich noch andere Gebiete der Hygiene und Schul¬ 
hygiene, in gleicherweise dargestellt, als willkommene „Fortsetzung“ folgen. 

(Altschul- Prag.) 
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Neu erschienene Schriften über öffentliche 
Gesundheitspflege. 

(127. Verzeichnis.) 


1. Allgemeines. 

Arbeiten aus dem kaiserl. Gesundheitsamte. (Beihefte zu den Veröffentlichungen 
des kaiserl. Gesundheitsamtes.) 34. Bd. 2. Heft. (S. 123 bis 246 mit Ab¬ 
bildungen.) Lex.-8°. Berlin, J. Springer, 1910. 4,40 Jt. Die Abnehmer 

der Veröffentlichungen des kaiserl. Gesundheitsamtes erhalten die Arbeiten 
zu einem um 20 Proz. ermäßigten Preise. 

Archiv für Schiffs- und Tropenhygiene unter besonderer Berücksichtigung der 
Pathologie und Therapie. XIV. Bd. Jahrgang 1910. Herausgegeben von 
Dr. C. Menge. Beihefte. gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 2. Beiheft. Franz, 
Ober - Stabsarzt K., und Regt.-Arzt H. Kola?, Drs.: Zur Pathologie und 
Therapie des Pappatacifiebers. (26 S.) 1910. Subskr.-Pr. 0,60 A; Einzelpreis 
0,75 Jk. — Dasselbe. 3. Beiheft. Pol, dirig. Arzt Dr. J. Hulshoff: Beriberi- 
Forschungen in den niederländisch-ostindischen Kolonien, besonders in bezug 
auf Prophylaxis und Heilung. (38 S.) 1910. Subskr.-Pr. 0,80 Mr } Einzel¬ 
preis 1 Ä. 

Archiv für Schiffs- und Tropenhygiene unter besonderer Berücksichtigung der 
Pathologie und Therapie. XIV. Bd. Jahrgang 1910. Mit besonderer Unter¬ 
stützung des Instituts für Schiffs- und Tropenkrankheiten in Hamburg und 
der Deutschen Kolonial - Gesellschaft herausgegeben von Prof. Dr. C. Mense. 
Beihefte, gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 4. Beiheft. Visentini, Assist. 
Dr. Arvigo: Über die Morphologie und den Entwickelungskreis der bei 
Kranken Kalabriens und Siziliens beobachteten Leishmania. (Aus dem Labo¬ 
ratorium der medizinischen Klinik der königl. Universität in Rom. Direktor: 
Prof. Guido Baccelli. Abteilung für Tropenkrankheiten unter der Leitung 
des Prof. Umberto Gabbi.) 1. Mitteilung. (15 S. mit 1 farbigen Tafel.) 
1910. Subsk.-Pr. bar 1,20 Ji; Einzelpreis 1,50 Jt. — Dasselbe. 5. Beiheft. 
Olpp, 2. Direktor Dr. G.: Beiträge zur Medizin in China mit besonderer 
Berücksichtigung der Tropenpathologie. Mit 39 Orig.-Abbildungen. (144 S.) 
1910. Subskr.-Pr. bar 3,60 A; Einzelpreis 4,50 Jt. 

Bericht, Offizieller, über den 1. Amtsärzte-Kongreß (II. Hauptversammlung des 
Reichsverbandes österreichischer Amtsärzte) Wien am 15. und 16. Okt. 1909. 
(IV, 122 S.) gr.-8°, Wien, F. Deuticke, 1909. 2 jH. 

Feldman, W. M.: A Manual of Hygiene. Cr. 8vo, pp. 180. Bailliere. net 2/6. 

Kochschmieder, Ziv.-Ing. Herrn.: Die Tätigkeit der Gesundheits-Kommissionen 
in den Jahren 1906/1908 nach den Berichten der Zeitschrift „Gesundheit“. 
(56 S.) 8°. Leipzig, F. Leineweber, 1909. 1 Jk. 

Legal, No. 371. Burial, Ireland. Order of the Local Government Board for 
Ireland, dated March 22, 1910, Prohibiting and Discontinuing Burials in the 
Abbey Burial Ground, Lorrha (Borrisokane). 1 d. — No. 372. Ditto. Order 
of the Local Government Board for Ireland, dated March 24, 1910, Prohibiting 
and Discontinuing Burials in the Burial Ground at Ballymoyer (Newry No. 2). 
1 d. — No. 444. Ditto. Order Postponing Time for Discontinuance of Burials, 
Tedavnet (Monaghan). 1 d. — No. 477. Burial, Englang. City of Bristol; 

Vierteljahre sohrift für Gesundheitspflege, 1910. 47 
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Erbistock; Whickham. 1 d. — No. 478. Ditto. St. Oswald, Askrigg. 1 d. — 
No. 479. Ditto. Vicarage Croft, Wakefield. 1 d. 

Local Government Board, Report on Enteric Fever among Hop Pickers in 
Staffordshire and Worcestershire in 1909. (New Series, No. 30.) 4d. — 
Reports to the Local Government Board. (New Series, No. 26.) Dr. F. St. 
George Mivart’s Report on the Sanitary Circumstances and Administration 
of the Borough and the Rural District of Bridgnorth. 3 d. — Ditto. (New 
Series, No. 26.) Dr. W. W. E. Fletcher’s Report upon the Sanitary Circum- 
stances and Administration of the Borough of Brackley and of the Brackley 
Rural District. 3d. — Ditto. (New Series, No. 28.) Dr. R. W. Johnstone’s 
Report upon Outbreaks of Enteric Fever in Conway Rural District, Conway 
Urban District, and Llandudno Urban District, during 1908 and 1909. 3 d. — 
Ditto. (New Series, No. 29.) Dr. E. P. Manby’s Report upon the Sanitary 
Circumstances and Administration of the Holywell Registration District. 3d. 
— Circular to Union Assessment Committees under the Rating Act, 1874. 1 d. 

Meroier, Dr. R.: Conferences d*hygiene et de puericulture, 2« edit., in-8°, cart. 
A. Poinat. 2 fr. 

Faquet, Dr. Pierre: Manuel d’hjgiene pratique, conseils ä suivre en attendant 
l’arrivee du mödecin, pröf. du Dr. A. Calmette. in-8°. A. Maloine. 1,25 fr. 

Real-Enzyklopädie der gesamten Heilkunde. Medizinisch-chirurgisches Hand¬ 
wörterbuch für praktische Ärzte. Herausgegeben vom Geh. Med.-Rat Prof. Dr. 
Alb. Eulenburg. 2., umgearb. und verm. Aufl. 381. bis 390. Lieferung. 
(39. Bd. Enzyklopädische Jahrbücher 17. Bd. Neue Folge: 8. Jahrgang.) 
(586 S. mit 131 Abbildungen und 9 Tafeln.) Lex.-8°. Wien, Urban & Schwarzen¬ 
berg, 1910. 15 Jt\ geb. in Halbfrz. n 17,50 Jt. — Dasselbe. 3., umgearb. 
und verm. Aufl. 335. bis 344. Lieferung. (34. Bd. Enzyklopädische Jahr¬ 
bücher 17. Bd. Neue Folge: 8. Jahrgang.) (586 S. mit 131 Abbildungen und 
9 Tafeln.) Lex.-8°. Wien, Urban <fe Schwarzenberg, 1910. 15 Jt; geb. in 
Halbfrz. n 17,50 Jt. 

Reid, George: Practical Sanitation. 15th Ed., Revised. Cr. 8vo, pp. 364. 
C. Griffin. 6/. 

Sinclair, Upton and Michael Williams, The Art of Health: a Primer of the 
New Hygiene. Revised Populär Ed. Cr. 8vo, pp. 254. Health and Strength. 
net 2/6. 

Vierteljahrsschrift, Deutsche, für öffentliche Gesundheitspflege. Redigiert von 
Mor. Pistor und Sigm. Merkel. 40. Bd. Suppl. gr.-8°. Braunsohweig, 
Friedr. Vieweg & Sohn. Jahresbericht, 25., über die Fortschritte und Leistungen 
auf dem Gebiete der Hygiene. Begründet Von weil. Prof. J. Uffelmann. 
Jahrgang 1907. Unter Mitwirkung von Drs. Beez, Assist.-Arzt Bernhardt, 
Stabsarzt Boehncke u. a. herausgegeben von Reg.- und Geh. Med.-R. Dr. 
A. Pfeiffer. (XI, 705 S. mit 1 Bildnistafel.) 1910. 18 Jt. 

Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege. 42. Bd. 2. Heft. Braun¬ 
schweig, Friedr. Vieweg & Sohn. 7 Jt. 

Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten. 65. Bd. 2. und 3. Heft. 
Leipzig, Veit & Co. 14 Jt. 

2. Statistik und Jahresberichte. 

Beiträge zur Statistik der Stadt Karlsruhe. Herausgegeben vom statistischen 
Amt. Nr. 26: Die Krankenkassenstatistik für 1909. (9 S.) Lex.-8°. Karls¬ 
ruhe, G. Braunsche Hofbuchdruckerei, 1910. 1 Jt. Nr. 23 ist noch nicht 
erschienen. 

Gesundheitswesen, Das, des Preußischen Staates im Jahre 1908. Im Aufträge 
Sr. Exz. des Herrn Ministers der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal¬ 
angelegenheiten bearbeitet von der Medizinalabteilung des Ministeriums. 
(XII, 492 und 48 S.) Lex.-8°. Berlin, R. Schoetz, 1910. Bar 13,60 Jt. 
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Groß-Berlin. Statistische Monatsberichte. Unter Mitwirkung der statistischen 
Ämter von Charlottenburg, Rixdorf, Schöneberg und Wilmersdorf heraus¬ 
gegeben vom statistischen Amt der Stadt Berlin. Jahrgang 1910. 12 Hefte. 
(Jan. 13 und 41 S. mit farbigem Übersichtsplan und 2 [1 färb.] Tafeln.) Lex.-8°. 
Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht. Bar 8 Jt; einzelne Hefte 0,76 Jt. 

Jahrbuch für Volks- und Jugendspiele. In Gemeinschaft mit den Vorsitzenden 
des Zentralausschusses zur Förderung der Volks- und Jugendspiele in Deutsch¬ 
land, Landt.-Abg. E. v. Schenckendorff und San.-R. Prof. Dr. F. A. Schmidt, 
herausgegeben vom Studienr. Hofr. Prof. H. Ray dt. 19. Jahrgang. 1910. Mit 
Buchschmuck von Alois Kolb und zahlreichen Abbildungen im Text. 
(X, 348 S.) gr.-8°. Leipzig, B. G. Teubner, 1910. Geb. 3 Jt. 

Jahrbuch, Statistisches, für das Deutsche Reich. Herausgegeben vom kaiserL 
statistischen Amt. 31. Jahrgang. 1910. (XXXII, 410 und 67 S. mit 2 farbigen 
Tafeln.) gr.-8°. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, 1910. 2 Jt. 

Jahrbuch, Statistisches, für die königl. Haupt- und Residenzstadt Königsberg i. Pr. 
2. Jahrgang. 1909. Im Aufträge des Magistrats herausgegeben vom städtischen 
statistischen Amt. (VIII, 76 S.) gr.-8°. Königsberg, Hartung, 1910. 0,60 Jt. 

Jahrbuch, Statistisches, für das Königreich Sachsen. 38. Jahrgang. 1910. Heraus¬ 
gegeben vom königl. sächsischen statistischen Landesamte. Abgeschlossen 
Anfang Mai 1910. (318 S.) gr.-8°. Dresden, C. Heinrich. 1 Jt. 

Jahrbuch, Ungarisches statistisches. Neue Folge XVI. 1908. Im Aufträge des 
königl. ungarischen Handelsministers verfaßt und herausgegeben vom königl. 
ungarischen statistischen Zentralamt. Amtliche Übersetzung aus dem unga¬ 
rischen Originale. (XX, 526 S.) Lex.-8°. Budapest, F. Kilians Nachf., 1910. 
Geb. in Leinw. unbjt. 

Jahresberichte der Gewerbeaufsichtsbeamten im Königreich Württemberg für 
1909. (IV, 191 S.) 8°. Stuttgart, H. Lindemann, 1910. 2 Jt. 

Jahresbericht der großherzogl. hessischen Gewerbeinspektionen für das Jahr 
1909. Herausgegeben im Aufträge des großherzogl. Ministeriums des Innern. 
(VIII, 253 S.) gr.-8°. Darmstadt, G. Jonghaus, 1910. 1 Jt. 

Jahresbericht über die Durchführung des Kinderschutzgesetzes im Jahre 1909 
für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1909, erstattet von den groß¬ 
herzogl. hessischen Gewerbeinspektionen. (Umschlag: Das Kinderschutzgesetz 
im Großherzogtum Hessen.) Herausgegeben im Aufträge des großherzogl. 
hessischen Ministeriums des Innern. (III, 46 S.) gr.-8°. Darmstadt, G. Jong¬ 
haus, 1910. nn 0,50 wA. 

Jahresbericht des großherzogl. hessischen Landes-Wohnungsinspektors für das 
Jahr 1909. HerauBgegeben im Aufträge des großherzogl. Ministeriums des 
Innern. Nebst: Gretzschel, Landes-Wohnungsinsp.: Vortrag über Zweck 
und Aufgabe der Wohnungsinspektion. (III, 87 und 11 S.) gr.-8°. Darm¬ 
stadt, G. Jonghaus, 1910. 1 Jt. 

Jahresbericht über die Ergebnisse der immunitätsforschung. Unter Mitwirkung 
von Fachgenossen herausgegeben von Priv.-Doz. Dr. Wolfg. Weichardt. 
V. Bd. 1909. 2. Abteil. : Bericht über das Jahr 1909 mit einer zusammen¬ 
fassenden Übersicht vom Herausgeber. (XXV, 655 S.) gr. -8°. Stuttgart, 
F. Enke, 1910. 21 Jt. 

Jahresbericht über soziale Hygiene, Demographie und Medizinalstatistik sowie 
alle Zweige des sozialen Versicherungswesens. 9. Bd.: Bericht über das Jahr 
1909. Herausgegeben von Drs. A. Grotjahn und F. Kriegei. (VIII, 410 S.) 
gr.-8°. Jena, G. Fischer, 1910. 12 Jt. 

Mitteilungen des statistischen Amtes der Stadt München. XX. Bd. Lex.-8°. 
München, J. Lindauer. 1. Heft. Die Erhebung der Wohnverhältnisse in der 
Stadt München 1904 bis 1907. V. Teil. Das Westend. (XIX. bis XXIV. Stadt¬ 
bezirk.) (29 S.) 1910. Bar 1 Jt . 
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Nachrichten des statistischen Landesamts für Elsaß-Lothringen. (Neue Folge.) 
1. Jahrgang, April 1910 bis März 1911. 12 Nrn. (Nr. 1 und 2 29 S. mit Ab¬ 
bildungen und 1 farbigen TafeL) gr.-8°. Straßburg, Heinrichsche Buch¬ 
handlung. 1,50 Jt. 

Statistical Abstract for London for the year 1909. Yol XII. 1/. 

Statistik, österreichische. Herausgegeben von der k. k. statistischen Zentral¬ 
kommission. 86. Bd. 35,5x26,5 cm. Wien, C. Gerolds Sohn. III. (Schluß-)Heft. 
Statistik des Sanitätswesens in den im Reichsrate vertretenen Königreichen 
und Ländern für das Jahr 1906. Bearbeitet im Bureau der k. k. statistischen 
Zentralkommission. (II, III, XXXII, 254 S.) 1910. 8,70 Jt. 

Zeitschrift für schweizerische Statistik. 1910. 2. Heft. Bern, Francke. 1,60 J(s- 


3. Wasserversorgung, Entwässerung und Abfuhr. 

Mitteilungen aus der königL Prüfungsanstalt für Wasserversorgung und Ab¬ 
wässerbeseitigung zu Berlin. Herausgegeben von Proff. Drs. WirkL Geh. 
Ober-Med.- u. vortr. Rat Anstaltsleit. A. Schmidtmann und Geh. Med.-Rat 
Anstaltsvorst. Carl Günther. 13. Heft. (III, 130 S. mit 34 Abbildungen.) 
gr.-8°. Berlin, A. Hirschwald, 1910. 4 Jt. 

4. Straßen-, Bau- und Wohnungshygiene. 

Aus englischen Gartenstädten. Beobachtungen und Ergebnisse einer sozialen 
Studienreise. Veröffentlicht und herausgegeben von der deutschen Gartenstadt- 
Gesellschaft. (Buchschmuck von H. Vogeler-Worpswede.) (192 S. mit Ab¬ 
bildungen.) Lex.-8°. Berlin-Rehefelde 1910. Berlin-Grunewald, Renaissance- 
Verlag. Geb. in Halbleinw. 10 Jt. 

Bau, Emil: Jedem sparsamen Arbeiter ein eigenes Wohnhaus. Ein Beitrag zur 
Arbeiterwohnungsfrage. (68 S. mit 1 Tafel.) 8°. Köln, M. du Mont-Schauberg, 
1910. 1 Jt. 

Bauordnung für das Herzogtum Kärnten mit Ausschluß der Landeshauptstadt 
Klagenfurt. (5. ergänzte Aufl.) Mit einem Anhang: Begünstigung für Neu¬ 
bauten. Red. Beilage des Kärntner. Gemeindeblattes vom August 1910. (32 S.) 
gr.-8°. Klagenfurt, J. Heyn, 1910. nn0,90 

Bauordnung für das platte Land des Reg.-Bez. Schleswig. (Vom 10. April 1910.) 
Die in der Bauordnung angeführten Verordnungen sind zum Teil im Anhang 
abgedruckt. (172 S.) kL-8®. Schleswig, J. Ibbeken, 1910. Geb. bar 1,25 JL. 
— Dasselbe. Mit 16 Anhängen: Ministerialerlasse, Verordnungen, Ver¬ 
fügungen usw., auf die in der Bauordnung Bezug genommen und die bei 
Bauten zu beachten sind. (V, 150 S.) kl.-8°. Schleswig, J. Bergas’ Verlag, 
1910. Geb. 1,25 Jt,. 

Bauordnung für das platte Land, für die Landgemeinden und Gutsbezirke des 
Reg.-Bez. Schleswig vom 10. April 1910. Nebst Sachregister und einem An¬ 
hang, enthaltend den Wortlaut der in dieser Bauordnung angeführten 
wichtigeren Stellen aus anderen Gesetzen und Verfügungen. (143 S.) kl.-8°. 
Garding, H. Lühr & Dircks, 1910. Geb. in Halbleinw. 1,20 Jk. 

Bauordnung für die Stadt Rastatt. 1910 (19 S.) 8°. Rastatt, H. Greiser, 1910. 
0,30 M. 

Bauordnung für die Stadt Straßburg nebst Anlagen. (Anlage I: Einteilung des 
Stadtgebietes in die Bauklassen; Anlage II: Gewichte und zulässige Be¬ 
anspruchungen.) (VI, 70 und 25 S. mit 4 Tafeln und 1 farbigen Karte.) 8°. 
Straßburg, W. Heinrich, 1910. Bar nn 4 jfa. 

Baupolizei Verordnungen für die Stadtgemeinde Frankfurt am Main mit einem 
Bauzonenplan sowie einige einschlägige Bestimmungen. Neubearbeitet von 
der Stadtkanzlei. Nebst Polizeiverordnung betr. das Bauen in der Außenstadt 
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Frankfurt am Main. (II, 81 und 10 S. mit 1 weiteren farbigen Plan.) Lex.-8°. 
Frankfurt a. M., Gebr. Knauer, 1910. nn 3 Jt. Polizeiverordnung allein 
nn0,70 Jt. 

Bauten, Moderne kleine, für Stadt und Land. III. Serie. Kleine moderne Geschäfts- 
und Wohnhäuser. Eine Sammlung erprobter Entwürfe moderner kleiner 
Geschäfts- und Wohnhäuser (parterre oder einstöckig), als: Geschäftshäuser 
mit 1 bis 2 Ladengeschäften, Wohnhäuser mit 1 und mehreren Wohnungen, 
eingebaut und freistehend, Gasthöfe, Restaurants, Kaffeehäuser, Bäckereien, 
Apotheken, Wohnhäuser mit kleinen Werkstätten usw. usw. Fassaden und 
Schnitte 1:100, Grundrisse 1: 200. Herausgegeben nach Zeichnungen hervor¬ 
ragender Architekten und Baumeister von Anonymus. 6. (Schluß-)Heft. 
(7 Tafeln.) 62x37 cm. Budapest, Technische Verlags-Anstalt, 1909. 7 Jt. — 
Dasselbe. IV. Serie. Moderne kleine Villen und Cottages. Eine Sammlung 
erprobter Entwürfe mustergültiger kleiner Villen und Cottages in Stein, Putz¬ 
bau, Ziegelrohbau und Holzarchitektur usw. usw. Fassaden und Schnitte 
1:100, Grundrisse 1: 200. Herausgegeben nach Zeichnungen hervorragender 
Architekten und Baumeister von Anonymus. 6. (Schluß-) Heft. (7 Tafeln.) 
52x37 cm. Ebenda. 1909. 7 Jt. — Dasselbe. V. Serie. Moderne Villen 
und Landhäuser. Eine Sammlung erprobter Entwürfe mustergültiger Villen 
für 1, 2 und mehrere Familien, Doppelvillen usw. usw. Fassaden und Schnitte 
1:100, Grundrisse 1: 200. Herausgegeben nach Zeichnungen hervorragender 
Architekten und Baumeister von Anonymus. 6. (Schluß-)Heft. (7 Tafeln.) 
52X37 cm. Ebenda. 1909. 7 Jt. 

Fuchs, Dr. Arth. J.: Die Wohnungsinspektion. Ein Beitrag zur Einführung 
derselben in Österreich. (72 S.) gr.-8°. Wien, F. Deuticke, 1910. 2 Jt. 

Hillig, Hugo: Die Hygiene der Arbeiterwobnung. (31 S.) 8". Berlin, Buch¬ 
handlung Vorwärts, 1910. 0,50 Jt. 

Klein, A.: Abänderung der am 1. April 1903 erlassenen Polizei-Verordnung über 
die Bauten in den Städten des Reg.-Bez. Oppeln vom 20. Mai 1910. Ergänzung 
zur Baupolizei für die Städte des Reg.-Bez. Oppeln. (15 S.) kl.-8°. Groß- 
Strehlitz, A. Wilpert, 1910. 0,50 Jt. 

Loewe, Geh. Hofr. Prof. F.: Die Bekämpfung des Straßenstaubes. Eine Ergän¬ 
zung seines Lehr- und Handbuches „Straßenbaukunde“. (III, 30 S. mit 23 Ab¬ 
bildungen.) Lex.-8°. Wiesbaden, C. W. Kreidel, 1910. 1,40 Jt. 

Millard, C. N.: The Building and Care of the Body. Cr. 8vo. Macmillan. 2/6. 

Mitteilungen der Prüfungsanstalt für Heizungs- und Lüftungseinrichtungen an 
der königl. technischen Hochschule zu Berlin. (Vorsteher: Dr.-Ing. Rietschel, 
Geh. Reg.-Rat und Prof.) 2. Heft. (47 S. mit 10 Fig., 6 Tafeln und 9 Bl. 
Kurven.) Lex.-8°. München, R. Oldenbourg, 1910. 4 Jt. 

Piehler, Archit. Louis: Die Feuchtigkeit im Hause, ihre Ursache und Beseiti¬ 
gung unter besonderer Berücksichtigung von Grundwasserdichtungen. Aus 
der — für die Praxis. (Nach einem Vortrage mit erläuternden Skizzen.) 
(32 S.) 8°. Lübeck 1910. Stuttgart, E. Leupoldt. 1 Jt. 

Sammlung Göschen. Unser heutiges Wissen in kurzen, klaren, allgemein ver¬ 
ständlichen Einzeldarstellungen, kl.-8°. Leipzig, G. J. Göschen. Geb. in 
Leinw., jedes Bändchen 0,80 Jt. 495. Pohle, Prof. Dr. L.: Die Wohnungs¬ 
frage. I. Das Wohnungswesen in der modernen Stadt. (143 S.) 1910. 

Scheibe, Brunnenarzt Dr. Willy: Die Zentral - Luftheizung für das Einfamilien¬ 
haus. Eine hygienische und praktische Untersuchung. 26. bis 30. Tausend. 
(29 S.) 8°. Wiesbaden, Westdeutsche Verlagsgesellschaft, 1910. 0,60 .£. 

Unwin, Raymond: Grundlagen des Städtebaues. Eine Anleitung zum Entwerfen 
städtebaulicher Anlagen. Aus dem Englischen von Reg. - Baumstr. a. D. 
L. Mac Lean. (XIV, 275 S. mit 342 Abbildungen im Text und auf Tafeln 
und 7 Faltplänen.) Lex.-8°. Berlin, O. Baumgärtel, 1910. 20 Jt; geb. in 

Leinw. n 22,50 Jt. 
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5. Schulhygiene. 

Lietz, Herrn.: Deutsche Land-Erziehungsheime. Erziehungsgrundsatze und Ein¬ 
richtungen. (D. L. E. H.) (43 S. mit Abbildungen und Titelbild.) gr.-S°. 

Leipzig, H. Voigtländer, 1910. 1 Ji. 

Medical Examination of Schools and Scholars. Edited by T. N. Kelynack. With 
an Introduktion by Sir Lauder Brunton. Demy 8vo, pp. XVI—434- 
P. S. King, net 10/6. 

Sammlung der bedeutendsten pädagogischen Schriften aus alter und neuer Zeit. 
Mit Biographien, Erläuterungen und erklärenden Anmerkungen herausgegeben 
von Drs. flieg.- und Schulrat J. Gänsen, Stadtpfr. geistl. Rat A. Keller, 
Geh. Reg.- und Schulrat Bernh. Schulz. 8°. Paderborn, F. Schöningh. 
35. Bd. Comenius’, Joh. Arnos, Mutterschule oder: Über die fürsorgliche 
Erziehung der Jugend in den 6 ersten Lebensjahren. Aus dem Lateinischen 
übersetzt und mit einer Einleitung und mit erklärenden Anmerkungen ver¬ 
sehen von Sem.-Dir. Schulrat W. Altemöller. (V, 120 S.) 1910. 1,20 Ji. — 
Dasselbe. (Neue Aufl.) 8°. Ebenda. 2. Bd. Fenelon: Über die Erziehung 
der Mädchen. Für den Schulgebrauch und das Privatstudium bearbeitet und 
mit einer Einleitung und mit erläuternden Anmerkungen versehen von weil. 
Geh.Reg.- und Schulrat Fr. Schieffer. 6. Aufl. Mit einem Bildnis Fenelons. 
(XX, 94 S.) 1910. 0,80 Ji. 

Schulzahnpflege. Monatsschrift deB deutschen Zentralkomitees für Zahnpflege 
in den Schulen. Herausgegeben von Drs. Konr. Cohn, Stadtverordn. Paul 
Ritter und Erich Schmidt. 1. Jahrgang. April 1910 bis März 1911. 
12 Nrn. (Nr. 1 29 S. mit Abbildungen.) gr.-8°. Berlin, Berlinische Verlags- 
Anstalt. Bar 3 Ji; einzelne Nrn. 0,40 Ji.. 


6. Hospitäler und Krankenpflege. 

Feßler, Prof. Dr. Jul.: Taschenbuch der Krankenpflege. Mit einem Vorwort von 
Geh.-Rat Prof. Dr. Othm. v. Anger er. 3. neubearb. Aufl. (XV, 460 S. mit 
Abbildungen.) kl.-8°. München, Verlag der ärztl. Rundschau, 1909. Geb. in 
Leinw. 4 Ji. — Derselbe. Erster Unterricht in der Krankenpflege. Für 
Haus und Beruf in Frage und Antwort bearbeitet. (Neue [Titel-] Ausgabe.) 
(127 S.) kl.-8". München, Verlag der ärztl. Rundschau [1903]. 1910. 1 Ji; 

geb. n 1,25 Ji. 

Otto, Stabsarzt d. R., Kolonnenarzt Dr.: Kurzer Leitfaden der Krankenpflege. 

2. Aufl. (29 S.) kl.-8°. Heidelberg, J. Hörning, 1910. Bar 0,60 Ji. 

Stastny, Krankenh. - Dir. i. R. Dr. Jar.: Grundsätzliche Bestimmungen (Statut) 
für Krankenhäuser in fremden Ländern. (123 S.) 8°. Leipzig, F. Leineweber, 
1910. 2,40 Ji. 

Young, D. Hastings: First Aid to the Sick, or Diseases, their Descriptions and 
Treatment. Cr. 8vo, pp. 288. Routledge. net 3/6. 

7. Militär- und Schiffshygiene. 

Bericht, Sanitätsstatistischer, des kaiserl. und königl. Heeres für das Jahr 1908. 
Über Anordnungen des kaiserl. und königl. Reichskriegsministeriums bearbeitet 
und herausgegeben vom kaiserl. und königl. technischen Militärkomitee. (III, 
85 S.) 31,5x24,6 cm. Wien, Hof- und Staatsdruckerei, 1910. ß Ji. 
Bibliothek von Coler-v. Schjerning. 8°. Berlin, A. Hirschwald. 29. Bd 
WeBtphal: Ober-Arzt Dr.: Behelfsvorrichtungen beim Sanitätsdienste im 
Felde. (Vorwiegend nach Erfahrungen aus dem Hottentottenfeldzuge 1904/07.) 
(XII, 218 S. mit 99 Fig.) 1910. Geb. in Leinw. 5Ji. — Dasselbe. 31. und 
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32. Bd. Lehrbuch der Militärhygiene. Unter Mitwirkung von Drs. Stabs¬ 
und Bataillonsarzt H. Findel, Stabsärzten H. Hetsch, K. H. Kutscher 
herausgegeben von Proff. Drs. Ober-Stabs- und Hegtsarzt H. Bischoff, 
Stabsarzt W. Hoffmann, Ober - Stabsarzt H. Schwiening. 2 Bde. (XIV, 
431 und X, 451 S. mit 319 Abbildungen.) 1910. Je 7 A ; geb. je n 8 A. 

MilitÄr- Veterinär Ordnung (M. V. 0.) vom 17. Mai 1910. Entwurf. (X, 117 S.) 
8°. Berlin, E. 3. Mittler Sc Sohn, 1910. Bar f0,70A; geb. bar f0,90 A. 

Publikationen, militärärztliche. Wien, J. Öafär. Nr. 135. Rösler, Regtsarzt., 
Marodenhaus-Komm. Dr. Karl: Anleitung zur Führung eines Marodenhauses. 
(26 S.) gr.-8°. 1910. 1 A. 

Sanitäts-Bericht über die königl. preußische Armee, das XII. und XIX. (1. und 
2. königl. sächsische) und das XIII. (königl. württembergische) Armeekorps 
sowie über das kaiserl. ostasiatische Detachement für den Berichtszeitraum 
1. Oktober 1907 bis 30. September 1908. Bearbeitet von der Medizinal - Ab¬ 
teilung des königl. preußischen Kriegsministeriums. Mit 31 Karten und 
10 graphischen Darstellungen. (VII, 226. 219 und 12 S.) Lex.-8°. Berlin, 
E. S. Mittler Sc Sohn. 1910. 13,80 A. 

Sanitäts-Bericht über die kaiserl. deutsche Marine für den Zeitraum vom 1. Ok¬ 
tober 1907 bis 30. September 1908. Bearbeitet von der Medizinal-Abteilung 
des Reichs-Marine-Amts. (IV, 194 S. mit Fig.) gr.-8°. Berlin, E. S. Mittler 
Sc Sohn, 1910. 2A; geb. 3A. 

Stevenson, W. F., Wounds in War: The Mechanism of their Production and 
Treatment Roy. 8vo. Longmans. net 16/. 

Veröffentlichungen aus dem Gebiete des Marine-Sanitatswesens. Herausgegeben 
von der Medizinal-Abteilung des Reichs-Marine-Amts. Lex.-8°. Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn. 1. Heft. Riegel, Marine-Ober-Stabsarzt: Aufgaben 
des Sanitätsdienstes bei Landungen und bei Expeditionen in tropischen und 
subtropischen Gegenden. (V, 52 S.) 1910. 1 A. 

8. Infektionskrankheiten, Bakteriologie und Desinfektion. 

Crinon, Dr.: La tuberculose, comment on la guörit. in-18. 1,50 fr. Libr. des 
Annales. 

Guttmann, Zahnarzt G.: Die Mundhöhle der Hebammen, eine Infektionsgefahr 
für die Wöchnerinnen. Vortrag. (Aus: „Deutsche Monatsschr. für Zahn¬ 
heilkunde“.) (15. S.) gr.-8°. Berlin, J. Springer, 1910. 0,80 A 

9. Hygiene des Kindes. 

Carpenter, Dr. George: Kindererziehung. Chavasses Ratschläge für die Mütter 
in der Erziehung ihrer Kinder und in der raschen Behandlung im ersten 
Moment ihrer Krankheiten und Unfälle. Übersetzt von Margit May Kadel- 
burg. (VIII, 491 S.) 8°. Leipzig, 0. Dittmars Verlagsanstalt, 1910. SA; 
geb. 4A. 

FürBorgewesen. 8 Vorträge von Hofrat Jos. Meier, Dr. Eug. Doernberger, 
Gymn.-Lehr. Dr. Mart. Vogt, Ober-Med.-Rat Prof. Dr. v. Gruber, Ober-Lehr. 
A. Turtur, Drs. Prof. H. Kerschensteiner, Hofrat Freudenberger, Prof. 
Carl Kopp. (Aus: „Bayer, ärztl. Corresp.-Blatt“.) (146S.) gr.-8°. München, 
Verlag der ärztl. Rundschau, 1910. 3 A. 

H&ss&rd, E. M. and A. R.: Practical Nursing for Male Nurses in the R. A. M. C. 
and other Forces. (Oxford Medical Publications.) Cr. 8vo, pp. 354. H. Frowde. 
net 3/6. 

J&nisoh, Landesger.-Rat Frz.: Praktische Organisation des Kinderschutzes und 
der Jugendfürsorge im Bezirke des Vormundschafts- uüd Jugendgerichtes. 
(VII, 159 S.) 8°. Wien, Manz, 1910. 2,20 A ; geb. n 2,90 A. 
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Kongreß, Der X. deutsche, für Volks- und Jugendspiele in Gleiwitz vom 2. bis 
5. Juli 1909. Herausgegeben von Hofrat Prof. H. Raydt. (168 8. mit Ab¬ 
bildungen.) gr.-8°. Leipzig, B. G. Teubner, 1910. 1,50 JL. 

Krukenberg, Elsb.: Jugenderziehung und Volks Wohlfahrt. Billige Ausg. (VH, 
341 S.) 8*. Tübingen, J. C. B. Mohr, 1910. 2 Jt .; geb. 3 Ji. 

Lietz, Dr. Herrn.: D. L. E.H. Die deutschen Land-Erziehungs-Heime. Gedanken 
und Bilder. (VIII, 148 S. mit Abbildungen.) Lex.-8°. Leipzig, R. Voigtländer, 
1910. 4 Jt,. 

Major, Dir. Gust.: Unser Sorgenkind, seine Pflege und Erziehung. (XI, 428 S. 
mit Abbildungen und 13 Tafeln.) gr.-8®. Leipzig, 0. Nemnich, 1910. Geb. 
in Leinw. 8 Ji. 

Marks, Gertrude C.: The Maternity Nurses’ Daily Guide. 2nd Ed. 16mo, 
pp. 144. Bailliere. net 1/6. 

MöHers, Wilh., Bibliothek für Gesundheitspflege und Volksaufklärung, Haus¬ 
wirtschaft und Unterhaltung, kl.-8*. Oranienburg, W. Möller. Jedes Heft 
bar 0,20 Ji; geb. 0,40^4. 81. Rabich, B.: Wie ernähren wir die Seele 
unserer Kinder? Beantwortet. (26 S.) 1910. 

Myers, Bernard: Home Nursing. 2nd ed. Cr. 8vo, pp. 156. Bailiiere, sd., 
net 1/6. 

Meter, Dr. Eug.: Sorgen und Fragen in der Kinderpflege. (91 S.) 8°. München, 
Verlag der ärztl. Rundschau, 1910. 1 Ji, 

Feiper, Dir. Prof. Dr. Erich: Die Säuglingssterblichkeit in Pommern, ihre Ur¬ 
sachen und ihre Bekämpfung. Unter Mitarbeit vom 1. Assist.-Arzt Dr. Rieh. 
Pauli. Mit 1 Beilage, 3 Kurven und 3 Karten im Text. (Aus: „Klin. Jahrb.“) 
(104 S.) gr.-ö®. Jena, G. Fischer, 1910. 4 Ji. 

Philippe, Dr. J. et Dr. G.-Paul Boncour: L’öducation des anormaux. Prin- 
cipes d’education physique, intellectuelle, morale. (Bibi, de philosophie con- 
temporaine), in-16. F. Alcan. 2,50 fr. 

Pieper, Dr. Aug.: Jugendfürsorge und Jugend vereine. Ein Handbuch, heraus- 
gegeben unter Mitwirkung vom Vereinspräsides. 2., verb. und verm. Aufl. 
4. bis 10. Tausend. (406 S.) gr.-8°. M.-Gladbach, Volksvereins-Verlag, 1910. 
Geb. in Leinw. 3 Ji. 

Säuglings -Milehküchen, Die, der patriotischen Gesellschaft in Hamburg. 
3. Jahresbericht über die Jahre 1907 bis 1909, erstattet von Physik. Dr. Sieve- 
king, mit Beiträgen von Drs. Meyer-Delius und v. Ohlen. (45 S. mit 
2 Tafeln.) gr.-8°. Hamburg, C. Boysen, 1910. 1 Ji. 

Balge, B.: Der Kampf ums Leben im Säuglingsalter. Antrittsvorlesung. (24 S.) 
8®. Freiburg L B., Speyer <fe Kaerner, 1910. 0,80 Ji . 

Schriften des „Freiland“, Verein abst. Studenten, München, e. V. 8°. München* 
E. Reinhardt. 5. Heft. Gruber, Prof. Max v.: Mädchenerziehung und 
Rassenhygiene. Vortrag. (31 S.) 1910. 0,50 Ji. 

Weg, Unser. Blätter für Gesundheit in Haus und Familie. Amtliches Organ der 
preußischen Landeszentrale für Säuglingsschutz. Red.: Dr. Adf. Grabowsky. 
1. Jahrgang. Juli bis Dezbr. 1910. 12 Nrn. (Nr. 1 und 2, 32 S.) 31,5x23 cm. 
Berlin, 0. Elsner. Vierteljährlich bar 1,50 Ji. 

Welham, Sydney: A Handbook for Nurses. Cr. 8vo, pp. 240. Mills & Boon. 
net 3/6. 


10. Variola und Vaccination. 

Allen, R. W.: Vaccine Therapy, its Theory and Practice. 8vo, pp. 288. H. K. Lewis, 
net 7/6. 


11. Geschlechtskrankheiten. 

Birnbaum, Dr. Max: Lexikon der Sexualkrankheiten und verwandter Leiden, 
deren Entstehung, Verhütung und Heilung. Unter Mitwirkung von Drs. Bosse 
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und Konr. Eckold. Mit 10 mehr- und 2 einfarbigen Kunsttafeln und 
41 Illustrationen. (IV, 384 S.) gr.-8°. Berlin, A. Birk, 1910. Geb. in Leinw. 
bar 7 Ji. 

Flugschriften der deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten. (Neue Aufl.) gr.-8°. Leipzig, J. A. Barth. 2. Heft. Gutmann, 
Prof. Dr. G.: Über die Bedeutung der Geschlechtskrankheiten für die Hygiene 
des Auges. Vortrag. 3., durchgesehene Aufl. (16 S.) 1910. 0,20 Jt. 

Renault, le Dr. Al.: L’Avenir du syphilitique. Mefaits possibles de la Syphilis 
abandonnee ä elle-meme; sa benignite quand eile est soumise aux traitements 
et aux lois de l’hygiene. In-12. Doin el fils. Cart., 4 fr. 


12. Gewerbe- und Berufshygiene. 

Goliner, Dr.: Gewerbliche Gesundheitspflege. Gemeinverständlich dargestellt, 
(85 S.) 8°. Groß - Lichterfelde, Verlag der Arbeiter-Versorgung A. Troschel. 
1910. Geb. 1,40 Jt. 

Gstettner, Minist. -Sekr. Dr. Laur.: Die Gewerbeordnung. Textausgabe der 
österreichischen Gewerbeordnung (Gesetz vom 29. Dezember 1859, R.-G.-Bl. 
Nr. 227) mit Berücksichtigung aller bis Januar 1910 erfolgten Abänderungen 
und Ergänzungen. Mit Genehmigung des k. k. Handelsministeriums heraus¬ 
gegeben. 4. Aufl. (Ergänzt durch ein systematisches Verzeichnis einschlägiger 
Gesetze und Verordnungen und durch ein alphabetisches Register.) (X, 245 S.) 
8°. Wien, Manz, 1910. 2,30 Jt\ geh. n 3,15 Jt. 

Kriz y Ober-San.-Rat, San.-Konsul. A., und San.-Konzip. A. Horst, Drs.: Gesund¬ 
heitspflege des Arbeiters. Ein Leitfaden zum Unterrichtsgehrauche an den 
gewerblichen Fortbildungsschulen. (IV, 84 S. mit 28 Abbildungen.) 8°. Wien, 
Urban <fe Schwarzenberg, 1910. 0,85 Jt ; geb. n 1,10 Jt. 

Lorenz, Jac.: Die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse iil der schweize¬ 
rischen Heimarbeit. Mit besonderer Berücksichtigung der Ergebnisse der 
schweizerischen Heimarbeit-Ausstellung. II. Heft (1. Hälfte): Die Heimarbeit 
in der Seidenindustrie. Im Aufträge des Organisationskomitees als Schluß - 
bericht herausgegeben. (S. 71 bis 293 mit 1 Tafel.) gr.-8°. Zürich, Buchh. 
des Schweiz. Grütlivereins, 1910. 3 Jt. 

Nafe, Kurat. stellv. V erb.-Präses: Das Tatsachenmaterial der Gewerbeinspektions- 
berichte 1909, betr. das Arbeitsverhältnis der gewerblichen Arbeiterinnen. 
(Aus: „Arbeiterpräses“.) (12S.) gr.-8°. Berlin (C.25, Kaiserstr.37), Verband 
der katholischen Vereine erwerbstätiger Frauen und Mädchen Deutschlands, 
1910. 0,10 Jt. 

Sammlung berg- und hüttenmännischer Abhandlungen. gr.-8°. Kattowitz, Gebr. 
Böhm. 57. Heft Buchholz, Ober-Lehr. Ingen. M.: Beitrag zur Rauch- und 
Rußplage. (Aus: „Berg- u. hüttenm. Rundschau“.) (16 S. mit Abbildungen.) 
1910. 0,60 Jt. 

Schriften des ständigen Ausschusses zur Förderung der Arbeiterinnen-Interessen. 
8°. Jena, G. Fischer. 3. Heft Baum, Dr. Marie: Der Einfluß der gewerb¬ 
lichen Arbeit auf das persönliche Leben der Frau. — Bluhm, Dr. Agnes 
Der Einfluß der gewerblichen Gifte auf den Organismus der Frau. — Jaffe- 
Richthofen, Dr. E.: Die Frau in der Gewerbeinspektion. 3 Vorträge. (III, 
69 S.) 1910. 1 Jt. 

13. Nahrungsmittel. 

Bremer, Vorst. Dr. W.: Die Nahrungsmittelkontrolle durch den Polizeibeamten. 
Eine Anleitung zur Probeentnahme für amtliche Untersuchungen. (IV, 73 S.) 
8*. Berlin, J. Springer, 1910. Geb. in Halbleinw. 1,60 Jt. 

Dettmar, Adele: Kochbuch für Nervöse. (160 S.) 8°. Lauterberg, H. Limbarth» 
1910. Geb. in Leinw. 3 Jt. 
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Grimmer, Dr. W.: Chemie und Physiologie der Milch. Kurzes Lehrbuch für 
Human- und Veterinärmediziner, Nahrungsmittelchemiker und Studierende, 
sowie Milch Wirtschaftler. Nebst einer Einleitung von Prof. Dr. Zietzsch- 
raann: „Bau und Funktion der Milchdrüse“. (XII, 364 S. mit 37 Abbildgn.) 
gr.-8°. Berlin, P. Parey, 1910. Geb. in Leinw. 10 Jt. 

Peter, Molkereisch. - Dir. Doz. A.: Reisebeobachtungen über die Milchwirtschaft 
in Holland, England, den Vereinigten Staaten und Kanada. (47 S. mit 36 Ab¬ 
bildungen.) gr.-8°. Frauenfeld, Huber & Co., 1910. 1,60 Jt. 

Schall, Herrn, und Aug. Heisler, Drs.: Nahrungsmitteltabelle zur Aufstehung 
und Berechnung von Diätverordnungen für Krankenhaus und Praxis. 2., be¬ 
deutend verm. Aufl. (56 S.) Lex.-8°. Würzburg, C. Kabitzsch, 1910. 2,50 JL 


14. Alkoholismus. 

Burckhardt, Rud.: Alkohol und Lebenskunst. Vortrag. (24 S.) kl.-8°. Karls¬ 
ruhe, 1909. Stuttgart, Verlag für Volkskunst. 0,50 .£. 

Fröhlich, Dr. Rieh.: Alkoholfrage und Arbeiterklasse. 6., durch ein Vorwort 
„Zum Schnapsboykott“ verm. Aufl. (32 S.) 8°. Berlin, Buchh. Vorwärts, 

1910. 0,50 Jt. 

Gonser, Gen.-Sekr. Prof. Im man.: Alkoholgegnerische Unterweisung in den 
Schulen der verschiedenen Länder. Vortrag. (Herausgegeben von der inter¬ 
nationalen Vereinigung gegen den Mißbrauch geistiger Getränke.) (24 S.) 
gr.-8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1910. 0,40 Jt. 

Hesse, San.-Rat Dr. P.: Die Fürsorge für Alkoholkranke. An Hand der Ein¬ 
richtungen der Berliner Auskunfts- und Fürsorgestelle für Alkoholkranke in 

** Verbindung mit den Auskunfts- und Fürsorgestellen für Lungenkranke in 
Berlin dargelegt. (32 S.) gr.-8°. Berlin, R. Schoetz, 1910. 0,80 Jt. 

Holitscher, Dr.: Taschen-Atlas zur Alkoholfrage. (13 Tafeln mit 57 S. Text.) 
8°. Berlin, Deutscher Arbeiter-Abstinenten-Bund, 1910. 1 Jt. 

Sternberg, Dr. Wilh.: Die Übertreibungen der Abstinenz. Eine diätetische 
Studie für Mediziner und Nichtmediziner. (XII, 93 S.) Lex.-8°. Stuttgart, 
F. Enke, 1910. 2,40 Jt. 

Stubbe, Past. Dr. Christian: Welche Aufgaben stellt die Alkoholnot an die 
Jugend- und Volkserziehung? (Aus: „Bericht über die 26. Jahresversammlung 
des deutschen Vereins gegen den Mißbrauch geistiger Getränke, Nürnberg, 
13. bis 16. September 1909“.) (16 S.) 8°. Berlin, Mäßigkeits-Verlag, 1910. 

0,10 Jt. 

Whittaker, Präs. Dir. Right Hon. Sir Thos. P., M. P.: Alkoholische Getränke 
und Lebensdauer. Übersetzt mit der gütigen Erlaubnis des Verfassers von 
Dr. Wm. M. Hall. Mit Vorwort von Vorst. Prof. Max v. Gruber. (24 S.) 
gr.-8°. München, E. Reinhardt, 1910. 0,50 Jt. 

15. Verschiedenes. 

Archiv, Internationales, für öffentliche Mundhygiene. Herausgegeben von dem 
Vorstand der Hygiene - Kommission der Föderation dentaire internationale 
H. C. F. D. I.: Drs. Prof. Ernst Jessen, Geo. Cunningham, Prof. William 
H. Potter u. a. Red.: Prof. Dr. Ernst Jessen und Albin Lenhardtson. 
Jahrg. 1910. 4 Hefte. (l.Heft. VIII, 79 S.) gr.-8\ Straßburg, L. Beust. 4 Jt. 

Aus Natur und Geisteswelt. Sammlung wissenschaftlich - gemeinverständlicher 
Darstellungen, kl.-8°. Leipzig, B. G. Teubner. Jedes Bändchen l Jt; geb. 
in Leinw. 1,25 Jt. 307. Lo e hie in, Priv.-Doz. Dr. M.: Die krankheiterregenden 
Bakterien. Entstehung, Heilung und Bekämpfung der bakteriellen Infektions¬ 
krankheiten des Menschen, gemeinverständlich dargestellt. (VI, 120 S. mit 
33 Abbildungen.) 1910. — 321. David. Dr. Max: Körperliche Verbildungen 
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im Kindesalter und ihre Verhütung, Ein Mahn wort an Eltern t Lehrer und 
Erzieher. (IV, 110 S. mit 26 Abbildungen.) 1910. — Dasselbe. (Neue 
Aufl.) kl.-8°. Ebenda. Jedes Bändchen 1 JK> \ geb. in Leinw. 1,25 jK,. 
32. Sachs, Priv.-Doz. Dr. Heinr.: Bau und Tätigkeit des menschlichen 
Körpers. 3., verb. Aufl. (II, 152 S. mit 37 Abbildungen.) 1910. 

Baden, Zahnarzt Ferd.: Teuerung, Nahrung, Entartung. Unsere heutige Er¬ 
nährungsweise, eine schwere Gefahr für die Zukunft des Volkes. (47 S.) 8°. 
Berlin, Berlinische Verlagsanstalt, 1910. 0,75 Jh. 

Bell, R.: Dietetics and Hygienes versus Disease. A Lecture Delivered before the 
Psycho-Therapeutic Society. Cr. 8vo. Pyscho-Therapeutic Society. 6d. 

Book, weil. Prof. Dr. Carl Ernst: Das Buch vom gesunden und kranken 
Menschen. Neu herausgegeben und bearbeitet von Dr. Just. C. Bertholt. 
Nebst einem Anhang über „Die Stärkung der Lebenskraft des Menschen“ von 
Woldem. Schnöe. (4 und 780 S. mit fast 400 Abbildungen.) gr. -8°. 
München, M. Kupferschmid, 1910. Geb. in Leinw. 6 M >; in Halbfrz. bar 7 Jk. 

Broesike, Prosekt, vortr. Arzt Dr. G.: Der menschliche Körper, sein Bau, seine 
Verrichtungen und seine Pflege, nebst einem Anhang: Die erste Hilfe bei 
plötzlichen Unfällen. Mit besonderer Berücksichtigung des Turnens gemein¬ 
faßlich dargestellt. 4. verb. und verm. Aufl. (XIX, 498 S. mit 120 zum Teil 
farbigen Abbildungen, 9 farbigen Tafeln und Titelbild.) gr.-8°. Berlin, 
Fischers medizin. Verlag, 1910. 9 jH. 

Delacroix, Dr. W.: Geistig arbeiten mit Erfolg! Eine Anleitung zur hygienischen 
und fruchtbringenden geistigen Arbeit sowie neue Vorteile und Kunstgriffe 
zu ihrer Erleichterung. (III, 108 8.) 8°. Leipzig, Modern.-medizin. Verlag, 
1910. 2A. 

Dock, Lavinia L.: Hygiene and Morality. A Manual for Nurses and Others, 
giving an Outline of the Medical, Social, and Legal Aspects of the Venereal 
Diseases. Cr. 8vo, pp. V—200. Putnams. 5/. 

Dumstrey, Dr. F.: Die Körperpflege des Kulturmenschen in gesunden und 
kranken Tagen. (Umschlag: Ärztliche Ratschläge.) (162 S.) gr.-8°. Leipzig, 
Helios-Verlag, 1910. 2,80 jH»; geb. bar 4 

Endemann, Gymn.-Dir. Dr. Karl: Die wichtigsten Grundregeln gesunder Lebens¬ 
führung für die Jugend. (22 S.) gr.-8°. Leipzig, Quelle & Meyer, 1910. 
0,80 Ji. 

Ergebnisse, Die, der Sommerpflege in Deutschland (Ferienkolonien, Kinder¬ 
heilstätten usw.) im Jahre 1908. Bericht der Zentralstelle der Vereinigungen 
für Sommerpflege in Deutschland. Adresse: Steglitz, Ruge-Straße 3. (75 S.) 
Lex.-8°. Berlin, Puttkamraer & Mühlbrecht, 1910. Bar nnl,50^. 

Erziehung, Körperliche. Zeitschrift für reales Leben. Herausgeber: Dr. Vikt. 
Pi mm er. 6. Jahrgang. 1910. 6 Hefte. (1. Heft. 48 S. mit Abbildungen.) 
Lex.-8°. Wien, F. Deuticke. Bar 3,60 J6. Bisher unter dem Titel: Viertel- 
jahrsschrift für körperliche Erziehung. 

Gadd, H. W.: Legal Standing of the British Pharmacopceia. Reprinted from 
The Lancet, April 30, 1910. Lancet Off. 

Gesundheit in Wort und Bild. Populär - medizinische Zeitschrift. Unter Mit¬ 
wirkung von Universitätsprofessoren, hervorragenden Ärzten, Pädagogen usw. 
HerauBgegeben von Drs. Weißbein und Lipliawsky. Red.: Dr. S. Weiß- 
bein, für Österreich - Ungarn: S. Fischer. 7. Jahrgang. April 1910 bis 
März 1911. 12 Hefte. (1. Heft. 24 S.) Lex.-8°. Berlin, Anker-Verlag. 

Bar 3 Ji. 

Gesundheits - Kalender. Ein Nachschlage- und Belehrungsbuch von Dauerwert 
für Familie und Haus. Redigiert von Dr. Körner. Mit Beiträgen von Proff. 
Drs. Gen.-Sekr. Nietner und Vorst. Lehmann. Allgemeine Ausgabe. Jahr¬ 
gang 1911. (100 S. mit Abbildungen und 4 farbigen Tafeln.) gr.-8°. Wiirz- 
burg, Ettlinger. 0,50 Ji. 
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Glücklich, A. G.: Wie erhalte und bewahre ich meine Gesundheit? Wichtige 
Lebens-Regeln für Gesunde und Kranke. (64 S.) 8°. Freiburg i. B., H. Zetzsche, 
1910. 0,50 A. 

Hausbücher für Gesundheitspflege. 8°. Oranienburg, W. Möller. 40. Bd. Bil- 
finger, dirig. Arzt San.-R&t Dr.: Der Nerven-Arzt auf hygienisch-biologischer 
Grundlage. Ratschläge für Nervenkranke und solche, die es nicht werden 
wollen. 5. überarb. Auflage. (77 S. mit Bildnis und 2 Abbildungen.) 1910. 

I, 50 Jt. 

Ide, Dr.: Praktische Atmungsgymnastik zum täglichen Gebrauch für jedermann, 
besonders für Schulenbesucher, Stubenhocker, Berufsredner und Sänger, 
Lungen- und Herzschwäche zum Selbstunterricht oder als Anleitung durch 
den Arzt, Lehrer oder Gymnasten. (19 S. mit Abbildungen.) 8°. München, 
Verlag der ärztl. Rundschau, 1910. 0,75 JL: 

Knauer, Dr. Friedr.: Luft und Licht als Heilfaktoren. (16 S.) kl.-8°. Tachau, 
1910. Warnsdorf, A. Opitz. 0,25 Ji. 

Liszt, Elsa v.: Soziale Fürsorgetätigkeit in denVereinigten Staaten. Reiseskizzen. 

(78 S.) 8°. Berlin, J. Guttentag, 1910. 1,50 .Ä. 

Oertel, Garten-Insp. Adf., und Ed. Bauer: Heilpflanzen-Tasohenbuch. 4. Aufl. 
35000 Stück. Enthaltend die Beschreibungen von 130 der gebräuchlichsten 
Heilpflanzen und Hausmittel nebst einer kurzen Belehrung über die be¬ 
währtesten Wasseranwendungen. 80 feinst kolorierte Pflanzen-Abbildungen. 
Praktischer Ratgeber in fast allen Krankheitsfällen. Unentbehrlich für jede 
Familie. (160 S. mit Abbildungen im Text und auf 10 farbigen Tafeln.) 8°. 
Bonn, E. Bauer, 1910. 2,25 jK> ; geb. 3 M>. 

Manzen-Heilkunde, Die. Blätter für naturgemäße Heilkunst und Lebensweise. 
Organ des Vereins für Pflanzenheilkunde. Schriftleitung: F. Schubert. 
14. Jahrgang. 2. Halbjahr Juli bis Dezember 1910. 6 Nrn. (Nr. 7. 8 S.) 
32v23,5cm. Berlin, 0. Nahmmacher. Halbjährlich 3 M>. 

Räuber, Reg.- und Med.-Rat Dr. H.: Die Bestimmungen über den Verkehr mit 
Giften, Arzneimitteln und Geheimmitteln außerhalb der Apotheken für Medi¬ 
zinalbeamte, Apotheker, Drogen-, Gift-, Farbwaren-Händler und Polizeibehörden. 
Zusammengestellt und herausgegeben. 2., verm. und verb. Aufl. Neue Aus¬ 
gabe mit Berücksichtigung des Ministerial - Erlasses vom 13. Januar 1910. 
(62 S.) 8°. Düsseldorf, L. Schwann, 1910. Geb. 0,75 Jt. — Derselbe. Zu¬ 
sammenstellung der gesetzlichen Bestimmungen, Erlasse und Verordnungen 
für das Apotheker wesen, den Verkehr mit Giften und Arzneimitteln außer¬ 
halb der Apotheken sowie mit Mineralwasser nebst Apothekenbetriebsordnung 
und den Vorschriften betr. die Abgabe stark wirkender Arzneimittel für 
Apotheker, Medizinal- und Verwaltungsbeamte. (VIII, 89 S.) 8°. Leipzig, 
F. Leineweber, 1910. 1,80geb. in Halbleinw. 2 Jfc. 

Schmidt, Prof. Dr. Ferd. Aug.: Gesundheitslehre. Für die Frauenschule und 
die häusliche Belehrung bearbeitet. (VIII, 206 S. mit Abbildungen.) 8°. 
Leipzig, B. G. Teubner, 1910. Geb. in Leinw. 2,80 Ji. 

Str&ohan, Henry: A Guide to the Preservation of Health in West Afrika. 
18mo, sd., pp. 23. Constable, net 6d. 

Strauas, Dr. A.: Erkältung, Abhärtung und Sport. (26 S.) kl.-8°. M.-Gladbach, 
Volksvereins-Verlag, 1910. 0,60 Jt. 

Tibblös, William; Food and Hygiene. A Treatise upon Dietetics and Hygiene 
Treatment. Cr. 8vo, pp. 684. Rebman. net 5/. 

Tugendreich, leit. Arzt Dr. Gust.: Die Mutter- und Säuglingsfürsorge. Kurz¬ 
gefaßtes Handbuch. Mit Beiträgen von Vormundschaftsrichter Amtsger.-Rat 

J. F. Landsberg und Dr. W. Weinberg. II. Hälfte. 2. Teil. (XII und 
S. 277 bis 455 mit 6 Abbildungen und 2 farbigen Karten.) Lex.-8°. Stuttgart, 
F. Enke, 1910. 5,20 Jt (vollständig 12*&; geb. in Leinw. n 13,40 Jt). 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY 0F MICHIGAN 



Neu erschienene Schriften. 


749 


Vegelahn, Knabensch.-Lehr. Max: Die Förderung der Gesundheitspflege durch 
Schule und Fortbildungsschule, Eltern- und Volksunterhaltungsabende, Volks- 
bildungs-, Turn-, Spiel-, Jünglings- und Jungfrauen-Vereine. Material zu 
12 Vorträgen zur Förderung und Verbreitung schulhygienischen Wissens und 
zur Erweckung allseitigen Interesses für Volks Wohlfahrt und Jugendspielpflege 
gesammelt, bearbeitet, und nebst einem Anhang, enthaltend eine ministerielle 
Auswahl von Spielen, ministerielle Verfügungen und einen Aufruf zur Für¬ 
sorge für die schulentlassene Jugend. (VIII, 332 S.) 8°. Langensalza, Schul- 
buchh., 1910. 3,50 Jk. 

Volkskraft. Monatsschrift zur Bekämpfung der Volksentartung. Zeitschrift des 
deutschen Bundes für Regeneration. Herausgeber und Schriftleiter: Emil 
Peters. 9. Jahrgang. 1910. 12 Nrn. (Nr. 1. 24 S.) gr.-8°. Berlin-Neuen- 
hagen, Volkskraft-Verlag. Vierteljährlich bar 1 \ einzelne Nrn. 0,35 JUL. 

Wegweiser auf dem Gebiet der Wohltätigkeits- und Fürsorge-Vereine und 
(privaten) Wohlfahrtseinrichtungen in Alt- und in Neu-Leipzig. (71 S.) 8°. 
Leipzig (Schuhmachergasse 11), Zentrale für private Fürsorge, 1910. 1 jH. 

Whitla, Sir William: Elements of Pharmacy, Materia Medica, and Therapeutics. 
9th Eid. Cr. 8vo, pp. 688. Bailliere. net 9d. 

Wiedenmann, Bapt.: Das richtige Atmen oder die Kunst des Atmens als wichtiges 
Mittel zur Lebensverlängerung und zur Beseitigung vieler Übel. (27 S.) 8 # . 
Leipzig, M. Spohr. 1910. 0,50 

Wohlfahrteemrichtungen, Die, Bremens. Ein Auskunftsbuch, herausgegeben 
von der Auskunftsstelle für Wohltätigkeit. 2. Aufl. (XIV, 239 S.) 8°. Bremen 
F. Leuwer, 1910. Geb. bar nn 2 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



750 


Gesamtüberflicht des XLI. und XLII. Bandes. 


Gesamtübersicht des XLI. und XLII. Bandes. 

Enthaltend: 

I. Sachverzeichnis. 

II. Namenverzeichnis. 

III. Ortsverzeichnis. 


L Sachverzeichnis. 

Die in fetter Sehrift gedruckten Namen bezeichnen die Autoren von Original- 
mitteilungen und die Namen der Referenten, die in Kursivschrift gedruckten 
die Namen von Verfassern der in der Vierteljahrsscbrift besprochenen Werke 
oder Mitteilungen. D. V. f. ö. G. bedeutet: Deutscher Verein für öffentliche 
Gesundheitspflege. 


Abwässer, Die Beseitigung städtischer — 
mit besonderer Berücksichtigung der Ber¬ 
liner Abwässerfrage. (Nowack, Referat.) 
XLII, 516. 

Abwasserklärung, Grundzüge der mecha¬ 
nischen —. (Kisskalt, Referat.) XLI, 164. 

Alkoholismus und Arbeiterversicherung 
in Österreich. (Kompert.) XLI, 709. 

Alkohol kranke , Die Fürsorge für —. 
(Schenk, Referat.) XLII, 656. 

Alkohols, Der theoretische Nährwert des 
—. (Ehrhardt, Referat.) XLI, 532. 

Alkohol verbot, Über das — in den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika. (Mer¬ 
kel, Referat.) XLII, 650. 

Amtsarzt, Der —. Zeitschrift für öffent¬ 
liches Gesundheitswesen. (Merke), Referat.) 
XLI, 526. 

Arbeiten aus dem Kaiserlichen 
Gesundheitsamte. (Pistor, Referat.) 
XLI, 677. 

Bakterien, Die krankheitserregenden —. 
(Landsberger, Referat.) XLII, 654. 

—, Infektionskrankheiten und deren Be¬ 
kämpfung. (Abel, Referat.) XLII, 532. 

Bakteriologie, Die Bedeutung der — 
für die öffentliche Gesundheitspflege. (Kiss¬ 
kalt.) XLII, 498. 

—, Die — des täglichen Lebens. (Kisskalt, 
Referat.) XUI, 364. 

—, Die experimentelle — und die Infek¬ 
tionskrankheiten. (Abel,Referat.) XLI, 163. 

Beri - beriartiger Erkrankungen , Über 
einige Fälle — aus Afrika. (Kisskalt, 
Referat.) XU, 362. 


Bleivergiftungen in hüttenmännischen 
und gewerblichen Betrieben. Ursachen 
und Bekämpfung. VII. Teil. A. Bericht 
über die Erhebungen in Buch-, Stein¬ 
druckereien usw. und die Schriftgießereien. 
B. Protokoll über die Expertise betreffend 
die Buch-, Steindruckereien usw. und die 
Schriftgießereien. (Merkel, Referat.) XU, 
685. 

Demographie und Epidemiologie der Stadt 
Basel während der letzten drei Jahrhun¬ 
derte 1601 bis 1900. (Merkel, Referat.) 
XLI, 686. 

Doktor, Martha beim Onkel —. (Lands¬ 
berger, Referat.) XLII, 525. 

EiweißdifFerenzierung8verfahrens, 
Praktische Anleitung zur Ausführung des 
— mit besonderer Berücksichtigung der 
forensischen Blut- und Fieischuntersuchung, 
sowie der Gewinnung präzipitierender Sera. 
(Altmann, Referat.) XLII, 368. 

Entartung, Erdsalzarmut und —. (Lands¬ 
berger, Referat.) XU, 537. 
Entwässerungsverfahren, Die Wirt¬ 
schaftlichkeit bei dem Städte-. (Merkel, 

Referat.) XLI, 164. 

Empoisonnements, Les — alimentaires. 
(Pröbsting, Referat.) XLI, 761. 

Entgegnung. (Abel.) XLII, 637. 

Ernährung, Die ausschließliche — mit 
Vegetabilien, vom hygienischen Standpunkte 
aus beurteilt. (Ehrhardt.) XLI, 448. 

Ernährungsverhältnisse , Die — der 
Volksschulkinder. (Landsberger, Referat.) 
XLII, 527. 
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Erziehung. Die körperliche — in der 
Schule. (Frickhinger.) XLII, 260. 

Farbe, Die — der Seen und Meere. (Kolk¬ 
witz.) XLII, 305. 

Fellen, Bestimmungen für Anlagen zur Ver¬ 
arbeitung von rohen Schaf- und Ziegen- —, 
sowie von trockenen ausländischen Roh¬ 
häuten. (Referat.) XLI, 352. 

Feuerbestattung, Feuerbestatt ungs ver- 
eine und Feuerbestattungspresse. (Fürst.) 
XLII, 614. 

Fleischveraiehtungs-, Die — und Ver¬ 
wertungsanstalt der Stadt Berlin in Rüd¬ 
nitz bei Berpau i. M. (Goltz.) XU, 553. 

Fisehsterben, Das — im Oberläufe der 
fränkischen Rezat. (Federschmidt.) XLII, 
477. 

Flußverunreinigungen, Englische Maß¬ 
nahmen zur Verhütung von —. (Pleißner.) 
XLII, 318. 

Gartenkolonien, Über —. (Stander.) 

XLII, 377. 

Geisteskranke, Die Infektionskrankheiten 
m Anstalten für —, vom hygienischen 
Standpunkte aus betrachtet. (Mohr.) XLI, 
613. 

Geschlechtskrankheiten, Der Staat 
und die Bekämpfung der —. (Stade.) 
XU, 717. 

Gesundheitsamt, Arbeiten aus dem 
Kaiserlichen —. Band XXVII—XXIX. 
(Pistor, Referat.) XU, 677. 

—, Arbeiten aus dem Kaiserlichen —. 
Band XXX—XXXIII. (Pistor, Referat.) 
XLII, 353. 

Gesundheitsämter, Städtische — und 
ihre Aufgaben. (Esmarch.) Referat auf 
der 33. Versammlung des D. V. f. ö. G. 
in Wiesbaden 1908. XLI, 12. 

—, Zur Frage der städtischen —. (Roth.) 
XLI, 151. 

Gesundheitslehre» (Pistor, Referat.) 
XUI, 644. 

Gesundheitspflege, Mittelalterliche — 
im heutigen Baden. (Merkel, Referat.) 
XLI, 527. 

Gesundheitswesen, Das — des prenß. 
Staates im Jahre 1906, 1907. (Pistor, Re¬ 
ferat.) XLI, 682. 

—, Das — de» preuß. Staates im Jahre 1908. 
(Pistor, Referat.) XLII, 643. 

Gewerbenufflicht, Die Mitwirkung von 
Ärzten im Dienste der englischen —. 
(Roth, Referat.) XLII, 516. 

Gewerbe, Entwurf für ein neues unga¬ 
risches — und Arbeiterschutzgesetz. (Roth, 
Referat.) XU, 540. 

Gewerbekrankheiten, Kompendium der 
— und Einführung der Gewerbehygiene. 
(Pistor, Referat.) XU, 681. 

Granulöse, Die — im Regierungsbezirk 
Allenstein, im besonderen vom Jahre 1899 
bis 1908. (Hubrich, Referat.) XLI, 536. 

GrundwaSBer, Die Ursachen des Ein¬ 
bruchs von Eisen- und Mangansalzen in 
das Breslauer —, mit besonderer Berück¬ 


sichtigung der Bodendurchlässigkeit in der 
Ohle-Oderniederung. (Merkel, Referat.) 
XLI, 526. 

Gymnastik, Haus- gegen Haltungs¬ 

fehler , Rückgratsverkrümmungen und 
andere orthopädische Leiden. (Merkel, 
Referat.) XUI, 534. ' 

Hauskläranlagen, Über —. (Spaet.) 
XLII, 689. 

Hausschwamm — -Forschungen. Die 
Lenzitesfäule des Koniferenholzes. (Kolk¬ 
witz, Referat.) XLII, 531. 

Hebammenwesens , Bemerkungen zur 
Reform des —, zur Wöchnerinnen- und 
Säuglingsfürsorge. (Brennecke.) XLI, 689. 

—, Die Reform des — in der Schweiz. 
(Koblanck, Referat.) XLI, 687. 

Heilanstalten, Wiener —. (Merkel, Ref.) 
XLII, 646. 

Heimarbeit, Hygiene der —. Referat 
auf der 34. Versammlung des D. V. f. ö. G. 
in Zürich 1909. (Kaup.) XLII, 79. 

Heizung und Lüftung von Gebäuden. 
(Peters, Referat.) XLI, 755. 

HeizungS- und Lüftungstechnik, Über den 
heutigen Stand der —. (Schumacher.) 
XLII, 410. 

Hospitalbauten , Die Bedeutung des 
Typhus der — im Kampfe mit den In¬ 
fektionskrankheiten. (Boethke, Referat.) 
XLII, 365. 

Hygiene, Atlas und Lehrbuch der — mit 
besonderer Berücksichtigung der Städte¬ 
hygiene. (Pistor, Referat.) XUI, 362. 

—, Handbuch der praktischen — und Un¬ 
fallverhütung in Industrie, Gewerbe und 
Bergbau. (Roth, Referat.) XU, 163. 

—, Jahresbericht über soziale —, Demo¬ 
graphie und Medizinalstatistik, sowie alle 
Zweige des sozialen Versicherungswesens. 
(Merkel, Referat.) XLU, 197. 

—, Leitfaden der — für Studierende, Ärzte, 
Architekten, Ingenieure und Verwaltungs¬ 
beamte. (Pistor, Referat.) XU, 541. 

Hygienisches Tagebuch. (Merkel, Refe¬ 
rat.) XLI, 356. 

Immunitätsforsohung , Jahresbericht 
über die Ergebnisse der —. (Altmann, 
Referat.) XLI, 688. 

Irrenfürsorge, Die — in Europa. (Ehr¬ 
hardt, Referat.) XLI, 529. 

Kinderkrankheiten, Therapie der —. 
(Altschul, Referat.) XLI, 360. 

Kinder , Die Fürsorge für uneheliche —. 
(Landsberger, Referat.) XLII, 520. 

Kindes, Die Pliege des — in den zwei 
ersten Lebensjahren. (Merkel, Referat.) 
XLI, 527. 

Kochbuch, Kochlehrbuch und praktisches 
— für Ärzte, Hygieniker, Hausfrauen, 
Kochschulen. (Merkel, Referat.) XLII, 
647. 

Körper und Geist. Zeitschrift. (Merkel, 
Referat.) XLII, 196. 

Kolonisation in der Heimat. (Merkel. 
Referat.) XLI, 684. 
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Konserven als Volksnahrung. Referat auf 
der 34. Versammlung des D. V. f. ö. G. 
in Zürich, 1909. (Schottelius.) XLII, 60. 

Krankenanstalten , Deutsche und aus¬ 
ländische — der Neuzeit. (Pistor, Refe¬ 
rat.) XLII, 643. 

Krankenpflege, Taschenbuch der — für 
Krankenpflegeschulen, für Arzte und für 
die Familie. (Merkel , Referat.) XLI, 
529. 

Krankentransportwesens, Zur Frage 
der einheitlichen Organisation des — vom 
Standpunkte der öffentlichen Gesundheits¬ 
pflege. (Mohrmann.) XLII, 394. 

Kreisärzte, Dienstanweisung für die —. 
(Pistor, Referat.) XLII, 361. 

Krüppelfürsorge, Die Beratungsstelle 
für — in Nürnberg. (Rosenfeld.) XLII, 
623. 

Lebensdauer , Das Problem der — und 
seine Beziehungen zu Wachstum und Er¬ 
nährung. (Hüppe, Referat.) XLI, 356. 

—, Saluti senectutis. Die Bedeutung der 
menschlichen — im modernen Staate. 
(Mugdan, Referat.) XLII, 366. 

Lebensmittelsurrogate. (Juckenack.) 
XLII, 657. 

Lebensweise, Die richtige —. (Merkel, 
Referat.) XLII, 196. 

Lehrbuch für Heilgehilfen und Masseure. 
Krankenpfleger und Bademeister. (Pistor, 
Referat.) XLII, 361. 

Leibesübungen, Winterliche — in freier 
Luft. (Merkel, Referat.) XLII, 195. 

Lichtbiologie. (Landsberger, Referat.) 
XUI, 526. 

Linoleum, Macht — einen warmen Fuß¬ 
boden? (Merkel, Referat.) XLI, 527. 

Luft, Die Untersuchung der Königsberger 
— auf Ruß und schweflige Säure. (Hur- 
delbrink.) XU, 372. 

Luftheizung, Die Zentral-für das Ein¬ 

familienhaus. (Roth, Referat.) XLII, 
519. 

Lungenkranke, Fürsorgestellen für —. 
Referat auf der 34. Versammlung des D. V. 
I. ö. G. in Zürich 1909. (May und Pütter.) 
XLII, 11. 

Markthallen, Die hygienische Bedeutung 
städtischer —, ihre Einrichtung und ihr 
Betrieb. (Küster.) Referat auf der 33. Ver¬ 
sammlung des D. V. f. ö. G. in Wiesbaden 
1908. XLI, 122. 

Medizinalpolizei, Begründer der — und 
der Hygiene als Wissenschaften Dr. Joh. 
P. Frank. (Referat.) XUI, 191. 

Medizinalarchiv für das Deutsche Reich. 
(Pistor, Referat.) XLU, 646. 

Medizinal Verwaltung. Geschichte der 
preußischen —. (Pistor.) XLI, 173. 

Medizinalreform, Zur — in Preußen. 
(Pistor.) XLII, 209. 

Milchhandels, Die Bekämpfung des un¬ 
reellen —. (Sauter.) XLII, 360. 

Milchkunde, Handbuch der —. (Merkel, 
Referat.) XLII, 533. 


Milch, ;Über die Ursachen des unreellen 
Gebarens im Verkehr mit — und Vor¬ 
schläge zu ihrer Beseitigung. (Abel.) XU, 
484. 

—, Welche Anforderungen aind an die Ge¬ 
winnung einer — zu stellen, die roh an 
Säuglinge verabreicht werden soll. (Poppe.) 
XLII, 234. 

Militftrsanit&tswesens , Jahresbericht 
über die Leistungen und Fortschritte auf 
dem Gebiete des —. (Merkel, Referat.) 
XLI, 684. 

Militäruntauglichkeit und Großstadt¬ 
einfluß. (Merkel, Referat.) XLU, 197. 

Milzbranderkrankung, Belehrung, be¬ 
treffend die Entstehung und Bekämpfung 
der —. (Referat.) XU, 353. 

Mittelschüler. Unsere — zu Hause. (Alt¬ 
schul, Referat.) XLI, 522. 

Mutterschaftsversioherung, Über — 
und Mutterschaftskassen. (Fischer.) XU, 
505, 586. 

Mütterheimen, Die Gründung von — 
eine soziale Pflicht. (Gradenwitz.) XLI, 432. 

Nahrungsmitteln, Geschichtliches über 
die Entwickelung der amtlichen Beaufsich¬ 
tigung des Verkehrs mit —, Genußmitteln 
und Gebrauchsgegenständen. (Sieveking.) 
XLI, 290. 

Nervosität, Die Ursachen der — und ihre 
Bekämpfung. (Cramer.) Referat auf der 
33. Versammlung des D. V. f. ö. G. in 
Wiesbaden 1908. XLI, 67. 

—, Über die Verhütung der — und der 
Geisteskrankheiten durch eine gesundheits¬ 
gemäße Erziehung der Kinder und der 
heranwachsenden Jugend, besonders in der 
Schule. (Ehrhardt.) XUI, 662. 

Öfen, Bericht über die Prüfung mehrerer 
Zimmer- — auf rauchfreie Verbrennung. 
(Hurdelbrink.) XLI, 379. 

Fest. Abhandlungen aus der Seuchen¬ 
geschichte und Seuchenlehre, I. Bd. Die —. 
1. Teil. Die Geschichte der Pest. (Kiss- 
kalt, Referat.) XLI, 760. 

—, Die — als Seuche und Plage. (Kisskalt, 
Referat.) XLII, 760. »* 

Phenol und seine Derivate als Desinfek¬ 
tionsmittel. (Kisskalt, Referat.) XU, 759. 

Focken, Über die Bekämpfung der — in 
Preußen. (Gerland.) XLI, 266. 

Porzellanarbeitem, Krankheits- und 
Sterblichkeitsverhältnisse bei den — in 
I Deutschland, insbesondere im Bezirk Selb 
Rehau in Bayern. (Bogner.) XLI, 313. 

Pubertät und Schule. (Altschul, Referat.) 
XLII, 652. 

Rauchbekämpfung, Die Zukunft der —. 
(Ascher.) XLI, 382. 

Hauches, Zweiter Bericht der Kommission 
zur Bekämpfung des — in Königsberg i. Pr. 
i (Ascher.) XLI, 369. 

j H&uohplage, Die — in den Städten. Re¬ 
ferat auf der 34. Versammlung des D. V. 
f. ö. G. in Zürich 1909. (Ascher und 
| Hauser.) XLII, 116. 
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Säuglinge, Die Sterblichkeit der — und 
die Wehrhaftigkeit der Jugend. (Lands¬ 
berger, Referat.) XUI, 528. 

Säuglingsfürsorge, Aus der Berliner —. 
Arbeiten von Prof. Dr. Hugo Neumann, 
ClaraBirnbaum, Dr.ErnstMichael is, 
Dr. Ernst und Lillie Oberwarth, 
Rechtsanwalt Dr. Thiersch, Leipzig. 
(Landsberger, Referat.) XLII, 520. 

—, Blätter für —. (Merkel, Referat.) XLII, 
194. 

—, Die städtische — in Magdeburg. (Lands¬ 
berger, Referat.) XLII, 520. 

—, Moderne —. (Ehrhardt, Referat.) XLI, 
533. 

—, Über moderne —. (Steinhardt.) XLI, 
659. 

Säuglingsschutz, II. Deutscher Kongreß 
für — in München, 20., 21. Mai 1910. 
(Tugendreich, Referat.) XLII, 558. 

Säuglingssterblichkeit, Die Ursachen 
und die Verhütung der hohen — und die 
Ernährung und Pffege des Säuglings. (Mer¬ 
kel, Referat.) XLI, 527. 

Sanitären, Bericht über die — Verhält¬ 
nisse und Einrichtungen des Königreiches 
Böhmen in den Jahren 1906 bis 1908. 
(Merkel, Referat.) XLII, 646. 

Sanitätsdienst, Der — im Felde. (Meix- 
ner, Referat.) XLII, 193. 

—, Der — im Zukunftskrieg. (Meixner, Re¬ 
ferat.) XLII, 519. 

Sanitätswesen , Das steiermärkische — 
im Jahre 1906, mit Rückblick auf die 
letzten 10 Jahre. (Merkel, Referat.) XLII, 
649. 

Schlachtvieh-, Die Ergebnisse der — 
und Fleischbeschau im Deutschen Reiche 
im Jahre 1906. (Merkel, Referat.) XLI, 
686. 

—, Die Ergebnisse der — und Fleischbeschau 
im Deutschen Reiche im Jahre 1907. 
(Merkel, Referat.) XUI, 649. 

Schulbankfrage, Leo Burgerstein und 
die —. (Merkel, Referat.) XUI, 195. 

Schulelend, Wider das —, ein Notruf. 
(Pistor, Referat.) XUI, 191. 

Schulhygiene. (Altschul, Referat.) XLII, 
532. 

—, Moderne —. (Altschul, Referat.) XLI, 
524. 

—, Wandtafeln zur —. (Altschul, Referat.) 
XLII, 736. 

Schwimmrettungstafel. Lebensrettung 
bei Ertrinkenden. (Pistor, Referat.) XLII, 
644. 

Seelenzustände, Grundlagen für das Ver¬ 
ständnis krankhafter — (psychopathischer 
Minderwertigkeiten) beim Kinde in 30 Vor¬ 
lesungen. (Ehrhardt, Referat.) XLII, 363. 

Sexualhygiene und Sexualpädagogik. 
(Altschul.) XLII, 213. 

Sozialhygienisohen, Die — Zustände 
in Deutschland nach amtlichen Veröffent¬ 
lichungen aus dem Jahre 1909. (Fischer.) 
XLII, 416. 

Vierteljahrsschrift für Gesundheitspflege, 1910. 


Statistische Übersichten der Berölkerungs- 
und Medizinalstatistik in graphischer Dar¬ 
stellung. (Pistor, Referat.) XLII, 361. 

Stillstatistik, Ergebnisse einer — im 
Regierungsbezirk Magdeburg (1906/07). 
(Landsberger, Referat.) XLII, 520. 

Stillungsnot, Die —, ihre Ursachen und 
die Vorschläge zu ihrer Bekämpfung. 
(Koblanck, Referat.) XLI, 687. 

Studienreise, Bericht über die neunte 
deutsche—. (Landsberger, Referat.) XLII, 

525. 

Spielnaohmittage. (Altschul, Referat.) 
XLII, 653. 

Syphilis, Die — der Unschuldigen. (Syphi¬ 
lis insontium.) (Merkel, Referat.) XLII, 
648. 

—, Die —, ihr Wesen und ihre Heilung. 
(Merkel, Referat.) XLII, 648. 

Trinker, Erfolge und Ziele in der Für¬ 
sorge für —. (Schenk.) XLII, 568. 

Trinkwassers, Die Reinigung des — 
durch Ozon. (Daske.) XLI, 385. 

Trunksüchtige, Inwieweit ist auf dem 
Boden der jetzigen gesetzlichen Bestim¬ 
mungen eine erfolgreiche Fürsorge für — 
möglich? (Kürbitz.) XLII, 579. 

Tuberkulosearbeiten aus dem Kaiserl. 
Gesundheitsamt. (Ehrhardt, Referat.) XLI, 
534. 

Tuberkulose, Bemerkungen über die Be¬ 
kämpfung der — in einigen Ländern. 
(Ehrhardt, Referat.) XLII, 529. 

—, Das Wesen der — als Volkskrankheit 
und ihre Bekämpfung durch die Schule. 
(Merkel, Referat.) XLII, 193. 

—, Der zeitliche Verlauf der Sterblichkeit 
an — in den europäischen Staaten. (Pistor, 
Referat.) XLII, 361. 

—, Diagnostisch-therapeutisches Taschen¬ 
buch der—. (Landsberger, Referat.) XLII, 
654. 

-Konferenz. Siebente internationale —, 

Philadelphia, 24. bis 26. September 1908. 
(Landsberger, Referat.) XLI, 539. 

Tuberkulösen. Vorlesungen über die 
mechanische und psychische Behandlung 
der — besonders in Heilstätten. (Lands¬ 
berger, Referat.) XLI, 539. 

Turnen und Spiel in der preußischen Volks¬ 
schule. (Landsberger, Referat.) XLII, 

526. 

Turnerinnen, Handbuch für Leiter, Leite¬ 
rinnen und Vor- —von Frauenabteilungen. 
(Landsberger, Referat.) XLII, 527. 

Villenkolonie, Eine —. (Merkel.) XLII, 
389. 

Volksernährungsfragen. (Hüppe, Re¬ 
ferat.) XLI, 356. 

Volks- und Jugendspiele, Der IX. Deutsche 
Kongreß für —. (Merkel, Referat.) XLI, 
355. 

— — —, Jahrbuch für — 1909. (Merkel, 
Referat.) XLI, 685. 

— — —, Jahrbuch 1910 für —. (Alt¬ 

schul, Referat.) XLII, 651. 
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Volksschulen, Die hygienischen Grund¬ 
sätze für den Bau von —. (Rehlen.) 

Referat auf der 33. Versammlung des D. 
V. f. ö. G. in Wiesbaden 1908. XLI, 88. 

Volksseuchen, 14 Vorträge, heraus¬ 
gegeben vom Zentralkomitee für das ärzt¬ 
liche Fortbildungswesen in Preußen, in 
dessen Aufträge redigiert von Prof. Dr. 
R. Kutner. (Landsberger, Ref.) XLI, 540. 

W arm W&sser bereitungs - und Ver¬ 
sorgungsanlagen, Die —. (Roth, Referat.) 
XLII, 518. 

W&BBerreinigung, Die hygienische Be¬ 
deutung der — durch Permutite (künst¬ 
liche zeolithaltige Silikate). (Gans.) XLII, 
545. 

Wassers und Abwassers, Untersuchung und 
Beurteilung des —. (Salomon, Referat.) 
XLII, 733. 

—, Untersuchung des — an Ort und Stelle. 
(Merkel, Referat.) XLI, 355. 

Wasser, Taschenbuch für die chemische 
Untersuchung von — und Abwasser. (Ehr¬ 
hardt, Referat.) XLI, 534. 

— und Abwasser, Zentralblatt für Wasser¬ 
versorgung und Beseitigung fester und 
flüssiger Abfallstoffe. (Merkel, Referat.) 
XLI, 528. 

Wasserversorgung in ländlichen Be¬ 
zirken. (Schmick.) Referat auf der 33. Ver¬ 


sammlung des D. V. f. ö. G. in Wiesbaden 
1908. XU, 45. 

Wasserversorgungsverh&ltnisse, Die 

— der Stadt Moskau. (Rammel.) XLI, 
270. 

Weltauffa88ung, Beiträge zu einer opti¬ 
mistischen—. (Pistor, Referat.) XLI, 541. 

W öohnerinnen- und Säuglingsheim, Das 
Nathanstift in Fürth, ein —. (Spaet.) XLII, 
279. 

Wohnungsfürsorge, Kommunale —, 
mit besonderer Berücksichtigung der Stadt 
Zürich. Referat auf der 34. Versammlung 
des D. V. f. ö. G. in Zürich. (Schatz¬ 
mann.) XLII, 144. 

Wohnhaus, Das — und seine Hygiene. 

(Stübben, Referat.) XLI, 536. 
Wohnungsdesinfektion, Ist die — 
nach unseren jetzigen Kenntnissen, ins¬ 
besondere im Hinblick auf die neuere 
Lehre von den Bazillenträgern noch be¬ 
rechtigt und erforderlich? (Walter.) XLI, 
563. 

Wohnungsinspektion, Die —. (Lands¬ 
berger, Referat.) XLII, 653. 

Wohnungswesens, Handbuch des — 
und der Wohnungsfrage. (Stübben, Re¬ 
ferat.) XLI, 535; XLII, 655. 

Zahnhygiene in Schulen. (Altschul, Re¬ 
ferat.) XLI, 523. 


n. Namenv 
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Referat.) XU, 527. 
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XLI, 164. 
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—, Handbuch der Milchkunde. ( Sommer¬ 
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—, Hausgymnastik gegen Haltungsfehler, 
Rückgratverkrümmungen und andere ortho¬ 
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534. 
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—, Kochlehrbuch und praktisches Kochbuch 
für Arzte, Hygieniker, Hausfrauen, Koch¬ 
schulen. (Jürgensen, Referat.) XLII, 647. 
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—, Körper und Geist. ( WöUer , Referat.) 
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—, Winterliche Leibesübungen in freier 
Luft. (Burgaß, Referat.) XUI, 195. 
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—, Geschichte der preußischen Medizinal¬ 
verwaltung. XLI, 173. 

—, Gesundheitslehre. ( Schmidt , Referat.) 
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